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Allerdurchlauchtigſter Großherzog, 


Gnaͤdigſter Fuͤrſt und Herr, 


Unter Ewr. Koͤniglich en Hoheit einflußreicher Mit⸗ 
wirkung, als Erbgroßherzog, trat im Jahre 1820 das 

Grundgeſetz des Großherzogthums Heſſen in das oͤf— 
fentliche Staatsleben einz zu einer Zeit, wo das con- 
ſtitutionelle Leben innerhalb des teutfchen Staatenbun- 
des Faum in feinen Anfängen begonnen hatte, Wie 
viel Ewr. Königl. Hoheit verewigtem Vater, und 
Ewr. Königlichen Hoheit Selbft, der von Ih— 
nen regierte Staat durch die Annahme und Träftige 
Aufrechthaltung diefer Verfaſſung verdankt, weiß nicht 
blos der eingebohrene Heffe, fondern jeder unter den - 
Segnungen des conftitutionellen Syftems lebende Teutſche 
zu windigen. Erlauben daher Ewr. Königlidhe Ho- 
beit, daß ich es wage, die neue Auflage der vollftän- 
Digen Sammlung aller neuen Berfaffungen feit den 


N J 


letzten vierzig Jahren Ewr. Königlichen Hoheit 
zu widmen, in welcher die Verfaſſung des Großher⸗ 
zogthums Heſſen einen der wichtigſten Glanzpuncte 
bildet. 

Doch Ewr. Koniglig⸗ Hoheit —— Sich 
nicht, dieſe Verfaſſung in ihrem ganzen Umfange auf— 
recht zu erhalten; Sie ertheilten derſelben auch im Som⸗ 
mer des ‚gegenwärtigen Jahres den ſicherſten und feſteſten 
Stuͤtzpunct durch die neue und ſelbſtſtaͤndige Geſtal⸗ 
tung des Erziehungd-.und Schulweſens im Großher⸗ 
zogthume. Im dieſer großartigen Verfuͤgung entſchie— 
den Ewr. Koͤnigl. Hoheit uͤber die einzig ſichere 
Unterlage des conftitutionellen Lebens, weil der ſtaats⸗ 
rechtliche politifche Zwed aller neuen Berfafjungen eben 

fo auf die Zukunft, wie auf die Gegenwart, berechnet 


werden muß, und folglich 208 fünftige, jest. aufblü- 
hende, Geſchlecht in dem von Ewr. Königlichen Ho— 
beit. regierten Staate der: unermeßlich wichtigen Fol- 
gen der von Ewr. Königlichen Hoheit neubegrün- 
deten zeitgemäßen Geftaltung des Erziehungd= und 
Schulmwefens fih erfreuen wird. Durch dieſe Emanci- 
pation der Schule aus den Formen des Mittelalters 
gingen Ewr. Koͤnigl. Hoheit allen andern confti- 
tutionellen Staaten Teutſchlands voran. 

Bei dem regen Fortfchreiten zum Beſſern, das in 
den teutſchen Bundeöftaaten fi ankündiget, Tann und 
wird ein fo glanzend vorleuchtendes Beiſpiel nicht ver— 
loren ‚geben, und der Name Ewr. Königlihen Ho⸗— 
heit in den Jahrbüchern der. teutihen Nationalcultur 
und des Erziehungsweſens nimmer erlöfchen, 


Allein höher noch, als dieſes unbeftechbare Urtheil 
der Mitzeit und Nachwelt, ift für Ewr. Königlihe 
Hoheit dad lohnende Selbftbewußtfeyn, der Verfah 
fung des Großherzogthumd durch jene entfcheidende 
Maasregel die. ficherfte Gewähr für die fernfte Zukunft 
gegeben zu haben! | En, 
” eriterbe in tieſſter — 


Ewr. Sinti Hoheit 


ollerunterthänigfte 
Karl Heinrich Ludwig Politz. 


Leipzig ‚den JL. Dec. 
1832. 


Borrede, 


Als zur Michaelismeſſe 1816 (doc) bereits mit der Jahres— 
zahl 1817) der erſte Band diefer Sammlung unter dem Zitel: 
„Die Gonftitutionen. der europaͤiſchen Staaten feit 
den lebten 25 Jahren“ | 
(damald anonym) erfchien, welchem bis zum Sahre 1824 
noch drei Bände folgten, war diefe Sammlung in der That der 
erfte Verſuch, die neuen Grundgefege: im europäifchen und 
amerifanifchen: Staatenfyfteme vollftändig aufzuftelen, und 
dadurch eine befriedigende Weberficht derſelben audzumitteln, fo wie 


die Vergleichung berfelben ‚unter einander felbft, nach ihrer Aehn- 


lichkeit und Verfchiedenheit, zu erleichtern. Nur ein einziges — 
allein nicht auf denfelben Umfang berechnetes, und zugleich mit 
geſchichtlich⸗politiſchen Kritiken älterer und neuerer Berfaffungen 


— 


ausgeſtattetes — Werk von de da Croix ging dieſer Samm- _ 


Ing voraus, unter dem Zitel: „Constitutions des principaux 


etats de l’Europe et des &tats-unis de l’Amerique, 6 


Voll. à Paris, 1791 sqq. 8. — Mehrere Jahre fpäter,. als 
die von mir begonnene Sammlung, erſchien aber das ſehr ſchaͤtz— 
bare Werk: „Collection des constitutions, chartes et lois 
fondamentales des peuples de l’Europe et des deux Amé- 
riques, par M. M. Dufau, Duvergier et Guadet, Avo- 
cats à la cour royale de Paris. 6 Voll. ä Paris, 1821 
sgg. 8,“ welhem im Jahre 1830 ein Supplementband 
folgte: — Auf teutfchem Boden begann nur noch ein ähnliches Werk 
unter dem Zitel: „Diplomatifhes Archiv für Europa. 
Eine Urkundenfammlung mit hiftorifchen Einleitungen. Heraus⸗ 
gegeben von Ludw. Luͤders, herzogl. S. Goth. Altenb. Rathe. 
Leipzig, 1819 ff. 8.“ Der Herausgeber ſtarb aber bereits nach 
dem Erſcheinen des zweiten Bandes, und ber dritte Band 
ward, auf Verlangen der Berlagshandlung, von mir im Jahre 
1823 bearbeitet. Diefe jüngere Urkundenfammlung, ohnedies, 


xu | Borsehe. 


nad) dem Plan des erflen Herausgebers, mit zu ausfuhrlichen 

Einleitungen ausgeſtattet, fand keine weite Verbreitung; ſie blieb 

unvollendet und unvollſtaͤndig. Es behauptete daher in Teutſch- 
land die von mir im Jahre 1816 begonnene, und bis zum 

Jahre 1824 fortgeſetzte, Sammlung den Vorzug der groͤßern 

Vollſtaͤndigkeit vor dem Werke von Luͤders, und verband da— 

mit zugleich die moͤglichſte Billigkeit des Ladenpreiſes, ſobald 

man die Staͤrke der Baͤnde, den vom zweiten Bande an ge— 

waͤhlten engern Druck, und bie bedeutende Anzahl der aufge— 

nommenen Grundgeſetze in Anſchlag bringt. 

Denn, nach meiner feſten Ueberzeugung, — in Hine 
fiht der Vollftändigkeit, in eine folhe Sammlung. nicht blos die 
jest noch beftehenden und gültigen Verfaffungen, 
fondern auch die bereits wieder erlofchenen, fo wie die 
blos ala Entwürfe bekannt gewordenen, und nicht im Staats⸗ 
leben zur Verwirklichung gekommenen Grundgefege. Eben fo 
durften die wichtigften — mit den neuen Grundgefeßen in ges 
nauefter Verbindung flehenden, die einzelnen Artikel. und Paragra⸗ 
phen derfelben ergänzenden und weiter entwickelnden, und ge: 
wöhnlich mit den Verfaſſungen gleichzeitig erfchienenen — vr 
ganifchen Gefese (z. B. die Wahlgefege, die Preßgefebe, 
die Gefege für die Drganifation der Verwaltung und der Höch- 
ften Staatsbehörden, die Gefhäftssrbnungen u. a.) nicht auöges 
fchloffen werden, weil, ‚bei vielen Staaten, erſt durch fie die voll: ’ 
ftändige Weberfiht des gefammten MORRUEIORN 
Lebens bderfelben bewirkt. wird. 

Allein der. bloße Abdruck ber Urkunden ſelbſt ſchien 
nicht auszureichen fuͤr den weiten Kreis von Staatsbuͤrgern 
conſtitutioneller Staaten, welche das conſtitutionelle Leben mit 
höherem Intereſſe umfchloffen, und deffen mannigfaltige Schatz 
tirungen nad) den Berfchievenheiten des Inhalts der einzelnen 
- (bald. octroirten, bald pactivten, bald von conftituirenden Ver— 
fammlungen bearbeiteten) neuen Verfaffungen kennen lernen woll⸗ 
ten, wenn auch Diplomaten und mit der neueften Gefchichte in— 
nig vertraute. Staatsmänner Feiner nähern Nachweifung. ihres 
Entftehens, ihrer Einführung, und der ihnen vorausgegangenen 
aͤltern ſtaͤndiſchen Verfaffungsformen bedurften. Es fhien Da= 


Bornebe, xiu 


her fuͤr jene große Mehrzahl von Geſchäftsmannern, und von 
Maͤnnern aus den gebildeten Staͤnden in den conſtitutionellen 
Staaten noͤthig, den aufgenommenen Verfaſſungsurkunden kurze 
geſchichtlich-publiciſtiſche Einleitungen uͤber die Ver— 
anlaſſung, die Zeit und die Umſtaͤnde ihres Entſtehens, uͤber 
ihren politiſchen Grundcharakter, und über die denſelben voraus- 
gegangenen aͤltern ſtaͤndiſchen Verfaſſungsformen voranzuſchicken. 
Als aAber die erſte Auflage der vier Baͤnde dieſer Samm— 
lung neuerlich vergriffen, und das conſtitutionelle Leben, feit der 
Beendigung jener Sanımlung, namentlid) feit dem Jahre 1830, 
innerhalb des teutfhen Staatenbundes ungleich weiter ‚verbreitet 
worden war, mußte nothwendig Die — mit dem vorliegenden 
erften Bande ‚beginnende — neue Auflage diefer Sammlung 
nad) einem neuen Plane geordnet und geftaltet werden. Wer 
der die chronolögifche Aufeinanderfolge der einzelnen neuen Ver— 
faffungen, noch die — bei der erften Auflage nicht ganz zu 
vermeidende — willführlihe Vertheilung des bedeutend ver: 
mehrten Stoffes in die einzelnen Bände, Tonnte bei der neuen 
Auflage in Betracht kommen. Es fchien unumgänglich nöthig, 
alle Urkunden, melde jeden einzelnen Staat und jedes einzelne- 
Reich betrafen, in unmittelbarer (chronologiſcher) Folge auf ein-- 
ander erfcheinen zu laffen; die in ber erften Auflage noch feh- 
lenden, befonberd die neu erfchienenen, vollftändig nachzutragen, 
und zwar die gefchichtlich- publiciftifchen Ginleitungen beizube- 
halten, und ähnliche Einleitungen den neu erfchienenen Grund- 
geſetzen voranzuftellen, Dagegen aber die politifchen Anfichten und 
Urtheile, welche nicht felten in die Einleitungen zur erſten Aus- 
gabe aufgenommen worden waren, völlig auszufchließen, und, 
als unweſentlich für den unmittelbaren Zweck einer vollftändigen 
Urkundenfammlung, zu befeitigen. — Zugleich wurden von der 
Verlagshandlung dreifach verfhiedene Typen zur Be . 
zeichnung des Unterſchiedes zwifchen den gefchichtlich - publicifti: 
Shen Einleitungen des Herausgebers, den wieder erlo— 
fhenen, oder nur in Entwürfen befannt gewordenen, und 
den noch: jetzt gültigen, und im wirklichen Leben bet Staaten | 
beftehenden Berfaffungen gewählt. | 
Bei ‚einer * Urkundenſammlung, welche auf teutſchem 


xv Vorreede. 


Boden erſcheint, und zunaͤchſt auf die Beduͤrfniſſe und Wuͤnſche 
teutſcher Staats⸗ und Geſchaͤftsmaͤnner berechnet iſt, darf es 
nicht befremden, daß der erſte Band der neuen Auflage mit der 
vollſtaͤndigen Aufſtellung aller neuen Verfaſſungen innerhalb 
des teutſchen Staatenbundes beginnt, wenn gleich, der 
Zeit nach, viele neue Grundgeſetze im europaͤiſchen Staatenſy⸗ 
ſteme vor der erſten neuen Verfaſſung in Teutſchland erſchie— 

n.'.&8 lag daher im Plane der neuen Auflage, die neuen 
teutfchen Grundgefehe — theild die gültigen, theild die bereits 
wieder erlofchenen, fo wie die einzelnen Verfaſſungsentwuͤrfe, — in 
dem eriten Bande vollftändig, nach dem oben angedeuteten Ges 
fihtöpuncte, aufzuftellen. Im zweiten und dritten Bande 
werden darauf die franzsfifchen, niederländifchen, ita=- 
lienifhen, fpanifchen, portugiefifhen, polnifchen, 
fhwedifchen, norwegifden, griech iſchen u. a. neuen 
Verfaſſungen folgen. 

Von den aͤhnlichen neuen Grundgeſetzen des — 
ſchen Staatenſyſtems enthielt die erſte Auflage blos die Vers. 
faffung des nordamerifanifchen Bundesflaates vom Jahre 1787, 
mit deren Ergänzungen vom Jahre 1789. Diefe ward, nach 
dem Plane für die beginnende neue Auflage, bis jegt von den drei 
Bänden derfelben ausgefhloffen, weil — fobald die Mehrheit 
der zur GSelbftftändigfeit gelangten mittel- und füdamerifanifchen 
Staaten, durch feilbegründete Regierungen und duch ein von 
diefen Regierungen angenommenes Grundgefeß, zur innern ge= 
fegmäßigen Ordnung und politiihen Haltung gebracht feyn wird, 
— die gefammten neuen Grundgefege und Verfaffungsentwürfe 
des transatlantifhen Staatenfyflems in einem befondern 
vierten Bande erfcheinen follen. 

Indem der Herausgeber bei diefer ‚neuen . Auflage es vor⸗ | 
zog, blos auf den rein geſchichtlich-publiciſtiſchen Stand— 
punct fi zu ſtellen, und alles politiſchen Urtheild über die ur⸗ 
kundlich mitgetheilten Grundgefege fich zu enthalten, beabfichtigte 
er, diefes Werk für die neue Geſtaltung des innern Lebens 
der conftitutionellen Staaten auf diefelbe Weiſe auszuſtatten 
und zu bearbeiten, wie fuͤr das aͤußere Leben und die Wech— 
ſelwirkung der europaͤiſchen Staaten die Quellen— und Urfun- 


⸗ 


| Vorrede. | xv 
denſammlungen von Du Mont, Barbeyrac, Rouſſet, Wenck, Koch, 
und beſonders de Martens recuesl ete., mit deſſen Fort⸗ 
feßungen und Supplementen, ‚berechnet wurde. 


Uebrigens bedarf es für Männer vom Fache nicht erjt der 
Verficherung des Herausgebers, daß er, für die Erreihung der _ 


beabfichtigten Vollſtaͤndigkeit, mehrfache Schwierigkeiten zu be= 
ſtehen, feine ziemlich ausgedehnten literarifhen Verbindungen, 
theild in Zeutfchland, theild im Auslande, namentlich in Franf- 
reich, Holland," England und in der Schweiz, theils felbft in Nord⸗ 


amerifa zu benugen nöthig, und dabei einen bedeutenden Koften- 


aufwand nicht zu ſcheuen hatte, wenn er anders die beabfic- 
tigte Aufgabe möglich befriedigend Iäfen und zu dem Beſitze 
aller neu 'erfchienenen Verfaſſungen gelangen wollte Zwar 


find viele, namentlich die neueften teutfchen Verfaffungen feit - 
dem Jahre 1830, durch einzelne Abdrüde allgemein verbreitet 


worden; allein anders war ed ber Kal in der Zeit von 
1789 — 1830, und der Herauögeber erlaubt fih, die Be— 
hauptung aufzuftellen, daß vielleicht in der Bücherfammlung Eei- 
ned einzigen teutfhen Diplomaten und Staatömannes alle, in 
den drei Bänden dieſer Sammlung enthaltene, Urkunden und 
Geſetze ſich volftändig, und ohne. Ausnahme, finden dürften, 
weil wenigftens drei Viertheile derfelben nicht in den Bud): 
handel gekommen, und 4. B. einige ber bereits wieder erlofche- 
nen Altern italienifhen Werfaffungen weder in dem, vom 


März 1789 an forgfältig benugten, Moniteur, noch felbft in 


Stalien in extenso mehr aufzufinden waren, obgleidy der Her— 
auögeber das Gluͤck hatte, von einigen auögezeichneten teutfchen 
Staatömännern, die nad) Italien veifeten, bei feinen Bemühun: 
gen, die erlofchenen italienifchen. Verfaffungen vollftändig. zu er: 
halten, wefentliche Unterftügung zu finden. Deshalb kann auch 
bis jeßt noch bei einigen — verhältnißmäßig aber nur bei fehr 
wenigen — italienifchen Werfaffungen blos der allgemeine 


Inhalt derfelben, nicht aber die volftändige Urkunde, nach allen. 


ihren Paragraphen, mitgetheilt werden. Daß übrigens, in den 
. beiden folgenden Theilen, die aufgenommenen Ueberſetzungen 
der Berfaffungen mit ihrem Originale, in allen den Sprachen, 
die der ‚Herausgeber verſteht, forgfältig verglichen worben find, 


E73 


Ze 
XV. | Dorrede. . 


bedarf kaum der Verfiherung Wohl aber muß cr bemerken, 
daß dies bei den holländifchen, ſchwediſchen, norwegifchen, polni- 
fhen und andern Verfaſſungen der Fall nit war, die aber 
entweder für diefe Sammlung ausdrädlich von Männern über: 
feßt wurden, welche diefer Sprachen mächtig waren, oder doch) 
nad) den: beften bekannt gewordenen. Ueberſetzungen ihre Stelle 
in den beiden folgenden Bänden erhielten. — 

Kaum bedarf: ed ber Andeutung, wie durchgreifend das 
ganze innere Leben und das Öffentliche Staatsrecht als 
ler berjenigen- Staaten und Reiche verändert und new geftaltet 
ward, in deren Mitte neue Grundgefege eintraten. Es bedarf 
daher gewiß auch Feiner Rechtfertigung, daß der Herausgeber 
‚mit diefer Sammlung einen vollftändigen Codex’ juris publiei 
aller thatfachlich conflitutionellen Staaten und Reiche‘ beabfich- | 
tigte, weil felbft auf den Fall, daß das conftitutionelle Reben 
in eihzelnen Ländern wieder erlöfchen follte — ein Fall, der bez 
reits in Stalien, Spanien, Portugal und anderwaͤrts eintrat — 
dennoch eine folhe Sammlung in vielfader Hinſi cht theils 
nuͤtzlich zur Vergleichung, theils unentbehrlich zur Ueberſicht deſ⸗ 
"fen iſt, was irgend einmal in einem Theile Europa's als Grund: _ 
gefeß verfucht ward, oder eine Zeitlang wirklich beftand. — Denn 
abgefehen von allen übrigen hoͤchſt intereffanten politifchen Er— 
gebniffen, welche, bei der Vergleichung ber, nach ihrem In- 
halte und Charakter fo fehr von einander verfihiedenen, in bie- 
fer Sammlung enthaltenen, Grundgefege dem Diplomaten und 
dem Staatörechtölehrer von felbft fich aufbringen, bleibt dieſe 
Zufammenftelling der mannigfaltigften Grundgefege ſ bon des- 
halb lehrreich imd wichtig, weil fie unwillkuͤhrlich das Urtheil 
über den erreichten Höhepunct der Givilifatton, fo wie über Die 
thatfachli in der Gefchichte vorliegende Entwidelung des innern 
Voͤlkerlebens, und über den Geift ber Regierungen derjenigen Voͤl⸗ 
ker vermittelt, welchen durch bie feit länger als‘ vierzig Iahten 
erfchienenen Verfaffungen eine neue und feſte Grundlage des 
gefammten innern Staatölebens, nad) allen feinen einzelnen Theis 
len und’ Bedingungen, dargeboten ward. J 
Leipzig, ben I. December 1832.. 
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— ein Rad; if: Ergantfatän Jehehüiet auf das 
Lehnsſyſtem und bie kirchliche Hierarchie; in dei Welt- des Alterthums 
und der neuern Zeit nicht ſeines Gleichen hatte, beruhte in feinem In— 
nern, bis auf den Anfang des’ achtzehnten Jahrhunderts, nur auf fünf 
ſogenannten Reihögrundgefegen: der goldenen Bulle dom Jahre 
1356, Bem' ewigen Landfrieden vom Jahre 1495, der jedesmaligen 
talfertichen Wahlcapitulation (ſeit Katls 5 EN) gewöhnlich), 
dem Religionsfrieden vom Sabre 1555, und-dem weftphälifthen 
Frieden vom Jahre 1648. -Durchgreifende Verätiderungen in dem 
Länderbeftande, und, mit demſelben, zugleich in der Verfaſſung, bewirkte 
der Lunevilter Friede von 9. Febr. 1801, in welchem -dad- ganze 
Imte: Rhefttirfer "am. Frankreich uͤberlaſſen und auf die Baſis deſſelben, 
unter Frankreichs‘ und Rußlands Einfluſſe, am“ W. Februar 1803 der 
Reich sbeputattons hauptfchluß zu’ Regensburg fuͤr die neue geo⸗ 
graphiſche Form Teutſchlands mit EN Bei altern — 
des ‚Reiches, 'abgefchloffen ward. a 
Ms aber die Beſtimmungen be Preßburger gerieben (1805); ib die 
— Deſtreichs im Weſten ſeines Gebiets, dieſe Macht den teut: 
Then Inteteſſen bedeutend entfremdet hattez fo reſignirte der Kaiſer 
Stang 2; wenige Wochen "nach der Unterzeichtumg der Confoͤdera⸗ 
tiohßäcke: des Rheinbundes, am 6: Aug. 1806 feine Würde ale 
Bberhaupt des Reiches Teaſchlend war ſeit dieſer Zeit: ohne Kaiſer; 
allein Napoleon war in jener Acte ald Protector des Bundes’ ausge⸗ 
Prochen worden. Sb nun gleich. der Rheinbund Anfangs nur das weſt⸗ 
liche und: ſuͤdliche Teutſchland umſchloß und geographiſch⸗publitiſtiſch neu 
geſtaltetez ſo führten doch die Niederlagen der Preußen Auf den thuͤrin⸗ 
giſchen Schlachtfeldern im Och. 1806 die Grenzen biefes Bundes bis an 
bie Ober⸗Mittel⸗ und Niederelbe, und felbft noch uͤber dieſen Strom 
hincus durch die Aufnahme der faͤchſi iſchen xaͤnder auf bein? rechten Elb⸗ 
nn und der medlenburgifchen Häufer in den Bund, 
I. 1 


2 Zeutfchland. 


Zwar dauerte diefer Rheinbund mur fieben drüdende Jahre; allein 
während der Zeit feines Beftehens erhielten mehrere teutfche — durch 
jene Gonföderationdacte fouverain gewordene — Staaten neue 
Gonftitutionen, welche größtentheild auswärtigen Muftern nachgebils 

: det, zum Theile aber doch auch mit Rüdficht auf einheimijche Localvers 
hältnifje entworfen worden waren. Db, wann und wie — ohne 
eine rheiniſche Confoͤderationsacte — diefe teutfchen Staaten befondere 
Gonftitutionen erhalten haben würden, bleibt dahin geftellt; allein unvers 
ennbar warb die Bekanntmachung diefer Conftitutionen durch die neue 
politifche Form Zeutfchlands herbeigeführt und befchleunigt. Wenn alfo 
auch die Confüderationdacte des Rheinbundes fo wenig, wie bie neue 

teutſche Bundesatteinom 8. Jun 1845 im eigentlichen Sinne als 
eine Conftitution Teutſchlands angefehen werben kannz fo ent als 
ten doch beide bie Grundhedingung ennhet pen Befglt pi inmeen 
und äußern Berhältniffe ‚Zeutfchlauds, überhaupt. in ahpei, ſchnell. auf 

. einander ‚folgenden ‚Zeiträumen „. und ‚zugleich Die, Grund bedingungen der 
neuen Conſtitutionen der einzelnen Staaten des teutſchen Bundgs.Un⸗ 
verkennbar wuͤrden ‚Die. theils noch geltenden, . theils fchon, wieder 9 
loſchenen — Sonfitutionen, der. ſouverainen teutſchen Staaten, „melde ;in in 
die Zeit pon 4906 +- 1813 fallen,,. anders geftaltet worden ſeyn ‚wenn 
fie nach dem 8, Jun. 1815 gegeben worden wären; ſo ie die Seit 
dieſer Zeit erſchienenen Conſtitutionen ein ganz anderes politiſches Gepraͤge 
tragen, als jene fruͤhern teutſchen Conſtitutienen. Im ponuud 

Beide genere lle Achen Veutfehlandg, hahen das ‚mit einedee „ger 
mein, daß fie Teutſchiand fir einen Sta a te mb ug danimd —— 
Mitglied; des Bundes für, ſouverain exfläreng a sin Die-xh einiſche Bun⸗ 
desaete gab Teutſchland einen aus waͤrt ig en Protefoy, und, Die; ip; dev 
felben angekündigte, Bundesverſammlung trat nie in Wirklichkeit, 
gen hat der teutſche Staatenbund weder einen inländifchen „. noch 


—144 


waͤrtigen Drotecton ʒnn auch wand ‚bie; Bunbesyerfammlung „zu, dronkfurt 
obgleich. 44. Monate⸗ als es die Bundes acte gusſyrach er⸗ 
öffnet, «Wenn, nun gleich, zum Heile Teutſchlands die, iſche Bun⸗ 
desacte nur, nd der Geſchichte ge fo iſt ſi eh ron 


in Stände, weiche ı man in. ber tzutfchen — beis 
behielt, noch jetzt von großer Michtigkeit, und. ‚viele einzelne. Beftimmuns 
gen in ben befondern- Gonftitutionen teutfcher Staaten Fönnen, ‚ohne Rüde 
ficht auf fie, nicht verſtanden werden; ; ſo wie bei Nordamexika und 
bei der Schweiz: nur freilich nach einem andern Maasſtabe — die 
beſondern Conſtitutionen der einzelnen Provinzen und. Cantons ohne ihre 
Beziehung auf das allgemeine Bundesſtatut * beihen Braten, mit 
» völlig u aufgefaßt werden koͤnnen. ia I Cui 


Snſhdcutontacn vmp Sul! 1806 3 
yi en, Staaten, und Ba SR Be ER jene „beiden 


gemeinen ſcten: bie seen des ‚Rheinbundes, 


— — 8 wie der Geift , ‚der in ihnen herrfcht, 
lich” | Ms fo. Teuchtet, auch das Verhaͤltniß 
Sc om ie gegründeten, beſondern Conſti⸗ 
en teu cher Staenn von oe ein, ohne daß im Einzelnen aus⸗ 
Men "die" üdficht der eigenen, Saaf tutionen, zu denjelben nachse— 
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— anzler und u 9— der Herzog von Berg und 


ui * Marmſtadt, ‚bie: Fuͤrſten yon Naſſau⸗ Uſingen und 
— mans llern⸗ Hechingen und Hohenzollern⸗Sig⸗ 
been — Syn Sri ber’ Fürft von Iſen⸗ 
—* - - Bi A Fürft von; Liechtenftein; und der Graf 
— SD si, angemeſſene Uebereinkunft den in: 
eben — * eu ander zunngrfichern, welchem ,: wie 





em, und + neuerlich ‚Lehrte, die teutfche Reichsver⸗ 
a ie = ES de en —* DRM zus Loſchleßuns derlelben 
gten ernannt, 

n Fr en ber, Sram rg Ruhe von Raben: Herrn Karl: Merig 
zand, a Hind — AR: t, Allexhoͤchſtihren Oberſtkaͤm⸗ 
t, ausib erhältni Mn: Weahheens, der Ehrenlegion, des 
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Se— ehe Berne nnd RT u Andre, 
er Graf von der Leyen: Deren Durand / ndre . D sucht 
— * diefe find nach wechſelſeitiger ae Vollmachten Über nachfte: 
hende Artitel uͤbereingeko mmen. du tıta 9 0 maß —⸗ 
Art. 1. Die Staaten Ihrer Majeftäten der, Könige von Baiern und are 
berg, Ihrer Durchlauchten der CHurfütften Erzkanzler und von Baden, des Herzogs 
von Berg und Cleve, des, Landgrafen von: Heffen-Darmftadt, der Fuͤrſten von 
fauzUfingen und NaffausWeildurg, der Fürften von, obennellerur bedienen und 
Hohenzollern-Sigmaringen, der Fürften von Salm:Salm und Salm-Kyrburg, des 
Kürften von Sfenburg-Birftein, "des Herzogs von Ahremberg und des Flürften von 
Liechtenftein und des Grafen ‚von; der Leyen werden für immer: vom teutſchen Reichs⸗ 
gebiete abgefondert und unter. ſich durch eine, befondere Conföderation ‚unter dem 
Ramen: rheiniſche Bunbesftadten, vereitige. cd oa sei. 
Art. 2. Alle teutfche Reichsgefege, welche Ihren Majeftäteng und‘ Durchlauch⸗ 
ten die im vorigen Artikel benannten Könige, Fürften und die Grafen, * Unter⸗ 
thanen und ihre Staaten oder Theile derſelben bisher angehen, oder für fie, vers 
bindlich ſeyn konnten, follen für die Zukunft in Dinfiht Ihrer benannten Majeftä- 
ten und Durchlauchten und des gedachten Grafen, m Staaten und Unterthanen 
nichtig und von Feiner Wirkung Eh Ausgenommen bievon find jedoch die Rechte, 
welche die Staatsgläubiger und Penfioniften durch den Receß von 1803 erlangt 
haben,  desgleichen die- Verfügungen bes 39. 8. befagten Receffes — de 
DENE DEREN, welche noch ‚ferner nah Form und Inhalt in Vollzug 
Art. 8. Jeder der conföderirten Könige und Fuͤrſten verzichtet auf jene ſe er 
Titel, welche irgend "eine Beziehung auf das teutjche Reich ausprücden, und 


am crften Tage des naͤchſten Monats Auguft dent Reichstage feine Trennung vom 


Reiche befannt machen Laffen. ‚397, 108 Ä a re 
Art. 4 Se. —— Gnaberi der Reichsetzkanzler nimmt den Titel: Furſt 
Primas und Hochwuͤrdigſte Hoheit an. —— 
Mit dem Titel: Fuͤrſt Primas iſt aber kein Vorzug verbunden, welcher der 
vollen Souverainetät entgegen wäre, die jeder Gonföderirte genießen fol, 
Art. 5. Ihre Durchiauchten der Churfürft von Baden, der Herzog von Berg 
und Cleve, und der Landgraf von Beffen-Darmftadt nehmen ben Zitelz 336 
og an. Sie genichen der Rechte, Ehren und Vorzüge, welche mit der Königlichen 
Bürde’verbunden find. Ihr Rang und ihr Borgangsrecht find und bleiben, mach 
der Ordnung: feftgefest, in welcher fie im gegenwärtigen Artikel genannt find. Das 
Haupt des Haufes Naſſau nimmt den Tilel Lines Herzogs und der Graf von ber 
Leyen jenen ‚eines Fürften an) —* % aoT, Bass rt Br. Br . we 
Art. 6. Die gemeinſchaftlichen Intereſſen der’ Bundesſtaaten werden auf ei⸗ 
nem Bundestage verhandelt, der zu Frankfurt ſeinen Sitz hat und ſich in zwei Gol⸗ 
legien theilt, nämlich in das Collegium ber Könige und in das Collegium ber Fuͤrſten. 
Act: 7.. Die Furſten muͤſſen nothwendig don jeder dem theinifehen Bunde 
feemden Macht unabhängig Teynz fie Eönnen daher auch Dienfte. irgend einer Art 
nut in den rheinifchen oder ‚mit dem Bunde allitrten Staaten annehmen. Diejeni⸗ 
gen, welche fich bereits in Dienften anderer Mächte befinden und. in denſelben blei⸗ 
ben wollen, find gehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer einem ihrer Kinder zu überlaffen. 
Art. 8. Eollte der Fall eintreten, daß einer der’ genannten Fürften feine Sou⸗ 
verafnetät völlig ‘oder nur zum Theile abtretän wollte; fo kann er es nur zu Guns 
ften: eines der conföderirten Staaten. — | — ———— 
Art. 9. Alle Streitigkeiten, welche ſich unter ben Bundesſtaaten ergeben duͤrf 


ten, werden von ber Bundesverfammlung zu Frankfurt entfchieben. 


Art. 10. Im der Bundesverfammlung hat Se. Hoheit der Fürft Primas den 
Borfig. Dat eines der beiden Sollegien über irgend eine Angelegenheit ſich allein 
zu berathen; fo hat in jenem der Könige Se. Hoheit, und in jenem der Fürften ber 
Deruog von Nafjau den Vorſitz. Eure ; Pe 

vt. 11. "Die Zeitpundte, wo ſich entweder der ganze Bund, ober ein Golle- 

gium infonderheit zu verfammeln hat, die Art ver Zufammenberufunig , „bie Gehen 
ſtaͤnde der Berathung, die Art und Weife, wie Befchlüffe zu faffen und in’ Voll 

zu fegen find, werden dur ein Fundamental⸗Statut be Ind Diefes wird, Se. 

Hoheit der Fuͤrſt Primas binnen einem Monate nach der zu Regensburg erfolgten 

Notification vorfchlagen, und muß von ben jan —J werden. Eben 

fe — —— wird ben Rang der Mitglieder des Furſten⸗ Gollegiums 
i m etzen. 3 24 


Confoͤderationsaete vom 12. Juli 1806. 5 


Agt. 12, Se. Maj. ber Kaiſer der fen wird als Protector des rheini⸗ 
ſchen Bundes ausgerufen, und in dieſer ft ernennt derſelbe nach dem: jedes⸗ 
maligen -_ » 

Art. 18. Se. Maj. ber‘ von Baiern tritt an Se. Maj. den Koͤnig von 
BEE Sr ———— 

der gra urgau auf btei Wiblingen 
haben oder anſprechen kͤmmhte de ia 

Urt. 14188 Mai.’ der König: vom Wuͤrtemberg tritt an Se. Hoheit den 
Großherzog. von Baden aby bie Graffchaft Bondorf, die:Gtäbte Breunlingen und 
Villingen mit: demjenigen Theile des Gebiets dieſer Iegtern, "welcher auf der rechten 
Seite der Brigach liegt, desgleichen die Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten 
Donauufer liegenden Zubehörden des Amtes diefes Namens. 

' Art. 15: Set Hoheit der Großherzog” von Baben tritt ab an Se. Maj. den 
N von Würteniberg Stadt und. Gebiet von Biberach nebft allen Zubehörden. 
rt. 16. Se, Durchlaucht der. von: Kaffau’ tritt ab an Se. Eaiferliche 

Hoheit den Großherzog von Berg und. Eleve: die’ Stadt Deug oder Duytz mit ih: 
rem Gebiete, die Stadt und das Amt Königswinter, und das Amt Villich. 
Art. 17. Se. Maj. der König von Baiern wird die Stadt Nürnberg nebft 
ihrem Gebiete, ferner die Teutſch-Ordens⸗Commenden Rohr und Waldſtetten mit 
— Staaten vereinigen und ſolche mit vollem Eigenthum und Souverainetaͤt 


en. F 
Art. 18. Se. Maj. der König von Wuͤrtemberg wird mit feinen Staaten 
vereinigen und mit voller Cigenthum und Souverainetaͤt beſitzen: die Herrſchaft 
Wieſenſteig und Stadt, Gebiet und Dependenzen von Biberach, vermoͤge der von 
Sr. Maj. dem Koͤnige von Baiern und Sr. Hoheit dem —— von Baden 
geſchehenen Abtretungen, ferner die Stadt Walbfee, die Grafſchaft Schelklingen und 
die. SCommenden Kapfenburg oder Lauchheim und Alfchhaufen (mit Ausnahme der 
Herrſchaften Achberg und Bobenfets), endlich bie Abtei Wiblingen. 

Art. 19. Se. Hoheit der Großherzog von Baben wird mit feinen Staaten 
vereinigen und‘ mit vollem Eigenthum und Souverainetaͤt befigen: bie Grafichaft 
Bondorf, die Städte Breunlingen,' Villingen und Tuttlingen, nebft den im vierzehn: 
ten Artikel verzeichneten heilen ihrer Gebiete und Dependenzen, fo wie fie ©r. 
Hoheit von Sr. Maj. dem Könige von Würtemberg abgetreten worden find. ' 

Se. Hoheit wird ferner mit, vollem Eigenthum befigen: das Fuͤrſtenthum Hei 
tersheim nebft allen jenen dazu gehörigen Theilen, weldye in Hoͤchſtihren vermöge 
des gegenwärtigen Vertrags *8* Beſitzungen liegen. 

Auf gleiche Weiſe wird Hoͤchſtderſelbe die Teutfch.Orbens-Commenden Beuggen 
und Freiburg mit vollem Eigenthum befigen. | 

Art. 20. &e. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von. Berg wirb mit. voller Sou⸗ 
verainetät und Eigenthum befigen: die Stadt Deug oder —* mit ihrem Gebiete, 
Stadt und Amt Koͤnigswinter und das Amt Villich, gemaͤß ber von Gr. Durch⸗ 
laucht dem Herzöge von Naffau gefchehenen Abtretung. RS 

Art. 21. Se. Hoheit der Großherzog von Heffen-Darmftadt wird mit feinch 
Staaten die Burggrafihaft Friedberg vereinigen, und fie, fo lange ber jegige Burg: 
graf lebt, blos mit Gouverainetät, nad; feinem Tode ‚aber zugleich mit vollem Gi: 
genthum befigen. | | J 

Art. 22. Ce. Hoheit der Fuͤrſt Primas wird die Stadt Frankfurt und ihr 
Gebiet mit feinen Staaten vereinigen, und mit vollem Eigenthum und Souveraine— 
tät befigen, | | 

Art. 3. Ge. Durchlaucht der Fürft. von Hohenzollern-Sigmaringen wird mit 
vollem Eigenthum und Souverainetät befigen: die vorhin zur Commende Alſchhau⸗ 
ſen en Herrfchaften Achberg und Hohenfels, ferner die Klöfter Klofterwald 
und sthal. ur, 

Se. Durchlaucht wird mit Souverainetät jene ritterfchaftlichen Befigungen er: 
halten, welche innerhalb feiner gegenwärtigen Lande / und den —— im Norden 
der Donau liegen, über die ſich, Kraft gegenwärtigen Vertrages, feine Souverainetaͤt 
erftredten foll, mamentlic die Herrſchaften Gamertingen und Hettingen. Ä 
" Ark 24. Ihre Majeſtaͤten die Könige von Baiern und Würtemberg, Ihre 
Hoheiten die Großherzoge von Baden, Berg und Hefien-Darmftadt, Ihre Hoheit 
der Fürft Primas, Ihre Durchlauchten der Herzog und bie Yürften von Naffau- 
Üfingen umd Weilburg, Hohenzollern-Gigmaringen, Sakm-Kyrburg, Sfenburg:Bir- 


6 08T ut Klesklanboönsitnnsöined 
ſteln und der Gerzog von Ahremberg Äberdin! alle Souveralnetaͤtsrechte u. 


und gar: (bu. yulsfaad Intmuıe Nut er nd mursgärn du zu 


Se. Mai. der König von Balern bed das thum „die 
Srafcjafe KaftelziWie Ber ee * eg —— 
ſtenthums Hohenlohe awelche in ur aan Ansbach und im Gebitte von 
Rothenburg eingeſchloſſen find; hanientlich. das. Oberamt Schillingsfürft und Kirch 
berg; ferner über die Graffchaft Sternftein, die Fuͤrſtenthuͤmer Settingen, die Be 
fisungen des Fuͤrſten vom Thurn und Taris im Norden des Fuͤrſtenthums Neuburg, 
die: Graffchaft Edelſtetten, die Beſitzungen des Fuͤrſten und der Grafen Fugger, das 
Burggrafthum Winterrieden und endlich die) Herrſchaften Buxheim und 
mei jo wie: über die Totalitaͤt der Heerſtraße/ welche von: — — 
U R am er eu heine Bear ER 
Seh Mai, der König von Würtemberg: über die Befisungen: der Fürften und 


Grafen: von Zruchfeh-Waldburg, die Grafſchaften Baindt, Egloffs, Guttenzell, Degs 


bach, Zsny, Koͤnigseck-Aulendorf⸗/ Ochſenhauſen, Roth, Schuffenried und Weifenau, 
uͤher die Herrſchaften Mietingen und Sulmingen, Meu⸗Ravensburg, Tannheim, 
Warthauſen und Weingarten; mit Ausnahme der Herrſchaft Hagna; uͤber die Ber 
ſizungen des Fuͤrſten von Thurn und: Taxis (mit Ausſchluß derjenigen welche dem 
Fürftenthum Neuburg moͤrdlich liegen, der Herrſchaft Strasberg und des Amtes 
Oſtrach) ferner uͤber die Herrſchaften Gundelfingen amd Neufra, über die 

der Grafſchaft Limburg:Gaildorf, welche beſagte Se. Maj. noch nicht beſiten, 


alle Beſizungen der Fuͤrſten vo 1 mit der im vorhergehenden Abſchn 
endli — ‚he xormals — —S— 
Se Hoheit: der Großherzog von Badent uͤber das Fuͤrſtenthum Fuͤrſtenberg 
ovon jedoch die Herrſchaften Gundelfingen, Neufra,: Trochtelfingen, Jungnau und 
der auf der linken Seite der Donau liegende Theil des Amtes Moͤskirch ausgen 
men find), über die Herrſchaft Hagnau, die Grafſchaft Thengen, die Landgräfſ 
Mettgau, die Aemter Neudenau und Billigheim, das Fuͤrſtenthum Leiningen, die 
auf der linken Mainſeite liegenden Beſitzungen des; Fuͤrſten und der Grafen von Lö— 
wenftein- Wertheim‘, wovon: jedoch die Grafſchaft Löwenfteinz der den Grafen v 
Loͤwenſtein gehoͤrige Antheil an Limburg⸗Gaildorf, ſo wie die Herrſchaften Heuba 
Breuberg und Habizheim ‚ausgenommen: ſind, und endlich. uͤber die Beſitzungen des 
Fuͤrſten von Salm⸗Reiferſcheid Krautheim auf der Nordfeite der Zagit:. 
Se. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von Berg : über ‚die, Herrſchaften Limbu 
Styrum, Brud, Hardenberg,!Gimborn:Neuftadt und Wildenberg; - über. die. G 
Ihafter" Homburg; ‚Bentheim, "Steinfurt, Horſtmar und die -Befigungen des Herzogs 
von Looz, über die Grafichaften Siegen, Dillenburg (mit Ausnahme, ‚der, Aemter 
Wehrheim und Burbach) und Hadamar): Über ‚die Herrſchaften Wefterburg, Schadeck 
und Beilſtein/ dann über. den Theil der Herrſchaft Runkel, welcher eigentlich jo ges, 
nannt wird und auf der rechten Seite der Lahn liegt. Um eine, Verbindung zwi⸗ 
ſchen dem Herzogthum Cleve und den obengenannten im Norden deſſelben liegenden 
Beſitzungen zu, haben, folk ©. kaiſerl. Hoheit der Gebrauch einer Straße durch die 
Staaten der Fuͤrſten von Salm frei ſtehen. DVDV———— 
I @e) Hoheit der Großherzog von Darmſtadt: über, die Herrſchaften Breu 
und Heubach, über die Herrſchaft oder das Amt Habizheim, über die Grafl 
en die Herrſchaft Ilbenſtadt, den, StollbergsGedernfchen Antheil an der Graf⸗ 
ſchaft Königftein, ‚über die in ben. Staaten Sr. Hoheit eingefchloffenen ober baran 
ftoßenden Befisungen der Freiherren von Riedefel, namentlich die Gerichte Lau 
bad, Stockhauſen, Moos und Breienftein, -über die Befisungen der Fürften und Gras: 
fen von Solms in der Wetterau, mit Ausnahme der Aemter Hohenſolms, Braun 
feld und, Greifenftein, endlich über. die Grafſchaften Wittgenftein und Berlebur a 
über das Amt Heffen: Homburg ‚ weldjes die davon benannte appanagirte Linie dei 
Hauſes HeffensDarmftabt im Befige hat, - _ u vu 
@e. Hoheit der Fürft Primas: über die auf, der rechten Seite des Mains A 
legenen Befisungen des. Fürften und der Grafen. von Löwenftein- Wertheim, und, A 
die Graffhaft Rinede, u | i 


un Nor 
"Shre Durchlauchten der Herzog von Naffauslifingen und der Fürft von Air 
un A 


Weilburg n über die, Aemter Dierdorf, Altenwied, Neuerburg und den dem 

von Wied⸗Runkel gehörigen. Antheit an der Graffchaft. Nieder-Ifenburg,, uͤb 
Graffhaften Wied⸗Reuwied und Bolzapfet; über ‚die Bee —— Au 
Grafichaft Diez fammt Dependenzen, über den dem Fuͤrſten von Naſſau⸗Fulda de 
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⏑ rege ger 
der Kahn, gelegenen: Theil der t R 
das Rittergut ———— — —— die Aemter Hohenſolms, Braunfels und 






Bi nmoo 2 Hin in mm: inte 


tem Srnchtelfingeit; Dungnan unb Gtradberg, ber das Ams: Dftrach und den am 
| liegende Theil der Verrſchaft Moͤslicch.. 
Ser Durchtaucht der Furſt von Salm⸗ RKeyrbarg: über die Herrſchaft Gehmen 


Grafen von Ifenburg-Bäbingen;) Wächtersbach und, Meerholz, ohne daß die appa⸗ 


——— Durchlaucht der Verzos von Ahremberg: Über bie Grafſchaft 
Dülm . Ban tn et —V KIERE 0 42: 5 
Axt: 25, «Eins jeber der ctonföberirten Könige und Fuͤrſten foll die in feinen 
Befisungen eingefchtoffenen rittexfchaftlichen Güter: mit voller Souverainetät befigen. 
Die ʒwiſchen zwei conföberirten: Staaten gelegenen ritterſchaftlichen Güter ſollen in 
Hinſicht auf Souverainetät fo. gleich ‚als moͤglich getheilt werben, dergeftalt jedoch, 
daß daraus weder eine Zerſtuͤckelung, noch eine Vermiſchung der; Gebiete entftehe. 
Arta 68 Die Rechte der Souverainetaͤt ſind: Geſetzgebung, obere Gerichts⸗ 
barbeit, Ober⸗Poligei, militairiſche Eonfcription ober Rekrutenzug, und Recht ber 
ip 2 17, SM Tr f 

Art. 27. Ein jeder der jegt regierenden Fürften ober Grafen behält als Pa- 
ttimoniale und: Privateigenthun; ohne Ausnahme, alle Domainen, welche fie gegen: 
waͤrtig befigen,; und fo. auch ‚alle Herrſchafts⸗ und Feudalrechte, die nicht weſentlich 
zur Souverainetaͤt gehoͤren, namentlich das Recht der niedern und. mittleren bürger- - 
lihen und peinlichen Gerichtsbärkeit, ‚der forfteilichen: Gerihtöbarkeit und Polizei, 
ber Tagd und Fifcherei,uderi Berge und Huͤttenwerke, des Zehnten und der Feudal⸗ 
gefaͤlle, das Patronatvecht und. andere dieſen ähnliche, fo-wie die aus befagten Do: 
mainen und Rechten fließenden Einfünfte ı ", nn ut u 
Ihre Domainen und Güter ſollen in Ruͤckſicht der Auflagen ‚wie, bie Domainen 
und Güter der Prinzen des Haufes gehalten. werben, unter deſſen Souverainetät: fie 
Kraft des gegenwaͤtigen Vertrages: ſtehen. Sollte ——— Hauſes unbe⸗ 
wegliche Güter: befigenz' ſo werden jene den Domainen und Guͤtern der privilegirte⸗ 
ſten Claſſe —— ν wu ns 12 
ebrigens können; befagte: Domainen und Rechte an. keinen. der Eonföberation 
freden Souverain verkauft, noch auf andere Art: veräußert: merben,. wenn füe nicht 
— unter: deſſen Souverainetaͤt fie ſtehen, angeboten worden find. 

rt. 3. In peinlichen Fällen genießen die jetzt regierenden Fuͤrſten und Gra⸗ 
fen und ihre Erben das Recht ber Aufträgal:Inftang, das heißt, das Recht, von 
ihren Ebenbuͤrtigen gerichtet zu werden; und in keinem Falle Ber die Einzichung 
ihrer. Güter: erkannt oder verhängt, fondern nur bie Einkünfte Fönnen während ber 
Lebenszeit des Verurtheilten fequeftrirt werben. . } 
9 Art. 29: Dies conföberirten. Staaten tragen) zur Bezahlung ber bermaligen 
Kreisfchulben nicht blos im Rücficht ihrer alten Beſitzungen bei, fondern auch für 
jene Gebiete, die jest ihrer Sounerainetät unterworfen werden. 

‚ Die Schulden. des fchmäbifchen Kreifes fallen Ihren: Majeftäten den Königen 
von: Baiern und Würtemberg, darin Ihro ‚Hoheit dem Großherzoge von Baden und 
Ihren Durdlaudten den Fürften. von Hohenzollern⸗Hechingen und Sigmaringen, 
von Liechtenftein und von der Leyen zur Laft, und ‚werden nach Verhältnig der Fünf: 
tigen. Befigungen eines jeden ber befagten Könige: und Fuͤrſten vertheilt. 

Art. 30. Die befondern Schulden eines jeden Fuͤrſtenthums, einer jeden Graf: 
oder Herrſchaft, die unter bie Souverainetät eines der conföderirten Staaten kom— 
men, follen zwifchen dem genannten Staate und ben jest regierenden Fuͤrſten ober 
Grafen nach dem Verhältniffe der Einkünfte getheilt werden, weldye der Souverain 
erwirbt, und .bie Fürften und Grafen nad obigen Beftimmungen behalten. 

Art. 31. Den jest regierenden Bürften oder Grafen und ihren Erben foll frei 
feyn, ihre Reſidenz zu verlegen, wohin fie wollen, nur muß biefe in den Staaten 
eines Mitgliedes oder Allüirten der rheinifhen Gonföderation, »oder in den Befigun: 
gen feyn, welche fie mit Souverainetät außerhalb des Gebietes befagter Conſoͤdera⸗ 
tion behalten. Sie koͤnnen alsdann ihre Einkuͤnfte oder Capitalien beziehen, ohne 
irgend einem Rechte oder irgend einer Auflage unterworfen zu ſeyn. 

Art. 32, Die bei den Öffentlichen Verwaltungen in den Fuͤrſtenthuͤmern, Graf: 


8 ran Wentkchlandssnunnsssi,te® 


oder Herrfchaften, welche: Kraft des gegenwärtigen: Vertragts unter die Soliveraind- 
—— * pe Far ui Stanten kommen , angeftellten erfonen, deren Bunt 


genießen, die derjenigen gleich fommen muß, weiche die, etze ober 
des Staates ben Bebienfteten von gleichem: Grabe zuſichern u... . 

Art. 33.'. Die Mitglieder der miiitairiſchen ober geiftlichen Dxben;: ae ge 
Folge des gegenwärtigen Vertrages außer Beſitz kommen, . ober: —*2 —* 
fönnten,. erhalten eine jaͤhrliche und lebenslaͤngliche Penſion, welche ihren 
habten Einkuͤnften, ihrer Wuͤrde und ihrem Alter’ angemeffen‘ if, und nd Side ol —* auf 
bie Güter verhypothecirt werben,iberen Nutznießer ſie waren. —1* 

Art. 34. Die confoͤderirten Koͤnige, Großherzoge, Herzoge und Fürften ent⸗ 
fagen, jeder für fi, feine Erben und Nachfolger, jedem jegt nn ‚Rechte, 
welches derfelbe auf jegige. ober durch gegenwärtigen Vertrag: beftimmte Beſi * 
anderer Glieder der Confoͤderation hat, oder in Anſpruch nehmen koͤnnte. 
nommen: bleiben blos die eventuellen Rechte: der Nachfolge; aber nur für ben: BEL 
wenn ein Haus ober. eine Linie erloſchen ſollte, welche dermalen die Gebiete, Do: 
mainen und Güter,. über die fich obgebachte: Rechte erſtrecken koͤnnen, als Souverain 
Bet, oder vermöge des gegenwärtigen Vertrags befigen ſoll. 

Art. 35. Zwiſchen dem -franzöfifchen Reiche: und. den rheiniſchen Bundesſtaa⸗ 
ten fol; in ihrer. Geſammtheit ſowohl, als mit jedem einzelnen, ein Buͤndniß Statt 
haben, vermöge deſſen jeder Krieg auf. dem feften. Lande, ben einer der contrahiren⸗ 
er zu führen haben koͤnnte, für alle andere unmittelbar ud gemeinfamen 


. Urt. 86. Im Balle eine dieſem Vundniſſe frembe. und: — Madht ſich 
ruͤſtet, ſollen die hohen contrahirenden Theile, um nicht \umvorbereitet überfallen zu 
werben, auf die Anforderung, welche der Minifter- eines confd Staates des⸗ 
falls & Frankfurt machen wird, ſich ebenfalls bewafinen: 

as. Kontingent, welches ein jeber von den —— zu ſteien Hat; wich in 
vier. Viertel getheilt, und. die! Bunbesverfammlung hat zu beftimmen, wie: viel Bier: 
tel mobil gemacht werben follen; aber die Bewaffnung: barf nicht eher bewerkſtelligt 
werben, als in Folge einer von Gr. Maj. dem Kaiſer und Könige an jede — 

verbundenen Maͤchte erlaſſenen Einladung. 

Art. 37. Se. Maj. der König von. Baiern macht ſich anheiſchig, die Stäbte 
Augsburg und: Lindau zu befeftigen, im erſten dieſer beiden Pläge Artillerie-Etabliffes 
ments zu errichten und zu allen Zeiten zu unterhalten; am .zweiten: Oxte aber einen 
binlänglichen Vorrath an Flinten und Munition zu haben, der als Referve dienen 
fol, desgleichen auch in’ Augsburg Bäckereien anzulegen, um einen Vorrath von 
Zwieback baden‘ Laffen zu‘ — damit im Falle eines Krieges der Eures aa 
Armeen keinen Aufenthalt. erleibe. 

Art. 88. Das von jebem ber Berbändeten im Falk eines Krieges zu ſtelende 
rt wird au — Weiſe feſtgeſetzt 

Frankreich ſte 000 Mann von Art Waffen; das Königreich Baiern 
80,000 von jeder Baffenzattmg: das. Königreih Würtemberg 12,000; der 
herzog von Baden 80003 der Großherzog von Berg 50005: der‘ Größherzog von 
Darmitadt 4000. Ihre Durchlauchten der Herzog und der Fürft von Raffau ſtel⸗ 
len mit den uͤbrigen verbuͤndeten Fuͤrſten ein Contingent von 4000 Mann. 

Art. 39. hohen contrahivenden Theile behalten fih vor, in der Folge 
auch andere Fuͤrſten und Staaten Teutſchlands in ben neuen Bund aufzunehinen, 
deren Aufnahme man dem gemeinfchaftlichen Intereffe angemeffen finden wird. 

- Art. 40. Die Ratificationen de gegenwärtigen Vertrages follen am 25. Zul. 
des Fr Jahres zu Muͤnchen ausgewechſelt werden. So geſchehen Parts am 


12. 
unterzeichnet: 

Karl Moritz Talleyrand, Pürft von — Oberſtlam⸗ 
merer Sr. Maj. des Kaiſers der Franzoſen, Koͤnigs von 
Stalien, Miniſter der auswärtigen Berhättnifie a 

Anton von Cetto. 

£evin Graf von Binzingeroda. 

Karl Graf von Beuft. 

Sigismund & I. Freiherr von — — 

Marimilion Freiherr von Schell. 

Auguſt von Pappenheim. 

Johann Ernſt Freiherr von Gagern. 


Confoͤderationsacte vom⸗ 12. Juli 1806. €) 
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"Fire die be ter war es von 
Birgit, Daß, in dieſer Arte, alle; biöherige teutſche MR —5 be für 
nichtig erffärt, alle nicht in den. Bund, aufgenommene eichöftände im . 
weftlichen und füplichen Zeutfchlande. mebiatifi ya die Mitglieder des 
Bundes, auf dem (nie eröffneten). Bunbesta — — ge: 
theit, alle innere, Streitigkeiten. — des Bundes an viefe 
Bunbesverfammlung zu Frankfurt gewieſen, ſaͤmmtliche Mitglieber - für 
fouverain erklaͤrt, und did Rechte der Souverainetaͤt in» das Recht Der 
Geſetzgebung der hoͤchſten Gerichtsbarkeit, der: har Polizei; det Som 
feription und ver Beſteuerung gefeht mutben. a 

Nach den: ‚Niederlagen der Preußen: im Spätjahre 41806. ward diefer 

"Rheinbund über das ganze nördliche: Teutſchland — doch ohne irgend 
‘ eine Mebdiatifirung — erweitert, Durch beſondere Verträge, traten, dem⸗ 
felben bei: ‚zu Polen ber Churfuͤrſt von Sachſen, als König, am 11. Der. 
1806; ‚bie, ‚fünf ſaͤchſiſchen Herzoge zu. Poſen am 15. Dec. 1806; bie 
Haͤuſer Anhalt, Schwarzburg, Lippe, Reuß und: Waldeck zu Warſchau 
am 18. April 1807; die beiden Mecklenburgiſchen Haͤuſer im Februar 
und März 1808, und der Herzog von Oldenburg am 14. Oct. 1808. 
Anerfannt von Rußland und Peußen ward der Rheinbund im Frieden 
zu Zilfit am 7. und 9, July 1807, nach, welchem. auch das in -biefem 
Frieden neugefchaffene Königreich" Menodelen einen Theil beſſelben 
bildete. 

Wenn nun gleich die Creignife, unter: meichen ber KRheinbund 
der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (10. und 18. Oct. 1813) zufammenftinzte, 
nicht hierher gehören ;. fo erhielt doch Teutſchland nach dieſer Schlacht, 
durch die Ruͤckkehr einiger teutſcher Fuͤrſten, welche ihre Laͤnder verloren 
hatten, durch das Erloͤſchen des Koͤnigreichs Weſtphalen, des Großher⸗ 
zogthums Frankfurt und des Großherzogthums Berg, ſo wie durch die 
Nediatiſirung der Fürften von Iſenburg und von Leyen, und durch die 
Abtretung, von 3 der Bevölkerung. des Königreihd Sachfen an Preußen 
fehr ‚bedeutende, ftatiftifch-politifche Veränderungen, welche durch die Ver 
größerung Preußens und Hannovers, Weimard und anderer teuticher 
Staaten, Busch ben Beitritt Deſtreichs und ‚Preußens, nach ihren feut- 
fhen Ländern, zu dem t+"" “> Wulnahme Saale 
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ſteins und Luxemburgs in denſelben noch ſolgenreicher wurden. So kam, 
mit Rüͤckſicht auf dieſe neuen ſtattttſchoitiſchen Beſtimmungen, am 8. 
Juny 1815 auf dem Wiener Congreſſe nach langen Verhandlungen und 
nach mehrern vorgelegten und“ pe Ar Entwürfen, die teutfche 
Bundes ate gu Stande, welche; nach ihren eilf allgemeinen Artikeln, 
der Generalacte bes Wiener Songeeffeg dom I Sun. 1815 einverleibt 
und dadurch unter die Garantie allen auf dem Wiener Gongreffe vers 
fammelten europäifchen Mächte geftellt ward. _ 


fe Dien teutſche Bundesacke, mom: —R& *). 


‚Im ‚Rühen bet ailetheittgſten und unpettgdren HAN 
1 Beeitimipkeit. 1 " 


20 sl Er 
Ar ‚fouyerainen Surf en. und ferien "Städte, Feutfch and J gemeins 
— ae Bedbnh, ki 84 Artikel des des Patifer Frie us nn Mai 
Yung zu fegen, und von’ ber Boceten üsaget, weiche aus 
ihter Hi dauerhaften Vetbindung für die Sicherheikund’ Unabhäns 
gigkeit Tutſchlands und. die Ruhe und! das Gleichgewicht Europus hervor! 
gehen wuͤrden ſind uhereingeky minen/ ſich zu einem heſtaͤndigen Bunde zu 
vereinigen, und haben zu dieſ m Behuf ihre Geſandten und Abgeordneten 
am Congreffe in Wien mit m Bet verfehen, nämlich: 
Se. Kaiſetlich⸗Koͤnigliche apoſtoliſche Drappät ben Seien ——— Den: 
sestaus: Lothar Fürften:won Metternich u.fiw., .:. 1263 
Folgen die Namen der Bevollmaͤchtigten 9. 9 REN 
, In Gemaͤßhelt dieſer Beſchlüſſe haben die ——— — 


ten, nach geſchehener Auswechslung be * — Volmitchten fee 
— Artitel verabwehet: Ä 
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Fe — Ft — Me aa en wre 
msn, we ce. Allgemeine Beſtimmungen. * 

Sg 1. Die föuverafnen Fuͤrſten und frelen Staͤdte Teutſchlands mit 
IR FF. MM. des Kaifers von Oeſtreich und der Könige von Preußen, 
von Dänemark und ber Niederlande; und zwar der Kaifer von Deftreich, der 
König. von; Preußen, beide für ihre geſammten vormals zum. teutfchen Reiche 
ge hörigen Be igungen; der König von Dänemark für Holftein, der König der 

iederlande für das Großherzogthum Luremburg, vereinigen fic) zu einem 
beſtaͤndigen Bunde, welcher der teutſche Bund heißen ſoll. 

Art, 2. Der Zweck deſſelben iſt Erhaltung der aͤußern und innern 
Sicherheit Teutfchlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit ber ein: 
zeinen teutihen Staaten. 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben, als folche, gleiche Rechte. Si⸗ ver⸗ 
pflichten ſich alle gleichmaͤßig, die Bundesacte unverbruͤchlich zu halten. 

Art. 4. Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine Bundesver: 
ſammlung beforgt, ‚in welcher alle Glieder deſſelben durch ihre Beoamch⸗ 


) Abgedruckt na dem authentif ch en Abdruck, ber zu Frankfurt, am Main 
1816 mit Bewilligung der kaiſerlichen a Srrandefenfe am SEutTweR Bun: 
debtage erſchien. E 
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tigten thells VA ſammtſtimmen folgendermaßen, jedoch unt hnbefdjabet 


ihres Rang®, führen. - - 8) u ment 6 
1.-Deftrelh . Kr Be un ur 
2 Preußen — — — euſ 2.) \€ 55 5 Nod, — 
3-Baierh ii rer DV re 72 7% G er: 40% — 
4. Sacfln . Br re —* | —* 
5Hann Di ee I, 1 „a 
6 MWürtömberg . "ER ee "ak "HE VERR: ER KEIHRZSTICHO "=, PD ne! 
T. Baden ir u a N 3 tagte s .:1 — 
8 Churheſſ ſſen ‚Tee: u: * —00— — 2 
9 Großherzogthum Heffen ee 
10. Daͤnemark wegen Holftein . . "band mpg 
11: Niedetlande wegen des: Grofherzogthums Suramburg. rt a 
12-Die großherzoglich und heczoglich ſaͤchſi ſchen He Poren, 22.2007 
13: Braunfhweig und Naffau : ı x Bei ee, Zen 
14 Medfenburg: Schwerin und Seienburg- Shen; wei DE A. 
15: Holſtein⸗ Oldenburg, Anhalt und Schwa wi * 


rzbur 
16. Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, bene 
— und Waldeck » * 
17. Die freien Städte übe, Gear, Beinen " Hamburg :- — 


Zuſammen mu. . N Er Stirhtien. 


Art,. 5. Dſteach hat bei bir Bundesberfamintung FE ig. Jedes 
Bundesglied iſt· befugt, Vorſchlaͤge zu machen und’ in Vorſchlag zu beingen, 
und der Vorſitzende iſt —— — ſolche in einer zu —“ Zeitfriſt 
der — — zu’ übergeben. BED. 

Ark’6. Wo es auf Ab feſfang und Abänderung: * Grundeeſehen des 
Bundes, Auf Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, auf orgaͤniſche 
Bundeseinrichtungen und auf gemeinnuͤtzige Anordnungen‘ ſonſtiger Art ans 
kommt, bildet He bie Verfaimmlung zu anem Plenam, wobei jedoch, mit 
Rückficht auf die Verſchledenheit der Groͤße der einzelnen Bundesſtaaten, fon 
gende Berechnung und‘ heruc der Stimmen bergrredet iſt: 

1. Deſtreich erhält BI a 4: Sttminen, 


2Preußen De en 
3. Sachſen FASO AR PASS TFEISE EEE EN Zur 2737, 
ee iB — — 
ee er rat ra, 
6. Würtemberg TTS ne 
EB a EB ti 
"8. Churheffen | a ee ee Far: De Eu 
9. en Seen ee einen Be 
40. Holſtein . . wlmein te 8. 
ir &ipembutg" ::. fan 
12, Beauifhroig "tn it, 0 2 —“ 
13. Medienbung-Schterin U ET ae 2 — 
"414. Naffeu . Te ö 
15. Sachſen⸗Weimar: Od a BUN . re SER 
16,7 sr Wohle 0. re re TUI. 
17.5 ig, tn a 
rn a se Bad gan dr aid ME ww. 
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I tamml mm. Meamdpouk..Ä 
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"9. Sasfen-Hidsurgpaufen 
20 Mectenburg:Strelig . | 
21. Holftein:Ofdenburg , . 
22, AnhaleDeflau . , , 
233. = Benbug „ , 
24. Is Coͤthen Pr Be) 
25, Schwarzburg-Sondershanfen 
26. =. = Rubolftadt 
27, Hohenzollern⸗Hechingen. 
28. Liehtenftin . . . 
29, Hohenplern-Gigmaringen 
30. W aldeck ee! 4 — 
31. Reuß, altere dinie “ie, 
32. 3 jüngere Linie, 
33 Schaumburg=kippe-:. 
34. Lippe . . 
35. Di feeie: Stadt: Kühe, 
36, =! = s. 
37, st »; 4° Bremen. — 
er 38 ER Hamburg — R 
F „‚Bufanmen N ne ee Ne . 69 ©t,*). 
‚pi © den: mebiatifieten vormaligen Reichöftänden auch einige, Curiatſtim⸗ 
men; .in Pleno: zugeftanden werden follen, wird die. Bundesverfammlung bei 
. Berathung der organifhen Bundesgefege in Erwägung. nehmen. - 
Axt. 7,1 Im. wiefern.. ein Gegenftand nach obiger Beftimmung für 
Das ‚Plenum geeignet ſey, wird in ber engem Berfammlung durch Stimmen 
mehrheit entſchieden. 
Die der Entſcheidung des Pleni zu unterziehenden Beſchluß⸗Entwůrfe 
werden in der engern Verſammlung vorbereitet und bis zur Annahme oder 
Verwerfung zur Reife gebracht. Sowohl, in der engern Verſammlung, als 
in Pleno werden die Beſchluͤſſe nach der Mehrheit M ‚Stimmen gefaßt, je: 
doch in der Art, daß in der erftern die abfolute, in legterer aber nur eine auf 
. zwei Drittheilen der Abſtimmung beruhende Mehrheit entſcheidet. 

Bei Stimmengleichheit in der engern Verſammlung ſtehet bean. Vor⸗ 
ae die Entſchei g. zu. 

Wo es’ aber auf Annahme oder Abänderung der Grundgefege, , auf or 
ganifche Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum oder Religionsangelegen- 
heiten ankommt, kann weder in der engeren Verſammlung, noch in. — 
ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

- Die Bundesverfommlung ift beftändig, hat aber die Befugniß, werudie 
ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt find, auf eine beſtimmte 
Beit, jedoch nicht guf länger als vier Monate, ſich zu vertagen. 

Aue nähere, die Vertagung und die Beforgung der etwa während ber⸗ 
ſelben vorkommenden dringenden Geſchaͤfte betreffende, Beſtimmungen werden 
der Bundesverſammlung bei Abfaſſung der organiſchen Geſetze vorbehalten. 

Art. 8. ‚Die Abſtimmungsordnung der Bunbesglieder betreffend, wird 
feſtgeſetzt, daß, fo lange die Bundesverſammlung mit Abfaſſung der orga= 
niſchen Geſetze beſchaͤftigt iſt, hieruͤber keinerlei Beſtimmung gelte, und die 


a Späks'gat Beffen⸗ Homburg die 70ſte Stimme erhalten. 
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zufältig ſich Fürgende Ordnung keinem der Diego A Nächtpeite gereichen, 
nd 2 re begründen foll. 
ch Abfaſſung der —— Geſete wird bie: Münbedskrfinkkntung 
die one e) Als beſtaͤndige Folge 'einzuflhrende, Stimmendrdnung in ‘Bern: 
thung und ſich darin fo wenig! als moͤglich von der ehemals auf 
dem Reichstage und namentlih in Gemaͤßheit des Reichsdeputatinshaupt 
ſchluſſes beobachteten, Ordnung entfernen. Auch diefe Ordnung kann aber auf 
den Rang der Bundesglieder überhaupt, und ihren Vortritt außer den Pers 
—— der Bundesverſammlung, keinen Einfluß ausuͤben. 
Art. 9. Die — — hat ihren Sitz zu 8 Main, 
Die Eröffnung derſelben iſt auf den 10 Sept. 1815 feflgefeßt 1... 
Art, 10. Das erſte Geſch⸗ ft. der ‚Bundesverfammlung nach ihren Ge 
— die Abfaſſung der Grundgefege.. des Bundes. und deſſen orga— 
niſch a ” RR ‚auf feine, auswärtigen, miültaitiſchen und {is 


ker ee Mi lieber des Bundes — 53 fomohl grmg Teutfch: 
(and, als ae einzelnen, Bundesfkont ‚gegen jeden. Angriff in Schuſ zu neh⸗ 
men, —— ſich gegenſeitig ihre ſaͤmmtlichen untet dem, Bunde ber 
güffenen Befigungen. R 
Be einmal, erklärten Bundeskriege darf kein Mitgtieh einfeitiag, Unter: 
| hanblmngen mit. dem Feinde —— noch inſeitis Veſſenſtuuaod —8 
Steben. ſchließen. 
Die Bunbesalieder behatten zwar das Necht bir Bündniffe * 
Fra fich jedoch, in keine Verbindungen einzugehen, welche: gegen die 
| eit des Bundes, oder ‚einzelner Bundesſtaaten gerichtet wären, _r 
Bi — ſich 85*8 9 einander unter /kei 
gen, noch ihre Streitigkeiten mit. Gewalt BR, ber‘ 
* ſondern bei. der x eh anzubringen. 
| Dieſer liegt alsdann ob, die Vermittlung: durch einen; Yusfhuf. zu —J 
fuben, und falls. dieſer Verſuch fehlſchlagen follte,; und demnach eine richter⸗ 
dung nothwendig wuͤrde, ſolche durch eine wohlgeordnete Auſtraͤ⸗ 
gak-Inftanz zu bewitken, deren: — die — aan I fofort m 
— * en. in all 
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Aue * in berhen uden Artikeln Beffiimimken, ’ in die $ ftel. 
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Art 12. "Sifentgen 8, ndesgljeber, deren 
zahl von“ 300,000 Seelen — ei pecipa 


Ba 
—— oder andern Bundesgliedern, mit welchẽ eweni * ein An 
zahl ausniachen, zur Bildung, eines gemein — 


*— jr as * 
en Staaten von ſolcher Volksmenge, wo ſchon je t derg 

echte Ye nz vielen A *3 Bl ii "ihrer — en 

Eihenſchaft erhüften, wofenn mit DIE Bolkszaht, dber welche fie ſich —— 

nicht uitet 150,000 Seelen ir" 
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vier freien Städten ſteht t au ſich am 
ogBenıne eines * Krug m open in * 
u Det; den ſolchergaſtalt xxrichteten gemeinſchaftlichen Gerichten foll 
iebercd or Parteien. geſtattet ſeyn auf die ‚Berihidung der Acten auf eine 
teutſche Bag ‚oder an einen Schoͤppenſtuhl zur Ahfaffung dea Enduſthei⸗ 


tree ar ed ni mn din ie n 
tn Aa as.Dn allen Bunbeäftaaten: wird eine landesſtaͤndiſche Verfaſſung 
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HER alt) — He Sue "fortan Mat t8 deſto 
ger Fi dem Heer getechnet werden / ünde tr 

Recht der Ebenbuͤrtigkeit in dem biehe —— verbunden, * 
RnB Sind die Haͤu ni dieſer 5 aufe bie’ Lrſten Stande 

State; zudem · fie geh a Sie * 8 ale bilden De Peg 
an —* idere in’ Anſchung · der Beſteuerung “N min 

c. Es ſollen ihnen überhaupt in Ruͤckſicht jhrer Perfohen, Fam 
Beſthungen ale ‚diejenigen "Mechte und Vorzüge — werben: ya bleis 
Ber, Gehe and“ ißrem Eigen thume unde deſſen ungefföttent‘ Ginuffe⸗ 
ruͤhren, und nicht zu der — * "den hoͤhern Regierung 
gehören sTinduilR md mail & rue ¶ 
aid Unter: vorerwaͤhnten RMechten find — — 

1. Die unbeſchraͤnkte Freit ei," ihren Aufenthait in jebem den 
| seen oe mis 'bemifelbeh Ihr Frieden Iebehden: Stante‘ 
u Meordeh nach den Grundſahen der“ frühten teutſchen 
noch beſtehenden Famlllenwertrãge kufrecht "erhalten, "und" ihnen die 
zugeſichert/ Übel ihre) Güter‘) und: Familienverhaͤltniſſe verbindliche Verfuͤgun⸗ 
genzu treffen welche( jedoch dent! Souverain vorgelegt, und bei den 
Landesſtellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden 
muſſen· Alle bisher dagegen erlaſſenen Verordnungen ſollen für künftige 
Fälle nicht weiter anwendbar ſeyn. mdad nöjruis 

3. Privilegirter Gerichtsftand und, Befreiung von aller Militairpflichtige 
keit für fih und ihre Familien, 

r >“ —* —— und peinlichen Gerechtigkeitspflege in 

— N ah mg HR ae iſt in, zweiter, N ie der Forſt⸗ 
ei 


Rai ind & 
Ham, nei, nach Volſchtift der“ Landes Be Hark 
Sie und * der J— Se de, Re (run ? 
44* ‚unter fun bieiben, 2* 
— der DEN ge Beſtimmung ber. — — {orohl, wie 
übrigen Puncten, wird zur weitern Begrumdun 
ng, ei allen teur ſchen Bundesſta iten — ——— 
"der mittelhar geiöptdenen Fürften, Grafen und Herten, die in de 
_ koniglich "bdierifche Virordhung dom Zahre 1807 als Ba 
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Oibend erfrten Wehen 
Chris an din ehemaligen Beſi Big —— hr] 
ee an der Suſtentationscaſſe Ind der Pen⸗ 


— Abk —————— Penſionen auf 

die des· Unben R an Aberttagen werden/ ft der WBundesverfainti: 

tung vorbehaltenti Diefe Regulirungeiſt Binnen FJahtesfriſt · zu boendigen zn big 

dahin wird die Bezahlung der erwähnten Penſionen auf die hisherige Art fottgeſetzt 

—— Wet Werten Ber: cheiſtlichen Religionspartelen kann 

Sud Bieten truiſchen —B—— ih 

Bar eh odund politiſchen Rochtet begruͤnden. 

lung wird in Berathung ziehen, wie auf: —* 

— un die büuͤrgetliche Verbefferung da Bekönrtend des 

ens in Teurſchtando gu bewirken ſey, amd wie nſondetheit den- 

der om ertich eh dechtetgegein die Uebernahme tet Bine 

gerpflichten/ in den Bundesſtaaten vorſchafft Und Gefichnet/ werden koͤnne. 13% 

doc werden den Bekennern dieſes Glaubens, bisndAhin)sdieldenfelben sun den 
einzelnen Bundesftanten bereits eingerdumten Rechte erhalten. 
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Reich od L. —— — raͤgen 

in den undesſtagten 

„lange — tet hol, ige Beiträge as 
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feinem. Stante eine landftänbifche Verfaffung gegebenz im Fürftenthume 
Shwarzburg-Rudolftadt war.am 8; Ian. .1816 eine’ Verordnung 
wegen ber neuen Organifation ber Stände erſchienen; in ber freien Stadt 
Frankfurt am Main war am.18. Juli. 4816 «ine Ergänzungsarte 
ber alten Frankfurter Stabtverfaffung angenommen. worden ;. im Königs 
reiche Baiern erfhien am 26. Mai 1818:. eine. neue Verfaſſungsur⸗ 
kunde; im Königreiche Wirrtemberg sam: 235 Septbr.. 1819; im Ks 
nigreiche Dannover am 7. Dec. 1819. ein Patent, wornach die Staͤn⸗ 
beverfammlung in zwei Kammern getheilt warb; im. Großherzogtpume 
Baden die. Berfaffungsurfunde. vom 22. Auguſt 4818;:.im Füuͤrſten⸗ 
thume Waldeck am 19. April 18163 im: Fücktenthume Sachſen⸗ 
Hildburghauſen am 19. März 18185 in Lippe-Schaumburg 
eine Verordnung deshalb am 16. Jan. 18165 in Lippe: Detmold 
eine (aber bis jest: noch nicht ind Staatöleben eingetretene) Verfaffungs: 
urkunde am 8. Yun. 18195 und im. Fürftenthume Liechtenſt ein eine, 
der. öffreichifchen ‚nachgebildete, fländifche Verfaſſung am 9: Nov, 1818.. 

In mehreren andern teutfchen Staaten fprachen viele Stimmen ‘laut — 
und nicht immer im Tone der Mäßigung — für die Verwirklichung des 
dreigehnten Artikels der Bundsacte. Da kam auch bei der Bundes: 
verfammlung zu Frankfurt am Main biefer wichtige publiciftifche Ger 
genftand zur Sprache. Namentlich gefchah dies am 5. Febr. 1818 in 
der ſiebenten Bundestagsſitzung dieſes Jahres, in welcher in Betreff der 
landſtaͤndiſchen Angelegenheit, auf Veranlaſſung eines am 22. Dec. in 
det 80ſten Sitzung des Jahres 1817 gehaltenen Mecklenburgiſchen Vor⸗ 
trages, abgeſtimmt ward. So erklaͤrte am 5. Febr. 1818 der preus 
Fifhe Bundestagdgefandte *): „Die Anregung, welche von der Med. 
lenburg⸗ Schwerinfchen und Medlenburg = Streligifchen Gefandtfchaft we⸗ 
gen Erfüllung des 13ten Artikels der Bundesacte am 22. Dec. v. 9. 
gemacht worden, ift der preußifchen Regierung Fein unwilfommner Ans 
laß, über diefe Angelegenheit ſich näher zu äußern. Bis jest hat bie: 
felbe hierzu deshalb keinen Beruf gefühlt, weil fie es vorzog, die Eins 
tihtung fländifcher Verfaffung in ihren Landen, deren eigenthuͤmlichen 
Lage und Verhaͤltniſſen gemäß, auf alle Weiſe vorzubereiten, ſtatt eine 
Derathung zu veranlaffen, von welcher fie fich, wenigftens für diefen 
Zweck, feinen Erfolg verfprechen konnte.“ 

„ndeß nun einige Bundesſtaaten ihre guͤnſtigen Verhaͤltniſſe redlich 
benugt, und den Artikel 13 bereits in Ausführung gebracht haben, auch) 
eine Garantie für die Verfaſſung bei dem Bunde fuchen, muß es ben 
übrigen, welche bis jetzt noch nicht zu dieſem Ziele gelangen koͤnnen, 
hoͤchſt wuͤnſchenswerth ſeyn über Alles, was won. ihnen, zur Ueberwindung 
vorgefundener Schwierigkeiten hereits gefchehen oder vorbereitet ift, ſich 
* auzuſpre en, und zugleich den. ernften, Wien zu beweifen, daß 
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eine Verheißung, welche von allen Bundesſtaaten gegeben worden, auch 
von allen. erfuͤllt wurbe. Se. Maj. der König von Preußen haben, 
noch ehe die Bundesacte den Grundfag für alle teutfchen Staaten. aufe 
geſtellt, eine ſtaͤndiſche Verfaſſung ber: age ihres Staated, fir angemeſ⸗ 
fen erkannt, und: die Einführung einer folchen durch eine. Verordnung 
vom 22. Mai 1815 Ihren Landen verkuͤndigt. Nur die Schwierigkeiten 
aller Art; welche ſchon bei einer oberflächlichen. Betrachtung des preußie 
fchen Staates nicht entgehen: können, haben. zwar keinesweges die Geſin⸗ 
nungen. Sr. Maj. geändert, wohl aber verhindert, daß das Fönigliche 
Wort in dem; bisher verfloffenen Zeitraume in Erfüllung: gehen. konnte 
, Ein Krieg, welcher alle Kräfte des Ganzen und des Einzelnen. für Frei⸗ 
heit und Selbfiftänbigkeit in: Anſpruch genommen, war eben beenbigt, 
und hatte, der. fegendreichen Folgen bes Sieges ungeachtet, in allen Bere 
bältniffen, befonderd der nach dem Zilfiter Frieden der preußifchen Morns 
archie verbliebenen Probinzen, unendliche: Störungen und Berwidelums 
‚gen. binterlaffen, welchen die Regierung ihre — Aufmerkſamkeit 
zuwenden mußte.“ 

Verlorne Ptovinzen waren wieder —— aber durch neue In⸗ 
ftutionen dem Mutterlande entfrembet, - die alten Mar und beutlich 
aufgegeben zu haben." 

„Neue Provinzen kamen hinzu, ganz verfchieden in ben meiſten buͤr⸗ 
gerlichen Einrichtungen. Hierauf brach der neue Krieg vom Jahre 1815 
aus, und veranlaßte neue Hinderniffe. Der bisherige kurze Zeitraum 
reichte kaum hin, die preußiſchen Provinzen durch ein allgemein uͤberein⸗ 
ſtimmendes Band der Verwaltung an den Staat anzuſchließen. Unter 
den ſo dringenden Sorgen fuͤr die Gegenwart, in den mannigfaltigen 
Reibungen entgegengeſetzter politiſcher Elemente, in der Unſicherheit, welche 
eine unvollkommene Kenntniß und Aufnahme des Zuſtandes neuer Pros 
vinzen begleiten muß, durfte fich die preußifche Regierung die Schöpfung 
ftändifcher Derfaffung, welche keine Zauberworte hervorzubringen vermoͤ⸗ 
gen, fondern die nur auf dem Boden gründlicher Erfahrung, aus kla⸗ 
rer Kenntniß der Bebürfniffe, und unter der Pflege wechfelfeitigen Ders 
trauens wachfen und ein wahres Leben gewinnen Tann, in einem zwei 
jährigen Zeitraume nicht als Aufgabe ftelen. Sie hat aber nie, was 
fie einmal für dad gemeine Wohl ald nothwendig erfannt, aus den Aus 
gen verloren. Nach der allgemeinen Einrichtung der Provinzialbehörden 
in ihren neuen und wieder vereinigten Provinzen hielt fie fuͤr den nöthig- 
fien Schritt, der ftändifchen Verfaffung ſich zu nähern, daß fie der ober« 
fien Verwaltung eine Einrichtung binzufügte, wodurch recht mannigfals 
tige Anfichten und Kenntniffe von dem Zuſtande der einzelnen Provinzen, 
von Dingen und Perfonen, in die Summe der Berathung gebracht würs 
den, und fo, unter vielfeitiger "Einwirkung, Grundfäge recht practifch 
und anwendbar reifen koͤnnten. Dies iſt durch die Errichtung des. Staat s⸗ 
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raths geſchehen· ⸗ Gleich bei deſſen erſtem Zuſammentritte ernannten 
auch Se. Maj. aus ſelbigem eine Commiſſion, welche ſich beſonders mit 
ber Berathung uͤber ſtaͤndiſche Verfaffung beſchaͤftigen ſollte. Von ihr 
find ‘drei Mitglieder, durch Rang und Wuͤrde ausgezeichnet, in die Pro: 
vinzen ausgegangen, um dort mit ſachverſtaͤndigen Männern Ruͤckſprache 
zu nehmen, und die Wuͤnſche und Beduͤrfniſſe der einzelnen Lande zu 
erkundigen. Die geſammelten Materialien: werden nun bald die Sache 
dahin : vorbereitet .haben, daß. ftändifihe Provinzialeinrihtungen 
wirklich in& Leben treten koͤnnen, wodurch zur Ausführung. der 
Verordnung vom 22. Mai 4815 Der weſentlichſte Schritt gefchehen feyn 
wird. „So: wird. die: preußifche Megierung an ber Hand der. Erfahrung 
und nach Anleitung des erkannten: Beduͤrfniſſes fortfchreiten, zue rſt feft: 
ſtellen, was das Wohl der einzelnen Provinzen fordert, 
und dann zu demjenigen weiter gehen, was fie für das ge: 
meinfamp: Band aller Provinzen in Einem Stante. für nö: 
thig und .angemeffen erfennen. wird. ‚Da fie fich des sernften 
Willens bewußt iſt, fländifche Berfaffung in dem Augenblide und in dem 
Umfange eintreten zu laſſen, wie felbige eine nur das Wohl der Unter: 
thanen und alle billige und gerechte Auöfprüche der öffentlichen Meinung 
darüber beruͤckſichtigende Prüfung für. angemeffen achten wird; fo kann 
auch: Fein: anderer Verzug :ihre Bemühungen aufhalten, ald welcher aus 
innern Schwierigkeiten der: Sache ſelbſt entfpringt. Die große Verſchie⸗ 
denheit der teutſchen Bundesſtaaten, welche nothwendig auch auf die ſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung Einfluß aͤußert, bringt es mit ſich, daß uͤber Grund⸗ 
ſaͤtze, bie; fuͤr alle paſſen, und: über ‚eine Zeit, wo ſelbige in jedem Staate 
im Kraft treten koͤnnen, eine gemeinſame Berathung auf ber Bundesver⸗ 
ſammlung wenigſtens mit ‘Erfolg: nicht Statt finden kann. Denn nur 
aus der innerften und genaueflen Kenntniß eines jeden Landes, wie fie 
Eingebornen beiwohnt, aus einer unmittelbaren Berührung der verfchies 
denen Organe des politifchen. Lebens eines jeben unter fi, aus einer 
vertrauensvollen innern Berathung und Verhandlung kann die Grundlage 
der ſtaͤndiſchen Verfaflung, die Art und der Moment ihrer Geburt, na- 
turgemäß' und: zum wahren Heile der Sache hervorgehen. — — Ein 
wahres Gedeihen ftändifchet. Verfaſſung Fann nur da feyn, wo ein auf: 
richtiger :und: ernſter Wille iſt, den Art. 13. der teutfchen Bundesacte zu 
erfüllen, 3: Diefe kann man bei allen: teuffchen Staaten vorausfegen, und 
von fehr vielen iſt er auch durch die ruͤhmlichſten Anftrengungen, wenn 
dieſe auch! bis jetzt noch nicht immer von einem gluͤcklichen Erfolge gekroͤnt 
worden, zur allgemeinen Anerdenmung bethaͤtigt. Je mehr aber die Er: 
fülung des Artikels. einem jeden Staate zur innern Verhandlung heim⸗ 
gegeben wirdz deſto angemeſſenen ſcheint es dem ganzen Verhaͤltniſſe des 
Bundes, welcher zu gegenſeitiger innerer und aͤußerer Erhaltung der Ord⸗ 
nung gegruͤndet iſt, daß jeder einzelne Staat von den Fortſchritten, 
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welche er in dem Berfaffungäwerke mad, nach Verlauf eineß Beitranms 
den Bund in Kenntniß ſetze. Iſt duch das Werk felbft bis dahin noch 
nicht vollendet; fo wird es doch zur eigenen Genugthuung. jeder teutfchen 
Regierung gereihen, daß fie für die andern, welche mit ihrer Aufgabe 
bereit3 zu Stande gekommen, unb in ber allgemeinen Erfüllung des 
13ten Artikel die wahrhafte Garantie ihres beſondern Rechtözuftandes 
erkennen, die Bundesverſammlung von den ‚Statt gefundenen Hinderniſ⸗ 
fen unterrichte. . In dieſer Abſicht wird. die preußifche Regierung es ſich 
angelegen feyn laſſen, nach Verlauf. eines Jahres ‘von dem Fortgange 
und ber Lage ihrer fländifchen Einrichtung den Bund: in Kenntniß zu 
fegen. Es wäre fehr zu wünfchen, daß auch, alle übrige Staaten, welche 
noch feine Stände haben, ſich zu berfelben ‚Anzeige, in. gleicher: Friſt, 
vereinigten... Und dieſen Wunfch ift die preußifche — angewie⸗ 
ſen, hierdurch dringend zu erkennen zu geben.” 

Von gleichem Intereſſe war, in der ſechszehnten Sitang der Bun: 
—— vom Jahre 1818, die Erklärung. des kaiſerl. oͤſtre ichi⸗ 
fche n Bundestagsgeſandten *). „AS zur Zeit der Wiener Congreßver⸗ 
handlung, und insbefondere. bei Der damaligen Erörterung: der Bundes: 
acte, die im Laufe der Zeitereigniffe und vielfältiger Territorialveraͤnde⸗ 
‚ zung bewirkte Auflöfung der einzelnen fländifchen Verfaſſungen in Teutſch⸗ 
and in Anregung Fam, fchon damals haben ſich Se: Mas. der Kaifer 
über diefen Gegenftand in einer Art erklärt, welche über Allerhoͤchſtdero 
Anfichten : keinem Zweifel Raum laſſen konnte. Der Artifel 13 der Bun: 
desacte war eines der Refultate der damaligen: Vereinigung der Fürften 
und freien Städte. Er beſteht; er muß. demnad .ausgeführt 
werden; d. h. es follen, eö muͤſſen in allen teutfhen Staa: 
ten ſtaͤndiſche Berfaffungen beftehen, und. folglich da, wo 
ed deren Feine giebt, eingeführt: werben.;, In der Natur eines an 
feinen. beflimmten Zeitpumet gebundenen Verfprechens liegt, daß deffen 
Erfüllung fo bald und fo gutiald möglich Statt finde. Die 
Weisheit der Regierung und ihr, von dem der Regierten unzertrennliches 
Intereſſe fordern, daß man in einer Angelegenheit von fo. großem Ge- 
wichte nach dem Beſten firebe, : was unter ben. gegebenen: Umftänden 
erreichbar ifl. Es amterliegt. daher: keinem Zweifel, daß die. Vorfchrift 
des 13ten Artikels der Bundesacte. in allen bet. Staaten, wo landſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſungen noch nicht eingefuͤhrt, oder die fruͤher beſtandenen zu 
Grunde gegangen ſind, in ihrem wahren Sinne und Zwecke vollzogen 
werben muß. So wuͤnſchenswerth aber: auch, zur gemeinfthaftli- 
hen Beruhigung der. Regenten und: der Bölker, die möglichfie 
Beſchleunigung ber auf bie landſtaͤndiſchen Berfoflungen Bezug habenden 
— + magz ſo biuig ik es jedoch, daß —— — 
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reifen und erfchöpfenden Behandlung eines nicht, blos für die, Gegenwart, 
ſondern fuͤr die ganze Zukunft fo wichtigen. Geſchaͤfts, die erforbeuliche 
Zeit vergoͤnnt werde. Ge Maj. hielten. es nicht außer dem Kreiſe der 
Geſchaͤſtsbefoͤrderung, in dem Praͤſidialvortrage vom 41. Nov; 4816 die 
Vorausſetzung aufzunehmen, daß die naͤhere Eroͤrterung dieſer Sache 
durch. die Bundesverſammlung haͤtte gewuͤnſcht⸗ werden koͤnnen. Da in⸗ 
deſſen, ſeit jener erſten Hoffnung, die meiſten der Regierungen: ‚ben 
Wunſch zu erkennen gegeben. hahen, diefe: vaterlaͤndiſche Angelegenheit 
nach den individuellen Verhaͤltniſſen der einzelnen Staaten zu behandeln 
und feftzufiellen; da insbeſondere diejenigen Staaten, welche, durch die 
Entſcheidung des Congreſſes bedeutende Territorialperaͤnderungen ‚erfahren 
hatten, allerdings damit anfangen. mußten, ihren ‚neuen, Wirkungskreis 
fennen zu lemen, bie. ‚gerechten Anſpruͤche ihrer alten und neuen ‚Unter: 
thanen gegen einander abzumägen, und bie verfchiedenen Beſtandtheile 
ihres Gebieis zu einem‘ regelmäßigen Ganzen zu verbinden, um dem 
aufzufuͤhrenden Gebäude eine ſichere Grundlage zu geben; ſo ſprechen 
Se Maj. im Gefühle Ihres’ volleften Vertrauens in die Weisheit der 
Regierungen, den Wunſch aus daß der 13te Artikel der Bundesacte in 
den Staaten; welche noch in dem Falle find, ihn zu erfüllen, auf eine 
feinem hohen Zwecke angemeffene Weife zur Vollziehung gebracht, und 
jede nicht in der Sache gegruͤndete Verzögerung vermieden ‘werben möge. 
SE. Mai. treten übrigens dem k. preußlfchen Anträge, daß binnen Jah⸗ 
deöfrift die Bundesverſammlung von- den- fernern Einleitungen, und, wo 
möglich "von. beren UNO Refultete in Kenntniß gefebt werde, voll- 
kommen bei. # 

: ih Hebfle: deſſelben Jahres (1818) ward der Congreß zu 
zus en gehalten, auf welchem Frankteich in die Reihe der fimf euro⸗ 
Hauptmaͤchte aufgenommen, über. das Betſaſungewect aber 

nichts Afentlich verhandelt ward J 
en aber am 23. März 1819 Sand * ruſſiſchen Staats⸗ 
rath von Kotzebue zu Mannheim ermordet hatte, traten im Auguſt 
1819 die Gefandten: der Fämmtlichen Mitglieder des teutfchen Bundes zu 
Karlsbad zufammen, wotaif, als Ergebniß diefer Zufammenkunft, am 
20:' Sept. 1849 zu Frankfurt mehrere Befchlüffe *) bekannt gemacht 
wurden,’ deren Hauptbeſtimmungen folgende waren: 1) daß, nach dem 
Sinne des monarchiſchen Printips und zur Aufrechthaltung des Bundes⸗ 
vereins, die Bundesſtaaten, bei Wiedereröffnung der Sitzungen, ihre Er: 
Härungen ber eine angemeffene Auslegung und Erläuterung 
des 13ten Artikels der Bundesacte abzugeben haben; 2) daß 
inzwifchen, bis eine definitive Erecutionsordnung durch bie beabfich- 
tigten weitern Berathungen zu Stande käme, zur nöthigen Handhabung 
und Ausführung. der nach, dem 2ten Artikel für die innere Sicherheit im 


*) Alg- Zeit. 1819. Nr. 276 fi. 
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Bunde zu faſſenden Beſchluͤſſe md erfotderlichen Maasregeln eine pro⸗ 
viſoriſche Executionsordnung eingeführt werben ſollez 30daß 
mit Vorbehalt‘ der weitern Berathungen ves Bundestages, zur gruͤndli⸗ 
den Verbeſſerung vesigefammten Schul⸗ und: Univerfitäts: 
wefens, ben Gebrechen deſſelben Zunächft und: ungefäumt durch Ergrei⸗ 
fung von proviſoriſchen Maasregeln abgeholfen, und dieferhalb der be: 
teeffende Entwurf angenommen werde; A) daß zue'nöthigen Dberauf: 
fit über die Drudfchriften und zur Verhuͤtung des ſich ergeben⸗ 
den Mißbrauches derſelben, in Bezug auf. Zeitungen, Zeit⸗ und Flug 
ſchriften, eine proviſoriſche geſetzliche Verfügung allgemein eingefuͤhrt wer: 
den folles 6daß eine Eent ralbeh or be ausſchueßlich zir weitern Un⸗ 
terſuchung ber, gegenwaͤrtig in mehreten Bundesſtaaten entdedten, rede: 
lutionairen Umtriebe beſtellt und angesrdnet werden fole tm. 2; um) 
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si) ; hr Ic een rt I) I Br 
: Da in eine, Urkundenfanmmlung. ber: europaͤiſchen Verfaffungen die 
femern Beſchluͤſſe über „Die genannten vier ‚legten Puncte nicht: gehöwen; 
fo: muß hier norh..b ie, Erklärung, beigebracht: werben, ‚welche ber oͤſtrei⸗ 
hifche Präfivialgefandte in: derſelben Sigung in Hinficht; des 13ten Ar⸗ 
tikels der Bundesactte gabs „Wenn ber ‚teutiche Bund nicht zerfallen, 
wenn Teutſchland nicht, allen, Schreckniſſen innerer ‚Spaltung, geſetzloſer 
Willkuͤhr und unheilbarer Zerruͤttung, feines, Rechts⸗ und Wohlſtandes 
Preis gegeben ‚werben, foll; ſo muß «81 fuͤr ‚Die wichtigſte feiner, Angele⸗ 
genheiten, fuͤr die Bildung feiner kuͤnftigen Verfaſſungen, eine feſte, 
gemeinſchaftlich anerkannte Grundlage; gewinnen. Es muß daher eins 
der erſten und dringendſten Geſchaͤfte der Bundesverſammlung / ſeyn, zu 
einer; gründlichen, auf alle Bundesſtaaten, in welcher Lage fie ſich auch 
gegenwaͤrtig befinden mögen, anwendbaren, nicht won, allgemeinen, hen 
rieen ober fremden Muftern, ‚ fondern: von teutſchen Begeiffen ;. tqutichene 
" Rechte und teutfcher Gefchichte abgeleiteten, vor allem aber der. Zufrecht⸗ 
Haltung des monarchiſchen Princips, dem Teutſchland nie ungefiyaft un: 
treu werben darf, und der Aufrechthaltung des Bundesvereines polllonr 
men angemeſſen in Auslegung und, Exlaͤuterung des 13ten Artilels der 
Bundesacte zu ſchreiten. Und fo ſehr auch dahin getrachtet werben muß, 
die landſtaͤndiſche Verfaſſung in allen den Bundesſtaaten, wo ſie nicht 
bereits ihre feſte Exiſtenz hat, ohne. weitern Aufenthalt, ja; mit dop⸗ 
pelter Thaͤtigkeit ind Werk zu sichten; ſo wunſchenswuͤrdig iſt es zugleich⸗ 
daß bei den jetzt in mehrern Bundesſtaaten eingeleiteten, auf die ſtaͤndi⸗ 
ſchen Verfaſſungen Bezug habenden Arbeiten, keine Beſchluͤſſe gefaßt 
werben mögen, die mit den hier vorlaͤufig auögefprorpenen Anſichten auf 
irgend eine Weife im Widerfpruche ſtaͤnden — — 


Zwei Monate fpäter, am 25. Nov. 1819, ward darauf zu Wien 
- ein Minifterialcongreß aller Mitglieder des teutſchen Bundes eröfl 
net, um alle in der Bundesacte zweifelhaft gebliebene Gegenſtaͤnde Über 
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Die Amen und: Außer Angelegenheiten Zeutfälanbs zus befiniven Ent 
ſcheidung zu bringen. 
Das —* biefer Verſammiung war am 15. Mai 1820 bie 


C Sälußacte der über Ausbildung and Befeſtigung 
des teutſchen Bundes zu. Wien gehaltenen: Sini⸗ 
ſſterialconferenzen, 
wie om. 8. Sun. 1820, dem fuͤnften Jahrestage der unterzeichnung 
der teutſchen Bundesacte, zu Frankfurt am Main as — Bun⸗ 
desgeſetz angenommen und bekannt gemacht ward.“ ; 
Der woͤrtliche Inhalt dieſer wichtigen Urkunde iſt ſeaigenher: 


Die ſouverainen Sürkten. und freien, Stäbte Teutſchlands, eingedent ih⸗ 

rer bei Stiftung des teuiſchen Bundes übernommenen Verpflichtung, den 
einem der Bundesacte durch ergänzende ‚und erläuternde Grundgeſetze 
eine zweckmaͤßige Entwidelung und hiermit dem Bundesvereine ſeibſt die er: 
forderfiche Vollendung zu ſichern uͤherzeugt, daß ſie, um das Band, welches 
das geſammte Teutſchland in Friede und Eintracht perbindet, unauflöslich 
zu befeſtigen, nicht laͤnger anſtehen durften, jener Berflichtung und einem 
allgemein gefühlten Bebürfniffe durch; gemeinfchaftlihe Berathungen Genüge 
nn. — haben zu — Ende — Verollmachtigte ernannt, 

lich 


ws Seine Moienat der Raifer von Defreig, König von — 
garn und Boͤhei | 
den — Tiemens Wenzel Lothar — von Metternich-Winneburg, 
Finften zu Ochſenhauſen, Herzog von Portella, wirklichen geheimen Rath, 
Staats und Eonferenz», dann bitigirenden ' Miniſter der ewaugen F 
gelegenheiten ꝛtc. | 
2) Seine Majeftär der König von Preugen: 
ben Herrn Grafen Chriftian Günther von Bernftorff, Ihren wisfigen 
geheimen Staats: und Cabinets = Minifter, wie auch Miniſter der audwär: 
tigen A enheiten ꝛtc.; 
den Her "Friedrich Withelm Ludwig Freiherrn von Kruſemark, Ihren 
General⸗ Lieutenant, außerotdentuchen Geſandten und bebollmüchtigten Mi⸗ 
aiſter bei St. kaiſ. koͤnigl. apoſtolifchen Majeſtaͤt ıc.; und 
den Herrn Johann Emanuel von Kuͤſter, Ihren gehe eimen Staatsrath, 
außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter bei Sr. Maj. 
dem Koͤnige von Wuͤttemberg und Sr. ein. Hoheit dem Großhetʒoge von 
Baden ꝛc. 
3) Seine Majeſtaͤt der König von Baiern: 
den Herrn Freiherrn Friedrich von Bentner, Ihren twirkfichen Staats: 
rath und General: Director im Staatsminijterium des Innern ı7; und 
den Herm Freiherrn Johann Gottlieb Eduard von Stainlein,, Ihren 
geheimen Rath und bevollmächtigten Minifter am hi] Eönigl. Ber 
[hen Hofe x. 
#4 Seine Majeftät der König von Sadfen: 
ben Herrn Detiev Grafen von Einſiedel, Ihren Gabinets : Minifter, 
Staats : Secretair dee innern Angelegenheiten ıc. 5 
den Herrn Friedrich Albrecht : Grafen von ber Sieben ⸗ Coſteroda, 
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Ihren wirklichen geheimen. ae, mn ne 
ſter am kaiſerl. Oeſtreichiſchen Hofe ꝛc.; und 
den Herrn Hans; Auguſt Fuͤrchtegett „vom Globig, Shren —— Rath 


und Kammerheren ıc. 
m Sein ‚MNaiefiät ber Bine * Beofhritannien, m und Han⸗ 


ben: Herrn Einf Friedrich —* Safın bon! "Deünfte, Ihren Staats⸗ 

und Gabinets: Minifter; und 
den Herrn Ernſt Chriftian Georg "usuft Grafen von Hardenberg, Ih⸗ 
ten Staats: und Gabinet3-Minifter, außerordehtlichen und. bevollmächtigten 

Abgefandten an dem Hofe Sru kaiſerl. koͤnigl. apoſtoliſchen Majeſtaͤt ꝛa ° - 

6) Seine Majeſtaͤt der König von Wuͤrtemberg: 
ben Herrn Ulrich Lebrecht Grafen von Mandelsloh, Ihren. Stnatsminifter 
und außerordentlichen bevollmächtigten Minifter am kaiſerl. Deſtreichiſchen Hofe ıc. 
Seine Koͤnigliche Hoheit der Größherzög don Baden: 
den Herrn Reinhart Freiherrn von‘ Berftett, Ihren wirklichen geheinien 

Rath, Staats: Minifter der auswärtigen Angelegenheiten cz und 18 
den Heter Friedrich Carl Freihetin don Tettenbotn nußerordentlichen Ges 

fandten und bevollmaͤchtigten Miniftet am kaiſerl. koͤnigl. Oeſtreichiſchen Hofe x. 

8) Seine Königlihe Hoheit der Churfürft von -Heffen:' 

den Heren Freihetrn von Muͤnchhauſen, Ihren geheimen Rath und ——— 
herrn, außerordentlichen Geſandten und beroumaͤchagten Mimiſter am laiſerl. eb 
nigl. Deftreichifchen "Hofe ze. 1m! 

9) Seine föniglidhe Hoheit der Geopberien von ‚Heffens 

den Herrn Catl du Bos Freiherrn du Thil, Ihren wirklichen geheimen Rath 2 
10) Seine Mojefkät Der, König non ‚Dänemark, Phi von 

Holſtein und. Kamen burgzuon — 

den — —** Friedrich Grafen von Bernſtorff, Ihren arbeinsen 

Conferenzrath, außerordentlichen Abgefandten und beyoll maͤcigten Miniſter 

am kaiſerl. Oeſtreichiſchen Hofe ıc. 

Seine, Maleſtat. der, König. der Niederiande, Großherzog 

von Luremburg:. 

den Seien Anton. Reinhart von Falk, Minifter für den ofentůchen 

Unterricht, die National-Induſtrie und die Colonien. 

12) Seine töniglide Hoheit, der Großherzog von Saͤchfen⸗ 
Weimar, und Ihre Durchlauchten die Herzoge von Sad: 
fen: Gotha, Sahfen= Coburg, Schfen? Meiningen und 
Sachſen⸗Hildburghauſen: 

den. Herrn Carl, Wilhelm Freiherrn ‚von Fritſch Großperzoätich: Sad: 
fen: Weimar: Eifenachifchen wirklichen, geheimen. Rath und Staatsminiſter ic, 

13) Seine Ducdhlaudt der Herzog von Braun — Wol—⸗ 

fenbuͤttel: 
den Herrn Graͤfen bon Minfter te. ; und ae 
den Herrn Strafen von Hardenberg ic. g 
14) Seine Durchlaucht ber Bluse: von Staffahr, 
den Herrn Freihetrn Ernſt Franz Ludwig Marſchal ‚von Bisberftefn, 
ehren dirigirenden Staatsminifter ıc. 
15) Ihre Königlihen Hoheiten bie —— von Med: 
— Schwerin und MedlenburgsStrelig: 
den Herrn Llopold Hartwig Freiherrn von Pieſſen, "Großhetzoglic; 
Mecklenburg⸗ Schwerinifhen Staates und Cabinetsminifter ’ic. 
46) He Durchlauchtendie Herzoge von Holftein: Diden: 
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burg, von Anhate: Köthen,‘ Anhalt: Deffau; Anuhalt— 

Bernburg; die Fürften. vom BgwansnguBenbniyen; 

- fen und Rudolſtadt: — 1 | 

ben Herrn Günther Heinrich von Ben; Präfidenten: bes; Ober⸗ Appel 
lationsgerichts zur - Ofdenbürg , : Herzoglich Holftein = Oldenburgiſchen, Herzog: - 
lich⸗ —e— und Fuͤrſtlich⸗ Schwarzburgiſchen Bundestags⸗Geſandten ac 
AT). Ihre Durchlauchten die Fuͤrſten vom HohenzollerneHe— 
hingen und Hohenzollern Siegmaringen, Liechtenſtein, 

Reuß aͤltere und jüngere din is⸗ ——————— un 

. und Walded: 

1 von Marfchall ꝛc, nn Al) ERDE 
19) er freien Städte Luͤbeck, denetturi, Bremen. und 
ven ef 
den Herrn Johann Frlebeich Hach ec. 
welche zu Wien, nad) geſchehenet — — hhrer ehe Sefundenen 
Vollmachten, in Cabinets⸗Conferenzen, zuſammengetreten, und, nad ford: 
faͤltiger Erwaͤgung und Ausgleichung der wechſelſeitigen Anſi ichten, Wuͤnſche 
und Vorſchlaͤge ihrer Regierungen, zu einer definitiven Vereinbarung über 
folgende Artikel gelangt find: 
+ 2 Ark: Der teutfche Bund iſt ein vdlterrechtlicher Verein der teut⸗ 
ſchen ſouverainen Fuͤrſten und freien Städte, zur Bewahrung der Unabhaͤn⸗ 
gigkeit und Unverletzbarkeit ihter im Bunde begriffenen Staaten, und zut 
—* der innern und aͤußern Sicherheit Teutſchlands. 

Yet. 2.Dieſer Verein beſteht in ſeinem Innern als eine Gewein⸗ 
ſchaft ſelbſtſtaͤndiger, unter ſich unabhängiger Staaten, mit wechſelſeitigen 
gleichen  Vertragsrechten und Wertragsobliegenheiten ‚iin ſeinen aͤußern Ver⸗ 
hättniffen aber, als eine in politiſcher Einheit verbundene: Geſammtmacht. 

Art. 3. Der Umfang und die Schranken, welche der Bund: feiner 
Mickfamkeit vorgezeichnet hat/ ſind in dev Bundesacte beſtimmt, die ber 
Grundvertrag und das erſte Grundgefeb dieſes Vereins iſt. Indem dieſelbe 
die Zwecke des Bundes ausſpricht, bedingt und begtaͤnzt ſie zugleich deſſen 
Befugniſſe und Verpflichtungen. un 
"+ Urt. 4 Der Gefammtheit der Bünbebgtieber fteht die Befugniß⸗ der 
Entwickelung und Ausbildung der Bundesacte zu, inſofern die Erfüllung‘ der 
darin aufgeſtellten Zwecke ſolche nothwendig macht. Die deshalb zu faſſen⸗ 
den Beſchluͤſſe dürfen aber mit dem Geiſte der Bundesacte ‚nicht im Wi⸗ 
derfpruche ftehen, noc; von dem Gtundcharakter des Bundes abweichen. 

Art 5; Der Bund iſt als eim unaufloͤslicher Verein: gegründet, und 
es kann daher ber Austritt aus dieſem Vereinte. feinem Mitgliede deſſelben freiftehen. 

Art. 6. Der Bund ift, nach feiner urſpruͤnglichen Beſtimmung auf 
die gegenwaͤrtig daran theilnehmenden Staaten beſchraͤnkt. Die eg 
eined neuen Mitgliedes kann nur Statt haben, : wenn bie Gefammtbeit. ber 
Bundesglieder ſolche mit: den ‚beftehenden "Berhältniffen vereinbär und dem 
Vortheile des Ganzen angemeffen findet; ' Veränderungen: in; dem gegenwaͤrti⸗ 
gen. Befisftande der Bundesglieder können keine Veränderungen: in den Rech 
ten und Verpflichtungen derfelben :in Bezug auf den. Bund, ohne ausdruͤck⸗ 
liche Zuftimmung der Gefammtheit, bewirken. „Eine freiwillige Abtretung 
auf einem Bundesgebiete haftender Souverainetätsrethte kann ohne ſolche Zu⸗ 
ſtimmung nur zu Gunſten eines Mitverbuͤndeten geſchehen. 

Art. 7, Die Bundesverſammlung, aus den Bevollmächtigten (denne: 
licher Bundesglieder gebildet, ſtellt den Bund.. in. ſeiner Geſammtheit vor, 
und iſt das befkimbige: verfaſſungsmaͤßige Organ feines Willens und Handelns. 
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rt. Bu, Die eimelnen Bevollmaͤchtigten — ſind von 
‚ihren! Committenten unbedingt abhaͤngig, und dieſen allein wegen getreuer 
Befolgung der ihnen ertheilten ———— ſo wie wegen Um Gaſchaſte⸗ 
fuͤhtung / ͤberhaupt, verantwortlich. 

Art. 9. Die Bundesverſammlung abt ihre Rechte und Dötiegenbeir 
ten nur innerhalb der ihre. vorgezeichneten Schranken aus, : Ihre Wirkſamkeit 
ift zunächfk: Durch ‚die Vorſcheiften der Bundesacte, und durch die in. Gemäß. 
heit derſelben oder ferner zu. befrhließenden Grundgefege, wo aber 
— nicht ‚weichen, durch die: im Gaudverttage dezelchneten Verdrwec⸗ 


— 10. Der Geſammtwille des Bundes wicd durch vefflunemd 
Bige: Befshlüffe der Bundesverſammlung ausgeſprochen; verfaſſungsmaͤßig aber 
find diejenigen Belchlüffe, die innerhalb . der Gränzen der Competenz ber 
Bundesverfammlung, nach vorgängiger Berathung, Dusch freie. Abſtimmung 
entweder im engern Räthe oder im. Plenum, gefaßt werden, je nachdem das 
* — das Andere burch die grundgeleglichen Bellimmungen, vorseſchrie 
* i 
Art. 11. In der Regel faßt die Bundesverfammlung bie zur: Befor- 
sung der gemeinfamen Angelegenheiten des Bundes erforderlichen: Beſchluͤſſe 
im engern Rathe, nach abſoluter Stimmenmehrheit. Dieſe Form ber: Schluß⸗ 
faſſung findet in allen Fällen. Statt, wo bereits feſtſtehende allgemeine Grund⸗ 
füge in: Anwendung, oder beſchloſſene Geſetze und Einrichtungen zur Ausfuͤh⸗ 
rung zu bringen ſind, uͤberhaupt aber bei allen Berathungsgegenſtaͤnden, 
welche die. Bundesacte oder ſpaͤtere Berhläfe nich beftimmt davon ‚ausge: 
nommen: haben 
Art 12: Mur in den: in der "Bunbesacte ‚ausbelchtich bezeichneten; Fig 
len, und, wo es auf eine Kriegserklaͤrung, oder Frie densſchlußbeſtaͤtigung von 
Seiten des Bundes ankommt, wie auch, wenn über die Aufnahme eines 
neuen Mitgliedes in den Bund entſchieden werden fol, bildet ſich die. Wer 
fanimlung zw. einem Plenum. Iſt in einzeinen Fällen bie Frage, ob ein 
Gegenſtand vor das Plenum. gehört, (zweifelhaft; ſo ſteht die Entfcheidung 
derfelben dem engern Rathe zu. Im Plenum. findet keine Erörterung noch 
Berathung Staͤtt, ſondern es wird nur daruͤber abgeflimmt, ob. ein im ens 
gern Rathe vorbertelleter Beſchluß angenommen ‚ober verworfen werben folk 
Ein gültiger Beſchluß im. Plenum feat eine Mehrheit: von . — 
der Stimmen voraus. | 
Art, 13. Ueber folgende Gegenflände: a 
CL) Annahme neuer Grundgeſetze, ober; Abänderung der añtchenden 
* organiſche Einrichtungen, das heißt, bleibende Anſtalten, als Mit 
zur Erfüllung‘ der ausgefprochenen Bundeszivede; | 
5 Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; | RL 
4). Religionsangelegenheiten, 
findet kein Beſchluß duch Stimmenmehrheit Statt; jedoch kann. in definf- 
tive Abſtimmung uͤber Gegenftände diefer Art. nur nach genauer Prüfung und 
Erörterung der den Widerfprucdy einzelner Bundesglieder beflimmenden ‚Gründe, 
deren Darlegung in. keinem Fall verweigert werden darf, erfolgen. ! 
Art. 14Was insbeſondere die organiſchen Einrichtungen betrifft; 
ſo muß nicht nur über die Vorfrage, ob ſolche unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtaͤnden nothwendig ſind, ſondern auch uͤber Entwurf und Anlage derſelben 
in ihren allgemeinen Umriſſen und weſentlichen Beſtimmungen, im Plenum 
und durch Stimmeneinhelligkeit entſchieden werden. Wenn die Entſcheidung 
zu Gunſten der vorgeſchlagenen — ausgefallen iſt; fo: bleiben die 
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ſaͤmmtlichen weitern Werhandtungen Aber bie Ausführung im Einzehaen. ber 
engen Verſammlung Überlaffen, welche‘ alle dabei noch vorkbommende Fragen 
—— —— entſcheidet/ auch), nach Befinden der Umſtaͤnde, eine 
Conmifften aus ihrer Mitte anorditet, um die verfchiedenen Meinungen und 
Antraͤge mit möglichfter Schonung und. DESEENTENG: ———— 

Wuͤnſche der Einzelnen auszugleichen nnd, 1. and 

— Art. Y15: - Sn Fällen, wo bie: Vundesglieder —* de — 
mäßigen: Einheit, fordern als einzelne, ſelbſtſtaͤndige und unabhaͤngige Stans 
ten erſcheinen, folglich; jura ’singulorum obwalten, oder ‚einzelnen Bundesglie⸗ 
dern eine beſondere, nicht in den gemeinſamen VBirpflichtungen Aller begrif⸗ 
fene Leiſtung oder Werwilligung für den Bund zugenuthet werden ſollte, 
kann ohne Freie Zuſtimmung ſaͤmmtlicher Vetheiligten kein dieſellben verbin⸗ 
dender Beſchluß gefaßt werden. gen em 

Art. 160 Wenn die Befisungen eines ſouberalnen teutſchen —* 
durch Erbfolge auf ein anderes uͤbergehen; ſo haͤngt es von der Geſammt⸗ 
heit des Bundes ab, ob und in wie fern die quf jenen Beſitzungen haften⸗ 
deu Stimmen im Plenum; da im engern Rathe kein Bundesglied mehr: als 
eine Stimme führen: fan, dem neuen Beſitzer beigelegt werben. ſollen. 
Act. 17. Die Bundesverfomnalung ift berufen, zur Aufrechthaltung 
des wahren Sinnes der Bundesacte, die darin enthaltenen Beftimmu 
wenn ; über, deren Auslegung Zweifel entſtehen ſollten, dem Bundes zwecke ge⸗ 
maͤß zu erklären. wg in allen. vorkommenden Faͤllen deu Vorfäriften. Aipfer 
Retenie ihre, richtige - Anwendung zu fichern. 
0 Urt. 18. Da Eintracht und. Friede unter den Bunde daliedern unger 
pa aufsecht erhalten werden ſollz fo hat die ‚Bundesverfammlung, wenn 

ie: innere Nuhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weife bedroht 
oder geftört ift, über, Erhaltung ober Mieberherftellung bderfelben Rath zu 
pflegen, und die dazu geeigneten Befchlüffe, nach Anleitung der im. den for 
genden Artikefn enthaltenen Beſtimmungen, NR faſſen. 

Art. 19. Wenn zwiſchen Bundesgliedern Thaͤtiichkeiten zu beſorgen 
oder wirklich ausgeuͤbt worden ſind; ſo iſt die Bundesverfammlung berufen, 
borfäufige Maasregeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbſthuͤlfe vorgebeugt und 
bet bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende hat fi fie vor 
allem für Aufrechthaltung des Beſitzſtandes Sorge zu tragen. 

Art. 20. Wenn bie Bundesverſammlung von einem Bundeshllebe 
zum Schutze des Beſitzſtandes angerufen wird, und ber juͤngſte Beſitzſtand 
ſtreitig iſt; ſo ſoll ſie fuͤr dieſen beſondern Fall befugt ſeyn, ein bei der Sache 
nicht. betheiligtes Bundesglied in der Naͤhe des zu fehligenden Gebietes auf⸗ 
zufordern, die Thatfache des jüngften Befiges, und die angezeigte Störung 
deſſelben ohne, Zeitverluſt durch feinen oberſten Gerichtshof ſummariſch unter: 
fuhen und darüber einen. rechtlichen Beſcheid abfaffen zu Iaffen, deſſen Voll⸗ 
ziehung ‘bie Bundesverfammlüng, wenn der Buͤndesſtaat, gegen welchen er 
gerichtet iſt, ſich nicht auf vorgaͤngige Aufforderung freiwillig dazu veiſteht, 
durch die ihr zu dieſem Ende angewieſenen Mittel: zu bewirken hat. 

Art. 21. Die Bundesverfammlund hat in allen, nach Vorſchrift der 
Bundesacte bei ihr anzubringenden, Stteitigkeiten: der Bundesglieder die Wer 
mittelung durch einen Ausfhuß zw verfuchen. Können die entflandenen Strei⸗ 
tigkeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt’ werben; ſo hat fie die Entſcheidung 
berfelben durch eine Auſtraͤgal⸗ Inſtanz zu veranlaffen, und dabei, fo lange 
nicht wegen ber Aufträgal: Gerichte „überhaupt eine anderweitige Uebereinkunft 
‚zwischen den Bundesgliedern Statt gefunden hat, bie in dem Bundestags 
befchluffe vom ſechzehnten Junius achtzehnhundert und ſiebenzehn enthaltenen 


— 





’ 
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Vorfcheiften;) ſo wie den / in Bolge gheichzeitig am —— 
gehender Inſtructionen, zu faffenden befondern Beſchluß zu beobachten 


ſes/ der. oberſte Gerichtshof eines Bundesſtaates zur Auſtraͤgal⸗Inſtanz ger 
wähle iſtz ſo ſteht demſelben die Leitung des —* und die Entſcheidung 
des Streites in allen feinen Haupt: und. Nebenpuncten uneingeſchraͤnkt und 
ohne alle weitere: Einwirkung der Bundesverſammlung, ‚ober der: Landesregie⸗ 
zung, zu. Letztere wird jedoch, auf) Antrag: der Bundesverſammlung, ger 
der flreitenden: Theile, im, Fall: einer — von. Seiten des Geier, Die | 
gie Beförderung. der Entſcheidung nöthigen Verfügungen erlaffen: ; X 
Art Rd. Wo keine beſondern Entſcheidungsnormen —* find, 
hat das Auſteagal · Gericht nad). den in: Rechtsſtreitigkeiten derſelben ang vor⸗ 
mals von den Reichsgerichten ſubſidiariſch befoigten Rechtsquellen, in ſofern 
ſolche auf die etigen Verhaͤltniſſe der Binubröglieben noch anwendbar ſind, 
erkennen: - 


zu 
Art. 24. Es ſteht uͤbrigens den Bundesliedern frei , ſowohl bet ein: 
zelnen vorkommenden Streitigkeiten, als ‚für alle künftige Fälle, wegen beſon⸗ 
derer Austraͤge oder Compromiſſe übereinzukommen, wie denn auch frühere 
Familien⸗ und Vertragsausträge durch Errichtung der ——— 
ſtanz nicht aufgehoben, noch abgeaͤndert werden. 

"Ar Die Aüfrechthältung der innern Ruhe und Ordnung in’ ben 
Bundsſtaaten ſteht den Regierungen allein zu. Als Ausnahme kann jede 
in Rüdfiht auf die innere Sicherheit des gefammten Bundes, und in Folg 
der Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger- Hülfereiftung ‚die Mit: 
wirkung bee Gefammtheit zur Erhaltung” oder MWieberherftellung der'Nuhe, 
im Falle einer Miderfeglichkeit der Unterthanen gegen die Regierung ‚eines 


offenen Aufruhes, ober gefährlicher Bewegungen in. ‚mehreren. Bunbesflanten, 


Statt finden. 

Urt. 26. Wenn in einem Bundesftaate durch Miderfeglichkeit der 
Unterthanen gegen die Obrigkeit die innere, Ruhe unmittelbar gefährdet, und 
eine Verbreitung aufrührifcher Bewegungen zu fuͤrchten, oder ein witklicher 
Aufruhr zum Ausbruche gekommen iſt, und die Regierung ſelbſt, nach Er— 
ſchoͤpfung der verfaſſungsmaͤßigen und geſetzlichen Mittel, den Beiſtand des 
Bundes anruft; Jo liege der Bundesverfammlung ob, bie ſchleunigſte Huͤlfe 
zur Wiederherſtellung der Ordnung zu veranlaſſen. Sollte im letztgedachten 
Falle die Regierung notorifch außer Stande ſeyn, den Aufruhr duch eigene 
Kräfte zu unterdbruden, zugleich aber durch. die Umftände gehindert werden, 
die Hülfe des Bundes zu begehren; fo iſt die Bundesverfammlung nicis 
defto weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zut Wiederherftellung der Otd⸗ 
nung und Sicherheit einzufchreiten.. Im jedem Fall aber dürfen die verfüg- 
ten, Maasregeln von Feiner längern Dauer ſeyn, als die Regierung, welcher 
die bundesmäßige Hülfe geleiſtet wird, es nothwendig erachtet, 

Art. 27. Die Regierung, welcher eine ſolche Hülfe zu Theil. gewor⸗ 
den, iſt gehalten, die Bundesverſammlung von der Veranlaſſung der eingetre⸗ 
tenen Unruhen in Kenntniß zu ſetzen, und von den zur Befeſtigung der wies 
berhergeftellten ‚gefeglichen Ordnung getsoffeuen Moetciuun elue bechhiamt⸗ 
Anzeige an dieſelbe gelangen zu laſſen. 

Art. 28. Wenn die oͤffentliche Ruhe MAR gefegtiche Ordnung in Ba 
teren Bundesſtaaten durch. gefährliche Verbindungen und Anfchläge . bedroht 
find, und dagegen: nur durch: Zuſammenwirken der Gefammitheit zureichende 
‚Maasregeln: ergriffen. werden koͤnnen; ſo iſt die Bundesverſammlung befugt 
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und ‚berufen; wach dorgaͤngiget Ruͤckſprache mit ben gumächft: bedrohten Re⸗ 
gierungen, ſolche Maasregeln zu berathen und zu beſchließen. 

Art. 29. Wenn! in einem Bundesſtaate der Fall einer Juſtige Verwei⸗ 
gerung eintritt, und auf geſetzlichen Wegen ausreichende Huͤlfe nicht: erlangt 
werden kann; fo liegt der Bundesverfammlung. ob,  erwiefene, nach der Ver⸗ 
faffung ‘und ben beſtehenden Gefegen jedes Lanbes zu beurtheilende, Be⸗ 
ſchwerden uͤber verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und dar⸗ 
auf bie gerichtliche Huͤlfe bei der Bundesregierung, . die zu der Beſchwerde 
Aulaß gegeben hat; zu ‚bewirken. 

Art. 30. Wenn Forderungen von Privatperfonen deshalb nicht befrie⸗ 
digt werden koͤnnen, weil die Verpflichtung, denſelben Genuͤge zu leiſten, 
zwiſchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beſtritten iſt; ſo hat die 
Bunbesverſammlung, auf. Anrufen der Betheiligten, zuwoͤrderſt eine Aus⸗ 
gleichung auf guͤtlichem Wege zu verfuchen, im. Falle aber, daß dieſer Wer: 
ſuch ‚ohne Erfolg bliebe, und die in Anſpruch genommenen Bundesglieder 
fih nicht in einer zu beftimmenben Friſt über ein Comptomiß. vereinigten, 
die vechtliche Entſcheidung ber fveitigen Vorfrage durch eine Auſtraͤgal⸗ Sr 
Kanz zu veranlafien. 

Art. 31. Die Bundesverfammlung hat das Recht und bie Verbind⸗ 
tichkeit, fie die Vollziehung ber Bundesacte und übrigen Grundgefege. bes 
Bundes, der in Gemäßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten Beſchluͤſſe, 
der durch Austraͤge gefällten fchiebsrichterlichen Erkenntniſſe, der unter die 
Gerährleiftung des Bundes geftellten compromiffarifchen Entſcheidungen und 
der am Bundestage vermittelten Vergleiche, fo mie für bie Aufrechthaltung - 
der von dem: Bunde uͤbernommenen befondern Garantien, zu: forgen, auch 
zu. diefem Ende, nad Erfhöpfung aller andern bumbeöverfaffungsmäßigen Mit- 
tet, die erforderlichen Erecutionsmaasregeln, mit genauer Beobachtung der: in 
in einer beſondern Ererutionsorbnung dieſerhalb feftgefegten | Beſtimmungen 
und Normen, in Anwendung zu bringen. 

Art. 32, :.Da jede — ——— die Obllegenheit hat,; zei Boll 
dmg der Bundeöbefchlüffe zu halten, ver Bundesverfammlung aber. eine 
unmittelbare Einwirkung auf bie innere Verwaltung der Bundesftänten nicht 
zufteht; fo kann in der Regel nur gegen die Regierung felbft ein Erecutiond- 
verfahren: Statt finden. Ausnahmen "von dieſer Regel treten jebo ein, 
wenn eine. Bundesregierumg, im Ermangelung: eigener zuteichenden ‚Mittel, 
ſelbſt die Hülfe des Bundes in Anfpruch. nimmit, oder wenn: bie) Bundesver⸗ 
fammlung unter den im ſechs und zwanzigſten Artikel. bezeichneten Umſtaͤn⸗ 
den, zur Miederheritellung. der allgemeinen Ordnung und Sicherheit unauf: 
gerufen einzufchreiten verpflichtet if. — Im: erften Falle muß jedoch immer 

Webereinftimmung mit den Anträgen ber Regierung, . welcher. die. hundes⸗ 
ih Hülfe age wird, verfahren, und im zweiten Fall; ein Gleis 
des, . nn — wieder in Ditigkeit geſetzt iſt, ER 


Sur —— 33 di⸗ Greastiondmandregein werben; im Namen ber Gpfammt: 
heit bes Bundes beſchloſſen und ausgeführt: Die: Bundesderſammlung er⸗ 
theilt zu dem Ende, mit: Beruͤckſichtigung aller Localumſtaͤnde und ſonſtigen 
Verhaͤltniſſe, einer oder mehreren, bei ber Sache nicht betheiligten, Regierun⸗ 
gen, den Auftrag zut Vollziehunge der beſchloſſenen Maasregeln, zen 
zugleich ſowohl die Stärke. der dabei zu verwendenden. Mannfchaft, als die 
nach dem; ——— Zwecke des Eretütionsverfahrens gu bemeſſende Dauer 


ae ai } 


X 
—X Ünt! 4 34 Die. Resiuimg; an : welche: der Auftrag ‚gerichtet iſt, und 
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welche: folcyer Sie nee A ernennt zu dielem 
Behufe einen Civilcommiſſait, der, in Gemaͤßheit einer, nach den: —* 
mungen der: Bundesverſammlung, von der beauftragten Regierung zu erthei⸗ 
benben: befonbern . Inſtruction, das Executionsverfahren unmittelbar leitete 

MWennider Auftrag am mehrere Regierungen. ergangen: iftz ſo beſtimmt die 
Bundesverfammlung, welche berjelben den Civileommiſſair zw. ernennen hat 
Die beauftragte Regierung wird, während der Dauer des. Eresutionsverfahz 
rens, bie Bundesverſammlung von dem. Erfolge deſſelben in Kenntniß ‚echals 
ten, unb fie, fobald der Zweck vollftändig erfuͤlt iſt, von: der Beendigung des 
Geſchaͤfts unterrichten. 

Art. 35. Der Bund hat, als Sefammtmadht, das. Recht, ‚Krieg, 
Frieden, Bündniffe und andere Verträge zu befchliegen. Nach dem. im zwei⸗ 
ten Artikel der Bundesacte ausgeſprochenen Zwecke des Bundes uͤbt derfſelbe 
aber dieſe Rechte nur zu ſeiner Selbſtvertheidigung, zur Erhaltung der Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit und aͤußern Sicherheit Teutſchlands, und der Unabhangigkeit und 
—— der einzelnen Bundesſtaaten aus. 

Art. 36.. Da in: dem eilften Artikel dev Bundesacte alle Mitglieder 

— Bundes ſich verbindlich gemacht haben, ſowohl ganz Teutſchland, als 
jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen, und 
ſich gegenfeitig ihre ſaͤmmtlichen unter dem Bunde begriffenen Beſitzungen zu 
garantiren; ſo kann kein einzelner Bundesſtaat von Auswaͤrtigen verletzt wer⸗ 
den, ohne daß die Verletzung zugleich und in demſelben Maaße die 
ſammtyheit des Bundes treffe. 

Dagegen ſind die einzelnen Bundedſt aaten verpflichtet, von ihrer Sir 
weder Anlaß zu dergleichen Verletzungen zu geben, noch auswaͤrtigen Staa⸗ 
ten ſolche zuzufuͤgen. — Sollte von Seiten eines fremden Staates über eine 
von einem Mitgliede des Bundes ihm twiderfahrene Verlegung bet: der Buns 
desverfammlung Befchwerde geführt: und dieſe gegründet befunden werden; fa 
liegt der Bundesverfammlung ob, das Bundesglied, welches die. Befchrverde 
veranlaßt; hat) zue fchleunigen und genügenden Abhülfe aufzuforden, und 
mit diefer Aufforderung, nad) Befinden der Umflände, Maasregeln, wodurch 
Ä — ——— Folgen zur rechten Zelt vorgebeugt werde, zu vers 
inden. 

Art. — Wenn ein Bundesſtaat bei einer zwiſchen ihm und 
| auswärtigen Macht: entftandenen Irrung, die Dazwifchenfunft des Bundes 
anruft; fo hat die. Bundesverfammlung den Urſprung folcher Irrung und das 
wahre Sachverhaͤltniß forgfältig zu prüfen. — Ergiebt fi) aus: diefer Prüs 
fung, daß dem -Bunbesftaate das Recht nicht‘ zur Seite ftehtz ſo hat. die 
Bundesverſammlung denfelber von Fortfegung des Streites ernſtlich abzu⸗ 
mahnen, und die’ begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch: erforderlichen 
Falls zur Erhaltung des Friedensftandes geeignete: Mittel anzuwenden. Em 
giebt ſich das Gegentheil; fo ift die Bundesverſammlung : verpflichtet, dem 
verlegten Bundesſtaate ihre wirkfamfte Verwendung und Vertretung angebeiz 
hen zu laſſen, und folche' fo weit auszubehnen; als noͤthig iſt Adamit dem: 
ſelben volle Sicherheit und angemeſſene Genugthuung zu Theil werde. 

Art. 38.Wenn aus ber Anzeige eines Bundesſtaates ober aus an⸗ 
dern zuverlaͤſſigen Angaben, Grund zu der Beſorgniß geſchoͤpft wird, daß 
ein einzelner Bundesſtaat, oder die Geſammtheit des Bundes, von einem 
feindlichen Angriffe bedroht feyz fo muß die Bunbesverfanimlung: ſofort bie 
Frage, ob. die Gefahr eines ſolchen Angriffes wirktich vorhanden: ift,nin Bes 
rathung — und daruͤber in der kuͤrzſtmoͤglichen Zeit einen Ausſpruch 
thun. — Wird. die Gefahr anerkannt; ſo muß gleichzeitig mit dieſem Aus⸗ 
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ſpruche, wegen ber. fm ſolchem Falle unverzüglich in. Wirkſamkeit zu ſetenden 
Vertheidigungsmaasregeln, ein Beſchluß gefaßt werden. Beides, jener Aus⸗ 
ſpruch und dieſer Beſchluß, ergeht von der engern Verſammlung, die dabei 
nach der in ihr geltenden abſoluten Stimmenmehrheit verfaͤhrt. 
> Art. 39, Wenn das Bundesgebiet von einer auswaͤrtigen Macht 
feindlich uͤberfallen wird, tritt ſofort dee Stand des Krieges ein, und 
muß im dieſem Falle, was auch ferner von ber Bundesverſammlung beſchlo 
ſen werden mag, ohne weiteren Verzug zu den erforderlichen Vertheidigungs 
maasregeln geſchritten werden. 

Art. 40. Siehe ſich der Bund zu efner foͤrmlichen Rejegserflärumg 
genöthigt; fo kann folhe nur in der vollen Verfammlung, nad) der für, bie: 
felbe vorgeſchriebenen Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen, beſchloſſen 
werben, 


Art. 41. Der in der engen Verfammlung gefaßte Beſchluß über bie 
Mirkfichkeit der Gefahr eines feindlichen Angriffe, verbindet ſaͤmmtliche Bun⸗ 
desſtaaten zur Theilnahme an den vom Bundestage nothwendig erachteten 
Vertheidigungsmaasregeln. Gleicherweiſe verbindet bie im ber. vollen Ver— 
fammlung ausgefprohene Kriegserflärung fämmtlihe Bundesſtaaten zur Bun 
mittelbaren. Theilnahme an dem gemeinfchaftlichen Kriege. 

Art. 42. Wenn die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden iſt, durch Mi 
Stimmenmehrheit verneinend entſchieden wird; fo bleibt nichts deftoweniger 
denjenigen Bundesftaaten, welche von ber Wirklichkeit der Gefahr. uͤberzeugt 
find, unbenommen, gemeinſchaftliche Vertheidigungsmaasregelu unter einander 
zu verabreden. 

Art. 43, Wenn in einem Galle, wo es bie Gefahr md Befligung 
einzelner Bundesftunten gilt, einer der ſtreitenden —* auf die foͤrmliche 
Vermittelung des Bundes antraͤgt; ſo wird derſelbe, in ſofern er es der 
Lage der Sachen und ſeiner Stellung angemeſſen findet, unter vorausgeſetzter 
Einwilligung des andern Theils, diefe Vermittelung übernehmen; jedoch darf 
dadurch der Beſchluß wegen der zur Sicherheit des Bundesgebietes zu ergrei⸗ 
fenden Vertheidigungsmaasregeln nicht aufgehalten werden, noch in det 
Ausführung "der bereit befchloffenen ein tilftand ober eine Verzögerung 
eintreten. i 
Art. 44. Bei ausgebrochenem Kriege ſteht jedem Bundesſtaate frei, 
zur gemeinſamen Vertheidigung eine groͤßere Macht zu ſtellen, als ſein Bun⸗ 
descontingent beträgt; es kann jedoch in dieſer Hinſicht keine Forderung an 
den Bund Statt finden. 

Art. 45. Wenn in einem Kriege ztoifchen auswärtigen Mächten oder 
in andern ‚Fällen Verhaͤltniſſe eintreten, welche die Beforgniffe einer Ber 
legung ber Neutralität des Bundesgebietes veranlaſſen fo hat die Bundesver⸗ 
fammlung. ohne Verzug im engen Mathe die zur Behauptung dieſer Neu: 
tralität erforderlihen Maasregeln zu befchließen. 

Art. 46, Beginnt ein Bundesftaat, der zugleich außerhalb des Bim⸗ 
desgebietes Beſitzungen hat, in ſeiner Eigenſchaft als europaͤiſche Macht einen 
Krieg ; fo bleibt ein ſolcher, die Verhaͤltniſſe und Verpflichtungen des Bundes 
nicht berührender, Krieg dem Bunde ganz fremd. 

Art. 47. In den Fällen, wo ein folder Bundesſtaat in feinem au: 
fer dem Bunde belegenen Befigungen bedroht oder angegriffen wird, tritt 
für den Bund bie Verpflichtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungsmaasre: 
gein, oder zur. Xheilnahme und Hülfsleiftung nur in fofern ein, als berfelbe, 
nach vorgängiger Berathung durch Stimmenmehrheit im der engern Verſamm⸗ 
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lung, Gefahr für dad Bundesgebiet erkennt. — Im letztern Falle finden 
die Vorſchriften der vorhergehenden Artikel ihre —— Anwendung. 

Art. 48. Die Beitimmung der Bundesacte, vermöge welcher, — 
2 erklaͤttem Bundeskriege, kein Mitglied des Bundes einſeitige Unter⸗ 
ehem Tl mit dem Feinde eingehen, noch einſeitig Waffenſtillſtand oder 

eden ſchließen darf, iſt fuͤr ſaͤmmtliche Bundesſtaaten, fie moͤgen außer⸗ 
halb des Bundes Beſitzungen haben oder nicht, gleich verbindlich. 

Art. 49. Wenn von Seiten des Bundes Unterhandlungen uͤber Ab⸗ 
ſchluß des Friedens oder eines Waffenſtillſtandes Statt finden; fo hat die 
Bundesverfammlung. zu fpecieller Leitung derfelben einen Ausſchuß zu beftel- 
ien, zu dem Unterhandlungsgefchäft felbft aber eigene Bevollmächtigte zu. erz 
nennen, und mit gehörigen Snftructionen zu verfehen. Die Annahme und 
Beftätigung' eines Friedensvertrags kann nur in der vollen Verfammlung 
geſchehen. 

Art. 50. In Bezug auf bie auswaͤrtigen Verhaͤltniſſe uͤberhaupt liegt 

der Bundesverſammlung ob: 

4) als Organ der Geſammtheit des Bundes für die Aufrechthaltung fried⸗ 
licher und freundſchaftlicher Verhaͤltniſſe mit den auswärtigen Staaten 

+ Sorge zu tragen; 

2) bie von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten an: 
zunehmen, und, wenn es nöthig befunden werden ſollte, im Namen des 
Bundes Gefandte an fremde Maͤchte abzuordnen; 

3) in eintretenden Faͤllen Unterhandlungen fuͤr die Geſammtheit des Bun⸗ 
des zu fuͤhren, und Vertraͤge fuͤr denſelben abzuſchließen; 

4) auf Verlangen einzelner Bundesregierungen, für dieſelben die Verwen⸗ 

» bung bed Bundes bei fremden Regierungen, und, in gleicher Art, auf 
Verlangen fremder Staaten, die Dazmwifchenkunft des Bundes bei eins 

zelnen Bundesgliedern eintreten zu laffen. 

Art. 51. Die Bundesverfammlung ift ferner —— die auf das 
Militairweſen des Bundes Bezug habenden organiſchen Einrichtungen und die 
— ſeines Gebiets erforderlichen Vertheidigungsanſtalten zu 
beſchließen. 

‚Art, 62. ‚Da, zu Erreichung, der Zwecke und Beforgung ber Ange: 
legenheiten des Bundes, von der Gefammtheit der Mitglieder Gelbbeiträge 
zu leiſten find, fo hat die Bundesverfammlung : 

1) den Betrag ber gewöhnlichen verfaffungsmäßigen Ausgaben, fo weit 
folches im Allgemeinen gefchehen kann, feftzufegen ; 

£) in vorkommenden Fällen, die, zur Ausführung befonderer in Hinſicht 
‚auf anerkannte Bundeszwede gefaßten Befchlüffe, erforderlichen außeror- 
dentlichen Ausgaben und bie zur Beftreitung derfelben zu leiſtenden Bei⸗ 
träge zu beftimmen ; 

3) das matribemäßlge Verhaͤltniß, nach welchem von den Mitgliedern des 
Bundes beizutragen iſt, feſtzuſetzen; 

4) die Erhebung, Verwendung und Berechnung der Beiträge anzuordnen | 
und daruͤber die Aufſicht zu führen. 

Art. 53, Die: durch die VBundesacte den einzelnen Bundesſtaaten 
garantirte Unabhängigkeit ſchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des 
Bundes in bie- innere - Stagtseinrichtung und Staatsverwaltung aus. Da 
aber die Bundesglieder fih in dem zweiten Abfchnitte der Bundesacte uͤber 
einige befondere Beſtimmungen vereinigt haben, welche ſich theild auf. Ge= 
währleiftung zugeficherter Rechte, theild auf beftimmte Verhaͤltniſſe der Unter 
thanen beziehen; fo liegt. der Bundesverfammlung ‚ob, die Erfüllung ber 


Schlußacte d. zu Wien gehalt. Miniſterialconf. 33 


durch dieſe Beſtimmung übernommenen Verbindlichkelten, wenn ſich aus hin⸗ 
reichend begruͤndeten Anzeigen der Betheiligten ergiebt, daß ſolche nicht State 
gefunden Habe, zu bewirken "Die Anwendung der in Gemaͤßheit dieſer Ver 
bindlichkelten getroffenen allgerneinen Anorönungen auf bie einzelnen Faͤlle, 
bleibt jedoch den’ Regierungen allein überlaffen. 

Art. ED nach dem Sinne des drelzehnten Artikels der Bundes⸗ 
acte, and dem darüber erfolgten fpätern Erklärungen, in allen Bundssftaaten 
landſtaͤndiſche Berfaffungen Statt finden follen;.fo hat die Bundesverfamm: 
fung darüber zu wachen, baß diefe Beftimmung in Einem Bundesftadte un: 
erfuͤllt bleibe, PRON 

Art 65.Den ſouveralnen Fürften der Bundesftanten bleibe überlaf: 
fen,‘ diefe Tanere Landesangelegenheit, mit Beruͤckſichtigung ſowohl der frü- 
herhin geſetzlich beſtandenen ſtaͤndiſchen Nechte, als der. gegenwärtig obwal⸗ 
tenden Verhaͤltniſſe zu oͤrdnen. | 
Art, 56. "Die in. anerkannter Wirkſamkeit beftehenden landſtaͤndi⸗ 

ſchen BVerfaffurigen koͤnnen nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder ab: 
ge EN 


werden. 

Art. 57. Da der teutfche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus ſouverainen Fürften befteht; fo muß, dem hierdurch gegebenen Gtund⸗ 
begeiffe zufolge, die gefammte Staatsgewalt in dem DOberhaupte des Staats 
vereinigt bleiben, und der Souverain kann durch eine landftändifche VBerfaffung 
nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung ber Stände ge: 
bunden werben, 

Art. 58. Die im Bunde vereinten ſouverainen Fürften duͤrfen durch 
keine Tandftändifche Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Ver— 
pflichtüngen gehindert ober befchränkt merden. | 

Art. 59. Wo die Deffentlichkeit landſtaͤndiſcher Verhandlungen durch 
die Berfaffung Heftattet ift, muß durch die Gefchäftsordnung dafür geſorgt 
werden, daß die gefeglichen Gränzen der freien Aeußerung, weder bei den 
Verhandlungen felbft, noch bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf 
eine die Ruhe des einzelnen Bundesftants oder des gefammten Teutfchlands 
gefaͤhrdende Weiſe Üiberfchritten werden. 

Art. 60. Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem ‚Lande eingeführte Iandftändifhe Verfaffung nachgefudjt 
wird; ‘fo iſt die Bundesverfammlung berechtigt, folche zu Übernehmen. Cie 
erhäte dadurch die Befugnif, auf Anrufung der Betheiligten, die Verfaſſung 
aufrecht zu erhalten, und bie über Auslegung oder Anwendung berfelben ent: 
ftandenen Irrungen, fofern dafuͤr nicht anderweitige Mittel und Wege gefeg: 
lich vorgefchrieben find, durch gültige Wermittelung oder compromiffarifche 
Entfcheidung beizulegen. 

Art. 61. Außer dem Kalle der uͤbernommenen beſondern Garantie eis 
ner landftändifchen Berfaffung, und der Aufrechthaltung der Über den Breis 
zehntert Artikel -der Bundesacte hier feftgefesten Beftimmungen, ift die Buns 
desverfammlung nicht berechtigt, in Iandftändifche Angelegenheiten, obet in 
Streitigkeiten zwiſchen den Landesherren und ihren Ständen einzuwirken, fo 
lange ſolche nicht den im fehs "und zwanzigſten Artikel bezeichneten. Chas 
rakter annehmen, in welchen Falle die Beftimmungen bdiefes, fo wie des fies 
ben und zwanzigſten Artikels, auch Hiebei ihre Anwendung finden, == Des 
ſechs und vierzigfte Artikel der Wienet Congreßatte vom Jahre achtzehnhun⸗ 
dert amd fünfzehn, in Betreff der Verfaſſung der freien Stadt Frankfurt, 
erhält jedoch hierdurch Feine Abänderung. 2 * 

Art. 62. Die vorſtehenden Beſtimmungen in Be ah den drei: 


‘ 
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zehnten Yrtitel der Bumdesacte find auf die freien Städte: in ſoweit au⸗ 
wendbar, als die beſondern Verfaſſungen und Verhältniſſe derſelben es Be 

Art. 63. Es Liegt der Bundesverfammlung ob, auf, bie ‚genaue und 
volftändige Erfüllung derjenigen Beflimmungen zu adıten, welche ‚ber. vier⸗ 
zehnte Artikel der Bundesacte, in Betreff der mittelbar * 
maligen Reichsſtaͤnde und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels enthält 
Diejenigen Bundesglieder, deren Ländern bie Defigungen derſelben einverleibt, 
worden, bleiben gegen den Bund zur unverruͤckten Aufrechthaltung der vu 
jene Bellimmungen begründeten. fkaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe verpflichtet. 
wenn gleich die, über die Anwendung ber in Gemäßheit des vierzehnten er 
titels der Bundesacte erlaffenen Verordnungen oder abgeſchloſſenen Verträge 

entftehenden, Streitigkeiten in einzelnen Fällen am bie competenten Behörden. 
des Bundesftaats, in welchen die Befigungen ber. mittelbar gewordenen Fuͤr⸗ 
ften, Grafen und Herren gelegen find, zur Entfheidung gebracht werden 
müffen; fo bleibt denſelben doch, im Falle der verweigerten gefeglichen und 
verfaffungsmäßigen Rechtshllfe, oder einer einfeitigen zu ‚ihrem Nachtheile er⸗ 
folgten legislativen Erklärung ber durch bie Bundesacte ihnen zugeſicherten 
Rechte, der Recurs an die Bundesverſammlung vorbehalten; und dieſe iſt in 
einem ſolchen Falle verpflichtet, wenn fie die Beſchwerde gegruͤndet finder, 
eine genügende Abhülfe zu bewirken, 

Art. 64. Wenn Borfchläge zu gemeinnügigen Anordnungen, deren 
Zweck nur durch die zufammenwickende Theilnahme aller. Bundesſtaaten voll— 
ſtaͤndig erreicht werden kann, von einzelnen Bundesgliedern an die Bundes⸗ 
verfammlung gebracht ‚werden, und dieſe fi ch von ber Zweckmaͤßigkeit und 
Ausfuͤhrbarkeit ſolcher Vorfhläge im Allgemeinen überzeugt; fo Liegt ihr ob, 
die Mittel zur Volführung derfelben in forgfältige Erwägung zu ziehen, umd 
ihr anhaltendes Beſtreben dahin zu richten, die zu dem Ende erforderliche freis 
willige Vereinbarung unter den fämmtlihen Bundesgliedern zu bewirken. .;. 

Art. 65. Die in den befondern Beftimmungen ber Bundesartikel 
16, 18, 19 zur Berathung ber Bundesverfammlung geſtellten Gegenftände 
bleiben derfeiben, um durch gemeinfchaftliche Mebereinkunft zu möglichit gleiche 
—— Verfuͤgungen daruͤber zu gelangen, zur fernern Bearbeitung vor⸗ 


Die vorſtehende Acte wird, als das Reſultat einer unabaͤnderlichen Dem 
einbarung zwiſchen ben Bundesgliedern, mittelft Praͤſidialvortrags an dem, 
Bundestag gebracht, und dort, in Folge gleichlautender Erklärungen der 
Bundesregierungen, durch förmlihen Bundesbefchluß zu einem Grundgeſetze 
erhoben werden, welches die naͤmliche Kraft und Gültigkeit, wie die Bundes⸗ 
acte eve haben und der Bundesverfammlung zur unabweichlihen Richtfchnue 
dienen fol. 

Zur Urkunde deſſen haben fämmtliche hier verſammelte Bevollmaͤchtigte 
die gegenwaͤrtige Acte unterzeichnet und mit ihren Wappen unterſiegelt. 

So geſchehen zu Wien, den funfzehnten des Monats Mai, im. Jahr 
ein taufend acht hundert und zwanzig. 


(EL. S.) Fuͤrſt von Mettenih.. (T. S.) Emft. Graf von. Hardenberg 


(L, S.) Graf Bernftorff. (L. S.) Graf v. Mandelsiope, 
(L. S.) Krufemadl, | (L, S.) Freiherr vom Berfkett, 
(L. S.) I. €. von Küfter. (L. S.) teihere von deiantew 
(L, = Freiherr von Zentner. _ 1 8. ſen. 
5) du Bos, du, Thil, .; Pe 


ö Freiherr von Stainlein. 
(L. — Graf von der Schulenburg. ds S, 


B 
(L. S,) von RB ii — sro \ 


A NR, Falk. 


Schlußacte vom . Suni 1832. 35 


(L. —2— v. Fritſch. Ai S.) Bu en von Peſſen 

— &8. 8 Marfiplk on Biex (1: 3): van. Ban. 

* — At Bst | —— 3. 8 Bu 

nn urahz nt ” 
* NW e ut a FR Smm 


Di Die ſechs Artitel vom 28; Juni 1832. 


Ä Bu ihn und ecfe Ernten eng 6. dieſer „Schluß⸗ 
2 wurden in der Sitzung der teu Bundesverfammlung: zu Frankfurt 
am. Main am 28; Juni 1832. — 6 Artikel angenommen, und als 
— fuͤr den ganzen teutſchen Staatenbund bekannt gemacht. 2a. 

L Da nach dem Art. 57 dee Wiener Schlußacte bie: geſammte Staats 
23* in dem / Oberhaupte des Staates vertinigt bleiben muß, und der Sou⸗ 
verain durch eine landſtaͤndiſche Verfaſſung nur in der Aus uͤ bung beſtimm⸗ 
ter Rechte an die: Mitwirkung der Stände: gebunden: werden kann; ſo iſt 
auch sein Kteutſcher Souyerain, als Mitglied des Bundes, zur Verwetfung 
einer hiermit in Widerſpruch ſtehenden Petition der Stände nicht; nur berech⸗ 
tigt, ſondern die — —— zu — — geht, aus dem Zwecke 

bes: Bundes hervor 

"JE Da gleichfalls. nach dem Geiſte bes ben: ——— Act, 57 ber 
Schlufade: und der hieraus hervorgehenden Folgerung;, welche der Art, 58 
ausſpricht/ keinem teutfchen Souverain durch die Landftände bie zur Fuͤh⸗ 
rung einer: den. Bundespflichten. und ber Landesverfaſſung entfprechenden Re⸗ 
gierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen; fo werben: Fälle, in 
welchen ftändifche Verſammlungen die Bewilligung der zur Führung der Res 
gierung erforderlichen Steuern auf eine mittelbare ‚oder. unmittelbare Weife 
duch die Durchfegung andermeiter Wünfche und Antraͤge bedingen wollten, 
unter diejenigen Fälle zu zählen feyn, auf welche die Art. 25 und 26 der 
Schlußacte in Anwendung gebracht werden müßten... 

IH, Die innere Gefeggebung ber teutfchen Bundesſtaaten darf weder 
dem Zwecke des Bundes, wie folcher in berm. Art. 2: der Bundesacte und 
in dem "Art. 1 der Schlußacte ausgefprochen ift, irgend einen Eintrag thun; 
noch darf diefelbe der Erfüllung fonftiger bundesverfaffungsmäßiger Verbind⸗ 
lichkeiten gegen den Bund, und namentlic der dahin gehörigen Keiftung von 
Geldbeiträgen, hinderlich feyn. 

IV, Um die Würde und Gerechtfame des Bundes und der ben Bund 
tepräfenticenden Verſammlung gegen Eingriffe aller, Art ficher zu flellen, zu⸗ 
gleich aber in den einzelnen Bundesſtaaten die Handhabung der zwifchen ben 
Regierungen und ihren Ständen beftehenden v —D Verhaͤltni 
zu erleichtern, ſoll am Bundestage eine mit dieſem Geſchaͤfte deſonders beau 
tragte Commiſſion, vot Ber Hand auf ſechs Jahre, ernannt werden, deren 
Beſtimmung feyn wird, insbeſondere auch * den ſtaͤndiſchen Verhandlun⸗ 
gen in den teutſchen Bundesftnaten fortbauend Kenntniß zu nehmen, die 
mit den ——73 gegen den Bund, oder mit den durch die Bundes: 
verttäge garantirten Megierungsrechten in Miderfpruch ftehennden Anträge und 
Beſchluͤſſe zum Gegenftande Ihier Aufmerkſamkeit zu —— und der Bun⸗ 
deöverfammlung davon Anzeige zu thun, w demnaͤchſt, wenn fie die 
Sache zu weitern Pre ger ignet, fi He, ld mit den babei betheis 
ligten — u ya vr. at. a bon ſech Jahren wird 
die Fortdau g vorbehalten 


a Beau mn Bummi 59 der here da, wo Before 
der: miſindiqen ehndlungen durch die Werlaſſung geſtattet iſt, die 
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Grenzen ber freien — weder bei den. Verhanblungen ſelbſt noch bei 
deren Bekanntmachung durch den. Druck, auf. eine bdie NRuhe des einzelnen 
Bundesſtaates oder des geſammten Teutſchiando gefaͤhrdende Weiſe uͤber⸗ 
ſchritten werden darf, und dafür durch die Geſchaͤftsordnung geſorgt werden 
ſoll; ſo machen auch ſaͤmmtliche Bundesregierungen, wie ſie es ihren Bun⸗ 
desverhättniffen ſchuidig ſind, fich gegen einander“ anheiſchig, zur Werhütung 
von Angriffen auf den Bund in den ſtaͤndiſchen Pe a und zur 
Steuerung berfelben , jede nach Maasgabe ihrer innern — — die 
Anordnungen zu erlaſſen und zu handhaben. 

ViI. Da bie. Bundesverſammlung ſchon nad) dem Art. 17.de: Sqhluß 
acte berufen iſt, zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesacte und 
der darin: enthaltenen Beſtimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel 
entſtehen follte, dem Bundesʒwecke gemäß, zu erklaͤren; ſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß zu einer Auslegung der Bundes⸗ und der Schlußacte mit 
rechtlicher Wirkung. auch nur. allein und ausſchließend der teutſche Bund be: 
rechtigt iſt, welcher dieſes Recht durch ſein verfaffungsmäßigen. Degan / die 
Bundesverſammlung, ausuͤbt. 

In Beziehung auf den Mißbrauch der PN Preffe ſieht 
die Bundesverſammlung dem Vortrage ihrer in ber 14. diesjaͤhtigen Sitzung 
gewählten Commiſſion wegen Einführung gleichfoͤrmiger Verfügungen hinſicht⸗ 
lich der. Preffe entgegen, um hierauf einen. endlichen Beſchluß faſſen zu koͤn⸗ 
nen, und fie erwartet mit Vertrauen. von dem Eifer der. Commiſſion, baf 


fie die ihe übertragene Kafgabe in dem Sinne obiger — bedeen 
loͤſen werde. 


zus — Bin 
Nagl Gruͤnne. 
—— Beuſt. 
Manteuffel. Marſchall. 
Stralenheim. Schack. 
Trott. Both. 
Blittersdorff. Leonhardi. 
Rieß. Curtius. 
Gruben. | J 
2. 


Die erloſchenen Verfaſſungen der. beiden, in: der. Zeit 
des Rheinbundes beftandenen, Staaten: des Königrei- 
bes Weltphalen, und de Großherzogthums 
Frankfurt. 
A. Verfaſſung des erloſchenen Sönigreiges 
Weſtphalen. 


Das Koͤnigreich Weſtphalen ward im Tilſiter Frieden zum Di: 
feyn gerufen, und von Napoleon aus wormaligen preußifchen, churhan⸗ 
növerifchen, herzoglich⸗ braunſchweigiſchen, churfurſtlich⸗ heſſi iſchen, orani⸗ 
ſchen und einigen Vaſallenbeſitzungen gebildet, zu weichen. im M arz / 1006 

bie koͤniglich⸗ ſaͤchſiſchen Abtretungen, für: den. an Sächfen uͤbergegange⸗ 


Verfaſſung des erlofhenen Koͤnigreiches Weſtphalen. 37 
nen Cothuſſer Kreis, hinzukamen.· In dieſem neuorganiſirten Staate, 
deſſen Koͤnig/ Napoleons jungſter Bruder, Hieronymus, ein Mit: 
glied des Rheinbundes ward, warb zue rſt auf teutſchem Boden 
eine Verſaſſung eingeführt, welche der franzoͤſiſchen in vielen Puncten 
nachgebildet war, und auf aͤltere teutſche Sitte und oͤrtliche Verhaͤltniſſe 
faſt gar keine Ruͤckſicht nahm. Die folgenden Verfaſſungen in den teut⸗ 
ſchen Staaten; des Königs von Baiern (vom J. 1608, die aber. nie 
ind Leben trat), des Großherzogs von Frankfurt (4810) u. des Her⸗ 
2095 von Anhalt Köthen (1810), wurden mit fteter Rüdficht auf 
biefe weſtphaͤliſch e Werfaffing entivorfen und bekannt gemacht, ob: 
gleich; mur die des Großherzogthums Frankfurt derfelben ſich am mei: 
Re näherte, und auf fie ald Urbild und Mufter fich bezog. 

Wenn man mm gleich, zugeſtehen muß, ‚daß manche Beftimmung 
dieſer weſtphaͤliſchen Verfaſſung zeitgemäß war, und daß in einem, aus 
fo vielen verſchiedenartigen Beftandtheilen zufammengefeßten, Königreiche, 
wie Weftphalen, die ältere in biefen Landfchaften beſtehende landſtaͤndi⸗ 
ſche Berfaffung, nach ihrer fruͤhern Form, nicht fortbeftehen konnte; fo 
eithielt doch‘ auch dieſe Verfaſſung zu vieles, was ber teutfchen Sitte 
und dem teutfchen Nationalcharakter bis dahin. völlig fremd war, als. Daß 
dieſe Verfaſſung die Wuͤmſche und Bedirfniſſe dee weſtyhaͤuſchen Volkes 
hätte befriedigen Können. 

Sie ward übrigens von Napoleon, als Eroberer und Befieger 
der nun von ihm zu einem Sönigreiche vereinigten Länder, octroirt 
und vorgefchrieben, ohne daß die, aus diefen Ländern zur Begrii: 


ßung ihres neuen Königs nach Paris gereifeten, Deputirten einen eigent- - 


lichen Einfluß ‚auf biefelbe erhielten. Das Häuptgebrechen in ber Ber- 
faflung bed. neuen Königreiches: Weſtphalen war aber, daß, weil ber 
Kaiſer Fich die Hälfte der Allodialdomainen vorbehielt, der Staat in 
finanzieller Hinficht nie in Ordnung und zu Kräften kommen Tonnte, 
und daß bedeutende Summen jährlih aus demſelben nad Frankreich 
gingen, die für ihn verloren waren. _ Wenn alfo auch die Verfaſſung 
die Gleichheit aller Untertbanen vor dem Geſetze, die Frei: 
beit des kirchlichen Cultus, die Aufhebung der Leibeigen: 
ſchaft und ber Adelsvoxrechte, doch mit Beibehaltung der bishe— 
rigen Namen und Grade des Adels, die Gleichheit der Befteue: 
rung, die Grundſteuer nah dem Maasftabe des Fuͤnftels 
des reinen Ertrags, eine neue Repraͤſentation von hundert 
Individuen, die Begründung von Friedensrichtern und bie beſ— 
fen Formen ber Gerichtsverfaſſung mit Beflimmtheit ausſprach; 
fo konnte doch dad Königreich Weftphalen, als politifches Ganzes, zu 
Feiner innern Kraft gelangen, weil es, während ber fieben Jahre feiner 
Dauer, an allen Kämpfen feines Stifterd Antheil nehmen, bie willtühr: 
liche Erweiterung und Verminderung feines geographifchen Umfanges fidy 
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gefallen Laffen; OLE —E— und 
an ſeine mit. großen Dotatichen ausgeſtattete Guͤnſtlinge beyahlen mußte⸗ 
Nach der Aufloͤſung des Koͤnigreiches Weſtphalen "gehört dieſe Verfaſfung 
zu den Antiquitaͤten des nordieutſchen Bodens; allen ſie datf in der 
Reihe der teutſchen Werfaſſungen aus dem erſten Jahrzehnte des neunzehn⸗ 
ten Jahrhunderts nicht fehlen⸗weil fie Yin wichtiges Acteniſtuch der’ eitge⸗ 
ſchichte onthaͤlt, und weil fiestn eine — * — neu⸗ 
.. BRITEN A a 5,8 Fe may? Ar 
la: i ne KO) my uAn I pn 
FREE Berfaflung.nom: 45». November, AST sinis 
wi I "ep ee aben und durch die GEon ſt itut iaaen 
—— Kan odais vpon Italirm.und Beihinss ex des 
ben sin der —— bes Außter aſchluſſes ſchleunig du Voll⸗ 
13% —2 


* F PER Ka er Pi — sh bi * 
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"aus den Stadten bon’ — af, ne Sind Knie * tea, jo tl 
: Ausnahme: des ‚Gebietes. von Hanau Henbogen an Rheine, 7. 47177 
auß dem (üebiete apm Gpanen. gib —— —— — —— 
gen von Hohenſtein und — — * 
aus den Bisthume Osnabruͤck, i in [TEL FR 12. en:.ſ: 
aus dem Bisthume — R To gr ; een 24 On 
Minden und Ravens — ed Mae 
aus der Graffchaft ietberg-Kaunf- Zu Abe EEE Bere (} it 
Art. 2, Mir behalten: Uns bie Hälfte ber — der Furſten RS 
um ſolche zu den Belohnungen. zu verwenden, ‚bie Mir ben Dffigieren Unferer Ars 
—— verſprochen haben, welche Uns im gegenwaͤrtigen Kriege die meiſten Dienſte 
t 


Die Befignahme von diefen Gütern foll un glich durch Unfere ‚Intendanten 
geſchehen, und das Protocol darüber foll vor bem efen December m Sugiehung 
ber Landesbehörden aufgefegt werben. 

Art. 3. Die, befagten ‚Ländern auferlegten, außerorbentlichen. Kriegsfteuern 
follen abgetragen, ober es foll für ihre Abzahlung vor bem erften December Sicher 
beit gegeben werden, 

Art. 4. Den 1. Der. fol der König durch Commiffarien, welche Wir: zu dem 
Ende ernennen werben, in ben Befig bes vollen Genuffes und der Souverainetät 
feines Gebietes gefegt werden. 

Zweiter Titel 


ar 5. Das Königreich Weſtphalen macht einen Theil des rheiniſchen Bun⸗ 


Verfaffung vom 25. Nov. 1807. 39 


Sei € ntingent' U aus 1) t d irkli ri R 
der Soldaten von Bafen Ale Ar a Mann wirklich dienſtthuen⸗ 


⸗Gavallerie, 
Während der erſten Jahre follen ı —— Infanteri 
rend der n Jahre ſollen nur zehntauſend Mann In e, au⸗ 
ſend Dann Gavallerie und —3 | Artillerie befolbet werben. Pen 
gen zwölftaufend fünfhundert Mann follen von Frankreich geftellt werben und bie 
Garniſon von Magdeburg: bilben. e zmölftaufend fünfhundert Mann follen vom 
Könige von Weftphalen befoldet und gekleidet werden. 
un Deiiter Titel 
> 77.20 80 Das Weſtphalen Toll in des Prinzen Hieronymus 
Rapolcon' venredhgren. ri und rechtmaͤßiger ———— maͤnnlichen 
Geſchlechts, in Folge der Erſtgeburt und mit beſtaͤndiger Ausſchließung dev Weiber 
und ihrer Nachkommenſchaft, erblich ſeyn 1) 
alls ber Priaz Hieronymus Napoleon Feine natürliche und recdhtmäßige 
Rachkommenſchaft haben würde, foll der Thron Weftphalens Uns und Unfern na- 
tuͤrlichen und rechtmäßigen ober adoptirten Erben und ARachkommen, 
Din Sxmangeluug :diefee, den natuͤtlichen und rechemäßigen Nachkommen des Prin: 
vun Soſe py Napoleon, Könige von Bon und Sicilien, 
ns dieſer Prinzen, den natürlichen und rechtmäßigen Nachkommen 
bes ein Napoleon, Königs von Holland, KK, 
and in Ermangelung diefer Ichtern, den natürlichen und rechtmäßigen Rachkom⸗ 
men bed Prinzen Joakhim, Großherzogs von Berg und GSleve, anheim fallen. 
Acrte 7. Der König von Weftphalen und feine Bamilie find in dem, was fic 
‚ ben Verfügungen ber kaiſerlichen Bamilienftatuten unterworfen. un 
or Kriß, Bm Falle der Minderjährigkeit fol der Regent des Koͤnigreichs von 
Uns ober. Unſern Nachfolgern, in Unferer Eigenfhaft als Haupt ber kaiſerlichen Fa 
milie, ernannt werben. * 
Er ſoll unter den Prinzen der koͤniglichen Familie gewaͤhlt werden. 
Sr Minderjährigteit des Königs endigt fi) mit dem zuruͤckgelegten achtzehn: 
re. E 


0 Art. 9. Der König md die Eönigliche Bamilie haben zu ihrem Unterhalte einen 
—— Schatz, unter dem Titel Kronſchatz, welcher fünf Millionen Franken Re: 
Der Ertrag ber Domanialwaldungen und ein Theil der Domainen find zu die- 
ſem Behufe beſtimmt. Balls der Ertrag der Domainen nicht zureihend feyn würde; 
fo fol das Behlende aus der Staatscaffe mit einem Zwoͤlftel jeden Monat, zuge: 
fchoffen werben. In ri u 5 a 
Vierter Titel. 


Art. 10. Das Königreich Weſtphalen ſoll durch Conſtitutionen regiert wer⸗ 
den, welche die Gleichheit aller Unterthanen vor dem Geſetze und die freie Ausübung 
des Gottesdienſtes ber verfchiedenen Religionsgefellfchaften felgen. 

»  Hrto dk: Die Lanbftände der Provinzen, aus welchen bas Königreid) beficht, 
ſowohl die allgemeinen als bie befondern, alle politifche Gorporationen diefer Art 
und alle-Privjlegien befagter Gorporationen, Städte und Provinzen, find aufgehoben. 

Art. 12%. Gleihergeftalt find alle Privilegien einzelner Perfonen und Bami- 
lien, in fofern fie mit den Verfügungen vorſtehenden Artikels unverträglich find, 


aufgehoben. — — — 
Wert 13. Alle Leibeigenſchaft, von welcher Natur fie feyn und wie fie heißen 
—— indem alle Einwohner des Königreichs die naͤmlichen Rechte 
enießen follen. | 
d rt. 14. Der Adel fol in feinen verſchiedenen Graben und mit feinen ver- 
fchiedenen Benennungen — ohne daß folcher jedoch ein ausſchließendes Recht 
u irgend einem Amte, Dienfte oder einer Würde, noch Befreiung von irgend einer 
entlichen Laſt verleihen koͤnne. 
Art. 15. Die Statuten der abeligen Abteien, Priorate und Eapitel follen dahin 
abgeändert werben, baß jeber Unterthan bes Reiches darin augelaffen werben Eönne. 
Art. 16. Es fol ein und baffelbe Steuerſyſtem alle Theile des König: 
reiches feyn. Die Grundfteuer foll das Fünftel der Reventen nicht überfteigen dürfen. 
Art. 17. Das Münzfyftem und das Syſtem der Maaße und Gewichte, welche 
dermalen in Frankreich — 2 — ſollen im ganzen Koͤnigreiche eingefuͤhrt 


40 GT me Befphalen .. 


Art. 18, Die Münzen follen mit bem Wappen —R& mit dem 
Bildniſſe des Könige 9 lagen werben. ent 
Fünfter Titel 
Xrt. 19. Es ſollen vier, Miniſter ſeyn, naͤmlich: 
einer fuͤr das Juſtizweſen und die innern Angelegenheiten, 
einer für as Kriegsweſen, a Inı= — | 
giner für die ik den Handel und: den öffentlichen Can; ir? 
es fol ein Minifter Staats⸗-Secretaͤr feyn. 
Art. 20. Die Minifter find, jeder in feinem Bade, fir die Bollgiegung ber 
Gefege und der Befehle des Königs. verantwortlich. u. — — 


Sechſter Titel. 


Art. A. Der, Staatörath ſoll zum wenigſten aus ſechszehn Ind hoͤchſtens aus 
fuͤnf und zwanzig Mitgliedern beſtehen, welche vom Könige. ernannt werden, und 
deren Ernennung von ihm nach Gutduͤnken zuruͤckgenommen werden * * 

Er ſoll in drei Sectionen abgetheilt werden; naͤmlich: 

Section des Juſtizweſens und der innern Angelegenheiten, — 
Section des Kriegsweſens, * vxc N 
Section des Handels und der Finanzen. him 

Der Staatsrath fol ‚die. Verrichtungen des Gaffationsgerichts verf — ‚Se 
follen für die Geſchaͤfte, welche geeignet find, vor das Caſſationsgericht gebracht zu 
werden, und fuͤr die ſtreitigen Faͤlle in Verwaltungsſachen, Advocaten bei demſelben 
angeſtellt werden. 

Art. 22. Das Geſetz uͤber die Auflagen, oder das Finanzgeſetz, die cieil· und 
peinlichen Geſetze ſollen im Staatsrathe discutirt und entworfen werden. | 

Art. 23. Die im Staatörathe ‚entworfenen Geſetze follen den von den Stän- 
den ernannten Commiſſionen ;mitgetheilt werben, 4 Eid 

Diefe Commiſſionen, deren drei ſeyn ſollen, naͤmlich eine Finenttemn on eine 
Commiſſion des. bürgerlichen Juſtizweſens, und eine Commiſſion des peinlichen Zu⸗ 
ſtizweſens, ſollen aus fuͤnf Mitgliedern beſtehen, welche in jeder Seſſion ernannt 
und erneuert werden muͤſſen. 

Art. 24. Dieſe ſtaͤndiſchen Commiſſionen koͤnnen mit den reſpectiven Seetionen 
des Staatörathes die ihnen mitgetheilten Gefegesentwürfe discutiren. 

Die Bemerkungen befagter. Sommiffionen follen im verfammelten, dom ‚Könige 
_ präfidirten, Staatsrathe verlefen, und es Toll, wenn man es noͤthig finden wird) 
über die Modificationen, deren die Gefegesentwürfe für empfänglich wochen gehalten 
werben, berathſchlaget werben. 

25... Die definitiv angenommene Redaction ber Grfegesentwirfe fol durch 
SRitglieder des Stagtsrathes unmittelbar den Ständen uͤberbracht werden, melde, 
nad) Anhörung der Beweggründe jener Gefegesentwürfe und der Berichte ber Com: 
miſſion, darüber berathfchlagen werden, 

Art. 26. Der Staatsrath hat bie Verwaltungs-Verordnungen zu discutiren 
und Kine —V entwerfen. 

Er hat über die unter den Verwaltungs: und gerichtlichen Behor⸗ 
den fi de erhebenden Jurisdictions⸗Streitigkeiten, über die ſtreitigen Verwaltungs 
gegenſtaͤnde und uͤber die Frage zu erkennen, ob Verwaltungsbeamte vor Gericht 
geſtellt werden koͤnnen und ſollen? 


Art. 28. Der Staatsrath hat, in Ausuͤbung feiner Attributen, nur eine be⸗ 


rathende Stimme. * | 
Siebenter Titel, a EM 


Art. 9. Die Stande des Reiches ſollen aus hundert Mitgliedern * 
welche durch die —— — ernannt worden, naͤmlich: ſiebenzig werben 
gewählt aus der Klaſſe der Grundeigenthuͤmer, funfzehn unter den Kaufleuten u 
Babrifanten, und funfzehn, unter den Gelehrten und andern Buͤrsern. nie 
um den Staat verdient gemadıt ae 

2 rl der Stände befommen keinen Gehalt. 

30, Sie follen aller drei Te zu einem Drittel erneuert werben 5 die 
guten. Mit N. fönnen unmittelbar wieder gewählt werben. 
er Präfident der Stände wird vom Könige ernannt. 

Ze SE Die Stände verfammeln ſich auf die vom Könige —— Zu⸗ 

fammenberufung. 


Sie Bann blos durch ben König — prorogirt, vertagt und 
aufgeloͤſet werden. 


1 


— 


Verfaſſung nom AS Nov. 180%. Mi 


gem über die vom Staatsrathe verfaßten Ge . 


Art. 38, R—— 
——5 ihnen auf he bes Könige vorgelegt werben; ı fowohl über 
die Auflagen 25 das jaͤhrliche —— als uͤber die um Civilgeſetzbuche und 
im EN e. —J— eraͤnderungen. 
—28 — en der. Minifter Tollen ihnen alle Sabre vorgelegt werben. 
2:2 tände Beate z über die, Gefehesentwürfe. im EUR Ecrutin ium 
— abſolute di der Stimmen. | 
Achter Titel men | * 
ri TE Das Gebiet ſoll in’ Departemente, die Departemente in Diſtricte/ 
die Diſtricte in one und_diefe in Municipalifäten eingeteilt Yoerben, 
Die Zahl der Departemente ſoll weder inter adje, noch über zwölf ſeyn 
Ent Bahl ber ASCHE ſoll in einem Re | weder unter drei, * uͤber 
5 wi OR ST ER x 
Firm Wennter sehe: ee 
Art. 35, Die "Departenge n bu cten verwaltet u 
— fol in jedem ie rd eieture ‚hie Preitiom CHE und 


wär 
MT, 7 ſou in: job Bigkehetes abnd? Dr jeder unterprafcci⸗ ein Diftrietsrh n. 
ja Municipalität ſoll durch einen Maite * weten. ! * 

— in Bi er ein ein Municipalrath ſeyn. Alte > 
. je Departementsr den — the 
und der 4 — Ripalsäige den aller —— zur ——————— m 

— Zehnter Titel 
“a * 89, rg ou in je Departement ein — gebil⸗ 
et werden. 

Art. 40. Die Zahl der Mitglieder der Departements:Eollegien foll A die 
Zahl der Br ‘bes Depatdements) beſtimmt werden/ſo daß ein" Mitglieb auf 
— —* ner — — boch darf die * der ——“ nicht u unter 
zweihun eyn. 

Ark: 41. Dis Mitglieder ber DepartementssGollegien ſolen vom Könige ernant 
und folgendermaßen gewählt werben, naͤmlich: 

Bit Se untee den fechöhundert HöhfbBefteuerten: des. Departements, 
ein Sechſtel unter den reichften Kaufleuten und Fabrikänten,i. «. ‚I a „ul 


Sechſtel u dernaußgezpichnetften Gelehrten und Künftlern, und un: . 


d 
ter 8 — welche ſich am meiſten um den Staat verdient gemacht haben. 
Es kann niemand, der nicht volle 21 Jahre alt iſt, zum Mitgliede 
eines — — — —— nn — 
onen der glieder ber Departements⸗Collegien find le⸗ 
Senke es * er 8 derſelben anders, ald durch einen Urtheilsfprucy, ent 


fegt 

ar 44. Die Depastemene Got folfen bie Mitglieder der Stände ernen- 
nen, und bem Könige Gandidaten für die Stellen der Friedensrichter, Departements:, 
Diftricts: und Municipalräthe vorfchlagen. 


Zür jede zu machende Grnennung-follen-gwei- Candidaten HEROES werben. 
EEE ARE hinein 
Art 4. Der eier Rapoleon fol vom 1. Januar 1808 an das bürs 
gerliche Geſetzbuch des Königreiches Weftphaten ſeyn 
Art. 46. Das gerichtliche Merfähren ı —A— — und in peintidjeh 


Faͤllen fellen die  Gefhwornen:@erichte, Statt haben. u neue peinliche Jaris⸗ 


prudenz ſoll ſpaͤteſtens bis zum 1. Julius 1808 eingefuͤhrt ſeyn. 
Art. 47: In jedem Cantone ſoll tin Friedensgericht, in jedem Diſtriete tih 
Eivilgeriht erſter Inftang,:und in jebem Departemente ein peinlicher Gerichtshof, 
und, De ar B.gange e Königreich ein einziger: Xppellations: Gerichtshof feyn. 
ie Sriedensrichter follen vier Jahre lang im Amte bleiben, und 

—* font barauf wieder gewählt werben können, wenn fie ald Candidaten yon 
den Departements:Collegien vorgefchlagen worden. 

Art, 49, Der richterliche Stand ift unabhängig. 

Art. 50, Die Richter werden vom Könige ernannt. 

Ernennungen auf Lebenszeit follen fie er erhalten, wenn man, nachdem fi fi e 


Pe 


N ’ 
/ * ws. — r r a. T 
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© Amt re werben verwaltet. d in 
Art. * u — 5— ——— ai 
tors ſowohl, auf jene ner enten, vom Könige die un 
—— —— welchen es in F Kalium, feiner Yindsverktängen un 
Berletzung feiner Pflichten für ſchuldig Hält, 
In diefem einzigen Falle fol die Amtsentfegung eines Richters vom Könige 

— — — * koͤnnen. 
Rt. 6 eg dr Geritsgöfe und Beiöunate werden im Namen des 

nig 54 


Each 
* Gnade ertheilen, bie. Strafe erlaffen oder milden... 
Bwötfter Titel, Er 


7 
Kst. 58, Die Militär-Gonfeription ſoll Grundgefeh bes — ab 
phalen Toon. 6 > En keine’ Berbungen für Geb Statt haben. 


u ale Dr EeljeHnter Litel. , eg 

Kr t. 54, Gegenwärtige Gonftitution fou durch önigliche, im Siatseiße 
discutirte Verordnungen. ergänzt: werben. 
‚ao Krb 66. Die, Befete und Berwaltungs: Bererbnungen follen. im Sieh Burke 
tin bekannt; gemacht. werben, und * zu ihrer Verbindlichkeit * anbeuioeiten 
Publications-Rormalität. noͤthig · ei 
Gegeben in —* Beer u Fontainebleau am isten Tage dus 
November des Jahrts:1807 ; — 

HIER 221686 ſchrieben· Rapoleom 


J 4 ‘ Ru Bere A 58 ii 
Mer meinem ar re ih —* 
ecretär j 
0 F Dar, Be 
nd NT ae? er — ——— 


mai: Biroayner Nepaleony: Se eh ai a die Sonfit 
zotignen önig von Weſtphalen.  Franzöfiiches Pringae. xc 38 
nſicht der Conſtitution des Königreiches — & ad 15, Nov. 1807,;: 
—— daß dieſelhe ind Geſetz Bulletin —* und —ag —— des 
Königreiches bekannt —— werben ſoll. 
Mnferm koͤniglichen HPaulaſte zu Kupoiconspähe am’. December 


1807, im Aften Japre Unfenep Regierung. ” no ya BA 
nu —— An 2 vr 171 ¶unterſchrieben · ‚gt ony m us Na a 
X —— nung; zn Auf Befehl des —** 

DE ESITTR TE ACHET AU Kae Fu FI BE TE E70 Fe ae 10 Bean Minifters taatb-Gerfetäre, 
RE | der Kabinets· Secretä 

en meint Unter ni Couſin von Marinditie 
‚am ge ν— Bu. 2 N CHAT gleichlautend beſcheinig 

eur: ERS ua3 Asilii —J— nen — und 

OHREN Sim. ve. 


ehe er ee; auu fa 1 
b) Ergängungsnätät’se —S 1808. 


Bir Hieronymus Rapoieon. X——— 
—— n Erwaͤgung, daß bie: allgemeine Verwaltung bir. Bufti. * des — 
täglich h * und zu verſchiedene Gegenſtaͤnde darbietet, als da ig * —* 
epartements zugleich beauftragter, Miniſter die z 
* von einander abweichenden Details derſelben allein bearbeiten — — * 
des 54. Artikels der Conſtitutionsurkunde, ** — daß die Conſtitution 
—— * Uns erlaſſene, und im Staatsrath discutirte, Vervrdaungen ‚ergänzt 
werden foll; 
nad) Anhörung Unfers Staatsrathes, ’ 
befchloffen, und befchließen Folgendes: 
Art. 1. Die allgemeine Verwaltung ber Juftiz * des — fon, ı vom 1. 
Januar 1809 an gerechnet, zwei getrennte Minifterien bilden. 
Art. 2, Die Attributionen des Juſtiz⸗Miniſteriums find: 


——— oo 

Die gewöhntiähe e) Gorrefpondeng * den — 4 und nn 
. lichen. w 

Sul u ee — Mn Che, ug Sat d a 


. 2... en des 
we u none otariats⸗ um nweſenz 
— in J ut. und, die an bie —S— zu | gi 
—— un Folder weiche eine Mierung der 


e Bere Aber Folge Bragen,, — eine ‚Auslegung ber Befege Poren 


“ machen 

— welche dem Koͤnige in Hinſicht der geſammelten Bemerkun⸗ 
eis ver Siedenen da Ir Geſt aeg, * — * 
—— ler ur PR ahlung aller? : 


tre das Abd —* er Gefege, koͤni Ser 
— Zu Bea F in h’ das Sue, En ‚De Bu Hrn h 
Un — * nee u 
ae air von ” "N "ie ua öfte, * 


— Polisei des Rönigreid —25 
an * einer, — iſterlume des J en Ka: > ui 00 
—— den Praͤfecten, und die Oberaufficht übers Ber: 


ufrecht ni der Bi — ien und. die Generals, » arte: 
ai u * the betbeffend ben Bee”? it; es 
mann ** ben. rg ——— Dienftent: 
(sung De fe 


ER 55 und Ma 
ipt “unbe ern OR nın po£ 


uuDE — * And Kine 133; 91597 2.08 m > 
aͤler, die zur % a G d 
N ih mer Se pn ai Yıl 


häferelenz — — 


Be 
——— 
un ET ihöpettöhtagtegeth, Bi kn 
u rk u Kufmin nn s ef heite nat tn Die Rage he nd 


R — ‚bie Muſeen, Bolksfefte, Uniyerfi —75 — 
MR — — , En der Ratiftifchen Bien, % AR 
Ertrag; 

— — erg en mit Ausfhluß der Kanäte * —— De ef 1e 3 

un. 1. Sanuar 1810 fortfahren werben, zu ben Atributionen des Finaͤnzmin iſte⸗ 

zu ‚gehören / von dieſer Zeit an gerechnet aber einen Theil der Attributionen 

Erz des ame ausmachen pet en. n.23 

le und Befehl, daß das gegenwärtige Statut, te dem Slaats⸗ 

un Bervglung I Geſetzbulletin eingeruͤckkt, und an bie Gerichtshoͤfe Tribunale 

und ——— behoͤrden geſandt werde, damit dieſelben es in ihre Regiſter ein— 

tragen, ſich u darnach Fichten, und auf deſſen Beobachtung halten; uͤnfer Ju⸗ 
ſtizminiſter ai eairttagt;, über die Vollziehung deffelben zu wachen. ı 


Gegeben in Unſerm Eöniglichen-Palajte zu Caſſel, am 28. December 1808; im 
2ten Babe unſrer * gierung. ar N | 





> 


B. Berfaffung bes ine Großherzogtpums. 
Frankfurt. 


As im Reichsdeputationshauptſchluſſe vom 25. Febr. 1803 die bei 
den Würden der geiftlihen Churfürften von Trier und Cöln aufgehoben 
wurden, Eonnte auch der Churftaat Mainz, deſſen Hauptflabt an 
Frankreich abgetreten worden war, unter biefer Benennung nicht fortbes 
fiehen. Der letzte Churfürt «-  ' “tn @arl Rofenh, war am - 


4 ! Großherzogthum Frankfurt. 


26. Juli 1802 geſtorben, und fein Coadjutor, Freiherr Karl von Dal: 
berg, nahm durch den Reichsdeputations hauptſchluß ben Namen: Chur: 
fürſt-Erzkanzler an, behielt: aus den Zrummern des Mainzer Chur: 
ſtaates das Fürftenthum Afhaffenburg, und gewann außerdem noch 
das: bisherige Bisthum Regensburg, mit der freien Reichs ſt adt 
Regensburg und der freien Reichsſtadt Wetzl ar. — Als darauf! der 
Shurfürft-Erzkanzler am 12. Jull 1506 dem Rheinbunde beitrat, ward 
fein Zitel in’ die Benemung Fürft Primas des Rheinbumdes verwan- 
delt. ,. Zugleich, erhielt er durch die rheiniſche Confoͤderationsacte die bis 
herige Reichsſtadt Frankfurt, und die Souverainetät uͤber einige 
ritterſchaftliche Gebiete. — Eine Folge ‚des Wiener Friedens vom 14, 
Sct. 1809 war es aber, daß Napoleon, als Protector des Rheinbundes 
am.d. März 1810 dem bisherigen primatifhen Staat in das Groß: 
berzogthum Sranffurt verwandelte, wodurch der legte geiſtliche 
Staat in Zeutfchland aufgehoben ward. Zugleich warb. der Vicekoͤnig 
von Italien, Eugen, zum, künftigen Nachfolger des Großherzogs beftimmt, 
und, für das an Baiern abgetretene Fürftentyum Regensburg, . Fulda 
und Hanau (mit einigen Ausnahmen) dem neuen großherzoglichen Staate 
einverleibt + Nach der Voͤlkerſchlacht "von Leipzig verließ der‘ Großher⸗ 
zog am 30. Sept. 1813 ſeine Staaten und ging. nach Koflnig, wo er 
am 30. Det. feine Regierung nieberlegte ° Die Stadt Franf- 
fürt‘ Ahielt butch HR Derbinibeten ihre vorige politiſche Selbſtſtaͤndigkeit 
wieder; Hana u kam an Heſſen⸗Caſſel zuruͤck, Aſchaffenburg fiel an 
Bayern. der größte, Theil von Fulda, ward dem Churfürfteh von Heffen, | 
einige Aemter von Fulda aber wurden dem Könige von Bayern und dem 
Großherzogen don Weimar zůgetheilt So verſchwand nach einer kurzen 
Eriftenz, das nd örankfurt; aus ber Reihe der teutſchen 
SA n 

Bereits: am 18. Jul. 1803 gab Dalberg, als damaliger Chur: 
fürfks Erzkanzler, dem neugebildeten kleinen Churſtaate eine Neue 
Organiſation, in welcher ‚zugleich in Afchaffenburg eine Univerfität; - 
aus den von der ehemaliger Mäinzer Untverfität gebliebenen Dotationen, 
errichtet ward. Diefe an ſich zweckmaͤßige, (und. ben. politifchen Verhaͤlt⸗ 
niſſen des kleinen Staates angemeſſene, Organiſation ſtehet vollſtaͤndig in 
Häberlins Staatsarchive, St. 42 und 43, und im politiſchen 
Sournale vom Jahre 1803, Monat Auguft, S. 735 ff. — Wie aber 
der primatifhe Staat in ein Großherzogthum verwandelt worden war; 
fo gab der damalige Großherzog demjelben am 16. Auguft 1810 eine 
neue Verfaffung, bei welcher die Verfaffung ded Königreiches Weſt—⸗ 
phalen als Vorbild diente. Unläugbar hatte diefe Verfafjung manche 
gute Seiten. Ihre ftändifche Repräfentation warb auf 20 Mit: 
glieder gefeßt, von welchen 12 aus bemittelten Grunbeigenthlmern, 4 aus 
Kaufleuten und Fabrikanten, und 4 aus dem Stande der Gelehrten er: 


‘ 


Verfaſſung vom 16. Auguſt 1810. Be; 


wählt wurden. Die Leibeigenichaft ward. aufgehoben; der Adel beibe: 
halten, ohne doch ein ausſchließendes Recht zu gewiſſen Nemtern und 
Würden zu behaupten; und ein gleiches Steuerfoftem eingeführt, "Mit 
diefer Verfaſſuing ward. unter dem 27. Oct. 1810 eine, ſehr ins Detail 
gehende, Derwaltungsordnung verbunden, im welcher die Kunetid- 
nen der Präferte, der Generaldepartementsräthe, der Präfecturräthe, der 
Präfeeturgeneralfecretaire, der Diſtrictsmaire, der Maire und Adjuncten 
und der, Municipafräthe näher verzeichnet wurden. Sie ſteht volliländig 
in Winkopps rheinifhem Bunde, Heft 51, Seite 317357, 


a) Berfaffung des Großherzogthums Frankfurt vom 
—— 16. Auguſt 1810. 


Wir Carl, von Gottes Gnaden Fürft:Primas des rheiniſchen Bun—⸗ 
bes, Großherzog von Frankfurt, Erzbifchoff von Regensburg?ic. zc- 
Des Kaifers Napoleon kaiſerl. koͤnigl. Majeftät haben Uns den 19. Februar 
d. 3., gegen Abtretung. des Fünftenthums Regensburg und bes Rheinſchifffahrts⸗ 
octroi's auf der rechten Rheinſeite, den groͤßten Theil der Fuͤrſtenthuͤmer Fulda und 
Hanau unter der Bedingniß abzutreten geruhet, daß dieſe Laͤnder, nebſt dem Fuͤr⸗ 
ſtenthume Aſchaffenburg und der Stadt Frankfurt, das neue Großherzogthum Frank⸗ 
furt bilden, und nach Unſerm toͤdtlichen Hintritte an des Vicekonigs von Italien 
kaiſerl. ‚Hoheit, und ſodann an die maͤnnlichen Rachfolger Seines Großherzoglichen 
Hauſes uͤbergehen ſollen. 
unſfre ‚Pflicht erfordert, daß Wir den Reſt Unfrer Tage dem Wohl derjenigen 
Länder wibmen, welche die goͤttliche Vorſehung und die perſoͤnlichen wohlwoilenden 
Geſinnungen des Kaiſers Napoleon Uns anvertraut haben. 

Die Beftandtheile des Großherzogtbums Frankfurt bilden nunmehr cin Ganzes. 
Ginheit der moͤglich beften Berfaffung wird für diefen Staat wohlthätig und zweck⸗ 
maͤßig ſeyn. 

Die beſtdenkbare Staatsverfaſſung iſt diejenige, in welcher der allgemeine Wille der 
Mitglieder durch vernuͤnftige Geſetze ausgedruͤckt wird, in welcher die Verwaltung 
ber Gerechtigkeit durch. unabhängige wohlbeſetzte Gerichtsſtellen beſorgt wird, in 
welcher die. vollitrediende Gewalt der Hand bes Fürften ganz anvertraut iſt. 

In allen Staatöverfaffungen, welche aus dem Geifte des Kaiſers Napoleon’ 
gefloffen find, erkennt man Anwendungen biefer Grundfäges alfenthalben haben ger 
mählte Volksvertreter Einfluß auf bie. Annahme der Gefege und Verwendung be 
Staatsvermoͤgens; allenthalben find die Gerichtöftellen von dem Einfluffe fremder 
Gewalt unabhängig; allenthalben ift die Vollftredung ber Gefege Eraftvoll und wirt 
fam, weil fie in ber Hand bes Regenten iſt. | 
unter allen Berfaffungen, welche dem Kaifer Napoleon ihr Dafeyn zu dan 
Een haben, enthält die Verfaffung des Königreiches Weftphalen die meiften Grund« 
fäge, die man nad) Unfrer Uebergeugung auf das Wohl des Großherzogthums Frank: 
furt anwenden kann, Sie ift eigenes Werk: des Kaijerd Napoleon, ift für einen 
teutſchen Staat beftimmt, hat ſich bereits durch die Regierung des Königs Dieros 
nymus Napoleon Majeftät bewährt. 

Rach beſchraͤnktern Verhältniffen und befondern Localumftänden fließt aus der 
Anwendung biefer ‚Grundfäge, nad Unfrer Ueberzeugung, folgende. Organifation 
Unfers Großherzogthums Frankfurt. 

. 1. Das Großherzogthum Frankfurt beftehte 
. aus ber Stadt Frankfurt und ihrem Gebiete, 
aus bem. bisherigen Fuͤrſtenthume Afchaffenburg, 
dem ‚größten Theile bes bisherigen Fuͤrſtenthums Fulda, 
dem — Theile des Fuͤrſtenthums Hanau, 
odann 


ber Stadt Wetzlar. | , 
. 2. Das Großhergogthum Frankfurt macht einen Theil bes rheinifihen Bune _ 
des aus, deſſen Primatialwürde Uns, durch die rheiniſche Bundesacte anvertraut iſt. 
8. 3. Das Contingent des Großherzogthums Frankfurt befteht in 2800 Mann. 

$. *2. Rach Unfeum Abſterben koͤmmt das Großhrrzogthum Frankfurt am des, 
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rinzen- ‚Eugen „Napoleon Faiferl. i deſſen gerabe Abſtammung von 
Ein zu eohn, niet beftändiger Aust ach — Und tdfall an bie 
Baiferliche Krone, im Falle, wenn die männliche Linie ertöfchen Follte. 2.3 ln 


ſehn wird; fo iſt alsbann der künftige Großherzög verbunden, be 
er zu biefer Wuͤrde benennen wird, -60,000 Franken’ jährlich" z 
anzuweifen. Die Nachfolger des kuͤnftigen Großherzogs find, auf, ewige Tage ſchul⸗ 
dig, dieſe Verbindlichkeit zu erfüllen. Et | 
"8.6, Wir’ erkennen Uns verbunden, in Gemäßheit des Reichsſchluſſes vom 
Jahre 1808 die, Renten zu bezahlen, welche nach den 88. 7. 9,,14, 17. 19. 20 und 
27. des gedachten Reichsſchluſſes auf. die Hälfte des Rheinoctroi's. angewiefe wor⸗ 
den, und Wir werden bieſe Verbindlichkeit erfüllen nach dem ausdruͤcklichen — 
des mehr erwähnten Reichsſchluſſes. Die Specialhypothek der Renten, welche deren 
Eigenthuͤmer auf die Haͤlfte des Octroi's hatten, iſt fuͤr immer gegruͤndet auf die 
Domainen von Fulda und Hanau. Die Erfuͤllung dieſer Pflicht werden Wir un 
mittelbar ſelbſt beſorgen. Rn 
8.7. Die Donationen Cr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen, bis auf die 
Summe.von 600,000 Franken Renten an Domainen der Fürftenshümer Fulda, und 
Hanau, ‚werben vom Uns beftätigt und verbürgt, 434 34 
Die Donatarien genießen diefe Güter als wahres Eigenthum, welches binnen 
10 Jahren mit Feiner neuen Auflage befcehwert werden: kann; auch koͤnnen fie dieſe 
ihnen, eigenthümlich zugehörigen Güter verkaufen, ohne daß fie von dieſem Verkaufe 
cine: Abgabe entrichten. * 
& 8. Wir werden dafür ſorgen, dag die Schulden, mit welchen die Länder 
des Großherzogthums Frankfurt beſchwert find, ordentlich Und richtig bezahlt werden. 
5,9 Bezahlung der Schulden, welche auf der Rente Lohneck und dem 
Zolle Vilzbach hafteten, werden Wir verhältnigmäßig beitragen, nebſt jenen 
fo im dem Beige der Lande find, welche dem ehemaligen Mainzer Churftaate gehörten. 
$. 10, Wir beftimmen auf die Tage Unfers Lebens. für den Unterhalt 
Hofftaates ımd aller damit verbundenen Ausgaben an Hofperfonale, Hofdienerſchaft, 
Tafel, Marftall, Reiſekoſten, Geſchenken und Unterhalt Unfrer Perfon eine jährliche 
Summe von 850,000: $1., welche dem VBerhältniffe in jeder Hinficht angemeffen iſt. 
Diefe Summe wird vom Ertrage der Waldungen, der Domainen und anderer Ge 
Fälle Überhaupt, in Quartalraten aus der Generalcaffe erhoben. | 
‘$ MH. Das Großherzogthum wird durch eine Eonftitution regiert, welche die 
Gleichheit aller Unterthanen vor dem Gefege und die freie Ausübung des ‘Gottes: 
dienftes der verfchiedenen verfaffungsmäßig aufgenommenen Religionsbefenntniffe feſtſetzt. 
8 12. Die befondern Verfaffungen der Provinzen, Städte nud Gorporatio⸗ 
nen bed Großberzogthums find aufgehoben; eben fo die Privilegien einzelner Perfos 
nen und Familien, ſo weit fie mit Befolgung der Gefege im Widerfprude ſtehen; 
durch diefe Beftinnmung werden jedod jene Befugniffe nicht aufgehoben indem Groß 
herzogthume Frankfurt, welche durch die rheinifche Bumdesacte den mediatiſirten 
Fürften und Herren zugefichert worden. | Bo: 
8. 18. Die Leibeigenfchaft wird aufgehoben; alle Einwohner des Großherzog: 
thums Frankfurt genießen gleiche Rechte. tu 
So oft der Ertrag der Leibeigenfchaft und der dahin gehörenden Abgaben we⸗ 
fentlichen Beitrag zum allgemeinen Beften leiftet, ſoll ein anderer billiger Erfag 
eintreten durch Vertheilung hinreichender indirecten Auflagen, welche den Perfonen« 
rechten der Unterthanen minder läftig und kraͤnkend find. wi 
ollten durch Aufhebung der Leibeigenfchaft Privatperfonen verlievenz ſo fteht 
ihnen der Anſpruch auf Entfhädigung im Wege Rechtens offen, nad) den Grunde 
fügen, welche im Königreiche Weftphalen eingeführt worden. X 
$. 14. Der Adel beſteht, wie bisher, mit feinen verſchiedenen Benennungen 
und gebührender Achtung, ohne daß er jedoch ein ausſchließendes Recht weber zu 
Aemtern, Dienften und Würden, nod) Befreiung von Öffentlichen Laſten dadurch erhält. 
$. 15. Es ſoll ein und daffelbe Steuerfyftem für alle Theile des Großherzog⸗ 
thums ſeyn; die Grundfteuer fol niemald den fünften Theil der Revenuͤen überftei- 
gen. Proviſoriſch, bis zur Gleichftellung, bleibt es bei dem gegenwärtigen Zuftande 
der Grundfteuer. Die Stempeltare und die Protocollicung (timbre. et enregistre- 
ment) werden eben fo, wie in Frankreich, eingeführt. Soliten nebft dem neuerlich in 
Beziehung auf Staatsbedürfniffe Vermehrung der Auflagen nöthig werben; fo- find 
diefelben auf indirecte und perfönliche Abgaben nach Grabation- des Vermoͤgens in 
verhälfnißmäßig erhöhtem billigen Maasſtabe anzufegenz und im Falle eine Kopfe 
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ſteuer unvermeiblich werben folltes fo kann diefes nur alsdann geſchehen, wenn hier: 
über mit ben a verfaffungsmäßige Verhandlung eingetreten feyn wird, ” 

„16. Das Syſtem von Maas ‚und ‚Gewicht, welches in Frankreich beftcht, 
fol in dem ganzen Großherzogthume Kingeführt werden; welches zum heile fchon 
geſchehen ift. Hieruͤber wird noch ‚eine befondere Inftruction nach vorhergegangener 
veifer Berathung erfolgen. 

8. 17 Wir werben einen Minifter des Innern, ber Juſtiz und Polizei, einen 
Minifter der Fina ber Domainen und des Handels, und einen Minifter-Staats- 
feeretair, welchem die auswärtigen Angelegenheiten, die Beſchuͤzung des Eultus und 
Aufficht über Abminiftration ber Kriegscaffe anvertraut find, ernennen. Die Mini 
fter find, jeder in feinem Bade, für die Vollziehung der Gefege und Vollftredung 
der daraus fließenden Verfügungen verantwortlich. 

8. 18. Den BVBorfis in dem Staatsrathe hat der Großherzog ſelbſt. Die Bet: 
fiser find die drei Minifter und ſechs Staatsräthe, deren Ernennung eben fo, wie 
jene = ip nee des Staatörathes, von Uns geſchieht. 

5.19, Alle Gefege über Auflagen, die Einführung neuer Givil- und peinlicher 
Geſetze follen in dem Staatsrathe vorbereitet, diſcutirt und entiworfen werden. 

. 20, Die in dem Staatsrathe entworfenen Gefese follen den von den Stän: 
den ernannten Commiffionen mitgetheilt werden. Jede Commiffton befteht aus drei 
Mitgliedern. Die Commiſſionen find: 

die Rinangcommilfion, 

bie Eiviljuftiscommilfion, und 

eine Gommiffton des peinlichen Juſtizweſens; 
an in der Geffion ernannt, und nad) Berfchiebenheit ber Gegenftände erneuert 
werben. 

8.21. Die ſtaͤndiſchen Commiffionen koͤnnen diſcutiren Über die Gefegentwürfe 
mit denjeni en Mitgliedern des Staatsrathes, welche dazu den Auftrag erhalten. 
Die Bemer n der Gommiffionen werden in dem Staatsrathe unter Unferm Vor: 
fige gelefen, und über nuͤtzliche Mobificationen berathichlagt. 

5.220 Die Redaction der Gefegentwürfe fol durch zwei Mitglieber des Staats— 
rathes den Ständen überbradyt werben, welche fodann darüber, nad) angehörten Be⸗ 
weggruͤnden, berathſchlagen werden. 

5. B. Der Staatsrath hat die Verwaltungsverordnungen zu diſcutiren und 
zu entwer 

5. 24, Er hat uͤber die Streitigkeiten zu erkennen, welche ſich zwiſchen den 
verwaltenden und gerichtlichen Stellen erheben; auch hat der Staatsrath über die 
en entfcheiden, ob angeklagte Verwaltungsbeamte vor Gericht geftellt wer: 


* 25, Der Staatörath Hat in Ausübung feiner Attribute eine berathenbe 
Stimme; in Gegenftänden aber, welche geeignet find, vor bas Eaffationstribunal ges 
bracht zu werben, verfieht ber Staatsrath die Stelle des Gaffationsgerichts. Sir 
ſtreitige er in Berwaltungsfachen werden Abvofaten bei bemfelben angeftellt. 

Die Stände des Großherzogthums beftehen aus 20 Mitgliedern, ern 
12 aus — Grundeigenthuͤmern, 4 aus reichen Kaufleuten oder Fabrikanten, * 
aus vorzuͤglichen Gelehrten von ben Departementscollegien ernannt werben. Cie 
bekommen von bem Staate Eeinen Gehalt, wohl aber mäßig beftimmte Taggelder 
von jedem ber Departemente, 
: 8827. ie werben den al 8 Safe um cin Dot erneuert bie Auttretenden 


unntittelbar w mie werben, 
Der Präfident —* Stände wird von Uns ernannt. Die Stände verſammeln 
auf Unfte Berufung; ihre Berfammlung kann von Uns prorogirt ober aufge 


$. Die Stände berathfchlagen über bie Ing Santo welche der Staats: 


23, 
verfaßt hat. Die gebrudten Rechnungen ber ifter und des Generalcaffir 
d ihnen alle Sahre vorzulegen. 
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48- Ol Großherzogthuin rnit 
H der größte Theil des ehemaligen Fürſtenthums Hanau, welches unter ge⸗ 
wiſſen Beziehungen mit dem Frankfurter Departemente in Verbindung ge= 

Le von weil Hanau bekanntlich eine Fabrikſtadt, und Frankfurt eine Hans 

elftadtift. 4 —— her 
Für: die Stade Wetzlar wird ein Unterpräftet ernannt. 

$. 30. In jedem Departemente wird ein Präfecturrath errichtet zur Entſchei⸗ 
dung, ber. Streitigkeiten; welche bei den VBerwaltungsgegenftänden vorkommen. 

F. 31. Die Mitglieder des Präfecturraths und der: Praͤfecturgeneralſecretair 
werben von Uns ernannt. 

\ Es wird in jedem Departemente ein Departementscollegium gebildet, 
deſſen Mitglieder ihre, Stellen lebenstänglicdy bekleiden. Wir werben eheſtens die 
Mitglieder dieſer Departementscollegien: ernennen. —* 

$. 33. Dieſe Ernennung wird beſtehen im $ der Meiftbegüterten; wird bes 
ſtehen aus den. reichften Kaufleuten: und: Fabrikanten, und. +. aus ;vorzüglichen Ger 
lehrten und Künftlern. 

$..3%.. Es kann Niemand zum Mitgliede der Departementscollegien gewählt 
werden, der nicht großjährig ift. 

$. 85. Die. Departementscollegien ernennen die Mitglieder ber, Stände, Jedes 
Departement ernennt drei. Güterbefiger, einen Handelsmann oder. Fabrikanten, ‚einen 
Gelehrten oder Künftler. 

$. 36, Es wird auch in jedem Departemente ein Generaldepartementsrath 
feyn. Zu jeder Ernennung werden Uns von den Departementscollegien zwei Gane 
didaten (deren einer Mitglied. der Departementscollegien. feyn darf) .vorgefchlagen. 

— fo werden Uns von den Departementscollegien die Municipalraͤthe vor⸗ 

geſchlagen. ar 

Die Mitglieder der Departementös ſowohl ald Municipalräthe: werben ‚aller 
zwei Sahre zur Hälfte erneuert. . nein 

$. 87. Die Einführung des Codex Napoleon vom-1. Jänner: 1811 an ift ber 
reitd von Uns für das Großherzogthum Frankfurt verordnet worben... u 
a s = Die Gerichtöftellen in Givils und Griminalfachen beftchen proviforifch, 
wie biöher, tes, rn. al 8 

$. 39, Der gerichtliche Stand ift unabhängig. Die Richter, werben: vom Uns 


$. 40. Die Urtheile der Gerichtshöfe werben in Unferm Namen ausgeſprochen. 
Wir behalten Uns das Recht vor, die Eriminalftrafen zu mildern oder zu +erlaffen. 
- $.41, Die Militairconfeription ift ein Grundgefeg bed Großhergogthums Srankfurt. 
$% 42. In dem Großberzogthume Frankfurt find. die: Minifterien: der Zuftiz, 
der Polizei und des Innern in Einer Perfon vereinigt. Als Minifter der; Juſtigz 
wachet derfelbe auf den gefegmäßigen, feften und unparteiifchen Geſchaͤftsgang ſaͤmmt⸗ 
licher Zuftizftellen; als Minifter der Polizei und des Innern ſtehen in dahin gehoͤ⸗ 
rigen Gegenftänden die Präfecte der Departemente. unmittelbar unter ihm; fo wie 
dann die Präfecte mit jedem Minifter in Verbindung ftehen, und: von ihm in feinem 
Wirkungskreife Weifungen erhalten. Die Praͤfecte beforgen bie Vollſtreckung der 
Gefege, koͤnnen aber diefelben nicht überfchreiten. Jedem liegen ob in feinem De« 
partemente Auffiht über Erziehung, Aderbau und Gewerbe, milde Stiftungen; Are 
‚menanftalten, Gemeinheitswälder, Wege, Gemeingüter, Sicherheit bes. Cultus, Mit« 
wirkung bei der Aushebung der Milizen, und Sicherheit der. Steuerregifter. 

- Der Praͤfect theilt bem ‚Generaldepartementsrathe jährlicy die Därftellung des⸗ 
jenigen mit, was binnen Sahresfrift im Departemente gefchehen, und zw deſſen Wohl 
zu Stande gekommen if. . if; 

Aus beſondrer Vorliebe, für Künfte und. Wiffenfchaften behalten. Wir Uns,‘ wie: 
_ bisher, unmittelbar vor die Leitung der Afchaffenburger Univerfitätögefchäfte und des: 
Frankfurter Kunſtmuſeums, desgleichen: auch der Aſchaffenburger iotheken und 
Unfrer Gemäldefammiung. Wir werben jedoch auch hierüber, unter Berathung mit 
Unferm Minifter des Innern, das Nähere nody beftimmen. Ä — 
3. 48. Unter das: Finanzminiſterium ‚gehören die Domainen, ber oͤffentliche 
— Fabriken und Ermunterung der Kuͤnſte. “ 
Finanzminifter hat die Oberaufſicht über: die. Generalcaffe, in welche alle 
Einnähmen des Staats fließen, deſſen Ausgaben daraus verwendet und ben’ Staͤn⸗ 
ben verrechnet werden. — 
Den Generalcaffirer ernennen Wir ſelbſt; deſſen Caſſecontroleur und Einneh⸗ 
mer in den Departementen bringt unſer Finanzminiſter zum Vorſchlage. 
Insbeſondere ſtehen auch unter der Oberaufficht: des Finangininiſteriums die 
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birecten und indirecten- Steuern, Bölle, Poften, Schifffahrt, Chauffeen, Regalien, 
Lotterieen, Lombard, Münzen, Berg-, Salz: und Hüttenwerke, Mineralwaſſer und 
alle Gegenftände, welche dem, öffentlichen Schage ein Einkommen geben; fo wie ders 
felbe auch das Präfidium der Handelskammer führt. 

In Betreff der gebachten Gegenftände ertheilt er bie zweckmaͤßigen Weifungen 
an die Präfecte, welche hierin — an ihn angewieſen find. 

5. 44.. In ber Perfon Unfers Minifters-Staatöfecretairs find vereiniget das 
Minifterium :auswärtiger Angelegenheiten, die Beſchuͤtzung des ungeftörten Cultus, 
die Beforgung der. Militair:, Sold: und Verpflegungsadminiftration, und die Auss 
fertigung ſaͤmmtlicher großherzoglicher Entfchliefungen. - 

78.45. Jeder Minifter referirt unmitfelbar an den Großherzog über jene Ges 
genftände, die nach der beftehenden Berfaffung und nad fchon beftimmten gefeglis 
chen Normen in feinem Wirkungstreife zu beforgen ober zu entfcheiden vorkommen. 
Wenn hingegen etwas Neues darin beftimmt, vorgefchrieben oder eine Abänderung 
in der beftehenden Verfaffung, Verordnungen und Directionsnormen getroffen wer: 
den foll; fo hat Uns der betreffende Minifter blos feinen Antrag vorzulegen, bamit 
Mir diefen vorerft, ehe Unfre Entfchließung oder Entfheidung erfolgt, dem Staats« 
rathe zum Gutachten mittheilen koͤnnen. 

Jeder Miniſter hat fein eigenes Buͤreau; deſſen Mitarbeiter wählt er ſelbſt unter 
EN oder Fremden, unter Refponfabilität auf die Rechtfchaffenheit der 

estern. 

$. 46. Diefed Organifationspatent enthält Grundzüge, deren nähere Beſtim⸗ 
mung und Entwidelung fi nach und nad) durch Verhandlungen und Zufammen: 
wirken der Stellen mehr und mehr ausbilden werben. | 

Unterbeffen enthält das Organifationspatent mehrere unwandelbare Säge. Der: 
gleichen find diejenigen, bie fich auf den Vertrag vom 19. Februar d. 3. gründen; 
besgleichen find auch diejenigen, welche aus ben allgemeinen Grundfägen der Geſetz⸗ 
gebung des Kaifers Napoleon hervorleuthten: daß nämlich die Mitglieder eines je 
den Staates repräfentirt ſeyn muͤſſen; daß die Juftigverwaltung unabhängig, und 
nad) dem Gewiffen der Richter entfcheiden müfje, und. daß die vollftreddende Gewalt 
ganz durch die Hand bes fouverainen Fürften wirke. 

Die übrigen Gegenftände dieſes Organifationspatents find aus. Unfrer Ueber: 
zeugung und aus dem aufrichtigen Wunſche für das Wohl des Großherzogthums 
a ſich jedoch erft (mie gefagt) durch Erfahrung als vollftändig ver: 

g bewähren: 

Wenn Uns ber Allmächtige bis dahin das Leben friftet; fo behalten Wir Uns 
vor, die zwechmäßig befundene Verfaſſung der Prüfung und Genehmigung Unfers 
verehrungswürdigen Herrn Nachfolgers und der Beflätigung des Kaifers Napo: 
leon Majeftät ehrerbietigft vorzulegen. 

$. 47. Jene bisherigen Landesitellen, deren Wirkungskreis mit dem gegenwär- 
tigen Organifationsfyfteme des Großherzogthums Frankfurt nicht vereinbarlich ift, 
werben vom 1, Jänner 1811 an als erloſchen erklärt. Ihre Mitglieder erhalten 
theild ihre organifationsmäßige Anftellung; in Yällen, wo dieſes unmöglich ift, be: 
halten fie fichere verfaffungsmäßige Penfionen. 

Aſchaffenburg, den 16, Aug. 1810. 


(LS) 


b. Beilage zur Berfaffung vom 10. September 1810. 


Wir Carl, von Gottes Gnaden Fürft Primas des Rheinifhen Buns 

bes, Großherzog von Frankfurt, Erzbifhoff von Regensburg 2c. 2. 
Haben zu Bollziehung der Art. 82. 33. 34 85 und 36. Unfers Organifationspas 
tents vom 16öten v. M. und der darin beftimmten Grundfäge, auf den Vortrag 
Unſers Minifters des Innern, nunmehr weiter befchloffen: . 

Art. 1. Die Anzahl der Mitglieder der Wahl: oder Departementscollegien 
foll, nady dem Maasftabe der Bevölkerung für das Departement Frankfurt, mit Eins 
fhluß der Stabt Weblar, uf - 2 0 0 nu nn een en. . ,80; 

für das Departement Afchaffenburg auf - » » “ en ne 0... 805 

für das Departement Fulda auf 2 0 2er en een. 9; 

für das Departement Hanau uf 2 2 nm. en un. nen. 60 
feftgefeet feyns fo daß auf I000 Einwohner in runden Bahlen ein Mitglied des 
Wahlcollegiums ernannt iſt. 4 | 


Carl, Großherzog. 


oo Großherzogthum Frankfurt. 


Art. 2. Die Mitglicher der Departementöcollegien follen, fo viel es ihre per⸗ 
fönlihen Verhaͤltniſſe geitatten, fi in bem ‚Hauptorte des Departements, an bem 
von Uns zu beflimmenden Tage, verfammeln, wo ein fchidliches Locale zur Vor⸗ 
nahme ihrer Gefhhäfte von Uns angemwiefen feyn wirb. 

. Art. 8, Den Departementscollegien liegt ob: 1) bie Stände des Großherzog: 
thums zu wählen; ſodann 2) die Subjecte zu den Departements: und Municipal: 
räthen vorzufhlagen. Da jedoch zu den Vorfchlägen der beiben legtern für das 
bevorftehende Jahr 1811 die Zeit zu kurz iſt; fo werden Wir für diefes Jahr 1811 
die Departements= und Municipalräthe, ohne den gedachten Vorſchlag, jedoch der⸗ 
geftalt ernennen, daß bie Ernannten lediglich für bas Jahr 1811 gelten follen. 

Art. 4 Kür jedes Departementöcollegium werben Wir einen Präfibenten er: 
nennen, und ihm auch für das erftemal einen Secretair beigeben. Bei künftigen 
Verſammlungen biefer Departementöcollegien wird ber Gecretair von ben Departe- 
mentscollegien felbft gewählt, und bis diefe Wahl gefchehen ift, beftimmt einftweilen 
der Präfident eines ber anweſenden Mitglieder zu diefem Secretariat. n 
— Art. 5. Die Präfidenten leiften fchriftlih folgenden Eid: 

„Ich gelobe eiblih Gehorfam der Verfaffung und ben Gefegen; Zreue dem 
Großherzoge; ich verfpredye, daß ich in dem en: worin mir der 
Vorfig aufgetragen ift, Ordnung erhalten, auch dafür forgen werde, daß ſich 
daffelbe Lediglich mit den Gegenſtaͤnden befchäftige, welche das Zufammenbes 
rufungsbecret vorſchreibt; bar ih auf der freien und gefeglichen Abgebung 
. der Stimmen beftehen, auch die Gigungen zur beftimmten Zeit fließen, und 
überhaupt meine Gefchäfte mit Eifer, Genauigkeit, Seftigkeit und Unpartei- 
lichkeit verrichten werde.‘ 

Art. 6. Bei Eröffnung ber Wahlverfammlung, welche am Bormittage bes 
beftimmten Tages Gtatt haben fol, laͤßt ber Präfident die anweſenden Mitglieber 
einen Eid dahin ablegen: 

„Wir geloben eidlich Gehorfam ber Berfaffung und ben Gefegen; Treue 
dem Großherzoge; verfprechen dieſemnach, daß wir die uns übertragenen 
Wahlen nach beftem Wiffen und Gewiffen vornehmen werben.’ 

Art. 7. Der Präfident ernennt fobann unter den gegenwärtigen Gliebern zwei 
Wahlzeugen, und zwei anbere Wahlzeugen: werben durch verfchloffene Billette, nach 
Mehrheit der Stimmen, von ben Departementägliebern gewählt. Der Präfident 
erbricht bie Billete in Gegenwart der von ihm ernannten zwei Wahlzeugen, und 
zweier weitern, bie biezu vorher noch durch das Loos Öffentlich in der Berfamm- 
lung beflimmt werben. 

Art. 8. Der Secretair erdffnet das Protocol. Der Präfibent läßt ſodann 
feine, und bei der erften Zuſammenkunft auch des Secretaird Ernennungsurfunden, 
die Verordnung, welche die Zufammenberufung bed Wahlcollegiums beficht, und 
gegenwärtiges Reglement verlefen, welches als geſchehen in das Protocoll einge- 
tragen wirb. 

Art. 9. Der Präfident macht hierauf befannt, daß bie Stimmenabgebung, 
zur Ernennung ber Mitglieder der Stände, ihren Anfang nehmen folle. 

Art. 10. Mit Ausnahme der Minifter und der Glieder des Staatörathes ift 
jebes Amt, mit Inbegriff der Departementäglieder, mit ber Function eines Mitglie- 
des ber Stände vereinbarlih; nur müffen die gewählten Mitglieder der Stände 
das breißigfte Jahr ihres Alters erreicht haben. 


Art. 11. Jedes Mitglied gibt einen verfchloffenen, den Namen bes Wählen: 
den nicht enthaltenden, Zettel ab, worauf blos bie Namen von drei Güterbefigern, 
einem Kaufmanne oder Fabrilanten, und einem Gelehrten oder Künftler bemerkt 
find. Alle dieſe Zettel werden in voller VBerfammlung von jedem Mitgliede in eine 
Taſche geworfen, worauf bie Verfammlung einen Abtritt in ein Nebenzimmer nimmt. 
Der Präfident erbricht in Gegenwart bes Secretairs und der vier Wahlzeugen einen 
Zettel nad) dem andern; jeder der vier Wahlzeugen notirt deren Inhalt auf einem 
befondern Bogen; bie vier en werben collationirt, und es ergiebt fi daraus, 
welche fünf Perfonen, als erwählte Stände, die Mehrheit der Stimmen für ſich ha— 
— Wenn dieſes geſchehen iſt; ſo werden die Wahlzettel auf einer Kohlpfanne 
verbrannt. | 

Die Verfammlung wird alsbann zurädgerufen, unb bie Wahl wirb von dem 
Präfidenten bekannt gemacht. Gewählt find diejenigen, welche die abfolute Mehre 
heit der Stimmen für fi) haben. Sollten aber einige — Stimmen zählen; fo 
werben beren Namen von ben durch das Gollegium gewählten Wahlzengen auf Zettel 
gefchrieben, und daraus von dem Secretair das Loos gezogen. 
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Art. 12, Iſt nun auf diefe Art bie nöthige Zahl ber Mitglieber der Stände: 
verfammlung für das Departement ernannt und proclamirt, auch ber ganze ‚Ders 
gang zu Protocol genommen; fo ift für das erftemal, nämlich für das Jahr 1811, 
das Gefchäft des ga re geendigt. ; 

‚ „Art. 13. Bei den naͤchſten und fünftigen Bufammenberufungen wird, ſobald 
die Wahl der Stände vollbradht ift, zur Wahl ber Candidaten für die Departes 
mentsräthe mit den nämlichen Yormalitäten, welche bei Ernennung der Stände bes 
obachtet worben, nur mit bem Unzerfchiede, daß die doppelte Zahl ber Gandidaten 
vorgefchlagen werben muß, gefchritten. 

Art. 14. Nach gefchloffener und proclamirter Wahl der Candidaten für den 
Departementsrath wird, in den Eünftigen Jahren nady 1811, zur Wahl der Candida⸗ 
ten für die Municipalväthe jeber einzelnen Gemeinde bes Departements gefchritten, 
und ſolche auf die nämliche Art, wie bei den Departementsräthen, vollzogen. 

Bei jeder Wahl, nämlich der Stände fowohl, ald der Departements: und Mus 
— bringen die Waͤhlenden allemal ihre Wahlzettel ſchon mit in die Vers 
ammlung. : 

Art. 15. Ueber die Zahl der Departements» und Municipalräthe, (welche Wir 
für das erftemal und für das Jahr 1811 felbft ernennen,) werden Wir mittlerweile, 
nah Verhaͤltniß der Localität "und Größe der Municipalitäten, proviſoriſch Ents 
ſchließung nehmen, und ſolche zur Kenntniß der Departementscollegien bringen laffen. 

Art. 16, Das erftemal wird das Gefchäft der Wahlcollegien in einem Tage 
vollzogen ſeyn; Fünftige Jahre kann die Verfammlung der Departementscollegien 
nicht länger als zehn Tage dauern. Nach Ablauf diefer Zeit ift ſolche aufgelöfet. 

Art. 17. Die Wahlcollegien haben fich Lediglich mit den Wahlen und Vor— 
ſchlaͤgen zu befchäftigen, welches der einzige Zweck ihrer Verfammlung ift. Indeffen 
behalten Wir Uns vor, in befonders wichtigen Fällen, über Gegenftände, welche das 
allgemeine Wohl des Departements betreffen, mit dem SPräfidenten des Departe⸗ 
inents, auch den Departementsräthen, Uns zu berathen. s 

Art. 18. Das über das Wahlgefchäft geführte Protocol wird Uns’ jedesmal 
von dem ‚Präfidenten eingefhidt. Ein Eremplar davon bleibt in der Regiftraturg, 
des Departementscollegiums aufbewahrt. 

Art. 19. Unferm Miuifter der Juſtiz, des Innern und ber Polizei ift die 
Bollziehung der gegenwärtigen Verordnung übertragen, welche in das Regierungs⸗ 
blatt eingerüdt werden foll. . 

Afchaffenburg, den 10, Sept. 1810. 

Carl, Teen. i 
| Ss 


Auf Befehl des Großherzogs, 
der Minifter Staatöfecretair, 
Sreiherr von Eberftein. 
Zür gleichlautend. 
Der Juſtizminiſter, 
Freiherr von Albini. 





| 3. 
Defttreid. 

Weil die neue Berfaffung des lombardiſch-venetianiſchen 
Königreiches "vom 3. 1815 im Zufammenhange ber italienifchen 
Berfaffungen gegeben werden muß, und die Anorbnung ber Verfaſſung 
des Königreiches Galizien eben fo wenig in die Reihe teutjcher Ders 
faffungen gehört; fo kann unter der Rubrik Deftreich blos die, unter 
einer neuen Form hergeftellte, Verfaſſung Zyrols aufgeführt werden. 

Ständeverfaffung in Zyrol vom 24. März 1816. 
Wir Franz der Erfte, von Gottes Gnaden Kaifer von Deſtreich, 
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Dalmatien, Croatien, Slavonien, Gallzien und Lodomerien; Erzherzog von 
Deſtreich; Herzog von Lothringen, Salzburg, Steyer, Kaͤrnthen, Krain, Obere 
und Nieder-Schlefien; Großfürft von Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; 
gefürfteter Graf von Habsburg und Tyrol ıc. ı. Zum Beweiſe Unſter vaͤ⸗ 
terlichen Fürforge für das Wohl der getreuen Provinz Tyrol, und mit. voller 
Anerkennung ber vielfältigen Verdienſte und ber hochherzigen patriotifchen Ge⸗ 
finnungen der biedern Bewohner biefes Landes haben Wir den Beſchluß ge 
faßt, die unter der vorigen Regierung aufgehobene ftändifhe Verfaſſung auf 
der Grundlage derjenigen Privilegien und Freiheitöbriefe, welche Unfte in Gott 
ruhende Vorfahren und Wir ſelbſt dem Lande aus befonderer Gnade verlie- 
hen haben, herzuftellen, und babei nur diejenigen VBerbefferungen vorzunehmen, 
welche die veränderten WVerhältniffe und das Bedürfnig der Zeit erheifchen. 
Sn diefer Abſicht finden Wir hiermit folgende Beftimmungen feftzufegen: 

1. Das Land Tyrol wird durch vier Stände, nämlih: den Prälas 
ten:, den Derren= und Ritters, ben Bürgers, und den Bauern= 
ſtand repräfentitt. 


2. Alle jene Stifter und Capitel, infofern fie noch beftehen oder wieder 
hergeftellt werden, wie auch alle Mitglieder des Herren-, Nitter= und Adel 
ftandes, und die Städte und Gerichte, welche vor der Abtretung des Landes 
in der Landesmatrifel einverleibt waren, treten wieder in ihre Rechte der Theil⸗ 
nahme an der Landftandfchaft ein; auch wollen Wir die Führung der ftäns 
difhen Matrikel und den Borfchlag zur Aufnahme in felbige dem Landmar- 
fchall und den Verordneten des Herrens, Ritter= und Adelsftandes geftatten; 
jedoch behalten Wir Uns die Aufnahme in die Landesmatrikel felbft in An— 
ſehung aller vier Stände vor, 


| 3. Zugleich erklären Wir die vormaligen Bezirfe Trient und Briren 
auch in Abficht auf die ftändifche Verfaffung als Landestheile Unfrer getreuen 
Provinz Tyrol, conftituiren in denfelben die vier Stände, wie in den übrigen 
Zandestheilen, und befehlen zu dem Ende deren Einverleibung in die tyrolifche 
Kandesmatrikel bdergeftalt, daß bdiefelben für die Zukunft an den Rechten der 
Landftandfhaft gleichen Antheil, wie die übrigen Landestheile und Viertel, zu 
nehmen haben. 

4. Die Erblandesämter, insbefondere auch jenes des Erblandmarſchalles, 
haben wieder in ihre Mechte einzutreten. Jedoch, in fofern ein oder der ans 
dere Befiger der lehnbaren Erblandesämter während der Trennung Tyrols ges 
ftorben wäre, kann ber hierzu berufene Nachfolger erſt dann in daffelbe eine 
treten, wenn von ihm das Belehnungsgefuch bei der gehörigen Behörde ein= 
gereicht, die Belehnung ihm ertheilt feyn, und berfelbe alles geleiftet haben 
wird, was Gefege und Herkommen biesfalls beftimmen. 

| 5. Die Ernennung des Landeshauptmanns bleibt für immer Unfrer 
Wahl vorbehalten, und haben Wir befchloffen, diefes Amt, nad) dem Beie 
fpiele der fchon unter der höchftfeligen Kaiferin und Königin Maria Therefia 
bejtandenen Uebung, Unferm jeweiligen Landesgouverneur in Tyrol anzuvertrauen. 

6. Den Ständen wollen Wir zwar die Evidenthaltung, Repartirung 
und Einhebung der von Uns auf Grund und Boden gelegten Steuern, und 
der damit im Zufammenhange ftehenden Leiftungen nad den von Uns feft- 
gelegten, und Fünftig noch feflzufegenden Vorfchriften übertragen; doch ſoll 
ihnen keineswegs geftattet feyn, ohne Unfre Iandesherrliche Genehmigung, zu 
was immer für einen Zweck, Steuern und Abgaben auszufchreiben. 


7. Das Recht der Befteuerung felbft wollen Wir aber Uns fei« 
nem ganzen Umfange nach vorbehalten wiflen; jedoch werden Wir die bes 
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fchloffene Ausſchreibung der Grundfteuer den vier Ständen, im Form eigener 
Poftulate; jaͤhtlich bekannt geben. 

8. Den. Ständen: foll das Recht unbenommen bleiben, in ihren geſetz⸗ 
mäßigen Berfammlungen Bitten imd Vorftellungen im Namen bes 
Landes, entweder unmittelbar an Uns einzufenden, oder dem Lanbesguber- 
nium zu überreichen, welches ſolche Eingaben Unfern Hofitellen vorzulegen 
verpflichtet: iſt. Deputationen an Unfer Hoflager dürfen nur nad) vorläufig 
von Uns erhaltener Genehmigung abgefandt werden. 

9. In Beziehung auf die dem Lande Tyrol anklebende Schuld haben 
Mir zuvörderft eine ordentliche Liquidirung derfelben anzuordnen befunden, und _ 
behalten Uns. vor, wenn felbige beendigt feyn wird, zu erklären, auf welche 
At, und in welchem Maaße die Stände biefelbe zu übernehmen haben werden. 

40; Haben Wir Unſre Willensmeinung, daß das Land Tyrol zur Ver: 
ehefdigung der Monarchie verhältnigmäßig beizutragen habe, durch Stellung eines 
Jaͤgerregiments von vier, Bataillons, bereits zu erkennen gegeben, und behal- 
ten Uns uͤbrigens vor,  Unfere —— in Abſicht auf das tytoliſche 
Landesdefenſionsweſen nachtraͤglich zu eroͤffnen. 

11. Den: Ständen geſtatten Wir die "freie Wahl der Deputirten zu 
den ftändifchen Derfammlungen, mit Beobachtung ber für die Wahlen gege- 
benen Borfchriften.. 

12% Auch wollen Wir ‚Ham das Recht zue Emennung ber ftändifchen 
Beamten gegen die Verpflichtung einräumen, daß fie den. vorläufig von Uns 
genehmigten: Perfonal= und Beföldungsftand nicht Überfchreiten. 

13; Alte Befchlüffe des Landtages ober ftändifchen Ausfchußcongreffeg, 
wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und Bitten gerichtet find, muͤſſen 
Unſrer höchften Genehmigung vorgelegt werben. 

14. Indem Wir Uns; vorbehalten, die Stände ganz nad) Unferm Er: _ 
mefjen auch in einem. offenen Landtage zu verfammeln, fegen Wir zugleich 
feft, daß die ftändifchen Verfammlungen in einem großen Ausfchuffe, und in 
einer perennirenden Activität beftehen follen. Erſterer hat die Stände vorzu: 
ftellen, und aus 52 Vocalen, nämlid) aus 13 Stimmen von jedem Stande 
zu beftehen. : Er kann auch nur durch landesherrliche Convocatorien zuſam⸗ 
mentreten, und hat auf die in Unſerm Namen erfolgende Erklaͤrung des Gu⸗ 
berniums, daß ber Ausſchußcongreß aufgehoben ſey, auch gleich wieder aus⸗ 
einander zu gehen. 

15. Bei dieſem großen Ausſchußcongteſſe hat der Landeshauptmann den 
Vorſitz, und der Landmarſchall das Directorium zu fuͤhren. Dem Landes: 
hauptmann jteht das Recht zu, feine Stimme voraus zu ſchicken, oder zu⸗ 
letzt abzugeben, und iſt ihm unbenommen, ſelbſt die Stimmen zu ſammeln. 
Der Landmarſchall hat kein eignes Votum. Der Landeshauptmann hat die 
Gegenſtaͤnde der Berathſchlagung zu eroͤffnen, und der Generalreferent ſeine 
hieruͤber vorbereiteten Ausarbeitungen mit ſeinem voto informativo vorzutra⸗ 
gen, worauf die Abſtimmung mit reihenweiſer Aufrufung der anweſenden 
Mitglieder zu erfolgen hat. In Verhinderungsfaͤllen des Landeshauptmanns 
und des Landmarſchalls hat im erſtern Falle Unſer bei dem Gubernium be— 
fimmter Hoftath, als Tandesfürftlicher Commiffair, die Functionen des Lan: 
deshauptmanns, und, im legtern Falle, der erfte Verordnete vom Abeljtande 
jene des Landmarſchalls, und dieſer in der Art zu beſorgen, daß er zugleich 
ſeine Stimme als Verordneter demungeachtet beibehalte. Der ſtaͤndiſche Se— 
cretair iſt dazu beſtimmt, unter Aufſicht des Landmarſchalls das Protocoll 
zu verfaſſen, und der Landeshauptmann hat ſodann den Beſchluß zu procla⸗ 
miren. Die Aufſaͤtze find vom dem Generalrteferenten und den ſtaͤndiſchen 
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Secretalren zu verfaffen, von dem Landeshauptmianne und Landmatſchalle zu 
genehmigen, fonah im Namen der Stände auszufertigen, und von eye 
deshauptmanne ſowohl, als dem Landmarfchalle zu unterzeichnen. 'ı. 

16. Den Ausfhußcongreß erklären Wir demnach als die gewöhnliche 
und ordentliche Repräfentation, melche über alle Gegenftände im Namen de; 
— — zu faſſen berechtigt iſt. 

7. Zur currenten Behandlung der den Ständen anvettrauten Geſchaͤfte 
Seritigen Mir aber die einzige perpetuirliche, aus vier Boralen, und zwar 
aug einem Bocalen von jedem Stande, in Innsbrud zu beflchen habende 
Hetivität. Dieſer Activität hat der Landeshauptmann vorzufigen ; dieſelbe 
wird mit dem erforderlichen Concepts :, Kanzlei:, Regiftraturs =, Segen 
und Caſſa⸗Perſ onale, dann mit einer erſchoͤpfenden Inſtruction verſehen, und 
bleibt in ihren Amtshandlungen der Aufſicht der Staͤnde, und der Controle 
der Staatsverwaltung unterzogen. 

18. Die Stände haben in ihrer Correſpondenz an Uns und Unfre Sof: 
ftelen die Form der Berichte, bei Eingaben an die Landesftelle die Form 
der Erſuchſchreiben, an alle Landesfürfttichen Behörden die Form der Noten 
zu beobachten. Im allen Gelegenheiten, wo Wir den Ständen ummittelbare 
Eröffnungen machen, wird diefes durch Meftripte gefchehen. Unfre Hofftellen 
haben, .wie es auch vormals üblich war, mit den Ständen nur durd) das 
Landesgubernium zu correfpondiren, welches letztere mit den Ständen bie Cor: 
vefpondenz mit Noten: zu führen hat. 

19. Uebrigens bewilligen Wir den adelichen ftändifchen Mitgliedern als 
Merkmal Unfrer befondem Gnade, zw ihrer Auszeichnung biefelbe Uniform 
fammt dem Matrikelzeichen wieder, welche ihnen bereits vor ber Abtretung bes 
‚Landes zugeftanden war, 

Da Wir duch die obigen Beftimmungen in ihren Hauptzügen Unfre 
Willensmeinung über die hergeftellte ftändifche Verfaſſung von Tyrol zu er 
kennen gegeben haben; fo erklären Wir zugleich, daß Wir den großen Aus: 
ſchußcongreß, fobald die Wahl der Mitglieder . deffelben nach dem gegebenen 
Vorſchriften beendigt feyn wird, des eheftens zur feierlichen Huldigung, und 
zur Antretung feiner Functionen zuſammen berufen und demfelben das Land» 
haus und das ftändifche Archiv, fo wie dem Landmarfchalle das Matrikel⸗ 
archiv, gehörig einräumen laffen werben. 

Gegeben in Unfter €. k. Haupt: und Refidenzftadt Wien, dem vier und 
zwanzigſten Monatstag März, im eintaufend achthundert und fechszehnten, 
Unfrer Reiche im fünf und zwanzigſten Jahre. 


Franz. 

Aloys Graf von und zu Ugarte, koͤnig— 
lich⸗boͤhmiſcher oberſter und erzherzoglich⸗oͤſtrei⸗ 
chiſcher erſter Kanzler. 

Prokop Graf v. Lazanzky, Hofkanzler. 

Auf ausdruͤcklichen allerhöchften Befehl: 
Karl v, Eiberg. 





| | 4. 
Preußiſche Monardie. 


Wenn gleich die brei Provinzen ber preußifchen Monarchie — Oft: 
preußen, Weftpreußen und das Großherzogthum Pofen — 
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nicht zu ben teutfhen Befigungen berfelben gehören; fo koͤnnen doch 

die Föniglichen Decrete, wodurch auch in diefen Landen Provinzial: 
ſtaͤn de eingeführt wurden, nicht von den mitgetheilten Decreten zur Bil: 
dung der Provinzialftände in den 7 teutfchen Provinzen des Königreiches_ 
getrennt werben. — Nur die von dem Könige (1814) dem Fürften- 
thbume Neuenburg gegebene ‚neue. Berfaflung wird in ber Reihe ber 
Verfaffungen des ſchweizeriſchen Bundesſtaates aufgeführt, weil, nach den 
Entfheidungen des Wiener Congreffes, MERERUNIS einen der 22 Can: 
tone der Schweiz bildet. 





Acht Jahre vor dem Decrete, welches bie Provinzialftände in der 
preußifchen Monarchie begründete, erfi erfchien: 


.a) Rönigl, Decret vom 22, Mai 1815. 


Wir Friedrich Wilhelm vom —* Gnaden König von Preußen ıc. 
Durd) unſte Verordnung vom: 30, v. M. haben Wir fir Unfre Monarchie 
eine regelmäßige Verwaltung, mit Berudfi tigung der frühen Provinzial: 
verhältniffe, angeorbnet. . Die Gefchichte des preußifchen Staates zeigt zwar, 
daß der wohlthätige Zuftand bürgerlicher Freiheit und die Dauer einer ges _ 
rechten, auf Drbnung gegrimdeten, Verwaltung in den Eigenfhaften der Re: 
genten und in ihrer Eintracht mit dem Volke bisher diejenige Sicherheit fan= 
den, die fich bei der Unvolllommenheit und dem Unbeftande menfchlicher Ein: 
richtungen erreichen läßt. Damit fie jedoch fefter begründet, der preußi- 
ſchen Nation ein Pfand Unſers Vertrauens gegeben, und der Nachkommen: 
ſchaft die Grundſaͤtze, nach welchen Unſre Vorfahren und Wir ſelbſt die Re: 
gierung. Unfers Reiches mit ernftlicher Vorſorge fir dad Gluͤck Unfrer Unter: 
thanen geführt haben, trew überliefert, und vermittelft einer fchriftlichen Ur: 
kunde, als Berfaffung des preußiſchen Reiches dauerhaft bewahrt werden, ha⸗ 
ben Wir Nachftehendes befchloffen : 

51. Es fol eine Repräfentation des Volkes gebildet werden. 

$. 2. Zu’ diefem Zwecke find a. die Provinzialftände da, wo fie 
mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch vorhanden find, Kerzuffellen, und dem 
Bedürfniffe der Zeit gemäß einzurichten; b. wo gegenwaͤttig keine Provinzial 
ftände vorhanden find, fie anzuordnen. 

6. 3. Aus den Provinziatfiänden wird dfe Verſammlung 
ber Repräfentantentammer gewählt, bie in Berlin ihren Sig ha⸗ 
ben fol. 

$. 4 Die Wirkſamkeit der Landesrepräfentanten erſtreckt fih auf 
die Berathung über alle Gegenftände der Gefeggebung, welche 
die perfönlihen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger, mit 
Einfhluß der Befteuerung, betreffen. 

- 8.5. Es ift ohne Zeitverluft eine Commiffion in Berlin niederzufegen, 
—* aus einſichtsvollen Staatsbeamten und Eingeſeſſenen der Provinzen be: 

n foll. 

8. 6. Diefe Commiffion fol ſich befchäftigen: a. mit der Organifation 
bee Provinzialftände; b. mit der Organifation der Landesrepräfen: 
tantenz c. mit der Ausarbeitung einer Verfaffungsurtunde nach den 
aufgeftellten Grundfägen. 

8.7. Sie fol am 1, Sept. d. J. zufammentreten. 
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$. 8. Unfer Staatskanzler iſt mit der Vollziehung dieſer Verordnung 
beauftragt, und hat Uns die Arbeiten der Commiſſion demnaͤchſt vorzulegen. 
Er ernennt die Mitglieder derſelben, und. führt darin den Vorſitz, iſt aber. be: 
fugt, in Verhinderungsfällen einen Stellvertreter für ſich zu beftellen. Ur: 
Eundlic unter Unfrer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem koͤ⸗ 
— Inſiegel. So geſchehen Wien, den 22. Mai 1815. 
‚(Unterzeichnet) Friedrich Wilhelm, 
C. 5. v. Hürdenberg. 





Die in dem Föniglichen Decrete vom 22. Mai 1815 angedeutete 
Gommiffion. verfammelte ſich unter dem Vorſitze des Kronprinzen zu 
Berlin. Das Ergebniß ihrer Berathungen wat, am. 5. uni 1823, das 
allgemeine Gefeg wegen Anordnung ber Provinzialftände, 
Sie folten, — nach der Erklaͤrung der preußiſchen Staatdzeitung 
1823, St. 93-— ‚im Geiſte der. aͤlteren teutſchen Verfaſſungen eintre⸗ 
ten, wie ſolche die Eigenthuͤmlichkeit des Staates und das wahre Ber 
duͤrfniß deſſelben erforderten.“ Zugleich behielt der König fich die Ent» 
ſcheidung vor, want ‚eine Zufanmenberufung ber allgemeinen Land— 
fiände erforderlich ſe ſe on ai, und wie fie dann aus ben — 
ſtaͤnden hervorgehen ſolle 


b) Allgemeines Se wegen en der vro⸗ 
vinzialſtaͤnde, vom 6. Juni 1823. 


Wir Feledrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ..ıc. ıc.- 
haben, um Unfern getreuen unterthanen ein neues bleibendes Pfand landes⸗ 
vaͤterlicher Huld und Vertrauens zu geben, beſchloſſen, in Unferer Monarchie 
die ſtaͤndiſchen Verhaͤltniſſe zu begruͤnden, und deshalb Provinzialſtaͤnde im 
Geiſte der Älteren teutſchen Verfa ungen eintreten zu laſſen, wie ſolche die 
Eigenthuͤmlichkeit des Staats und. das wahre Bebürfnif der Zeit, erfordern, 

Eine Commiffion, unter dem Vorſitze Unfers Sohnes, des Kronprinzen 
Eönigliche Hoheit, ift von Uns beauftragt worden, dieſe Angelegenheit vorzus 
bereiten, und darüber mit erfahtnen Männern aus jeder Provinz In Bera— 
thung zu treten. 

Auf den von bderfelben an’ Uns erſtaͤtteten Bericht, verordnen Wir: 


Hi 


1. ' 

Es follen Provinzialftände in Unferer Monarchie in Wirkfamkeit treten. 
IL 

Das Grundeigenthum {ft Bedingung der Standſchaft. 


.IU. 
Die Provinzialftände find das gefegmäßige Organ der verſhienen Stände 
Unferer getreuen Unterthanen in jeder Provinz. 
Diefer Beftimmung gemäß werden wir . 
1) die Gefegentwürfe, welche allein die Provinz angeben, zur Berathung 
an fie gelangen, ihnen auch, 
2) fo lange Keine allgemeinen ftändifchen Verfammlungen Statt finden, bie 
Entwürfe folcher allgemeinen Gefege, welche Veränderungen in Perſo⸗ 
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nen: und Eigenthumsrechten: und: in ben Steuam zum Gegenftande 
haben, fo weit fie die Provinz betreffen, zur Berathung vorlegen laffen; 
3) Bitten und Beſchwerden, welche auf: das fpecielle Wohl und Intereſſe 
der ganzen Provinz oder eines Theils derfelden Beziehung haben, von 
den Provinzialftänden annehmen, folhe prüfen und fie darauf beſchei—⸗ 
ben; und ©. 
4). die. Communal-Angelegenheiten ber Provinz ihten Beſchluͤſſen, unter 
WVorbehalt Unſerer Genehmigung und Aufſicht, uͤberlaſſen. 

Dem gegenwaͤrtigen Geſetze, das jedoch auf Neufchatel und Bas 
langin eine Anwendung‘ findet, wollen Wir. für jede Provinz ein befondes 
res Gefeg, welches die Form und bie Graͤnzen ihres ftändifchen Verbandes: 
beftimmt, nachfolgen laſſen. 

Sollten Wir kuͤnftig in dieſen beſondern Geſetzen Abaͤnderungen ale: _ 
wohlthaͤtig und nuͤtzlich erachten z ſo werden Wir dieſe nur nach — 
gangenem Beirath der Provinzialſtaͤnde treffen. 

Wann eine —— —— der allgemeinen Landft aͤnde erforderlich. 
feyn wird, und wie fie dann aus den Provinzialftänden hervo Bra follen; 
ee. bleiben die weiteren, Beſtimmungen Unferer landesvaͤter Fütforge 
vorbehalten. ' 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterſchrift und Beibeitung 
Unferes großen Eöniglichen Inſiegels. 

—— Berlin, ben 5. Juni 1823. 
= I, Sefebtig Wirheim. 
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c) Geſetz wegen ———— der Provinzialſtände 
für die Mark Brandenburg und das Markgrafthum 
00 NRiederlaufig, vom 1. Juli 1823, 


Wir Sriedbrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Dreußen x. ıc. 
ertheilen, in Folge bes gu Anordnung ber Prövinzialftände in Unfeter 
Monarchie am 5. Juni’ d. I. erlaffenen allgemeinen Gefeges, für den ftän- 
diſchen Verband der" Marl Brandenburg und des Bea Nieder: 
laufig, — beſondere Vorſchriften. * — * 
§. 1. Dieſer Verband begreift BEE 
1) bie Churmark, a ‚ME En 
'; 2) bie. Neumark, a 1 
3) die Niederlaufig i6, 
Zur Churmark treten in ftänbdifcher Beziehung bie Aemter Belzig, Dahme 
und Juͤterbogk und die Herrſchaft Baruth. | 
Mit der Neumark werden vereinigt ber Schwiebufer. Kreis, imgleichen 
die Orte Schermeiſſel und Grochow. 
Zur Niederlauſitz kommen die Aemter Finſterwalde und Senftenberg. 
Sonſt giebt uͤberall die fruͤhere hiſtoriſche Begraͤnzung die Regel für Ä 
biefen ftändifchen Verband, mit alleinigem Ausſchluß der Enklaven, welche bei 
den ae bleiben, zu denen die neue Berwaltungseintheilung fie gelegt hat. 
$. 2. Die Stände diefes Verbandes beftehen, und zwar 
J. der erſte Stand 
a) aus dem Domcapitel zu Brandenburg; 
b) aus dem Grafen zu Solms Baruth, 
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e) aus dem Herrenſtande ber Niederlauſitz, 
d) aus der Ritterſchaft; 
II. der zweite Stand 
aus den Staͤdten; 
III. der dritte Stand 
aus den uͤbrigen Gutsbeſitzern, Erbpaͤchtern und Bauern. 

F. 3. Auf dem Landtage erſcheint das Domcapitel zu Brandenburg 
durch einen aus ſeiner Mitte zu ernennenden Bevollmaͤchtigten, und der Graf 
zu Solms-Baruth mit der Befugniß, ſich im erheblichen Verhinderungsfaͤllen 
durch ein Mitglied aus ſeiner Familie oder einen ſonſt geeigneten Bevoll⸗ 
maͤchtigten aus dem erſten Stande, vertreten zu laſſen. 

Alle uͤbrigen Staͤnde erſcheinen durch Ageordnete, weiche von ihnen 
durch Wahl beftinimt werden. 

. 4. Die Anzahl der Mitglieder eines ieben ber im $. 2. benannten 
— beſtimmen Wir 


A. Fuͤr die Churmark und zwar 

J. für ben erften Stand 
Ä 1) das Domkapitel zu Brandenburg uf . . . „1 
2) den Grafen zu REIN a a 
3) bie Rittefhaft . . . Yo ee 
II, für den zweiten Stand . . > 2 nn nn. 14 
IH, für den dritten Stand . 2». 2 en. 
44 


für die Churmark auf a 
B. Für die Neumae: 


. für ve ef Bid . „no een 6 

u. für Bere: Aloe SELOMD Te 

IU. für den dritten Stand . . » . a AL 

fuͤr die Neumark auf 12 Mitgl. 
C. Fuͤr die —— 

I. für den erſten Stand 
Ey EDEN, —— 1 
D ua e aien 5 

M. für den zweiten Stand. - » 2 2 2 2 2. + 

IL für den dritten Stand . . . 2 


für die EEE auf. 12 Mitgl. 
Hieraus — ſich die Geſammtzahl von 68 Mitgliedern fuͤr dieſen 
ganzen ſtaͤndiſchen Verband. 
Die ſpeciellere Vertheilung der Abgeordneten jedes Standes, wird eine 
beſondere Verordnung feſtſetzen. 
. 5. Bei der Waͤhlbarkeit der Abgeordneten aller Stände zum Pro: 
vinziallandtage werden folgende Bedingungen vorausgefegt: 

4) Grundbefig, in auf: umd abfleigender Linie ererbt, oder auf andere 
Weiſe erworben und zehen Jahre lang nicht unterbrochen. Im Berer- 
bungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erblaſſers und des Erben zu= 
fimmen gerechnet; 

2) bie Gemeinfchaft mit einer ber chriftlichen Kirchen; 

2 die Vollendung bes breißigften Lebensjahres; 

4) der unbefcholtene Ruf, 
$. 6. Von der Bedingung des zehnjährigen Befiges zu bispenſiren, 
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behalten Wir Uns Alterhöchftfelbft vor. Im Anfehung der übrigen Bedin- 
gungen findet Feine Dispenfation Statt. | 

787. Das: Recht zu dem erften Stande für die Nitterfchaft als Ab- 
georbneter. gewählt zu werden, wird. duch den Beſitz eines Mitterguts in der 
Provinz, ohne Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des Beſitzers, begründet, 
Wir behalten Uns jedoch vor, den Befig bedeutender Familien-Fideicommiß⸗ 
güter auf angemeffene Weife hierbei zu bevorcechten. 

1,8. 8, Der Beſitz eines Nitterguts; in einer. andern, Unferer Provinzen 
wird auf die beſtimmte Dauer von zehn Jahren angerechnet. 

8.9 Wenn. Geiftliche, Militair: und Civilbeamte, die durch den mit 
— Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Rittetguts dem erſten 

tande angehören, als Abgeordnete deſſelben gewählt werden; fo bedüͤrfen 
fie der Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 

8.10. Ws Abgeordnete des zweiten Standes können nur ftädtifche 
Grumdbefiger, gewählt werden, welche entweder zeitige Mägiftratsperfonen find, 
oder ein bürgerliches Gewerbe treiben. 

Bei den legtern muß der Grundbefig mit dem Gewerbe zuſammen einen 
nach der Verſchiedenheit der Städte abzumeffenden Werth haben, welchen die 
$. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird, 

$. 11. Bei dem dritten Stande wird zu ber Eigenfchaft eines Land: 
tagsabgeorbneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthichafteten 
Landguts erfordert, deſſen Größe ebenfalls die befondere Verordnung ($. 4.) 
feftfegen wird. ut ' 

$. 12. Die vorbemerkten Bedingungen der Wählbarkeit treten auch für 
die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Mählen: 
den oder MWahlmänner die Bollendung des vier. und zwanzigften Lebensjah: 
res genügt, und nicht zehmjähriger, fondern nur eigenthümlicher Beſitz, ohne 
Ruͤckſicht auf die bei dem dritten Stande nach $. 11. zu beftimmende Gröfe 
des Grundbefiges, erforderlich ift. 

Bei den Städten fteht das Mahleecht denjenigen zu, bie den Ma: 
giſttat wählen. | 

$. 13. Wenn, wie in einigen Städten ber Niederlaufig, die Beftellung 
der Magiffratsmitglieder einem Dominio ober andern befonders Berechtigten 
zufteht; fo wird das Wahlrecht von. den mit Grundeigenthum angefeffenen 
Bürgern ausgeübt. Die Wahl des Landtagsabgeorbneten ift aber auch bei 
dieſen Städten immer an die Bedingungen der MWählbarkeit gebunden, welche 
ber $. Hu für alle drei Stände und der $. 10. für die Städte feftfegt. 

8. 14. Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn über das 
Vermoͤgen deſſen, dem dieſe Befugniffe zuſtehen, der Concurs eröffnet ift, 
imgleichen während eines einer nicht moralifchen Perfon zuftändigen geſell⸗ 
ſchaftlichen Befiges. 

Dei dem erften Stande hören MWählbarkeit und Wahlrecht auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenfchaft eines Nitterguts vernichtet wird. 

8. 15. Im mehreren Kreifen Angefeffene Eönnen in jedem ber Kreife, 
in welchem fie anfäffig find, wählen und gewählt werden. Im legterem 
Falle bleibt es dem Gewählten uͤberlaſſen, für welchen Kreis er eintre: 
ten will, 

$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer ans 
dern Provinz feyn, wenn bie Zeit der VBerfammlung es zuläft. 

8, 17. Wer duch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land: 
tage zu erfcheinen, kann keinen Andern für fich bevollmächtigen., x 

$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeuͤbt werben. 
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$. 19. Die Wahlen ber Abgeorbneten zum Landtäge: werben von. — 
erſten Stande auf Kreistagen nach bisheriger Obſervanz vollzogen. 
. W. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere Ber: 
ordnüng ($. 4.) Viriftimmen erhalten, wählt ihre Abgeordneten zum Land⸗ 
tage in fich; alle übrige Städte ohne Unterſchied, ob fie Immediat- ober 
Mediatftädte find, wählen in fih Wähler, Diefe treten collectiv in Wahl⸗ 
verfammlungen nach Bezitken zufammen, und wählen die Landtagsabgeord⸗ 
neten. Die Bahf de Wahler wird die bemerkte Verordnung nach der ‚Seife 
der Städte befti 
- 6, 21, on N Dorfgemeinden waͤhlt eine jede, nach ihrer fuͤr andere 
Dorfangelegenheiten hergebrachten Weiſe, einen Wähler; die Wähler verſam⸗ 
meln ſich mit‘ den Beſitzern der einzeln liegenden, zu Feiner beftimmten Dorfz 
gemeinde gehörenden, Guͤter des dritten Standes, welche aber das Maaß der 
Wahlfaͤhigkeit ($. 11.) haben müffen, bezirksweiſe zur Wahl des Bezirks: 
wählers; die Bezirkswaͤhier treten dann zuſammen und waͤhlen den Land⸗ 
tagsabgeordneten. | 
$..22. Die Bufammenfegung ber Bezirke fowohl für die kolechiotähe, 
Inden Städte, ald für den dritten Stand, wird bie befondere Verordnung, 
($. #.) eßegen. 
8. 23. Die Wahlen ber Ybgeorbneten zum Bandtage „gefähehen, auf, 
ſechs Sahre dergeſtalt, daß alle drei Jahre die Haͤlfte der a Mama eines 
jeden Standes ausſcheidet, und alle drei Jahre zu neuen kan gelhrit, 
ten wird, 
g. 24. ‚Die für das erfte Mal. Ausfcheibenden — — drel. Jahe 
ren durch das Loos beſtimmt. Alle Ausſcheidende find wieder waͤhlbar. 
25. Fuͤr jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 
26. Wenn bei den Wahlen zu Waͤhlern, Bezirkswählern und Lande 
tagsabgeordneten gleiche Stimmen entftehen; .fo giebt die: Stimme des Ael⸗ 
teſten der Waͤhlenden "den Ausſchlag. 
$. 27. Alle Wahlen ſtehen unter ber Auffi cht des Landraths, in deſſen 
Kreiſe fie‘ vorgenommen werden. Die Wahlen: der Bezirkswaͤhler und ber 
Landtagsabgeordneten leitet.er. unmittelbar, oder: durch einen von ihm zu er- 
nennenden Stellvertreter;: bie Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfges: 
meinden abev werden zunächft von der Drtsobrigkeit ‚geleitet. . 
$. 28. Die gefchehene Wahl der: Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscommiſſarius, 
mit: Einſendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu pruͤfen, ob 
fothe in ber Form und nad) ben — der Abgeordneten, der Vor⸗ 
ſchrift gemaͤß, geſchehen ſind. 
Nur wenn derſelbe in dieſer Bayıjung Mängel findet, ift er berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. 
$. 29. . Dem Vorfigenden auf bem — welchem Wir den Cha⸗ 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen Wir, 
fuͤr die Dauer eines jeden Landtags, aus den Mitgliedern des erſten Standes 
Selbft ernennen. 
° $. 30, Für bie erften ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pros 
vinziallandtage alle zwei Fahre berufen, nach Ablauf diefes Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 
$. 31. Die Dauer, des Landtags wird rn nach den Umftänden 
von Uns feftgefegt werden. 
$. 82. Die ‘Ladung ber — w dem für die Eröffnung bes 
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Landtags beſtimmiten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit durch Unſern Com 
miſſarius. 

" $. 33. Die Abgeordneten muͤſſen fi ſich fpäteftens an dem Tage vor ber 
Eröffnung des Landtags ‚einfinden, und ſich fowohl. bei bem Commiffarius, 
als dem Landtagsmarjchall, melden. 

—G. 34. Der: Provinziallandtag wird nad) gehaltenem Gottesdienſte von 
Unſerm Commiſſarius eroͤffnet. | 
Ä F. 35. Derfelbe ift die Mittelöperfon ‚aller Verhandlungen; an ihn at 
fein haben fich daher, die Stände: wegen jeder Auskunft, oder wegen ber Ma: 
terialien, deren fie für ihre Geſchaͤfte beduͤrfen, zu wenden. 

Er theilt den Ständen in Gemaͤßheit Unſerer Inſtruction, die Propo: 
fitionen mit, und empfängt die von ihnen abzugebenden Erklärungen und 
fo mie ihre fonftigen Borftellungen, Bitten und. Belchwerden. 

Den Berathungen wohnt er nicht beiz, er kann aber den Ein: 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verfangen, oder eine Deputation zu ſich ent 
bieten, fo wie die Stände Deputationen an ihn abfenden koͤnnen. 

$. 37. Er fchließt den Landtag, reiht Uns die Verhandlungen beffe 
ben ein, und publicitt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den 
Stän 


ben 

8. 38. Bei Eröffnung des Landtags fowohl, als zu Faſſung gültiger 
Beſchluͤſſe, muͤſſen mwenigftens drei Wiertheile der. Gefammtheit der Abgeorb- 
neren auf demfelben gegenwärtig ſeyn. 

$. 39. In der DVerfammlung nehmen die Mitglieder der drei: Stände 
ihren Sig nad) ber $. 2. beftimmten Reihefolge. 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt ber Land: 
tagsmarichall in der Plenarwerfammlung,. mit Beobachtung des. Stimmen: 
verhältniffes, nach Werfchiedenheit der Gegenſtaͤnde, befondere Ausſchuͤſſe, 
welche die an den Landtag gelangenden ‚Angelegenheiten zur, Berathung und 
Beichlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Das Directorium diefer Aus: 
fhüffe führt dasjenige Mitglied aus dem erſten Stande, welches ber Land: 
tagsmarfchall dazu beflimmt. Ä 

$. 41. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt der Lande 
tagsmarſchall. Bon feiner Anordnung. hängt auch zunaͤchſt alles ab, was 
auf Ruhe. und Ordnung in den. Verfammlungen Beziehung hat. Befonders 
hat er darauf zu fehen, daß bie Berathungen und Arbeiten ber Stände 
möglichft beſchleunigt werben. 

8. 42. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Landtagsmarſchalls 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der fer⸗ 
neren Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende 
Urſachen fordert die Anzeige des Landtagsmarſchalls bei dem Landtagscommif: 
farins, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. 

. 43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen Ans 
frag an bie Verfammlung richten will; fo hat bdafjelbe folches vor der, Ber: 
ſammlung ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenſtandes, dem Landtagsmar⸗ 
ſchall anzuzeigen. Letzterer ruft dann den Abgeordneten zur Haltung des 
Vortrags auf, Der Inhalt deſſelben muß ſchriftlich zum Protocoll gege— 
ben werden. 

F. 44. Die Abfaſſung ber ſtaͤndiſchen Schriften trägt ber Landtags⸗ 
marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche 
Schrift wird in der Verſammlung verleſen, und, nach der Vereinigung uͤber 
die Faſſung, die Reinſchrift von dem —R und den Staͤnden 
vollzogen. 
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8. 45. Alle Schriften, welche nicht. einen Antrag an den Commiſſarius 
enthalten, find an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche De⸗ 
putation zu uͤbergeben. 

$. 46. Die Mitglieder allee Stände ber Marken und Niederlaufig bil⸗ 
ben eine umgetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenflände gemeinfchaftlich. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe über ſolche Gegenftände, welche von Uns 
zur Berathung an fie gemwiefen, oder ihrem Befchluffe mit Vorbehalt Unferer- 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find, wird eine 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert, Iſt diefe bei einer Säche, 
worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden; 
fo wird folches ‚mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen ausdrüds 
lich bemerkt. 

Alle andere erg Befchlüffe koͤnnen durch die einfache Mehrheit 
ihre Beſtimmung erh 

§. 47. Bei — bei denen das Intereſſe der Staͤnde gegen 
einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile Statt, ſobald zwei Drit— 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verletzt glaubt, darauf drin, gen. 

Sn einem folhen Falle ale die Verſammlung nicht mehr in der 
Geſammtheit, fondern nach den $. 2. beftimmten Ständen. 

Die auf diefe Weife heevorgehende Verſchiedenheit der Gutachten ber 
einzelnen Stände wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 

Gegen Beſchluͤſſe, welche die befondern Nechte des Domkcapiteld zu 
Brandenburg, des Grafen zu Solms-Baruth und der Standesherren ber 
Nieberlaufi ig berühren, bleibt ihnen der Recurs an Uns vorbehalten, 

$. 48. Wenn Gegenftäude, melche das provinzielle Intereſſe eines der 
einzelnen, in dieſem fiändifchen Verbande begriffenen, im $: 1. benanzten 
Landestheile betreffen, in dee Gefammtberathung verhandelt werben, und bie 
Stimmenmehrheit ſich gegen baffelbe erflärt hatz fo find die Abgeordneten 
eines folchen Landestheils berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Beru⸗ 
fung auf Unfere Entfcheidung, zu den Landtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit befondern Beſcheid erhalten werden. 

$. 49. Bitten und Beſchwerden der Stände können nur aus dem be— 
fonderen Intereſſe der Provinzen und der mit ihnen verbundenen einzelnen 
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar zu verweifen. 
“ Wenn aber. Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
beſtimmte Ueberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit ges 
hoͤrig conftatirter Anzeige, darauf antragen, daß berfelbe ſich für die Abſtel⸗ 
lung bei Uns verwende. 

8. 50. Alte bei dem Landtage eingehende, fo wie bie von bemfelben 
‚ausgehende Anträge müfjen fchriftlich eingegeben werben. Sind bie legtern 
einmal zurüdgemwiefen; fo dürfen fie nur alddann, wenn wirklich neue Ver⸗ 
anlaffungen oder neue Gründe eintreten und immer nur erft bei kuͤnftiger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. 

$. 51. Die Stände ſtehen als berathende Berfammlung eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, ald mit ben Communen und Kreide 
ftänden ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen 
unter ihnen Statt. 

$. 52. Die einzelnen Stände können ihren Abgeordneten keine bindende 
Inſtructionen ertheilen; es fteht ihnen aber frei, fie zu en Bitten 
und Zn. — 
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$. 53. Sobald der Commiffarius den Landtag gefhloffen hat, tft das 
ftändifche Amt des Landtagsmarfchallg beendigt, die landſtaͤndiſchen Bera⸗ 
thungen hören auf, und die Stände gehen aus einander; auch bleibt Fein 
fortbeftehender Ausfhuß zurüd. —— ſolche Gegenſtaͤnde der laufenden ſtaͤn⸗ 
diſchen Verwaltung aber, welche Wir den Ständen kuͤnftig Übertragen wer: 
den, können fie die geeigneten Perfonen wählen und beftellen, infofern die 
nn Kg ser 

$. 54 Refultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Drud 
befannt — 


$. 55. Zum Verſammlungsort des Landtags beſtimmen Wir Unſere 
Reſidenz Berlin. 

8§. 56. Die Zandtagsabgeorbneten follen angemeſſene Reiſekoſten und 
Zagegelder erhalten. 

Das Weitere hierüber, fo wie wegen ber allgemeinen durch den den Lande 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

$. 57. Die in jedem ber einzelnen Lanbestheile dieſes ſtaͤndiſchen Ver: 

bandes beftehenden Gommunalverhäftniffe gehen auf die Gefammtheit deffel- 
ben nicht über, wenn folches nicht durch gemeinfchaftliche Webereinkunft bes 
fhloffien wird. - 
Bis dahin dauern baher die bisherigen Gommunalverfaffungen biefer 
einzelnen Landestheile in ihrer obſervanzmaͤßigen Einrichtung fort, und Wir 
geftatten, daß für .diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unferm 
Landtagscommiffaius und deſſen Bewilligung, jährlich befondere Comum⸗ 
nallandtage, jedoch mit verhältnißmäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller 
Stände, welchen das gegenwärtige Gefeg die Landftandfchaft beilegt, in Ber⸗ 
lin, Küftein und Lübben gehalten werben. 

Die Belchlüffe über Veränderungen in ben Communaleinrichtungen und 
neue Communalauflagen bebürfen Unferee Sanction, 

Zur Feftfegung der deshalb nöthigen nähern — und Ord⸗ 
nungen erwarten Wir die Vorſchlaͤge des naͤchſten Landtags. 

8. 58. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrift, fo follen folche, 
wo fie bis jegt noch Statt finden, bis auf weitere Anordnung ferner befie 
ben, und ba, wo fie früher beftanden haben, wieder eingeführt werben. 

Bon dem erften Landtage, zu welchem biefer ftändifche Verband beru- 
fen werben swird, erwarten Wir bie Vorſchlaͤge, wie bie kreisſtaͤndiſchen 
Verfammlungen mit den Mobdificationen, welche ber Zutritt aller Stände 
erfordert, einzurichten feyn werben 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤ⸗ 
dung Unſers großen koͤniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 1. Juli 1823. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Schumann. 





d. Gefeg wegen Anordnung der Provinzgialftände 
für das Königreich Preußen, vom 1. Juli 1823. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnabden, König 
von Preußen ıc ꝛc. 
ertheilen in Folge des wegen Anordnung ber Provinzialftände In Unferer 
Monarchie am 5, Juni d. 3. erlaffenen allgemeinen Gefeges, flr den ſtaͤn⸗ 
difchen Verband des Königreichs Preußen nachſtehende befondere Borfchriften : 
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3) Weſtpreußen. 
Bu DOftpreußen wird in fländifcher Beziehung ber — marienwer⸗ 
derfche Kreis gerechnet; bie Enklaven verbleiben den — zu wiqhen ſie 
die neue Verwaltungseintheilung gelegt hat. 
$. 2. Die Stände. dieſes Verbandes beſtehen: 
I. der erfte Stand, 
. aus, ber. Ritterfchaft; 


IL der zweite Stand, 
‚aus ben Städten; 


| II. der dritte Stand, 

aus dem. unter dem erften Stande nicht begriffenen Ktmern und 

Freien, und aus den bäuerlichen Grundbefigern 

$. 3. Auf dem Landtage erfcheinen bie- Stände durch Abgeorbnete, 
welche von ihnen durch Wahl beftimmt ‚werben. 

. 4. Die Anzahl der Abgeordneten eines jeden Standes \ 2) bes 
ftimmen Wir 
1; Zür Oftpreußen und Litthbauen, und — | 
1) für den erften Stand auf ...... ..30 


2) für den zweiten Stand auf4446 
3) für den dritten Stand uf -. ... 2 2... .18 
für Oftpreußen und Littbauen auf .- 2 2 2. . 60 Abgeord. 
N. Fire Weftpreußen, und zwar: | ni 
1) für den erften Stand MR: 21.2 22° et ee 
2) für den zweiten Stand uf. . x 2 2.2... BB 
. 3) für den beitten Stand JJJ EEE 7 
zufammen für Weftpreußen uf . . 0... 35 Abgeord. 


Hieraus ergiebt ſich die Gefammtzahl von fünf und neunzig Abgeord= 
neten für diefen ganzen fländifchen Verband. 

Die fpecielle Vertheilung der Mitglieder jebes Standes wird eine bes 

fondere Verordnung feftfegen. 

8. 5. Bei der Waͤhlbarkeit der Abgeorbneten aller Stände werben fol⸗ 
gende Bedingungen vorausgefegt: 
41) Srundbefig in auf und abfleigender Linie ererbt, ober auf andere Weife 
erworben, und zehen Jahre nicht unterbrochen. Im Wererbungsfalle 
wird die Zeit bes Beſitzes des Erblaſſers und bed Erben zuſammen 

gerechnet; 

2) die Gemeinſchaft mit eine ber chriftlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des dreißigſten Lebensjahres; 

4) ber unbefcholtene Ruf. 

. Von der Bedingung des zehnjährigen Beſitzes zu biöpenfiren, 
behalten ie Uns Alterhöchftfelbft vor. In Anſehung der übrigen Bedingungen 
findet Eeine Dispenfation Statt. 

$. 7. Das Recht zu dem erften Stande als Abgeordneter gewählt zw 
werben, wird begründet: 

1) für die Ritterſchaft, durch den Befig eines Mittergutes in der Provinz, 
ohne Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des Beſitzers. Wir behalten Uns 
jedoch vor, den. Befig bedeutender Familien: Fideicommißgäter auf — 
a mL hierbei zu bevorrechten; 
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2) für die uͤbrigen zum erſten Stande zu. rechnenden Grundeigenthumer 
($. 2.) durch den Beſitz 
S eines koͤlmiſchen Gutes vom ſechs kulmiſchen Hufen feparirten, contri⸗ 
buablen Landes, welches nicht Theil eines Dorfs, ſondern ein fuͤr ſich 
beſtehendes Landgut iſt, 
by) eines andern groͤßern, dem vorbezeichneten költntſchen gleichartigen, 
Landbeſitzes. 
WVon den unter 2. a) und b) bemerkten Gütern, ſoll eine Matrikel auf⸗ 
genommen und Uns zur Vollziehung vorgelegt werden. 

8. 8. Der Beſitz eines Rittergutes in einer andern Unſerer Provinzen 
wird auf die beflimmte Dauer von: zehen Fahren angerechnet. 

8. 9. Wenn Geiftfiche, Militaire und Civilbeamte, die durch den mit 
vorftehenden Bedingungen verfnüpften Befis eines Guts ($. 7. 1: und 2.) 
dem erſten Stande angehören, als Abgeordnete deſſelben gewählt werben fo 
bedürfen fie der Beurlaubung ihrer. Vorgefebten. 

$. 10. Als Abgeordnete des zweiten Standes konnen nur ſtäduſche 
Grundbeſitzer gewaͤhlt werden, welche entweder zeitige Magiſtratsperſonen ſind, 
oder ein buͤrgerliches Gewerbe treiben. Bei den letztern muß der Grundbefig, 
mit dem Gewerbe zufammen, einen nach der DVerfchiedenheit der Städte ab⸗ 
zumefjenden Werth haben, melden bie ($. 4.) vorbehaltene beföndere Verord⸗ 
nung beſtimmen wird. 

$. 11. Bei dem. dritten Stande wird: zu der Eigenfchaft eines ab⸗ 
geordneten der Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteten Land⸗ 
guts erfordert, deſſen Größe ebenfalls. die befondere Verordnung ($. 4.) feſt⸗ 
fegen wird, 

$..12. Die vorbemerkten Bebingungen der Waͤhlbarkeit treten auch fuͤr 
die, Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Waͤhlenden, 
oder Wähler, die Vollendung des vier.und zwanzigſten Lebensjahres genügt, 
und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümlicher Beſitz, ohne Ruͤckſicht 
auf die bei dem dritten Stande zw beſtimmende Groͤße des Grundbeſitzes 
($. 44.), erforderlich iſt. 

Bei den Städten ftehet das Wahteecht benjenigen zu⸗ welche den Ma⸗ 


giſtrat waͤhlen 
13. Die Waͤhlbarkeit und das Wahlrecht ruhen, wenn uͤber das 

Bermögen beffen, dem biefe Befugniffe zuſtehen, der Concurs ‚eröffnet ift, 
imgleichen während eines, nicht einer. moralifchen —— zuſtaͤndigen, gefell 
ſchaftlichen Befiges. | 
- Bei dem erftien Stande hören Wahlrecht und Mählbarkeit auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung die Eigenſchaft eines groͤßeren Grundbeſitzes vernichtet wird. 

$.14. Die Befiger ſolcher kleinen adelichen Güter, vornehmlich in Ma⸗ 
furen und Pomerellen, welche vereinigt eine Commune bilden, und ‚welche die 
Ehrenrechte nur gemeinfchaftlic ausüben, koͤnnen auch das Wahlrecht nur 
collectiv . wahrnehmen. 

15. In mehrern Kreifen Ungefeffene Eönnen in jedem der Kreiſe, 
in welchem fie anfaffig find, wählen und gewählt werden; im legten Falle 
bleibt es dem Gewaͤhlten überlaffen, für. welchen Kreis :er. eintreten will, 

$. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer ans 
dern Provinz feyn, wenn die Zeit der Verfammlung es zuläßt. _ 
$. 17. Wer durch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land: 
tage zu erfcheinen, kann Eeinen Andern für ſich bevollmächtigen. 
$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgeuͤbt werden; eine 
—— machen nur die im $. 14. erwähnten kleinen Gutsbeſitzer, welche 
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- ihrer Mitte einen Bevollmächtigten zu Wahrnehmung beſſelben ev⸗ 
waͤhlen. 
. 19. Die Wahlen ber Abgeordneten werben von dem erſten Stande 
auf den Kreistagen vollzogen, welche ‚für dieſen Zweck bei der großen Aus— 
dehnung einiger der alten Kreife, an mehreren Orten in benfelben abgehalten 
werden follen, wie dieſes auch bisher fchon in Litthauen Statt gefunden: hat. 
$. 20. Jede einzelne derjenigen Städte, welche durch die befondere Ver⸗ 
ordnung ($. 4.) Virilſtimmen erhalten, wählt ihre Abgeordneten in fih; alfe 
übrige Städte ohne Unterſchied, ob fie Immediat- oder Mediatſtaͤdte find, 
waͤhien in fi Wähler. Diefe treten collectiv in Wahlverfammlungen nad) 
Bezirken zufammen und wählen bie Abgeorbneten. Die Zahl der Wähler 
wird die bemerkte Verordnung nach der Größe der Städte beftimmen, 

$. 21. Bon den Dorfgemeinden wählt eine jede, nad) ihrer für andere 
Dorfangelegenheiten hergebrachten Weife, einen Wähler; die Wähler verfange 
meln ſich mit den Befigern der einzeln liegenden, zu feiner beftimmten Dorf: 
gemeinde gehörenden, Güter des dritten Standes, welche aber das Maaß bes 
Wahlfaͤhigkeit ($. 14.) haben müffen, bezirksweife zw Wahl des Bezirks: 
waͤhlers; bie Bezirkswaͤhler treten dann zufammen und wählen ben Ab⸗ 
geordneten, 

-$, 22, Die Bufammenlegung der Bezirke, ſowohl für die collectiv wäh: 
Ienden Städte ($. 20.), ald für den dritten Stand ($. 21.), imgleichen auch 
für die Wahlen des. erften Standes in Weftpreußen und Litthauen 6 19.), 
wird die befonbere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

6. 23. Die Wahlen der’ Abgeordneten geſchehen auf. ſechs Sabre, deu 
geftalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Stans 
des auöfcheidet, und alle drei Fahre gu neuen Wahlen geſchritten wird. 

$. 24. Die für das erfte Mal Ausfcheidenden werden nach: drei Jah⸗ 
ven durch das Loos beftimmt. Alte Ausfcheidende find wieder wählbar, 

.$..25. Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 

$. 26, Wenn, bei den Wahlen zu Wählern, Bezirkswählern und Ab⸗ 
geordneten, gleihe Stimmen entflehen; fo giebt die Stimme bes Aelteſten 
der Wählenden den Ausichlag. 

$. 27. Alle Wahlen ftehen unter dee Aufficht des Landraths, in deſſen 
Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und der 
Abgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu ermennen- 
den Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen Städten und Dorfgemeinben 
aber werden zunächft von ber Obrigkeit geleitet. 

$. 28. Die gefhehene Wahl dee Wähler ($$. 20. 24.) ift dem Lande _ 
vath, die Wahl der Bezirkwaͤhler und Abgeordneten aber dem Landtagscom= 
mifjarius, mit Einfendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Lesterer hat zu 
prüfen, ob folche in der Form und nach den Eigenfchaften der Abgeordneten, 
der Vorſchrift gemäß, gefchehen find. Nur wenn derfelbe in diefer Wezive 
hung Mängel findet, ift er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen. 

$. 29. Den BVorfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha— 
rakter als Landtagsmarfchall beilegen, fo wie deffen-Stellvertreter, wollen Wir, 
für die Dauer eines jeden Landtages, aus den Abgeordneten des eriten Stan 
des Selbft ernennen. 

$. 30. Für die erften ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro⸗ 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen; nach Ablauf diefes Zeitraums aber 
ferner hierüber beſtimmen. 

$. 31. Die Dauer des Landtages wird jedes Mal nach den Umftänden 

von Uns fefigefeet werden. 
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$. 32, Die Ladung der Abgeordneten zu dem für die Eröffnung des 

u beftimmten Tage gefchiehet zu gehoͤriger Zeit duch Unfern Com 
miſſarius. 

u 6. 33. Die Abgeordneten muͤſſen fi ſpaͤteſtens an dem Tage vor ber 
Eröffnung einfinden, und fi ſowohl bei dem Commtffartus, ald bei dem 
Landtagsmarfihall melden. 

$. 34. Der Provinzfallandtag wird nach gehaltenem Gottesdienſte dutch 
Unſern Commiſſarius eroͤffnet. 

$. 35. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; son ihn ak 
fein haben fich die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der Materins 
Ken, beten fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu menden. Er theilt ben Stäne 
den, in Gemaͤßheit Unferer Inftruction, bie Propofitionen mit, und ent: 
pfängt die von ihnen abzugebenden- "Erklärungen und Gutachten, fo wie ihre 
ſonſtigen ig a Bitten und Befcdwerden. 

Den Berathungen wohnt er nicht befz er kann aber den Eh 
tritt wite qm minbfichen Eröffnungen, verlangen, oder eine Deputation zu’ ſich ent⸗ 
„ſo wie die Stände Deputationen an ihn abſenden Eönnen. 

— 37. Er ſchließt den Landtag, reicht uns die Verhandlungen deſſel 
or amd publiciet den hierauf zu ettheilenden Landtagsabſchleb den 
Staͤnden 

§. 38. Bei Eroͤffnung bes Landtages ſowohl, als Faſſung glifeiger 
Beſchluͤſſe, ift die Gegenwart von fiebenzig Abgeordneten nothwendig 

8. 39. In der Verſammlung nehmen die Mitglieber ber d Stände 
ihren Sig nad) der $. 2. beftimmten Meihefolge. 

8. 40. Sobald die’ Propofitionen mitgetheilt fmb, ernennt ber Land: 
tagsmarſchall in der Plenarverſammlung, mit Berüdfichtigung bes Stim: _ 
menverhältniffes nach Werfchiedenheit der Gegenftände,  befondere Ausfchüffe, 
welche bie an ben Landtag gelangenden Angelegenheiten jur Berathung und 
Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben. Den Vorſitz in diefen Ausfhüffen 
führt dasjenige Mitglied aus dem erſten Stande, welches ber kandtagsmar⸗ 
ſchall beſtimmt. 

F. 41. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uͤbethaupt der Land⸗ 
tagsmarſchall; von ſeiner Anordnung haͤngt auch zunaͤchſt alles ab, was auf 
Ruhe und Orbnung in den Verſammlungen Beziehung hat. Befondete hat 
er darauf zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Stände moͤglichſt 
befchleunigt werden. 

$. 42. Ohne gültige Urfachen und Vorwiſſen des Landtagsmarſchalls 
darf kein Mitglied aus det Verfammlung wegbleiben; Verhinderung der fer- 
neren Theilnahme an dem Landtage, durch Krankheit, oder andere dringende 
Urfachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarſchalls bei dem Landtagscom: 
miffarius, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. 

43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen An: 
trag an die Berfammlung richten will; fo hat dafjelbe ſolches vor der Ver: 
ſammlung ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenftandes, dem Landtagsmat: 
ſchall anzuzeigen. Lesterer ruft dann das Mitglied zur Haltung bes Vor⸗ 
— auf. Der Inhalt deſſelben muß ſchtiftlich zum Protocoll gege⸗ 
en werden. 

J 44. Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schtiften trägt der Landtags: 
marfchalf den Hierzu geeigneten Mitgliebern des Landtages auf. Jede folche 
Schrift wird in der Verſammlung verlefen, und, nach Bereinigung über die 
Faſſung, die Reinfchrift von dem Lanbtagsmarſchau und den Staͤnden 
vollzogen. R 
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» $, 45. Alle Schriften, welche nicht einen: Antrag an ben: Zanbtags- 
—— — enthalten, find an Uns zu eichten, und. Dem eiſtern durch eine 
ſtaͤndiſche Deputation zu uͤbergeben. 

Die Abgeordneten aller Stände des Koͤnigreichs Preußen bike 
den. eine ungetheilte Einheit; fie, verhandeln die Gegenftände gemeinfchaftlich. 
Zu einem gültigen Befchluffe über folche Gegenftände, melche von Uns zur 
Berathung an ſie gewiefen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unferer 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unferer Kenntniß zu bringen find,. wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert, Iſt dieſe bei einer 

‚ worüber von den Ständen das Gutachten. erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo wird folches mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen 
ausdrüucdtich bemerkt. Alle andere ftändifhe Beſchluͤſſe koͤnnen durch bie ein⸗ 
ſache Mehrheit ihre Beſtimmung erhalten, 

$. 47. Bei Gegenftänden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander „gefchieben. ift, findet. Sonderung in Theile Statt, fobald zwei Drite 
Kiel „bet Stimmen. eines Standes, welcher ſich durch ‚den Befchluß ber. 

ehrheit verlegt glaubt, darauf dringen. In einem folhen Falle verhan⸗ 


delt bie, Verſammlung nicht mehr. in der Geſammtheit, ſondern nach ben 


[ 


einzelnen Ständen ($. 2.). Die auf biefe Weife hervorgehende Verſchieden⸗ 
heit der Gutachten wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 

. 48. Wenn: Gegenftände, welche das provinzielle Intereſſe eines der 
einzelnen. in dieſem ſtaͤndiſchen Werbande begriffenen Landestheile (F. 1.) bes 
treffen, in. der Gefammtberathung verhandelt werden, und die Stimmenmehr: 
heit fich gegen daffelbe erklärt; fo find die Abgeordneten eines folchen Lanz 


destheils „berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Berufung. auf Unfere 


Entfheidung, ‚zu den Landtagsverhandlungen zu geben, worauf fie dann je; 
derzeit befondern Befcheid erhalten werden. 

$. 49. ‚Bitten und: Befchwerden.. ber Stände Eönnen nur aus dem be⸗ 
fonderen Intereſſe der Provinz und der mit ihr verbundenen einzelnen Kay 
destheile hervorgehen. 

Individuelle Bitten und Beſchwerden hat ber Landtag gleich an bie 
betreffenden. Behörden, oder an und, unmittelbar zu verweifen. Wenn aber 
Mitglieder bes, Landtages. ‚von Bedruͤckungen einzelner Individuen beſtimmte 
Ueberzeugung erhalten; ſo koͤnnen ſi ſie bei dem Landtage, mit gehoͤrig conſta⸗ 
tirter Anzeige, darauf antragen, daß derſelbe ſich fuͤr die Wofeiung bei Uns 


verwende. 


9 50... Alle: bei dem Landtage eingehende, -fo wie die von demfelben 
ausgehenden, ‚Anträge, muͤſſen fchriftlich. eingegeben werben. Sind die letz⸗ 


tern einmal. zuruͤckgewieſen; fo durfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue. 


Veranlaffungen, oder neue Gründe eintreten, und immer nur erſt bei. kuͤnf⸗ 
tiger Berufung des Kandtages, erneuert werden. 

$. 51.. Die Stände fiehen, als berathende Verfammlung, eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, als mit den Kommunen ihrer Provinz 
in Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen. unter ihnen Statt _ 

$. 52. Die einzelnen Stände- können ihren Abgeordneten keine hindenden 
nftructionen ertheilen; es ftehet ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bitten 
und Befchwerden anzubringen. 

6. 53. Sobald. der Commiffarius den Landtag gefchloffen hat, iſt das 
fländifche Amt des Landtagsmarfhalls beendigt; die landſtaͤndiſchen Bera⸗ 
thungen hören auf und die Stände gehen auseinander; auch bleibt fein forss 
beftehender Ausfchuß zurüd. 

Für folhe Gegenflände der Laufenden ftändifhen Verwaltung aber, 
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welche Wir ben Ständen künftig Übertragen werben, koͤnnen fie die geeigne- 
ten —— waͤhlen und beſtellen, welche die Geſchaft⸗ fordern. 

$. 54. Das Reſultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Druck 
bekannt gemacht. 

$. 55. Zum Verſammlungsorte des Landtages beſtimmen Wir Unſere 
Haupt- und Reſidenzſtadt Königsberg, abwechſelnd mit Danzig. 

8. 56. Die Abgeordneten follen angemeffene Reifekoften und Tagegel⸗ 
der erhalten. Das Weitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen durch 
den Landtag veranlaßten Koften, wird bie befondere Verordnung ($. 4.) 


egen. 

$. 57. Die in einzelnen Landestheilen ($. 1.) diefes ftändifhen Ver⸗ 
bandes beftehenden Communalverhältniffe gehen auf die Gefammtheit deffel- 
ben nicht über, wenn ſolches nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft be⸗ 
ſchloſſen wird. 

Bis dahin — daher die bisherigen Communalverfaffungen in ein⸗ 
zelnen Zanbestheilen, wie fie jegt beftehen, fort, und Wir geftatten, daß 
für diefe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unferm Landtagscom: 
miffarius und mit deſſen Bewilligung, jährlich befondere Commmunallandtage, 
jedoch mit verhältmigmäßiger Zuziehung von Abgeordneten aller Stände, wel: 
hen das gegenwärtige Gefeg die Landftandfchaft beilegt, gehalten werben. 

Die Belchlüffe über Veränderungen in den Communaleinrichtumgen, 
und neue Communalabgaben, bedürfen Unferee Genehmigung. Zur Feft: 
fegung der deshalb nöthigen näheren Beflimmungen und Ordnungen erwar: 
tm Wir die Vorfchläge des nächften Landtages, insbefondere über die Fort: 
dauer des in Königsberg beftehenden fändifchen Committee und deſſen dem 
Vorſtehenden gemaͤße Bildung. 

$. 58. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifft; fo ſollen 
ſolche, wo fie bis jetzt noch Statt finden, bis auf weitere Anordnung, fer: 
ner beſtehen, und da, wo ſie fruͤher beſtanden haben, wieder eingefuͤhrt wer— 
ben. Bon dem erſten Landtage, zu welchem dieſer ſtaͤndiſche Verband beru⸗ 
fen werden wird, erwarten wir die Vorſchlaͤge, wie die Kreisſtaͤnde mit den 
Modificationen, welche der Zutritt aller Staͤnde erfordert, einzurichten 
ſeyn werden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrift und Beidruͤ⸗ 
ckung Unſers großen koͤniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 1. Juli 1823. 

(L. S.) Friedrich — 
v. Schuckmann. 





e) Geſetz wegen —— der peovinsialflände 
im Herzogthume Pommern und FürftentyHum Rü- 
gen, vom 1. Suli 1823. 


3 Wir Friedrich Wilhetm, von Gottes Gnaben, König v von 
Preußen x. ı. 

ertheilen/ in Folge des wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer 
Monarchie am 5. Juni d. I laſſenen allgemeinen. Gefeges, Für den ftän- 
diſchen Verband im Hetogthum Pommern und Fürſtentham er nach: 
ſtehende befondere Worfcheiften : 


2 Meuvorpommern und Rügen, 
Hinterpommemn, 

Die vormals zu Weftpreußen gehörig geweſenen Orte Heinrichsdorf, 
Reppow, Blumenwerder und Wahrlang werden, in fländifcher. Beziehung, 
- um Neu» Stettiner Kreife von —— gerechnet. 

Sonft giebt uͤberall die frühere hiſtotiſche — die Regel für 
Diefen ftändifchen —— mit — Ausſchluß der Enklaven, welche 
bei * Kreifen bleiben, zu denen bie ue Verwaltungseintheilung, fie ge⸗ 
legt 

.& 2 Die Stände dieſes Verbandes beftehen: 

I. der erfte Stand, 
aus ber Ritterſchaft, wobei der Fürft zu Putbus, wegen feines Ka: 
milienmajorats, eine Virilſtimme zu führen berechtigt ſeyn follz 
IE der zweite Stand, 
aus den Städten; 
U. der. dritte Stand, 
aus den: uͤbrigen Gutsbefisem, Erbpaͤchtern und Bauern, 

6.3, Alle Stände erfcheinen auf dem Lande ge duch Abgeordnete, 
- welche von ihnen. durch Wahl beſtimmt werden. ur der Fürft zu Putbus 
führt die ihm $.. 2, zugewiefene Virilſtimme in Perfon; im Verhinderungs⸗ 
falle tritt ein aus der Nitterfchaft von Neuvorpommern und Rügen gewaͤhl⸗ 
ter Abgeorbneter an feine Stelle. 

F. 4 Die 75 der Mitglieder eines jeden der im $ 2. benannten 
Stände beftimmen W 


A, Für Altvorpommern, 


L für den erſten Stand auf . tt lee de AL 
IL, für den zweiten Stand auf . . » 2 2.2.2. er. nd 
UN für dem deisten Stand auf: 2 2002 0 ee 
für Altvorpommern auf IO Mitge 
B. Für Reuvorpommern und Rügen, 
I ** erſten Stand, mit Einſchluß des Dre u * 4 
U. fuͤr den zweiten Stand ——— 4 
Ill, für den dritten Stand uf . .» ..- 2 


für Neuvorpommern und — * Witgl. 
C. Für — 


I, für den erften Stand uf . . . . Eh. 
II. für den zweiten auf .. De a a Be Ze 
II. für, ben. Dritten Stand auf. > + +.- 4 


für Dun 1a * 28 Mitgt 
Hieraus ergiebt ſich die Geſammtzahl von 48 Mitgliedern für dielen 
ganzen ftändifchen Verband. 
Die ſpeciellere Vertheilung ber Abgeordueten jededi Standes: wird eitie 
befondere Verordnung feftfegen. 
—— 5. ei Waͤhlbarkeit der ——— Da Stände zum Prwin⸗ 
zii tage ebingungem | gelegt 
4): es und abſtei Bin I ehe * auf lat 
erworben, und zehn Kahıe (omg nicht unterbrochen. Son 
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gerechnet 
2) die Gemeinfchaft mit einer der cheifttichen Kirchen; 
bie Vollendung des breißigften Lebensjahres; 
4) ber unbefcholtene R 

$. 6. Von ber Bedingung des zehnjähtigen Befiges zu bispenſiten, ber 
halten Wir Uns Alterhöchftfelbft vor Im Anfehung der übrigen — 
gen findet keine Dispenſation Statt. 

F. 7. Das Recht zu dem erſten Stande fuͤr die Ritterſchaft als Ab⸗ 
geordneter gewaͤhlt zu werden, wird durch den Beſitz eines Ritterguts in der 
Provinz, ohne Ruͤckſicht auf die adelige Geburt des Beſitzers, begruͤndet. 
Mir behalten Uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien» Fideicom⸗ 
mißguͤter auf angemeffene Weife hierbei zu bevorrechten. 

$. 8. Der Befig eines Nittergutd in einer andern Unferer Provinzen 
wird auf die beftimmte Dauer von zehen Jahren angerechnet. 

$. 9. Wenn Geiftlihe, Mititairs und Civilbeamte, bie durch den mit 
vorſtehenden Bedingungen verknuͤpften Beſitz eines Ritterguts dem erſten 
Stande angehören, als Abgeordnete deſſelben gewählt werden; fo bedürfen fie 
der Beurlaubung ihrer Vorgefegten. 

$. 40. Als. Abgeordnete des zweiten Standes koͤnnen nur ftädtifche 
Grundbeſi itzer gewaͤhlt werden, weiche entweder zeitige Magiſtratsperſonen find, 
oder ein bürgerliches Gewerbe treiben. 

Bei den legten muß der Grundbefig, mit dem Gewerbe zufammen, 
elnen nad) der Verſchiedenheit der Städte abzumefjenden Werth haben, welche 
Die $. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beſtimmen wird. 

6. 14. Bei dem britten Stande wird zu ber Eigenfchaft eines Land: 
tagsabgeorbneten der Beſi . eined ald Hauptgewerbe felbft bewirthfchafteten 
Landguts erfordert, deſſen Größe ebenfabe die befondere Verordnung ($. 4.) 
feſtſetzen wird. 

$. 12. Die vorbemerkten Bedingungen der Waͤhlbarkeit treten auch für 
die Befugnig der Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählenden, 
oder Wahlmänner, die Vollendung ded vier und zmwanzigften Lebensjahres 
gerrügt; und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthümlicher Befig, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf. die bei dem dritten Stande nach $. 11. zu beftimmende Größe des 
Grundbeſitzes, erforderlich ift, 

6. 13. Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn über das Vers 
moͤgen deſſen, dem biefe Befugniſſe zuſtehen, den Concurs eröffnet iſt, im- 


gleicher während eines, nicht einer moraliſchen Perſon zuſtaͤndigen, geſell⸗ 


— Beſitzes. 
Bei dem erſten Stande hören Waͤhlbarkeit und Wahlrecht auf, wenn 
durch —— die Eigenſchaft eines Ritterguts vernichtet wird. 

F. 14. In mehreren Kreiſen Angeſeſſene koͤnnen in jedem der Kreiſe, 
in weichem fie anfäffig find, wählen und gewählt werben. In legterem 
alle . bleibt es bem Gewaͤhlten uͤberlaſſen, für welchen Kreis er eintre⸗ 
ten will. 

$. 15. Ein Ubgeorhneter kam auch Mitglied des Landtags einer an- 
dern Provinz feyn, wenn die Zeit ber Verſammlung es zuläßt. 

$. 16. Wer durch Wahl beftimmt ift, als Abgeordneter auf dem Land: 

zu erſcheinen, kann keinen Andern für fidy: bevollmaͤchtigen. 

$. 17. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeübt. werben. 

$. 18. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden von bem 
erſten Stande auf Kıeistagen nach bisheriger Obſervanz vollzogen. 
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6. 19. Jede einzelne. derjenigen Staͤdte, welche durch bie —— Ver⸗ 
ordnung ($. 4.) Virilſtimmen erhalten, waͤhlt ihre Abgeordneten zum Land: 
tage in fihz alle übrige Städte ohne Umterfchied, ob fie Smmediat= oder 
Mebdiarftädte find, wählen In. fih Wähler. Diefe freten collectiv in Wahl: 
verfammlungen nad Bezirken zufammen, und wählen die Landtagsabgeord⸗ 
neten. Die Zahl des Wähler wird bie bemerkte Verordnung nad. der Größe 
der Städte beftimmen. 

$. 20. Bon ben —— waͤhlt eine jede, nach ihrer fuͤr andere 
Dorfangelegenheiten hergebrachten Weiſe, einen Wähler; die Wähler verſam⸗ 
meln ſich mit den Beſitzern der einzeln liegenden, zu keiner beſtimmten Dorf: 
gemeinde gehörenden, Güter bes dritten Stamdesl, welche aber das Maas ber 
Wahlfähigkeit ($. 14.) haben müfjen, bezirksweiſe zur Wahl des Bezirks⸗ 
waͤhlers; die Bezirkswaͤhler treten dann zufammen, und wählen den Land- 

abgeorbneten. 

‘  & 21. Die Bufammenlegung der Bezirke, fowohl für die collectiv waͤh⸗ 
. Inden Städte, ald für den dritten Stand, wird bie befondere Verordnung 
($. #.) feftfegen. 

$: 22. Die Wahlen bee Abgeordneten zum Landtage gefchehen auf ſechs 
Zahre dergeftalt, daß alle drei Fahre die Hälfte bee Abgeordneten eines je⸗ 
den Standes ausicheibet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen gejchrirs 
ten wird, 

$. 23. Die für das erfte Mal Ausfheidenden werden nad drei Jahren 
buch das, Loos beſtimmt. Alle Ausfcheidende find wieder wählbar, 

/ $. 24. Für jeden Abgeorbnneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 

| $. 25. Wenn bei den Wahlen zu Wählern, Bezirkswaͤhlern und Land» 
tagsabgeordneten gleiche Stimmen entfichen; fo giebt bie Stimme de3 Aeb⸗ 
teſten der Waͤhlenden den Ausſchlag. 

$. 26. Ale Wohlen ſiehen unter der Aufficht des Landraths in deſſen 
Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen ber Bezirkswaͤhler und der 
Landtagsabgeordneten leitet es unmittelbar, oder durch einen von ihm zu er—⸗ 
nennenden Etellvertretesz . die Wahlen in den einzelnen Städten und Dorf: 
gerheinden aber werben zunaͤchſt von der Ortsobrigkeit geleitet. 
$. 27. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswähler und Kanbtagsabgeordneten aber dem Landtagscommifjarius, 
mit Einfendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu prüfen, ob 
folhe in der Form, und nad) den Eigenſchaften der Abgeordneten, der Vor⸗ 
en gemäß, geſchehen find. 

Nur wenn derfelbe in diefer Beziehung Mängel findet, iſt ex. berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. 
6 28. Den BVorfigenden auf dem Landtage, welchem Wir den Ch 
rakter als Landtagsmarſchall eg fo wie deſſen Stellvertreter, wollen 
Mir, für die Dauer eines jeden Landtags, aus den Mitgliedern des erſten 
Standes Selbft emennen. 
Ä $. 29, Für bie erften ſechs Jahre werben Wir die Stände : zum Pros 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen, nad) Ahlanf diefes Zeitraums aber 
ferner hierüber beftimmen. 

$. 30. Die Dauer des Landtags wird jees Mal nad) den uUmſtaͤnben 
von Uns feſtgeſetzt werden 

$. 31. Die Ladung ‚der Mitglieder. zu. dem für : di Eröffnung des Lane 
tags — Tage ‚gefchieht - 22 ‚gehörigen; Zeit. durch unſern Com⸗ 


Die Atgeormeen mäffn ſih rfens. on dm Age nor Dr 
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Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bet dem Commſſarius, 
als dem Landtagsmarſchall, melden. 

$. 33. Der Provinziallandtag wird nad) gehaltenem Gottesdienſte von 
Unſerm Commiffarius eroͤffnet. 
5. 34. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn al 
lein ‚haben fich daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der Ma⸗ 
terialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt den 
Ständen in. Gemäßheit Unferer. Inſtruction bie —* itionen mit, und em⸗ 
pfaͤngt die von ihnen abzugebenden Erklaͤrungen und Gutachten, fo wie ihte 
fonftigen Borfielungen, Bitten: und Befchwerden. 

$. 35. Den Berathungen wohnt er nicht beiz er kann aber den Ein⸗ 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich ent⸗ 
bieten, ſo wie die Staͤnde Deputationen an ihn abſenden koͤnnen. 

S. 36. Er ſchließt den Landtag, reiht Uns die Verhandlungen ef 
ben — und publicirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied 


* 37. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, ald zur Faffung: gültigen 
Beſchluͤſſe, müffen wenigfiens drei Viertheile der Gefammtheit der Abgeorde 
neten auf bemjelben gegenwärtig. feyn. 

$. 33. In der Verfammlung ‚nehmen die Mitglieder der drei Sind 
ihren Sig nad) ber $. 2. beftimmten Reihefolge. 

$. 39. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt der Eandtagde 
marſchall in der Plenarwerfammlung, mit Beobachtung des Stimmenverhälte 
niffes, nach Verſchiedenheit der Gegenftände, befondere Ausfhüffe, welche die 
an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und Beſchluß⸗ 
nahme gehoͤrig vorzubereiten haben. Das Directorium dieſer Ausſchuͤſſe fuͤhrt 
dasjenige Mitglied aus dem erſten Stande, welches der Landtagsmarſchall 
dazu beſtimmt. | 

$. 40. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet überhaupt der Lande 
tagsmarfhal. Won feiner Anordnung hängt auch zunächit alles ab, was 
auf Ruhe und Drdnung in ben Verfammlungen Beziehung hat. Befonders 
bat er darauf zu fehen, daß bie Berathungen und Arbeiten der Stände moͤg⸗ 
lichſt befchleunigt werden. _ 

$. 41. Ohne gültige Urſachen und Bormwiffen des Landtagsmarfchalls 
darf Fein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung ber fers 
neren Theilnahme an dem Landtage durch Krankheit oder andere dringende 
Urſachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom⸗ 
oiffarius, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. 

$. 42, Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen Ans 
trag an bie Verſammlung richten willz fo hat daſſelbe ſolches vor der Ver⸗ 
ſanmlung ſchriftlich mit Bemerkung des Gegenſtandes dem Landtagsmar⸗ 
ſchall anzuzeigen. Letzterer ruft dann den Abgeordneten zur Haltung des 
un. auf. Der Inhalt deffelden muß fchriftlich zum Protocol gege⸗ 

werden. 

$. 43. Die Abfaffung der ftändifchen Schriften trägt bee Landtagsmar⸗ 
ſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche Schrift 
wird in dei Verſammlung verlefen, und, nad). der Vereinigung über bie Faſ⸗ 
fung, die Reinfchrift von dem Bandtagsmarfchall und den Ständen vollzogen. 

$. 44. Alle Schriften, welche nicht einen Antrag an den Commifjartus 
enthalten, find an Uns zu richten, und demfelben durch eine ſtaͤndiſche De- 
putation he übergeben. 

$. 45, Die Diitgleder aller. Stände von Pommern und Rügen bilden 
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eine ungetheſlte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinſchaftlich 
elnem gültigen Befchluffe über folche Gegenftände, welche von Uns zur * 
rathung an ſie gewieſen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unſerer 
Sanction uͤberlaſſen, oder ſonſt zu Unſerer Kenntniß zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Deittheilen erfordert... Iſt diefe bei einer 
Sache, worüber von ben Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo wird folches mit Angabe der Verfchiedenheit der Meinungen 
ausdruͤcklich bemerkt. Alle andere ftändifche Beſchluͤſſe koͤnnen durch die ein⸗ 
fache Mehrheit ihre Beſtimmung erhalten. 

$. 46. Bei Gegenftänden, bei denen das Intereſſe ber Stände gegm 
einander gefchieden ift, findet Sonderung im Theile Statt, fobald zwei Drit- 
theile der Stimmen eines Standes, welcher. ſich durch einen Beſchluß . ber 
Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen, 

Fa einem folchen- Falle verhandelt die Verſanmlung nicht mehr in der 
Gefummtheit, fondem nad den $. 2, beſtimmten Ständen. 

Die auf diefe Weife hervorgehende Werfchiedenheit der Gutachten ber 
einzelnen Stände wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt, 

$. 47. Wenn Gegenftände, welche das provinzielle Intereſſe eines der 
einzelnen in dieſem ftändifchen Verbande begriffenen im $. 4. benannten Lanz 
bestheile betreffen, im der Geſammtberathung verhandelt werden, und bie 
Stimmenmehrheit fid) gegen baffelbe erklaͤrt hat; ſo ſind die Abgeordneten 
eines ſolchen Landestheild berechtigt, ihre abweichende Meinung, mit Be: 
rufung auf Unfere Entfcheidung, zu den Lanbtagsverhandlungen zu geben, 
worauf fie dann jederzeit befondern Beſcheid erhalten werben. 

$. 43. Bitten und Beſchwerden ber Stände koͤnnen nur aus dem bee 
fondern Intereſſe der Provinzen umd der mit ihnen verbundenen — 
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beſchwerden hat der Landtag 
gleich an die betreffenden Behoͤrden, oder an Uns unmittelbar zu verweiſen. 
Wenn aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
beſtimmte Ueberzeugung erhalten; fo koͤnnen fie bei dem Landtage, mit gehö- 
rig conſtatirter anzeige, darauf antragen, daß berfelbe ſich für die Abſtellung 
bei Und verwende. 

$. 49, Alte bei dem Landtage eingehende, fo mie die von bemifelben 
außgehenden Anträge muͤſſen Tchriftlich eingegeben werden. Sind die legten 
einmal zuruͤckgewieſen; fo bürfen fie nur alsdann, werm wirklich neue Ders 
anlaffungen oder neue Gründe eintreten, und immer nur erft bei künftiger 
Berufung des Landtags erneuert werben, 

$. 50. Die Stände ſtehen, als berathende Verſammlung, eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, als mit den Communen und Kreis— 
ftänden ihrer Provinz in Verbindung; es finden daher Feine Mittheilungen 
unter ihnen Statt, 

. $. 51. Die einzelnen Stände können ihren Abgeordneten Eeine bindenbe 
Inſtructionen ertheilen; es fteht ihnen aben frei, fie zu beauftragen, Bitten 
und Beſchwerden anzubringem, 

6. 52. Sobald der Commiſſarius * Landtag geſchloſſen hat, 9 das 

ſtaͤndiſche Amt des Landtagsmarſchalls beendigtz die landſtaͤndiſchen Bera⸗ 

thungen hoͤren auf, und die Stände gehen auseinander; auch bleibt kein fort 

befichender. Ausfchuß zuruͤck. Kür ſolche Gegenftände ber laufenden ſtaͤndi⸗ 

ſchen Verwaltung aber, weiche Wir den Ständen fünftig überteagen werden, 

— ſie die geeigneten Perfonen — und beſtellen, inſofern bie Gr 
e fordern: 


folches 
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$ 53. Das Refultat der Landtagsverhandlungen wird durch dm Druck 
befannt — cht. 
$. Zum DBerfammlungsorte des Landtags beftimmen Wir bie 
Stadt S Fu n. 
$. 55. Die Landtagsabgeordneten follen angemeffense Reifekoften und 
Tagegelder erhalten, 
Das Weitere hierüber, fo wie wegen der allgemeinen durch den Land 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. #.) feſtſetzen. , 
$. 56. Die in jedem der einzelnen Landestheile dieſes ftändifchen Vers 
bandes befichenden Communalverhältniffe gehen auf die Gefammtheit befle 
ben nicht über, term folches nicht durch gemeinfchaftliche Uebereinfunft b& 
ſchloſſen wird. 
Bis dahin dauern daher die bisherigen — — dieſer 
einzelnen Landestheile in ihrer obſervanzmaͤßigen Einrichtung fort, und Wir 
‚ daß für dieſe Angelegenheiten, auf vorgängige Anzeige bei Unſerm 
anbtagscommiffartus und deſſen Bewilligung, jährlich befondere Sommunaß 
landtage, jedoch mit verhaͤltnißmaͤßiger Zuziehung von Abgeordneten alle 
Stände, welchen das gegenwärtige Geſetz die Landftandfchaft beilegt, für Altyz 
Bors und Hinterpommern in Stettin und für Neu: Borpommen und Rip 
gen in Stralfund gehalten werden. Die Befchlüffe über Veränderungen in 
den Communaleinrichtungen, und meus Communalauflagen, bedürfen Unferde 
Sanction. 
Zur Seftfegung ber deshalb nöthigen näheren Beftimmungen und Did» 
nungen erwarten Wir die Vorfchläge des nächften Landtags. 
857. Was die Freisftändifchen Verfammlungen betrifft; fo ſollen foldje, 
wo fie bis jegt noch Statt finden, bis auf weitere Anordnung ferner beſte⸗ 
ben, und da, wo fie früher beftanden haben, wieder eingeführt werden, 
Bon dem erften Landtage, zu welchem diefer ftändifche Verband beru⸗ 
fen werden wird, erwarten wir die Vorfchläge, wie die Ereisftändifchen Ver⸗ 
fammlungen mit den Mobdificationen, welche der Zutritt allev Stände erfor⸗ 
dert, einzurichten feyn werden. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
Unfers großen Königlichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 41. Juli 1823, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Schuckmann 


f) Geſetz wegen Anordnung der Provinzialftände 
für die Rheinprovinzen, vom 27. März; 1824. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Dreußen ww. x. 
ertheilen, in Folge bed wegen Anordnung bee Provinzialftände in Unſerer 
Monarchie am 5. Juni v. J erlaffenen: allgemeinen. Gefeges, für den ftäns 
difdyen rg Unferer Rheinprovinzen nachftehende befondere Vorſchriften. 
6 1 > Diefer Verband. > alle Landestheile, welche 
das Großherzogthum Miederrhein, 
die —— Cleve, Juͤlich, Berg in Beziehung auf die Ver⸗ 
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8 IL der erſte Stand, 
aus den vormals’ unmittelbaren Reichsftänden; 
2 II. der zweite Stand, 
aus der Ritterſchaft; 
IL der dritte Stand, 
aus den Städten; 
"IV. der vierte Stand, 
aus den Übrigen Grundbefigern, welche im "zweiten und dritten Stande 
nicht begriffen find. 
88 Auf dem Landtage erfcheinen bie vormals immittelbaren Reichs: 
ftände, fobald fie die Majorennität erreicht haben, in der Regel in Perfön, 
mit der Befugniß, fi, in erheblichen Berhinderungsfällen, durch ein Mits 
glied aus ihrer Familie, oder einen fonft geeigneten — aus 
dem zweiten Stande, vertreten zu laſſen. 
Alle übrige Stände erſcheinen durch Abgeordnete, welche von ihnen durch 
Wahl beſtimmt werden. 
: 84 Die Anzahl dee Mitglieder eines jeden der im F. 2. benann⸗ 
ten’ Stände beftiimmen Wir 
1) für den erften Stand und zwar: 
die Fürften von Wied:Neumied, von Wied-Runkel, von 
Solms: Braunfels, von Solms-Hohenſolms-Lich, je- 
den mit einer Virilſtimme, ——— 2.0. auf 4 Mitglieder. 
2) für den zweiten Stun . . Fa re _ ⸗ 
3) für den dritten Stand . et ar ei. an ⸗ 
4) für den vierten Stand . . »25. >» 
Hieraus ergiebt fich bie Gefammtzaht von Neun und ſiebenzig 
Mitgliedern fuͤr dieſen ſtaͤndiſchen Verband. 
Die ſpeciellere Vertheilung der Abgeordneten des zweiten, dritten und 
vierten Standes, wird eine befondere Verordnung feftfegen. 
89. Bei der Waͤhlbarkeit der Mitglieder aller Stände zu Landtags⸗ 
abgeordneten werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 
1) Grundbeſitz in auf> und abſteigender Linie ererbt, oder auf andere 
Weiſe erworben und zehn Jahre nicht unterbrochen. 
Im Vererbungsfalle wird die Zeit des Beſitzers des Erblaſſers und 
des Erben zufammengerechnet ; 
2) die Gemeinfchaft mit einer der hriftlichen Kirchen; 
3) die Vollendung bes dreißigſten Lebensjahres; 
4) der unbeſcholtene Ruf. 
$. 6. Von der Bedingung des zehnjaͤhrigen Beſitzes zu dispenſiren, 
behalten wir uns Allerhoͤchſtſelbſt vor. In Anfehung der übrigen Bedin⸗ 
gungen findet feine Dispenfation Statt, 
$. 7. Das Rede zu einer Virilſtimme im erften Stande wird durch 
den Befiger eines vormals unmittelbaren Landes nach Maafgabe Unferer In— 
ftruction vom 30. Mai 1820 $$. 2. und 63. begründet; mehrere derglei⸗ 
hen in der Perfon eined Beſitzers vereinigte Länder, berechtigen nut zu eis 
ner Stimme; auch kann dad Stimmrecht duch Xheilung nicht vermehrt 
werden. Wir behalten Uns jedoch vor, den Beſitz bedeutender Familien: Fideicome 
mißgüter durch Ertheilung von Virilſtimmen in biefem Stande zu bevorrechten. 
$. 8. In dem zweiten Stande wird die: Wählbarkeit begründet: 
4) durch den Befig eines früher veichsritterfchaftlichen oder landtagsfähis 
gen Guts in der Provinz, vor welchem jährlih an Gmmhrur wenig 
ans fünf und fiebenzig Thaler entrichtet werden; 
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2) duch den Beſitz ‚eines anderen größeren Landguts, ‚welches in ben 
zweiten Stand aufzunehmen Wir für angemefjen erachten. 
Ein Matrikel wird die biernach zum zweiten Stande gehörenden 
Zandgüter feftfegen. 

$. 9. Grundbefig- in einer andern Unferer Provinzen, welcher nad) $. 8. 
zum zweiten Stande eignet, wird auf die beftimmte Dauer von zehn Jah: 
ven ($. 5.) angerecjnet. 

$. 10. Wenn Geiftlihe, Militair- und Givilbeamte, die durch dem 
mit vorftehenden Bedingungen verknüpften Beſitz eines Guts dem zweiten 
Stande angehören, ald Abgeordnete deffelben gewählt werben; fo bedürfen fi ſu e 
der Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 

$..11. Als Abgeordnete des dritten Standes koͤnnen nur in em 
zu vertretenden Drten mohnhafte Grundbefiger erwählt werden, welche ent: 
weder gemählte Magifttatsperfonen find, oder ein bürgerliche8 Gewerbe, bes 
treiben; die legtern muͤſſen einen nad) Verfchiedenheit der Drte abzumejfen: 
den Betrag von Grund= und Gewerbfteuer entrichten, welchen die F. 4. vor⸗ 
behaltene befondere Verordnung beftimmen wird. 

$. 12. Bei dem vierten -Stande wird zu ber Eigenſchaft eines Ab⸗ 
geordneten ein als Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteter, eigenthuͤmlicher oder 
erblich nutzbarer Grundbeſiz in dem Wahlbezirke, von einem Grundſteuerbe— 
trage, welchen die beſondere Verordnung ($. 4.) feſtſetzen wird, erfordert. 

. 13... Die vorbemerkten Bedingungen der Mählbarkeit treten auch für 
die Befugnig zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählenden 
oder Wähler bie Vollendung des vier und zwanzigften Lebensjahres genügt, 
auch nicht ererbter, oder zehnjaͤhriger Beſitz, und dieſer fuͤr den dritten und 
vierten Stand nur in einem geringern Umfange, welchen die beſondere Ver— 
ordnung ($. 4.)"näher beſtimmen wird, erforderlich. iſt. 

$. 44. Dos Wahlrecht und bie Waͤhlbarkeit ruhen, wenn über das 
Vermögen beffen, dem dieſe Befugniffe zuftehen, der Goncurs- eröffnet ift, 
imgleihen waͤhrend eines, nicht einer: moralifchen. Perſon zuſtaͤndigen, geſell⸗ 
ſchaftlichen Beſitzes. 

Bei dem zweiten Stande hoͤren Wahlrecht und Waͤhlbarkeit auf, wenn 
durch Zerſtuͤckelung bie Eigenſchaft eines groͤßern Grundbeſitzes ($. 8.) ver: 
nichte£ wird, 

$. 15. Sn — Wahlbezirken Angeſeſſene koͤnnen in jedem derſel⸗ 
ben wählen und gewählt werden; im letzterm Faile bleibt es dem Gewaͤhlten 
überlaffen, für welchen Wahlbezirk er eintreten will, 

16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer ans 
dern Provinz jeyn, wenn die Zeit der Verſammlung es zuläßt. 

$. 17. Wer durch Wahl beſtimmt iſt, als Abgeordneter zu erſcheinen, 
kann keinen Andern fuͤr ſich bevollmaͤchtigen. 

$. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgelibt werden. 

$. 19. Die Wahlen der Abgeordneten werden für den zweiten Stand 
von den Mitgliedern deffelben in Wahlbezirken vollzogen. 

$. 20. Für den dritten Stand erwählt bie wahlberechtigte — 
ſchaft ($. 13.) 

a) in den Städten, welche durch die befondere Werordnung ($. 4.) Vi 

eilftimmen erhalten, bie Abgeordneten in ſich; 

b) in den Orten, welche eine ‚gemeinfchaftliche Stimme erhalten werden, 

zunaͤchſt Wähler, und diefe die Abgeorbneten. 

Die Zahl der Wähler und die Meife der Wahl wird bie bemerkte Ver⸗ 
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. 21. Sm dem vierten Stande werden von ben wahlberechtigten Grund⸗ 
befigern, nach näher ($. 4.) zu beftimmenden Abtheilungen, zunächft Wähler, 
von den Wählern eines jeden Kreiſes Bezirkswaͤhler, von den legten aus 
dem ganzen MWahlbezirke vereinigt, die Abgeordneten gewählt; die befondere 
Verordnung ($. 4.) wird hierüber das Nähere feftfegen. 

u. 22. -Die Bufammenfegung der Wahlbezirke für den zweiten, dritten 
und vierten Stand, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. . 
8.23. Die Wahlen der Abgeordneten. geichehen auf ſechs Jahre, der: 
geſtalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Standes 
ausfcheidet, und. alle drei Jahre zu neuen Wahlen gefchritten wird. 

$. 24. Die für das erfte Mal Ausfcheidenden werden nach drei Jah—⸗ 
ten durch das Loos beftimmt; alle Ausfcheidende find mieder wählbar. 

iß $. 25. ı Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gee 
waͤhlt. 

$. 26. "Wenn bei den Wahlen zu Waͤhlern, Beyirksmwählern und Ab⸗ 
geordneten gleiche Stimmen entfiehen; fo giebt die Stimme des Aelteſten 
der Waͤhlenden den Ausfchlag. 

‘6.27. Alle Wahlen jtehen unter der Aufficht ‘des Landraths, In dee 
fen Kreiſe fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und 
der Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm 
zu ernennenden Stellvertreter; "die Wahlen in den einzelnen Städten und 
Landgemeinden aber werden zunächft von den Drtsbehörben geleitet. 

$. 28. Die gefchehene Wahl der Wähler ift dem Landrath, die Mahl. 
ber Bezirkswaͤhler und der Landtagdabgeordneten aber dem Landtagscommif: 
farius, mit Einfendung der MWahlprotocolle, anzuzeigen. Leßterer hat zu pruͤ⸗ 
fen, ob folche in der Form und nad ben Eigenfchaften ber Abgeordneten 
der Vorſchtift gemäß geſchehen find. 

Mur 'menn derfelbe in biefer Beziehung Mängel findet, iſt er berechtigt, 
eine andere Wahl zu verlangen. 

§. 29. Dem Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha⸗ 
rakter als Landtagsmarſchall beilegen, ſo wie deſſen Stellvertreter, wollen 

Wir, fuͤr die Dauer eines jeden Landtags, aus den Mitgliedern des erſten 
oder des zweiten Standes Selbſt ernennen. 

$. 30. Für die erften fechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro: 
vinziallandtage alle zwei Jahre berufen, nach Ablauf dieſes Zeitraums aber 
ferner hieruͤber beſtimmen. 

$. 31. Die Dauer des Landtages wird jedes Mal nach den Umftäne 
den von Uns feftgefeßt werden. 

$. 32. Die Ladung der Mitglieder zu dem für bie Eröffnung des 
— beſtimmten Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit durch Unſern Come 
miffari 

$. 33. Die Abgeordneten müffen fi) fpäteftend an dem Tage vor 
der Eröffnung. des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Commiſſa⸗ 
rius, als bei dem Landtagsmarſchall melden. 

. 34. Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gottesdienſte von 
Unſerm Commiſſarius eroͤffnet. 

§. 35. Derſelbe iſt die Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn allein 
haben ſich daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der Mate— 
tialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu menden. Er theilt den 
Ständen in Gemäßheit Unferer Inftruction die Propofitionen mit, und em⸗ 
pfängt die von ihnen abzugebenden Erklärungen und Gutachten, fo mie ihre 
fonftigen Borftellungen, Bitten und Befchwerben. 
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"83%. Den Berathungen wohnt er nicht bei, er kann aber den Ein: 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, . oder eine Deputation zu ſich 
entbieten, fo tie die Stände Deputationen an ihn abfenden können, 

$. 37. Er ſchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen beffel- 
ben ein, und publicirt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den Ständen. 
G. 38, Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zu Faſſung gültiger 
Belchlüffe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Abgeordneten bed zweiten, 
dritten umd „vierten Standes auf demfelben gegenwärtig feyn. 

$. 39. Im der Verfammlung nehmen die Mitglieder ber Stände ih: 
ten Sig nad der $. 2. beftimmten Reihefolge. Ä 

$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt ber Land⸗ 
tagsmarſchall in der Plenarverfammlung, mit Berüdfichtigung bes Stimmen- 
verhaͤltniſſes, nach Verfchiedenheit der Gegenftände befondere Ausfchüffe, wel⸗ 
che die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
Beſchlußnahme gehörig vorzubereiten haben, Das Direetorium biefer Aus: 
fchüffe führt dasjenige Mitglied aus dem erften ‚oder zweiten Stande, wel: 
ches der. Landtagsmarfchall dazu beftimmt. | 

$. 41. Den Gefhäftsgang auf dem kandtage leitet Überhaupt ber 
Landtagsmarfchall, 4 Won feiner Anordnung hängt auch zunaͤchſt alles ab, 
was auf Ruhe und Ordnung. in den: Verſammlungen "Beziehung hat. Ber 
fonders hat er darauf -zu ſehen, daß. die Berathungen und Arbeiten der 
Stände möglichft. beſchleunigt werden ' zB BZ Zen: 

F. 42% Ohne güttige Urſachen und Vorwiſſen des Landtagsmarſchalls 
darf kein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung ber fer; 
neren Theilnahme an dem Landtage duch Krankheit oder‘ andere dringende 
Urfachen fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscome 
miffarius, welcher alsdann beim erften Stande bie erforderliche Bevollmächtigung 
veranlaßt, bei dem zweiten, dritten und vierten Stande fofort-aber ben Stellver⸗ 
treter einberuft. 

$. 43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen 
Antrag an die Berfammlung vichten will; fo hat daffelbe folches vor ber 
Verſammlung fhriftlich mit der Bemerkung des Gegenftandes dem Landtags: 
marſchall anzuzeigen. Lesterer ruft dann das Mitglied zur Haltung des 
Bortrags auf, Der Inhalt deffelden muß fchriftih zum Protocol gegeben 
werden. ’ SA. 

$. 44, Die Abfaffung der ftändifchen Schriften trägt ber Lanbtagde 
marſchall den hierzu geigneten Mitgliedern des Landtags auf, Jede folche 
Schrift wird in der Verfammlung verlefen, und, nach der Vereinigung uͤber 
die Faffung, die Neinfchrifte von dem Landtagsmarfhall und den Ständen 
vollzogen. 

$. 45, Ale Schriften, welche nicht einen Antrag an ben Commiſſa⸗ 
rius enthalten, find an Uns zu richten, und bdemfelben durch eine ftändifche 
Deputation zu übergeben. | | 

$. 46. Die Mitglieder allee Stände der Mheinprovinzen bilden eine 
ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinfchaftlih. Bu ei: 
nem gültigen Beſchluſſe über folche Gegenftände, welche von Uns zur Bern: 
thung an fie gewieſen, oder ihrem Befchluffe mit Vorbehalt Unferer Sane 
tion überlaffen, oder fonft zw Unferer Kenntnig zu bringen find, wird eine 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erfordert. Iſt diefe bei einer Sache, 
worüber von den Ständen das Gutachten erfordert worden, nicht vorhanden ; 
2 = — mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen ausdruͤck⸗ 

merkt. 
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Alle andere ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe können durch die einfache Mehrheit 
ihre EEE erhalten. . 

Bei, Gegenftänden, bei denen das Intereſſe der Stände gegen 
einander — iſt, findet Sonderung in Theile Statt, ſobald zwei Dritt⸗ 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen. Sn einem: folhen. Falle verhandelt 
die Verſammlung nicht mehr. in der Gefammtheit, fondern nad) den $. 2. 
beftimmten Ständen; Die auf, diefe: Weife hervorgehende Verſchiedenheit der 
Gutachter der einzelnen ‚Stände wird dann zu Unferer Entfcheidung vorgelegt. 

$. 48. Wenn Gegenftände, welche das befondere Intereſſe eines der 
Wahlbezirke diefes ftändifchen Verbandes und der darin begriffenen beſondern 
Landestheile. angehen, in ber Gefammtberathung verhandelt‘ werden, und die 
Stimmenmehrheit ſich gegen daſſelbe erklärt; fo koͤnnen die Abgeordneten ei: 
nes ſolchen Wahlbezirks ihre abweichende Meinung, unter Berufung auf, Un: 
fere Entſcheidung, zu den Landtagsverhandlungen geben, werauf ſie dann je⸗ 
derzeit beſondern Beſcheid erhalten werden. 

8. 49. Bitten und Beſchwerden ber Stinde tinmen me aus dem 
befondern. Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen- Tihelle hervorgehen. In— 
dividuelle Bitten und Befchwerden hat, der, Landtag — betreffen⸗ 
ben Behörden, oder ‘an Uns unmittelbar: zu verweiſen nn aber Mitglier 
der des Landtags von. Bebruckungen einzelner Individuen beftimmte Ueber⸗ 
zeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit gehörig conſtatir⸗ 
ter Anzeige, basanf antragen ‚ daß derſelbe ſich für. ‚bie Wrllung bei Uns 
verwende. 

. © 50, Alle bei dem Landtage eingehenden, fo, wie von demſelben aus⸗ 
gehenden - Anträge müffen fchriftlich eingegeben werden. Sind die fegtern einmal 
zuruͤckgewieſen; fo duͤrfen fie, nur alsdann, wenn wirklich neue Veranlaſſun⸗ 
gen oder neue Gruͤnde eintreten, und immer nur erſt bei kuͤnftiger Berufung 
des Landtags, erneuert werden. 

— 8. 614. Die Stände ſtehen als berathende Verſammlung eben ſo we⸗ 
nig mit den Ständen anderer Provinzen, als mit den Communen und Kreis: 
ftänden ihrer Provinz in Verbindungz es — daher keine Mittheilungen 
unter ihnen Statt. 

G. 52. Die einzelnen Staͤnde koͤnnen ihrem Abgeordneten teine binden: 
den Inftructionen ertheilen; es fteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bit: 
ten und Beſchwerden anzubringen. 

‘$. 53. Sobald der Commiffarius den Landtag gefchloffen hat, tft das 
fländifche Amt des Landtagsmarfchalls beendigt, die Iandftändifchen Berathun- 
gen hören auf, und die Stände gehen auseinander; auch ‚bleibt kein fortbes 
ftehender Ausfhuß zurüd, 
| Fuͤr folhe Gegenftände ‚der laufenden ftändifchen Verwaltung aber, mel: 

he Wir den Ständen künftig übertragen werden, Eönnen ſie die. geeigneten 
Derfonen wählen und beftellen, infofern die Gefchäfte folches fordern. 

$. 54. Das Refultat der Landtagsverhandlungen wird durch den Drud 
befannt gemacht. 

$. 55. Zum Berfammlungsorte des Landtags beftimmen Wir Unfere 
Stadt Düffeldorf. 

$. 56. ‚Die Landtagsabgeordneten follen angemeffene Reifekoften und 
Tagegelder erhalten, 

Das Weitere hierüber, fo mie wegen der allgemeinen durch ben Land» 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feftfegen. 

$. 57. Die in ben einzelnen Theilen diefes ſtaͤndiſchen Verbandes be= 
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ftehenden Communälverhättniffe gehen auf- die. Gefammmtheit defelben nicht 
über, wenn ſolches nicht durch gemeinfchaftlicdye: Webereinfunft befchlofjen wird, 
Bis dahin dauern die vorhandenen Communalverfaffungen in. ihrer obfer: 
vangmäfigen Einrichtung fort, und Wir geflatten, daß für diefe Angelegen: 
heiten auf: vorgängige Anzeige bei Unferem Landtagscommifjarius und bdeffen 
Bewilligung, auch fernere Verfammlungen, jedoch mit verhältnißmäßiger Zus 
ziehung von‘ Abgeordneten aller Stände, welchen das gegenwärtige Gefeg bie 
Zandftandfchaft beilegt; gehalten werden. 

Die Belchlüffe über Veränderungen in den Communaleinrichtungeit und 
neue Communalauflagen bedürfen Unſerer Sancdion. Zur Feſtſetzung der 
deshalb noͤthigen naͤhern Beſtimmungen und Ordnungen erwarten Wir die 
Vorſchlaͤge des naͤchſten Landtags. | — 

8. 58. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifft; fo erwarten 
Mir ebenfalls von dem erſten Landtage die Vorſchlaͤge, wie ſolche unter Zus 
tritt aller Stände diefes Verbandes einzurichten feyn werden. 

Urkundlich unter Unferer, Höchfteigenhändigen Unterfcrift und Beidruͤ⸗ 
dung linferes großen Eöniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1824. | 

(L. S.) Sriedeih Wilhelm. 
von Schuckmann. 





g) Gefes wegen Anordnung der Provinzialftände 
für die Provinz Weftphalen, vom 27. März 1824. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. m. 
ertheilen, in Folge des wegen Anotdnung det Provinzialſtaͤnde in Unſerer 
Monarchie am 5. Juni v, J, erlaffenen allgemeinen Geſetzes für den ftän: 
difhen Berband der Provinz MWeftphalen nachftchende befondere VBorfchriften! _ 

| F. 1. Diefer Verband umfaßt alle diejenigen Landestheile, welche in 
Beziehung auf die Verwaltung die Provinz Weſtphalen bilden, 
$. 2... Die Stände dieſes Verbandes beftehen: ” 
I. der erfte Stand, | 
aus den vormals tinmittelbaren Reichsſtaͤnden z 
U. der zweite Stand, 
aus der Ritterſchaft; — 
MI. der dritte Stand, 
aus den zur Vertretung des bürgerlichen Gewerbes geeigneten Städten; 
= IV, ber vierte Stand, 
aus den übrigen, im zweiten und dritten Stande nicht begriffenen, 
„Grundbefigern. 

6. 3. Auf den Landtagen erfcheinen die bermald unmittelbaten Reichs⸗ 
ftände, fobald fie die Majorennität erreicht haben, in der Regel in Perfon, 
mit der Befugniß, ſich in erheblichen Werhinderungsfällen, durch ein Mitglied 
aus ihrer Familie, oder einen fonft Bevollmächtigten aus dem zweiten Stande, 
vertreten zu laſſen. A | ES 

Alte übrigen Stände erfchelnen duch Abgeordnete, welche von Ihnen 
duch Wahl beftimmt werben: | 

84 Die Anzahl der Mitglieder eines jeden bei im $: 2; benannien 
Stände beftimmen Wir: | 

? für den erſten Stand, und zwar 6 

‘ j y 
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den Herzog von Aremberg, die Fürften von Salm-Salm, von 
Salm:Kprburg, von Kaunig:Rietberg, den Herzog von Looß, 
die Fürften von Sayn:- Wittgenfteins Berleburg, von Sayn— 
MWittgenftein-Wittgenftein, von. Bentheim-Teklenburg, 
von Bentheim: Steinfurt, von Salm: Horfimar, ben Derzog 
von Eroy, | 

jedem mit einer Virilftimme, zufammen auf elf Mitglieder; 

2) für den zweiten Stand auf zwanzig Mitglieder; 

3) für ben dritten Stand auf zwanzig Mitglieder; 

4) für den vierten Stand auf: zwanzig Mitglieder. 

Hieraus ergiebt fich für diefen ganzen ftändifchen Verband die Gefammt: 
zahl von ein und fiebenzig Mitgliedern. | | 

Die fpeciellere Vertheilung dee Abgeordneten wird eine befondere Ver: 

ordnung feitfegen. 
$. 5. Bei der Mählbarkeit der Mitglieder aller Stände zu Landtags: 
abgeorbneten merden folgende Bedingungen vorausgefegt: 

4) Srundbefig in aufs und abfteigender Linie ererbt, oder auf andere 
Meife erworben, und zehn Jahre lang nicht unterbrochen. Im Berer: 
bungsfalle wird die Zeit des Beſitzes des Erxblaffers und des Erben zus 
fammengerecnetz 

2) die Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen; 

3) die Vollendung des breißigften Lebensjahres; 

4) der unbefcholtene Ruf. 

. 6. Bon ber Bedingung bed zehnjährigen Beſitzes zu bispenfiren, 
behalten Wir uns Allerhöchftfelbft vor. Im Anfehung der “übrigen DBedin- 
gungen findet Eeine Dispenfation Stätt. | 

5.7. Das Recht zu einer Virilftimme in dem erften Stande wird 
durch den Beſitz eines vormals unmittelbaren Landes, nad) Manfgabe Un: 
ferer Inſtruction vom 30. Mai 1820 $$. 2. und 63. begründet; mehrere 
dergleichen in ber Perfon eines Beſitzers vereinigte Länder berechtigen nur zu 

* einer Stimme, auch kann das Stimmrecht buch Xheilung nicht vermehrt 
werden. Mir behalten uns jeboch vor, ben Befig bedeutender Samilien = Fi: 
deicommißgüter durch Ertheilung : von Birilftimmen in dieſem Stande zu 
bevorrechten. 

$. 8. In dem zweiten Stande wird die MWählbarkeit begrümbet: 

1) durch den Befig eines früher Iandtagsfähigen Ritterguts, von welchem 
** an Grundſteuer wenigſtens fuͤnf und ſiebenzig Thaler entrichtet 
werden; 

2) durd, den Beſitz eines andern groͤßern Landguts, welches in. den zwei: 
ten Stand aufzunehmen Wir für angemeffen erachten. Eine Matrikel 
wird die hiernach zum zweiten. Stande gehörenden Landgüter feitfegen. 

89 Grundbeſitz in einer andern Unferer Provinzen, welcher nad) 

% 8. zum zweiten Stande eignet, wird auf die Dauer von zehn Jahren 
$. 5.) angerechnet. | 

$. 10. Wenn Geiftlihe, Mititates und Kivilbeamte, bie durch den 
mit vorftehenden Bedingungen verknüpften Befis eines Gute dem ziveiten 
Stande angehören, als Abgeordnete deffeli gewählt werden; fo bedürfen fie 
der Beurlaubung ihrer Vorgefegten. 

$. 11. As Abgeordnete des dritten Standes Eönnen nur in den zu 
vertretenden Städten wohnhafte ftädtifche Grundbefiger erwaͤhlt werden, wel: 
che entweder gewählte Magiftratsperfonen find, oder ein bürgerliches Gewerbe 

“betreiben. Die legten müffen einen nach der Verſchiedenheit der Städte, ab: 
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zumeſſenden Betrag von Grund: und Gemerbefleuer entrichten, welchen die 
8. 4. vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird. | 
8. 12. Im vierten Stande erfordert die Waͤhlbarkeit einen felbft bes 
wirthſchafteten eigenthümlichen oder erblich nugbaren Grundbefig im Wahlber 
zieke, von einem Örundfteuerbetrage, deſſen Größe ebenfalls die befondere Ver: 
ordnung ($. 4.) feftfegen wird. 
$. 13. Die vorbemerkten Bedingungen der MWählbarkeit treten au 
für die Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählen: 
den ober Wähler die Vollendung des vier und zmwanzigften Lebensjahres ges 
nügt, auch nicht zehnjähriger Grundbefig, und Diefer für den dritten und 
vierten Stand nur in einem geringern Umfange, welchen die vorbehaltene 
befondere Verordnung ($. 4.) näher beftimmen wird, erforderlich ift. 
$. 14. Das Wahlrecht und die MWählbarkeit ruhen, wenn über da3 
Bermögen beffen, dem die Befugniffe zuftehen, der Concurs eröffnet ift, im: 
gleichen während eines, nicht einer moralifhen Perfon zuftändigen, gefellfchafte 
lichen Befiges. Bei dem zweiten Stande hören Wahlrecht und Mählbar: 
keit auf, wenn durch Zerftüdelung die Eigenfchaft eines größeren Grundbe⸗ 
figes ($. 8.) vernichtet wird, 
$. 15. Im mehreren Wahlbezirken Angefeffene Binnen in jedem derſel⸗ 
ben wählen und gewählt werden; im legten Falle bleibt es dem Gewählten 
überlaffen, für welchen Wahlbezirk er eintreten will. | 
. 16. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied des Landtags einer an: 
dern Provinz feyn, wenn die Zeit der Verſammlung es zuläßt. 
$. 17. Wer durch Wahl beftimmt ift, ald Abgeordneter zu erfcheinen, 
kann keinen Andern für ſich bevollmächtigen. 
. 18. Auch das Wahlrecht muß in Perfon ausgelbt werden. 
$%. 19. Die Wahlen der Abgeordneten werden in dem zweiten Stande 
von den Mitgliedern deffelden in jedem Wahlbezirke vollzogen. 
$. 20. Für den dritten Stand erwählt die wahlberechtigte Bürgers 
fhaft ($. 13.) | 
a) in denjenigen Städten, welche durch die befondere Verordnung ($. 4.) 
Virilſtimmen erhalten, die Abgeordneten in ſich; 
b) in den übrigen Städten, welche gemeinfhaftlih eine Stimme erhal⸗ 
ten werden, zunächft Wähler, und diefe nad) ben Wahlbezirken bie 
Abgeordneten. 
Die: Zahl der Wähler und. die Weiſe der Wahl, wird die bemerkte Ver: 
ordnung näher beflimmen. . 
$. 21. In dem vierten Stande werden von den wahlberechtigten Grund: 
befigern in näher ($. 4.) zu beftimmenden Abtheilungen zunddit Wähler, 
von den Wählern eines jeden Kreifes Bezirkswaͤhler, von dem letztern aus 
dem ganzen Wahlbezirfe vereinigt, die Abgeordneten gewählt; bie befondere 
Verordnung ($. 4.) wird hierüber das Nähere feftfegen. 
$. 22. Die Bufammenfegung der Wahlbezirke für dem zweiten, drit⸗ 
ten und vierten Stand, wird die befondere Verordnung ($. 4.) feflfegen. 
$. 233. Die Wahlen ber Abgeordneten gefchehen auf ſechs Jahre, der: 
geſtalt, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten. eines jeden Stan: 
des ausfcheidet, und alle drei Jahre zu neuen Wahlen gefchritten wird. 
$. 24. Die für das emte Mal Ausfcheidbenden werden nad) drei Jah: 
ven durch das Loos beftimmt; alle Ausfcheidenden find wieder wählbar. 
* 25. Für jeden Abgeordneten wird ‚gleichzeitig ein Stellvertreter ge: 
$. 26. Wenn bei ben Wahlen zu Wählern, a area und Ab: 
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geordneten gleiche Stimmen entfichen; fo giebt die Stimme des Aelteſten 
der Waͤhlenden den Ausſchlag. 
Ale Wahlen ſtehen unter der Aufſicht des Landraths, in bef: 
fen" Kreife fie vorgenommen werden. Die Wahlen der Bezirkswaͤhler und 
der Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbar, oder durch einen von ihm zu 
ernennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzelnen‘ Städten und Land— 
gemeinden aber, werden zunächft von den Drtsbehörden geleitet. ° . 

$. 28. Die gefhehene Wahl ber Wähler ift dem Landrath, die Wahl 
der Bezirkswaͤhler und der Landtagsabgeordneten aber dem Landtagscomiffa: 
rius, mit Einfendung der Wahlprotocolle, anzuzeigen. Legterer hat zu pruͤ— 
fen, ob folhe in der Form und nad ben Eigenſchaften der Abgeosneten, 
der Vorſchrift gemäß, gefchehen find. 

Nur wenn bderfelbe in dieſer Beziehung Mängel findet, iſt er berech⸗ 
tigt, eine andere Wahl zu verlangen. 

$. 29. Den Vorſitzenden auf dem Landtage, welchem Wir den Cha— 
rakter als Landtagsmärfchall beilegen, fo wie deffen Stellvertreter, wollen Wir 
für die Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern des erfien oder des 
zweiten Standes Selbft ernennen. 

$. 30. Für bie erſten ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro⸗ 
vinzialflandtage alle zwei Fahre berufen, nad Ablauf diefes Zeitraums aber 
ferner hierüber beſtimmen. 

$. 31. Die Dauer des Landtags wird jedes Mal nach ben Umſtaͤn⸗ 
den von * feſtgeſetzt werden. 

Die Ladung der Mitglieder zu dem fuͤr die Eroͤffnung des 
— an Tage geſchieht zu gehoͤriger Zeit, durch Unſern Com— 
miſſarius. 

§. 33. Die Abgeordneten muͤſſen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage vor 
der Eröffnung des Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Commiſſa-— 
rius, als bei dem Landtagsmarfchall, melden. 

$. 34. Der Provinziallandtag wird nach gehaltenem Gottesdienfte von 
Unſerm Commiffarius eröffnet. 

$. 35. Derfelbe ift die Mittelsperfon aller Verhandlungen; an ihn 
allein Haben fich daher die Stände wegen jeder Auskunft, oder wegen der 
Materiglien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt 
den Ständen in Gemäßheit Unferer Inſtruction die Propofitionen mit, und | 
empfängt bie von ihnen abzugebenden Erklärungen und Gutachten, fo wie 
ihre fonftigen Vorftellungen, Bitten und Beſchwerden. | 

$. 36. Den Berathungen wohnt er .nicht bei; er. kann aber den Ein- 
tritt zu mündlichen Eröffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich ent- 
bieten, JA — die Staͤnde Deputationen an ihn abſenden koͤnnen. 

Er ſchließt den Landtag, reiht Uns die Verhandlungen deſſel— 
ben 1 = publicict den hierauf zu ertheilenden Landtagsabfhied den 
Ständen, 

$. 38. Bei Eröffnung des Landtags fomwohl, als zur Faffung gültiger 
Beſchluͤſſe, müffen wenigſtens drei Viertheile der ‚Abgeordneten des zweiten; 
dritten und vierten Standes auf demfelben gegenwärtig feyn. 
$. 39. In der Verfammlung nehmen die Mitglieder der Stände ih- 
ten Sig nach der $. 2. beftimmten Reihefolw. ' 
$. 40. Sobald die Propofitionen mitgetheilt find, ernennt ber Land⸗ 
tagsmarfchall in der Plenarverfammlung, mit Berhdfihtigung des Stimmen: 
verhaͤltniſſes, nach Verſchiedenheit der Gegenftände befondere Ausfhüffe, tel 
che bie an ben Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
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Beſchlußnahme gehörig ;:vorzubereiten haben. Das Directorium biefer Aus- 
fhüffe führt dasjenige Mitglied aus dem erfien oder zweiten Stande, - wel 
ches der Landtagsmarfhall dazu beftimmt. 

$..41. Den Gefchäftsgang: auf dem Landtage leitet überhaupt der 
Landtagsmarſchall. Von feiner, Anordnung haͤngt auch zunaͤchſt alles ab, 
was auf Ruhe und Ordnung in den Verfammlungen Beziehung hat. Ber 
fonders bat er darauf zu fehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Stände 
moͤglichſt befchleunigt werden, Ä 

$. 42. Ohne gültige Urfachen und. Borwiffen des Landtagsmarfchallg, 
darf kein Mitglied aus der Verfammlung wegbleiben; WBerhinderung der fer: 
nern Theilnahme an dem Landtage duch Krankheit oder andere dringende 
Urfachen, fordert. die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom: 
miffarius, welcher alsdann beim erften Stande die erforderlihe Bevollmäd): 
tigung veranlaßt, "bei dem zweiten, dritten und vierten Stande aber den 
Stellvertreter fofort einberuft. 

. 8.43. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen 
Antrag an die Verſammlung richten will; fo hat daffelde folhes vor der Ver: 
fammlung ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenſtandes, dem Landtagsmar: 
ſchall anzuzeigen. Legterer ruft dann das Mitglied zue Haltung des Vor: ® 
trage. auf. Der Inhalt deffelben muß ſchriftlich zum Protocoll gegeben werden. 

Die Abfaffung der ſtaͤndiſchen Schriften trägt der Landtags: 
marſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtags auf. Jede ſolche 

Shift wird in der Verſammlung verlefen, und, nad) der Vereinigung über 
bie Faſſung, die Reinſchrift von dem Eandtagemarfehnl und den Ständen 
vol ogen. 

F. 45. Alle Schriften, wache nicht einen Antrag an den Commiſſa⸗ 
rius enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben durch eine ſtaͤndiſche 
nn zu übergeben. 

Die Mitglieder allee Stände der Provinz MWeftphalen bilden, 
eine nette Einheit; fie verhandeln die Gegenftände gemeinfhaftlich. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe über ſolche Gegenftände, welche von Uns. 
zur Berathung an fie gewiefen, oder ihrem Beſchluſſe mit Vorbehalt Unferer 
Sanction überlaffen, oder fonft zu Unſrer Kenntnig zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Dritttheilen erfordert. Iſt diefe bei einer 
Sache, woruͤber von den Ständen das Gutachten: erfordert worden, nicht 
vorhanden; fo wird folches, mit Angabe der Verſchiedenheit der Meinungen, 
ausdruͤcklich bemerkt. 

Alte andere ſtaͤndiſche Beſchluͤſſe koͤnnen durch einfache Mehrheit ihre 
— erhalten. 

-& 47. Bei Gegenſtaͤnden, bei denen das Intereſſe der Staͤnde gegen 
einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile Statt, ſobald zwei Dritt⸗ 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch — Beſchluß der 
Mehrheit verletzt glaubt, darauf bringen, 

In einem folhen Falle verhandelt die Berfammlung nicht mehr in der 
Gefammtheit, fondern nach den in $. 2. beftimmten Ständen. 

Die auf diefe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten ber 
einzelnen Stände wird dann Unferer Entſcheidung vorgelegt. 

Wenn Geßenftände, welche das befondere Intereſſe eines der 

Wahlbezirke diefes ftändifchen Verbandes und der darin begriffenen befondern 
Landestheile angehen, in ber Gefammtberathung verhandelt werden, und bie 
Stimmenmehrheit fich gegen daſſelbe erklärt; fo können die Abgeordneten eis 
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ſere Entſcheidung, zu den Landtagsverhandlungen geben, worauf fie dann je: 
derzeit befondern Beſcheid erhalten werden. 
$. 49. Bitten und Befchwerden der Stände können nur aus dem be: 
fondern Intereſſe der Provinz und ihrer einzelnen Theile hervorgehen. - In⸗ 
dividuelle Bitten und Beſchwerden hat ber Landtag gleich an die betreffen⸗ 
den Behörden, ober an Uns unmittelbar zw vermweifen. Wenn aber Mit 
‚ glieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen beftinimte Les 
berzeugung erhalten; fo koͤnnen fie bei dem Landtage, mit gehörig conftatirs 
ter Anzeige, darauf antragen, daß berfelbe ſich für: die. Abftellung bei Uns 
verwende. — 
$. 50. Alte bei dem Landtage eingehenden, fo wie bie von demſelben 
ausgehenden Anträge, muͤſſen fchriftlich eingegeben werden. - Stud die letztern 
einmal zuruͤckgewieſen; fo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich" neue Ders: 
anlaffungen, oder neue Gründe eintreten, und immer nur erft bei kuͤnftiger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. = 
$. 51. Die Stände ſtehen als berathende Verſammlung eben fo wenig 
mit den Ständen anderer Provinzen, ald mit ben Communen und Kreisftäns 
den ihrer Provinz in Verbindung ; es finden daher Feine Mittheilungen un: 
ter ihnen Statt. | 
G. 52. Die einzelnen Stände können ihren Abgeordneten Feine binden: 
den Inſtructionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beaufttagen, Bit: 
ten und Beſchwerden anzubringen. u 
$. 53. Sobald der Commifjarius den Landtag gefchloffen hat, ift das 
ftändifche Amt des Landtagsmarſchalls beendigt, die landftändifchen Berathun: 
gen hören auf, und bie Stände gehen auseinander, auch bleibt kein fortbe— 
ftehender Ausfhuß zurüd. Für folhe Gegenftinde det Laufenden, ftändifchen 
Verwaltung aber, welche Wir den Ständen künftig Übertragen ‚werden, Eins 
n fie die geeigneten Perfonen wählen und befiellen, inſofern die Gefchäfte 
olches fordern. £ 
| $. 54. Das Refultat der Landtagsverhandlungen wird durch ben Drud 
bekannt gemacht. | | 9 
$. 55. Zum Verſammlungsorte des Landtags beſtimmen Wir Unſere 
Stadt Münfter. 1— — 
$. 56. Die Landtagsabgeordneten ſollen angemeſſene Reiſekoſten und 
Tagegelder erhalten. ER 53 5: — 
Das Meitere hierüber, fo wie wegen ber allgemeinen durch ‚den Land: 
tag veranlaßten Koften, wird die befondere Verordnung: ($. 4.) feftfegen: 
$. 57. Die in den einzelnen Theilen dieſes ftändifchen Verbandes bes 
ftehenden Communalverhältniffe, gehen auf die Gefammtheit‘ deffelben nicht 
über, wenn ſolches nicht durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft befchloffen wird. 
Bis dahin dauern die vorhandenen Communalverfaffungen. in ihrer obſervanz⸗ 
mäßigen Einrichtung fort, und Wir geftatten, daß für diefe Angelegenheiten, 
auf vorgängige Anzeige bei Unferm Landtagscommiffarius und deffen Bewilli- 
gung, auch fernere Verfammlungen, jedoch mit verhältnigmäßiget Zuziehung 
von Abgeordneten aller Stände, welchen das gegenwärtige Geſetz die Land- 
ftandfchaft beilegt, gehalten werden. | 
Die Belchlüffe über Veränderungen in den Communaleimichtungen und 
neue Gommunalauflagen bedürfen Unferer Sanction. Zur Feſtſetzung der des: 
halb nöthigen nähern Beftimmungen und Bedingungen, erwarten Wir die 
Vorſchlaͤge des nächften Landtags. 


$. 58. Was bie Ereisftändifhen Verſammlungen betrifft; fo erwarten 
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Wir ebenfalls von dem erflen Landtage die WVorfchläge, wie folche unter Zu: 
tritt aller Stände diefes Verbandes einzurichten feyn merben. 
Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen —— und Beidruͤ⸗ 
ckung Unſeres großen koͤniglichen Inſiegels. 
ie as den 77, März 1824. 
‚(L.S) Friedrich Wiibeim— 
van Schuckmann. 





h) Geſetz wegen Anordnung der Provinzialftände 
für das Großherzogthum Poſen, v. 27. Maͤrz 1824. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Bortee Gnaden, König von 
Preußen x. ı. 
ertheiten, im ‚Folge des wegen Anorbnung der Provinzialſtaͤnde in Unſerer 
Monarchie am 6. Juni vorigen Jahres erlaſſenen allgemeinen Geſetzes, für 
den ſtaͤndiſchen Verband im Großherzogthum Poſen nachſtehende beſondere 
Vorſchriften. 

$. 1. Diefer Verband umfaßt alle diejenigen Landestheile, welche nach 
der Verordnung vom 30. April 1815 die Provinz Poſen bilden. 

$. 2. Die Stände dieſes Verbandes beſtehen, und zwar 

J. der erſte Stand, — 
;. a): aus dem Fuͤrſten von Thurn und he * ‚wegen des Fufenchams 
Krotoszyn; 
bh) gr — Furſten von Sulko woki, mom. feines‘ Gamitenmajots 
eiſen; A a A 
0) aus der Ritterfchaft; 
U. der zweite Stand,” 
"aus den Staͤdten; | 
IU. der dritte Stand, | 
‚aus den übrigen: Gutsbefigern, mit Grundeigentum — Bauern 
und Erbzinsmaͤnnern. 

$. 3. Auf dem Landtage kann 17% der Fuͤrſt von Thurn und Ta— 
xis durch einen dazu geeigneten Bevollmächtigten aus ber Ritterſchaft ver: 
‚treten laffen. Der Fürft von Sulkows ki führt aber, fobald er die Ma: 
jorennität erreicht hat, die ihm zugemwiefene Stimme in Perfon. 

‚Alle übrige. Stände erſcheinen durch Apgeordnete, welche von ihnen 
durch Wahl beftimmt werden, und wenn ber Fürft von Sulkowski be 
hindert ift, auf dem Landtage zu erfcheinen; fo tritt ein vom der Witterfchaft 
gewählter ‚Abgeordneter am feine Stelle. 

8.4. Die — der en eines Ion. de im, §. 2. benannten: 
Stände befimmen Wir — 

I. für ben erften Stand, 

1) den Fürften von Thurn und Zaris auf 1 

2) den Fürften von Sulkowski m: a ' 

3) die Ritterfhaft auf... . — a - 2 

| 24 Mitgl. 
I. für den gelten Stand auf —F I - 
1. für den dritten Stand uf . . 8 

Hieraus ergiebt fich die Sefammtzaht von R dt — vierzig Mitgliedern 

fuͤr dieſen ganzen ſtaͤndiſchen Verband. 
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Die fpeeiellere Vertheilung der Abgeordneten jedes Standes, fo wie bie 
Bildung der hierzu‘ erforberlichen Mahfbezirke, wird eine befondere Verord⸗ 
nung feſtſetzen 

° 5. Bei der MWählbarkeit der Abgeordneten aller Stände zum Pro: 
— werden folgende Bedingungen vorausgeſetzt 

1)‘ Srundbefig, in auf> und -abfteigender Linie ererbt, oder auf andere 

Weife erworben, und zehn Jahre lang nicht. unterbrochen. Im Ber: 

erbungsfalle wird die Beit bes Befiged des Erblaſſers und des Erben 

zufammengerechnet; 
2) die Gemeinſchaft mit einer der chriftlichen Kirchen; 
3) die Vollendung des dreißigften, Lebensjahres; 

der unbefcholtene Ruf; und | 

5) a6 der zu MWählende nach dem Staatsvertrage vom 3. Mai -1815 

für einen preußifchen Unterthan zu halten fei. 

j Bon der Bedingung des sehmiährigen Befiges zu dispenfiren, 
behalten Mir und Allechöchftfeläft vor. In Anſehung der übrigen Bedingungen 
findet feine Dispenfien Statt. 

8.7, Das Recht zu dem erſten Stande für die Kitterfchaft als Abgeord: 
neteu gewählt zu werden, wird durch den Beſitz eines Nitterguts in ‘der Pro: 
vinz, ohne Nüdficht auf die adelige Geburt des Befigers, begruͤndet. Mir 
behalten Uns jedoch vor, den Befig bedeutender Familien= Fideicommißgüter 
auf Angemeftene Meife hierbei zu bevorrechten. 

8. Der Befitz eined Ritterguts in einer andern Unſerer Provinzen 
wird auf die beftimmte Dauer von zehn Jahren angerechnet. 

. 9, Wenn Geiftliche, Militaies und Eivilbeamte, die durch dem: mit 
vorftehenden Bedingungen verknüpften Befig eines Nitterguts dem erften 
Stande angehören, als Abgeordnete deſſelben gewaͤhlt werden; ſo beduͤrfen ſie 
der Beurlaubung ihrer Vorgeſetzten. 

§. 10, Als Abgeordnete des zweiten Standes koͤnnen nur ſtaͤdtiſche Grund: 
befiger gewählt werden, welche entweder zeltige Magiſtratsperſonen ſind, oder 
ein buͤrgerliches Gewerbe treiben, welches. eine Corporation, Innung oder Mei: 
ſterſchaft erheiſcht, Bei den letztern muß der Grundbeſitz, mit dem Gewerbe 

zuſammen, einen nach der Verſchiedenheit dee Staͤdte abzumeſſenden Werth 
yaben, welchen die $. 4. vorbehaltene beſondere Verordnung beſtimmen wird. 
$. 11. Bei dem dritten Stande wird zu der Eigenſchaft eines Land— 
tagsabgeordneten des Befig eines als Hauptgemwerbe felbft bewirchfchafteten 
Landguts erfordert, deſſen Groͤße ebenfalls die beſondere Verordnung ($. 4.) 
leſteten wird. 

42. Die vorbemerkten Bedingungen ber Waͤhlbarkeit treten auch 
fuͤr Hr Befugniß zur Wahl ein, mit dem Unterfchiede, daß für die Wählen: 
den, oder Wahlmänner, die Vollendung des vier und zwanzigften Lebensjahs 
En und nicht zehnjähriger, fondern nur eigenthuͤmlicher Befig erfor; 
erli 

In den Städten wird das Wahlrecht, von ben mit Grundeigenthum 
angeſeſſenen Buͤrgern ausgeuͤbt. 

Bei dem dritten Stande wird daſſelbe durch den Beſitz eines Landguts 
von einer gewiſſen, duch die Verordnung ($. 4.) zu beftimmenden, Gröfe 
ebungen, 

— 13. Das Wahlrecht und die Waͤhlbarkelt ruhen, wenn uͤber das 
Vermoͤgen deſſen, bem dieſe Befugniffe zuftehen, der Concurs eröffnet -ift, 
imgleichen während eines, nicht einer moralifchen Perfon zuftändigen, gefellfchaft: 
lihen Befiges, 
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Bei dem erften Stande Hören Wählbarkeit und Wahlrecht auf wenn 
durch —— die Eigenſchaft eines Ritterguts vernichtet wird· ©. 

. 14. In mehreren Wahlbezirken Angefeffene fönnen in: jeden der: 
felben, in welchem fie anfällig find, wählen und gemählt: werden. In letzte⸗ 
rem Lern bleibt es dem Geräten uͤberlaſſen, fuͤr welchen Bezith er Anere· 
ten will 

$. 15. Ein Abgeordneter kann auch Mitglied. des Landtags cn an⸗ 
deren Provinz fein, wenn. die Zeit der Verſammlung es zulaͤßt. 

$. 16. Wer duch Wahl beſtimmt iſt, als Abgeordneter auf dem 
Landtage zu erſcheinen/ kann keinen Andern für. ſich bevollmaͤchtigen. 

F. 47. Auch das Wahlrecht muß in Perſon ausgeibt werden 

F. 18. Die Wahlen der Abgeordneten zum Landtage werden. von. dem: 
erſten Stande nd dem, durch die Berokbuung (fir 4.) zu MRimuindch, Be 
zirken vollzogen⸗ 

$. 19. Jede einzelne derjenigen. 1 Städte, weldye buch die. befonbere 
Verordnung (84) Virilſtimmen tihalten, wählt ihre Abgeordneten zum 
Landtage in ſich; alle Übrige Städte ohne Unterfchied, ob fie Immediat⸗ 
oder Mebints Städte find, wählen in ſich Waͤhler. Dieſe treten collectiv in 
—— —— — Beirken zuſammen, und — die kandtagsab· 
geordneten. nt 

Die bemerkte Berorbnung wird ſowohl die Baht dei Wähler nach. dem 
⸗Umfange der. Städte, als die Größe ‚des Grundbeſites/ welches bei einem 
ſolchen Wähler erforderlich ift, beftimmen. 

$. 20,0 Bei dem dritten Stande wird. jeder landraͤthliche Krels in Be⸗ 
zirke getheilt, in welchen bie zur: Wahl: berechtigten Grundbeſitzer (F. 12.) 
den Bezirkswaͤhler wählen. Diefe Mähler — dann efanimen‘ umd. un 
len den’ Landtagsabgeorbiieten. * 

g. 21. Die Zuſammenlegung der Serie, fowoht: für: bie: Aller woh⸗ 
lenden Städte, als für den dritten Stand, wird bie. befondere Vemsöning 
($. 4.) feſtſetzen. 

..22.. Die Wahlen der Abgeordneten zum —— gefibehen auf 
ſechs Sabre, dergeftalt, daß alle drei: Jahre die Hälfte: der Abgeordneten (eines 
jeden Standes ausſcheidet, und alle drei dahre zu neuen. Wahlen oeſchrit⸗ 
ten wird. 

6. 23. Die fuͤr das erfte Mat Ausſcheidenden werhet nach drei Jah⸗ 
ren durch das Loos beſtimmt. Alle Ausſcheidende find wieder waͤhlbar ..: 

6. 24, Für jeden ‚Abgeordneten toird steihaeitig ein Stelvertres 
ter. gewählt, 

$. 235. Wenn bei den Wahlen zu Waͤhiem, Buirlawaͤhlern und 
Landtagsabgeordneten gleiche Stimmen entſtehen; * anbe die Stimme des 
Aelteſten der Waͤhlenden den Ausſchlag. 

6. 26. Alle Wahlen ſtehen unter ber Aufft des: — in befz 
fen Kreife fie. vorgenommen. werben. . Die Wahlen der Bezirkswaͤhler autd 
der Landtagsabgeordneten leitet er unmittelbat oder durch zeinen von ihm-zu 
ernennenden Stellvertreter; die Wahlen in den einzehnen Stadten aber wer⸗ 
den zunaͤchſt von der Ortsbehoͤrde geleitet. 

9. M. Die geſchehene Wahl der wezirkswaͤhler und Bnrihtngabgeord: 
neten iſt dem. Landtagscommifjarius mit Einfendung der Wahlprotocolle ans 
zuzeigen. Er hat zu prüfen, ob folche in der Form, und * den Eigen 
ſchaften der Abgeordneten der Vorſchrift gemaͤß geſchehen ſind. r 

Nur wenn berfelbe in dieſer Beriehuna Mangel findet, it ev. berechs 
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28: Den Vorfigenden auf dem Landtage, welchem Wir ben Cha⸗ 
rakter eines: Landtagsmarfchalls: beilegen, fo wie deſſen Stellvertreter, wollen 
Wir für. die Dauer eines jeden Landtags aus den Mitgliedern des erſten 
Standes Selbft ernennen, 

6. 29. Für. die. erften ſechs Jahre werden Wir die Stände zum Pro⸗ 
vinzfallandtage alle zwei Sahre berufen, nad) Ablauf biefes Zeitraums aber 
ferner: hierüber‘ beftimmen: .· 

. 30. Die Dauer bes Eanbtge wird jedesmal nach den umſtaͤnden 

feſtgeſetzt werden. 

er 31. Die Ladung: der Mitglieber: zu dem für die Eröffnung bes 
Landtags beſtimmten — gericht zwi gehöriger Zeit durch Unfen Com: 
miffarius. © 

. 3%. Die : —— ;müffen ſich ſpaͤteſtens an dem Tage, vor 
der Eröffnung bes Landtags einfinden, und ſich ſowohl bei dem Commiſſa⸗ 
rius als dem Landtagsmatſchall, melden. 

-$. 38. Der Provinziallandtag wird nad). gehaltenen Gotterdienie von 
—* Eommiffarius eroͤffnet. 

65. 34. Derſelbe iſt die: Mittelsperſon aller Verhandlungen; an ihn 
allein haben ſich daher die: Stände. wegen. jeder Auskunft: ober. wegen ber 
Materialien, deren fie für ihre Gefchäfte bedürfen, zu wenden. Er theilt 
den Ständen, in Gemaͤßheit Unferer Inſtruction, die Propofitionen mit, und 
empfängt’ die vom ihnen abzugebenden Erklärungen und. Gutachten, fo. wie 
ihre fonftigen — Bitten und Beſchwerden. — | 

$. 35.. Det Berathungen wohnt er. nicht beiz er kann aber den Ein: 
tritt zu muͤndlichen Eroͤffnungen verlangen, oder eine Deputation zu ſich 
entbieten, ſo * die Stände Deputationen an. ihn abſenden koͤnnen. 

$. 36. Er fchließt den Landtag, reicht Uns die Verhandlungen: beffel- 
— und publicitt den hierauf zu ertheilenden Landtagsabſchied den 

$. 37. Bei Eröffnung des Landtags ſowohl, als zur Faſſung guͤlti⸗ 
ger Beſchluͤſſe, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile der Geſammtheit der Ab⸗ 
geordneten auf demſelben gegenwaͤrtig ſeyn. 

—8. 38. In der Verſammlung nehmen die Mitglieder der drei: Stände 
theen Sig nad) der $. 2. beſtimmten Reihefolge. 

$. 39. . Sobald. die. Propoſitionen mitgetheilt find, ernennt der Land⸗ 
tagematſchau in der Plenarverſammlung, mit Beobachtung bes Stimmen: 
verhaͤltniſſes, nach Verſchiedenheit der... Gegenftände, befondere Ausſchuͤſſe, 
welche die an den Landtag gelangenden Angelegenheiten zur Berathung und 
Beſchlußnahme gehoͤrig vorzubereiten haben. Das Directorium dieſer Aus⸗ 
ſchuͤſſe fuͤhrt dasjenige Mitglied aus dem etſten Stande, welches der Land⸗ 
tagsmarſchall dazu beſtimmt. 

G. 40. Den Geſchaͤftsgang auf dem Landtage leitet uͤberhaupt der 
Landiagemarſchau Bon feiner Anordnung hängt. auch zunaͤchſt alles ab, 
was. auf- Ruhe und Ordnung in ben Verſammlungen Beziehung hat. Bes 
fonders hat er. darauf. zu. fehen, daß bie Berathungen und Arbeiten ber 
Stände möglichft befchleunigt werben. 

. 41. Ohne gültige Urſachen und Vorwiſſen des Bandtagsmarfchalte 
darf. ein Mitglied aus der Verſammlung wegbleiben; Verhinderung der’ fer- 
nern’ Theilnahme an dem Landtage buch Krankheit oder andere dringende 
Urfachen, fordert die Anzeige des Landtagsmarfchalls bei dem Landtagscom: 
mifjarius, welcher alsdann fofort den Stellvertreter einberuft. 

$. 42. Wenn ein Mitglied über einen befondern Gegenftand einen An: 
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trag an bie Derfammlung richten will; fo bat daffelbe ſolches vor der Wer: 
ſammlung ſchriftlich, mit Bemerkung des Gegenftandes, dem Landtagsmar-- 
ſchall anzuzeigen. Letzterer ruft dann dem. "Abgeorbneten zur Haltung bes 
Vortrags. auf, Der Inhalt deſſelben muß ſchriftlich zum Protocol geger 
ben werden, 

$. 43; Die Abfaſſung der ſtaͤndiſchen Schriften trägt ber Landtagemar 
ſchall den hierzu geeigneten Mitgliedern des Landtages auf. Jede ſolche 
Schrift wird in der Verſammlung verleſen, und, nach. der Vereinigung über 
die Faſſung J die ala von bem Kandtagsmarfchalt und den Ständen 


volzogen. 

$. ‘24. Ale Schriften, taeihe nicht einen Antrag an im Commiſſa⸗ 
rius enthalten, ſind an Uns zu richten, und demſelben / burch Seine ſtaͤndiſche 
Deputation zu uͤbergeben. 

8.:45. Die Mitglieder aller Stände des Großberjopthurne Pofen Bits 
den eine ungetheilte Einheit, fie verhandeln die Gegenftände. gemeinfchaftlich.; 

Bu einem gültigen Befchluffe uͤber ſolche Gegenſtaͤnde, welche. von Uns 
zur Berathung an fie gemwiefen, dder ihrem Beſchluſſe mit Worbehalt Unſe⸗ 
rer Sanction uͤberlaſſen, oder Fonft "zit Unſerer Kenntniß zu bringen finds 
wird: eine Stimmenmehrheit" von zwei Deittheilen erfotdert. Iſt dieſe bei 
einer Sache, worüber ‘von. ben Ständen das Gutachten: erfordert‘ worden, 
nicht vorhanden; fo wird folches, mit Angabe der Verſchiedenheit der Mes 
nungen, ausdruͤcklich ‚bemerkt, 

Alle andere ſtaͤndiſche Berge können durch die einſache Meirhei 
Ihre Beſtimmung erhalten. - 

9. 46. Bei. Gegenfländen, bei denen das Inrereſſe der Stinbeigegen 
einander gefchieden ift, findet Sonderung in Theile Statt, ſobald zwei Dritta 
theile der Stimmen‘ eines Standes, welcher ſich ducch einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt. glaubt, darauf dringen. 

In einem ſolchen Falle verhandelt die Verſammlung nicht mehr in &: 
ſammtheit, ſondern nach den $. 2 beftimmten Ständen: -- 

Die auf biefe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der Gutachten der 
einzelnen Stände wird dann zu Unſerer Entſcheidung vorgelegt... 

$. 47. Bitten und Beſchwerden dee Stände koͤnnen nur aus dem be— 
fonderen Intereſſe der Provinzen - und der mit ihnen verbundenen ‚einzelnen 
Theile hervorgehen. - Imbividuelle Witten und Befchwerden hat der Landtag 
gleich an bie-betreffenden Behörden, oder an Uns unmittelbar, zu vermeifen. 
Wenn aber Mitglieder des Landtags von Bedruͤckungen einzelner Individuen 
beftimmte Weberzeugung erhalten; fo Eönnen fie bei dem Landtage, mit gehö- 
rig 'conftatirter Anzeige, darauf anfragen, ‚daß. derfelbe ſich für die Abſtel ung 
bei Uns verwende. -- 

$. 48. Alle bei dem Randtage eingehende, ſo wie don demfelben aus⸗ 
gehende Anträge, müffen ſchriftlich angegeben werden, Sind die letztern 
einmal zuruͤckgewieſen; fo dürfen ſie nur alsdann, wenn wirklich neue Ver— 
anlaſſungen oder neue Gründe eintreten, und immer nur erſt bei: kanfuger 
Berufung des Landtags, erneuert werden. 

F. 40 Die Stände ſtehen als. berathende Verſammlung eben ſo wenig 
mit den Ständen anderer. Provinzen, als ‚mit: den Communen und Kreis⸗ 
finden ihrer Provinz in Derbindung ; es Finden daher keine michaunnsen 
unter ihnen Statt. 

$. 50, Die einzelnen Stände können ihren Asgeorbheten feine Sindende 
Inſtructionen ertheilen; es fteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, Bitten 
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6. 54. Sobald Dir Commtiffatius den Landtag geſchloſſen hat, ift das 
ſtaͤndifche Amit des Landtagsmarſchalls beendigt, die landſtaͤndiſchen Bera⸗ 
thungen hören auf und die Stände gehen auseinander; auch bleibt Fein fort- 
beftehenber Ausfhuß zuruͤck. Für ſolche Gegenftände. der laufenden: ſtaͤndi⸗ 
fchen Verwaltung aber, welhe Wir den Ständen künftig übertragen ‚werden, 
Einnen fie die geeigneten Perfonen wählen und befielien infofern die Ge⸗ 
ſchaͤfte ſolches fordern. 

8. 62. Das Reſultat der Banbtapsverhanbtungen wir durch den Drud 
bekannt: gemacht. 

$. 53. De Berfammlungsorte bes Landtags Befimmen Mir ‚bie: 
Stadt Pofen. 
$. 54. ‘Die Banbtrgbabgemburten follen angemeffene Reifetoten und. 

Zagegelber erhalten. 
' Das Weitere hierüber, fo tie wegen ber allgemeinen durch den Land⸗ 
tag veranlaßten Koſten, wird die beſondere Verordnung ($. 4.) feſtſetzen. 

'$. 55. Die. im den einzelnen Theilen dieſes ftändifchen Verbandes be- 
fiehenden Communalverhältniffe ‚gehen auf die Gefammtheit deffelben nicht 
über, wenn ſolches nicht durch gewmeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. 
Bis dahin dauern daher die vorhandenen Communalverfaſſungen in 
ihrer: obſervanzmaͤßigen Einrichtung fort, und Wir geſtatten, daß fuͤr dieſe 
Angelegenheiten, auf vorgaͤngige Anzeige bei Unſerm Landtagscommiſſatius 
und deſſen Bewilligung, auch fernere Verſamnlungen, jedoch mit verhaͤltniß⸗ 
maͤßiger Zuziehung von Abgeordneten aller Staͤnde, welchen das gegenwaͤr⸗ 
tige * die Landſtandſchaft beilegt, gehalten werden. 

Die Beſchluͤſſe über Veraͤnderungen in den Communaleintichtungen und 
neue Communalauflagen bedürfen Unſerer Sanction. 

Zur Feſtſetzung der deshalb noͤthigen naͤhern Beſtimmungen und Oid⸗ 
nungen, erwarten Wir die Vorſchlaͤge des naͤchſten Landtags. 

8. 56. Was die kreisſtaͤndiſchen Verſammlungen betrifftz fo erwarten 
Wir ebenfalls von dem erſten Landtage die Vorſchlaͤge, wie ſolche, unter: Zus 
teitt aͤller Stände: diefes Verbandes, einzurichten. feyn werden: ;;:. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen — —* Beide: 
dung Unfers großen Eöniglichen Inſiegels. 

Gegeb en — den 27. Maͤrz 1824. 

4 a 4 —* Wilheim. J 
han v. Soutnum. 
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i) Verordnung wegen der, nad) dem Sefeße vom 

27. März 1824, die Anordnung der Provinzial: 

fände im Stoßherzogthum Dofen betreffend, vor— 
„behaltenen, Beftimmungen, vom 15. Dec, 1830. 


Wir Friedrich. Wilhelm, von: Gottes Gnaben, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc.. 
haben uͤber die in einer befonderen Berorbnung vorbehaltenen näheren Feſt⸗ 
ſetzungen einiger in Unſerem Geſetze vom 27. März 1824, wegen: Anord⸗ 
nung der Provinzialſtaͤnde im Großherzogthum Poſen, enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten die gutachtlichen Vorſchlaͤge Unſerer getreuen Staͤnde vernommen, und 
ertheilen nunmehr daruͤber die nachſtehenden beſonderen Beſtimmungen: 

Art. I. Nachdem wir dem von dem Grafen Athanaſius von Raczynski 
geftifteten Majorate, in Verbindung mit den künftig noch zu fliftenden Ma— 
“ 
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joraten, eine Gollectioftimme im erſten Stande berliehen haben, beſteht — 
mehr dieſer Stand: a) aus dem Fuͤrſten von Thurn und Taxis, wegen 
des Fürjtenthums Krotoszyn .b) aus dem Fürften von Sulkowshi, wegen 
feines Familien: Majorats Reifen; c) aus ben Befigern ber zu einer Col: 
lectivſtimme zu vereinigenden Majorate, welche Stimme einftmweilen, und bis 
zu Errichtung. anderer Stiftungen diefer Art, dee Graf Athanafius von 
Raczynski allein zu führen hat; d) aus ber Nitterfchaft. 

Art. IL Die von der Ritterſchaft nad, dem Geſetze vom 27. Maͤtrz 
1824 zu beſtellenden zwei und zwanzig Abgeordneten werden dergeſtalt ver: 
theilt, daß zu wählen hat: 

4. die Ritterfchaft des landraͤthlichen Kreiſes Poſen 1 Abgeotdneten, 

2. die Ritterſchaft des landraͤthlichen Kreifes Schrimm . 
3. die Nitterfchaft des Iandräthlichen. Kreifes Schroda . 
4. die Nitterfchaft des Tandräathlichen Kreifes Wrefchen .. 
5. die Nitterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Piefchen .. 
6. die Ritterſchaft des Iandrathlichen Kreifes Adelnau . 
7. die Ritterfchaft des Landräthlichen Kreifes Oſtrzeſzow 
8. die Ritterſchaft des Iondräthlichen Kreifes Krotoszyn 
9, die Ritterfchaft des Fandräthlichen Kreifes Kröben 
10. die Ritterfchaft des landraͤthlichen Kreifes Frauftadt . 
41. die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreiſes Koften 
12. die Ritterfchaft des Iandrathlichen Kreifes Samter . 
13. die Nitterfchaft des landräthlichen Kreifes Inowraclaw 
14. die Ritterfchaft des landraͤthlichen Kreiſes Gnefen 
15. die Nitterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Wongrowiec 
16. die Ritterfchaft des Iandräthlichen Kreifes. Schubin . 
17. die Ritterſchaft des Iandräthlichen Kreifes Wirfig 
18. die Nitterfchaft des Iandräthlichen Kreifes Birnbaum 1 
19, die Ritterfchaft der landraͤthlichen Kreife Bomft u. Meferig 1 

- 20. die Ritterfchaft dee Iandräthlichen Kreife Buk u. Obornik 1 

21. die Ritterſchaft der landraͤthlichen Kreife Beombeg u. 


* 


HEREERREENEEHNENERE 


Mogilno 
22. die 7* ber landraͤthlichen Kreife. Szamitau u 
Chodziefen . . 1 — 

Art. IL Bon den dem. Stande der Städte zugeflandenen . ſechszehn 
Deputirten haben zu wählen: 1. die Stadt Poſen 2: Deputirte, 2. bie Stadt 
Rawicz 1 Dep., 3. die Stadt Liffa 1: Dep., 4. die Stadt: Frauftadt 
1 Dep., 5. die Stadt Meferig 1 Dep., 6. die Stadt Bromberg 1 Dep., 
7. die Stadt Gnefen 1 Dep., 8, bie Heinen mit Virilſtimmen nicht betheis 
ligten Städte in den Kreiſen Birnbaum, Bomft und Meferig 1 Dep., 9. 
in den Kreifen Obornik, Samter, But und Pofen 1 Dep., 10. in den 
Kreifen Wreſchen, Schroda, Schrimm und Plefchen 4 Dep. ; 11. in den 
Kreifen Oſtrzeſzow, Adenau und Krotoszyn 1 Dep., 12. in den Keeifen 
Frauſtadt, Kröben und Koften 1 Dep., 13. in den Kreifen Bromberg, 
Schubin und Wirfig 1 Dep., 14. in ben Kreifen Mogilno, Gneſen und 
Inowraclaw 1 Dep., 15. in den Kteifen Czarnikau, Chodziefen und Won⸗ 
growiec 1 Dep. 

Art. IV. Zur Wahl der vom Stande der Randgemeinden abzufenden- 
den acht Abgeordneten beftchen diefelben Wahl: Bezirke, welche Artikel IM. 
unter 8 bis 15 zuc Wahl der Deputicten der mit Goleetu Bin verſehe⸗ 
nen Staͤdte geordnet worden ſind. 


Art. V. Im Stande der Ritterſchaft ſind, die ſonſtigen gefegichen &- 
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forberniffe — wahlberechtigt und waͤhlbar die Beſitzer derjenigen 

Guͤter, welche in den Hypothekenbuͤchern der Landgerichte zu Poſen und 
Bromberg als Ritterguͤter aufgefuͤhrt ſind. Hieruͤber ſoll eine Matrikul an⸗ 
‚gefertigt und Uns zur Vollziehung vorgelegt werden. 

Art. VI. Die. Landtagsfähigkeit eines Guts geht durch Zerſtuͤckelung 
verloren: a) bei Gütern, welche 1000 Morgen und darunter enthalten, bei 
jeder Verminderung der Subſtanz; b) bei größeren Gütern, wenn fie bis 

‚auf. weniger. ald tauſend Morgen verkleinert werden. Unter diefen 1000 
Morgen, welche zur Erhaltung ber Ritterguts- Qualität erforderlich find, 
müffen wenigſtens 500 Morgen urbaren Landes verbleiben. 

Art. VI Wenn im Hypothekenbuche mehrere vormals getrennt gewe⸗ 
ſene Güter auf einem Folio eingetragen find; fo behalten Wir Uns für den 
Fall der, Trennung, wegen Beilegung der Ritterguts- Qualität an bie ein= 
zelnen Theile, auf befondere Anzeige, Entſchließung vor. 

Art. VII. Behufs der Mahl der Landtags⸗ Deputicten im Stande 
ber Städte, ift zunaͤchſt, und bis zu anderweiter Beftimmung, nad) Regulis 
rung des Communals MWefend in denjenigen Städten, welche Virilſtimmen 
haben, nad) der bei der erften Wahl beobachteten Weife zu verfahren. — 
In denjenigen Städten dagegen, welche nach Artikel III. ad 8—15. zu Col: 
lectioftimmen bereinigt find, mahlt die Bürgerfchaft auf je 150 von Chriſten 
bewohnten Feuerſtellen einen Wähler, welcher, um wählbar zu ſeyn, wenig⸗ 
fiens ein Grund: Eigenthbum von 300 Rthlr. am Werthe befigen muß. 

Art. IX. Bel denjenigen ftädtifchen Grundbefigern, welche aus ber 
Claſſe der flädtifchen Gewerbtreibenden zu Landtags: Abgeordneten gewählt 
werden follen, muß der Grundbefig und das Gewerbe zufammen 

bei Städten mit Virilſtimmen einen Werth von 4000 Kehle, 
bei den übrigen Städten einen Werth von 1500 Rthlr. haben. 

Der Betrieb des Aderbaues auf ftädtifhen Grundftüden ift für ein 
ftädtifches Gewerbe zu achten. Die auf ſtaͤdtiſcher Feldmark mwohnenden 
Grundbefiger werden den ftädtifchen gleichgeftelle. — Auch ſollen ſtaͤdtiſche 
Grundbeſitzer, die zum mindeſten zehn Jahre lang ein ſtaͤdtiſches Gewerbe 
betrieben, von demſelben aber ſich zuruͤckgezogen haben, gleich den wirklichen 
Gewerbtreibenden waͤhlbar ſeyn. 

At. X. Diejenigen ländlichen Grund » Eigenthümer, welche das Wahl: 
echt ausüben ($. 12. des -Gefeges vom 27. März 1824), follen zum 
wenigſten ein laͤndliches Grundſtuͤck von dreißig Magdeburger Morgen befigen. 

" Art, XI. Ein Beſitz von demſelben Umfange wird auch fuͤr die Be⸗ 
zirkswaͤhler erfordert. * 

Art. XII. Behufs der Wahlen der Bezirkswaͤhler ift jeder iandraͤth⸗ 
liche Kreis in drei Bezirke zu theilen, und von jedem derſelben ein Bezirks: 
wähler zu ernennen. 

Urt. XIIE Als Deputicte ber Land: Gemeinden felbft find aber nur 
diejenigen waͤhlbar, welche ein laͤndliches Grundſtuͤck von wenigſtens ſechszig 
Magdeburger Morgen beſitzen. 

Art. XIV. Zu den Wahlen der Abgeordneten der collectiv waͤhlenden 
‚Städte und der Lands» Gemeinden ift vom Landtagscommiffarius eine möge 
lichft in der Mitte jedes Wahl: Bezirkes gelegene Stadt zu beftimmen, mo: 
bei jedoch zugleich auf Zugänglichkeit des Mahlortes und auf dad Vorhan⸗ 
denſeyn eines fehicktichen Locals für die Wahl-Verſammlung Rüdfiht zu 
nehmen ift. Auch hat derfelbe- denjenigen Landrath zu ermennen, welcher bie 
Mahl zu leiten hat. 

Art. XV. Damit die a a rn de immer möglichft volle 
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zählig bleiben, find für ‚jeden Landtags = Ahgeorbneten: zwei Stellvertreter zu 
‚ wählen, von welchen derjenige zuerſt einberufen wird, welcher die meiften 
Stimmen für ſich gehabt hat. — Der einberufene Stellvertreter bleibt, wenn 
ein Landtags Abgeordneter bei der Eröffnung des Landtägs bis zu Ablauf 
der erſten von dieſem Zeitpunete an laufenden Woche zu erſcheinen behindert 
ift, für die. ganze Dauer. des. Landtags Mitglied deſſelben; der Abgesthnete 
geht aber unterdeß in die Stellung des erften Stellvertreters Über, . 

Art. XVI. Die Landtags = Abgeordneten der Ritterfhaft, Städte und 
Landgemeinden erhalten für jeden Tag drei Thaler täglicher Diäten, und für 
“ jede Meile der Hin» und Rüdkeife einen Thaler und zwanzig Silbergroſchen 
an Reiſegeldern. 

Art, XV, Jeder Wahl-Bezirk und jeder Stand hat abgeſondert die 
Entſchaͤdigung der von ihm gewaͤhlten Abgeordneten in ſich aufzubringen. — 
Auf die Ritterguͤter jedes Wahlbezirks werden dieſe Koſten nach der Grund⸗ 
ſteuer oder Ofiara vertheilt. — Die mit Virilſtimmen verſehenen Staͤdte 
decken die Koſten gleich anderen Communal-Bedürfniffen. — Auf die collectiv⸗ 
wählenden Städte werden die Koften für den Abgeordneten des Bezirks auf 
die. einzelnen zum Bezirke gehörigen Städte nad) der Bevölkerung . vertheilt. 
Der hiernach jeder Stadt zufallende Beitrag aber iſt demmaͤchſt, wie andere 
Communal ⸗ Bedürfniffe, zu decken. — Die Koſten für die Deputirten der 
Landgemeinden find von fämmtlihen nicht zu ber Ritterfchaft oder den Staͤd⸗ 
ten gehörenden Einfaffen des Wahl-Bezirts nach dem duße der Elſſenſteuer 
aufzubringen. 

Art. XVIII. Die allgemeinen Koſten des Landtags find auf ſaͤmmt⸗ 
liche Mitglieder des Landtags gleichmaͤßig zu vertheilen, wobei der auf jeden 
Abgeordneten fallende Betrag von dem Bezirke und Stande gleich den Did: 
ten und on aufzubringen ift. 

Art. XIX. Endlich beftimmen Wir zur Erläuterung des Gefeges vom 
27. März 1824 $. 6., 1., daß die Abtretung eines Grumdftüdes vom Va⸗ 
ter auf den Sohn bei Lebzeiten des Erſteren, und in der Ritterfchaft die. 
Succeffion der Seiten-Berwandten in einem Stamms und Fideicommisgute, 
welches von einem gemeinfhaftlihen Stammvater herrührt, ber Vererbung 
in abfteigender Linie gleich gehalten werden foH, 

Urkundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und Bei: 
druͤckung Unferes Königlichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 15. Dec. 1830. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. | 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
gez. Sreiherev. Altenflein. v. Shudmann. Graf v. Lottum. v. Hate. 
Graf v. Bit Maaſſen. Freihert v. Brenn. 


5. 


Koͤnigreich Bayern. 


Das Koͤnigreich Bayern trat am 12. Juli 1806 zum Rhein: 
bımde. Der König Marimilian Iofeph ‚gab. feinem Staate, nach 
dem Vorgange bed Königreiches Weftphalen im November 1807, eine 
octroirte DVerfaffung am 1. Mai 1808, die aber nicht-ind Staats⸗ 
leben eintrat, obgleich derfelben mehrere wichtige organijche Geſetze folg: 
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ten. — Im Ganzen war die bayriſche Verfaſſung vom 4: Mai 1808 
der weftphälifchen‘ nachgebildet. Die Hauptgegenftände ihrer Verwandt⸗ 
fchaft betrafen: die völlige Aufhebung der früher beftandenen Landſtaͤnde, 
die Begruͤndung einer neuen Nationalreprafentation, die Vernichtung der 
Leibeigenfchaft, die Einführung einer gleichen. Befteuerung, die gleichma- 
fige Berechtigung aller Staatsbürger zu den Staatsamtern, die ausges 
fprochene Sicherheit der Perfon und des Eigenthumes, die Gewiſſens⸗-, 
‚Neligiond= und Preßfreiheit, die Verantwortlichfeit der Minifter. u. f. w. 
Doc diefe Conftitution htate auch ihre mannigfaltigen Unvollfommenhei- 
ten und Luͤcken, welche felbft von inländijchen bayrifchen Schriftftellern 
nicht ungeruͤgt blieben. ) Durch das fpätere : Derret vom 22. Det. 
1811 wurden die Majoratöherren und adligen Lehnsbeſitzer 
für gebohrne Repraͤſentanten der bayriſchen Nation erklärt. 


a. Verfaffung vom I. Mai 1808, 


+ Marimilian Sofeph, von Gottes Gnaben König von Bayern. Won der 
uUeberzeugung geleitet, daß der Staat, fo lange er ein bloßes Aggregat. verfchieden- 
artiger Beftandtheile bleibt, weder zur eine der. vollen Gefammtfraft, die in 
feinen Mitteln liegt, gelangen, nod) den einzelnen Gliedern deſſelden alle Vortheite 
der bürgerlichen Vereinigung, in dem Maaße, wie es dieſe bezwedt,. gewähren 
kann, habeh Wir bereits’ durch mehrere Verordnungen die Verſchiedenheit der Ver⸗ 
waltungsformen in Unferm Reiche, fo weit es vor der Hand möglich war, zu bes 
ben, für. die. directen Auflagen fowohl, als für die indirecten, ein gleichförmigeres 
Syſtem ‚zu ‚gründen, und die wichtigften Öffentlichen Anftalten dem Gemeinfamen 
ihrer Beſtimmung durch Einrichtungen, die zugleich ihre befondern. fihern, ent 
fprgchender zu machen gefucht. Berner haben Wir, um Unfern gefammten Staa: 
ten den Vortheil angemeffener gleicher bürgerlicher und peinlicher Gefege zu vet= 
ſchaffen, auch die hiezu nöthigen Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil wirklich 
vollendet find. Da aber diefe einzelnen Ausbildungen bejonderer heile der Staats: 
einrichtung nur unvolllommen zum Zwecke führen, und Lüden zurüdlaffen, deren 
Ausfüllung ein wefentliches Beduͤrfniß der nothwendigen Einheit bes Ganzen ift; 
fo haben Wir befchloffen, fämmtlichen Beftandtheilen der Geftägebung und Ber: 
waltung Unfers Reiches, mit Rüdficht auf die äußern und innern Verhältniffe def: 
felben, durch organifche Gefese einen vollftändigen Bufammenhang zu geben, und 
hiezu den Grund durch gegenwärtige Conftitutionsurfunde zu legen, die zur 
Abſicht hat, durch entſprechende Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, im 
allgemeinen Staatszwede gegründeten, Forderungen des Staates an feine einzelnen 
Glieder, fo wie der einzelnen Glieder an den Staat, die Gemwährleiftung ihrer Er— 
füllung, dem Ganzen fefte Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staatse 
gewalt die ihm angemeffene Wirkungskraft nach den Bedürfniffen des Gefammte 
wohls zu verjchaffen. Wir beftimmen und verorbnen: demnach, wie folgt: 

Erfier Titel, 
Hauptbeffimmungen. 

$. 1. Das Königreich Bayern bildet einen Theil der rheiniſchen Föderation. 
j 8. 2. Alle befondere Verfaffungen, Privilegien, Erbämter und landſchaftliche 
Gorporationen der einzelnen Provinzen find aufgehoben. Das ganze Königreidy 
wird durch eine Nationalrepräfentation vertreten, nad) gleichen Gefegen gerichtet, 
und nach gleichen Grundfägen verwaltet; dem zu Folge foll ein und daſſelbe Steuer: 
foftem für das ganze Königreich feyn. Die Grundſteuer kann den fünften Theil 
der Einkünfte nicht Überfteigen. oo, 

$. 8. Die Leibeigenfhaft wird da, wo fie noch befteht, aufgehoben. 

8.4, Ohne Rüdficht auf die bis daher’ beftandene Eintheilung in Probinzen, 


H Bergl. Brendel, in der Geſchichte, das Wefen und bet Werth ber Ratio: 
nolcepräfentation, Th. 1, ©, 257 fi, a — 


VWrecerfaſſung vom 1.’ Mai 1808. HF 


wird das ganze Königreich-in möglichft gleiche Kreife, und,’ ſo viel, thunlich, ‚nach‘ 
natürlichen Grenzen. getheilt. E30 EEE —— Te 

„5. Der Adel behält feine Titel und, wie jeder Gutseigenthümer, feine’ guts⸗ 
herrlichen Rechte nach ben geſetzlichen Beſtimmungen; übrigens aber wirb er in 
Ruͤckſicht auf die Staatslaſten, wie fie dermal beſtehen oder noch eingefuͤhrt werden 
mögen, den übrigen Staatsbürgern ganz gleich behandelt. Er bildet auch Heinen 
befonbern Theil der Nationalvepräfentation, fondern nimmt mit den übrigen gan freien 
Landeseigenthümern. einen verhältnigmäßigen Antheil daran... Eben fo wenig wirt 
ihm ein ausfchließliches Recht auf Staatsämter, Gtaatswürben, Staatpfünben 
zugeftanden. . Die gefammten Statuten der noch beftthenden Gorporationen- mäffen 
nad) diefen Grundfägen abgeändert; oder feiner Zeit eingerfchtet werden. 

8. 6, Diefelben Beftimmungen treten auch bei der Geiftlichkeit ein. Uebrigens 
wird allen Religionötheilen, ohne Ausnahme, der ausſchließliche und vollkommene 
Befig der Pfarr⸗ Schule und Kirchengüter, wie fie nad) ber Verordnung vom 
1. Sct. 1807 unter die 3 Rubriken: des, Cultus, des Unterrichts und der Wohl⸗ 
thätigkeit in Einer Adminiftration vereinigt find, beftätigf. Diefe Befisungen koͤn⸗ 
nen toeber unter irgend einem Vorwande eingezogen, noch zit einem fremden Zwecke 
veräußert werden. Daffelde gilt auch von den Gütern, welche feiner Zeit ben zu 
errichtenden Bisthümern und Gapiteln zur Dotation angewiefen werden follen. 

$. 7. Der Staat gewährt allen‘ Ctaatsbürgern Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthums — volllommene Gewiſſensfreiheit — !Preßfreiheit nach dem Een: 
furedift- vom 13, Juni 1803 und! den wegen der politiſchen Zeitfchriften am 6. 
Sept. 1799 und 17. Febr. 1806 ‚erlaffenen Verordnungen. Nur, Eingeborne, oder 
inf Staate Begüterte, Tonnen Staatsämter bekleiden⸗ Das Indigenat Tann nur 
durch eine koͤnigliche Erklärung oder ‘ein: Geſetz ertheilt werdzen. .! 

. 8, Ein jeder Staatsbürger, ber das 2ifte Bahr. zurüdigelegt hat, iſt ſchul⸗ 
dig, vor der Verwaltung feines Kreifes einen Eidnabzulegen, daß er. der Conſtitu⸗ 
tion und den Gefegen gehorchen — dem Koͤnige treu Teyn ‚wolle. Niemand kann 
ohne ausdrüdtiche Erlaubniß des Monarchen auswandern, in: dad Ausland: gehen 
oder.in fremde Dienfte übergehen, noch von einer auswärtigen Macht Gehälte 'oder 
Ehrenzeichen annehmen, bei Verluft aller bürgerlichen : Rechte. Alle jeng, welche 
außer den durch Herkommen oder. Verträge beſtimmten Fällen, eine fremde Berichts: 
barkeit. über ſich erkennen, verfallen in diefelbe Strafe, und Fönnen nach Umftän: 
den mit einer noch fchärfern belegt werben. m ii ' 2 

— F Zweiter Titel. | 

— Bon dem koͤniglichen Hauſe. | 
8 1. Die Krone iſt erblich im dem Mannöftemme bed regierenden Haufes, 
nad; dem Rechte der Erftgeburt und ber agnatiſch-linealiſchen Erbfolge. 

. 2, Die Prinzeffinnen“ find ‘auf immer vonder Regierung ausgefchloffen, 
und bleiben es von der Erbfolge in fo lange, als noch ein männlicher Sproffe bes 
regierenden Haufes vorhanden 7 SR: 

. 8,. Rad) gänzlicher Erlöfhung des Mannsftammes faͤllt die Erbfchaft auf 
die Töchter und ihre männliche Rachkommenſchaft. | Ä 

8. 4, Ein befonderes Familiengefes wird die Art, wie dieſe Erbfolge eintre 
ten fol, beſtimmen; jedoch mit Vorbehalt ber im:$: 34. der rheiniſchen Foͤdera⸗ 
tionsacte erwähnten erblichen Anfprüche, in fo weit fie anerkannt und beftimmt 
find. Der Legtlebende vom Königlichen Haufe wird durch zweckmaͤßige Maasregeln 
die Ruhe und Seibſtſtaͤndigkeit des Nechts zu erhalten fuchen. Lk 

.5. Die nachgebohrnen Prinzen erhalten Feine liegenden Güter, fondern eine 
jährliche Appanagialvente von hoͤchſtens 100,000 Gulden-aus der Töniglichen Schatz⸗ 
fammer in monatlichen Raten, ausbezahlt, die nach Abgang ihrer männlichen Er⸗ 
ben dahin zurücfällt. — BR a : 

8. 6. Bmeimal Hundert Zaufend Gulden jährliche Einkuͤnfte nebſt einer an⸗ 
ftändigen Refivenz, find als Marimum für das Witthum der tegietenden Königin 
beftimmt; das Heirathsgut einer Prinzeffin ift auf: 100,000. Gulden feftgefest. 

$. 7. Ale Glieder des Eöniglihen Haufes ftehen unter Gerichtsbarkeit des 
Monarchen, und koͤnnen, bei Verluft ihres Erbfolgerechts, nur mit deſſen Einwilli⸗ 
gung zur * ſchreiten. — — * 

$. 8. Die Volljährigkeit der koͤniglichen Prinzen tritt mie dem zuruͤckgelegten 
18ten Iahre ein 126 Ai, 


$. 9. Eine jeden Monarchen fteht es frei, unter den voljähtigen Prinzen 
— den Reicheverweſer während dev Minderjaͤhrigkeit u zu 
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Im. In GErmangelung einer ſolchen Beftimmung gebührt fie. dem naͤchſten 
volijaͤhrigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher wegen Unmuͤndigkeit eines 
näbern die Verwaltung übernommen bat, fest fie bis ger Volljährigkeit des Mon⸗ 

en fort. Die Regierung wird im Namen bes berjährigen — alle 
Aemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, können während ber Regentſchaft nur 
pröpiforäfch vergeben werden. Der Reichsverweſer kann weber Krongüter veräus 
> noch neue Aemter fchaffen.e In Ermangelung eines volljährigen Agnaten 
verwaltet der erfte Kronbeamte das Reih. Einer verwittweten Königin Tann bie 
Erziehung ihrer Kinder unter Aufficht bes Reichöverwefers, nie aber die Verwal⸗ 
tung des Reiche, übertragen werben. 
8.10. Es follen 4 Kronämter bes Reiches errichtet werben. Ein Kron-Obere 
yofmaifer — ein KronsOberftlämmerer — ein Kron⸗Oberſtmarſchall — ee Krone 
Eee die den Sitzungen bes geheimen Rathes beimohnen. Alle wirt 
ch birigirende geheime Staatöminifter genießen alle mit der Kronaͤuiterwuͤrde ver⸗ 
bundene Ehren und Vorzüge. 

$. 11. Die am 20, Oct. 1804 wegen Unveräuferlichleit ber Staatögüter er⸗ 
laffene Pragmatik wird beftätigt; jedoch * es dem Koͤnige frei ſtehen, zur Beloh⸗ 
nung großer und beſtimmter, dem Staate — Dienfte, vorzüglich die künftig 
beimfallenden Lehen oder neu erworbenen Staatsbomainen bazu verwenden, bie for 
dann die Eigenjchaft von Mannölehen ber Krone annehmen, und. worüber Eeine 
Anwartſchaft ertheilt werden kann. | 


Dritter Titel 
Bon ber Verwaltung bes Reiches. 


$. 1. Das Minifterium theilt fi in 5 Departements; jenes ber ausmwärtis 
gen Berhältniffe, der Juftiz, ber Finanzen, bed Innern und des Kriegsweſens. 
ie Gefchäftäfphäre eines jeden tft und bleibt durch die Verordnungen vom 26. 
Mai 1801, 29. Oct. 1806, und 9. März 1807 beftimmt. ‚Mehrere Minifterien 
koͤnnen in Einer Perfon vereinigt werden. Das Staatöfecretariat wird von einem 
jeden Minifter für fein Departement verfehens daher müffen alle Eönigk, Decrete 
von demfelben unterzeichnet werden, und nur mit biefer Sormalität werden fie als 
rechtskräftig angefehen. Die Minifter find für die genaue Vollziehung der Tönigl. 
Befehle, ſowohl, ald für jede Verlegung ber Eonftitution, welche auf-ihre Veran⸗ 
laffung oder ihre Mitwirkung Statt findet, dem Könige verantwortlid. Sie ers 
ftatten jählich dem Monarchen einen ausführlichen Bericht über den Zuſtand ihres 

Departements. | 
5.2. Zur Berathſchlagung Über die wichtigften Innern Angelegenheiten bes 
Reiches wird ein geheimer Rath angeorbnet, der neben ben Miniftern aus 12 ober 
hoͤchſtens 16 Gliedern befteht. Die geheimen Räthe werben von dem Könige an 
fänglih auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher ald nach Gjährigem Dienſte als 
permanent angefehen. Der König und ber Kronerbe wohnen ben Sitzungen bes 
geheimen Rathes bei; in beider Abwefenheit präfidirt der Altefte ‚ber anweſenden 
Staatöminifter. Der geheime Rath entwirft und bdiscutirt alle Gefege und Haupt⸗ 
verordnungen nad ben Grundzügen, welche ihm von dem Könige durch bie ein« 
ſchlaͤgigen Minifterien zugetheilt werben, befonbers das Gefeg über die Auflagen, 
ober das Finanzgefeg. Er entfcheidet alle Sompetenzftreitigkeiten der Gerichtsftellen 
und Berwaltungen, wie auch bie Frage: ob ein Verwaltungsbeamter vor Gericht 
— werden koͤnne oder ſolle? Zur Fuͤhrung der Geſchaͤfte wird der geheime 
ath in drei Sectionen getheilt: jene der buͤrgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, 
der Finanzen, und der innern Verwaltung. Eine jede Section beſteht wenigſtens 
— Mitgliedern, und bereitet die Geſchaͤfte zum Vortrage im verſammelten 
athe vor, 
$. 3. Der geheime Rath hat in Ausübung feiner Attributen nur eine bera⸗ 

e 


thende Stimm 
$. 4 An ber Spise eines jeben Kreifes fteht ein koͤnigl. Generalcommiffair, 
dem wenigftens 3, hoͤchſtens 5 Kreisräthe untergeordnet find; ferner beftcht in ei⸗ 
nem jeben Kreife . = 
a) eine allgemeine Berfammlung, unb u | 
b) eine Deputation. 
Erftere wählt die Nationalrepräfentanten; Iegtere wirb vom Könige aus ber 
Mitte der Kreisverfammlung gewählt, und bringt 
1) die zur Beftreitung der Localausgaben ndthigen Auflagen in Vorſchlag, welche 
gefondert in den jährlichen Kinanzetat aufgenommen, von ben Rents und 


x 
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Steuerbeamten mit ben Auflagen des Relches erhoben, und ausſchließlich zu 


dem Zwede, wozu fie beſtimmt find, verwendet werben müffen; 

2) läßt fie die, bie Verbeſſerung des Zuftandes des Kreifes betreffenden, Vor: 
Thläge und Wuͤnſche durch das Minifterium des Innern an den König 
gelangen. 

Die Stellen bei der allgemeinen Verfammlung werben von dem Könige auf Le: 
benszeit vergebens fie werben aus denjenigen 400 Landeseigenthuͤmern, Kaufleuten 
oder Fabrikanten des Bezirks, welde die hoͤchſte Grundfteuer bezahlen, nach dem 
Berhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern gewählt, und verfammeln fidy, fo oft bie 
Wahl eines. Nepräfentanten vorfällt, oder der Monarch es befichlt. Ihre Ver: 
fammlungen bauern hoͤchſtens 8 Tage. Der König ernennt den Präfidenten. und 
die übrigen Officianten auf eine ober mehrere Seſſionen; erftere Stelle kann aud) 
dem Generalcommiffair des Kreiſes übertragen werden. Die Kreisdeputation: wird 
jährlich zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt die Glieder derfelben 
aus den Deputicten der allgenreinen Verfammlung. Der Name der Austretenden 
wirb durch das Loos beftimmt. Die Deputation verſammelt fich jährlich auf hoͤch⸗ 
ftens 3 Wochen. Zeit und Ort des Zufammentrittes werben von dem Monarchen 
beftimmt. Mit dem Vorftande und den Secretairen wird es fo, wie bei der Gene: 
ralverfammlung gehalten. 

; Die Landgerichte üben die Localpolizei unter der Aufficht der General; 
commifjfariate aus, und erhalten zu dieſem Behufe einen oder mehrere Polizeiactua: 
rien. Für eine jede ftädtifhe und Ruralgemeinde wird eine Localverwaltung an: 
geordnet werben. 

$. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reiches werben, fo wie die 
Local: Nebenbeifchläge, durch die Rentämter und "die Übrigen zur Einnahme der 
Auflagen beftimmten Beamten. erhoben. 

Ale Verwaltungsbeamte, von dem wirklichen Rathe an, unterliegen 
den Beftimmungen der Hauptverordnungen vom 1. Ian. 1805, und 8. Juni 1807; 
jeboch ‚werden alle kuͤnftig Anzuftellende nur dann ala wirkliche Staatsbeamte ans 
gefehen, wenn fie ein Amt, welches diefes Recht mit ſich bringt, 6 Jahre lang 


ununterbrochen verwaltet haben. Wegen der Unterftügungsbeiträge der übrigen Eö: 


nigl. Diener und ihrer Wittwen wird eine eigerie zweckmaͤßige Verordnung erlaf: 


fen werben. 
| Vierter Zitel 
Von der Nationalrepräfentation. 


| $. 1. Sn ‚einem jeben Kreife werben So benjenigen 200. Landeigenthämern, 
Kaufleuten oder Babritanfen, welche die hoͤchſte Grumdfteuer bezahlen, von ben 
—— ſieben Mitglieder gewaͤhlt, welche zuſammen die Reichsverſamm⸗ 

F. 2. Der König ernennt einen Praͤſidenten und vier Secretaire aus ben 
Mitgliedern der Verfammlung auf eine oder mehrere Sigungen. 


aufgeforbert. - Ä Ä | 
$. 6. Die Verfammlung wählt unter fih Gommiffionen von drei, hoͤchſtens 
vier Mitgliedern; jene der Finanzen, der buͤrgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, 
der innern Verwaltung, und der Tilgung der Staatsſchulden. Dieſe verſammeln 
ſich und correſpondiren mit den einſchlaͤgigen Sectionen des geheimen Rathes über 
die Entwürfe der Geſetze und Hauptreglements ſowohl, als den jährlichen Finanz⸗ 
etat, fo oft es die Regierung von ihnen’ verlangt. 
F. 7. Die auf ſolche Art, vorbereiteten Gefege werben an bie Repraͤſentation 
durch zwei, hoͤchſtens drei Mitglieder des geheimen Rathes gebracht; die Verſamm ⸗ 
lum nme barüber durch den Weg bes geheimen Scrutiniums nach der abfoluten 
Mehrheit ber Stimmen. Niemand ift befugt, das Wort zu nn als die Könige 


. 
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lichen Gommiffaire aus bem geheimen Rathe und die Glieder der linſchlasigen Com⸗ 


miſſion der ——— 
Fünfter Titel. 
ð on der Juͤſti z. 


F. 1. Die Juſtiz wird durch bie, im geeigneter Zahl beſtiumnten/ Ober⸗ und 
unteweriche⸗ verwaltet. Fuͤr das ganze Reich beſteht eine einzige oberfte Juſtizſtelle. 
$. 2. Alle Gerichtsſtellen find verbunden, bei Endurtheilen die —*— 
gruͤnde anzufuͤhren. 
.3. Die Glieder ber Juſtjzcollegien werben von bem Könige auf Lebenszelt 
ernannt, und Tönnen nur durch einen förmlichen Spruch ihre Stellen verlieren. 

5.4. Der König Tann in Eriminalfachen: Gnabe ertheilen, die Strafe erlaf« 
fen oder mildern, aber in keinem Falle irgend eine anhäugige Streitſache oder ars 
— Unterſuchung hemmen, viel weniger sine Partei ihrem gefeglichen Richter 
entziehen. 

8. 5. Der königliche Fiscus wirb fn allen ſtreitigen Vrivatrechts erhäitniſſen 
bei den Gerichtshoͤfen Recht nehmen. 

8. 6. Die Güterconfiscation hat in Eeinem Falle, den der Deſertion ausge⸗ 
nommen, Statt; wohl aber koͤnnen die Einkuͤnfte waͤhrend der Lebenszeit des Ver⸗ 
brechers — und die Gerichtskoſten damit beſtritten werden. 

$.7. Es ſoll für das ganze Reich ein eignes ar, und reniches Ge⸗ 
ſetbuch eingeführt werden, 

Sehfter Zi te L. 
Bon dem. Militarſtande. 


.1. Zur Vertheidigung des Staates, und zur Erfuͤllung der durch die BR 
ni Zindẽractr eingegangenen Verbindlichkeiten, wird eine ſtehende Armee une 
terhalten. 

$. 4 Die Truppen werden durch den Weg der algemeinen Wittäeconferip 
tion ergänzt. 

$. 8. Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; im —* aber nur 
dann, wenn es der Monarch in einem beſondern Falle ausdruͤcklich befiehlt, oder 
die Militaͤrmacht von der Civilbehoͤrde förmlich dazu aufgefordert wird... 

.4 Die Militärperfonen ftehen ‚nur. in Criminal: und Dienftfadhen unter 
der Militärgerichtsbarfeit; in allen übrigen über find fie ‚ wie jeder Staatsbürger, 
den ale m Givilgerichten unterworfen; | ° 

ie Bürgermiliz wird beftätigt. Zur Erhaltung der Ruhe in Kriege 
seiten wird eine Nationalgarbe, und zur Handhabung ber Polizei eine: Bensd’ar 
merie —— werden. 

Dies ſind die Grundlagen der kuͤnftigen Verfaſſung Unſers Reichs. Ihre Ein« 
führung wird hiermit  feftgefegt auf den 1. Oct. dieſes Jahres. In ber Zwiſchen- 
zeit werden die hiernach zu entwerfenden Geſegbuͤcher, ſo wie die einzelnen organi⸗ 
ſchen Geſetze, welche obigen Beſtimmungen theils zur nähern Erläuterung dienen, 
theils die Art und Weife ihres Vollzugs vorzeichnen, nadjfolgen. — Voͤlker Unſers 
Reiches! Die Befeftigung eurer gemeinfhaftlihen Wohlfahrt ift Unfer Ziel. Je 
wichtiger euch daſſeibe erjcheint, und je durchdrungener ihr von ber Erkenntniß 
feyd, daß kein befonderes Wohl fich anders, als in, ber engften Berbindung mit 
dem allgemeinen dauerhaft erhalten kannz befto ficherer wird biefes Ziel erreicht, 
und Unfere Regentenforge belohnt werben. So gegeben in Unſerer Baupte und 
Nefidenzftadt München, am erften Sage des Monats Mai, im Eintauſend Achts 
hundert und Achten Iahre, Unfers Reiches im Dritten. 

Marimilian Joſeph. 
Freih. v. Montgelas. Graf Morawizky. Freih. v. — 


Dieſer Verfaſſung folgten mehrere wichtige organiſche Edicte. 
b) Organiſches Ediet vom 4 Jun. 1808, die Bil: 
dung des geheimen Rathes betreffend. 


Wir Marimiltan Joſeph, von Gottes Gnaden König 
von Bayern 





haben zur Vollziehung ber im dritten Titel = 2—3 ber Gonftitution über 
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die,’ die. Errichtung "bes geheimen Rathes entalten. allgemeinen; Beſtim⸗ 
mungen folgende organiſche — au teffen beſchloſſen und beſchlie⸗ 
Ben — wie folgt: R 

‚Erf er itel 


Conſtktulrung des Perfonals. 


et 1. Bir und Unfer Kronprinz wohnen ben Sigungen des gehei⸗ 


men Rathes bel. 
Dieſer fou beſtehen a) aus Unfern Miniftern; b) aus 12, hoͤchſtens 


16 geheimen Räthen, die Wir ernennen werden; c) auch Unfere Krondeamte | 


Eönnen während ihrer Anweſenheit in Unfrer Refidenz den Sigungen bes 
geheimen Raths beimohnen, und. nehmen alsdann ihren Pla nad Unſern · 
Miniftern; d) die Stelle des General Sectetärs bei dem geheimen Rathe 
wird Unferm geheimer Conferenz⸗ Secretaͤr übertragen, 

Art. 2. Die geheimen Räthe werden anfänglich von Uns nur auf ein 


Sahr ernannt, und find nicht eher als nach fechsjähriger ununterbrochener 


Dienftleiftung, in biefer. Eigenfchaft als permanent anzufehen, 

‚Ale Jahre mit dem 4. October wird eine von Uns angeordnete Lifte 
der ‚geheimen  Räthe. erfcheinen. Diejenigen, welche nicht auf diefer Lifte 
ftehen, hören’ von ſelbſt auf, Jeheime Raͤthe zu ſeyn. 

Art. 3. Der Gehalt eines geheimen Rathes wird auf 4500 Gui⸗ 
den feſtgeſetzt, mit Einrechnung desjenigen, den ein Mitglied. wirklich ſchon 
bezi 

8* 4.Der Gehalt des General⸗Secretaͤrs iſt 4000 Gulden; was 
derſelbe derimal, ‚bezieht, wird gleichfalls eingerechnet. 

Art. 5. Die. auf’ Lebenszeit. ernannten geheimen Räthe und ber Gi: 
neral⸗Secretaͤr erhalten alle Wortheile der Pragmatit für den Staatsdienft, 
wenn fie ihnen ‚nicht ſchon nad) ihren bisherigen Dienftverhältniffen zufte: 
ben; fo. wie fie “ allen aus derſelben hervorgehenden — 


— find, | 
| Zweiter Titel. 
| — 2 des geheimen Rathes. 
Yet, 1. Unſer geheime Rath iſt in Gemäßheit des Titels III. . 2, 
der Conſtitution die Höchftesberathfchlagende Stelle in ben wichtigſten innern 
— Unſers Reiches. 
Art. 2, Er kann ſich nur auſ unſern Befehi verfammeln. 

Axt. 8. Er bat in keinem Geſchaͤfte die Initiation, und kann nur 
über diejenigen Gegenftände berathſchlagen, welche auf Unfern Befehl von Unfern. 
Miniftern an ihn gebracht werden. Ueber die Gegenftände, die ſich zur Bes 
rathung in :dem; geheimen "Mathe eignen, werden: bie Sitzungen, fo oft Wir 
es auf, den Vortrag Unſter Miniſter nöthig) erachten, von Uns befiimmt, Es 
wird nie eine Vorſiellung unmittelbar an den geheimen Rath gerichtet, ſon⸗ 
dern allezeit an Uns, mit Bemerkung des Gegenſtandes. 

Art. S.Zufolge des F. 2. Titel III. discutirt und entwirft er bie 
Sefepe und —— * Verordnungen nach ben Grundfägen, die 
ihm von Uns durch die einſchlaͤgigen Miniſterien werden mitgetheilt werden. 

Art. 5, Ueber die am: Uns gerichteten und von Uns an ihn durch 
die einſchiagigen Miniſterien gewieſenen Fragen, den Sinn der Geſetze be: 
fer hat ber ‚geheime Math ‚Uns fein Gutachten vorzulegen. 

Urt. 6. & vereinigt mit dem Charakter der berathichlagenden, Stelle 
den richterlichen ; im - alles contentiöfen adminiſtrativen ne auf 
Unſern Befehl durch die -einfchlägigen Minifterien. an ihn gem erden, 
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und. für welche er. bie letzte Inſtanz naͤch den nähern: Beſtimmungen bildet,‘ 
die hierüber. ſowohl in Beziehung auf die Gegenſtaͤnde, als auf die dabei 
zu beobachtenden Foͤrmlichkeiten nachfolgen werden. at a rd ri 

Art. 7. Er beurtheilt 1a); die Gomtpetenz: Streitigkeiten zwiſchen ber 
Gerichts⸗ und Wermaltungsftelle; -b), die Frage; 9b oͤffentliche Beamte we- 
gen begangener Verbrechen vor Gericht geftellt werden Können und follen. 

Art. 8. Wegen diefer Judicialgeſchaͤfte verfammelt ſich ber. geheime 
Rath wöchentlich einmal an einem, noch zu befiimmenden Tage. Bel bie: | 
fen Verſammlungen müffen jedesmal zwei Drittheile der Mitglieder gegen: 


wärtig feyn. Da a en 5 
* ———— a 
 BETBALEISANG. > 
Art. 1. Aus der General: Verfammlung des gehehmen Rathes wer⸗ | 
den nach ben ihr. zugemieferten Gegenftänden drei Sectionen gebildet; „| | 
a) der bürgetlihen und peinlichen Geſebgebung, b) der Finanzen, und. 
‚e) der innern Vecrwaltunng... 7 nz, 
Art. 2. Jede Section beſteht wenigſtens aus 3 Mitgliedern. Wenn 
keln beſonderer Praͤſident als Vorſtand der Settion von Uns ernennt wird; 
fo kommen dem älteften Mitgliede derſelben die Functionen ‚des Dittgen— 
ten zu. ON = ee 
Art. 3. In den gr 


* J #4 
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nen Sectionen werden bie dahin gewieſenen 

Gegenſtaͤnde zum Vortrage in der allgemeinen Verſammlung votbereitet. 

Art. 4. Die einzelnen Sectionen verſammeln ſich ſo oft als es die 
Bearbeitung der ihnen zugemiefenen Gegenſtaͤnde erfordert. Ein geheimer 
Secretaͤr desjenigen Minifterin- Departements, zu deſſen Gefchäftstreife der zu 
bearbeitende Gegenftand gehört, führt dabei das Protocol, KB: REG SE RE 

Art. 5. In der General: Verfammlung wird allezeit auf ben Vortrag, 
derjenigen Section berathfchlagt, welche den Gegenftänd hiezu vorbereitet hat. 

Art. 6. Wenn Wir oder Unfer Kronprinz det Sitzung nicht in Per: 
fon beimohnen; fo präfidirt dev, aͤlteſte der anweſenden Staatsminifter. 
Art. 7. Der General: Secretäe Flhrt In der General: Verfammlung 
das Protocol, In denjenigen‘ 'Verfammlungen, welche durch wichtige innere 
Angelegenheiten des Reiches, oder durch "die zu discutirenden Geſetzentwuͤrfe 
veranlaßt werden, iſt er verbunden, Über jeden dieſer Gegenſtaͤnde ein eige⸗ 
nes Protocoll zu fuͤhren, welches Uns durch den einſchlaͤgigen Miniſter zur 
Genehmigung vorgelegt wird. Derſelbe fuͤhrt auch das Einlaufsprotocoll 
über die an den geheimen Rath gewieſenen Gegenſtaͤnde, verwahrt die Pro⸗ 
tocolle, und ſorgt fuͤr die Fertigung der noͤthigen Eptencte, die von ihm 
unterzeichnet werden. Zu Be DE Ber Zu 2 να— 

: Art. 8. Die: Erkenntniffe des geheimen Rathes im comtentlöfen abe: 
miniſtrativen Sachen 5 fo wie die Entſcheidung der Anfragen, welche entwe⸗ 
ber Competenzſtreitigkeiten der Gerichtss und WVerwaltungsſtellen, oder die 
Stellung eines öffentlichen Beamten vor das Gericht betreffen, werden in 
Unferm Namen, mit’ Bemerkung der hierüber vorausgegangenen Bernehfmung 
des geheimen Rathes, durch die einfchlägigen Minifterien ausgefektigt. 

Urt. 9, Sobald die Entfchliefungen des geheimen Rathes in orga⸗ 
nifchen Verwaltungsgegenftänden, die durch dem" enfchlägigen Miniſter Uns 
vorgelegt werden, Unfere "Genehmigung erhätten "haben, bilden ſie Deerete, 
und werden von demfelben Meinifterium;' in deſſen Geſchaͤftskreis ſie ein⸗ 
ſchlagen un Unfernt Namen 'ausgefeitige. © Tu "id 

; NEE Ergibt fich der Fall, daß ein in dem geheimen Mathe auf 
SRH in Berathung gekommenen. Gefebentwurf nach Uhferer "durch 
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den einſchlglgen Miniſter zuvor hleruͤber erhohlten Genehmigung, den Meichs- 
ftänden mitzutheilen iſtz fo wird derſelbe jedesmal durch die von Uns dazu 
befonder8 zu ernennenden Mitglieder des geheimen Mathes mit dem in dem 

organiſchen Edict über die Nationale Repräfentation vorgeſchtiebenen Foͤrm⸗ 
keiten an bie Werfammlung der Reicheftände gebracht, 

Art, 11. Iſt über einen folhen Gefegentwurf : mit der National: 
Repräfentation das "Erforderliche berichtigt; fo kommt detfelbe in das ein- 
ſchlaͤgige Miniſterium zuruͤck, und wird, nachdem er Uns durch dieſes zur 
endlichen Beſtaͤtigung wieder vorgelegt woerden auf gehoͤrige Art ausgefettigt. 
Art. 12. Ein jeder Unſter Staats: und Conferenzminiſter wird hie⸗ 
mit :beaufteagt, zur Ausführung dieſes organifchen Ediets die in feinem Mir: 
kungskreiſe einfchlägigen  weitern "Einleitungen zu treffen, daß daſſelbe mit 
Anfange des kuͤnftigen —— in Vollzug geſetzt werden kann. 

Münden, den 4. Suni, 1 

Mar. Joſeph. 


‚ Beeihere v. Ber Graf —8 Freiherr v. — 
Auf koͤnlguchen — Befehl 
dv. Biarowsky. 


cX Drganifhes Ediet vom 24. Juli 1808, die Ge— 
richtsverfaſſung betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden zen 
von Bayern, 

Zur BVollziehung des V. Ditels ber GConftitution, und um in unſerm Koͤ⸗ 
nigreiche eine gleichfoͤrmige, den Verhaͤltniſſen und der Geſetzgebung entfpre: 
chende Gerichtsberfaſſung zu bilden, haben Wir die näheren organifhen Wer: 
ordenungen u treffen beſchloſſen, und beſchließen, wie folgt: 

I. Tutel. 

Allgemeine —3386* der Gerichte. 

F. 1. Es ſollen in je e Unſers Koͤnigreiches Untergerichte: als 
erite Inſtanzen in Civilrechtsſachen, dann als inftruirende Behörden in pein⸗ 
lichen Proceſſen fuͤr die ihnen angewieſenen — beſtehen. 

$. 2. Es werden Appellationsgerichte, in ber Regel je fuͤr zwei 
Kreiſe, als zweite Inſtanzen in ſtreitigen Eivlirechtsſachen und als erſte ent: 
ſcheidende Stellen in peinlichen Rechtsfaͤllen ertichtt. 

a In Unfrer Nefidenzftadt ſoll ein Dberappellationsgericht als 
legte Inſtanz in Civils und peintichen Nechtsfällen für Unfer ganzes König: 
reich angeotdnet werden. HM Liter | 

ite 


Bon den Untergeridhten. 

8.4, Die Untergerlchte, welche in jedem Kreife beſtehen, theiten ſich 
in Stabtgerichte, in Landgerichte und in Patrimonialgerichte. 

$. 5.° Die Stadtgerichte beftehen aus einem Stadtrichter und mehre: 
ren Stadigerichts⸗ Beiſitzern. Die Zahl der letztern wird nach dem Verhaͤlt⸗ 
niffe der Population beftimmt. 

6. 6. Die Untergerichte auf dem Lande beitehen aus einem Richter 
und zwei bis drei der Mechte kundigen und geprüften Landgerichtöbeifigern, 
aus weichen Einer beſondere Beweiſe über theoretiſche und practifche Kennt: 
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. 7. Fuͤrn die Patrimoninlgerichte, toelche Wir ale ‚int zu beſte⸗ 
hende Untergerichte ‚beftätigen werden, wird züdfichtlidy ihrer Belegung Bu 
als ihres: kuͤnftigen Beſtandes eine eigene Verordnung folgen, 11: =,.<. 

$.:8,; Die, Gerichte erſter Inſtanz der Unſter Sotveraimetät —* 
benen mediatiſirten —— und Grafen nehmen gleiche ———— wie Un⸗ 
he: BER an‘; 2443 

$: 9. Wir ——* ein Verzeichniß aller. in jedem. Hreiſe Ssfehen 
ben. Untergerichtex.imit, ganauer ‚Bemerkung: ihre⸗ ‚Baiıtes, öffenttic : ber 
benmnt machen. 

.0. Die — * der Unmtergerichfe aſuect ſich auf alle in i 
rem Bezirke angebrachte: Real⸗ und Perſonalklagen, ohne Ruͤckſicht auf die 
bisher beſtandenen perſoͤnlichen Privilegien und Exemtionen. 

8. 414. .. Rutr den Unſeer Souverainetaͤt unterworfenen Fürften und 
Grafen, weiche in dem wirklichen Beſitze der Patrimonialgüter ſich ‚befinden, 
fo wie jenen, welche Mir ihnen gleich zu ſtellen etwa für gut finden wer: 
ben, ‚bleibt. :das erſtere ah Unfter Declavation vom: 19;: März 1807 in 
allen fie betreffenden Meat: und Perfonalkfagen eingeraͤumte privilegirte Fo⸗ 
rum erſter Inſtanz ⸗ bei den Appellationsgerichten. 

Die übrigen Glieder dieſer Familien find dem ordentlichen Gerichts: 


ftande . in eh 

6. 12 ngrber Klagen ſel⸗ und Merkantilſachen 
bleibt es ea — ER hen Derfaffung, nach welcher fie in erfter In 
fang zu den Medhfelgerichten’ gehören. ° 

‘& 13. Die Stadtgeihte: üben in. ihrem Bezirke die: CElvilgerichtsbar⸗ 
keit in collegialiſcher Form, nach den ihnen bei ihrer Organiſation ſchon er⸗ 
m. oder noch zu ‚ertheilenden Vorſchriften aus 
Die Snftruction der peinlichen Proceſſe Fra bie den Gefängniffen 
der Stadtgerichte ‚verwahrten Uebelthaͤter, und die übrigen, in die. peinliche 
Gerichtspflege ihres Bezitkes einfchlagenden, Geſchaͤfte ‚werben; durch ben Stadt⸗ 
richter ſelbſt, oder aus deſſen Auftrag von einem oder mehreren Stadtges 
richtsbeifigern beforgt. 

Sie ſenden bie inftrufrtet Aeten zur En orhiag an bie Appellations⸗ 
gerichte, vollziehen die Urtheile dieſer Juſtizhofe, und haben ihre — 
zu befolgen. — | 

Sie wachen" Liber die in ihren — efibtien guten, über 
ihre Verwahrung, Nahrun 4, Behandlung. 

$. 14. Bei den Landgerichten koͤnnen jene Choilſtreleigkeiten, wobei 
nach der Gerichtsordnung kein Schriftenwechſel Statt findet, von dem Land: 
richter allein, mit Beiziehung eines Protocollfuͤhrers, oder nach. Auftrag defz 
felben von einem’ Landgerichtsbefftger, mit gleicher Beiziehung des Protocoll⸗ 
fuͤhrers, vorgenommen und geſchlichtet werden, 
| Diefe Befugniß kommt auch bem ‚Landrichter, oder ben — 
beiſitzern in jan Handlungen zu, welche blos die Inftruction der übrigen 
Eivilproceſſe betreffen, 3. B. Beugenverhäre, Productidnen, Commiffionen zc. 

Decrete und Beſcheide hierin, .. welche nicht befinitio find, erlaͤßt der 
Landrichter allein; hei. denjenigen aber, die eine definitive Kraft haben, tre⸗ 
ten die Gerichtsmitglieder zufammen, und entfiheiden nad). der Stimmen: 
mehrbeit, — Bei Stimmengleichheit, entfcheidet der Richter, . 

Die oben 6.13 erwähnten Gefchäfte der peinlichen Gerichtspflege lie⸗ 


gen he dem — — —8 * been —— einem der dendan heicai- 
itzer ob. 


4 J 
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In Abweſenheit/ oder im Verhinderungsfalle de Landrichters ven, 
——— aͤlteſte Beiſizer 






del. ‚mente ten ; Sürften, unb, Grafen, weiche fich in 
dem Sau “ — erichtsbarkeit ‚befinden, holen die J FR 
bie — Befugnille, der — — a denn ven, ee * 


* — Ben roceſſe an die Aomelationgpe 


Den. ———— Er "fe 7 | um 
— der‘ Ma Bezitke Sich en, eines De hens berdaͤchti * 
ai onen jur fie an age Verhafteten —22 binnen 48 Stunden an 
da6 niöfe ——— aus. 
¶7 Bon den untergerlchten geht in" den durch die Gerichtsotd⸗ 
nung —— ‚Civiffälten die Berufung an die Appellationsgerichte 
18.” Bon den Gerichten erſter Inſtanz der 'tieBiasiftctent Süufton und 
—— die Nor ging an ihre Juſtizkanzleien ine 
$. 19:0 Fin’ nice ſtreitigen Civitsechtsfachen find Yon den untergerichten 
jene un zu beſorgen/ welche ihnen durch; * —— und die 
Getichtsordnung zugetheilt werden. " 
6.120, Witr werden den Untergerichten aberhaupt aͤber ihre So 
steige, und Geichäftsführung. beſondere Inſtructionen ertheilen 
$ 21) Ueber die Gehalte der Stadtgerichtamitetie der wird be Bm 
Drganifation die Beſtimmung folgen... 
:$. — — * ati bis auf BueheeNt Befimmung ihren 
dermaligen G 
“Die —— erhalten: "big auf toeitere Brornung dem. ‚Sehe 
m bie —— tee aufgelßrodjtnen — 


1 ae STE Titel. ae wech > — 
‚Bon * Appeiiationsgeriten. . 5 
& 3 Für, ‚zei Kreiſe Aria ‚Königreiches ſoll in, der Regel, ein * 
— —— als zweite In Al in Cbilrechtsſachen, und als erſte ent⸗ 
ſchei dry —* peinlichen Säle. Hg werden... .: 
zualeic) ‚Die erſte Inſtanz ‚für die mebiatifi isten; Sürften- und 
* rg Selm, mie it bleſen zu aſſimiliren für gut , fins 


werd 
Es 2 ae aus, ais —I—— fie einge sei Kppetuiongge 


I 73 


6 a ist ‚Da zu suhtenben, Appsllationsgreichte fi baher : Kolonie: 


4. Zür d ainkreis ein, Appellationsgericht in; Bambe de. 
2. Fuͤr den — u — ein Appelarionege: 
xicht in . . Amberg. 
3. daͤr den Roattteis ein, ——— in. Ansbach. 
4. Zür den - Dadeneu⸗ und und G Altmuͤhctreis ein Ära 44 
tionẽgericht in. Neuburg. | 


Die, Kurden Juer⸗ anb- — ein Yppelfationsgercht in Memmingen, 
1: 6. Fuͤr den Regens und unterdonaukreis ein Appellatinsss 
gericht in. . Straubing, ’ 
BEA Mies vſare und Sabechtreis ein Uppeliasionsge 
! 38 DMimchen. 


eben Gifake. und ie ein Üppellationdgsricht in Innsbruk. 
—— Etſchkreis ein A (ppellationsgeriht. in... Ztient, 
6. 25. Wo zwei Kreiſe einem Appakationsgerichte untergeordnet, find, 
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beſteht baffelde aus Kr Mräfidenten, ‘2’ Dtrertören, 16 Nächen, 4 Secretaͤ⸗ 
ven, s Erxpeditde, 2 Regiſtratoren, 8 Kanzeltiftent, 1 Rathediener, 2 Voten. 
| 26. Jene U ee welche nur einen Kreis zu ihren 
BIN erhalten‘, beſte ii aus 1 , 1 Diteetor, 8 Raͤthen, 2 Se: 
eretären, 1 Erpebitor, 2. Regifkintoren, — auch im möthigen Falle zu 
Secretaͤrsdienſten zu gebrauchen find, 4 Känzelliften, 1 Rathediener, 2 Boten, 
$. 27. Das —* —— cht, welches. für 2 Pe befteht, theilt 
fi alle Rathstage in Sinate, bei velchen nicht unter 5, und in. peinlichen 
di — unter 7 Mitglieder, mit. Einfhluffe, de Worflandes anivefend 
eyn — 
28. Der Praͤſident kann abwechſelnd allen Senaten belwohnen. 
& 7 « die Direction, hält das Präfenz= Protocoll ‚und,.die - 
J und gibt,. wenn Stimmengleichheit vorhanden iſt, die Entſcheibung. 
ie Geſchaͤfts⸗ und Disciplinaraufficht fteht dem Präfidenten zu, wei⸗ 
her, in wichtigen. Fällen ‚den, Rath der Divestoren zu erhohlen hat. 
0 od 29 Men der Präfident abweſend, ‚oder verhindert iſt, vertritt der 
ältefte Director fowohl in als aufer dem Mathe: feine Stelle, in dem Ber 
binderungsfalle der Direetoren kommt die Reihe an den: älteften Rath, 
$. 30. Es follen wenigftens drei Seffionen des Appellationsgerichts 
in jeder Woche gehalten werden. Bei großem Drange ber Geſchaͤfte find 
wa —* noch außerordentliche Sitzungen zu veranſtalten. 
| 1. Die Appellntionsgerichte erkennen als Appelfationd-Snflanzen 
in X ra freitigen Civilfachen, welche nad) der Gerichtsordnung von 
den - Untorgerichten ihrer Bezirke im Wege der Berufung an fie "gelangen 
können, und gelangen; ſind in’ erfter Inſtanz bei den Civilſtreitigkeiten det 
Mediatifirten und derjenigen, welche, Wir ihnen gleich zu flellen für, gut fin- 
den werben. 
$. 32. Sie erkennen auch in Iweltet und letzter Inſtanz in ſtreitigen 
Wechfel⸗ und Merkantilſachen, welche von den Wechſelgerichten erſter In⸗ 
ſtanz durch Appellation an ſie kommen. 
$. 33. Sie entſcheiden alle duch die inquirirenden Behörden ihrer 
Kreife inftruirten peinlichen Procife, und ſchicken die Acten mit dem Ur⸗ 
theile zur Execution dahin zuruͤck. 
Sie ordnen die vor der cntſcheidung allenfalls noch noͤthigen Erſetzun⸗ 
gen und Inftructionen an. 
. 34. Den wirklichen Befigern der mebiatifirten Fuͤrſtenthuͤmer und 
Graff haften bleibt kuͤnftig das beſtimmte Austrägalgericht, fo wie es in der 
Declaration vom 19. März 1807 ausgefpeochen if. 
$. 35. Wenn ein Untergericht ‘von einem’ ftreitenden Theile aus Ver⸗ 
dachtsgrunden, oder anderer Urſache recuſirt wird, entſcheidet uͤber den Be⸗ 
ſtand oder: Unbeſtand der Recuſation die Apheimtionäftelie, und verweiſet im 
erſten Falle den Streit an: ein anderes: nahe gelegenes Untergericht. 
-$. 36. Wenn zwiſchen Untergerichten, welche unter demſelben Appella⸗ 
tionsgerichte ftehen, Competenzconflicte: fich ergeben; fo hat das Appellationg: 
gericht Bericht darüber zu erſtatten, und Unſco — ergq· cung zu 
erhohlen. 
$. 37. Die Appellatlonsgerichte haben die — ſowohl 
im Civil⸗ als peinlichen Fache über die Untergerichte ihres Begirkes fie 
halten ihre Arbeitstabellen, welche fie alle Quartale mit ihren Erin— 
an das Miniſterial⸗Juſtizdepartement aſenden, - bie es fe 
entftandenen Gebrechen anzuzeigen haben. " 
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| 38, Dileſe Geil Hd uͤbrigens an Die de ⸗ 
mung in —5 — —— zen, er N: — 


356chi hi in u 
30,2 Pre wien Ban... RM, 


‘ & 


= = 2 a a a ae De 
die 7 Alteſten Raͤthe er ar * on Ya — in 
bie ꝑachfolgenden 6 Au nn ee 
* 6 en — — F or — a 
a αν ni 115) 
. . “ . . . « . 2 . 0 4*8 rt 
“ * {una da "ERS — 
eg we a: — en 6 eidg‘ 
der Ermedltor 7 Wh = = — * — —8 2,06 — 
der erfte Regiſtraͤtor a J Bi SE A a „900 
der zweite. . a a a a nn 
die Z’erften Cimelſten jeber — — 
die folgenden jeder ne Pe a ee 
BR RRSREÄNEE a 1 TE RO — 
ber „Bote DE ’ ee ‚200 — 
5. 40. Be den Koh —2 aa t einen Ri zum Be⸗ 
zirke haben, hat der Teller Dee —— ie 4000. fl. 
der Director .. %. ) ®, Er f ae rer Ber a — 7 
von den 2 älteften Räthen ie schnee sie ge e CAD — 
von ‚dem 3 juͤngſten jeder ...; 2; einemmmie Marenoe” #470 0 L600.— 
dee ecſte Secreir64000 .THE 
der zweite. re rer 7; 4.14 * 9 — * erw, © 850 — 
dee Grpebllor . RE Er U ER RE 
ber ecſte Meglfirnige... = vo; 0. 0. m zeneie 0 e.;e + OD — 
ber zweite . . te, tee 
von den. 2. Alteſten Gain win Biene 0 me, mu Tee AO 
von. den 2. legten aeder im... m none A; ee er. Mine art #3 Fr 
der Rathsbiener ER — 
der Bote ne DL — 2* * EL Be 2 . . ie . . 400 — — 
N. Zitei. lg 


Bon: dem Dierappektattsisgertäre. | 


$. 4. Das Oberappellattondgericht hefteht aus einem’ Prem, 
3 Direstoren, 30 Räthen, 4 Secretaͤren/ 1 Rathsdiener, 2 Boten, 

8. 42. Es theilt fih In 3 Senate ; doc) ſteht bem Praͤſidenten feet, 
wenn die Zahl der Geſchaͤfte es erheiſcht, auch 4 Senate zu bilden, bei mels 
hen ‚aber. nicht weniger, ald 6 Raͤthe und ein‘ —* bei Ledeburthen 
Im aber 9 Raͤthe, mit Einſchluſſe des Voörſtandes, aniefend ſeyn müffen. , 

6. 43. Der Pröfident kann abwechfelnd jedem Senate beiwohnen. — 
Er hat in den Seſſionen bie Direction, haͤlt das Praͤſenz⸗Protocoil 
die Umfrage, und gibt, wenn Stimmengleichheit vorhanden iſt, die entſchei⸗ 
dende Stimme.. Außer ber. Verſammlung gebührt m die: roten des 

Einlaufes, die Vertheilung der Arbeiten. 

Die Geſchaͤfts- und Disciplinaraufſicht ſteht dem Praͤſi denten zu, wel⸗ 
Her in wichtigen Faͤllen den Rath der Directoren zu erhohlen hat. 
5A Abweſenheit des’ Mräfideriten verteitt ber aͤlteſte Director 


408 BIT 2 Mayer. : 


2. Es ſollen alle Wochen wenigſtens 8 Seffonen der. Senate 
Statt finden, in dringenden Fällen werden außerordentliche, Sigungen, gehalten, 


$.-46. Jaͤhrlich treten aus jedem Senate 3 Rüthe nad) dem —— 
ai - + 


and’ gehen in” einen andern über, und fo durchgehen fie alle 


— Direckoren koͤnnen, nach Gutbefinden des Hraͤſidenten von Zeit 
zu Zeit in den Senaten gewechſelt werden. 

947." Wie’ werden Bei Beſetzung der ſich eünftig erledigenden Stel 
len der, Obetappellations⸗ Getichtsraͤthe dieſe Stelle miit ihrem Gutachten 
verneh en. 

8.48." Dad Oberappellationsgericht erkerint "in legten" Juſtanz über 
ffreitige Civil⸗ und" über peinliche Rechtsfaͤlle des" gainzeri Königreiches... - , . 

8.49." Ueber welche Civilrechtsſtreite die Berufung von ben Appella⸗ 
tlons gerichten ari dieſes Tribunal ergriffen werden koͤnne with Die, Gerichts⸗ 
ee. angeben. j 

"50. Merin "ein Appellatlonsgericht von - ‚einem ftreiteriden Theile 

aus Gründen eines‘ rechtniaͤßigen Verdachts, oder aus einer andern Urſache 
recuſirt ‚wird‘, eutſcheidet über die Stätthäftigkeit ber Recuſation das Ober⸗ 
appellationsgäricht. 

$. 51. Werin zwiſchen A ppelatlonsgetichten unter fi, o zwſſchen 
uUntergerlchten, weiche nicht. ımter' einem und demfelben Appella oniggerichte 
ftehen, Gommpetenzconflicte: ſich ergeben; fo hat das Oberappellationsgericht 
Bericht zu erflatten, ımd "Unfte alterhöchfte Entfcheidung ‚zu erholen. 

$..52.° In peinlichen “Procefien’ fteht dem Oberappellationsgerichte bie’ 
Revifion, oder das Appellationserkenntniß in den durch beſondere Verord⸗ 
nungen von Uns geſetzlich zu‘ beftinnmenden Fällen zu. 

d. 63. E8 Bann in peinlichen Fällen die "Urtheife ber Appellationsge⸗ 
richte nur beſtaͤtigen, oder zum Vorthetle der Angefchuldigten geformiren. 

$. 54.° Diefem ' Obergerichte ſtehet die‘ Auffi cht uͤber ſͤmmtlichen 
Appellationsgerichte Unſers Reiches zu . 

Es kann Uns, wenn es Viſitationen derſelben vothwerbtg findet, ſei⸗ 
nen — hierůber erſtatten, und mac)’ erfolgter‘ Genehmigung die⸗ 
ſelben abordnen, und Einſicht von dem Gunge ber Geſchaͤfte nehmen, und 
Uns ſodann mit Anlegung ber Protocolle und Beifuͤgung "feiner Erinnerun⸗ 
gen berichtliche Anzeige uͤber den Befund machen. 

$. 55. Wir werden durch Unſer Juſtizminiſterium deVin tatoren Un⸗ 





| ſers RE bi anordnen laſſen. 


Der Eat dieſes are hat zum ein Ber. 
halte . De ae rn . re 
der ältefte Director a nn Q er ER: _ 
eo BE ni. eh ae 
der dritte . . — * 
von den 15 litern Säthen jeder ya u α 
von .ben folgenden jeder ag rn RUN — 
die Älteren 2 Secretaͤre jedet eis we De ie 9 1500 — 
die folgenden. jedeer »..nalmiis 1 0: 1200 ⸗- 

» J 


der Rathsdiener EEE Er er 
DEI 5 a —. 


— Re}: u : i er * tin ‘600 ER 
v Siici rn cn 
Allgemeine. Verfügungen. N 
8. 57. Den Definitivurtheilen in Civil⸗ und —— —— mi. 


ſen von allen Gerichten kuͤnftig die Entſcheidungsgruͤnde beigefügt oerden. 
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$. 58. Mit dem 1. Jaͤnner 1809 "treten ſaͤmmtliche nen organifftte 
Gexichtshoͤfe und ı Gerichtäftelen ihre: Berufsgefchäfte: an, und die dei den 
nicht mehr, beſtehenden Gerichten, noch vorhandenen Acten, Documents, Des 
pofiten, Bücher, f. a. werden an bie Teen Dear enehPeben ausgelie⸗ 
fert. Es muß zu dieſem Ende von den Erſten ein erzeichniß aller oben 
genannten Gegenſtaͤnde bis zur Auslieferung gefertigt werden. 
‚859. Die Juſtiz kann in Unſerm ganzen Koͤnigreiche nur von den 
von Und new organiſirten oder beftätigten Gerichtshöfen in Unferm Namen, 
nach Unſern Geſetzen und Vorſchriften verwaltet werben. — 
Vom 1. Jaͤnner des kuͤnftigen Jahres hören daher bie Geſchaͤfte aller 
jener Gerichtöbehörden auf, melde von Uns nicht als Fünftig beftehend dfz 
fentlich "bekannt gemacht worden find.  : a De 15: 
+ Diejenigen, welche nach obigem feſtgeſetzten Termine ſich einer fernern 
Gerichtsbarkeit: anmaßen, ſollen als. Verleger Unſter Hoheitsrechte beſtraft, 
and ihre Handlungen als nichtig angefehen werden. dt de gg 
Unſer Juſtizminiſter ift beauftragt, mit Anfange des Bünftigen Jahres 
‚gegenwärtige Drganifation, in Vollzug bringen, zu laſſen. —* 
Muͤnchen, den 24. Juli 1808. De 
anz Mar. Sofeph, u *. 
Freih. v. Montgelas. 
Sr. Morawitzky m 
en Sreih. v. Hompefch . 


d) Organiſches Edict vom 28. Juli 1808, die fünf: 
„tigen Berhältniffe des Adels betreffend. 

Wir, Marimilion Sofeph, von Gottes Gnaben. König 
von Bayern. Er A 

Wir haben in Gemäßheit des J. Titels $. 5. der Conſtitution Unfers 
Königreiches über bie künftigen Verhaͤltniſſe des Adels befchloffen und verord⸗ 
net, wie folgt; en r 
. | L Titel 


Don dem Adel überhaupt, 

ur 1. Kapitel. 

Won Erlangung des Adels, F — 
Der Adel kann nur durch eine koͤnigliche Conceſſion erlangt 


1 
8,2. :Deffen politiſche Vethältniſſe fihb- ducch!.die-Gonftihition beſtimmt. 
; F 5. 8. Die Befugniß, Majorate zu errichten, ſteht ihm auẽſchließ— 


$. 4. Den mebiatiſtrten Fuͤrſten, Grafen und Herren verbleiben: die 
Rechte, welche Wir ihnen in Unſrer Erklärung vom 19, März 1807 zuges 
fichert haben, in fo weit fie den ausdruͤcklichen Beftimmungen der Conſtitu⸗ 
tionsacte Titel I. F. 5. nicht widerſprechennn. 
9 5.  Denjenigen Majoratöbefigern, welche Mic mit diefem. Mechte 
für ihre Perfon ‚allein, oder. ihre ‚Erben zu begünftigen für: gut‘ finden wer⸗ 
den, gebührt der privilegiste Gerichtöftand, wie er in dem K. 9. erfien Abfag 
und &. 14. der erwähnten Treten Ah ’ 


t ‚3 


\ 


110 EST RT, Mayer 
ren mn bite) 2; Kapitel. t 1: 3 
"Bon ber Wererbung bes Geburts= und ——— 
a 6; Der Adel wird durch die rechtmaͤßige eheliche Geburt von adelis 
gem eltern oo durch Adoption vererbt. 

8. J.* die in Unſerm Koͤnigreiche als Adelige anerkannt ſind, 
behalten fuͤr ſi ch nd: ihre ehelich gebohrne. Kinder ihre bisherigen Adels: Titel, 

K 8. Sn den Fällen, in welchen . die Adoption nach den Befegen 
Staͤtt Hit, kann auch mit Unfrer. Genehmigung ber MWe⸗⸗iiet af den 
Be Sohn ‚vererbt werden, — 

* 3. Kapitel 
U Bon der Erwerbung des Adels: — ——— 

F. O.Derjenige Unſrer Unterthanen, welcher einen Adels-Titel durch 
elam Gnadenbtief ‚von Uns erwerben will, muß in einer am Uns gerichteten, 
und bei Unſerm Minifterium ber aistodrfigen Angelegenheiten übergebenen 
motivirten Vorftellung durch glaubwuͤrdige Beugniffe oder Urkunden darthun: 

4) Nebft Namen): Vornamen, Alter, u feine — Krause 
oder fonftige Functionen; ; 

2) feine und feiner Familie Berdienfte um den Staat 

3) die-Zahl feiner, Kinder beiderlei Gefchlechts; 

4) ein hinlängliches ſchuldenfreies Vermögen. 

$. 100 Genanntes Minifterium prüft die in der Vorftellung enthals 
tenen Angaben, und erflattet an Uns darüber einen ausführlichen motivir | 
ten Antrag. 

841. Wenn das Geſuch Unſre alerhoͤchſte Genehmigung hierauf er⸗ 
hält; fo wird durch das naͤmliche Miniſterium der Adelsbrief, mit ‚der Be 
fchreibung des bewilligten Wappens, in ber hergebrachten Form ausgefertiget, 
und, nad) erlegter Taxe, in das hierüber zu führende befondere Regiſter einges 
(cheieben,,. bem Supplicanten ſodann zugeſtellt, und dutch bas Regierungs⸗ 
blatt bekannt — 

4. Kapitel. 

Verluſt bes Adels. 
| & 12. Der Verluſt ber bürgerlichen Rechte hat zugleich den Vetluſt 
des Adels zur Folge; jedoch nur fuͤr die Perfon des Titulairs, und nicht 
für deſſen rechtmäßige Exben, 
$. 13. Die Erneuerung des Adels: Titels it eine neue Verleihung, 

und unter den nämlichen Bedingungen, wie in dem 3. Kapitel vorges 
ſchrieben iſt, gefhpehen. AA SE 

5, Kapitel, 

Matrikel für ſaͤmmttliche Adelige des Königreiches. 

F. 14i- Sämmtliche Adelige Unfers Königreiches, ſowohl der alten Ges 
ſchlechter, als auch diejenigen, welche erſt in neuern Zeiten. bie ‚Adelstitel 
erhalten — follen in eine beſondere Matrikel eingetragen werden 

$, 15. Au dem Ende find alfe adelige Familien gehalten, innerhalb 
6 Monaten nach ‚der Publication des gegenwärtigen Edicts, bei Unſerm Mis 
en der auswärtigen Angelegenheiten in beglaubten Aofchriften eins 


a) Forte: Abelstitel und bie Diplome, ober fonftige Urkunden, —— welche 
derſelbe bewieſen wird; 
b) ihre Familien⸗ Wappen; | | 
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c) den Vor⸗ amd, Zunamen aller Familienglieder/ ihr ;Mfter ihren gegen: 
märtigen Wohnort, mit einer Anzeige der, Stellen, die fie bekieiden. 
$.. 16. Bei jeder rg Familie werden dieſe Angaben, nachdem 
ihre Beglaubigung unterſucht und tichtig gefunden. worden iſt, in die Di 
trikel eingetragen. 
. 17. Em fo. werden . in der ‚nämlichen, Mateitel at, Bernderun 
gem vorgemerkt; ‚die mit. einer Familie ſich ergeben. 
6. 18, Mer in. diefe. Matrikel nicht eingetragen. i£, 44. in Unferm 
— in * oͤffentlichen Acten nicht als adelig erkannt, | | 
Die Ertracte qus dieſer Matrikel geben‘ volltonmenn Beweis 
für. dem, — 


$. 20, Dieſe Matritel wird unter der Aufſicht nfers DiniPriume 
der austwärtigen Angelegenheiten ‚geführt, 

$. 21. Die über den. Adel vorkommenden freitigen gFau⸗ ‚aber: wer 
den bei den einfälägigen Appellationsgerichten verhandelt und entfchieden. 

$.. 22. Sollte das gerichtliche Erkenntniß Veränderungen in dem Abdels- 
titel zur Folge haben; fo muͤſſen diefe dem genannten Miniſterium ange: 
zeige werden, damit, durch bafjelbe, die den ne — Verfuͤ⸗ 
gungen veraulaßt werden Eönnen. ur 
e I. Titel. 

Bilbdung Fünftiger Majorate. 

1. Kapitel, | 

Allgemeine Vorfchriften. 


8,23, Die Majorate koͤnnen zukimftig nur gegruͤndet werden auf 
Ginfünfte eines freien, in Unferm Königreiche ‚gelegenen Landeigenthums. 
$. 24. Diefes muß von allen Schulden und ſonſtigen Laſten frei 
ſeyn, worüber die obrigkeitlichen- Beurfundungen und. Yuszüge der Hypothe⸗ 
kenbuͤcher — werden muͤſſen. 
$. 25. Durch das Majorat darf der en derjenigen, welchen 
ein ſoicher nach den Geſetzen gebührt, nicht verlegt werden, 
. 26. Unter dem Betrage von viertaufend Gulden seiner Renten barf 
kein daſorat conſtituirt, oder beſtaͤtigt werden. 
— $. it Die Errichtung ber Majorate erfordert allezeit Unfere beſondere 
ewilligun 
$. — Dieſe wird in einer an Uns gerichteten, und bei Unferm Zu: 
füminifterfum — Vorſtellung nachgeſucht. 
$. 29. Es müffen in der Supplik die Motive zur Erxrichtung eines 
Majorates angegeben feyn, und berfelben beurkundete Yusweifungen über 
den Vermögensitand beiliegen. | 
$. 30. Genanntes Minifterium hat die vorgelegten Motive und Be⸗ 
weiſe, nach vorlaͤufiger Vernehmung der geeigneten Juſtizſtellen, zu unterfu⸗ 
chen, = — an Uns zu erſtatten. 
Erfolgt hierauf Unſere Genehmigung; ſo wird * die Errich⸗ 
tung des an eine Urkunde, im welcher 

a) bie Motive des errichteten Majorates, 

b) der. Adelstitel desjenigen, welcher es conſtituirt, 

c) woraus es bejteht, unter: Unſerm größern Siegel —— in * 
Matrikel eingetragen, und nach erlegter Taxe durch das. Regierungsblatt 
bekannt gemacht, auch muß: der Majoratsbrief in dem — ——— 
wo die Guͤter gelegen ſind, eingetragen werben. 

$. 32. Es wird forn-- RE 
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Matrikel über diol in hrem Bere ihnen Mg mit elnet ge⸗ 
nauen Beſchteibung deiſelben geflihtt. 

In 330 In demjenigen Faͤllen/ tm welchen Mir eine Aeisvereifung 
oder Standeshöhung”imit- einer Majoratsdstation ertheilen, Werden Wir 
Unfer darüber ertheilte® Ei nebft einem Verzeichniſſe der das: Majorat 
conſtituirenben Shit); Unfeem’ Meinſſterium "der Yufliz'-umd der auswaͤrti⸗ 
gen Verhältniffe zufertigen; welchem erſtern ſodann obliegt, hienach die Mas 
Joratslirkunde auszufettigen, imd die Eintragung - in’ das Hypothekenbuch 
ſowohl, als in die Matrikel des einſchlaͤgigen Gerichtes, und die Bekannt⸗ 
machuugt dutch das Regierungsblatt zu verfügen; letzterem aber die belt: 

verleihung oder Standeserhöhun in das Adelsregifter eintragen zu -I 
. 34 Wenn die Dotäflon nur zum heile durch Uns gefchi J 
muß wegen des andern Theiles die vorgefchriebene "Unterfüchung ber —8 
Bedingungen voraugehen, ehe die Majoratsurkunde ausgefertigt wird.“ 
$..35. Die Güter, welche dad Majorat bilden, erhalten übrigens keine 
befondere Befreiung von Staatslaften, en fe ige ber rd wie das Ei⸗ 
— * — — unterworfen: · | 
| 2 Kapieet RE 
Bon ben Wirkungen des errichteten Majorates 
In Anſehung der. Perſonen. | 

6. 36. Das Majorat wird auf, die, monnliche leibliche, oder bei Ab⸗ 
gang derſelben, durch Adoption nach den ‚Gefegen berufene Defcendenz in der 
Linealorbnung nach der Erſtgeburt/ errichtet. 

8.37. Damit aber die Adoption die Wirkung der Vererbung au 
das Majorat erhalte, iſt Unſre auspehitiche Bewilligung zurch ei bejonde⸗ 
| — Decret hiezu erforderlich. 

. 38 Diejenigen/ welche’ in * — eintreten muſſen fetzen— 
* Eid ablegen: 

zZ ſchwoͤre Treue dem Kong und dem koͤniglichen Haufe, Gehod⸗ 
ſam gegen die Conſtitution, bie‘ Geſetze und Verordnungen des Rei⸗ 

cdches, und ich verſpreche, die Waffen zu ergteifen, zur Vertheidigung 
des Vaterlandes in allen Fällen, in welchen demfelben Gefahr drohet, 
und ich von dem Monarchen dazu aufgefordett werde.” ° 

g 39. _ Von den Fürften und. Hrafen wird dieſer „Eid, in Unſre eige⸗ 

* Haͤnde abgelegt; die uͤbrigen Abeligen leiſten denſelben an Unfter Statt 
nſerm Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, ober el, 
—* auf unſern Befehl hiezu beauftragen wird. | | 
8. Kapitel, 2 ea a 
In Anfehungıdier Güter. ı 

ß. “0. ‚Die Güter; welche das- Majorat bilden, erhalten, ober in 

ten bie Eigenfchaft der Stammgüter, 


F. Al. Hienach find‘ fie unveraͤußerlich und dirfen weber mit Sau. 
den, noch mit fonftigen Laften von dem Nusnießer belegt werden. | 
§. Alle durch den Beſitzer derſelben vorgenommene Veraͤußerun⸗ 


gen, von welcher Art ſie ſeyn moͤgen, alle darauf conſtituirten Rechte oder 


Hypotheken ſind nichtig, und kein Geticht darf fie als gültig’ erkennen. 

43, 1, Würde: von einem’ Gerichte dagegen gehandelt; fo follen feine 
Erfenntniffe auf Anrufen’ des Nachfolgers im Majotate von dem unmittel⸗ 
bar höhern Tribunale * und der urſpruͤngliche Stand des Mojotats 
hergeſtellt werden. 
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* bei ige — Majorate zu wachen. 
hd a Xcpii wr bu . 
Bon dem le ber —— — | 


F 
er 
FETT 


T 47. Wenn ber letzte Beſitzer zur —— keiner Schulden, 
Ber dem Majdrate, kein anderes’ hinlaͤngliches Vermögen zuruͤcklaͤßtzſ F 
tet der Majoratsnachfolger für die ih den Geſehzen privilegirten — 
welche er aus den Einkuͤnften des Majbrats zu tilgen verpflichtet iſt ; jedoch 
dergeſtalt, daß nie mehr, als der dritte Theil der jahrlichen Einkünfte daßlit 
angewieſen werden: duͤrfe/ wonach - der’ ——— dieſer Fotderungen in 
nn Friſten eingetheilt werden muß. 

. $. 48. Wenn det —— eine Wierwe fühle, die webet 
din; zu: ihtem AUnterhalte eigenes hin arte Vermoͤgen beſi iet, noch) daß 
anderes Guͤter aAußer· dem Majdrate? vorhanden Find, auf welche Elbe: ſtandes⸗ 
mäßiger Unterhalt angewieſen werden koͤnnte; fo geht/ in Ermangelung bei: 
der obiger Waifsquellen die Verbindlichteit an die Majoratsbeſitzer uͤber, ein 
verhaͤltnißmaͤßiges Witthum aus den Majoratseinkuͤmften zu leiſten. 94 

. 49. Dieles Witthum darf jedoch den dritten Theil der Einkümfl 
des horse in keinem Falle “übbefchteiten ; und ſollten mehrere zu Teiftende 
Witthume und zu tilgende privilegirte Forderungen bei einem Majoratbhss 
figer guſammentreffen fo mir dieſem allezeit ein Daghen der Eintunſu 
frei bleiben.. 10 IK rg u.) 

m — — hört das ——* durch die zweite Bereragung Auf! 

ne. te 5 2) 11 De 2 

Bon der Veräußerung ber. Majoratsgäter, den babel zu frz 
— achtenden Foͤrmlichketlen, und der Erſetzung derſelben. 

$. 512Diejenigen Adeligen, welche ein Majbrat errichtet haben, koͤn⸗ 
nen in Faͤllen der Nothwendigkeit/ voder eines beſondern Nubens die Veraͤu⸗ 
ßerung der Güter, auf welche das Majorat gegruͤndet worden iſt, und ahn 
Erfegung: durch andre entweder im Ganzen, oder zum Theile nachſuchen, 

62. Sie? muͤſſen die Motive in einer der einſchlaͤgigen Juſtizſtelle 
übergebenen "Worftelfung anzeigen, undiderferben ein Verzelchniß der. zu ver- 
äußernden und: dagegen einzutauſchenden Girter, mit einer · genauen Beſchrei⸗ 
bung derſelben, nebſt einem’ Auszuge aus ven Hppodhetenbüchern, belegen. 

$. 63. Nach dem von diefer Stelle hieruͤber erſtatteten Berichte wer— 
den Wir, auf Vortrag Unſers Miniſtetiums der Juſtiz, eine den Uns dar: . 
gelegten Verhaͤltniſſen der Sache angemeſſene Entfchliegung erlaſſen. 

6. 64. Wenn dieſe dem Geſuche des Supplicanten guͤnſtig iſt; fo 
treten im Falle eines Tauſches, die eingetauſchten Guͤter an die Stelle der 
dafür abgetretenen, unter Beobachtung: der. {m Artikel 31. und 32. vorge: 
fchriebenen Foͤrmlichkeiten. 

$. 55. Im alle eines ohne Taufe), von Uns geſtatteten Verkaufs 
muͤſſen die. Kaufsbedingungen Uns angezeigt werden. 

$. 56. Wenn bdiefe von Uns, nad) Vernehmung ber einfchlägigen 
Juſtizſtelle, genehmigt werden; fo werden bie veräußerten Güter unter Beob⸗ 
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ter „welchen „fe —7 lbewin worden on, — teten dann in 


das freie Commerz zurü 

$. 57. Nah — Verkaufe iſt der Mejoratobeſther — 
die geſetzlichen Zinſen von dem Kaufſchillinge ſo lange zu fordern, bis derſelbe 
baar erlegt iſt, bern al keine Binfen fipufiet ‘worden wären. _ 

4 6. 31 9 fing wird an einen öffentlichen" Fond‘ entrichtet, 
den Mir‘ Hefdtiderg“ beſtimmen werden, welcher dem Titulait dafuͤt Haft, 
ünd am Benfeleh oe —— Binfen einfweifen. bezahlt. 


LE 6 Kapltel. — 
Han. der Wicheränlesung des aus ben —— Gutern 
n erl ſeten Beides, 


*8 59. Die. erlöfete *2* muß ‚innerhalb 6 Monaten, — J 
—— Verkaufe, zur Erwerbung ähnlicher Guͤter verwendet werden, welche 
zur Bildung eines Majorats dem $. 11. erfordert werden, : 

$. 60. Die von dem Zitulaire. zur ‚Ermwerbung. in Vorſchlag gebrach⸗ 
ten Güter muͤſſen Uns, mit einer. genauen Befchreibung und mit ben gericht 
lichen Ausweifungen uͤber das. freie Eigenthum berfelben, ihren Werth und 
ihren. wirklichen. Ertrag, nad) vorläufiger nterſuchung ber einfhlägigen. Su: 
ſtizſtelle, — werben. 

. 61. Sollten bie Ausweiſungen ihr richtig und gegründet befun: 

den nn Feng fo werben Wir dem: Titulair einen weitern Bein zur 

Eſetzung der neräutßerten Güter verilatten, 

ed 62. Finden Wir: aber in ber Erwerbung der — Güter, 

—— obiger Unterſuchung der geſetzlichen Bedingungen, einen hinreichenden 
5;fo werden Wir daruͤber ein genehmigendes Deeret ertheilen, und ihre 
regiſtritung, unter den im $. 31. und 32. Demeften Foͤnmlichteiten, 


$. 63. Die * ſolche Art — Güter trete in — geſetzli 
chen Wirkungen gm bie Stelle der veräußerten. 


7. Kapitel — — 
* Von der aönalichen Auftöfung. des Majoratep; 
u. $. 64. Das Majorat, welches bon. einem Titulair auf feinen Sir 


tern errichtet worden iſt, wird aufgelöfet: 
—— wenn. bie leibliche oder adoptirte — Deſcendenz deſſelben erlöfcht. 
Der Iegte Beſitzer genießt alsdann alle Rechte einer freien Difpofition 
nach ben Gefegenz und wenn berfelde davon Beinen, Gebrauch macht; fo 
‚seite nach ſeinem Ableben bie gemeine Inteſtaterbfolge ein ; ferner Ä 
b) duch, die Einwilligung: fümmtlicher lebender. Majoratserben, welche ge⸗ 
richtlich * werden muß, mit Unſrer darauf erfolgten Genehmigung. 
: $. 654,5 Bei gaͤnzlichem Abgange eines ..andern Vermögens wird die 
Alimentation bee nachgebohrmen Rinder :beiberlei Geſchlechts auf die Einkünfte 
des Majorates mach dee Zahl berfelben angewiefen, jedoch in einem foldyen 
Verhättniffe, daß. fie: bie Hälfte derſelben in keinem Falle Überfteigen, und 
mit Einrechnung allen. uͤbtigen Laften der. britte. Theil ber. Einkünfte bems 
Beliger frei bleibe. Die Verhandlung wird von den Juſtizſtellen berichtigt, 


- und von Uns. beflätigt. 


$. 66. Das Majorat wird allezeit in den Pflichttheit des Nachfolger 
im Majorate eingerechnet, 

$. 67. Die Auflöfung gefchieht mit — der bei der Errich⸗ 
tung der Majorate vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 
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$. HE Wenn Wit ſelbſt das Majorat Im Ganzen, oder zum Theile 
unter Vorbehalt des Rückfalles nach erloſchenem Mannoſtamme des Titulairs, 
dotirt haben; ſo fallen dieſe Guͤter in dem eintretenden Falle der wirklichen 
Erloͤſchung der ehelichen mannlichen Deſcendenʒ deſſelben zu Unſeret weitern 
Dispoſition zuruͤck. — 
8. Kapitel 


Anwendung der gegenwärtigen Dispofitionen über bie Mas 
jorate auf-die Fideicommiffe der in Unferm Königreihe ans 
gefeffenen adeligen Geſchlechter. 

F. 69. Die dermaligen Fideicommiſſe Unfrer -adeligen Familien find 
in allen ihren dermaligen rechtlichen Wirkungen aufgehoben‘, wie fie auch in 
der Vorausfegung anderer reg Verhaͤltniſſe von Und bereit bes 
ftätigt worden find. 

$. 70. Sie nehmen jedoch die Eigenſchaft eines Majorates mit allen 
demſelben durch ‚die. gegenwärtige, Verordnung Wan. reihen Eigen» 
ſchaften an, wenn fie. . 

a) von: Kbeligen errichtet. fi find, 

b) in liegenden Gütern beft ftehen, 

ec) von Uns bejtätige und ent — ind 

d) die Summe von 4000 fl. jährlicher teiner Einkünfte ER und 

e) wenn ſich die Befiger innerhalb 6 Monaten, von dem Tage der Kund⸗ 

michung diefer Verordnung, fchriftlich bei Uns mit der Erklärung mels 
aan daß fie wuͤnſchen, ihre Fideicommiſſe moͤgen in ein Majorat 

bergehen. 

6. 7. Zur Berichtigung der Berhältniffe einer - ‚jeden Familie wird 
eine beſondere Commiſſion von Uns ernannt werden. 

$. 72. Die Regredientanſpruͤche werden ganz aufgepoßen, 

Münden, den 28, Juli, 1808. 
Wax. Joöoſeph. 
Freih. v. Montgelas. 
‚Graf Morawigkg. 
Freih. v. Hompeſch. 





e) Organiſches Edict vom 28. Jull 1808, die guts— 
berrlihen Rechte betreffend. 


Wir Marimilian Zofeph, von Gottes Gnaben, König 
von Bayern. 

In Erwägung des Zit. I. $. 5. ber Conftitution, wo feftgefegt ift: 
| Der Adel behätt — wie jeder Gutseigenthümer — feine gutsherrli 
hen echte nach den gefeglichen Beftimmungen ic. haben Wir befchloffen, 


wie folgt: 
I. Abſchnitt. 
Rechte, welche den Gutsherren in Beziehung auf die verfchie— 
denen Zweige der Regierungsgewalt übertragen ſind. 
$. 1. Die Ausuͤbung der in gegenwaͤrtigem Abſchnitte begtiffenen 
Rechte kommt nur jenen Gutsherren zu, welche ihr eignes rs zu bilden 
vermögen. 


| L Titel.“ 
— Geſetzgebung und Dberauffigt. — 
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im feinem ganzen Umfange und mit allen * Wirkungen — — 
nach dem Inhalte der Conſtitution, allein vorbehalten. 
$. 3. Alle in. den mediatiſirten Beſitzungen beftehende Geſebe und 
Gewohnheiten, oder Particularrechte, welche auf. alten. ‚Mediatgütern, ‚noch gel⸗ 
ten koͤnnten, unterliegen den Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Ges 
ſebbuches inſofern fie im gegenwärtigen, Edicte nicht ausdruͤcklich beſtaͤtigt find. 
5 $.:4. Das Regierungsbfatt ift als allgemeines. Drgan der, Geſetze und 
Verordnungen des Reiches bei den gutshertlichen ‚Berichten eben: fo, wie bei 
den Landgerichten zu fammeln und aufzubewahren. 
$..5.-;In Fällen, -wo eine befondere Bekanntmachung einzelner Befege 
ober Verordnungen befohlen. wird, fol dieſe durch dad gutsherrliche Hnteram 
richt oder durch die Seelſorger des Ortes vorgenommen wahen 
II Zitet. 
vorige w alt. 
6. “apa Ihe Aushbung der Juſtizgewalt haben fich bie Surtterch 
nach den über die Juftizverfaffung Unferes Reiches im Allgemeinen und über 
die Patrimonialgerichte insbefondere und en organiſchen Edicten zu 


achten. 
IL Ziee f: 
REM | 
3 7. Ale Polizeifunctionen, welche ben gutsherrlichen Beamten nach 
gegenwaͤrtigem Edicte obliegen, muͤſſen von dem naͤmlichen Supjeche,e welches 
die gutöhertliche Gerichtsbarkeit verwaltet, ausgeuͤbt werden. , Dr Patrimo: 
nialrichter foll gehalten. ſeyn, in Polizeifachen. ‚Anzeigen an, den . Gutsheren 
zu machen, und wenn derfelbe-in dem: Sige des Gerichts anweſend iſt, ſeine 
Auftraͤge hieruͤber zu en ; 
Bevoͤlkerungs-Polizei. 
$. 8.. Die — tzer haben das Recht, neue Hinterfaffen anzuneh: 
men; jedoch ift die Genehmigung: bei jedem Kalle durch den gutsherrlichen 
Gerichtsbeamten von dem: General⸗Kreiscommiſſair hierzu einzuholen, und von 
£einer Seite zu erſchweren 
9. Wegen des Fudenſchutzes bleibt es bei den beſtehenden Verordnun⸗ 
gen, bis hierüber anders beſtimmt wird. 
$. 10. Die Auswanderungen gutsherrlicher Hinterfaffen in das. Aus: 
land find den naͤmlichen Bedingungen unterworfen, welche bei Unfern Übrigen 
Unterthanen eintreten, 4 
$. 11. Die Roegifter und Acten bes Givilftandes werden, nach bem 
‚ allgemeinen Givilgefege, von den gutshertlichen Gemeindevorfiehern und Ge: 
richtshaltern beſorgt. 
B. Unterrichts-Polizei. 

G. 12. Die Einrichtung neuer Schulen fteht den Gutsherren, infofen 
das Beduͤrfniß aus dem allgemeinen Schulorganismus hervorgeht, nach ein: 
gehohlter Bewilligung Unſerer Ober-Schulbehoͤrde zu. 

$.13. Schon beſtehende gutöherrliche Schulen koͤnnen, ohne die eben 
bemerkte Bewilligung, weder. unterbrüdt, noch verfegt werden. 

Die gefammten gutsherrlichen Schulanſtalten find der Auffi cht 

Unferer General: Kıriscommiffariate und Inſpectionen untergeordnet. 

$. 15. Bon den dahin gewidmeten Fonds darf ohne Bewilligung des 
General: Kreiscommiffariats nichts veräußert erden. 

$. 17. Die ‚Anftellung der Schullehrer, bleibt. den Gutsbeſitzern, wo 
fig diefelbe hergebradyt ‚haben, zwar vorbehalten; der ernannte Candidat muß 


Organiſches Edict vom 28. Zuli 1808. , 17 


aber die in der: Schulordnung vorgeſchriebenen Eigenfthaften befigen, und zur 
Unerefüchufig derſelben der angeorbneten Behörde präfentiet werden. 
17: Nach dem Reſultate -diefer.“ Unterfuchung ‘erfolgt die Beſtaͤti⸗ 
gung, * die ec an den Gutsheren; ein taugliches Subject. zu ſtellen. | 
E* Sicherheits: Polizei, 
Ä s. 18 eg Sicjerheitsanfkatten ‘werden allein von ben Gene: 
cal: —— und den Landgerichten, als Unter⸗Kreiscommiſſariaten, 
— und geleitet, fofort von den gutsherrlichen Beamten in Vollzug 
gebr 

$. 19. In — Orten, wo bie Gerichtsbarkeit Guts⸗ 
herren, oder die gutshertliche und jene Unſerer Untergerichte concurrirt, haben 
letztere die Sorge für die Localſicherheit und die hierzu erforderlichen Anord⸗ 
nungen, namentlich die Lölchanftalten zu übernehmen. An ungemifchten Dr: 
ten: hingegen koͤmmt die Local-Sicherheitspolizei dem gutsherrlichen Gerichte zu. 

8: W. Die Oeftattung- öffentlicher ‚Zänze, Schaufpiele, Scheibenfchie: 
fen, : Wettrennen und anderer öffentlicher. Unterhaltungen, dann die Aufficht 
über diefelben, kommt nach, den diesfalls  beftehenden. Verordnungen, jedoch 
mit dem eben feſtgeſetzten Unterſchiede, den Gutsherren zu. 

$. 21. Die Bewilligung, zur Errichtung von Lotterien, ober des foge: 
nannten Gluͤckshafens, gebührt den Gutsherren niht. 

D. Dorfs- und Gemeinde:Polizei, 

$. 22. Die Dorfss und Gemeinde: Polizei, welche auf die Verwal: 
tung des Gemeindegutes, auf die Einrichtung oder Erhaltung der Armenan— 
ftalten, der Gemeindewege, auf die Leitung der Gemeindeverfammlungen, und 
überhaupt auf die Handhabung der öffentlichen Ruhe ſich bezieht, ſteht in 
Dörfern, welche ungemifcht find, dem gutsherrlichen Gerichte zu. 

$. 23. In gemifchten Dörfern bleibt fie gemeinfchaftliih, fo weit es 
dabei auf die Verwaltung des Gemeindevermögens und auf bie Zeitung der 
Armenanftalten ankommt. 

Die Sicherheitspolizei auf dem Felde und im Dörfe hingegen ſteht in 
ſelchem Falle mit dem Ruͤge- und Strafgerichte Unſerm Landgerichte zu. 

. Gewerbs- und Handels-Polizei. 

G. 24. Die Aufficht über das Zunftweſen, die Beftätigung oder Ein: 
führung von. Zunft» und Handwerfsordnungen, die Entfcheidung der Strei⸗ 
tigeiten der Bünfte und Zunftgenoſſen unter fih, in Beziehung auf diefe 
Verbindungen und auf die Ausübung ihrer Gewerbe, fteht ausfchließend Un— 
fern Genetal:Kteiscommiffariaten und Landgerichten, ald Unter: Kreiscommif- 
fariaten, zu. 

$. 25. Bei bee Annahme ber Handwerker, bet Verleihung neuer ober 
Miederbefegung erlöfchender Gewerbs = Gerechtigkeiten koͤmmt den gutsherrlis 
hen Gerichten bloß die Inſtruction des Geſuchs nach der Verordnung vom” 
5. Senner 1807 zu; bie Bewilligung ober Entfcheidung hingegen ift, nad) 
ben Beltimmungen der angeführten Verordnung, bei dem General: Kreis: 
— ſelbſt nachzuſuchen. | Ä 

$. 26. Die Auffiht über den. Handel im Allgemeinen unterliegt den 
ag Gefegen, und ift Unfern obern Kandesftellen vorbehalten, wohin aud) 

$. 27. De Annahme neuer Handelsleute und die Extheilung der Fa: 
bril- und Manufacturconeeffi ionen geeignet ift. 

6. 28. An Drten, wo die Gutsherren Sahrmärkte hergebracht haben, 
follen die hierauf ſich beziehenden Landesverordnungen befolgt werden. Die 
Gutsgerichte behalten ‚aber die- Local: Polizeinufficht, und find verantwortlid) 
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6. 29. Der — des freien Verkehrs ſoll zwiſchen ben gutsherr⸗ 
lichen Hinterfaffen und Unfern übrigen Unterthanen allenthalben in Anwen⸗ 
- bung kommen. Kein fogenanntes Bann⸗ oder Zwangsrecht fol jemals da⸗ 
gegen geltend gemacht werden Eönnen 

$. 30. Die Auffihe und Unterfuchung über Elle, Maaf und Gewicht, 
‘über die. —— — — — insbeſondere die Muhlbeſchau, 
ſteht der u 
ui $. Die a be) Kan der Ehsheiie dea Aldeitsloh⸗ 
nes u. ſ. w. ſteht, Infofern diefe Statt finden, den Generals Kreiscommiſſa⸗ 
riaten zu. 

Die Aufficht über die Beobachtung der feßgefegten Tapen fiegt den 

Beamten ob. 


F: Strafen» und Waſſer⸗Polizei. ' 
$. 32. Die Oberaufficht auf die Heerftraßen und Fluͤſſe — einzig 
zu dem Geſchaͤftskreiſe Unſerer General⸗Straßen⸗ und Waſſerbau⸗-Direction. 
6. 33. Die Polizeiaufſicht hingegen auf die Bruͤcken und Wege, wel⸗ 
che die Verbindungen einzelnee Gemeinden unterhälten, gebührt der Locals 


Polizeibehoͤrde. 
G. Cultur⸗Polizei. 

$. 34. Die Anordnungen in Abſicht auf allgemeine Landescultur ge⸗ 
hören zur Ortspolizei, und ſtehen den Generals Kreiscommiffariaten, nach der 
ihnen ertheilten Inſtruction, zu; ihre Vollziehung, wie auch die erſte Inſtanz 
in Culturſtreitigkeiten, inſofern der Gutsherr nicht ſelbſt dabei betheiligt ift, 
bleibt den gutsherrichen Patrimonialgerichten uͤberlaſſen. 

H. Forſt- und Jagd-Polizei. 

$. 35. Die Forft: und Jagd» Polizei, fo mie bie Forftgerichtebars 
keit, verbleibt den Gutsherren in ihren eigenen und in den Gemeindewaldun⸗ 
genz jedoch find fie verbunden, Unfere Forſt- und Jagdordnungen unter ber 
Oberaufficht Unferes oberften Forſtamts zu befolgen, und ihre Hinterfaffen 


hierzu anzuhalten. 
L Gefundheits: Polizei. 

6. 36. Das Medicinalwelen hängt Iediglih von ber oberften Polizei: 
gewalt ab, welcher auch alle Anordnungen über Gefundheitspolizei zuftehen. 

$. 37. Die Local: Polizeibehörde ift mit ihrer Vollziehung beauftragt. 

$. 38. Das Ärztliche Dienftperfonal wird in der Regel nur von Ung 
ernannt; jedoch ſteht den Gutsherren der Vorſchlag der Individuen für ihre 
Gerichtsbezirke zu. 

$. 39. Die Polizei der Nahrungsmittel, die Sorge für die Reinigung 
der Straßen, bie Anftalten gegen Verbreitung anftedender Krankheiten unter. 
Menfhen und Vieh, und alle Übrige auf die Erhaltung der Gefundheit fich 
beziehende Localanftalten gehören gleichfalls zu den gutsherrlichen Polizeiaͤm⸗ 
tern; jeboch unter ber Aufficht und Lei ber obern Polizetftelle, und in: 
fofern dee Zitel IL $. 19, nicht entgegen fteht. 

IV. Titel. . 
Sichengemwalt, 

$. 40. Die oberfte Kirchenpoligei fteht dem Souverain zu; die welt: 
lichen und geiftlichen Obrigkeiten auf den gutsherrlihen Befigungen müffen 
die in Kirchen Polizeifachen erlaſſenen Iandesfürftlichen Verordnungen vollzies 
ben, und für ihre Beobachtung wachen. | 
* — 41. Die Errichtung neuer Conſiſtorien bleibt der Staatsgewalt vor: 
14 
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9. 42 Di Gonſiſtorialgerichtsbarkeit wird bloß von. Unferh : Appella- 
522 ausgeübt, Sedoch bleibt es in Anſehung jener Grundherren 
weiche‘ foͤrmliche Juſtizkanzleien mit Unſrer Bewilligung halten, bei der De⸗ 
cdaration vom 19. März 1807, Lit: F. n. 5. wonach m in derlei en 
bien Stelle Unſter Appellationsgerichte vertreten... . . ©. 

643. Die nicht. gerichtlichen: Gonfiftorialfachem bee Protefkunten aus 
— gutsherrlichen Birken, wo feine —— Conſiſtorien beſtehen, gehoͤ⸗ 

ren vor Unſere Conſiſtorien, oder. bie. am deren Statt: tretende Behoͤrde 

| $. 44. An jenen Orten, wo noch befondere gutöherrliche Confiftorien 
vorhanden find, bleibt dieſen, ober den dafuͤr anzuftellenden ¶ Speciale Superin⸗ 
tendenten bie Verhandlung der Conſiſtorialſachen, wie bisher, mithin auch die 
Aufſicht auf Pfarreien und Schulen, bie Anorbnung der Verweſung derſel⸗ 
ben, die Verfügung ſchriftlicher oder muͤndlicher Admonitionen; jedoch ſind ſie 
Unſern en ober Generals:Superintendentern untergeordnet, und gehalten, 
a) firengere Grabe: von Correctionen, ee eg x. dieſen anzu⸗ 
zeigen, und die Beſtaͤtigung einzuhohlen. 

b): Von dem Ausfprlichen: diefer befondern — f ‚ober ber. Special: 
‚Superintenbenten: über die Examina pro ministerio 5; uͤber die Praͤſen⸗ 
‘tationen x. kann bee. Recurs an unfer Confiſtorium ergriffen werden. 

ec) Alljaͤhrlich muͤſſen an biefes die Conduitenliſten der Geiſtlichen und 
Schullehrer eingefendet werden. 

$. 45. Das Recht der Beſiegelung, Beſchreibung unb Verhandlung 
der geiftlichen Verlaſſenſchaften kann von den gutsherclichen i Gerichten nur 
da, wo es hergebracht, ober wo es von Und beſonders —“ worden 
ift, ausgeübt werden, 

$. 46. Das Patronatrecht bleibt den Gutsbefigemn ba, wo fie es herz 
gebracht haben , mit oder ohne Verbindung von Gerichtsbarkeit. Ueber bie 
Qualification der Subjecte müffen Unſre Gefege beobachtet werden, insbefon: 
dere für die Eatholifchen Geiftlichen die Verordnung: vom 30. Dec. 1806; 
für die Proteftanten die neu einzuführende Eraminationsorbnung. 

$. 47. Das Inſtallationsrecht kann von jemen Gutsbefigern ,; welchen 
es bisher zugeftanden hat, nur in Unferm Namen, auf den von Uns hierzu. 
erhaltenen Poffeffionsbefehl ausgehbt werden. : 

6. 48. Jene Gutsbefiger, welche als Kirchenpatrone gewiſſe Ehrenrechte 
hergebracht haben, werden hierin beſtaͤtigt; jedoch ſollen in dem Kirchengebete 
keine auf bie vormalige Eigenſchaft der mediatiſirten Gutsherren ſich bezie— 
hende Ausdruͤcke vorkommen. Das Trauergelaͤute nach dem Tode eines ſol⸗ 
chen Gutsherrn darf nicht uͤber drei Tage dauern. 

6, 49. Die Verwaltung des Kirchen⸗, Schulen⸗ und milden. Stiftungs: 
vermögens bleibt unter dev unmittelbaren Leitung und Aufſicht des einfdylä- 
gigen gutshertfichen Gerichts; diefes ift aber verbunden, nach den Beilimmun- 
gen des organifhen Edictes vom 1. Dct. 1807 über die Abminiftration bes 
Stiftungs = und Communälvermögens, und den Aber biefen Gegenſtand kunf⸗ 

tig noch zu erſcheinenden Verordnungen, ſich zu achten. 

BD Fe — 
Sinanzgemwalt. 
u & Beſteuerung. 

6. 50. Simmtliche Butsbefiger und ihre Hinterfaffen A, in Folge 
dee Sonftitution Zitel I. $. 2. und 5, mit den übrigen Staatsbürgern zu 
einer ganz gleichen Theilnahme an den Staatslaften, wie fie dermal beftehen, 
oder künftig. beftimme werden moͤgen “rhunhen. 2 
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2 den ————— wie auch zu den zur Er⸗ 
522 Erhaltung; allgemeiner Landesanſtalten beſtiinmten Abgabenaner⸗ 
haitnißmaͤßig zu concurriren ſofott die hieruͤber ſchon heſtehenden ſewohl. als 
die aa cerfcheinenden  Sinanzgefege zu befolgen . vr ud. molnsnl 

— Die Staatsgewalt ‚allein hat das Recht; Sleuem ‚und are 
dere — — — * — Soem: — — 
et a bill% tr 

5 : Im Ceıtung heſchieht dutch: die von —8 ——— 


ꝓturen 
— Die, nimilchen Srundfäge seien, von de Ace oder ben * 


sauflagen. 
. 64 Die geifktichen. und milden Stiftungen ber. puisgertien 8“ 
| —* ſollen wie die uͤbrigen Stiftungen beſteuert werden. 
"B; Fiscaleno derrſonſtige Territorialgefälte ‚> sräns 

4% ‚55; Wegegelder und —— ‚wo; fie * lbeſtehen⸗ — 
zu ge tanbeefürftichen Gefällen. 

„82 56.2 Auch das Heimfallsrecht, bie Enũſeirten Güter s das, erblos 

awon⸗ Privateigenthum, ſtehen als Rechte der Landeshoheit dem Staate — 
Die fich hiernuf:nbeziehenden Verhandlungen werden von. — 
richts ſeüen vorgenommen. 

G. 57. Die Einführung und Beziehung der Saempeltwe dinge ‚gichfale 
blos von der Staatsgewalt ab; ferner. 2 BR u: 

ni 58. die Anlegung und ‚Bezug ber Zole. * 

69.. Uebrigens find alle Gutsbeſitzer mit ihren: Sinteraffen Unfem 
Muth: und Bollordnungen unterworfen, und es iſt Kom meh Sie: ‚Boll: 
ne⸗ anthfeelheꝛe ferner zu geſtatten. der 

60. Nur :alfein den’ miediatifirten Fuͤrſten unh Grafen — 
Wie noch — die ihnen in Unſrer Erklaͤrung vom 19. März 1807 be⸗ 
willigte Zoll⸗ und Chauffees oder Wegegelds-Befreiung, wie ne in * 
Mauthorduung“ vom 8. März: I. J. näher beflimmt ift, 

'& 61. Die Umlagen zue Erhaltung des Militärs, zur Tirgung * | 
Kriegstoften und der unter dieſem Titel contrahirten Schulden, in. fo fern 
erftere nicht von dem Gemeinden privatim unten: ſich geſchehen, ſind zu den 
dieſem Zwecke gewidmeten öffentlichen Kaſſen zu: verrechnen. 

$. 62. Dagegen bleiben den Gutsbeſitzern alle: Geldſtrafen als Frůchte 
der Grund- und Polizeigerichtsbarkeit; jedoch — fie an die Belangen 
der darüber beftehenden Geſetze gebunden, - 

$. 63. Der Bezug von Taxgeldern in- Zuſtiz⸗ und. Polizeigrgenftäns 
ben, welche zur Competenz ihrer. Gerichte gehören, ‚oder für Ausfettigungen 
bei. Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Ediete zugeſtandenen Rechte, z. B. 
für die Pfarrpräfentationen, verbleibt Imanı Rn den seinen oder. San 
tig erfcheinenden Taxorduungen. 

$. 64. Der Vogthaber, wo er Srelonmens, ift, . ofeicfaiig zu 
den gutsherrlichen Gefällenz; die Gutsherren behalten ihn, wenn auch Die. 
Gerichtsbarkeit an die Landgerichte uͤbergeht. 

$. 65. Wenn Gutsbefi iger das Rachfleuerrecht hergebracht haben; fo ' 
fol ihnen daffelbe gegen ausidaͤrtige Stadten mit welchen keine Freizuͤgig⸗ 
keitsvertraͤge beſtehen, verbleiben; inw Innern bes Reichs hingegen und ge— 
gen Auswaͤrtige, a — A beſtehen⸗ folk es plse 
— ſeyn. IE maititie 

6%; Die Beihähigungs. dene Busiternauiniie du den, Bar, 
{uf ber zur Souverainetät gegogenen: Stevem oſentüchen gan und an⸗ 


— 
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drer: Hoheitsgefaͤlle Neinen bedeutenden Entgang an Einkünften: leiden); in ſo 
fern fie noch nicht ausgemittelt, ober der Titel hierzu durch gegenwärtige 
— — ‚tichtet! fih nach den Beſtimmungen welche in 
Unfrer. Erklůcung vom Der 1806, die der — Soiwerainetat 
ot — enthalten ſind. 
son. BR Allequtbrige⸗· Abgaben,elche zu ben: Domaniai⸗ und Prie 
vatgefaͤllen gehoͤren, insbeſondere die aus Bergwerken, Jagden, Forſten, Fi⸗ 
ſchereien ————— — verbtetben ben — ge wo Te Biefelben 
heigebindht Haben, 
oe ri 24 NT. ‚Zitel, 

Militairgemwalt. 
© 6687" Aues was · mit der Militairgewalt in Vabindung ſteht, iſt 
dem’ Souvderain üöfchfiehend:hotbehatten. Alle Anordnungen hierüber ton⸗ 
nen nur von ihm ausgehen. | 

69, VDE‘ Betördnungen über Militairconſcription/ über dns Bir 
germällätr,; uͤber die Gensd'armerie möffen von den Gutsherten und Hinz ' 
terfaffen aͤls allgemeine Landesgefetze befolgt werden. Ihte Gerichts= und 
Polizeibehoͤrden nehmen an bieten Anſtalten, nach den Beſtimmungen der an⸗ 
geführten Geſetze Theil. 

70. Keinem Gutshetm if geſtattet, ohne Unſre Bewilligung ME’ 
—* zur Bewachung feiner Perſon und ſeiner Schloͤſſer zu halten. 

Die Anotdnung von Polizeiwachen iſt ihnen aber, nach der Erklaͤrung 
vom 19. März 1807 und in ſo fern ſie den Gefegen über bie Gensd'a ar⸗ 
merie nicht: entgegen iſt, gefkattet. 

U Abſchnitt. 


Recht⸗ der. BÄrhhiitee „ welde fih auf das Eigentham 
beziehen. 
je . Volles Eigenthum. 
$ 7, "Die — haben ſich, ſo viei das Eigenthum ihrer Si 
ter, deffen Erhaltung, Benutzung, VBerbefferung, Veräußerung oder Ver: 
ſchreibung an Dritte betrifft, nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
in allen jenen Faͤllen und Geſchaͤften zu achten, worüber dieſes Beſtimmun—⸗ 
gen enthaͤlt. 

§. 72. Bei Ausübung ber. Fiſcherei, des Jagd⸗, Forſt⸗ umd Berg⸗ 
rechts haben ſich die Gutsherren an die hieruͤber beftehenden befondern Ver⸗ 
ordnungen zu halten,, und nad) dem Inhalte der hiezu etwa nöthigen lan⸗ 

deöfürftlichen Conceffionen zu achten. 

B. Getheiltes Eigenthum. | 

$. 73. Wenn der Gutshere feinen Grund und Boden nicht felbſt und 
auf eigene Regie, oder von Andern, unter einer von dem allgemeinen buͤr⸗ 
gerlichen Geſetze anerkannten Form bewirchſchaften laͤßt, ſondern einen ſoge— 
nannten E lonar⸗ und andern aͤhnlichen grundherrlichen Vertrag uͤber die 
Behktiiimg nd Benugung feines eigenthümtlichen Grundes eingegangen hat; 
fo fol ’e8 bei diefen Verträgen nad) den am Drte, wo die Güter liegen, 
vor dem 1. Jenner 1809 geltenden Gewohnheiten und Gefegen fein Be: 
wenden haben; jedoch werden alle in dem grundherrlichen Vertraͤgen confti> 
tuirten ständigen und nichtftändigen Renten und Binden fir abloͤsbar erklärt. 
Die Vereinbarungen hieruͤber sfollen der freien -Unterhandlung der Bes 
theiligtemi uͤberlaſſen ſeyn, ohne daß derlei Abloͤſungen als eine Verlegung 
dev. ehemaligen Fideicommiſſe und: ‚gegenwärtigen Majoratsverhaͤltnifſe, oder’ 
anderer gerichtlichen Beſtimmungen angefehen, und von: den Gerichtöftellen. 
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behandelt werben — wenn das dafur zu Bene ua in On nu 
ben. Gefegen hergeftellt ſeyn wird. 

Zugleich werden: für. diefe Verträge folgende Befimamungenfefiefegt J 

$. 74. Bei keinem, Veränderumgsfalle). — es moͤgen wiele oder we⸗ 
nige Theilhaber dabei concurriren, — kann mehr als ein doppeltes Hand⸗ 
(laudemium) berechnet, — mehr. als. ein — Leib ange⸗ 
etzt werden. 

Das Quantum beſtimmt ſich nach den bieheigen Kornts Statuten, 

$. 75. Vieh und Fahrniß (fahrende Habe), baares ‚Geld, bürfen bei 
der. Schägung zur Behandlung des — oder des Leibfalles nicht 
angeſchlagen werden. 

$. 76. Das Laudemium vom Wathe der ‚Häufer; 100 es her⸗ 
koͤmmich iſt, darf nicht erhoͤhet, wo es aber nicht hergehracht war, darf es 
gar nicht angeſetzt werden. 

$. 77. Von dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage oder von Abfindungen 
im Gelde darf kein Laudemium, kein Leibfall beſonders angeſetzt werden. 

$. 78. Die Koſten der Schaͤtzung bei Laudemial⸗ und Leibfaͤllen ber 
ahilt derjenige, der ſie fordert. 

$. 79. Rüuͤckſtandszinſen oder die Forderung eines höheren Betrages, 
wegen Rüdftandes grumdherrlicher Gaben, haben in feinem. Falle Pag. 

$. 80. Grundherrliche Forderungen an Stiften und Gilden oder anzı 
dern jährlichen Präftationen richten fi, vom 1. Senner 1509 an, nach ben 
allgemeinen Gefegen über die Verjährung jährliche Renten. - . 

$. 81. Die Heimfaͤlligkeit (Taducitaͤt) eines Gutes wird beomit ale 
aufgehoben erklärt. 

$. 82. Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grundholden ber Guts⸗ 
werth, nach Abrechnung der darauf haftenden Forderungen, und nach oͤffent⸗ 
licher Verſteigerung an den Meiſtbietenden verguͤtet werden. 

$. 83. Der Gutsherr kann in Fällen, wo ſonſt die Caducitaͤt Statt 
hatte, wenn er durch die hiezu Anlaß gebenden Handlungen befehäbigt wurde — 
auf Schadenerfag Klagen. 3 

6. 84. Das grundherrliche Einſtandsrecht hat kunftig nicht imehr Start. 

$. 85. Wenn Klagen von gutshertlichen Hinterfaffen: gegen ihre 
Srundherren wegen übermäßiger grundherrlicher Forderungen erhoben werben ;- 
fo follen fie vor den ordentlichen Gerichten verhandelt werden. 

C. Gutsherrlihde Rechte, weldhe auf getheiltem oder auf 
fremdem Eigenthume ausgeübt werden, 
a Scharwerk. 

$. 86. Die ungemefjene Scharwerk fo durchgehends im gemefjene oder 
beftimmte Dienfte verwandelt werden. ! 

$. 87. Diefe Verwandlung foll kein Entſchaͤdigungsgeſuch begruͤn⸗ 
den koͤnnen. 

F. 88. Alle gemeſſene Scharwerk ſoll, nach einem durch beſondere 
Verordnung naͤher zu beſtimmenden Maasſtabe, in eine —— verwan⸗ 
delt werden. ee a 

b, Zehendrechte.— 

$. 89. Dr Behend ift eben fo, wie ‚andere grunbhentie Rede; auf 
eigenen Guͤtern dem Loskaufe unterworfen. 

$. 90. Bis zur Abloͤſung, die auf einem beibeefeltigen Ginverfiänbniffe 
beruht, verbleibt der Zehend ben Behembberechtigten mach den jebes .. * 
lichen Geſeten, Gewohnheiten, oder nach den beſtehenden Verttraͤgen 
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— Bodenzinſe.. 
— 9. A, wo und wie immer beftehenden Bodenzinſe in Feucht, 
ober im Geld koͤnnen mach :beiberfeitiger Vereinbarung abgeloͤſet werben, 
Minden, den. 28, Sub, 1808, 
'q Mar. Sofeph. 


„dv. Montgelas. 
Graf. Morawigky, 
— v. Hompeſch. 





f) Organiſches Edict vom 31. Aug. 1808, bie Auf: 
hebung der Leibeigenfhaft betreffend. J 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König 
von Bayern. 

Durch die Unferm Reiche gegebene Conftitution I. Zit. 8. 3. haben 
Wir bie Leiveigenfchaft, wo fie noch befteht, für aufgehoben erklaͤrt. 
| Um über die Anwendung bdiefer conftitutionellen Verordnung alle moͤg⸗ 
liche Streitigkeiten und Anſtaͤnde zu befeitigen, und die Wirkungen der 
Leibeigenfchaft, welche dadurch aufgelöfet werben, genauer. zu bezeichnen, trefs 
fen Wie nachfolgende nähere Beftimmungen 

8. 1. Unter ber Leibeigenfchaft, weiche durch die Conſtitution aufges 
hoben ift, wird das Verhaͤltniß verftanden, nach welchem dee Unterthan ſei⸗ 
nem Herrn auf folhe Weiſe dienftibar und unterwäürfig war, daß ihm und, 
feinen Kindern entweder fein, oder nur ein ſehr befchränktes, Recht über ih: 
ten’ Stand und Erwerb zuſtand⸗ 

$. 2. Durch die conftitutionelle Aufhebung biefes Werhältniffes wer⸗ 
den nicht nur alle Gefege, welche diefen Zuſtand bisher noch zugelaffen ha: 
ben, und bie Leibeigenfchaftsverträge, wo fie noch beftanden haben, aufge 
hoben, fondern aud) die Beſtimmung gegeben, daß auc, in der Folge Nie: 
mand, weder durch Vertrag, noch durch Geburt, noch durch Verjährung, das 
Recht der Leibherrfchaft über einen Unterthan erwerben, noch auch Jemand 
fi) in den Stand der Leibeigenfchaft begeben koͤnne. 

8.3. Die Auflöfung dieſes Bandes tritt nicht blos bei ber perſoͤnli⸗ 
chen eibeigenfchaft ein, fondern fie erſtreckt ſich auch auf die Leibeigenfchaft, 
welche mit dem Befige eines Gutes verbunden ift, und daher von vermifchs 
ter Natur angefehen wird. | 

6.4. In dem erſten Falle der blos perfönlichen Beibeigenfchaft hören 
alle — derſelben, ſie moͤgen in Dienſten, Abgaben, oder in andern 
Verbindlichkeiten beſtehen, ohne Unterſchied und ohne Entſchaͤdigung auf, und 
der Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthaͤnigkeitsverhaͤltniſſe gegen ſei⸗ 
nen Herrn in den freien, buͤrgerlichen Zuſtand, mit Unterordnung unter die 
Geſetze, uͤber. 

$. 5. Mit dieſer Veränderung erloͤſchen daher von Seiten bes Leibei— 
genen aller Dienftzwang, die Entrichtung des Leibzinfes, das Mortuarium, 
die Abzugs⸗ und andere Ähnliche Gebühren; er kann von feinem vorigen 
Leibherru nicht miehr veräußert oder Avocirt werden; feine Standesverände: 
rung hängt nicht mehr von deſſen Bewilligung ab; dagegen hören auch von 
Seiten des Leibherrn alle Verbindlichkeiten auf, welche berfelbe gegen den 
Leibeigemen nach Gefegen ober Herlommen getragen hat. 

6. 6. Iſt bie Leibeigenfchaft mit dem Befige eines Gutes verbunden ; 
fo find bie BVerbindlichfeir- "“ 
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nen, welche auf dem Gute haften und ſonſt dem Geſetze nicht widerſprechen, 
zu unterſcheiden u m .mah Pe 1922 
$. 7. Sind dieſe Verbindlichkeiten ſchon durch Geſetz, Vertrag oben 
Herkommen ausgefchieden, und fleht die Leibeigenfchaft' mie dem Befige des 
Gutes blos in zufälligee Verbindung, fo daß der Leibeigene befondere Wer- 
bindlichkeiten in dieſer Eigenfhaft zu leiften, und andre Dienfte und Abga— 
ben von dem Gute zu entrichten hatz ſo werden jene Verbindlichkeiten auf: 
gelöfet, die Grundpraͤſtationen aber werden in Folge des I. Zit. $. 5. der 
Gonftitution, welche die grundherrlichen Rechte garantict, nicht verändert. 
.35. Menn aber biefe Laften nicht durch eine beftimmte Norm un 
terfchieden ‚find, und bie. Präftationen ı des Leibeigenen mit dem Befige "des 
Gutes ſelbſt in unzertrennbarer Verbindung fichen; fo wird zwar dem Leib: 
eigenen ebenfalls feine Freiheit wiedergegeben, fein Verhältnig gegen dem 
Gtundheren muß aber nach den Gefegen über das nugbare-Eigenthum ge= 
richtet werden. er 
Dem Gutsheren ſtehen über die freigelaffene Perfon ferner keine an- 
dere Rechte zu, als welche die Gefege den Grundherren rüdfichtlich der Hin⸗ 
terſaſſen, einräumen; — er verliert die Anfprüche an feine Verlaſſenſchaft 
ober das Mortuarium, die Abzugsgelder bei der Verheirathung des Grund—⸗ 
holden, und andere gleichartige Abgaben. | 
$. 9. Dagegen verbleibt ihm das dominium directum, — die jaͤhr—⸗ 
lichen. Abgaben nehmen die Natur und den Namen einer jährlichen Grund: 
abgabe oder Canon an, — bie bedungenen Dienfte werden wie andere Gild- 
oder Grundfrohnen beurtheilt, und unterliegen gleichen Beftimmungen; — 
umd dürfen die ‚Güter, welche bisher Kein Laudemium, Handtohn, Lehen: 
reich, Antrittgebühr, oder ähnliche Leiſtungen entrichtet haben, in Zukunft: 
nicht: damit befchwert werden. 0 E 
$. 10. Da das in verfchiedenen Provinzen Unfers Reiches noch be: 
ftehende Recht ‘oder Herlommen, nad) welchem die Unterthanen oder ihre 
Kinder auf gewiffe Zeit den Grund: oder Gerichtshereen zu dienen angehal- 
ten werben, nur eine Art vom Leibeigenfchaft ift; fo foll mit der Leibeigen= 
Schaft auch diefer Geſinde-Dienſtzwang überall ohne Entfchädigung aufgehos 
ben feyn, und eine perfönlihe Dienftbarkeit diefer Art in Unferm König: 
reiche mehr gefeglichen Schug finden. 
München, den 31. Auguft, 1808. 
Mar. Sofeph. 
| Freih. v. Montgelas. 
Gr. Morawitzky. 
Freih. v. Hompeſch. 





g) Organiſches Edict vom 8. September 1808, die 
Patrimonialgerihtöbarfeit betreffend. 


Wir Marimilian. Joſeph, von Gottes Gnaden König 
von. Bayern. 

In Erwägung der Conftitution Unfers Reiches, Tit. I. $. 2, fo wie 
Unfers organifchen Edictes über die Gerichtsverfaffung Tit. II. FG 8., und in 
befondrer Erwägung, daß. die Grundfäge ber: bevorftehenden neuen Gefeßge: 
bung eine duch alle Theile des Staatsgebietes ‚gleichmäßig durchgeführte Dr- 
ganifation der Gerichtsverfaffung nothwendig machen, haben Wir befchloffen, 
auch die Patrimonialgerichtsbatkeit. einer durchgreifenden Revifion zu unter: 
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werfen, und baher.im Anſehung der Bildung, des Wirtungskreifes und er 
a besjfben — zu verordnen. 


di a en 1 Titel. *5 sy — 


ernst 


5,2; ab Di ei —58 — uͤber dem * 
Re Ba a Art von — ge hat, 


gar, Be Bei eines. > Sein muß —— funfig 
—— in — 

ie Groͤße bs Dani Inialgerichtöbegieke, wirh J den Grund: 
ſatz Bi daß der entfeintefte erichtsgeſeſſene nicht üben, vier bayeri⸗ 
ſche Straßenſtunden von dem Gerichtsſitze entfernt ſeyn ſoll. 

§. 5. Die Familien me ** ter oder Patrimonialgerichte, welche von 
einem und dennfelben Gerichtsinhaber abhängen, dürfen zufanmmaı ezählt werden, 
um damit die feftgefegte Zahl von; funfzig 'zu-bilden, wenn fie inner der 
im worgehenden $. 4. Feftgefegten Abſtaͤnde ſich "befinden. - 

8.64 Die außerhalb. des bemerkten Abſtandes gelegenen. Familien bil⸗ 
m, fo nn — Anzahl erreichen, ein eigenes Patrimo⸗ 
nialgericht. bi 
Sind f 5 Haz nicht — und tritt der Fall der Ueberlaffung 
ein benachbartes Patrimonialgericht nach den unten folgenden Mein: 
— ai, ein; ſo fällt die: Gerichtsbarkeit Unſern Untergerichten zu. 

§. 7. Familien, welche forthin verſchiedenen ee In⸗ 
habern zugetßan bleiben, zur Bildung der Normalzahl. zufammen zu zählen, 
fie, mögen: inner oder außer. des feſtgeſetzten Abſtandes angeſeſſen fen, : it 
nicht erlaubt. 

$:,8,- Dagegen ; fteht es jedem Vattimonialgerichts⸗ Inhaber fee, von 
benachbarten Patrimonialgerichten. oder vom Staate die unter ‚feiner Getichts- 
barkeit, und inner des feſtgeſetzten Abſtandes von vier, bayerifchen Straßene 
fiunden zerſtreut liegenden fremden Gerichtsantheile durch Tauſch gegen eigene 
Gerichtsgefeffene zu erwerben, fofort bie — zu bilden, und 
ſeine Gerichtsbarkeit zu purificiren. 

$. 9. Auch durch Kauf fremder Gerichtsantheile unter Privatgerichts⸗ 
inhabern kann die Bildung der Normal-Familienzahl und die Purification 
der Patrimonialgerichtsbezirke bewirkt werden. 

10. Vom Staate hingegen kann durch Kauf keine Gerichtsbarkeit, 
weber über eine, noch ‚über mehrere Familien erworben werden. 

‚An Orten, wo vorhin nur Giggerichtsbarkeit beftanden dat, 
ober wo niemals Patrimonialgerichtsbarkeit ausgelibt wurde, kann Fein neues 
Patrimonialgericht gebildet werben; es findet fohin weder Kauf noch Tauſch 
von Gerichtsantheilen zu einem ſolchen Zwecke Statt. 

$. 12. Sogenannte einſichtige Unterthanen koͤnnen von denjenigen 
Gutsherren, welche an dem Tage der Publication dieſes Edictes ſich in dem 
ruhigen, unangefochtenen Beſitze der Gerichtsbarkeit befinden, zur Bildung 
der, zu, einem, Pateimonialgerichte erforderlichen Familienzahl eingerechnet wer⸗ 
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— ſie in der achheliehhenn Sir si ver Ente gi | 


gen fi 

* 413% Die Bildung ben Patehmonlalgerichtbezicke nad vorftehenden 
u ſoll bis zum 1. October 1809 als peremtoriſcher Termin, voll⸗ 
zogen ſe 

§. 14. Denia find alle Patrimonialgerichtbarkeits ⸗In gehal⸗ 
ten, del Verluſt ber Gerichtsbarkeit, die Beſchreibung ihrer Gerichtsbezirke 
die‘ Nachweiſung der "Familienzaht, 'nady der. Vorſchaͤft mit der Bigia * 
gung des Landgerichts, und die Beweiſe, daß ihnen die Gerichtsbarkeit uͤber 
diefelben zuftche, bei dem: einfchlägigen General: Kreidcommiffariate bis. dahin 
vorzulegen, durch welches fie, nach geeigneter Prüfung, an Unſer Miniſte⸗ 
rium der auswaͤrtigen Angelegenheiten, als Hoheitsdepartement, mit einem, 
den ganzen Kreis umfaſſenden, Berichte zur Einhohlung Unferer Genehmigung 
eingeſendet werden. 

6,45. Nach dem Erfolge derſelben werben die als vorſchriftmaßig ge⸗ 
bildet von Uns erklärten Patrimonialgerichte in das offitielle Vetzeichniß 
fänmmtlicher Gerichtsbezirke unſers Reid aufgenommen, und u dieſen oͤſ⸗ 
fentlich bekannt hema cht 
"I. x tel. 

Ps Von dem Wirkungskreiſe der en | 
8.16. Dos Patrimonialgericht uͤbt in feinem Bezirke die nicht ſtrei⸗ 
tige Gerichtsbarkeit im ihrem ‚ganzen Umfange aus; ihm fleht das Recht ber 
Berbriefung und der Aufnahme: aller, derjenigen Vertraͤge und Privatrechts⸗ 
gefchäfte: zu, welche, gemaͤß dem bürgerlichen Gefegbuche eine gerichtliche Ur— 
tunde erfordern, ober da, mo biefed ben Parteien —— Ak, nad) 
Verabredung derſelben gerichtlich gefchloffen werden — 
..$ #7. Der Patrimonialgerichtsverwalter iſt in wo das Geſetz 
einen Familienrath erfordert, bei Bevormundungen, ee, Prodi⸗ 

galitaͤtserklaͤrungen und dergleichen, der Vorſtand des Familienrathes, und 
Bat in dieſer Eigenfehaft alle Rechte und Berbindlichkeiten, welche das buͤr⸗ 
gerliche Geſetzbuch einem Belfiger des Umtergerichts, als‘ Vorftande des Far 
milienrathes, beilegt. 

‚In ben Fällen, wo das Geſetz eine Betätigung des Befchtuffes des 
Samilienrathes, oder eine in Anfehung deſſelben zu erlaſſende richterliche Ent: 
fcheidung erfordert, hat das Patrimonialgericht denſelben dem Töniglichen Un: 
tergerichte BEN, und von vo ed Beftätigung ‚oder Entfheidung zu 
erwarten. 


. 18. Desgleichen hat * Verwolter der Patrimonialgerichtsbarkeit 
die errichtung eines Civilſtandesbeamten, ſowohl was das Aufgebot, als 
auch die Eingehung der Ehe, und die Vollʒiehung der gerichtlich ausgeſchrie⸗ 
benen Eheſcheidung betrifft 

Er bat die Heirat — dem Geſetze gemaͤß, doppelt zu fuͤhren, 
und ein Exemplar am Schluſſe des Jahres in das Archiv des Patrimonial- 
gerichts miederzulegen, das andere zu dem koͤniglichen Untergerichte  einzufenden. 

Das Eönigliche Untergericht hat, in Anfehung der richtigen Führung bies 
fer Civilftandesregifter, die Aufficht und Gontrolle über den Patrimonialrich⸗ 
ter, und ift im biefer Rüdficht an bie Beobachtung aller in dem bürgerlichen 
Gefegbuche enthaltenen Vorfchriften fireng gebunden. 

$. 19. Dem Patrimonicigerichte fteht in ſeinem Bezirke bie Führung 
der ee zu. 

$. 20. Die Gerichtöherren find befugt, ihre liquiden Gerichts und 


Organiſches Edict vom 8. Sept. 1808, 127 


Grundgefälle und andere unbeftrittene gutshetrliche Präftationen, nicht aber 
ſolche, welche aus Darlehen: oder andern perfönlichen Forderungen entſprun⸗ 
gem find;ı durch ihre Gerichtshalter beitreiben zu lafſen, fo weit. der Grunds 
unterthan: unter ihrer eigenen’ Surisdiction gelaſſen iſt. 

Das dem ſaͤumigen Gerichtsunterthan wegen Zins, Stift, Laudemien 
und andern dergleichen gutsherrlichen Geldpraͤſtationen abgenommene Pfand, 
wozu das dem Landmanne nöthige Adergeräthe und amentbehrliche Vieh nie 
genommen werden darf, foll von dem Gerichtsvermwalter, nach vorhergehenden 
öffentlichen Bekanntmachungen, an: den Meijtbietenden verfieigert und, nach 
Abzug der fehuldigen Summe, der Ueberreſt dem Ausgepfändeten zuruͤckgege⸗ 


ben werden. — 1 sat 229 of 

‚s. 21. Wenn die Gerichöherrichäft die in dem vorhergehenden. $. be⸗ 
ſtimmten Grenzen det Selbftepecution ober Pfändurirg Überfchritten; wenn. fie 
mehr Öber "anderes, als ihr gebuͤhrte, genommen; term, bei Gelegenheit der 
Auspfändung, "don der Gerichtsherefchaft eine Mißhandlung der Perfon des 
Schuldners, oder ‚fonftige umerlaubte Beſchaͤdigung ‚feiner Güter vorgefällen ; 
wenn‘ in Fällen, two das bürgerliche Gefeg zu einem Nachlaſſe verpflichtet, 
ober dem Richter Zahlungsftriften zu ertheilen erlaubt, "die Forderung mit 
unbilfiger Strenge beigetrieben worden; fo ift ber Gerichtsunterthan berech- 
tiget, ſich mit feiner Beſchtverde oder Klage zu dem Eöniglichen Untergerichte 
zu wenden... nr Air w⸗ 

.22.In llen ſtreitigen Cibil⸗ oder Poltzei achen, dieſe moͤgen den 
Gutshertn md beſſen Gerichtsinſaſſen, oder die erichtsinſaſſen unter ſich 
betreffen, find die kKoniglichen Gerichte die allein zuffändige Behörde, 
a 2 Crimmalfälfen grlgem ben Patrimonialgerichten nur die 
Apprehenfion und Detention- der Angefchuldeten. Sie find gehalten, diefe 
fpäteft binnen acht und vierzig Stunden in den Sig. Unfers einfhlägigen 
Land» oder Stadtgerichts atszuliefen. : 

Unter denſelben Bedingungen: if ihnen geflättet, ihre Deconomieverwal 
ter wegen Veruntreuung im fihere Verwahrung nehmen zu laſſen. | 

$. 24. Alles weitere Verfahren in. Griminalfällen bleibt den Patrimo: 
nialgerichten, unter was immer für einem Namen, ohne Unterſchleb, ob fie 
vorhin Ctimitafgetichtsburteit ausgelibt haben oder nicht, für immer verboten. 

%. 25. Den Patrimonialgerichtsherren ſteht innerhalb ihres Bezirkes 
die niedere Polizei zu, nach den Beflimmungen des organifchen Edictes über 
die gutsherrlichen Rechte. 

8.26. Bur Geltendmachung polizellicher Anordnungen, zur Erhaltung 
der Öffentlichen Ordnung gegen Ruheſtoͤrer und MWiderfpenftige find fie befugt, 
ſich ber Mebertreter zu bemächtigen, und diefelben im Gefängniffe, jedoch nie 
über acht umb vierzig Stunden, zu betiniren, 

. 27. Sobald bie polizeiliche Uebertretung eine fchmerere Ahndung, 
als bie $. 26. beftimmte Strafe nach fich ziehen muß, ift der Fall an die 
einfhlägige koͤnigliche Wehörde zu berichten, welcher alsdann allein die Cognis 
tion und Beftrafung gebührt, 

. 28. Die Gerichtöherren find nicht befugt, polizeiliche Uebertretungen 
mit zu ahnden, wenn nicht Unfere Verordnungen ausdruͤcklich eine 
folche safe damit verbunden haben. | 

Wenn mit einem Eöniglichen Polizeiverbote, welches einen in den poli⸗ 
zeilichen Wirkungskreis der Patrimonialgerichte einſchlagenden Gegenſtand bez 
trifft, eine Geldſtrafe verbunden worden ; fo find biefelben zu deren Beitrei⸗ 
bung ermächtigt, fo ferne bie amgedrohte Geldbuße die Summe von fünf 
Gulden nicht uͤberſchreitet. 
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Allg mit: Ben Geldbußen verpoͤnten Polizeivergehun Rhbeh it 
Goguition und Beftrafung der koͤniglichen Behörden. . ""n shhwt „3 
$. 29... Wegen, außerehelicher Schwängerungen darf Fünftig‘ weder von 
einem Patrimonialgerichte , noch von .einem ‚Eöniglichen - Gerichtejsiıgendiseine 
Strafe. in Geld oder an, ber, Ehre; oder ſonſt auf’ andere Weiſe erkannt und 
in: WVollzugırgefeßt ‚werden. uUnſte — Buadauhgen‘ .. — 
noch das Naͤhere beſtimmen. ei 1697 dd, 
$. 30: : Die: Patrimonialgsrichte ſind — aller —— ter 
Stofprascoke an ah — —— ee * 
WED Ce, a. 2 au] ydopt F* 
| Pd de Beftellung der Basstmenieigesiätf, ne 
in dem, enden Titel befti der: Pa 
— inf hehe von —— chtoinhe 8* Aa 
von. Unferm Gengro Freiscommiſſariate beſtaͤtigten in Unſerm reg begie 
beten, ——— ausgeübt. -- 
$. 3 ‚Diejenigen ‚Gerichte, welche, ‚nebft dem Ösrichtöperkvalker, nie 
zugleich Far ‚einem Yetuar, beſtellt ſind, haben die Verbindlichkeit „zu allen 
denjenigen Gerichtshan ungen, bei welchen, das Geſetz die Piszeirkys eines 
beeideten ra exs erfordert, zwe ‚männk nliche, großjaͤhrige eugen, 
— lefen und werben könnten, HR, 

33. . Die Patrimonialgerichtsverwalter ‚haben. ‚bie ykrntichen Eigen 
wen PN, elche. von Un Ha Laͤndrichtern ‚erforbett, werden. 

4. — tsinhaber hat ſeinen Gerichtsyen liet 

aus — Ex a fir den Staatsdienſt aus der Rechtswiſſenſchaft und der 

anteerwaltung geprüften md zugelaſſenen Candidaten zu, erwahen 

Doch find bie Seigaheren, nicht verbunden, bei, Ihrer, Wahl die, Orde 
nung der Glaffification ber Candidaten zu befolgen. 

35. Nur jene. Gerichtöverwalier welche. zugleich. Beanam erval: 
ter find, haben dem Gerichteheren. eine — — t auf 
Handtreue zu leiſten. EB A820 

. 36. Advogaten Einen nicht, Bertchtähatt = u ‚mi in 

37. Mehrere Datrjmanlalfrihsinhnße er ne ie, Perfon 

die Bernnltung ihrer Gerichtsbarkeit ibertragen., 

$. 38. _ Der Gerichtsderwalter darf aber ut bier ‚Stunden von, den 
verſchiedenen Gerichtöfigen entfernt wohnen. 

Auch foll der Sig des Amtes ‚an einem ein für allemal beftinimden 
Drte ſeyn. 

$. 39. Der Gerichteinhaber kann. feine Gerichtsbarkeit fbſt oewai⸗ 
ten; er muß ſich aber, wenn er nicht die in Unſrer Verorduung vom 7. No: 
vember 1807 8. 6. bezeichnete Eigenſchaft hat, über feine Fähigkeit und 
Kenntniffe der nämlihen Prüfung und. andern Bedingungen. unterwerfen, 
welche den befondern Gerichtsverwaltern vorgefchrieben find. : Ä 

Doc kann derfelbe diejenigen Rechtsgefhäfte, Contract, Zeflamente 
u. dgl., welche ihn felbft betreffen, oder bei ‚welchen er betheiligt ift, und zu 
ihrer Förmlichkeit die gerichtliche Genehmigung oder Mitwirkung ‚erfordern, 
niemals felbft vornehmen, fondern er muß biefelben bei demjenigen Gerichte 
_ vornehmen laſſen, welchem er ſelbſt fuͤr ſeine Perſen yatzrpeifen, iſt. 


oz Va etc ic gute srschilieg 
Bon dem Aufhören und ber Sufpenfion ber Patrimonialger 
richtsbarkeit. 


$. 40. Die Satrimonlalgrrichtöbarteit hoͤrt. gänzlich auf, wenn: die 
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Normal: Familienzahl, gemäß den. Beftimmungen bes J. Titels, wicht gebil- 
det werden kann. — — | — 

$. 41. Sie iſt nur ſuspendirt, wenn fie der Inhaber nach Unſrer 
Verordnung vom 7. November 1807 Unferm Untergerichte auftraͤgt. 

8. 42. Die Untergerichte find fhuldig, jenen Gutsbefigern, welche ihre 
Gerichtsbarkeit ihnen, entweder freiwillig uͤberlaſſen haben, oder welche berfel: 
ben, gemäß $. 40., verluftig, geworden find, in Betreibung ihrer liquiden 
geundherrlichen Forderungen, nad) den in Beziehung .auf die Cameral:Grund- 
tenten beftehenden Vorfchriften, auf jedesmaliges Anrufen behülflich zu feyn. 

8. 43. Wenn der Patrimonialgerichtshere, welcher feine Gerichtsbarkeit 
felbjt verwaltet, aus Unwiſſenheit oder Nachlaͤſſigkeit folhe zum Nachtheite 
der Unterthanen ausübt; ſo wird er zur Beſtellung eines Gerichtshalters an- 
gehalten. | “ | 

Wenn der von ihm. beftellte Gerichtshalter auf gleiche Weiſe fich zur 
Verwaltung diefes Amtes untauglich zeigt; ſo wird ber Gerichtöhere ange: 
halten, einen_andern an feiner Statt zu beftellen. 

Der Gerichtsherr hat überdies für allen, aus Nachläffigkeit oder Unwife 
fenheit des Gerichtshalters entftehenden, Schaden zu haften. 

i Menn ber Gerichtshere die ihm amvertraute Gewalt in rechts⸗ 
widrigem Borfage dergeftalt mißbraudt, daß der Mißbrauch in ein in dem 
Griminalcoder benanntes Verbrechen übergeht; fo ift derfelbe, vorbehaltlich als 
ler übrigen verwirkten Strafen, der Gerichtsbarkeit auf feine Lebenszeit verlu: 
ftig, unbefchadet der Nechte feiner Erben und andern Rechtsnachfolgern. 

München, den 8. Sept. 1808. 

Mar Joſeph. 


Sreih. v. Montgelas. Graf Morawitzky. 
Freih. v. Hompefd. 


Bayern, weldes im Jahr 1806 zum Rheinbunde getreten war, 
verließ denfelben, in feinem Vertrage vom 8. Det. 1813 zu Ried mit 
Deftreich, und ſchloß ſich den Allürten zur Bekämpfung Napoleons an. 
Es trat, auf dem Wiener Congreffe, zum teutfhen Bunde, fo daß 
der $. 13. der Bundesacte, vom 8. Juni 1815 („In allen Bun- 
beöftaaten wird eine landfländifhe Berfaffung Statt ha: 
ben’) auch für Bayern verpflichtend ward. Doch verzog es fich bis 
zum 26. Mai 1818, bevor die neue Verfaffung — eine oetroirte 
— erfchien. Sie gilt feit diefem Jahre ald Grundgefes des König: 
reichs Bayern. (In einer Schrift des Staatörath von Hazzi: über 
die Standpuncte der bayrifhen Berfaffungsurfunde von 
1818 in Beziehung anderer Conftitutionen. München, 1819. 8. 
ward theilweife dem Verfaffungsentwurfe vom 3. 1808 der Vorzug vor 
der neuen Verfaſſung gegeben.) Ä 

Diefer neuen DBerfaffung ging aber ein, mit dem Papſte am 5. 
Suni 1817 zu Rom abgefehloffenes, Concordat, vom Garbinale Con— 
falvi und; von Caſimir Häffelin, Bifchoff von Cherfones, unterzeich- 
net, und, vom Könige am 24. Oct. 1817 zu München ratificitt, voraus, 
welches, ‚nach ‚vielen feiner Beftimmungen, in Bayern und in Zeutfchland 

J. 
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einen ne Eindruck bereitete. Es ſtehet vollfändig, \ latei= 
nifch und teutfch, in einer Sammlung, welche überfchrieben iſt: Ber- 
faffungsurfunde des Mk Bayern, München, 1818. 8. 
©. 348 — 395. = | 
Defto willfommener ‚war die Bekanntmachung der neuen, vom 
Staatsrathe (nachmalign Minifter) von Zentner bearbeiteten, 
 Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818, welcher eine fehr 
zwedmäßige Fönigliche Verordnung in Hinfiht der Gemeindevers 
faffung vom 17. Mai 1818 vorausging, und mit welcher zus 
gleich zehn Beilagen, zur Ergänzung ber Verfaffung in einigen wes 
‚  fentlichen . Beftimmungen, bekannt. gemacht wurden. Wenn gleich in 
den über diefe Verfaffung erfchienenen Schriften von v. Hornthal, 
vom Grafen Soden, von v. Hazzi, Behr u. a. mandes Eins 
zelne getadelt ward; fo erklärte ſich doch die allgemeine Stimme des 
bayrifchen Volkes für dad Ganze mit unverfennbarem Intereffe; auch 
ward im Febr. 1819 die erfte öffentliche Ständeverfammlung Bayerns 
(damals eine neue Erfcheinung auf teutſchem Boden) in Angemefjenheit 
zu der gegebenen Verfaſſung eröffnet. | 
Beeſonders gehört es aber zu den unfterblichen Verdienſten bayrifcher 
Staatömänner, daß fie erfannt hatten, eine zweckmaͤßige Verfaffung muͤſſe 
von einer neuen zwedmäßigen Geflaltung ber Gemeinden 
ausgehen. Denn fol der Organismus des Staats ein in fi) zufams 
menhangende3, nothwendiges, alle Theile gleichmäßig umfchließendes, 
Ganzes bilden; fo muß die neue Geftaltung nicht von oben herab. bes 
innen, fondern von unten hinauf anheben. Der Anfang muß mit der 
Gemeindeverfaffung gemacht werben; biefer muß die Provin— 
zialverfaffung (eine Lüde im Königreiche Bayern, die fpäter durch 
die Drganifation des Landrathes ergänzt ward,) folgen, und das 
allgemeine Grundgefe& muß das Ganze befchließen. Für die Ge: 
meindeverfaffürg forgte die bayrifche Verordnung vom 17. Mai 1818, 
die kuͤnftige Verfaffung und Berwaltung ber Gemeinden 
betreffend, die aber hier nicht in extenso mitgetheilt werben kann. Die 
wichtigften Beflihimungen derfelben find folgende. Der Eingang erklärt, 
daß der König, in Folge früherer Einleitungen und inöbefondere feiner 
Verordnung vom 6. März 1817 über bie Verwaltung des Stiftungde 
und Communalvermoͤgens, befchloffen habe, in den Städten und 
Märkten die Mapiftrate mit einem freien und erweiterten 
Wirkungskreiſe herzuſtellen, wie auch den Ruralgemein— 
den eine ihren Verhaͤltniſſen angemeſſenere Verfaſſung 
und Verwaltung zu geben. Zu dem Ende ward das uͤber das 
Gemeindeweſen vom 24. Sept. 1808 erlaſſene Edict aufgehoben, an deſt 
fen Stelle die neue Verordnung trat (welche ſich im fuͤnften Stüde 
des bayrifchen Gefepblattes vom 3. 1848 befindet). Nach der⸗ 


| Bayern. 13 
felben wird in ben Städten und großen Märkten die Gemeindes 
verwaltung beforgt und vollzogen: 1) durch einen bürgerlichen Magiftratz 
2) durch einen befondern Gemeindeausfhuß, welcher aus erwaͤhlten Ges 
meindebevollmächtigten beſteht; 3) durch Diſtrictsvorſteher, welche in gros 
Gen Städten dem Magiftrate beigegeben find. Der Magiftrat ift der 
Vorfteher der Gemeinde und zugleich der Beamte für die Verwaltung 
ihrer gemeinfchaftlichen Angelegenheiten und ihres Vermögens. Derfelbe 
fol beftehen: 1) in den Städten der erften Klaffe, aus zwei. Bürger: 
meiftern, aus zwei bis vier vechtöfundigen Räthen, aus einem technifchen 
Baurathe (wo das Bauweſen von Bedeutung ifl), aus zehn bis zwölf 
Bürgern, vorzüglidy aus der gewerbetreibenden Kaffe. Die-Verwaltung 
des Stadtvermögend wird vom Magiflrate einem vechtöfundigen Rathe 
und einem Rathe aus der ‚Zahl ber Bürger Übertragen. Im gleicher 
Art gefchieht die Uebertragung der Adminiftration des Local: Stiftungss 
vermögend. Cs koͤnnen jedoch die einzelnen größern Stiftungen auch 
unter mehrere Näthe vertheilt werben. 2) in den Städten der zweiten 
Klaſſe, aus einem Bürgermeifter, aus einem ober zwei rechtöfundigen 
Raͤthen, aus einem Stadtfchreiber, aus acht bis zehn Bürgern. 3) in 
den Städten und Märkten der dritten Klaffe aus einem Bürgermei- 
fter, aus einem Stadt- oder Marktfchreiber, aus ſechs bis acht Bürgern. 
Die Verwaltung des Communal= fo wie des Stiftungsvermoͤgens wird 
in den Städten und Märkten der zweiten und dritten Klaſſe entweder 
einem oder mehreren Gliedern des Magiftratö, wie bei den Städten ber 
erften Klaffe, übertragen. Bei einem großen Stadtvermögen kann auch 
ein eigner Stadtlämmerer, Nechnungsführer, fo wie bei bedeutenden drts 
lichen Stiftungen ein eigener Defonom angeftellt werden. Die Bürger: 
meifter, und die Stadt= oder Marktfchreiber, muͤſſen in allen Städten, 
nebft den Gymnafialftubien, eine mehrjährige für ihre Dienftfunction er: 
forberliche Geſchaͤftsaͤbung nachweifen. In den Städten ber erften Klaſſe 
muͤſſen ferner die Bürgermeifter und bie rechtöfundigen Raͤthe nach voll: 
endeten afademifchen Studien die vorgefchriebenen Prüfungen beftanden 
haben; in den Städten zweiter Klaffe wird bei den rechts- und gefchäfts- 
kundigen Räthen diefelbe Eigenfchaft erfordert. Außer biefer Qualifica: 
tion muß der Bürgermeifter auch in den Gemeinbebezirfen mit einer 
Realität anfägig feyn. — ‚Sammtlihe Glieder des Magiſtrats dürfen 
weder in der auf= und abfteigenden Linie, noch in ben Seitenlinien er: 
fien Grades, unter einander verwandt oder verjchwägert feyn. — 


Mit der Verfaſſung zugleich, und an bemfelben Tage, dem 26. Mai 
1818, unterzeichnet, erſchienen folgende zehn Edicte, wovon hier nur 
drei, wegen ihrer Wichtigkeit fuͤr den ganzen innern Organismus des 
Staates, vollſtaͤndig aufg Hommen. werben. 

1) Edict über: das Indigenat. Beilage 1 zu Titel IV. 8. 1. 


—“ - —“ 
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2) Ebiet über “bie Außen Rechtsverhaͤltniſſe des Koͤnigreichs Bayern 
in Beziehung auf Religion und kirchliche Seſeliſchaftev 
Beilage 2 zu Titel IV. $. 9. der Verfaſſungsurkunde. 

3) Edict über: die Freiheit der Preffe und bes Buäsan. 
dels. Beilage 3 zu: Titel IV. $. 11. der Verfaſſungsurkunde. 

‘(Diefe- beiden Edicte folgen der Verfaffunsurfunde.) 

ww) Edict, die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der vormals 


reichstaͤndiſchen Fuͤrſten, Grafen und Herren betreffend; 


Beilage. 4 zu Titel V. $. 2. der Verfaſſungsurkunde. | 
5) Edict über den Adel im Königreiche Bayern, Beilage, 53 


DTitel V. $: 4. ber Berfaffungsurfunde, 


6) Ediet über die gutöherrlichen Rechte und die gutsherr— 
liche Gerichtsbarkeit. Beilage 6 zu Titel V. 8. 4. N. 1. der 
Verfaſſungsurkunde. 

7 ECEdict über bie Familien⸗Fideicommifſe. Beilage 7 zu 
Titel V. der Verfaſſungsurkunde. 

8) Edict uͤber die Siegelmaͤßigkeit. Beilage 8 zu Titel V. 
$. 4. N. 4. der Verfaſſungsurkunde. | 

9) Edict über die VBerhältniffe der Staatsdiener, vorzüge 
lich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt: Beilage 9 zu Zitel V. 
8. 6. der Verfaffungsurkunde. 

10) Edict über die Ständeverfammlung. Beilage 10 zu 

Zitel VI. $. 10, der Verfaſſungsurkunde. 

(Diefes Edict folgt gleichfalld der Verfaſſungsurkunde.) 
Unverkennbar war es fehr zmedmäßig, das, was diefe Edicte im 

Einzelnen enthalten, nicht in die Verfaſſungsurkunde felbft 
aufzunehmen, weilmehrere der neuen, ins öffentliche Leben getretenen, 
zum Zheil aber auch ſchon wieder erlofchenen, Verfaffungen durch folche 
ſpecielle Beflimmungen zu weit ausgedehnt, und ihres öffentlichen 
reinpolitifchen Charakters beraubt worden find. Halt man aber 
die fehr ins Einzelne gehenden Beſtimmungen diefer zehn Edicte mit 
ber Verfaffungsurfunde und mit dem abgefchloffenen Concordate zuſam— 
men; jo ward in denfelben allerdings die neue Begründung des 
bayrifhen Staatsrechts gegeben. 


h) Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818. 


 Marimilian Sofeph, von Gottes Gnaben König von Bayern. 


Bon den hohen Regenten: Pflichten durchdrungen und geleitet — ‘has 
ben Wir Unfere bisherige Regierung mit ſolchen ‚Einrichtungen. bezeichnet, 
welche Unſer fortgefegtes Beſtreben, das Gefummtwohl Unferer Unterthanen 
zu befördern, beurfunden. — Zur feftern. Begruͤndung deſſelben gaben Wir 
ſchon im Jahre 1808 Unſerem Reiche eine, feinen damaligen aͤußern und 
innern Verhaͤltniſſen angemeſſene, Verfaſſung, in welche wir ſchon die Ein⸗ 
führung einer ſtaͤndiſchen Verſammlung Nat, eines; weſentlichen Beſtandtheiles, 


aufgenommen haben. — Kaum hatten bie großen ſeit/ jener Zeit eingetrete⸗ 
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nen MWeltbegebenheiten, von welchen Fein teutſcher Staat under geblieben 
iſt, amd. während: welcher das Volk von Bayern; gleich groß im, erlittenen . 
Drude, wie im beftandenen Kampfe, fich gezeigt hat, in der Ücte des Miener 
Gongreffes ihr Biel gefunden, als Mir. fogleich ‚das nur durch die Ereig— 
niffe der Zeit unterbrochene Werk, mit unverrüdtem Blicke auf die iger 
nen und befondern Forderungen des Staatsʒweckes, zu vollenden fuchten; — 
die im Jahre 1814 dafuͤr angeordneten Vorarbeite “ und das. Decret vom 
2. Februar 1817 beſtaͤtigen Unſern hieruͤber ſchon früßer gefaßten feſten 
Entſchluß. — Die gegenwaͤttige Acte iſt, nach votgegangener reifer und. viel- 
feitigee Berathung, und nad Vernehmung Urferes Staatsrathes — das 
Merk Unferes eben fo freien als feften Willens, — Unfge Volk wird in’ dem 
Inhalte beffelben die kraͤftigſte Gewaͤhrleiſtung Unferer andesvuterůchen Ge⸗ 
ſinnungen finden. u 

Freiheit der a und —A Soehung und 


gegen den Mißbrauch; 
Gleiches Recht der —— fer —* Geaden‘ pre 
Staatsdienftes und zu. allen — des Verdienſtes; 
Gleiche Berufung zur Pflicht und zur — der Waffen; 
Gleichheit der Geſetze und vor dem Gefetze; 
Unparteilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege; 
ae ber Belegung und. ber Dfrigtigkeit thret kei 


un 

Sobmung durch alle Theile bes Staatshauehaltes, rechtlicher Sag des 
Stantsnits, und geficherte Verwendung ber dafuͤr beftimmten Mittel; 

Wiederbelebung der Gemeindekoͤrper durch bie Wiedergabe ber Wenwat / 
tung der ihr Wohl zunächft berühtenden Angelegenheiten; ; 

Eine Standfhaft — hervorgehend aus allen Klaſfen der im Siaat⸗ 
anſaͤßigen Staatsbürger, — mit den Rechten des Beirathes, der 
Zuſtimmung, der Willigung, der Wuͤnſche und der Befhwer: 
beführung wegen verlegter verfaffungsmüßiger- Rechte, — 
berufen, um in Öffentlichen VBerfammlungen die Weisheit der‘ Betachinng 

zu verftärken, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwaͤchen 
’ Endlich eine Gewähr der Verfaſſung, fichernd gegen intichrlichen Weqch⸗ 
ſel, aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Befſern nach geprüften: ‚Er: 
fahrungen. 

Bayern! — Dies find die Grundzüge ber ans Unſerm Feilen‘ Ent 
ſchluſſe euch gegebenen Verfaſſung, ſehet darin die Grundbſaͤte eines Koͤnigs, 
welcher das Gluͤck ſeines Herzens und den, Ruhm ſeines Thrones nue von 
dem Glüde des Vaterlandes ‚und von der Liebe feines Bolkeb — 
gen will! — 

Wir nk Hlernad) folgende Befmungen ap Saſſung des 8 
nigreichs Bayern: 


Erſter Titel. ER — 
3.29 Allgemeine Beſtimmungen. | 
2% 7 Das Rönigreic) Bayer in der Geſammt⸗ u aͤl⸗ 
tern und neuern Gebietstheile iſt ein ſouverainer moenarchiſcher Staat nach 
den Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Verfaſſungsurkunde. 
. 2Fuͤr das ganze Koͤnigreich⸗ beſteht einen allgemeine für. — 
Kammern abaerd-it- Fick 


* Bayern. 
Zweiter Titel. 


Von dem Koͤnige und ber Thronfolge, dann ber Reichsver— 
weſung. 


8.1. Der König ift das Oberhaupt des Staats, vereinigt in fich alle 
Rechte der Staatsgewalt, und übt fie. unter den von Ihm gegebenen in 
der. —— Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen aus. 

Seine Perſon iſt heilig und unvetletzlich. 

g. 2. Die Krone iſt erblich in dem: Mannsſtamme des koͤniglichen 
PR. nach dem Rechte, ber Erſtgeburt, und ber agnatifch = linenlifchen Erb⸗ 
olge. 

f $. 3. Zur Süceeffi ond = Fähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt aus 
einer ehenbürtigen — mit Beisltigung des Königs gefchloffenen — Ehe er 
fordert. 
F. 4.: Der Mannoſtamm hat vor, den weiblichen Nachkommen ben 
Vorzug, und die Prinzeffinnen find von ber Regierungsfolge in fo lange aus: 
—— als in dem koͤniglichen Haufe noch ein, ſucceſſionsfaͤhiger männti- 

cher Sproffe oder, ein duch Erbverdrüderung ‚zur Thronfolge berechtigter Prinz 
vorhanden ift. 

$.5. Nah gänzlicher Gioſchung des Mannsſtammes, und Erman⸗ 
gelung einer mit einem andern fuͤrſtlichen Hauſe aus dem teutſchen Bunde 
für dieſen Fall geſchloſſenen Erbverbruͤderung, geht bie Thronfolge auf die 
weibliche. Rachkommenſchaft nach eben der. Erbfolgeordnung, die für den 
Mannsftamm feſtgeſetzt iſt, Über, fo daß die zur Zeit des Ablebens des leßt- 
vegierenden Königs lebenden Bayriſchen Prinzeffinnen oder Abkoͤmmlinge von 
denſelben, ohne Unterſchied des Geſchlechtes eben ſo, als waͤren ſie Prinzen 
des urſpruͤnglichen Mannsſtammes des Bayriſchen Hauſes, nad dem Erft- 
geburtsrechte und ber. Lineal = Erbfolgeordnung zur Thronfolge ‚berufen werben, 

Wenn in dem regierenden neuen Eüniglihen Haufe wieder Abkömmlinge 
| des erſten Grades von beiderlei Geſchlecht geboren werden, tritt alsdann 
der Vorzug des maͤnnlichen Geſchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 
—. 6. Sollte die. Bayeriſche Krone nach Erloͤſchung des Mannsſtam⸗ 
mes an den Regenten einer groͤßern Monarchie gelangen, welcher ſeine Reſi— 
denz im Koͤnigreiche Bayern nicht nehmen koͤnnte, oder wuͤrde; ſo ſoll die— 
ſelbe an den zweitgeborenen Prinzen dieſes Hauſes uͤbergehen, und in deſſen 
Linie ſodann dieſelbe Erbfolge eintreten, wie ſie oben vorgezeichnet ift, 

Kommt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern 
Monarchen; fo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen Vicekoͤnig, der 
feine Refidenz in der. Hauptftadt des Königreich zu nehmen hat, ernennen, 
und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über, 

$. 7, Die, Voltjährigkeit der Prinzen, und Prinzeffinnen des königlichen 
Haufes tritt mit dem zurüdgelegten achtzehnten Jahre ein. 

58. Die Übrigen Vexhaͤltniſſe der Mitglieder, des Eöniglichen Hauſes 

richten ſich nach den Veftimmungen des pragmatiſchen Bamiliengefeges. 

8. 9. Die Reichsverweſung tritt ein: 

waͤhrend ber Minderjährigkeit des Monaten; _ 

u wenn berfelbe an'der Austıbung der Megierung- auf längere Zeit ver: 
hindert ift, und für.die Verwaltung hand Reihe ai ſelbſt —— 
getroffen hat, oder treffen kann. 

10. Dem Monarchen ſteht es frei, unter den — Prinzen 
des Haufes, ben Reichsverwefer: für die Zeit der Fa ſeines Nach⸗ 
folgers zu waͤhlen. 


* 
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In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung gebuͤhrt die Reichsverweſung 
demjenigen volljaͤhrigen Agnaten, welcher nach ber. feſtgeſetzten Erbfolgeord— 
nung der Naͤchſte it "ae Ä RR 

Märe der Prinz, welchem biefelbe nach obiger Beſtimmung gebührt, 
felbft noch minderjährig, oder durch ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die 
Megentfhaft zu übernehmen; fo füllt fie auf. denjenigen Agnaten, welcher 
nach ihm der Naͤchſte iſt. 

'$. 11... Sollte der. Monarch durch irgend eine Urſache, die in ihrer 
Wirkung. Finger als ein. Jahr dauert, an der Ausübung ‚der Regierung ‚ger 

ert werden, und für dieſen Fall, nicht ſelbſt Vorſehung getroffen haben, 
oder treffen Eönnen; fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen die Ver: 
hinderungsurfachen anzuzeigen find, gleichfalls die für ben. Fall der Minderjäh: 
rigkeit beſtimmte ‚gefegliche Regentſchaft ſtatt. 7 * 

$. 12. Wenn der König nach F. 10. den Reichsverweſer für den Fall . 
der Minderjährigkeit ernennt; fo, wird die darüber ausgefertigte Urkunde, durch 
denjenigen Minifter, welchen bie, Verrichtungen eines. Minifters des Eönigli- 
hen Haufes Übertragen find, im Hausachiv. bis zum Ableben. des Monars 
chen aufbewahrt, und dann dem Gefammt:Staatsminifterium zur Einſicht 
und öffentlichen Bekanntmachung vorgelegt. Dem Reichsverweſer wird die 
über feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt, 

$. 13. Wenn ein zur NReichsverwefung ‚geeigneter Agnat vorhanden 
iſt, der Monarch jedoch, eine verwittibte Königin ‚binterläßt;. ſo gebührt, diefer 
die Reichsverwefung, —V 2 
In Ermangelung derſelben aber übernimmt ‚fie jener Kronbeamte, twel- 
chen der legte Monarch hierzu ernennt, unv wenn von demfelben feine folche 
Beftimmung. getroffen. ift, ‚fo geht fie,an den erſten Kronbeamten über, wel: 
chem kein gefegliches Hinderniß entgegen ſteht. 

9. 14. In jeden Falle gebührt ‚einer ‚verwittibten, Königin unter der 
Aufficht: des Reichsverwefers. die Erziehung ihrer, Kinder, nach ben in dem 
Familiengefege hierüber enthaltenen näheren Beſtimmungen. 

$..45. In dem im $. 9. arumd b.bezeichneten Fällen wird. die Re: 
gierung im; Namen des, minderjährigen, oder, im der Ausübung der, Regie: 
rung gehinderten, Monarchen. geführt. 2 diem. ei 

Ale Ausfertigungen werden in feinem ‚Namen. und, unter, dem gewoͤhn— 
lichen Eöniglichen Siegel erlaffen; alle. Münzen, mit feinem Vruſtbilde, Wap- 
pem und Titel geprägt. ur RE 
Der Regent unterzeichnet als: 0.5 —3573 | 
vr des Königreichs, Bayern Verweſer ··· | 
1 416... Der, Prinz des Hauſes, die verwittibte, Königin, oder, derjenige 
Kronbeamte, welchem. die. Reichsverwefung. übertragen. wird, muß gleich nad) 
den! Antritte der Regentfchaft die Stände verfammeln, „und in ihrer, Mitte 
und in Gegenwart der Staatsminifter, fo wie der Mitglieder des Staats: 
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nen während ber Meichdverwefung nur prövviſoriſch beſetzt werden. Der 
Meichsvermwefer kann weder Krongüter veräußern, ober heimgefallene Zehen vers 
leihen, noch neue Aemter einführen. 

$. 19. Das Gefammt : Staatsminiftertum bildet ben Regentſchafts⸗ 
rath, und der Reichsverweſer iſt verbunden, in allen wichtigen Angelegenhei⸗ 
ten das Gutachten deſſelben zu erhohlen. 

. 20. Der Reichsverweſer hat waͤhrend der Dauer ber Regentſchaft 
ſeine Wohnung in der koͤniglichen Reſidenz, und wird auf Koſten des Staats 
unterhalten; auch werben ihm nebſtdem zu feiner eigenen - Verfügung‘ jähr: 
fich zweimal hundert taufend Gulden ‚im monatlichen Katen auf die Staats⸗ 
caſſe angewieſen. 

9. 21. Die Regentſchaft dauert in ben im $. 9. bemmerkten uoel Faͤl⸗ 
im — im erſten bis zur Großjaͤhrigkeit bes Königs, und im zweiten — 
bis das eingetretene Hinderniß aufhoͤrt. 
. 22. Nachdem die Regentſchaft beendigt iſt, und ber in die Regie 
rung eintretende neue König dem feierlichen Eid (Tit. X. $. 1.) abgelegt hat, 
werden alle Verhandlungen ber Regentſchaft gefchloffen, und der Regierungss 
antritt des Königs wird im ber Reſi idenz und in dem ganzen Ronigrtiige 


Be fund gemacht. 
Dritter Titel 


Bon dem Staatsgute 
Fe 1. Der ganze Umfang des Königreichs Bayern bildet er einzige 
untheilbare unveräußerlihe Gefammtmaffe aus ſaͤmmtlichen - Beftändtheiten 
—— Leuten, Hertſchaften, Gütern, Regalien und Renten mit allem- 
ubehör 
Auch alle neue Erwerbungen aus Privattitelm, an undeweglichen Guͤ⸗ 
tern, ſie moͤgen in der Haupt- oder Nebenlinie geſchehen, wenn der erſte 
Erwerber während feines Lebens nicht daruͤber verfügt hat, kommen in ben 
Erbgang des Mannsftammes, und werden ald der Gefammtmaffe einverleibt 
angefehen. 
$. 2. Zu dem unverduferlihen Staatsgute, welches im Falle einer 
Sonderung des Staatsvermögens von der Privatverlaffenfhaft in’ das In⸗ 
ventar ber legtern nicht gebracht werden darf, gehörten: 

1) Alle Achive und Regiftraturenz | 

2) Ale öffentliche Anftalten und Gebäude mit ihrem Zugehörz. 

3) Alles Gefhüg, Munition, alle Militaicmagazine und was zur Landes: 
wehr nöthig iſt; 

4) Alle Einrichtungen dee Hofcapellen und Hofaͤmter mit allen Mobilien, 
welche der Aufficht der Hofftäbe und Hofintendanten anvertraut, und 
zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes —— ſind; 

5) Alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde der Reſidenzen und Luſt⸗ 
ſchiöſſer dienet; 

6) Der Hausfchag, und mas von dem Erblaſſer mit demſelben bereits ver⸗ 
einigt worden iſt; 

7) Alle Sammlungen fuͤr Kuͤnſte und Wiſſenſchaften als: Bibliotheken, 
phyſikaliſche, Naturalienz und Mlınzcabinette, Antiquitäten, Statuͤen, 
Sternwarten mit ihren Inſtrumenten, Gemälde: und Kupferſtichſamm⸗ 
lungen und fonftige Gegenftände, die zum öffentlichen Gebtauche oder 
zur Beförderung der Künfte und Wiſſenſchaften beſtimmt find; 

8) Alte vorhandene Vorraͤthe an baarem Gelde und Gapitalien in ben 
Staatscaſſen oder an Naturalien bei den Aemtern, ſammt allen. Aus: 
finden an Staatsgefällen ; 


Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 181. 387 


9) Altes, was aus des Staats erwotben wurde. 

F. 3. Saͤmmtliche Beſtandtheile bes Staatsgutb find, tote bereits in 
ber Pragmatik vom: 20.October 1804 Wbeſtimmt wär, aus welcher die nach 
den veränderten Verhaͤltniſſen hieruͤber noch geltende Beſtimmungen in .ges 
genwaͤrtige Verfaſſungsutkunde uͤbertragen find, auf ewig e Dal 
behaltlich der unten folgenden Modificationen. * 

Vorzuͤglich ſollen, ohne Ausnahme alle Rechte — Saenen bei 
der Primogenitur ungetheilt und unveraͤußert erhalten werden. 

F. 4. Als Veraußerung des Scaatsguts iſt anzuſehen ihtinus jebe 
voirkliche Verkauf, fondern auch eine Schenking unter den Lebenden, ober eine 
Vergebung durch eine letzte Willensverotdnung⸗ Verleihung nener Lehen, oder 
Beſchwerung mit einer ewigen Laſt, oder Verpfuͤndung u ogehehucc, 
einen Vergleich gegen Annahme einer Summe Gewes. haus 1.0 ii 

Auch kann teinem- Staatsbürger eine Boeing‘ von: den Mfertticen 
Laſten bewilligt werden. — PART Eee uamnygo 

$. 5. Die bisher zur Belohnung: worgligficher dem Staate geleiſteter 
Dienſte verliehenen Lehen, Staatsdomainen un — * eier obigem 
Verbote ausgenommen. nν J —* 
Auch ſteht dem Könige die Meerorifung inf Shen, jeber⸗ 
zeit frei. 

Zur Belohnung großer we beftimmter dem Stante geleiftetee Dieifte 
koͤnnen auch andere‘ Staatsdomainen oder Nenten, jedoch niit Zuftimmung - - 
der Stände, in der Eigenſchaft als Maunlehen der „Krone verliehen werden. 

Anwartſchaften auf kuͤnftige der Krone heimfallende Güter, Renten und 
Rechte, Eönmen eben ſo wenig, als auf Aemter oder Würden, Atheit werden. 

Unter dem Veraͤußerungsverbote ſind ferner nicht begriffen: 

1) alle Staatshandlungen des Monarchen, welche innerhalb der Grenzen 
des Ihm zuftehenden‘ Regierungsrechts nach dem Zwecke und zur: 
Wohlfahrt des Staats mit Auswaͤrtigen, oder mit Unterthanen im 
Lande, über Stamm: und Siaategůter vorgenommen werden; insbe⸗ 
ſondere was 

2) an einzelnen Gütern und Gefaͤllen zur Beendigung eines. anhaͤngigen 

7 Mechtöftreites, gegen Erhaltung oder Erlangung. anderer: Güter, Renten 
oder Rechte, oder zur Grenzberichtigimg mit benachbarten Staaten, 
gegen andern angemeſſenen Erſatz abgetreten wirb; 

3) Was gegen andere Realitaͤten und Mechte von. gieihem Bene * 

tauſcht wird; 

4) Alle einzelne Veraͤußerungen oder Veränderungen, wach⸗ bei dei Staats: 
gütern dem’ Staatszwecke gemäß, und in Folge der beteits erlaffench 
Borfchriften nach richtigen Grundfägen der fortfchreitendent Staats⸗ 

„soteeöfchaft, zur Befoͤrderung der Landescultur ober ſonſt zur "Wohl: 

fahrt des Landes, oder zum Beſten der Staatsaͤrars, und zur Aufhe⸗ 

bung einer nachtheiligen - Selbftverwaltung ‚für gut gefunden werbemusd 

$. 7. In allen dieſen Fällen (8. 6) dürfen jedoch die Staatsein⸗ 

£ünfte "nicht 'gefehmälert, ſondern es ſoll als! Erſatz entweder seine. Domanical- 

rente — wo möglich in Getreide, dafuͤr bedungen, oder der Kauffchilling gu 

neuen Erwerbungen oder zur zeitlichen» Aushuͤlfe des Schuldentilgungsfonds, 

oder zu andern das ** — bezielenden/ — verwendet 
werden. ft ae ep IE 

Mit dem‘ —“ — —*—* beweglichen Berwoͤgen G. 
2.) kann der Monarch nach Zeit und Umſtaͤnden zweckmaͤßige Vetanderun⸗ 
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X ** Ziteh Ä 
Von allgemeinen Rechten un Pftihten, 
5 & 4. Zum vollen Genuſſe aller ‚bürgerlichen, öffentlichen . und Pri⸗ 
vatrechte in Bapern, wird das Indigenat erfordert, welches entweder durch 
die Geburt oder durch die Naturaliſitung, nach den. nähern Beſtimmungen 
des — — das Indigenat, erworben wird. (Beilage J.) 

G. 2..Das Bayeriſche Staatsbuͤrgerrecht wird durch das Indigenat 
Being und geht mit demſelben verloren, 

F. 3. Mebſt dieſem wird, zu deſſen Ausübung noch erforbert:. 

a); die gefegliche Volljährigkeitg..;, | 
. die. Anfäfigkeit im. Rönigreiche,. entweder durch ben Beſit ‚ef 
Gründe, Mensen oder Medste, ‚oder durch die Ausübung heſteuerter G 
werde oder durch den Eintritt in ein oͤffentliches Amt. 

Rronaͤmter, oberſte Hofaͤmter, Givil: Staatsdienſte und wu 
Miitärftellen, wie auch Kirchenaͤmter oder Pfruͤnden, Eönnen nur Eingebor⸗ 
nen oder Nr rege Naturaliſirten ertheilt werben. 

Seder Bayer ohne Unterſchied kann zu allen Cis 

vii⸗ Bilde und Kirhenämtern oder Pfründen gelangen, 

In dem Umfange des. Reichs. Bann keine Leibeigen- 

foaft 6 beheben, nach den naͤhern Baer des Edictd vom 3. Au: 
guft 1 

$. = Ale ungemeffene, ——— foiten in gemeſſene 
umgeänbertmerhen, und auch dieſe abloͤsbar ſeyn. 

$. 8. Der) Stant- gewährt jedem Einwohner Sicherheit 
feiner Perfon, feines Eigenthums und feiner Rechte, 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter ‚entzogen 
werden. ; « 

Niemand darf uorfoins ober verhaftet werben, als in den 
buch die .&efege be ſtimmten ſaͤllen, und in der geſebli⸗ 
chen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privateigenthum, ſelbſt für öf: 
fentliche Zwecke abzutreten, als nad; ‚einer foͤrmlichen Entſcheidung des ver⸗ 
ſammelten Staatsraths, und nach vorgaͤngiger Entſchaͤdigung, wie ſoiches in 
der: Verordnung vom 14. Auguſt 1815 beſtimmt iſt. 

$. 9. Jedem Einwohner des Reichs wird vollkommene Gewiſ— 
ſen s freih eit geſichert z die einfache Hausandacht darf, daher Niemandem zu 
welcher Religion er ſich bekennen mag, unterfagt werden. 

Die in dem Koͤnigreiche beſtehenden drei chriſtlichen Kir: 
Gens Gefeitfäpaften genieß en gleihe bürgerliche und politi— 
ſche Mechte. 

No Die nliht: chriſtlichen Glaubensgenoſſen haben zwar vollkommene Ge: 
wiſſensfreiheitz fie ‚erhalten aber: an den ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten: jnur in 
denn Maaße einer Antheil, wie ihnen -derfelbe in den organiſchen — 
uͤber ihre Aufnahme in die —— zugeſichert iſt. 

on Allen. Religionstheilen, ohne: Ausnahme, iſt das Eigenthum Pe, Stif 
tungen und ber. Genuß ihrer Renten nach dem. urſpruͤnglichen Stiftungsur⸗ 
kunden und dem rechtmaͤßigen Beſitze, ſie ſeyen für ‚den Kultus, dey Unter⸗ 
richt oder die Wohlthaͤtigkeit beſtimmt/ vollſtaͤndig geſichert. 

Die geiſtliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirtungskreiſe nie ge⸗ 
hemmt werden, und dies weltliche Regierung darf in rein geiſtliche Gegen: 
ftände der Religionslehre und des Gewiſſens fich nicht einmifchen, als in 
fo weit das oberhoheitliche Schuß: und Aufſichtsrecht eintritt, wonach Feine 
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Berorbnungen, und Gefege der Kirchengewalt ohne vorgängige Einſicht und 
das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden dürfen 

Die Kirchen und GBeiftlihen find in ihren ã— 
Handlungen und Beziehungen — wie auch in Anfehung des 
ihnen zuftehenden Vermögens, den Gefegen, bes Staats und 
ben weltlihen Gerichten untergebenz aud können fie von: oͤf⸗ 
fentlichen Staatslaſten feine Befreiung anſprechen. 

Die übrigen nähern Beſtimmungen uͤber die dußern Rechtsverhältniffe 
der Bewohner des Koͤnigreichs, in Beziehung auf Religion und kirchliche 
Gefellfhaften, find in dem; der gegenwaͤrtigen Verſaſſungsurkunde beigefügten 
befondern Ebdicte enthalten. (Beilage II.) 

$. 10. Das gefammte Stifcungsvermögen, nach dem drei Zwecken des 
Eultus, des Unterrichts und dev: Wohlthaͤtigkeit, wird gleichfalls unter den 
befondem Schug des Staates, geſtelltz es darf unter feinem Vorwande zu 
dem Finanzvermögen eingezogen, und in ber Subſtanz für andere, als „dig 
drei genannten Zwecke ohne Buftimmung: der Betheiligten, und bei allgernei= 
nen. Stiftungen ‚ohne Buſtiumung der Staͤnde des Reiches veraͤußert, oder 
verwendet werden. 

$. 11. Die Freihe ie ber Preffe und bes. Buchhandels ift 
nach den Beftimmungen des hieruͤber eelaſſenn beſondern Ebicts gefi chert. 
(Beilage TIL). 

$. 12. Alle Bayern haben gleiche pflichtigkeit zu dem 
zur on, una zur Bee nach ws diesfalls beſtehenden 
Geſetzen. > 

$. 13. Die ——— an den Stantsioken iſt, für.äfte 
Einwohner des Reichs allgemein, ohne Ausnahme irgend ei— 
nes Standes, und ohne Rüdfigt auf —— deſtandene be= 
fondere Befteiungen. RT RT 2 Ä N 

8. 14. Es iſt den Bayern heſtattet in einen ee Bundesſtaat, 
welcher erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, auszuwandern, auch 
in Civil- und Militairdienſte deſſelben zu treten, wenn ſie den geſeblichen 
Verbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland je geleiftet haben. " 

Sie dürfen, fo lange fie im Unterthansverbande bleiben, ohne ausdruͤck⸗ 
liche Erlaubnig des Monarchen von’ einer auswärtigen: — went Gehalte 
noch Ehrenzeichen annehmen. 

i $ünfter Titel 
» Von befondern Rechten und Vorzügen.. 

F. 2% : Die Kronaͤmter werden. als oberfie Wuͤrden des Reiche, entwe⸗ 
der auf die Lebenszeit der Wuͤrdetraͤger oder auf, deren ‚männliche. Erben, ‚nach 
dem Rechte der — und es agnatiſchalinealiſchen Erbfolge, als ron: 
lehen verliehen. AL 

‚Die Kronbeamten find — dee; Reicheminden Mitglieer > erften 
Kamm in der Ständeverfammlung, 

6. 2. Den vormals Keichsftändifchen Sürften und Grafen ‚werden alle 
jene Vorzüge, amd Rechte -zugefichert, welche, in dem ‚ihre-Verhältniffe beſtim⸗ 
menden beſondern Edicte ausgeſprochen ſind. (Beilage IY.) 

N 8.” :Dieisden-Bayerifchen: Hoheit‘ untergebenen ehemaligen . ummittei- 
baren, Reichsadeligen ‚genießen: diejenigen echte, welche in Gemäßheit der 
föniglichen Seclaration — — ‚sönftitutionelen Bhige ‚ihnen zuge: 
ſichert werben: —X 


146 et DE Bayern. 


Gitseigenthämer, feine gutsherꝛlichen Reg nach den’ gefegtichen Be⸗ 

ſtimmungen. ‘(Beilage V.) rl Bd 

Vebrigens Hat detſelbe folgende Vorzüge zu genhgen:. 4 7 

| 1) ausfchließend das and, 'eine GERD Gerichtsbarkeit ausiten 
koͤnnen; (Beilage VL.) - Ze: 

4 Familien⸗ Fideicommiſſe auf“ Geandoermoͤgen zu etrichten; (Beilage WI) 

.,3) einen von dem landgerichtlichen —— Gerichtsſtand in —— 

und ſtrafrechtlichen Fällen; 7 

4) die Rechte: der‘ Siegelmaͤßigkeit unten den Befchräntungen der Sefrte 

uüber das Hypothekenweſen; (Beilage VAT.) sendlid) 

5 bei der Militär Confeription die Auszeichnung, daß die Soͤhne bet 

* als Cadetten eintreten. 

5. Einige dieſer Vorzüge theilen fuͤr ihre Perſonen die geiſtlichen 
und die wirkuchen Colfegialväthe , und bie mit dieſen in gleicher Kategorie 
ſtehenden hoͤhern Beamten. 

Die Geiſtlichen genießen denſelben befrelten Gerichtsſtand in bürgetlichen 
amd ſtrafrechtlichen Fällen; — die Collegialraͤthe und hoͤhern Beamten. außer - 
diefem auch bie echte ber Siegelmaͤßigkeit und die obige Auszeichnung bei 
der Militaͤr-Conſcription. 

5. 6. Die Dienftesverhältniffe und‘ Perifionsanfpeliche ber Staatsdie⸗ 
ner richten fi ch nad) den Beſtimmungen ber EIER LURRNPE (Beil, IX.) 

Schfer Titel. 
| Bon ber Ständeverfammlung. 

6. 1. Die zwei Kammern der — Verſammlung der 
Se des Reichs find: 

a) bie der Reichsraͤthe, 
b).die der Abgeordneten. .; 

$. 2. Die Kammer der Reichsräthe ift zufammengefegt aus 
A den volljährigen. Prinzen des Kiriglilen, Haufes; 

: 2) den Kronbeamten des Reihe; 

3) den beiden Erz-Biſchoͤffen; 
2 den. Häuptern der ehemals Neichsſtaͤndiſchen — fuͤrſtlichen und graͤfli— 
hen Familien, als erblichen Reichsraͤthen, fo lange fie im Beſitze ih⸗ 
rer —— Reichsſtaͤndiſchen im Koͤnigreiche gelegenen Herrſchaften 
bleiben; 

5) einem vom Koͤnige ernannten Biſchoffe und dem jedesmaligen Präfi: 
denten des proteftantifchen General: Conſiſtoriums; 

6) aus denjenigen Perſonen, welche der König entweder wegen ausgezeich- 
neter dem Staate geleifteter Dienfte, ober! wegen ihrer Geburt, oder ih: 
res Vermögens zu Mitgliedern diefer — entweder erblich oder le⸗ 
benslaͤnglich beſonders ernennt... 

$. 3. Das Recht der Vererbung wird der König nur adeligen Guss: 
befißern verleihen; welche im Koͤnigreiche das volle Staatsbuͤrgerrecht, und 
ein mit dem lehen- oder fideicommiſſariſchen Verbande belegtes Grundver⸗ 
moͤgen beſitzen, don welchem ſie an Gtund⸗ und Dominicalſtenern. in. Simplo 
Dreihundert Gulden entrichten,’ und wobei eine: ge ⸗linealiſche Erbfolge 
nad) dem Rechte: der Erſtgeburt -eingefühtt tft. u cd mmönshü mad 
Die Würde eines erblichen Reichsraths 'gehrrjedesmial: mit den Gütern, 
worauf das — — gegruͤndet if, nur auf ben’ nach" Wette. Eröfölge ein 
tretenden Befigetiüber, :- non! ns 2 -drund mann. “ 

$. 4. Die Zahl der ebenslingichen gain kann ‚dem: beiten ae 
dee erblichen nicht uͤberſteigen. 
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. 6. De Reichstaͤthe haben Zutritt in die erſte Kammer nach er⸗ 
—— Boltjährigkeit; ; eine entfcheidende Stimme aber koͤmmt den Prinzen 
des, Eöniglichen Haufes erſt mit dem Ein umd zwanzigften, ‚den übrigen 
Keichsräthen mit dem Fünf und zwanzigften Lebensjahre, zu. 

8.::6.: ° Die Kammer der Reichsräthe kann nur dann eröffnet werden, 
wenn wenigſtens bie Hälfte der fämmtlichen Mitglieder anwefend it. 
7: Die zweite Kammer ber Ständeverfammlung. bildet fich 

a) aus den. Grundbefigern, welche eine gutshertliche Gerichtsbarkeit aus⸗ 
uͤben, und nicht Sig und Stimme in der erfien Kammer, haben; 
» aus Abgeordneten der Univerfitäten; - | 
c) aus Geiftlihen der Eatholifhen und proteftantifchen Kirche; 
-.,d), ans Abgeordneten, der Städte und Märkte; 
e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthümern. 

6.8. Die Baht. ber Mitglieder richtet ſich im Ganzen nad ber Zahl 
der Kamilien im Königreiche, in dem Berhältniffe, daß auf 7000 Bann 
ein Abgeordneter gerechnet wird. 

$. 9. Bon der auf ſolche Art beftimmten Zahl ſtellt: 

a) die Klaffe der adeligen Gutöbefiger ein Achttheil; | 

b) die Klaſſe ber Geiftlichen ber Fatholifchen und proteftantifchen ne 
ein Achttheil; 

c) die Klaffe der Städte und Märkte ein Viertheil; — und - 

d) die Klafje der übrigen Landeigenthümer, welche feine gutäherrliche Ge⸗ 
richtsbarkeit ausüben, zwei Diertheile der Abgeordneten; 

e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied *). 

$. 10. Die jede einzelne Kaffe treffende Zahl von Abgeordneten wird 
nad den Beſtimmungen des uͤber die Ständeverfammlung hier beigefügten 
befondern Edicts, auf die einzelnen Regierungsbezirke vertheilt. (Beil. X.) 

$. 11. Jede Klaſſe waͤhlt in jedem Regierungsbezirke die ſie daſelbſt 
treffende Zahl von Abgeordneten, nach der in dem angeführten Edicte vorge— 
fchriebenen Wahlordnung, für die fechsjährige Dauer der Berfammlung. Die 
während. berfelben erledigten: Stellen werden aus. denjenigen erſebt, welche den 
Gewaͤhlten in der Stimmenzahl zunaͤchſt kommen. 

$. 12. Jedes Mitglied der Kammer ber Abgeordneten muß ohne 
Ruͤckſicht auf Standes⸗ oder Dienftverhältniffe ein felbfiftändiger 
Staatsbürger feyn, welcher das dreißigſte Lebensjahr zuruͤckgelegt hat, 
und den freien Genuß eines folchen im betreffenden Bezirke oder Orte geles 
genen Vermögens befigt, welches feinen unabhängigen Unterhalt fichert, und 
duch die im Ebicte (Beilage X.) fefigefegte Größe der jührlihen Verſteue⸗ 
rung beftimmt wird. 

Er muß fih zu einer ber drei chriftfichen Religionen befennen, und 
darf niemals einee Specialunterfuchung wegen Verbrechen. oder Vergehen um: 
terfegen haben, wovon er, nicht gänzlich fteigefprochen worben iſt. 

‚8.13. Alle ſechs Jahre wird eine neue Wahl ber. Ab: 
geordneten vorgenommen, und fonft nur in dem Falle, wenn bie 
Kammer von dem Könige» nufgelöfet wird, 

Die austretenden Mitglieder find wieber wählbar. 

$. 14. Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt wäh: 
rend ber Dauer ber Verfammlung: 

3). Wenn, daffelbe die. Realität, das Gericht, Gewerbe oder bie geifttiche 
*) Bei der erſten Staͤndeverſammlung im Febr. 1819. beftand die Kammer ber 


Abgeordneten aus 108 Perfonen (aus 13 en 17 ade und Geiſtlichen/ 
und aus 73. Bürgerlichen); >... 20 
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Pfrunde, neiq⸗ feine Mahl für den betreffenden — 

oder die Klaſſe beſonders begründete, aus was immer für Veranlafs 

fungen zu befigen aufhört, ohne einen gleichen Erfag: im demſelben 

Bezirke, Orte, oder in derſelben Klaſſe zu erwerben; 

2) wenn das Mitglied unter ber Zeit eine der oben ($. 12.) zur paſſi⸗ is 
ven Wahlfähigkeit weſentlich erforderlichen Eigenſchaften verliert. 

In dieſen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten auf bie geſchehene 
Anzeige und nach Vernehmung des Betheiligten zu entſcheiden. 

15. Zur gültigen Conſtituirung der Kammer der Abgeordneten 
wird die Anweſenheit von wenigſtens zwei Drittheilen dev gewählten Mit 
glieder erfordert. 

6. 16. Die Kammer der Neichsräthe wird gleichzeitig mit jener’ der 
Abgeorbneten zufammenberufen, eröffnet und geſchloſſen. | 

$. 17, Kein Mitglied der erften ober zweiten Kammer barf ſi ch in 
der Sitzung durch einen Bevollmaͤchtigten verteten laſſen. 

$. 18. Die Anträge über die Staatsauflagen sefächen 
zuerft in der Kammer der Abgeordneten, und werden dann’ ducch 
diefe an die Kammer der Neichsräthe gebracht. 

Alte übrige Gegenftände können, nach ber Beftimmung bes Königs, 
der einen oder der andern Kammer zuerſt vorgelegt werben. 

$. 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs angetwiefenen 
gemeinfchaftlichen Wirkungskreiſes kann von einer Kammer allein in Beras 
thung gezogen werden, und die Wirkung einer gültigen Einwilligung der 
Stände erlangen. 

Siebenter Titel. 

Bon dem Wirkungskreife der Ständeverfammlung. 

$. 1. Die beiden Kammern können nur über jene Gegenftände in 
Berathung treten, die in ihren Wirkungskreis gehören, welcher in den $$. 2. 
bis. 19. näher bezeichnet ift. 

$. 2. Ohne den Beirath und bie Zuſtimmung ber Stände 
des Königreihs kann Fein allgemeines neues Gefeg, weldhes 
die Freiheit der Perfonen oder das Eigenthum ber Staatsan— 
gehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon beſtehendes abs 
geändert, authentifcd erläutert oder aufgehoben werden. 

$. 3. Der König erhohlt die Zuftimmung der Stände zur 
Erhebung aller directen Steuern, fo wie zur Erhebung neuer 
indirecten Auflagen, ober zu der Erhöhung oder Veränder 
rung der beftehenden. 
| 8.4. Den Ständen wird daher nach ihrer Eröffnung die 
genaue Ueberfiht des Staatsbedürfniffes, fo wie der ge— 
fammten, Staatseinnahmen (Budget), vorgelegt werden, welthe 
dieſelbe durch einen Ausſchuß pruͤfen, und ſodann uͤber die zu erhebenden 
Steuern in Berathung treten. 

$. 5. Die, zur Deckung ber ordentlichen beſtaͤndigen und beftimmt 
vorherzuſehenden Staatsausgaben, mit Einſchluß des Reſervefonds, erforder— 
lichen directen Steuern werden jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. 

Um jedoch jede Stockung in der Staatshaushaltung zu vermeiden, wer⸗ 
ben in: dem ’ Etatsjähre, im welchen die erſte Staͤndeverfammlung einberu⸗ 
fen — die in dem —— Etatsjahre ehobenen Staatsauflagen fort 
entrichtet. 
§. 6. Ein Jahr vor Pa Ablaufe des Termine, fuͤr welchen die fixen 


Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818. 183 


Ausgaben: feſtgeſetze find , ſomit nach Verlauf von ſechs Jahten, laͤßt ber 
Koͤnig fuͤr die ſechs Jahre, welche dieſem Terwine folgen, den Ständen: ein 
neues Budget vorlegen. FE 
7. Sn dem Falle, wo der Koͤnig durch außerordentliche aͤußere 

Ver (tmiffe verhindert iſt, in diefem *— Jahre der ordentlichen Steuer⸗ 
bewilligung die Staͤnde zu verſammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß einer 
Forterhebung der letztbewilligten Steuer auf ein halbes Jahr zu. 

.8. Im Fällen eines außerordentlichen und unvorhergefrhenen Ber 
dürfniffes und der Unzulänglichkeit der beſtehenden Staatseinkünfte - zu: deffen 
Dedung, wird diefes den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen aufer- 
ordentlichen Auflagen vorgelegt. werben, 

$. 9. Die Stände können bie Bewilligung der Sienern mir: keiner 
Bedingung verbinden. 

$. 10. Den Ständen bes Reihe wird bei etner jeden 
Verſammlung eine genaue Nachweiſung uͤber die Verwen- 
dung der Staatseinnahmen vorgelegt werden. 

$. 11. Die gefammte Staatsſchuld wird unter die Ge: 
währleiftung ber Stände geftellt. 

Zu jeder neuen Staatsfchuld, wodurch bie zur Zeit beſtehende Schul⸗ 
denmaſſe im Capitalsbetrage oder der jaͤhrlichen Verzinſung vergroͤßert wird, 
iſt die Zuſtimmung der Staͤnde des Reichs erforderlich. 

$. 12. Eine ſolche Vermehrung der Staatsſchulden Hat nur: für jene 
dringenden und außerordentlichen Staatsbebürfniffe Statt, welche weder durch 
die ordentlichen, noch durch außerordentliche Beiträge ber Unterthanen, ohne 
deren zu große Belaſtung, beftritten werden Eönnen, und bie zum wahten 
Nutzen des Landes gereichen. 

§. 13. Den Ständen wird ber Scyulden-Tilgungsplan vorgelegt, und 
‚ohne ihre Buftimmung kann an dem von ihnen - angenommenen Plane eine 
Abänderung getroffen, noch ein zur Schuldentilgung beflimmtes: Sin zu 
irgend einem andern Zwecke verwendet werden. 

$. 14. Jede ber beider Kammern hat aus ihrer Mitte einen mn. 
für zu ernennen, welche gemeinfchaftlich ‚bei der Schuldentilgungs= Commiſſion 
von allen ihren Verhandlungen genaue Kenntniß zu ‚nehmen, und m ‚die 
Einhaltung der feftgefegten Normen zu wachen. haben Ä 

- $. 15. In außerordentlichen Fällen, wo drohende: äußere Gefahten die 
“ Aufnahme von Gapitalien dringend erfordern, und die Einberufung der 
Stände duch äußere Verhälmiffe unmöglich. gemacht wird, ſoll diefen. Com: 
miſſaͤr's die Befugniß zuftehen, zu diefen Anichpuw’ — Namen bet ‚Stände 
vorkäufig ihre Buftimmung zu ertheilen.. 

Sobald die Einberufung der Stände moͤglich io, iſt ehren; bie ganze 
Verhandlung über die Capitalsaufnahme vorzulegeh, din! in das Staatsſchul⸗ 
den: Verzeichniß eingetragen zu werden. 

$. 16. Den Ständen wird bei jeder Verſammlung die genaue Nach⸗ 
weiſung des Standes: ber. Staatsfchulden ⸗Tilgungscaſſe vorgelegt werden. 

$. 17.: Die Stände haben dag Recht der Zuftimntung zur Veraͤuße⸗ 
rung oder Verwendung allgemeiner HEN in ihrer a ar andete, 
als ihre urſpruͤnglichen Bioeder'. 

$. 18, : Eben fo. Hk ihre Buftintmiung: zur Verlelhung sort Staalodo⸗ 
mainen oder! Staatsrenten zur Welohnung großer und beſtinmter dem Staate 
geleiſteter Dienſte erforderlich mc. 2.0 ‚em, 

G. 19 Die Staͤnd e ha ben!das Rede; im Bezlehung auf 
alle su ibrem Wirkunasfreifn nit. Mansnftänhe Kam! 
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nige ihre: — Winter und, Anteäge in: der geeigne: 
kenn KocE vonzuhringemun” ı.. 

$. 20. Seder einzelne Abgeordnete Hat das Recht, in biefer Beziehung 
feine Wuͤnſche und Anträge in feiner Kommer vorzubringen, welche barüber: 
ob ‚diefelben :in: mähere Uebetlegung gezogen werden follen, durch Mehrheit 
ber Stimmen erkennt und ſie im bejahenden Falle an ben betreffenden Aus: 
ſchuß zur Prüfung und Würdigung bringt. | 
Die von- einer: Kammer: über folhe Anträge gefaßten Befchlüffe müffen 
der andern. Kammer mitgetheilt, und koͤnnen erſt nach deren erfolgten Bei: 
fiimmung ‚dem ‚Könige vorgelegt, werden. 

$. 21. Seder einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde kann Be⸗ 
ſchwerden über, Verletzung der. conftitutionellen Rechte an die Staͤndeverſamm⸗ 
lung, und zwar an jede ber beiden Kammern bringen, welche fie durch dem 
hieruͤber beftehenden Ausſchuß pruͤft, und findet dieſer ſie dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. 

Erkennt die Kammer durch Scnam/ umehrheit die Beſchwerde fuͤr ge⸗ 
gründet; fo theilt fie ihren diesfalls an dem König zu erſtattenden Antrag 
der andern Kammer mit, welcher, wenn. biefe demfelben beiftimmt, in einer 
gemeinfomen Borftellung. dem Könige übergeben wird, 

F. 22. Der König wird wenigftens alle drei Jahre die 
Stände zufammenberufen. 

‚Der: König seröffnet und fließt die Verfammlung entweder in eigener 
Derfon, oder durch einen befonders hiezu Bevollmächtigten. 

Die Sigungen einer ſolchen Verfammlung dürfen in der Regel nicht 
dinger: ald. zwei Monate dauern, und die Stände find verbunden, in ihs 
ven Sigungen die von dem Könige an fie gebrachten Gegenſtaͤnde vor allen 
uͤbrigen in Berathung zu nehmen. 

5.23. Dem Koͤnige ſteht jederzeit das Recht zu, die Sisungen der 
Stände zu verlängern, fie zu vertagen, oder bie ganze Verfammlung auf: 
zulöfen. 

In dem legten Falle muß wenigſtens binnen drei Monaten eine neue 
Wahl der Kammer der Abgeordneten vorgenommen werden. 

6. 24. Die Staatsminiſter koͤnnen den Sitzungen der beiden Kams 
mern beiwohnen, wenn ſie auch nicht Mitglieder derſelben ſind. 

2. Jedes Mitglied der Ständeverfammiung hat folgenden Eid 
zu leiften: 

Ich ſchwoͤre Kaas * Koͤnige, Gehorſam dem Geſetze, Beobachtung 
„und Aufrechthaltung der Staatsverfaſſung, und in der Staͤndever⸗ 
„ſammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beſte ohne 
Muͤckſicht auf heſondere Stände oder Klaſſen nach meiner innern Ue⸗ 
 berzeugung zu berathen; — So. wahr mir Gott helfe und fein beis 
„liges Evangelium.” 

$. 26... Kein Mitglied der Ständeverfatumlung kann während der Dauer 
der Eigungen ohne Einwilligung dev. betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht 
vom den Da der Ergreifung ‘auf friſcher That bei begangenem Verbre⸗ 


a Sein Mitgtieb der Ständeverfanumlung kann für bie Stimme, 
— in. feiner Kammer gefuͤhrt hat, anders, als in Folge dev. Geſchaͤfts⸗ 
PEN buch bie Verſammlang ſelbſt zur Rede geſtellt werden. 

$. 28. Ein Gegenſtand, über welchen die beiden. Kammern ſich nicht 
vereinigen 7 en im; derſelben Sigung ı nicht, “wieder, zur —— — 
btacht werden. IR TORE.’ Br Bee DEE HER TERE TE Ir, rd 
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$. 29. Die Eönigliche- Entfchliegung ‘auf die Anträge der Reichsftände 
erfolgt nicht einzeln, ſondern auf alle. verhanbelte Gegenftände zugleich bei 
dem Schluſſe der Verſammlung. 

$. 30. Der König allein: ſanctionirt die Geſetze, und erlaͤßt dieſelben 
mit feiner Unterfcheift und Anführung der Vernehmung des Staatsraths und 
‚ des erfolgten Beiraths und ber Auflannung der Lieben und Getreuen, ber 
Stände des Reichs. 

6. 31. Wenn bie Berfammlung der Neichsftände vertagt, förmlich 
gefchloffen oder aufgelöfet worden ift, können die Kammern nicht mehr gib j 
tig berathfchlagen, und jede fernere Verhandlung ift ungefeglich. 

Achter Titel. 
Bon der Rechtspflege. 

$. 1. Die Gerichtsbarkeit geht, vom Könige aus. — Sie wird unter 
Seiner Oberaufſi ht durch eine geeignete Zahl von Aemtern und Obergerich⸗ 
ten in einer gefeglich beftimmten Inſtanzen-Ordnung verwaltet. 

6.2. Alte Gerichtsftellen find verbunden, ihren Urtheia 
len Entfheidungsgründe beizufügen. 

$. 3. Die Gerichte find innerhalb der Gränzen ihrer amtlichen Befug: 
nid unabhängig, und die Richter Eönnen nur durch einen Rechtsſpruch 
von ihren Stellen mit Verluſt des damit verbundenen Gehaltes entlafjen — 
oder derfelben entfegt werden. 

Der König kann in ftrafrechtlihen Sahen Gnade erthei: 
len, die Strafe mildern oder erlaffen; — aber in feinem Falle irgend eine 
anhängige Streitfache, oder angefungene Unterfuhung hemmen. 

$. 5. Der Eöniglihe Fiscus wird in allen ſtreitigen Privat» Mechtds 
verhältniffen bei den Eöniglichen Gerichtshöfen Recht nehmen. 

Die Vermögens: Confiscation hat in feinem Falle, 
den der Defertion ausgenommen, Statt. 

5.7. Es foll für das ganze Königreich ein und daſſelbe 
ae a IE und Straf: Geſetzbuch beftehen. 
Neunter Zitel. 


Bon der Militärs Verfaffung. 
Ä 6. 1. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur WBertheidigung — Vater⸗ 
landes, nach den hieruͤber beſtehenden Geſetzen, mitzuwirken. 

Bon der Pflicht, die Waffen zu tragen, iſt der geiſtliche Stand aus: 
genommen. 

$. 2.. Der Staat hat zu feiner. Bertheidigung eine fteehende Ars 
mee, welche durch die allgemeine Militär=Confeription ergänzt, und aud) 
im Frieden gehörig: unterhalten wird. 

8. 3. Neben dieſer Armee beftehen noch Referves Bätaillond und bie 
Landwehr. 

8.4. Die Referve:-Bataillond find zur Verſtaͤrkung des ftehenden Hee⸗ 
tes beftimmt, und theilen, im Falle des ‚Kufgehate, alle Verpflichtungen, Eh: 
ven und Vorzüge mit demſelben. 

Sm Frieden bleibt fämmtliche in den Referve: Bataillons eingereihte 
Mannſchaft, die zu den Waffenübungen erforderliche Zeit ausgenommen, in 
ihrer Heimath, frei: von allem militärifhen Zwange, blos der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit und den bürgerlichen Gefegen unterworfen, ohne an der Ver⸗ 
änderung bes. Wohnfiged; ber ei unge ober! BEIM — 
zu ſeyn. 
$. 5. Die gandwehr kann in Kriegsgeiten zur Untetüpun de. 


16. | | Bayern. 


fchon durch die Neferve: Bataillons - verftärkten Armee auf befondern koͤnigli⸗ 
chen Aufruf, jedoch nur innerhalb der Graͤnzen des Reichs, in militaͤriſche 
Thaͤtigkeit treten. 

Zur zweckmaͤßigen Benutzung dieſer Maſſe wird dieſelbe in zWwei Abs 
theilungen ausgefchieden, deren zweite die zur Mobilifirtung weniger geeigne= 
ten Individuen begreift, und in feinem Falle außer. ihrem Bezirke verwendet 
werden fol. 

In Friedenszeiten wirkt bie — zur Erhaltung der innern Sicher⸗ 
heit mit, in ſoferne es erforderlich iſt, und die dazu beſtimmten Truppen 
nicht hinreichen. 

$.6. Die Armee Handelt gegen ben aͤußern Feind und im Innern 
nur dann, wenn die Militaͤrmacht von der competenten Civilbehörde förmlich 
dazu aufgefordert wird, | 

87 Die Militärperfonen ftehen in Dienftfachen, dann wegen Ber: 
brechen oder Vergehen, unter der Militär: Gerichtsbarkeit, in Real⸗ und ges 
miſchten Rechtsfachen aber unter den bürgerlichen Gerichten. | 

Zehnter Titel. 
Bon der Gewähr ber Berfaffung. 

8.1. Bei dem Regierungsantritte ſchwoͤrt der König in einer feierlis 
chen Verfammlung der Staatsminifter, der Mitglieder des Staatsraths, und 
einer Deputation der Stände, wenn fie zu der Zeit verſammelt find, fol: 
genden Eid: 

„Ich ſchwoͤre nach der Verfaffung und ben Gefegen bes Reichs zu res 

„gieren; ſo wahr mir Gott helfe, und fein heiliges Evangelium.” 

Ueber biefen Act wird eine Urkunde verfaßt, in das Reichsarchiv hinter: 

legt, und beglaubigte Abfchrift davon der Ständeverfammlung mitgetheilt. 
$. 2. Der Neichsverwefer leiftet in Beziehung auf die Erhaltung ber 
Berfaifung den Zitel II. $. 16. vorgefchriebenen Eid. 

Sämmtlihe Prinzen des Eöniglihen Haufes leiften nach erlangter Balls 
jährigfeit ebenfalld einen Eid auf die genaue Beobachtung der Verfaffung. 

$.3. Alle Staatsbürger fi find bei der Anſaͤßigmachung und bei der all: 
gemeinen Landeshuldigung, fo mie alfe Staatsdiener bei ihrer Anjtellung 
verbunden, folgenden Eid abzulegen: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze und. Beobach⸗ 

„tung der Staatsverfaſſung; fo wahr mir Gott helfe, und fein heili⸗ 
„ges Evangelium!” 

$. 4, Die Eöniglichen Staatsminifter und ſammtliche Staatödiener 
find für die genaue Befolgung der Verfaffung verantwortlid, 

8. 5. Die Stände haben das Recht, Beſchwerden über die durch die 
koͤniglichen Staatsminifterien oder andere Behörden gefchehene Verlegung der 
Berfaffung in einem gemeinfamen Antrage an den König zu bringen, welcher 
denfelben auf ber Stelle abhelfen, ober, wenn ein Zweifel dabei obwalten 
folte, fie näher, nach ber Natur des Gegenflandes, durch den Staatsrath 
oder die oberfte Juſtizſtelle unterfuchen, und darüber entfcheiden laſſen wird. 

$. 6. Finden die Stände fi durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen 
einen höhern Staatsbeamten. wegen vorfäglicher Verlegung der Staatsverfaf- 
fung eine  förmliche Anklage zu ſtellenz fo find die Anklagspuncte beftimmt 
gu — und in ieder Kammer * einen beſondern Ausſchuß 
zu pruͤ 

Vereinigen ſich beide Kammern Hierauf in ihren Befälüffen über die 
u —* bringen ſi ſie bieſecbe m mit ie Belegen in vorgefchriebener dorm 
an en K vom 
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+ 11 Diefer wird ſie ſodann der oberſten Juſtizſtelle — in welcher im alte 
der nothwendigen oder freiwilligen Berufung auch bie zweite Inſtanz durch 
Anordnung eines. andern Senats ‚gebildet wird, — zur Entſcheidung über: 
geben, HR Stände von dem gefällten Urtheile in Kenntniß fegen. 
le: Mir Ai Abanderungen in den Beltimmungen der Verfaſſungsurkunde, 
oder Zufüge zu derſelben, koͤnnen ohne Zuftimmung der Stände nicht 


a Pr Be 214 1] zur 

Die Vorfchläge hierzu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn 
Derſelbe fie an die Stände gebracht hat, dürfen dieſe daruͤber berathfchlagen. 
Bu einem gültigen Beſchluſſe in. diefer höchft wichtigen Angelegenheit 
wird wenigſtens die Gegenwart von dtei Viertheilen dev bei der Verfamm⸗ 
lung anmwefenden Mitglieder in jeder Kammer, und eine Mehrheit von zivei 
Deistheilen ‚dee Stimmen erfordert. — ⸗ a 
Indem Wir diefed Staat: Gtundgefet zur allgemeinen Befolgung 
und genauen Beobachtung in feirtem ganzen: Inhalte,’ einfchlüffig der daffelbe 
ergänzenden und in der Hauptutkunde als Beilagen bezeichneten Ebdicte, hier: 
duch Fund machen; fo verorbnen- Wir zugleich, daß die darin angeordnete 
Berfammlung der Stände zur Ausübung der zu ihrem Wirkungskreiſe gehö: 
rigen Rechte am 1. Januar 1819 einberufen, und inzwiſchen die hierzu er: 
forderliche Einleitung veranflalter werde. 

Gegeben in Unferer Haupts und Reſidenzſtadt München, am fechs 
und zwanzigften Tage des Monats Mai im Eintaufend achthundert und 
achtzehnten. Fahre, Unferes Reiches im breizehnten. | | 

Marimilian Joſeph. 
L. 8 


) 
Graf v. Reigersberg. Fuͤrſt v. Wrede. Graf v. Triva. Graf v. 
Rechberg. Graf v. Thuͤrhe im. Freiherr v. Lerchenfeld. Graf 
v. Toͤrring. 
Nach dem Befehle Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Egid von Kobell, 
Koͤnigl. Staatsrath und Generals Gecretär. 





Diefe von dem Könige von Bayern, Marimilian, ald Act der Sou⸗ 

verainetät gegebene (octtoirte), Verfaſſung iſt, nach ihrem politifchen 
Cdatakter, Feine repräfentative, fondern eine fländifche; denn 
fie geht bei der Wahl der DVolfövertreter nicht von der Geſammtbevoͤlke⸗ 
rung des Reichs, fondern von ber Eintheilung der Staatöbürger in ver- 
fchiedene Stände aus. Als folhe Stände erfcheinen: 1) der Abel; 
2) die Geiftlichkeit mit dem gelehrten Stande; 3) der Bürgerfland, mit 
Kaufleuten und Gewerbtreibenden; ind 4) der Bauernſtand. 
Da das Lehensſyſtem in Bayern zwar ſchon längft bedeutend ver: 
ändert, nicht aber ganz abgefhafft worden iſt, und die Be 
ftimmung des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes, der Rheinbundsacte und 
der teutſchen Bundesactt die Rechte der Mediatiſirten ſicherten; fo 
mußten auch in der neuen Verfaſſung vielfache Ruͤckſichten darauf genom⸗ 
men werden. ’ a uz eh j 150 ER Bi s 

Auf dieſe Auszeichnung der Mediatifirten und bed, Adeld-über: 
haupt waren denn die Vorrechte und Votzuͤge berechnet, — zwar 

10 
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nicht in der Berfaffungsurkunde:felbft, wohl aber in dem vierten, fuͤnf⸗ 
ten, ſechſten, fiebenten und achten Edicte, die der Verfaffung 
gleichzeitig erfchienen, ausgefprochen wurden, und allerdings in Hinficht 
der beibehaltenen Patrimonial- Gerichtsbarkeit, in Hinſicht der 
Beguͤnſtigung bei den Abgaben, und in Hinſicht der Fid eicom—⸗ 


miſſe und une nit blos in perfönlichen Vorzugen und Vor⸗ 
theilen beftanden. 


Für das öffentliche: Staatöleben felbft aber find die drei nachfol⸗ 


genden — dem — beigegebenen — Edicte von wis 
Wichtigkeit. 


i) Edict über. die äußern Rehtöverhältniffe des 
Koͤnigreichs Bayern, in Beziehung auf Religion 
und kirchliche Geſellſchaften. 

Erſter Abſchnitt. 

Algemeine Beſtimmungen uͤber Religions— Verhaͤltniffe. 
Erſtes Kapitel. 

Religions- und Gewiſſensfreiheit. 

$. 1. Jedem Einwohner des Reiches iſt durch den 9. 8. des vier⸗ 
ten Titels der Verfaſſungsurkunde eine vollkommene Gewiſſensfreiheit geſichert. 

8. 2. Er darf demnach in Gegenſtaͤnden des Glaubens und Gewiſ— 
fend keinem Zwange unterworfen, auch darf Niemandem, zu welcher Religion 
er ſich befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werden. 

$. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion 
fich verbinden wollen; fo wird jederzeit hierzu die Eönigliche ausdruͤckliche Ge- 
rege nad) den im I. Abfchnitte folgenden nähern Beſtimmungen 
erfordert. 


$. 4. Alte heimliche Bufammenkünfte unter dem Vorwande des häus: 
lichen Gottesdienftes find verboten. 


Zweites Kapitel. | 
Wahl des Slaubensbekenntniffes. 
$. 5. Die Wahl des Glaubensbekenntniſſes iſt jedem Staatseinwoh⸗ 
ner nach feiner eigenen freien Weberzeugung überlaffen. 

Derfelde muß jedoch das hierzu erforderliche Unterfcheidungsalter, 
welches für beide Gefchlechter auf die gefegliche Volljährigkeit beftimmt wird, 
erreicht haben. : 

$. 7. Da biefe Wahl eine eigene freie Ueberzeugung vorausfegt; fo 
kann fie nur folhen Individuen zuftehen, welche in feinem Geiſtes- ober 
nn fich befinden, der fie derfelden unfähig macht. 

F. 8. Keine Partei barf bie Mitglieder der andern durch ai oder 
Liſt zum Uebergange verleiten, 

$..9.. Wenn von denjenigen, welche bie Religiondergiehung Fe feiten 
haben, eine ſolche Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird; 
fo hat bie —8 Regierungsbehoͤrde den Fall zu unterſuchen, und an 
das rd again des Sinnen zu beiten. 

Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muß alfezeit 

bei dem täten Pfarrer oder: geiftlichen .Borftande ſowohl der neu ge: 
wählten, als der verlaſſenen Kirche perſoͤnlich erklärt werden. 
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$. 11. Durch die Religionsänderung gehen alle kirchlichen Gefelifchafts: 
rechte der verlaffenen Kirche verloren; diefelbe hat aber feinen : Einfluß auf 
die — ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, Ehren ‚und Wuͤrden; ausgenom: 
men, es gefchehe der Uebertritt zu einer. Meligionspartei, welcher nur eine 
befchräntte Zheilnahme an dem Staatsbürgerrechte geftattet ift. 


Drittes Kapitel, 
Religionsverhältniffe der Kinder aus gemifhten. Ehen. 
$. 12. Wenn in einem. güftigen Ehevertrage zwifchen Aeltern, die: ver: 


fchiebenen Glaubensbekenntniſſen zugethan find, beſtimmt worden iſt, in 
welcher Religion die Kinder erzogen werden follen; fo hat es hierbei ſein 


$. 13. Die Gültigkeit folcher Eheverträge ift ſowohl in Ruͤcſiht ih⸗ 
rer Form, als der Zeit der Errichtung, —* nach den buͤrgerlichen Geſeten 
beurtheilen. 


zu 

$. 14. Sind keine Ehepacten oder fonftige Verträge hierüber: eulchtet, 
oder iſt in jenen uͤber die religioͤſe Erziehung der Kinder nichts verordnet 
worden; ſo folgen die Soͤhne der Religion des Vaters, die Töchter: werden 
in dem Glaubensbekenntniffe der Mutter erzogen. 

6. 16. Uebrigens benimmt bie Verfchiedenheit des kiechlichen Glau⸗ 
bensbekenntniſſes keinem der Aeltern die ihm ſonſt wegen der Erziehung zu⸗ 


Rechte. 

6. 16. Der Tod * Aeltern aͤndert nichts in den Veſlimmungen der 
65. 12. und 14. über die religioͤſe Erziehung der: Kinder. 

$. 17. . Die Ehefcheidungen, ober alle fonftige rechtsguͤltige Aufloͤ⸗ 
fungen ber Ehe tönnen auf die Religion der. Kinder. feinen Einfluß haben. 

$. 18. Wenn ein das Religionsverhäftmiß der Kinder beſtimmender 
- Ehevertrag vorhanden iſt; fo bewirkt der Uebergang der Aeltern zu: einem an- 
dern Glaubensbefenntniß darin in fo lange keine Veränderung, als die Ehe 
noch gemifcht: bleibt, Geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, 
und die Ehe hört dadurch auf, gemifcht zu ſeyn; fo folgen bie. Kinder. ber 
nun gleichen Religion. ihrer Aeltern, ausgenommen fie waren — dem beſte— 
henden Ehevertrage gemäß — durch die Confirmation oder Communion be: 
reits in die Kicche einer andern Confeſſion aufgenommen, in welchem Falle 
fie bis zum erlangten Unterfheidbungsjahre darin zu belaffen find. 

$. 19. Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbekenntniß erzogen, 
welchem fie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 

$. 20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Bezie— 
hung auf den Religionsunterricht ehelichen Kindern gleichgeachtet. 

$. 21. Die übrigen natürlidhen Kinder, wenn fie von einem Vater 
anerkannt find, werden in Anfehung ber: Religionserziehung gleichfall3 wie 
die ehelichen behandelt. Sind fie aber von dem Bater nicht anerkannt; fo 
werden fie nach dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen. Ä 

$. 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbekannt ift, 
folgen der Religion desjenigen, welcher das Kind aufgenommen hat, fofern 
er einer der öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Religionspartei 
des Findlings = Inftituts, worin fie ve merden. Außer diefen Fällen. 
richtet fich ihre Religion nach jener ber Mehrheit der Einwohner des Fin: 
dungs-⸗Orts. 

$. 23. Die geifttichen — die naͤchſten Verwandten, die Vormuͤn— 
der und Pathen haben das Necht, darüber zu wachen, daß vorftehende An— 
ordnungen befolgt werden.. Sie koͤnnen zu dieſem Behufe die Einficht der 
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— ſich beziehenden Urkunden fordern. Da ar: Wiesn 
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Von Religions: und Kirgengefeltfgaften. hd 


Erftes, Kapitel, 
Ihre Aufnahme und Befätigung. 
Die in dem Konigreiche beſtehenden drel chriſtlichen Glaubens⸗ 
—— find ats Öfferititähe: irchengeſellſchaften mit’ gleichen -bärgetlichen. 
und  politifchen ERROR, nach den unten folgenden naͤhern Beſtimaiungen 
anerkannt 
$. 25. Den nicht —— Glaubensgenoſſen i wer nach 86. * 
und 2. eine‘ vollkonimoene Religions⸗ Nuten geſtattet ʒ als Re⸗ 
ligionsgefellſchaften und in Bitlehung auf Staatsbuͤrgerrecht aber ſind fie 
nach den uͤber ihre buͤrgerlichen Verhaͤumiſſe — — Gefetzen 
und: Verordnungen zu behandeln Ir 
ng, 26. Religions isdder‘ Rischengefelfejaften, bie aid: zu — bereits 
geſetzlich aufgenommenen Hehoͤren, dürfen ohne ausdruckuche koͤniglicheGe 
— nicht eingefuͤhrt werden u. rd rů 
$. 27. Sie muͤſſen wor der Aufnahme: ihre Giaubenelormein und in⸗ 
nere kirchliche Verfaffung zur Einſicht und Pruͤfung dem —— 
des Innern — 
Zweites Kaphitel 
Rechte und Befugniffe ber: — Pe —S 
Relig ions⸗ und Kirchen-Geſellſchaften. 
8. 28. Die mit ausdruͤcklicher koͤniglicher Genehmigung” nufgenommes 
nen rg genießen die Rechte ‚öffentlicher Corporationen. . 
$. 29. Die jur Aushbung ihres: Gottesdienſtes gewidmeten Gebäude 
ſollen, hg "andere öffentliche Gebäude, geſchuͤtzt werden. 
$. 30. Die zur Feier ihres. Gottesdienftes und zum Meligionsunters 
— beſtellten mai genießen die Rechte und Achtung Öffentlicher 
eamten. 
N 31. Ihr Eigenthum ſteht unter dem beſondern Schutze des Staats: 
32. Einer Retigionsgefellfchaft, welche die Nechte öffentlich aufge 
nommener Kirchengefellfchaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, 
wird nicht als eine Öffentliche Corporation, fondern als eine Privatgefell: 
[haft geachtet. 
— Es iſt derſelben die freie Ausuͤbung ihres Peatgottedienſtes 
geſtattet 


$. 34. Bu dieſer gehört die Anſtellung gottesdienſtlicher Zuſammen⸗ 
uͤnfte in gewiſſen dazu beftimmten Gebaͤuden, und die Ausübung der ihren 
Religionsgrundfägen gemäßen Gebräuche fowoht in dieſen Zuſammenkuͤnften, 
als in den Privatwohnungen der Mitglieder. 

. 35. Den Privat: Kirchengefeltfchaften ift aber nicht geftattet, ſich 
ber Gloden oder fonftiger Auszeichnungen zu bedienen, welche Geſetze oder 
Gewohnheit den oͤffentlichen Kirchen angeeignet haben. 

$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen beſtellten 
Perſonen genießen, als folche, Eeine befondem Vorzüge. 

$. 37. Die ihnen zuftehenden weiten Rechte müffen nad dem Ins 
halte ihrer Aufnahmsurkunde bemeffen werden. 

8. 38. Jeder genehmigten Privat: . oder öffentlichen Kirchengeſellſchaft, 
kommt unter der oberſten Staatsaufſicht, nach den im dritten Abſchnitte ent⸗ 


Edict üb. d. aͤuß. Rechtöverh. d. Könige. Bayern. 151 


baltenen Beftimmungen, die Befugniß zu, nad) der Formel und der von der 
Staatsgewalt anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche, alle innern Kirchenange⸗ 
legenheiten anzuorbnen, 
Dahin gehören die Gegenftände: 
a) der Ölaubenslehre, 
b) der Form und Feier des Gottesbienftes, 
ec) der geiftlihen Amtsführung, 
d) des religiöfen Volksunterrichts, 
e) der Kirchen: Disciplin, 
f) der Approbation und Ordination ber Kirchenbiener, 
g) der‘ — der zum Gottesdienſte gewidmeten Gebaͤude und der 
K 


h) der Ausübung der Gerichtsbatkrit in rein geiſtlichen Sachen; naͤmlich 

des Gewiſſens oder der Erfüllung der Religions- und Kirchenpflichten 
einer Kirche, nach ihren Dogmen, ſymboliſchen Büchern und darauf 
gegründeten Verfaſſung. 

- 8.39. Den kirchlichen Obern, Vorftehern, oder ihren Repräfentanten, Eommt 
demnach das allgemeine Recht der Auffiht mit den daraus hervorgehenden 
Wirkungen zu, damit die Kirchengefege befolgt, der Cultus diefen gemäß 
aufrecht. erhalten," der ‘reine: Geift der. Religion und Sittlichkeit bewahret, 
und- deſſen "Ausbreitung befördert werde. Der Antheil, welcher jedem Ein= 
zelnen am biefer Aufficht zubommt, wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. Die Kirchengewalt uͤbt das rein geiſtliche Cortectionsrecht nach 
geeigneten Stufen aus. 

. 41. Jedes Mitglied einer Klrchengeſellſchaft iſt ſchuldig, der darin 

eingeführten Kichenzudt ſich zu unterwerfen. 

6. 42, Keine Kirchengewalt ift daher befugt, Glaubensgefege gegen 
ihre Mitglieder mit dußerm Zwange geltend zu machen. 

$. 43. . Wenn einzelne Mitglieder durch . öffentlihe Handlungen. eine 
Berachtung des. Gottesdienftes und der Religionsgebraͤuche zu erkennen ge: 
ben, ober andere in ihrer Andacht ftören; fo ift die Kirchengeſellſchaft befugt, 
dergleichen unwuͤrdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre VBerfammlungen zu 
verfagen. 

$. 44. Die in dem Königreich als öffentliche Gorporationen. aufges 
nommene Kicchen ‘find. berechtigt, Eigenthum zu befigen, und nach den 
hierüber beftehenden Gefegen auch Fünftig zu erwerben. 

$. 45. . Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengefell: 
[haften wird nad) ihrer Aufnahmsurkunde, oder, wenn in diefer darüber nichts 
feftgefegt + nad) den Rechten der Privatgefellichaften beftimmt, 

$. 46. Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, was fie 
an Eigenthum: gefegmäßig befigen, es fey für den Gultus oder für den Un: 
terricht beftimmt, es beftche in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien, baa= 
rem Gelde, Pretiofen, oder fonftigen beweglichen Sachen, duch den $. 9. 
im vierten Zitel der Berfaffungsurkunde des Reichs garantirt. 

$. 47. Das Kirchenvermoͤgen darf unter keinem Vorwande zum 
Staatsvermoͤgen eingezogen und in der Subſtanz zum Beſten eines andern, 
als des beſtimmten Stiftungszweckes, ohne Zuſtimmung der Betheiligten, und 
ſofern es allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuſtimmung der Staͤnde 
nicht veraͤußert oder verwendet werden. 

§. 48. Wenn bei demſelben in einzelnen Gemeinden, nach hinlanglis 
cher Dedung der Local: Kirchenbedürfniffe, Ueberichüffe fich ergeben; fo ſollen 
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dieſe zum Beſten des naͤmlichen Religionbthelles nach folgenden Beſtimmun⸗ 
gen verwendet werden: 

a) zur Erhaltung oder Wiederherſtellung der Kirchen und geiſtlichen Ge⸗ 
baͤude in andern Gemeinden, die dafuͤr kein hinreichendes eigenes Ber: 
mögen befigen; 

b) zur Ergänzung, des Unterhaltes einzelner Kirchendiener, oder 

ec) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrſtellen; 

d) zur Unterſtuͤtzung geiſtlicher Bildungsanſtalten; 

e) zu Unterhaltsbeitraͤgen der durch Alter oder Krankheit zum airchendienſt 
unfaͤhig gewordenen geiſtlichen Perſonen. 

F. 49. Inſofern für dieſe Zwecke vom Kirchenvermoͤgen nach voll⸗ 
ſtaͤndiger Erwaͤgung etwas entbehrt werden kann, wird dieſer Ueberſchuß, im 
Einverſtaͤndniſſe mit der betreffenden geiſtlichen Oberbehoͤrde, vorzuͤglich zur 
Ergaͤnzung von Schulanſtalten, dann der Armenſtiftungen (wohin auch jene 
der Krankenpflege zu rechnen find) verwendet werden.. 

Dritter Abfhnitt. 
Berhäteniffe ber im Staste aufgenommenen Kirgengefeit 
ſchaften zur Staatsgewalt. 
Erſtes Kapitel. 
In Religions- und Kirchenſachen. 
g. 50, Seine Majeftät der König haben in mehreren Verord⸗ 
nungen Ihren ernftlichen Willen. ausgefprochen, daß bie geiftliche: Gewalt in. 
- Ihrem eigentlichen Wirkungskreife nie ‚gehemmt ‚werden, und die koͤnigliche 
weltliche Regierung in rein geiftlihe Gegenftände des Gewiſſens und ber 
Religionslehre fih nicht einmifchen folle, als in foweit das Eönigliche oberfte 
Schutz- oder Auffichtsrecht dabei eintritt. Die Eöniglichen Landesftellen wer: 
ben yoiederhohlt zur genauen Befolgung derſelben angemiefen. 
. 51, So lange demnach die Kirchengerwalt die Grenzen ihres ei: 
gentlichen /Wirkungskreiſes nicht überfchreitet, Eanıı biefelbe gegen jede gi 
Tegung Ihrer Rechte und Gefege den Schus der Staatsgewalt anrufen, 
ihr von den Eöniglichen einfchlägigen Landesftellen nicht verfagt werden der; 
$. 52, Es ſteht aber auch den Genofien einer Kirchengefellfchaft, 
welche durch Handlungen ber geiftlichen Gewalt gegen bie feflgefegte. Ord⸗ 
nung, un werden, die Befugniß zu, dagegen ben landesfuͤrſtlichen Schutz 
anzurufen 

$. 53. Ein ſolcher Recurs gegen einen Mißbrauch ber. geiſtlichen Ge⸗ 
walt kann entweder bei der einfchlägigen Regierungsbehoͤrde, welche darüber 
alsbald Bericht an das königliche Staatsminifterium des Innern zu erflat 
ten hat, oder bei Seiner Majeftät dem Könige unmittelbar anges 
bracht werden. | 

6. 54. Die angebrachten Beſchwerden wird das koͤnigliche Staatsmi⸗ 
niſterium des Innern unterſuchen laſſen, und, eilige Faͤlle ausgenommen, 
nur nach Vernehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete 
barquf verfügen. » 

$. 55. Der Regent kann bei felerlichen Anläffen in den. verſchiedenen 
Kirchen Seines Staates durch die geiſtlichen Behörden öffentliche Gebete und 
Dankfeſte anordnen. 

$. 56. Auch ift Derfelbe befugt, wenn Er wahrnimmt, daß bei eis 
nee Kiechengefellfchaft Spaltungen, Unordnungen oder Mißbraͤuche eingeriſ⸗— 
fen find, zur Wiederherſtellung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung unter 
Seinem” — Kirchenverſammlungen zu veranlaſſen, ohne jedech in Ge: 
genftände der Religionsiehre Sich felbft einzumiſchen. 
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8. 57. Da die Höheitliche Oberaufſicht Über alte: innerhalb der Gren⸗ 
zen des Staats vorfallende Handlungen, Ereigniffe und Berhätniffe ſich er: 
ſtreckt; fo ift die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Ver—⸗ 
fammlungen der chengelen AIR gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß 
einzuziehen. 

6. 58. Hiernach dürfen keine Geſetze, Verordnungen ober fonftige Anz 
orbnungen ber Kirchengemalt, nach den hierüber in ben: Eöniglichen Landen 
Thon Längft beftehenden Generalmandaten, ohne Allerhoͤchſte Einficht und. Ges. 
nehmigung publicitt und vollzogen werben. Die geifllichen . Obrigkeiten find 
gehalten, nachdem fie die Lönigliche Genehmigung zur Publication (Placet). 
erhalten haben, im Eingange der Ausichreibungen ihrer Verordnungen, von 
derfelben jederzeit ausdruͤcklich Erwähnung zu thun. 

8:59. Ausfchreiben ber geiftlichen Behörden, bie fich blos auf die ih⸗ 
nen untergeordnete Geiſtlichkeit beziehen, und aus genehmigten allgemeinen 
Verordnungen hervorgehen, beduͤrfen keiner neuen Genehmigung. — 

$. 60. Die Ausübung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit kommt zwar nach 
6. 38, lit. h. der Kicchengewalt zu; die dafür angeordneten Gerichte, fo wie. 
ihre Berfaffung müffen aber vor ihrer Einführung von dem Könige: beftä= 
tigt werden. Audy follen die. einfhlägigen Eöniglichen Landesſtellen —— 
ſam ſeyn, damit die koͤniglichen Unterhanen von den geiſtlichen Stellen nicht 
mit geſetzwidrigen Gebuͤhren beſchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine 
fuͤr ſie laͤſſige Art aufgehalten werden. 

F. 61. Die vorgeſchriebenen Genehmigungen koͤnnen nur don ‚dem Koͤ⸗ 
nige ſelbſt, mittelſt des koͤniglichen Staatsminiſteriums des Innern ertheilt 
werden, an welches die zu publicirenden kirchlichen Geſetze und Verordnungen 
eingeſendet, und ſonſtige Anordnungen ausfuͤhrlich angezeigt werden muͤſſen. 

Zweites Kapitel. 

In ihren bürgerlihen Handlungen und Beziehungen. 

-$. 62. Die Religions: und Kirchengeſellſchaften muͤſſen fi in Ans 
gelegenheiten, ‘die fie mit andern bürgerlichen Gefelifchaften gemein haben, 
nach ben Gefegen des Staats richten. 

$. 63. Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen Beziehungen fo: 
wohl die Obern der Kirche, ald einzelne Mitglieder ‚derfelben, auf gleiche Art 
unterworfen, 

$. 64. Zur Befeitigung aller künftigen Anftände werden nach ſolchen 
Beziehungen als weltliche Gegenſtaͤnde erklaͤrt: 

a) alle Vertraͤge und letztwillige Dispoſitionen der Geiſtlichen ; 

b) alle Beſtimmungen über liegende Güter ıc., fahrende Habe, Nusung, 
‚Renten, Rechte der Kiechen und Eicchlichen Perfonen; 

c) Verordnungen und Erkenntniffe über Verbrechen und Strafen der Geift: 

lichen, welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben; 

.d) —— inſofern ſie den buͤrgerlichen Vertrag und deſſen Wirkungen 
etreffen; 

e) Privilegien, Dispenſationen, Immunitaͤten, Exemtionen, zum Beſten 
ganzer Kirchengeſellſchaften, einzelner Gemeinden oder Geſellſchaftsgenoſ⸗ 
fen, ober der dem Religionsdienſte gewidmeten Orte und Güter, info: 
fern fie pofitifche oder bürgerliche Verhaͤltniſſe berühren; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Erbauung und Erxhal: 
tung dee Kirchen und geiftlihen Gebäude; 

8) Beltimmungen über die Zulaſſung von Kirchenpfründen ; 

bh) Vorſchriften uͤber die Einrichtung der Kircchenliften, als Quellen der 
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Bevoͤlkerungs⸗Verzeichniſſe, als Regifter des Civilſtandes und über die 
kegalitat der pfarrlichen Documente. 

65. In allen dieſen Gegenſtaͤnden kommt der Staatsgewalt allein 
dier: Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. 

$. 66. Hiernach find alle Seite in bürgerlichen Perſonal⸗ Klage 
u. in-alfen aus bürgerlichen Gontracten hervorgehenden Streitfachen, in 
. ben. Verhandlungen über ihre. Verlaffenfchaften:zc. einzig. den. weltlichen Ges 

richten untergeben. | 
‘8:67. Sie genießen, nad) Titel V. $. 5. der Verfaſſungsurkunde, in, 
bürgerlichen und ftrafrechtlichen Fällen den befreiten Gerichtsſtand. 

$. 68. ‚Bei Sterbefällen der. Geiftlichen ſoll darauf Ruͤckſicht genom⸗ 
men werben, daß die geiftlichen Werrichtungen, wenn ber Verſtorbene ber 
gleichen verfehen hat, nicht gehemmt werben; alles, was darauf Bezug hat, 
und zum Gottesdienfte gehört, als heilige Gefäße zc., fol von der Sperre 
ausgenommen, und mittelft Wergeichniffes entweder dem Nachfolger im Bes 
neficium fogleich verabfolgt oder andern ſichern Händen einftweilen übergeben mer: 
den; wenn nicht zu ihrer Mebernahme ein Abgeordneter der geiftlichen Behörde 
ſich einfindet, ‚welche zu diefem Ende von dem weltlichen Richter bei jedem 
eines im Beneficium ftehenden Geiftlichen davon in Kenntuiß zu 
ſetzen i 
$. 69. Die Criminal⸗-Gerichtsbarkeit auch. über Geiſtiche tommt nur 

den einſchlaͤgigen koͤniglichen weltlichen Gerichten zu. 

$. 70. Diefe ſollen aber die: einſchlaͤgige N eifkiche Behötde jederzeit 
von dem Erfolge der Unterfuchung: in. Kenntniß fegen, um auch von ihrer. 
Seite gegen bie Perfon des Werbrechers in Beziehung auf feine geiſtlichen 
Verhaͤltniſſe das Geeignete darnach verfuͤgen zu koͤnnen. | 

$. 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf 
das gefellfchaftliche Leben und die bürgerlichen Verhaͤttniſſe, ohne Einmilligung 
der Staatsgewalt im Staate geflattet. 

$. 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenſtaͤnden, weis 
che nach den obigen Beltimmungen zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören. darf 
duch die Einfchreitungen geiftliher Stellen weder unterbrochen noch aufges: 
hoben werden. 

$. 73. Die Kichen und Gelftlichen tönnen in Anfehung des ihnen 
zuftehenden Vermögens weder von Landesunterthänigkeit, weder von Gerichte: 
barkeit, noch von Öffentlichen Staatslaften irgend eine Befreiung anfprechen. 

$. 74. Alle ältere Befreiungen, bie hierüber mögen verliehen worden 
fen, werben als nichtig erklärt. 

$. 75. Die Verwaltung bes Kirchenvermögens ftehet, nach ben bier: 
über gegebenen Gefegen, unter dem Eöniglichen oberften Schuge und Aufjicht. 

Drittes Kapitel. 
Bei Gegenftänden gemifdter Natur. 

8. 76. Unter: Gegenftänden gemifchter Natur werden diejenigen ver- 
ftanden, welche zwar geiftlicy find, aber die Religion nicht weſentlich betreffen, 
und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl 
der Einwohner defjelben haben. 

Dahin gehören: 
a) alle Anordnungen über den aͤußern . Gottesbienft, deſſen Ort, Zeit, 
ht ic; 
b) Beſchraͤnkung oder Aufhebung der nicht zu dem weſentlichen heiten 
des Cultus gehörigen Feierlichkeiten, Proceffionen, Mebenandachten, Ce: 
vemonien, Kreuzgänge und Bruͤderſchaften; 
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mung ihrer» 
N organiſche en ‚über geiftsiche: Budungs⸗ u und 
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m e) Kintheilung der: Diöcefen; Deeanau⸗ und ——98 
M alle —— der Beſundheitepolizeh, — dieſe Ertl Huf 
tem mit berühren. ; 

8. 77. * dieſen Gegenftänden dürfen. von der Kirchengemalt die 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einfeltigen Anordnungen geſchehen. 
.- r 801780 Der. Stnatsgewalt fieht die Befugniß zu, nicht mar von allen 
Anordnungen: ‚über diefe Gegenftände  Einficht zu nehmen, ſondern auch durch 
eigene Betordnungen: dabeis alles dasjenige zu hindern, was Dem öffentlichen 
Wohle nachtheilig feyn koͤnnte | 

TR Bu Außerordemtlichen kirchlichen Feierlichkeiten, beſonders wenu 
dieſcbbn an Werktagen gehalten werden ſollen, muß allezeit ‚bie — tr 
nigliche Bewilligung erholt werden. | 

Bierter Abſchnitt. 


Von dem an) verſchiedener Retigionsgefsiifgaften 
gegen einander. 


" * Eıfes Kapitel; .:*. nn 2 
—— Staatspflichten der Kirchen gegen einandet. 


$. 80. Die im Staate beſtehenden Religionsgeſellſchaften ſind ſich —* 
ſeitig gleiche Achtung ſchuldig; gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche 
Schutz aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen tft" aber 
auch, Feiner eine Selbſthuͤlfe erlaubt. 

$.. 81. Jede Kirche kann für ihre Religionshandlungen von’ ‘den Glie⸗ 
dern aller uͤbrigen Religionsparteien vollkommene Sicherheit gegen Stoͤrun⸗ 
gen aller Art verlangen. 

6..82. Keine Kirchengeſellſchaft kann verbindlich gemacht werden, an 
dem aͤußern Gottesdienſte der andern Antheil zu nehmen, Kein Religions: 
theil iſt demnach ſchuldig, die beſonderen Feiertage des andern zu feiern, ſon⸗ 
dern es ſoll ihm frei ſtehen, an ſolchen Tagen ſein Gewerbe und ſeine Hand⸗ 
thierung auszuüben, jedoch ohne Störung des Gottesdienſtes des andern Theis 
les, und ohne, daß die Achtung dabei verlegt werde, welche nad) 6. 80. jede 
Religionsgefellfchaft der “andern bei Ausübung ihrer religioͤſen Handlungen 
und Gebräuche ſchuldig iſt. 

$. 83. Der weltlihen Staatspolizei koͤmmt es zu, in fo weit als 
die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung zwifchen verfchiedenen Res 
ligionspartheien es erfordert, Vorſchriften für äußere Handlungen, die nur 
zufälligen Bezug zum kirchlichen Zwecke haben, zu geben. 

. 84. Religionsverwandte einer Öffentlich aufgenommenen Kirche, wel⸗ 
che keine eigene Gemeinde bilden, koͤnnen ſich zu einer entfernteren Gemeinde 
ihres Glaubens innerhalb der Grenzen des Reichs halten. 

8§. 85. Auch iſt ihnen freigeſtellt, von dem Pfarrer oder Prediger eis 
ner andern Gonfeffion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und Amtsfunctionen 
nachzufuchen, welche fie mit ihren eigenen Religionsgrundfägen vereinbarlic) 
glauben, und jene nad) ihren Religiosgrundfägen leiſten können. 

$. 86. Im dergleichen. Fällen follen dem Pfarrer oder Geiftlichen ber 
fremden Confeffion für die geleifteten Dienfte die feſtgeſetzten Stolgebühren 
entrichtet werden. 
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Religionsverwandten darf jedoch nichts aufgelegt werben, was — Gewiſſen 
oder der jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen iſt. 

$. 88. Den Mitgliedern ber öffentlich. aufgenommenen Kirchengeſell⸗ 
ſchaften ſteht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, wenn ſie 
das erforderliche Vermoͤgen zum Unterhalte der Kirchendiener, zu ben Ausgaben 
für den Gotsesdienft, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Ge⸗ 
bäude befigen, oder wenn fie ei Mittel hierzu auf gefeglich geftattetem Wege 
aufgubeingen vermögen. - 

.89. Das Berhättniß. der Stantdeinwohner, welche einer Religion 
anaeh ven, beren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur ein Pri⸗ 
vatgottesdienſt geftattet if, muß aus dem Inhalte der Eoncefjionsurkunde 
beuetheilt werden. - Sie dürfen von den Dienern der Kirchengewalt bed Or⸗ 
tes, wo fie wohnen, gegen den Sinn und Zweck der: Conceffion weder be- 
ſchraͤnkt noch beeinträchtigt werden. Da fie mit der Ortskirche in Feiner 
Berbindung ftehen, fo können von berfelden keine pfarrlichen ‚Rechte: gegen fie 
ausgeuͤbt werden; dagegen haben fie aber auch keinen Antheil an: den. Rech⸗ 
ten und dem Eigenthume der Kirche. J 

Zweites Air 
Bom Simultan:Gebraude ber Kirchen. 

$. 90. Wenn zwei Gemeinden verfchiebener Religionspartheien zu eis 
ner Kirche: berechtigt find; fo müffen die Rechte giner jeden hauptfächlid) nach 
den vorhandenen. befondern Gefegen oder Verträgen beurtheilt werben, 

$. 91. Mangelt es an folchen Beftimmungen; fo wird vermufbet, 
daß eine jede dieſer Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 

$. 92. Die Entfheidung der über Ausübung diefer Rechte entftchen- 
den Streitigkeiten, wenn bie „Betheiligten fie * gemeinſchaftliches Einver- 
ſtaͤndniß nicht beizulegen vermögen, gehört an das Staatsminifterium des Sn: 
nern, welches die Sache nach Verhältnig der Umſtaͤnde vor den Staatsrath 


bringen wird. 

G. 93. Wird aber darüber geſtritten, ob eine ober bie — 
zu der Kirche wirklich berechtiget ſey; ſo gehört die Entſcheidung vor den or: 
dentlihen Richter, 

$. 94. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu der Kirche wir: 
lic berechtiget find; fo wird angenommen, daß diejenige, welche zu dem ge: 
genwaͤrtigen Mitgebrauche am fpäteften gelangt if, benfelben als eine wider: 
rufliche Gefälligkeit erhalten habe. 

89. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch kann fuͤr ſich allein die 
Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch Verjaͤhrung kuͤnftig nicht begruͤnden. 

§. 96. Wenn jedoch, außer dieſem Mitgebrauche, auch die Unterhaltung 
der Kirche von beiden Gemeinden beſtritten worden; ſo begruͤndet dies die 
Vermuthung, daß auch der ſpaͤter zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde 
ein wirkliches Recht darauf zuſtehe. 

§. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweiſe hat, 
muß fie, bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottes: 
dienftlihen Handlung, die Erlaubniß der Vorſteher dazu nachſuchen. 

$. 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden ſteht 
es jederzeit frei, durch freiwillige Uebereinkunft denfelben aufzuheben, und das 
gemeinfchaftlicye . Kircherfbermögen unter Eöniglicdyer Genehmigung, welche durch 
das Staatsminifterium des Innern eingeholt werden muß, abzutheilen, und 
fur jede eine gefonderte gottesdienftliche Anftalt zu bilden. 

$. 99. Auch kann eine ſolche Abteilung von der. Stantsgewalt aus 
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polizeilichen. ober adminiſtrativen Erwägungen, ober auf Anſuchen der Be: 
theiligten verfügt werden. 

:$. 400. Menn. ein Religionscheil feinen eigenen: Kirchhof befigt,, oder 
nicht bei der Zheilung des gemeinſchaftlichen Kirchenvermögens einen für fich 
anlegt; fo ift der im Drte befindliche als ein gemeinfhaftlicher Begraͤbniß⸗ 
plag für fämmtliche Einwohner des Orts zu ‚betrachten, zu befien Anlage 
amd Unterhaltung aber auch ſaͤmmiliche Religionsverwandte verhaͤltnißmaͤßig 
beitragen müffen. 
$. 101. Kein Geiſtlicher kann gezwungen werden, das Begraͤbniß ei⸗ 
nes fremden Religionsverwandten nach den Feierlichkeiten ſeiner Kirche zu 


F. 102. Wird derſelbe darum erſucht, und er findet keinen Anſtand, 
dem Begraͤbniſſe beizuwohnen; ſo muͤſſen ihm auch die dafür — 
Gebuͤhren entrichtet werden. 

6. 103. Der Glocken auf den Kirchhoͤfen kann jede oͤffentlich aufges 
nommene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten, gegen Bezahlung der 
Gebühr; ſich bedienen. 

- Diefes ‚allgemeine Staatsgrundgefeg beftimmt, in Anfehung, der Reli— 
gionsverhältniffe der verfchiedenen Kirchengeſellſchaften, ihre Rechte und Ver— 
bindlichkeiten gegen den Staat, die unveräußerlihen Majeftätsrechte des Me: 
genten, und bie, jedem Unterthan zugeficherte Gewiffensfreiheit und Religions- 
ausübung... 

In Anſehung der uͤbrigen innern Kirchenangelegenheiten find die wei— 
tern Beftimmungen, in Beziehung auf die Eatholifche Kicche, in dem mit 
dem paͤpſtlichen Stuhle abgeſchloſſenen Concordat vom 5. Junius 1817, 
und in Beziehung auf die proteſtantiſche Kirche in dem hieruͤber unterm heu⸗ 
tigen Tage erlaſſenen eigenen Edicte enthalten. 

WMuͤnchen, den 26. May 1818. 
— s6) 
Zur Beglaubigung: 
= Egid von Kobell, 
Königl. Stanteratt und General: Eecrstair. 


k) Edict über die Freiheit der Preſſe und des 
Buchhandels. 


F. 1. Den — Buchhandlungen, und denjenigen, welche zu dieſem 
Gewerbe obrigkeitlich berechtigt ſi ſind, iſt in Anſehung der bereits gedruckten 
Schriften freier Verkehr, ſo wie den Verfaſſern, Verlegern und berechtigten 
Buchdruckern im Koͤnigreiche in Anſehung der Buͤcher und Schriften, welche 
ſie in Druck geben wollen, vollkommene Preßfreiheit geſtattet. ‚Sie 
find hiernach nicht verbunden, ſolche Schriften einer Cenſur oder obrigkeitfis 
hen Genehmigung zu unterwerfen, wenn fie nicht allenfalls bei Eoftbaren _ 
Werken, zur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, felbft darum nachfuchen 
mollen. 

§. 2. Ausgenommen von. biefer Freiheit find alle. politifhe Zeitungen 
und periodifche Schriften politifchen oder ſtatiſtiſchen Inhalte. Diefelben uns 
terliegen ber dafür angeorbneten Genfur. 

$. 3. Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und fonftigen Arbeiten 
über Gegenftände, die ihnen in ihrem Gefchäftskreife übertragen find; ferner 
ſtatiſtiſche Notizen. Verhandlungen, Urkunden und fonftige Nachrichten, zu bes 
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ven — fie nur durch ihre Dienſtverhaͤltniſſe kommen konnten/ ohne 
beſondere königliche Erlaubniß nie dem Drucke uͤbergeben. Eben —* bleibt 
ihnen unterſagt, Nachrichten politiſchen oder ſtatiſtiſchen Inhalts uͤber die koͤ— 
niglichen Staaten in auslaͤndiſchen Zeitſchriften einzuruͤcken, oder an derglei⸗ 
chen Aufſaͤtzen Theil zu nehmen, wenn ſie nicht zuvor dem N zea 
Staatsminiſterium vorgelegt waren. 

§. 4. Damit die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels C. 1 
nicht mißbraucht werde, wird den Polizeiobrigkeiten jeden Orts uͤber die allda 
befindlichen Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbibliothekinhaber, Leſeinſtitute, 
Buchdruckereien und lithographiſche Anſtalten eine allgemeine Aufſicht über 
Kragen; fo wie die geſetzliche Beſtrafung der durch Schriften begangenen Ver— 
brechen und Vergehen den ordentlichen Gerichten vorbehalten bleibt. 
$. 5. Demzufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbiblio⸗ 
thekinhaber, die Vorfteher der Kefeinftitute und’ lithographifchen Anſtalten, die 
Kupferſtich⸗, Bilder: und Kartenhändier verpflichtet, unter einer Strafe von 
hundert Thalern, ihre Gataloge der Polizeiobrigkeit zu übergeben. 

$. 6. Wenn die Polizei in den ihr übergebenen Gatalogen Schriften, 
Gemälde oder andere finnliche Darftelungen wahrnimmt; oder wenn die Ver: 
breitung von Schriften oder finnlichen Darftelungen bei ihr angezeigt wird, wo: 
durch ein im Königreiche beftehendes Strafgefeg übertreten wurde, fey es als Ver: 
brechen, Vergehen oder Polizeitibertretung; fd hat fie alsdann dem einfchlas 
genden Unterfuchungsgerichte davon die amtliche Anzeige zu machen, und nad) 
Unterfchieb felbft der Beſtrafung wegen geeignet zu verfahren. 

$. 7. Betreffen jene Gefegübertretungen den Monarchen, ben Staat 
und deffen Verfaffungen, oder die im Königreiche beftehenden Kirchen- und 
— Geſellſchaften; oder ſind Schriften oder ſi nnliche Darſtellungen der 
ann Nuhe und Ordnung durch Aufmunterung ‘zum Aufruhr oder der 

ittlichkeit durch Reiz und Verführung zu Wolluſt und Lafter gefährlich); 

To foll die Polizei die Verbreitung einer ſolchen Schrift oder finnlihen Dar: 
ftellung hemmen, und ein Eremplar derfelben an die hier vorgefegte Polizei⸗ 
behörde ohne Verzug einfenden, welche längftens in acht Tagen in einer col- 
legialen Berathung die Charaktere der Gefegwidrigkeit oder Gefährlichkeit forg- 
fältig zu unterfuchen, und, nad) Befinden der Umftände, den Beſchlag aufzubes 
ben oder fortzufegen hat, 

$.8. Im legten Falle, wenn nämlich: bie obere Polizeibehoͤrde dem 
Becſchlag fortzufegen befchließt, fol fie die Schrift oder bildliche Darftellung 
mit dem Gollegialbefhluß an das Staatsminifterium des Innern auf ber 
Stelle einſchicken, und diefes erkennt ohme Aufenthalt Über die Aufhebung 
oder Beftätigung des Beſchlags. Mit der Beftätigung wird die Schrift öf: 
fentlich u... und nach Umftänden confisciet. 

$. 9. Wer fich durch die Verfügung des Stantsminifteriums des Ins 
nern befchmwert findet; dem ift dagegen bie Berufung an ben koͤniglichen 
Staatsrath geſtattet, welcher darüber, und zwar immer in einer Plenat⸗ Dev 
fammilung, zu erkennen hat. 

$. 10. SPrivatperfonen, gegen welche in Schriften oder ſinnlichen Darr 
ftellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, bleibt. es überlaffert‘ 
ben. Verfuffer, und wenn diefer nicht genannt, oder falſch angegeben ift, den 
Verleger, und aushülfsweife den‘ Druder oder jeden Verbreiter, wegen der 
ihnen gefchehenen Unbill vor der zuſtaͤndigen Getichtsbehoͤtde zu verfolgen, " 

Diefe Eönnen aber zu ihrer Sicherheit von der Polizei verlangen, daß 
fie die Schrift, wegen welcher fie klagen wollen, in Befchlag nehme; jedoch 
find ſie verbunden, in acht Tagen die Befſcheinigung beizubringen, daß bie 
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Klage wirklich beim Richter. angebracht worden, wibrigenfall® der Beſchlag 
nach Ablauf diefer Zeit wieder. aufgehoben werden fol. 

$. 11. Staatödiener, welche ſich im alle des F. 10. befinden, und 
im Dienfte außer dem Königreiche abweſend find, follen durch. die Polizei 
von dem Dafeyn einer foldhen Schrift ꝛc. benachrichtigt werden; auch ift die 
proviforifche Befchlagnahme der Schrift bis zur einlangenden Erklärung von 
Amtswegen zu verfügen. 
6. 12. Für eine Schrift oder finnlihe Darftellung haftet jeberzeit zu- 
naͤchſt der Verfaffer, und wenn diefer nicht bekannt ift, der Verleger, und 
fubfidiarifch der Drucder und jeder Verbreiter, . 

München, den 26. Mai, 1818. 

- (L. S.) 
Zur Beglaubigung :. 
Egid von Kobell, 


Königl. Staatsrath und Generals Secretair. 


1) Edict über die Ständeverfammlung. 
Erſter Titel. | 
Bildung ber Ständeverfammlung. 
L Abſchnitt. | 
Zufammenfegung ber beiden Kammern und Eigenfhaften 
ihrer Mitglieder, 

8. 1. Die allgemeine Berfammlung der Stände des Reichs .befteht, 
nah Zitel VI. $. 1. der Verfaffungsurkunde, aus zwei Kammern, nämlidy: 
ber Kammer det Reichsraͤthe und der Kammer der Abgeord— 
neten. 

6.2. Die Bildung ber erſten Kammer (dev Reichsraͤthe) iſt in 68.2 

—5 feftgeftellt; die zweite Kammer (ber Abgeordneten) bildet ſich nach den- 
Beftimmungen $. 7 bis 13. Die für diefelbe berechnete Gefammtzahl wird 
in Folge 56. 9 und 10, und nad) den beftehenden Berhältniffen auf die 
einzelnen Regierungsbezicke, und für jede einzelne Kaffe in folgender Art 
vertheilt, 

A. Grundbefiger mit gutsherrlicher Gerichtsbarkeit. 

$. 3. Der Antheil an dem für dieſe Klaffe beftimmten achten Theile 
wird für. jeden Regierungsbezirt nach der Zahl ber utsherrlichen Gerichtsbe⸗ 
zirke — Regierungsbezirkes beſtimmt. | 

B. Untverfitäten:” 
$. 4. Ihre Theilnahme ift bereits in der Urkunde $. 9. fefigefegt. 
C. Kaffe der Geiſtlichen. 
- 6.5. Der adte Theil für diefe Klaffe wird vor Allem wiſchen d den 
Individuen ber katholiſchen und proteftantifchen: Kirche nach der Zahl ihrer 
Pfarreien getheilt und nach dieſem Maasftabe den; erftern zwei Dritttheile, 
den legtern ‚ein Dritttheil der. Stellen in der Kammer der Abgeordneten: zu: 
gewiefen. Die Vertheilung berfelben auf bie einzelnen Regierungsbezirke ges 
Thieht bei jenen nad ber Zahl ber Pfarreien, und bei legteren nach ‚der 
Größe ber General-Decanate, 5 

$. 6. D. An der Wahl. der Abgeordneten aus den Städten und 

—— fuͤr welche ein Viertheil beſtimmt iſt, nehmen nur jene Theil, 
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welche eine Bevölkerung von menigftens 500 Familien befigen, die: in den 
Eöniglichen Ausfchreiben befonders benannt feyn werden; die übrigen wählen 
mit den Landgemeinden, und find in’ biefer: Klaſſe wahlfaͤhig. Bei den Staͤd⸗ 
ten wird ben bedeutendern derſelben, ſowohl in Anſehung ihrer beſondern Ber: 
haͤltniſſe, als ihrer Bevoͤlkerung die Wahl von eigenen Abgeordneten, und 
zwar der Stadt Münden von zwei, jeder der Städte Nürnberg und Augs: 
burg von Einem Abgeordneten geftattet;z alle übrige wahlfähige Städte 
und Märkte, welche über 500 Familien zählen, wählen in jedem - einzelnen 
Regierungsbezirke die für denſelben noch zu jtellenden Abgeorbneten biefer 
Kaffe. ' Ä 
ir 7. E. Die für die übrigen Landeigenthümer, weldhe Feine 
gutsherrlihe Gerichtsbarkeit haben, beftimmte Hälfte der Geſammt⸗ 
zahl der Abgeordneten wird wieder für- jeden ‚einzelnen Regierungsbezirk nach 
der Bevölkerung oder Familienzahl (jedoch nach Abzug der Familien von den 

im Regierungsbezitke befindlichen, und als foldhe wahlfähigen Städten und 
Mirkten) verhältnigmäßig ausgefchieden. | 
$. 8. Neben den allgemeinen Eigenfchaften, welche zur paffiven Wahl: 
fähigkeit eines. Ahgeordneten für die zweite Kammer nad) $. 12. der Urkunde 

vorgezeichnet find, wird noch insbefondere erfordert, daß 
a) der Abgeordnete aus der Klaffe der Grunbbefiger mit grumdherrlicher 
Gerichtsbarkeit in dem nämlichen Regierungsbezitfe, von welchem er in 
die Kammer gewählt wird, begütert fey; daß 
b) die Abgeordneten der Univerfitäten nur aus ordentlichen decretirten 
Lehrern, und 
€) jene von der Klaffe der Seiftlihen nur aus wirklichen felbftftändi- 
gen Pfarrern, welche ihre Pfarrei felbft verfehen, gewählt. werden koͤn⸗ 
nen; daß ferner 

d) die Abgeordneten der Städte und Märkte in jenen Städten und 
Märkten, von welchen fie entweder als folche, oder als Wahlmänner, er- 
nannt werden, mit einem freieigenen Grundvermögen, oder einem bür- 
gerlihen Gewerbe anfäßig feyen, und folches wenigftens ſchon brei 
Sahre im Befige haben, wovon fie an Häufer- und Ruſticalſteuer ein 
Simplum von zehn Gulden, oder an Gewerbſteuer einen für die britte 

Hauptklaſſe feftgefegten Betrag von dreißig bis vierzig Gulden, ober, 

in Verbindung biefer Steuern mit einander, eine foldhe Gefammtfumme 

‚entrichten, welche dem ſo eben beftimmiten Betrage der britten Haupt 

klaſſe der Gewerbeſteuer entfpricht; daß endlich 

e) auf gleiche Art die Abgeordneten aus der Klaffe der Landeigenthüs 
mer ein freieigenes oder erblich nutzbares Eigentum in ihrem. vefpectis 
ven Regierungsbezicke,. feit vollen drei Fahren befigen, wovon fie als 
Simplum der Steuer wenigftens zehn Gulden bezahlen. 

89 In das Steuerfimplum bei diefer Klaffe wird nur die Ruſtical⸗, 
Haͤuſer⸗ und Gewerbſteuer / mit Ausſchluß der Perfonals und indirecten Auf: 
lagen, jedoch nicht bloß von den in einem einzelnen Landgerichte, ſondern von 
ſaͤmmtlichen in einem Regierungsbezirke befindlichen Beſitzungen des zu waͤh⸗ 
lenden Individuums eingerechnet. In jenen Regierungsbezirken, in welchen 
die dermalige Steuerverfaſſung der aͤltern Regierungsbezirke nicht. befteht, wird 
ein dieſer foftgefegten Steuerquote nach der jährlichen Gefammtfumme gleiche 
. fommender ‚Betrag. zur ‚Grundlage genommen. 

$. 10. Ein Unterthan, welcher in verfchiebenen Regterungsbezirken, 
ober: in mehreren ‚Rlaffen v des einen Regierungsbezivts wahlfähig ift, kann 
zwar: in: jeder 'derfelben gewählt werden, doch nur in Einer — als 


/ 
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Abgeordneter; eintreten/ und zumncrinngenen, Din welcher ihn Die groͤßere Mehr⸗ 
heit der Stimmen berufen: hat un 0° — Ä 
Um. ALURRIOHUE., 

Wahl ber Uhgesidurten zur. zwelten Sammer, | 
erhalte Spupft,. nach den Beitimumpngen ber, Verfaffsungsurtunde $.13,, 
eine veue Wahl der Abgeordneten erforberlich, iſt, wird jedesmal bie Zahl der, 
zu Wählenden nach den ſchon im Allgergeinen. beflimmten Verhältniffen fuͤr 
jeden einzelnen Regierungsbezirk und für jede Klaſſe öffentlich bekannt ges 
macht, und. ‚die Vornahme; bes, Wohl von ber koͤniglichen Negierung des Be⸗ 
zickes angeordnet merden. a. du Bine? a 

6. 12. Jeder Wähler der Abgeordneten hat vor der Wahl den in ber, 
Verfaſſungsufkunde Titel X &,.,3, vorgeſchriebenen Eid, wenn er, ihn nicht 
— früher geſchworen hat, und nebſtdem noch nachſtehenden Waͤhlexeld ab⸗ 

gen:z3 NA Tr ee * en 
„Sch ſchwoͤre, daß ich, meine Wahlſtimme nach; freier innerer Ueberzeu: 
“. „gung, wie ich. ſolches zum allgemeinen Beſten des Landes für, bien: 
Ach erachte, ohne fremde Einwirkung abgebe, und diesfalls non Nie-⸗ 
mand, unter was immer für einem Vorwand, weder mittel⸗ noch 

Anmittelbar irgend eine; Gade oder Geſchenk augenommen habe, ‚noch 

„annehmen. werdzz 4,9. 15. air A 

ER „36 (ara „daß ich ebenfalls, um zum Abheordneten der zweiten 
Kammer rwaͤhlt zu werden, Niemand wedetmittel⸗ noch unmit⸗ 
Albar eine Gabe oder Geſchenk verſprochen oder" gegeben "habe, noch 

„geben oder. uerfprechen werbe. KU IRBEET U IR AA OL NER. de 

ET ee a a ER 
Die Wähler der, Abgeordneten flir die erſten drei Klaſſen uͤbergeben die⸗ 

ſen Eid ſchriftlich mit ihrer Wahl imme, jeme“der vierten und fünften Klafſe 
ſhwoͤren ihm. vor der Vornahmedet egten Mahl in Gegenwart der‘ nigii⸗ 
chen Mahleommifftor. u — 7 Pr 3 SAN, re a 
5.43, Die Wahlſtimme kann nicht, duch, Bevollmaͤchtigte, ſondern 
nur peifönlich AP. Klaſſe Hierzu berufenine MHätieder) welch 
wenigftens 25 Jahre, und im Falle, wenn fie als Mahlmänner zu —* 
ten Wahlmomenten aufzutreten Haben; " wenigſtens 30Jahrd alt ſiub, ge⸗ 
fuͤhrt werden 5. 3% sun nenn Ri Wr 

A. Wahl der Grundbefiger mit⸗gutsherrlicher Gericht⸗ 

| ie ut, East Bun 2 
6,14. Nach Erhaltung‘ bed koͤniglichen Ausſchreibung orlaͤßt jede Mei’ 
gierung am ‘die "in ihremn Wezirkeöbefinditäien wahlfuͤhtgen Mitgtieder udieſer 
Ktaffe, mitt Ausſchluß derjenigen)‘teldhe bereits Sitz nund Stimme in der ar⸗ 
fin Kammer haben, einen "bef —— zur Abgabe der Wahlſtimme 
mit Beſtinimung einer Ferfföttichem it ‚fest len von dab Zahl der für 
gedachte Klafſe aus dem Regierungsbezivke zu: woählendein" Abgeordnelin in 
Kenntntf, und heit ihnen zugkeiche ein ·amentliches ¶ Werzeichniß aller im, 
naͤmlichen Bezirke befindlichen wahlfähigen Mitglieder ber Klaffe mit. u]. © 
VDZedes waͤhlende Midgliehrdibergieht ' ſodann insıder:.beftinmmten: Bektftift, 
mit Beifügung ber oben $:42.4gefondketen — ereeh 
ſtimme mit eigener Unterfhrift.: mundi Fertigung m und ſendet fie mit aim. 
beſondern beliebigen: ¶Wahlſpruche anmittelbar an.ten koͤniglichen Regierungs⸗ 
praͤſidenten ein. d meutueid une mel ao dm 
0 8,85. Der Ptuͤſident der⸗ Regierung des Begirks beſtimmt den Tag 
ie ln re a se re er VRR De RB" Wr 
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Mitglieder ‚diefer Kaffe, In dev "Gegenwart ec, mit: Beiziehung der beiden 
Directoren der Regierung und eines — als Actuar jede einzelne 
Wahiſtimme eroͤffnet, und fie mit: Erwähnung MWahlfpruches, jedoch mit 
BVerfchweigung des N bed Waͤhlers, öffentlich bekannt macht. — Die 
Wahiſtimme wird in das Wahlprotocoll aufgenommen, und am Ende das 
Refultat der Wahl nach der Stimmenmehrheit berechnet und ausgeſprochen, 
das Protocoll aber von ſaͤmmtlichen Anweſenden, mit Ausnahme der allenfalls 
erwaͤhlten Abgeordneten, unterfchrieben. 

Bei allenfallfiger Stimmengleicäheit haben die gegenwaͤrtigen Mitglieder 
der Klaſſe ſogleich durch ſchwarze und weiße Kugeln zu entſcheiden, und zwar 
nicht bloß für bie Wahl ber wirklichen Abgeordneten, ſondern auch fuͤr die 


— 

Eine Abſchrift des Protocolls und der hierin bei jedem Wahl⸗ 
ſpruche — Stimme, iſt, mit Beſeitigung des Namens des Wählers, 
jedem Mitgliede der Klaſſe, zur Kenntniß und zu ſeiner Ueberzeugung uͤber 
die richtige Aufnahme feiner‘ Stimme, mitzutheilen. 

$. 17. Wahlſtimmen, welche nicht in ber vorgeſchriebenen Form zur 
beftimmten Zeitfrift übergeben find, werden nicht eingerechnet; "auch ‚hat ein 
Mitglied, welches allenfalls mehrere Grundbefigungen mit- gutshertlicer Ge⸗ 
——*— im Regierungsbezirke hat; nur Eine Stimme abzugeben. 

B. Wahl der Abgeordneten ber Univerfitäten. 

6. 18. Die, Wahl der Abgeordneten von ben Univerfitäten gefchieht 
in einer vollftändigen Verfammlung alfer ordentlichen und. auferordentlichen 
Lehrer, welche ihre fchriftliche MWahlftimme, unter einem belichigen Wahlfprus 
che, mit ebenmäßiger Beifügung des Gonftitutionds und Mahleides, dıberges 
ben. „Der BVorftand öffnet fie in der Verſammlung und läßt fie dem Pros 
tocoll einvexleiben, Spricht den Erfolg der Stimmenmehrheit aus, und fendet 
das Protocoll, welches von fümmtlichen Anweſenden, mit Ausfchluß ded Eis 
— m. werden muß, am den Präfidenten der Regierung des 

n. 
dh „ei Stimmengeighhit auſchdet. wie oben $. 15., bie Wahl durch 
geln. 
&. Wahl der. Yögtochneten, von der. Klaffe der Geiſtlichen. 
$. 19. Zur Wahl der Abgeordneten aus diefer Klaffe find zwei Wahls 
handlungen erforberlidh; die erſt e, zur Auswahl des ———— geſchieht 
am Sitze eines jeden Decanats, wozu, nach vorläufiger Aufforderung des 
Land⸗ nder Herrſchaftsgerichtes, alle nach $.-8. wahlfähige Pfarrer: deſſelben 
einberufen werden, fie moͤgen zu dem naͤmlichen Regierungsbezirke gehören, ober 
nicht Der Dechant ſammelt die ſchriftlichen Stimmen, traͤgt ſie in ein 
Protocoll ein, welches von, allen Anweſenden unterſchrieben wird, und ſen⸗ 
un leide durch das Lands ‚oder Herrſchaftsgericht an bie Bezickörigierung. 
farveien, welche ‚keinem: Decanate zugetheilt find, flimmen für diefen 
Fat bei dem bem naͤchſtgelegenen Decanate mit, und ſind auch in demſelben 
er 9 — 
20. Bei der: ‚weiten Wapfhanbkung ſtimmen nur r die ernannten 
Wahlmaͤnner der: Decanate, und wählen. bios unter ſich (mis Ausſchluß aller 
übrigen) bie für- den Regierungsbezirk beſtimmten Abgeordneten mitteljt Ein⸗ 
ſendang einer ſchriftlichen Wahlftimmieyimweicher: fie gleichfalls die vorgeſchrie⸗ 
benen Eide und einen befonderen —— beiqufügen haben. u 

- Bu dieſem Ende theut dee Praͤfident der‘ Regierung ‚einem jeden ber 

ihm bekannt gemachten Wehanaͤan⸗ der Desanate die vollftändige . Lifte ber: 
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felben, unter den 8. 14. angeordneten Beftimmungen, mit, und erhohlt von 
denfelben die Wahlftimme, welche er auf gleiche Art nach den N 15. geges 

ch 


benen Beſtimmungen in Gegenwart der hierzu einberufenen, naͤchſtgelegenen 
5 Wahlmänner dieſer Kaffe eröffnet, und weiter auf bdie- hierin angezeigte 


D. Waht der Abgeordneten aus den Städten und Märkten. 

Bei jenen Städten, welchen eigene Stellen angewieſen find, tritt nur 
Eine Wahlhandlung ein, die von dem verfaffungsmäßig erwählten Magiftrate 
und den Gemeinde-Bevollmächtigten. umter dem Vorſitze eines eigends hierzu 
ernannten: koͤniglichen Commiſſairs, nach vorher abgelegtem Wahleide, ‚vorges 
nommen wird. 

Die Wahl gefchieht durch fchriftliche Wahlzettel, welche befonders hierzu 
vorbereitet, mit fortlaufenden Nummern bezeichnet, und nachdem fie unter ein= 
ander gemengt worden find, unter die Wahlmänner ausgetheilt werden. . 

Jeder Wahlmann hat in derfelben den oder bie gewählten Abgeordneten 
mit Zauf> und Zunamen, ihrem Gewerbe oder Chärakter einzutragen, ihn 
mit ſeiner Unterfchrift zu bezeichnen und dem koͤniglichen Commiffair, wel 
der die Einfammlung beforgt, zu übergeben. 

$. 22. Nachdem alle Wahlzettel übergeben find, liefet der Commiſſair 
jede einzelne Wahlftimme in ‚Gegenwart fämmtlicher Wähler, mit Beifuͤgung 
ber Ziffer des Wahlzettels, jedoch mit Verſchweigung der LUnterfchrift, öffent: 
lich ab, damit jeder Wahlmann, beim Ablefen feiner Ziffer, ſich überzeugen 
Eönne, ob feine Stimme unverfälfcht aufgenommen und in die Verehrung 
eingejtellt worden fey. Wird gegen die Wahl feine weitere Erinnerung ge: 
macht; fo ift das Refultat der Stimmen, mit Beiziehung der zwei älteften 
Mitglieber des Magiftrats und der Gemeinde: Bevollmächtigten, feftzufegen, 
und auf gleiche Art der Wahlverſammlung zu eröffnen, das Wahlprotocoll 
aber von obigen zwei Mitgliedern des Magiftrats und der Gemeinde: Be: 
vollmächtigten, welche ſich nicht unter den erwählten Abgeordneten befinden, 
zu unterzeichnen, und mit fämmtlihen Wahlzetteln dem Eöniglichen Regie: 
sungspräfidenten einzufenben, 

8.23. Um die Gültigkeit der Stimmen nicht durch den Borfchlag 
paffiv = wahlunfähiger Individuen zu vereitelm, if nody vor der Wahl von dem 
Rentamte ein alphabetifches Verzeichniß fämmtlicher angefeffenen und beguͤ— 
terten Gemeindeglieder,. welche ſowohl hinſichtlich ihrer dreijährigen Anſaͤßig⸗ 
Teit, ‚als. ihrer Steuerzahlung zur Wahl gezogen werben können, herjuftellen, 
und folches ‚nicht ‚allein den Mählern einen Tag vor ber Wahl fchriftlich 
mitzutheilen, fondern auch in dem Wahlʒimmer zur allgemelnen inſi cht an⸗ 


zuheften. 
8. 24. Zr die Städte, welche gemeinſchaftliche Abgeordnete zu’ nähe 
len haben, find zwei Wahlhandlungen erforderlich. Die erfte hat den 
Zweck, die erforderlichen Wahlmaͤnner für die Wahlverfammlung des Regie⸗ 
tungsbezickd zu emennen, und wird auf bie oben in den 69. 21, 2 und 
23. bezeichnete Art vorgenommeh,. 

A Jede twahlfähige Stadt, fo wie jeder mahlfähige Bat, ‚hat 
für Familien der Bevölkerung einen Wahlmann zu ftellen, welcher aber bes 
reits alle für die "Abgeordneten in die Kammer erforderliche Eigenfchaften be: 

figen muß, indem bie legte Auswahl nur aus diefen Wahlmännern Statt hat. 

| 8. 36. Die zweite Wahlhandlung, oder die eigentliche Wahl dee Ab⸗ 
georbneten biefer Klaffe, wird am Sige der koͤniglichen WBerirdsregierung dor: 
genommen, wozu. die ernannten Wahlmänner —* befonderer u. eins 
berufen, und vor Allem nach $. 12, beeidigt werden. * 
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Die Wahl ſelbſt wird im der nämlichen 56 9 ange 
und. 23. vorgezeichnet if; von dem Eöniglichen Regierungspräfiden | 
ziehung. der beiden -Direetoren, geleitet, und da dieſelbe ſich bloß —* Pe er⸗ 
nannten. Wahlmaͤnner beſchraͤnkt, ſo iſt einem jeden derſelben den Tag vor 
der Wahl das Verzeichniß der faͤmmtuchen Wahlmaͤnner mitzutheilen. 
Guͤltigkeit der Wahl wird die Anweſenheit von drei Biertheileny ‚der, W 
een oder, im -gefeplichen Verhinderungsfalle, deren Erfagmänner ‚erfordert. 
—* Wahl der Grundeigenthuͤmer ohne an ehr Ger) 
nnd & richts barkeit rd re 
* * I. Die‘ Aubwahi der —— bieſer uf ae: — * = 
Momente, nämlid): | 


in die Umahl," as 30: — RN 
in die Ehe der Wahimannet/ um a a ee 
— in die eigentliche Baht der — fü bie Kama 2 Fadın 


Die erften tet ehun un werden von den ve — * 
af, Herrſchaftsgerichten gel leitet, N Ha die Zahl dei’ ei ſtellenden 
——— bon. det ln hes B eröffnet werden fo 

28... ‚Die Urwahl witd in jeder "Gemeinde, nad beten em 2 
ER von bern Land; ‚ook Serhnfrgeät, Dünd) dem befinden Ge 
eaus Vak zu dem Sivedte borgetömmen, daß ein Bevollmaͤchtigter und, 
im Behind nderungs =: obet — eh Erfatmann aus ihrer Gr 
‚meinde zum —2** Bit Imomente erfiätme Terbe, worliher der Gemeinde: 
vorſtgnd unter feiner und Wweier en Unterſchrift die enuce A 
zeige dem Land⸗ Fespective Hertfchafts te ir uͤbergeben Hit. 

. 29. Diefer Boollmichtigte Hl “in, der Gemeinde tufäßtg oe 
tens 25 25 Zahre alt fon, und fo, u Grundvetmoͤgen beften, 
| Ka die Summe von. det © dent erreicht, Te 104 Ir 

Ide Gemeinde. Hat, mehtgffehs, = Bipolnch 
fielfer Gemeinden bon eiitet Bevstetuhg vor 200 ober‘ meht damt 
— von jedem 100 Familien Einen zu ernennen. SW 
31, ‚Nach, Ernennung fümmtlicher , Blvollmaͤchtigten Tre * 


a Oder Hertfd aft ne zur zweiten — 5— oder ur Ernen⸗ 

Wahlmanne le bie . Mahlverfammlung des Reg — Se 
j ‚Ketefhaftsgericht von 1000 Familien, = 

ferung der hierin” befindlichen Stadte ti 

inetin Ihrer Kaffe concurtiten , 'öttien "IB 


+ Er Be 
* ink die ie eige ‚hierher 6 von der, ‚Rgterung zu AR 






f we R 8 
eelten 
0, Gem Fang URAN: bet Wohlhandlung * — and 


— 

‚6.33. „Der zu.erme —— wahimagn muß F ns Mar & 
vd und are nur aus den Srundbet igern „de Landgerichts ER Br: 
dem, zu welchen Ende ein, alphabetifches, Verzeichniß auge im Land 

jüterten und. hierzu: mehlfähjgen Grundeigenthümer. herge — And dem 

hhlimmer zuw öffentlichen. Einſicht angeheftet werden fol. .;, „, et 

834. Zur Vornahme; dieſer -Wahlhandlung. hat das. Bandgericht 

Fännmetiche Bevollmächtigte. auf: einen. beftimmten Tag einzuberufen, fie vor 
Allen ‚mit dem Zwecke und- den formellen und mefentlichen, Bedingungen. der 
Wahl bekannt zu machen fodann. vor der wirklichen. Abmahme der Wahl: 
ftimmen durch das Loos vier Beifiger aus den anweſenden Bevollmaͤchtigten 


A 
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beſtimmen zu laſſen, welche, nebfts den Landgerichtsafſeſſoren und’ dem Attuar 
ber Wahlhandlung beizumohnen und das Protocol zu unterzeichnen ** 
zugleich" hat jeder det unweſenden ¶Bevollmaͤchtigten eine- Nummer zu ſiehen, 
die "bet feiner Stimme. zw; bemerken ft, damit oer bei der folgenben Eröffnung 
von der richtigen Aufnahme derfelben ſich überzeugen kͤnne. 

F. 35.Jeder Bevollmaͤchtigte wird ſodann nach -der ' en der Ge 
meinden "einzeln vorgerufen, und fein: Vorſchlag der Wahlmdnner, in Gegen- 
wart ber in vorftehendem $. erwähnten Wahlcommiffion, zum SProtocoll- ges 
nommen. "Nach ibeendigter Aufnahme. der ſaͤmmtlichen Stimmen find folche 
dee ganzen Berfammlung nicht nach der Ordnung des Eintrages, ſondern 
nach jener der Nummern zu eröffnen, und, wenn gegen ihre Richtigkeit keine 
Erinnerung gemacht wird, das Reſultat der eee zu ziehen, und 
ebenfalls bekannt zu machen. -; 

8. 36." "Wei Gleichheit: der Seinmen, wenn hierdutch die Zahl der 
Wahtmänner überfchritten werden ſollte, iſt die Ausfcheidung durch eine neue 
Umfrage ju veranlaſſen/ wobei jedoch: nur die im Frage flehenden Individuen 
in die —* aufzunehmen find, die aber in dem gegebenen Falle auch nicht 
burch freiwilligen Verzicht: eines ober des andern der Gewaͤhlten nachge⸗ 
— werden darf. Das Wahlprotocoll iſt ſogleich an die Regierung einzu⸗ 
e 

837. Die letzte Wahlhandlumng, oder die Auewahl der Abgeordneten 
in. die Kammer, die nud aus den Wahlmaͤnnern ſeibſt genommen werben 
fönmen, wird bei der. Eöniglichen Megierung des Bezirks, unter. der Leitung . 
des koͤniglichen Regierungspräfidenten, — und hierbei ganz das 
nämliche Verfahren beobachtet, welches oben 3 26. für bie Wahl der Ab⸗ 
geordneten dee Städte vorgefchrieben worden i 
$. 38. Zur gültigen Wahl bei diefer Verſammlung wird die Anme: 

fenheit von drei Wiertheilen der Wahlmänner in der Art erfordert, "daß von 
jedem einzelnen -Zand= und Herrfchaftsgerichte mehr, als die Hälfte anweſend 
ſeyn ſoll. Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftimmten Tage 
nicht vor fich gehen kann; fo haben die ohne hinreichende Urſache ausbleiben⸗ 
den Wahlmaͤnner die Koſten der neuen Einberufung zu tragen. 

8. 39. Im Falle, daß unabwendbare Verhaͤltniſſe die. Erſcheinung der 
Wahnnamce irgend eines Diſtriets ganz hindern ſollten, hat’ der Regierungs⸗ 
präfident die a werm die. erforderliche Anzahl der übrigen Wahlmän- 
ner vorhanden ift), und wenigſtens zwei Dritttheile  derfelben für die Vor: 
nahme der Mahl flimmen, fie auch ohne weiten Anftand zu vollenden. 

409, Wenn fämmtliche Wahlen vollzogen, und die Protocolle dem 
Präfidenten der Eöniglichen Negierung vorgelegt, ſolche auch nach ihren for= 
mellen und twefentlichen Erforderniſſen geprüft find, werden ſie mit allen Bei: 
lagen an das koͤnigliche Staatsminifterium eingefettdet. - 

$. 41. Ale Wahlhandlungen müffen von den koͤniglichen Land⸗ und 
Herrfchaftsgerichten oder den befondern Eöniglihen Commiffarien, ſo tie von 
dem SPräfidenten der Regierung, mit pflichtmaͤßiger ‚und ruͤckſichtsloſer Unbe⸗ 
fangenheit geleitet werden. 

Jede Beſchraͤnkung der Freiheit der Wahiſtimmen (infofern fie nur für 
wirklich wahlfähige Individuen gegeben werden), jede Benußung eines obrig⸗ 
£eitlichen Cinfluſſes auf die Wähler fol frenge geahndet, und felbft nach Une 
ftänden mit der Dienftentlaffung beftraft werden. 

$. 42. Auf gleiche Art fol die Beſtechung der. Wähler die uUngültig 
keit der Wahl und den Verluſt der activen und paſſiven Wahlfaͤhigkeit für 
den Beſtecher und den Beſtochenen als Strafe zur Folge haben, mit Vorbe⸗ 
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— — ſowohl auf den Meineid als ſonſt in den Geſetzen angeord⸗ 
neien, en. ’ 4 } Wa OH 
$. 43. Die Wahlhandlungen ſelbſt befchränfen fich einzig. auf den. Ges 
genftand der Wahlen, und jede Einmengung von andern Gegenſtaͤnden, von 
beſondern Anträgen, Beſchwerden, oder Inftructionen, auf was immer für 
eine Art, find von der: Wahlcommiffion ohne Weiteres zuruͤckzuweiſen. 
ZEN $. 44. Die. Wahl zur Kammer der Abgeordneten kann nur ‚abgelehnt 
en: ; 5 4 
a) wegen Krankheit, welche das Individuum auf längere Zeit zu allen 
Geſchaͤften unfähig macht, und durch ‚ärztliche Zeugniffe belegt wird; 
b) wegen folder. häuslichen, Familien⸗ oder Dienftverhältniffe, welche die 
perfönliche und beftändige Ankvefenheit, nach den Beugnifien der Ges 
richtsſtellen oder Worgefegten, wefentlich erfordern. — om 
c) Staatsbiener, oder Staatspenfioniften,: fo wie alle für den oͤffentli⸗ 
- den Dienft. verpflichtete Individuen koͤnnen zwar als. Wahlmänner 
der Wahlhandlung beiwohnen, müffen jedoch, wenn fie zu Abgeordne⸗ 
ten erwählt werden, die Bewilligung des Königs nachſuchen, ohne 
welche fie in die Kammer nicht eintreten Eönnen. Die Beamten der. 
BGutsherren müffen die Buftimmung derfelben der. dem Präfidenten. der 
Regierung zu machenden Anzeige beilegen. — 
$. 45. Die Erklärung über. die Ablehnung der Wahl muß von, dem 
Gewaͤhlten fogleich, wie ihm die Ernennung zu ‚einem Wahlmanne - für- die 
Berfammlung des Regierungsbezirks bei der dritten, vierten. und fünften. 
Klaffe, ober zur wirklichen Auswahl in die Kammer bei ber erſten und zwei: 
ten Klaffe eröffnet wird, in‘ den erften Fällen. bei dem Wahlbezirke jedes De: 
canats des treffenden Landgerichts oder der Stadt, in letzterem Falle aber 
bei der Eöniglichen Regierung des Bezirks übergeben werden. 1 + 
$. 46. Die Wahlmänner des einfchlägigen Landgerichts, der betreffen: 
den Stadt ober Kaffe, haben über die angebrachten Gründe durch Stimmen: 
mehrheit zu entfheiden. Im Falle der wirklichen Entlaffung tritt ‚das. in 
der Reihe der Stimmenzahl nächftfolgende Individuum in deſſen Stelle ein. 
$. 47. Nach der wirklichen Wahl hat eine Entfchuldigung mehr ftatt, 
ausgenommen, es ergeben fich die erforderlichen und oben $. 42. angeführs 
ten Dinderniffe erft in der Folge, während der Dauer der ſechsjaͤhrigen Func⸗ 
tion, in welchem Falle die Kammer zu entſcheiden hat. 
$. 48. Die durch dergleichen freiwillige, oder, durch die nach den We: 
ſtimmungen ber Urkunde 6. 14. veranlaßten Austritte, fo wie duch den 
Tod der Abgeordneten, während der fechsjährigen Dauer der Verfammlung 
eriedigten Stellen werden aus den, gemäß der Stimmenmehrheit, nächftfolgen= 
ben Erfagmännern aus der nämlichen Klaffe und den nämlichen Negierungs- 
bezitken ergänzt, weshalb in den Wahlprotocollen die Reihen der Gewaͤhlten 
auch in Dinficht der Erfagmänner genau zu bemerken, und jede Stimmen: 
gleichheit bei letztern ebenfalls ſogleich zu entfcheiden kommt. Auf gleiche 
Weiſe tritt in dem $. 44. Lit. c. bemerkten Falle, wenn die königliche Bes 
willigung nicht ertheilt wird, der nächfte Erfagmann ein. Fa 
.. 4 Mitgliedern der Kammer der, Abgeordneten, tu..che nicht 
am Drte der Verfammlung felbft wohnen, wird auf die Dauer der Verſamm⸗ 
lung eine bemefjene Entfchädigung der Reife: und Zehrungskoften in der Art 
gegeben, daß ihnen 
a) von dem zur Erſcheinung beftimmten Tage, bis zum Schluffe ber 
Verfammlung, jedoch mit Einſchluß des vorhergehenden und nachfol: 
genden Zages, eine Tagesgebuͤhr von 5 fl.; u 
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b) fuͤr die Reiſekoſten von einer Entfernung von 1-6 Stunden und 
3 f Dr von jeden. — eine — von dar — 
0 ! | 
11. Asfantır a 
Verſammlung und Einberufung ber Stände 
F. 50, Zu den in der Berfaffungsurtunde beſtimmten oder. vom Ko: 
nige angeordneten DBerfammlungen werben die ‚Reichsräthe durch. Eönigliche 
"Mefcripte, die eg der zweiten Kammer duch ‚öffentliche. Ausfchrei: 
bung —— und hierin der Ort und die Zeit ber Verfammlung be: 
flimmt werben. 
Ä Die legten erhalten eine. Abfı ift dieſer Ausfchreibung mittelft befon- 
derer Mittheilung der Eöniglichen Megierung bes Beditks, welche ihnen bei 
der erg! zur Vollmacht dient. - 
Beide Kammern können nur gleichzeitig zufanmenbeufen, er: 
PR —* geſchloſſen werden „ſohin ihre Sitzungen nur in gleichem Beits 
n. 
uw‘ 52. Jedes zur. Verfammlung einberufene Mitglied hat fih, am 
Tage feiner Ankunft, an dem beftimmten Ort der Verſammlung bei den ge: 
eigneten Behörden perfönlich zu melden. 
$. 53. Die Reicheräthe machen diefe Meldung bei dem aſten Praͤſi⸗ 
denten, welchen der König für die Dauer der Verſammlung ernennt; die Ab: 
geordneten bei der befonden Einweiſungscommiſſion. Der Präfident und 
die — te werben in dem inberufungsbeerete bekannt ge: 
macht me 
$. * Die Reichstaͤthe haben wenigftens‘ 3 Tage vor ber in. dem 
Einberufungsreferipte beftimmten Berfammlungszeit an ben Präfidenten die 
fheiftliche Erklärung über ihre Erfcheinen zu übergeben, und derſelben den in 
ber Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Eid unter ihrer Fertigung beizufügen. 
Sm Falle obwaltender befonderer Hinderniffe, haben * ſolche ebenfalls dem 
Praͤſidenten in obigem Zeitraume anzuzeigen. 
8. 55. Jedem Mitgliede der beiden Kammern if bei feinem Eintritte 
ein Abdrud der Verfaffungsurfunde mit fämmtlichen Beilagen zuzuſtellen. 
6. 56. Wenn die Hälfte der Reicheräthe anweſend ift; fo zeigt der 
Praͤſident mittelft Deputation dem Könige an, daß die Kammer ſich confti: 
tuiren koͤnne, und die Eröffnung der Sitzung erwarte. 
$. 57. Sie wähle fi zwei Secretaire, und ſchlaͤgt drei Mitglieder 
zur Auswahl des zweiten Präfidenten vor, aus welchen der König denſelben 
— 
$. 58. Die Kammer ber Reichsraͤthe iſt durch bie koͤnigliche Eroͤff⸗ 
nung derſelben rechtmaͤßig conſtituirt. 
$. 59. Die Reichsraͤthe ſitzen nach der in der Verfaſſungsurkunde be: 
ſtimmten Reihe, unter ſich aber nad; ihrem  Eintritte in die Kammer. 
$. 60. Zur gültigen Conſtituirung der Kammer der Abgeordneten 
wird die Anwefenheit von zwei Deitttheilen der gewählten Mitglieder er: 
fordert 
$. 61. Die Einweifungscommiffion beſteht für ben erſten Fall der 
Zufammenberufung einer neugewählten Kammer aus einer eigends ernannten 
£öniglihen Commiſſion; außer diefem Falle aber, aus dem Präfidenten und 
Secretaie ber legten Verſammlung. 
$. 62. Sie hat vor Allem bie Beglaubigung ber Abgeordneten, ihre 
Wahlen und. erforderlichen Cigenfchaften, mit Beiziehung von fechs durch das 


— 
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2008 zu wählenden! Mitgliedern ber: Kammer, zu pelfen fu welchem Ende 
ihr ſaͤmmtliche Wahlprotocolle mitgetheilt werden, ſonach ferner die Wahl 
bes erſten und zweiten Praͤſidenten, fo wie der zwei Secretairs zu leiten. 

$. 63. Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des Praͤ⸗ 
ſidenten ſechs Mitglieder, aus welchen der König den erften. und einen zwei⸗ 
ten Präfidenten, der im Verhinderungsfalle oder in Adıdefenheit des erſtern 
deſſen Geſchaͤftsfuͤhrung uͤbernimmt, für die Dauer der Sitzung ernen ft. 

. 64. Sie wählen ferner aus ihrer Mitte zwei Seeretälrs, 7" 

$. 65. Beide Wahlen gefchehen auf die nämliche Art, wie folche 6er 
der Wahlverfammlung des Regierungsbezirkd angeordnet ift, mittelſt fchriftli- 
cher Wahlzettel aus der Gefammtzahl der Abgeordneten, ohne’ Unterſchied der 
Regierungsbezirke, Klaffen oder Stände, Die Gewaͤhlten muͤſſen Abfolute 
Stimmenmehrheit für fi) Haben. Bel Stimmengleichheit entſcheidet die 
Wahl durch Kugeln. Zur Eröffnung der Wahlzettel werden fuͤnf Mitglieder 
durch das Loos ernannt, und als Beifiger der Commiffion beigegeben. 

$. 66. Die Commiſſion übergibt das Wahlprotocoll für den Vor: 
fchlag des Präfidenten dem Eöniglichen Staatsminifterium des Innern, und 
macht ſonach die koͤnigliche Ernennung bekannt, worauf fie ihre Function 
ſchließt, und die Kammer der Abgeordneten ſich eonffituftt. 

$..67. Die Ordnung der Pläße, welche die Abgeordneten in den Wer: 
fammlungen einzunehmen. und beizubehalten haben, werben buch, Fonfe be— 


$. 68. Wenn die Kammer ber. Abgeordneten fi h conſtituirt bat; ſp 
hat ſie dem Koͤnige durch eine Ahordnung, und ber Kammer der Reichstaͤ 
auf die fpäter vorgefchriebene Weife anzuzeigen, daß fie verfammelt- und con- 
ſtituirt ſey. Zugleich unterfucht fie die. Entfchuldigungen der nicht, erfchiene- 
nen Mitglieder, und hat diejenigen, ‚deren Urfachen nicht gegründet befunden 
werden, ohne Meiteres einzuberufen. 


$. 69. Der König wird nach Conftituirung der beiden Kammern, den 


‚Zag zur Eröffnung der ftändifchen Verfamminng beftimmen, ‚und ſich hier- 


bei von ſaͤmmtlichen Mitgliedern den im Titel VIL $. 25. vorgeſchriebenen | 
Eid in Seine Hände ablegen laffen. 

$. 70. Die fpäter eintretenden Mitglieder leiſten dien — in den 
Kammern in die Hände des Präfidenten, 


Bweiter Titel. rn 
Wirkungskreis und Gefchdftsgang ber — — 
Der Wirkungskreis der ſtaͤndiſchen Verſammlung iſt in ber Verfaffungs: 
urkunde Zit. VIL. beftimmt ausgewiefen. Der Geſchaͤftsgang wird auf nach⸗ 
ſtehende Art feſtgeſetzt: 
J. Abſch nitt. 


Vorſtaͤnde und untergeordnetes Perfonal der Kammern. 
$. 1. Den Präfidenten der Kammern kommen in dee Regel alle Vor: 
zuge und Obliegenheiten zu; die: den Vorſtaͤnden der Collegien gebühren. Sie 
eröffnen alle Eingaben, und weifen folche theild unmittelbar in Folge nach: 
ftehender Beſtimmungen, theils, ‘nachdem fie zuvor ber Kammer vorgelegt 
worden find, in Folge eines Befchluffes derfelben an bie betteffenden Aus: 
ſchuͤſſe zur Bearbeitung hin; fie forgen für. die Aufrechthaltung ber: — 
und des Reglements, beſtimmen die Sitzungstage, ordnen die RR 
ten bie Berathungen, Abftimmung uw. bat. 
6.2. Die Sewetairg führen das Sitzungsprotocoll bei. den allgenkei 
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nen · Verſanumluugen/ wachen "flır "bier: Ordnung‘ der Eanzlel, bemerlin bie 
Meldungen zum Vortrage und der Rägesckbnung, —— Net Berichte 
und Beſchluͤffe/ wenn micht beſondere Meferenten aufgeſtellt finds leiſten] die 
a. wozu fie von der Gentral= Staatscaffe die erforderlichen Worfchliffe 
—— d nach geendigter Verſammlung hieruͤber Rechnuuig ſtellen u. ſ. w. 
813, Ze Aufbewahrung der Acten und: Ordnung bee: Regiſtratur Ih 
Sin der ſtaͤndiſchen Verſammlung zugewieſenen Verſammlungsgebaͤude haben 
die Kammern einen gemeinſchaftlichen KO: — zu —— wel⸗ 
her aus det —— beſoldet wird vn ld 
84 Die nöthigen Individuen für bie. Ganytet: werben von: * Di⸗ 
rectorium welches Aus: denn Praͤſidenten und dem Secretairs für jede Kam: 
mer Ait auf die Zeit der Dauet der Vetrſanimlung —— von 


—** pet) und“ aus den Erigenzgeldern bezahlt. mi ai mm) 
at die Dauer der — oromichen Voten- umb 
Diner wird der‘ König beftimmeit: ' m san hi 


$. 6. Während der Dauer ber Berfammlung gebůhrt die Polizei den 
Kammern in ihrein Sitzungsgebaͤude ; ſie wird von dem drandent⸗n — 
wagt * die noͤthigen Befehle ertheilt. Det ei 

$. 7.. Keinem Fremden iſt erlaubt, - während. der Sim in den 
gungefnal "elngutsetin, fondern nur beiden Öffentlichen Sitzungen der zweiten 
Kamitier- wird einer — a von —— der er gu: den Ga⸗ 
lerien geſtattet ius He fi ‚3% Has 3,0 

$.8. Sie mü en auf jedesmal, en Befehl bes Präfidentem;, wenn 
ſich die Sitzung in einen geheimen Ausſchuß bildet, ſich entfernen 
we, 7 ee Zeichen von Beifall oder Misbiligung. wird  fttenge me 
terfagt. Die Zuwiderhandelnden werden durch den Diener der Kammer ſo⸗ 
gleich fortgewieſen.Sollte ſich Jemand beigehen laſſen, bie Ruhe der Si: 
tzungen, auf was immer fuͤr eine auffallende Art, zu ſtoͤren ober: die VBera⸗ 
thungen zu unterbrechen; ſo iſt derſelbe durch die Militaitwache in Arreſt zu 
fuͤhren, und der Poltzei, * nach Befinden, vo een zus hemmen, 


zu übergeben Z an I 
Bu u Abfchnitt ** 
Allgemeine — 23 — 

F. 10., Die erſten Praͤſidenten der Kammein beſtimmen die Baht und 
die , Zeit ihrer Sigungen nady Maaß der Menge und. der Dringlichkeit. der 
Gefchäfte. Sie eröffnen und ſchließen jede Sigung, wobei fie. zugleich den 
Tag der folgenden Sigung anzeigen. Die in derfelben vorfommende Tages— 
ordnung wird in dem Sitzungsſaale öffentlich angeheftet. 

$. 11. Jedes anmwefende Mitglied iſt zur Erſcheinun bei den allge- 
meinen Sigungen verbunden. Sollte jedoch ein gegründetes inderniß obwal⸗ 
ten; ſo iſt ſolches dem Praͤſidenten anzuzeigen. 

$. 12. Während der Dauer der Verſammlung iſt es keinem Mitgliede 
erlaubt, ſich ohne Urlaub der Kammer zu entfernen; doch kann der Praͤſi— 
dent in befonders dringenden Fällen diefen Urlaub allein. ertheilen, wovon er 
aber in der folgenden Sigung die Kammer in Kenntniß zu fegen hat. 

$. 13. Am Anfange der Sigung lieſt der . Secretair das Protocoll 
der legten Sigung ab, welches von dem Präfidenten, dem, Seureteit un 
noch drei Mitgliedern nach dem Turnus zu unterzeichnen ift, 

5 44. Mach Verleſung des Protocolls und Bekanntmachung ber. fei 
der letzten Sitzung vorgekommenen Eingaben wird zur Tagesordnung geſchrit⸗ 
tin, die in dem Sigunasfaale An »hoftot iſt 


“0 eh) 


17, Beaoayernen 


.46 Die — Sitzungen ber: Kammer ber Abgeordneten 
find, mit. Ausihluf ber ſpaͤter —n öffentlich; fie: können jedoch, 
ei Verlangen von fünf DMitglieben, in sinn; geheenen. Üuifand uunan 

6. 16. Der König läßt die den, Kammern vorgulegenben. Berathunga⸗ 
Begenftände duch feine Minifter oder beſondern Commiſſarien an : fie gelan⸗ 
gen. Diefelden. werden nicht. blos muͤndlich vorgetragen ; ſondern ihre An⸗ 
träge ‚auch: ſchriftlich uͤbergeben, und Überhaupt auch in der: Folge die erfor⸗ 
derlichen Erläuterungen ertheilt. Sie: haben in den Bedamwulingen. eis 

nen befondern Plag einzunehmen. 

| $. 17.. Wenn auf folche Art die Minifter- oder Eöniglichen Emmi 
ſarien erſcheinen, um im Namen des. Könige Morteäge zu machen; ſo blei⸗ 

ben alle in der Tagesordnung fichende Berathungen ausgefegt, und es wird 
erſt nach Beendigung bes Vortrages der. eönigtichen Commiffarien, - wenn 
diefer nicht eine andere Einleitung nothwendig machen folte, zut Ragesor: 


nung geſchtitten 

‚$..18. Die Berathung über die von. ben befonderen Ausfhüffen er- 
fiatteten Vorträge, welche jedesmal unter bie fämmtlichen ‚Mitglieder zu vers 
theilen find, kann nur nach drei Tagen vorgenommen werben, und. bie Mit: 
glieder, welche hierbei über ben Antrag zu fprechen wünfchen, haben fidy-am 
Tage vor dee Sigung bei dem Secretariate, mit dem Bemerken, ob; fie für 
oder — den Antrag ſprechen, zu melden, und ihren Wunſch vormerken 


= 9. Die Rebner werben fobann a der eihe — Sige und 
mit der Eintheilung aufgerufen, daß fie abwechslungsweiſe für und. wider 


6. W. - Keiner kann fprechen, ohne zuvor von dem Präfidenten ber 
Kammer die Erlaubniß erhalten zu haben und aufgerufen zu feyn; er hat fo= 
dann, wenn feine Rede den ganzen Gegenſtand oder den groͤßern Theil defs 
felben umfaßt, auf dem befondern Rednerſtuhle zu ſprechen, wenn fie aber 
nur einzelne Bemerkungen betrifft, dieſe an feinem Plage vorzutragen, 

8. 21. Sie haben fich hierbei aller Perfönlichkeiten, aller unanftändis 
gen beleidigenden Ausdrüde, fo tie aller Abweichungen von dem vorliegen: 
den Berathungsgegenflande zu enthalten, widrigenfalls der Präfident fie zur 
Drbnung zu verweifen, und, im Weigerungsfalle, felbft die fernere Wortfuͤh⸗ 
rung zu unterfagen das Necht hat. Sollten fie fich felbft perfönlihe Aus: 
fälle gegen den Pegenten, die koͤnigliche Familie oder die einzelnen Mitglie: 
der der Kammer erlauben, oder Anträge gegen bie allgemeine Staatsverfaf: 
fung zu ftellen unternehmen, und ungeachtet der von dem SPräfidenten ge— 
machten Erinnerung hiermit fortfahren; fo ift berfelbe berechtigt und verpflich- 
tet, die Sigung für diefen Tag auf der Stelle zu fchließen, und in ber fol: 
genden Sigung über die Beftrafung bes fehlenden Mitgliedes ber Kammer 
vorzutragen, welche entfcheiden wird, ob baffelbe zum bloßen Widerruf, oder 
zum zeitlichen oder gänzlichen Aueſchluß aus der Kammer zu verurtheilen ſey. 

F. 22. Wenn ſaͤmmtliche Mitglieder, welche ſich zur Rede gemeldet, 
geſprochen haben, ſteht es jedem Mitgliede frei, nach der Reihe der Plaͤtze 
noch feine allenfallſigen kurzen Bemerkungen vorzutragen; fo wie es dem We: 
ferenten bes Ausfchuffes und den Löniglichen Commiffarien vorbehalten ift, 
nod einmal das Mort zu nehmen, wonach jede weitere Discuffion gefchlof- 
fen, die Abftimmung aber, nachdem die ragen vorgelegt feyn werden, auf 
drei Tage vertagt werben foll, 

$. 23. Kein Redner foll während feiner Rede unterhröchen werden; 
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doch ſteht es dem —— den koͤniglichen Conwiſfatien feel; im Falle 
durch dergleichen Vorträge zu einigen Erläuterungen und Aufſchluſſen Ver⸗ 
anlaſſung ———— iſt, dieſe ſogleich zu ertheilen. 

6. 24. Die koͤni ‚Staatsminifter , die koniguchen Gonmifferin, 
und ‚die. Berichtserſtatter ide uaishhffe,baben allein u. Bet, * alte 
rag ehe. Rs opi 

mM or. A Abfchniten 2 

Befondere Ausfhäffe der Kammer, 


| 6. W. Jede ber beiden Kammern erwaͤhlt, gleich nach ihrer —2* 
zung, aus ihrer Mitte fünf beſondere Ausfhüffe, und zwat Mr 
1) für die — ber Geſetzgebunʒ 
2) für, die Steuern 
3) für die übrigen am bie Kammer gelangenden Sein ber Innern 
Reichsverwaltung; 
4) für bie Staatsfcpuldentilgung : 
5) für die Unterfuchung ber vortommenden Biläwasen aber bie Ver⸗ 
letzung der Staatsverfaſſung. 
gr jedem diefer fünf Ausſchuͤſſe iſt ein Mitglied zu: der im folgenbett 
8. 36. angeordneten vorläufigen Prüfung der von den einzelnen Mitglieder 
der Kammer zu ftellenden Anträge, durch die Wahl der Ausfchüffe, ſelbſt un⸗ 
ter ſich zu beſtimmen, und dem Praͤſidenten bekannt zu machen. 
§. 26. Die Auswahl der Ausſchuͤſſe geſchieht aus der Geſammtzahl 
der Mitglieder, ohne Unterſchied der Regierungsbezirke oder Klaſſen, durch ab⸗ 


Stimmenmehrheit. 

6. 27. Diefe Ausfchüffe beftehen in der Kammer. ber Reichsraͤthe aus 
fuͤnf, in der Kammer der Deputirien aus ſieben, hoͤchſtens neun Mitgliedern. 

6. 28. Bei den Ausfhüffen führt das in Jahren aͤlteſte Mitglied den 
Borfis. Der Referent und Secretair wird von ihnen felbit gewählt. 

$. 29. Um die an fie verwiefenen Gegenftände gehörig zu bearbeiten, 
- die —— alle hierzu erforderliche Erläuterungen su fammeln, 

und fich hierüber mit dem betreffenden Staatsminifterien in Benehmen zu 
fegen, die Gründe für und wider genau zu entwideln, und hiernach ben 
Bortrag mit allen Meinungen bee Mitglieder des Ausfchuffes umfländlich- zu 
entwerfen. 
8. 30. Den Präfidenten der Kammern jteht es frei, jeder Sigung 
biefer Ausſchuͤſſe beizumohnen; die übrigen Mitglieder hingegen haben zu ders 
ſelben teinen Zutritt. 

$. 31. Die Präfidenten ‚beftimmen nad) vollendeter Arbeit den Tag 
zum Vortrag in den Kammern. 

— $. 32. Die Kammern können den Gegenftand, wenn fie den Vortrag 
nicht erfchöpfend finden, zur weitern Ausarbeitung an den Ausfhuß zurüds 
weifen, in welchem Halle derfelbe nody mit zwei Mitgliedern verftärkt wers 
den kann. 

F. 33. Die Beſchwerden, welche, nach Beſtimmung der Verfaſſungs⸗ 
un zit. VII. $. 21., an die Kammern gelangen können, werden von 

em Präfidenten unmittelbar zum Ausfchuffe verwiefen, um ihren Beiftand 
= ihre Gruͤndlichkeit fowohl in formellen als wefentlichen Derhältniffen 
vorläufig zu prüfen, ehe fie den Kammern vorgelegt werden. Sie müfjen 
mit dem erforderlichen Beweiſen belegt, und zugleich befcheinigt feyn, daß fie 
bereits bei den oberften Behörden, resp. den betreffenden Staatsminifterien, 
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eine ben! Weftinnirufläen": bet Stantavetfaſſungn 


rlbenittend ⸗ engadanz 
erfolge ep. un mu nn I ge nur mare douo 
$. 34. Im Falle ſie BOHRER als abeſcheing⸗ ode aAs gaͤnzlich 


gtundlos/ oder als imigeelgnet befunden‘ — — ſie oh Welteres als 


beruhende zu ders Actenzu legen, oder: Ancdie enden Staatsminiſterien 
zu geben, und in der foigenden Sitzung der I — peenrid 
ertheilen; im entgegengefegten, Balle iſt bie Beſchwerde den Kammern, mit 
telſt umftändlichen Vortrags, —D — 

$. 35. Dem Ausſchuſſe, fo wie den” Kämmerh, ednme, es zwar nicht 


zuß hierüber weitere Inſtructionen zu verattlaffen, ober don koͤniglichen Stellen 


Berichte zu verlarigen; doch Können fie von den einfchlägigen Staatsminiſte⸗ 


rien durch den SPräfidenten die‘ etfordertichen "Auffchlüffe erhohlen, um jede 


Vorlage grundlofer Beſchwerden zu befeitigen; wenn fie dieſelben aber- als 
gegründet: erachten, find fie nach gemeinfchafttichen Beſchluß beider Kammern 


dem Koͤnige —— welcher nach den Beſtimmungen der Verfaſſungsur⸗ 


kunde Tit. X..$. 5. verfahren wird, 
8.86. "Die -Wirnfche und Anträge der einzelnen: Mitcuebet An nur 
— —— betreffen, welche in den verfaſſungsmaͤßigen Wirkungokreis der 
Stände ſich eignen; fie werden jedesmal ſchrifitich dem Praͤſidenten übergeben, 
und vor Allem durch: den nach 8: 25. zu bildenden: Ausſchuß in’ Gegenwart 
deso Präfidenten gepruͤft, ob fie nach der oben gegebenen Beſtimmung zur 
Annahme geeignet: find; obev- nicht, Im letztern Falle werden fie ohne Weis: 
teres nach abfoluter "Stimmenmehrheit der Ausfchußglisder als ungeeignet zus 
rüdgewwiefenz im erftern- Falle aber gemaͤß Tit. VIEL $; 20. der Urkunde 
der Kammer zur Vorlage gebracht, und von berfelben erſt entſchieben, ob ſie 
zu näherer Wuͤrdigung an den Ausfciuß getviefen werden follen. — Entſchei⸗ 
det diefe verneinend; fo beruht der Antrag, und kann in’ diefer Verſammlung 
nicht mehr zur Sprache kommen; im befahenden Falle: aber wird derfelbe | 
duch) . — Ausſchuß zur kuͤnftigen allgemeinen Berathung gebracht. 


8837. Jedem Mitgliede ſteht es frei, feine Anträge, fo lange fie noch 


wicht -der Peer zur Vorlage gebracht find, zuruͤck zu nehmen. Iſt jedoch 
die erfte Vorlage an die Kammer bereit geſchehen; ſo hat dieſelbe über bie 
Zuruͤcknahme zu ientfcheiben. 

8. 38; Der für die Staatsſchuldentilgung angeordnete Ausſchuß hat 
den Tilgungsplan, welcher den Kammern vorgelegt werden wird, zu prüfen, 
ſo wie / bei jeder nächftfolgendeh Verſammilung die feitherige Ausführung und 
Befolgurig deſſelben zu unterſuchen, und das Reſultat den Kanu vor= 
zulegen. 


8,39; -Damit der in der ftändifchen Verſammlung genchlnigte Til: 


gungsplan genau eingehalten werde, ift derfelben Tit. VIL. $. 14. das Recht 
eingeräumt, zwei Mitglieder zu ernennen, welche auch nach Beendigung ih: 
tee Sigungen fortwährend an allen Verhandlungen der angeordneten Schul 
dentilgungscommifft on genaue Kenntniß zu nehmen, und für die. Befolgung 
der in der legten Verſammlung getroffenen Beflimmungen zu wachen haben. 
Diefen Mitgliedern follen daher alte gehn Tage die fämmtlichen Verhandlun: 
gen dee Commiſſion, die Sournale und Hauptbücher zur Einficht vorgelegt 
werben, und fie find befugt, im Falle die Commiffion ihren gegruͤndeten Be: 
merfungen gegen allenfallfige Ueberfchreitungen der Befugniffe, oder Michtbes 
folgung des genehmigten Zilgungspfanes unbeachtet laffen würde, dem Kö: 
nige die gebührende Vorſtellung zu uͤbergeben, und bei der kunigen ſtaͤndi⸗ 
ſchen Verſammlung ihre ie Anzeige zu machen. 
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onmdinms PR Yurarr nmne miut Abſchn it t. ng 
Belhtäffe. und wechlelfeitige, Dinpeilungen, ber, Kammern. 
NR A Wende Gegenſtand nach) 5:22, zur Abſtimmung vorberei⸗ 
tet iſtz fo entwirft der Präfident, bis zur nächftfolgenden Sitzung, die zur 
Entfcheidung vorzulegenden Fragen inuder?kch, daß hierdurch der. Gegenſtand 
erfchöpft wird, und die Abftimmung nur mit Fa und Mein eifolgen kann. 
Die: Fengen werden ywen Vage vor der ent ge: 
macht, und in dem Sitzungsſaale angeheftet 9 pol 

8.41.10 Fedem ı Mitglieder ſteht es ——— die — Fragen 
—*8 Erinnerungen vorzulegen, und dieſelben ſind erforderlichen Falls noch 
vor der Ahſtimmung durch einen Beſchluß der Kammerzu berichtigen. 

$. 42, Wenn gegen die vorgezeichneten Fragen keine Erinnerung ge: 
macht wird, oder dieſe berichtige iſtzſor wird zur Abſtimmung ſelbſt üͤber 
reinen dem fefthefoptent: Tage nach; ihreru gegebenen Ordnung 

ubhcheittend sind mouth md diem zanndt Asch 

$. 43, Hierbei haben bie Staatsmittifkee; imbnkönigfichen: Commiſſa⸗ 
rien, ſo wie alle Zuhoͤrer, abzutreten/ Fund bie‘ ————— geſchieht in ge⸗ 
Heiner Situng⸗ oni ꝛ R 
448edes Mitglied wird nach bit Reihe feines, Sitzes aufgerufen; 
der dirigirende Praͤſident⸗ fprichb Feine: Stimme zuletzt versehen hat bei Stim⸗ 


mengleichheit noch eine weitere und entfcheidende Stimme z1cbersziveite" Präfi= 


dent, wenn er micht dirigiert, figt und ſtimmt rim dei Reihe‘ am evften/t die 
em! Aanmitielbar vor dem Präfidentem, sommml IC, 
Die Stimme wird ohne weitere Motiiringrioer —— 
in —— ae 2 abgegeben: : um! nd < 1 
ur ag mafiactes Shine peusanz Ir Rt nd mirim N) * 


oder “Aduhigıp MU, 
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$. 50. 
ben, wel 


mmern wor unter..fic) 33 Schrei⸗ 
I identen ; rn unterzeichnen Werben, 
ze —* *— * 3 uction ‚he —— 
inung Ron 7 Findet dieſer An: 
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Modificationen der erftern dorzufegen, um eine neue Berathung 
ala n; bis von beiden Kammeri entweder daß einhellige Einderftänd: 
niß erzielt. iſt, oder ‚die beſtimmte Ertlarung der Wit: zu —— Nei 
nungen . aan 70 PD) 

$. 52. Die Form der Ginmunetion in folgende: Re 

3) Im ae der Bummi — * 

„Die amene ber e iwergiebt — —— 
„Vorſchlag Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs; ſie glaubt, daß er (unbedingt, 

aoder unter den beigefügten Eee ugs ah ſey.“ 

6) * Falle der Verwerfung nis or 
Die Kammer der. .ıc. — 16. 5 fie hat bemfßen ie Bufim 

"mung nicht: geben zu können geglaubeit 10 
6). Im Falle seines eigenen Antrags: ( Tr 
nn „Die Kammer: der. 2c,! uͤbergiebt ꝛtc. dent —22 von —3 

„migten Antrag mit dem Erſuchen, anne der — — 
atchung zu unterftellen.“' =: 
* Im Falle der Uebergabe einer Befchwerder: \ 
„Die ıc. Übergiebt ꝛc. die bei ihr — —— des ꝛc. in 

Betreff des ec welche ſie zur Vorlage an Se. Majeſtaͤt er 

„geeignet: findet, zur rar eg R son 

Die Antwort der andern Kammer: befieht: ‚ et 

1) Im Falle der Zuftimmung: 
„Die Kammer 10: hat dem ihr anstehen Berfage (oder Ans 
„trage) sin, Betreff sc. ihre —— ertheilt. 

2) Im Falle der Verwerfung: 
„Die Kammer hat dem Pr. Ah Buftimmung nicht extheilen zu koͤn⸗ 
„men geglaubt,” 

3) Im Falle einer Mobification: , are 

Die Kammer zc. hat dem %...Ähre Auflimimung nur unter ben beis 
„gefügten Mobdificationen La a £önnen erachtet, worüber ſie die weis 
„tere jenſeitige Anſicht erwartet, 

J 53, Dr armmeinfhare ‚gef une Aug ber — 
er ie. ihnen ‚zuge ——36 Gegenſtaͤn 
dem Könige hi nacftehnber ei chen gern vorgelegt 
Me — sale. der gemeinſchaftlichen 3 

—* allerunterthaͤnigſt —— — Stände: En; im or T 
"gebrachten Antrage zugeftimmt,”, | 
8 Sm Falle der gemeinfchaftlichen Herndekfung : - 
Die ꝛc. x. haben dem, an fie er a de ann 

‚geben, zu koͤnnen 35 
9 —* Fate einer vetſchiedenen ehe 
9 De ec, ıc, haben. ſich hr Gemeinffege au 

J dem am fie gebrachten —5 nicht vereinen koͤnnen 
5 (fe einet kn dan fe senden et 2 

n dem. an taten 

Kent a —* — * ui m 


„geben zu Fönne a 5 
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© ten, mit der eg Virte, demſelben die koͤnigliche Geneh⸗ 
migung su a 
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Sun Seren.) Meber die tg Befhwerdem — 

inne, Die, ac übergeben: St. Majeſtaͤt dem Könige die beiliegende Bu 
sid „Ächwerde. des 2c. im: Wei ze. mit, ber ehrerbietigſten Bitte, derſel⸗ 
Yo ben die Allerhoͤchſte Yohülfe zu gewähren“. , -. 

8,5% Diefe gemeinfhaftlihen Vorlagen. der Beſchluͤſſe werden. du 
dem Präfidenten und dem Öecretair einer jeden Kammer unterzeichnet; 
und durch eine gemeinfaftliche- Ahordnung, welche aus ben -nämlichen Indi⸗— 
viduen, mit Zuziehung von zwei. Mitgliedern einer icden Kammer, beſtehen 
ſoll, dem Koͤnige uͤberreicht 

. 66. Die Reichsſtaͤnde Beben, außer den Bniglichen Staatöminifken 
vien, mit ‚feiner andern Eöniglichen. Behörde in Vernehmen zu treten, noch 
weniger Adreffen an das Volk zu erlaffen. 

$. 56. . Eben fo. — di —— Mitglieder, welche, in; der Ver— 
fanamlung feinen befondern Reg ** irk, keinen ausgeſchiedenen Stand 
oder Klaffe, ſondern alle Unterthanen des Reiches. ohne Unterfchied zu. bertre⸗ 
ten haben, keine Inftruction von ihren Wahlbezirken oder Klaſſen zu übers 
nehmen, feine Rüdfpradye mit denfelben zu pflegen, fonbern des ganzen Lan: 
des Wohl und Beſte unbefangen und ohne Beſchraͤnkung nach ihrer eigenen 
innern Ueberzeugung und ihren gefchtwornen Pflichten zu berachen. 

$. 57. Die jährliche Schliegung der Sigungen wird der König, fo 
wie die Eröffnung, verfügen; nach dem Schluffe: haben die Präfidenten das 
Ganzleiperfonal zu entlaffen, umd bie — dem ernannten "won 
zur Aufbewahrung zu übergeben, 

Mimdyen, den 26. Mat, 1818. 
« (Li 8.) * nibndum Ich 
2 ‚Zur Beglaubigung: I is ‚Initdı 894 
. &gib von Rasen, ER Te (1 07 
: Pi — ‚und Genexal⸗ Seeretais. 


m) Edict über die Gerhärtsordhäng für ii it, Same Ä 
mer ber Abgeordneten, vom 28, Febr. 1 825%. jr 


| Erte Abſchnitt. 
Bon der VBerfammlung, Conftituirung. und Sröffaung. 
R ber Kammer. | 
L. Einberufung der Abgeordneten. ; 

F. 1. Zu den in der Verfaffungsurkunde beftimmiten oder vom St: 

nige angeordneten Berfammlungen werden die Abgeordneten der zweiten Kamz 
mer durch öffentliche Ausfchreidung einberufen, und hierin. der Ort und ‚bie 

Zeit der Verfammlung beftimmt. Die Abgeordneten erhalten eine Apfchrift. 

diefer Ausfchreibung mitterft Mittheilung der Föniglichen Negierung des Bes 

zirks welche ihnen bei der Erſcheinung zur Vollmacht‘ dient. Beide Kam⸗ 

mern koͤnnen nur gleichzeitig zuſammenberufen, eroͤffnet und BET wer⸗ 

den, ſohin ihre Sitzungen nur in gleichem Zeitraume halten. 

U. Anmeldung, 

6) 2% Jedes zur Berfammlung einberufene Mitglied hat fid) am Tnge 
feiner, Ankunft. an dem. beflimmten Drte ber Verſammlung bei ber: beforibern, 
in dem Einberufungsdecrete bekannt gemachten Einweifungscommiffi ion: pers 

- fönlich zu; melden, und 1) bie in dem vorftehenden.$. 1. erwähnte Voll 
macht vorzulegen; 2) bei wiederhohlter Einberufung während. des Laufes dev 


BE LET HR BT 0 Bee ie 


ſechs Jahre, für welche bie Kammer gewͤhlt ft, nebſt jener Vollmacht auch 
noch ein won der koͤ Regieru Bezitks ausgefertigtes Zeugniß 
iber den fortdauernden Beſitz aller, — erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften beizubringen; endlich 3) nien bezogene Wohnmig- anzugeben, mit 
Borbehalt: es Anzeigen über etwa nathfecgende Wohnungsveraͤn⸗ 
* yeilitsin il _ St ru rd 
sch. 18 "Mober die Wanedunten zu weißen die am Dete der. Berfanms: 
ui felbftnanfägihen; Up geordneten‘ der zweiten Kammer mufı gleiche ‚MWeife 
verbunden find, wird ein eigenes Protocoll geführt auch wird bei dieſer Ges 
legenheit jeben neu eintretenden Mitgliede ein —— der Verfaſſungsſur⸗ 
kunde mic ſaͤmmtlichen Beilagen, ſo wi⸗ m — der — — 


—— zugeſtellt. tsfiulse 15 sn we 
But ee zur ——— mi Kamen. 

EL ‚Dur, oil PR era, „der Kammer. ‚det. Ei neten Rd 
en — — ie Dritttpeilen, der,  getoählten „Mitglieder drfisthert. 


3* diefe Ba eiſammen iſt, beginnt, Die, Ene 
F Verrichtungen welche ihr. ei * vbotlauft vn, Mr 
ih —* der — noch oblitgen Dez 
u sohn IV, Beſtellung ber Einweilungscommiffion. | 
3 er "Die, Einweiſungscommiſſion beſteht, für deu erften Fall der Zu⸗ 
ubeunfung seiner neu gewaͤhlten Kammer, aus einer eigendg. ernannten 
Eöniglichen Commiſſion; außer diefem Falle aber aus. dem Praͤſidenten und 
Secretair der legten Verfammlung. Wo es nöthig feymfolkte, tritt bei der 
zulegt gedachten Einweiſungscommiſſidn der zweite Prafident an die Stelle 
des erften, und unter denfelben Umftänden übernimmt daſelbſto der eine ber 
beiden Serretaird die Geſchaͤfte des „andern. 
VE ae derfelben. 
1.- 5m — 


ie, iſu Bi hi jet ‚vor Allem bie Beglaubig 
TE A — —— Bo 3 ö 
= Loos wahlenden Mitgliedern der Kammer, 
zu pruͤfen, zu dd, mtliche Wyhlprotocolle mitgetheilt wo 
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ten zweifelhaft machen; ober findet fie, daß die Vollmachten, Nachweiſun⸗ 
gen und Beugniffe bei einem Abgeordneten entweder ganz mangeln, ober 
nicht als genügend anerfannt werden können; fo wird der Eintritt deffelben - 
in -die Kammer vertagt, bis dieſe auf erfiatteten Vortrag entfchieden has 
ben wird, 

8.9. Diejenigen Mitglieder, welche erfi nach Eröffnung der Sigung 
erfcheirien, fo wie auch die neuen Erfagmänner, welche während bed Laufes 
der Sigungen einberufen werden, haben ſich bei dem Präfidenten zu melden, 
Diefer prüft mit den : beiden Secretaird die. Vollmacht, Nachweiſung und 
Zeugniffe; es wird, wenn nichts babei zu erinnern ift, ein kurzes Protocoll 
darüber aufgenommen, und. fodann die Einführung in der nächitfolgenden 
Sigung vollzogen. Ergeben fidy aber Anftände; fo wird hierüber durch ben 
Secretair der Kammer Vortrag erftattet, und, der Eintritt kann erft nad) bes 
ſchloſſener Zulaſſung gefchehen. 

3. Wahlen der Praͤſidenten und Secretairs. 

$. 10, Die Mitglieder der Kammer waͤhlen für die Stelle bes. Praͤ— 
fidenten ſechs Mitglieder, aus welchen der König den erfien und einen zwei⸗ 
ten Prafidenten, der im Verhinderungsfalle oder in Abweſenheit des erftern 
deſſen Gefchäftsführung übernimmt, für die Dauer der Sigung ernennt. 
Sie wählen ferner aus ihrer Mitte zwei Secretairs. Beide Wahlen gefche: 
hen auf. die nämliche Art, wie folche bei der Mahlverfammlung des Regie⸗ 
rungsbezirkes angeordnet ift, mittelft fchriftlicher Wahlzettel, aus der Ges 
ſammtzahl der Abgeordneten, ohne Unterfchied der Regierungsbezirke, Claffen 
oder Stände. Die Gewählten müffen abfolute Stimmenmehrheit für ſich 
haben. Bei Stimmengfeichheit entſcheidet die Wahl durch ‚Kugeln. Zu Er— 
Öffnung der Wahizettel werden fünf Mitglieder durch das Loos ernannt, und 
als Beifiger der Einweifungscommiffion beigegeben. 

VI. Auftöfung der Einweifungscommiffion. | 
$. 11. Die Commiffion übergiebt das Wahlprotocoll für den Vor: 
ſchlag der Präfidenten dem Eöniglihen Staatsminiſterium des Innern, und 
macht ſonach die Zöniglihe Ernennung bekannt, worauf fie ihre Function 
fchließt, und die Kammer der Abgeordneten ſich conftituirt. j 
ne re VI. Ordnung ber Pläße. | 
$. 12. Die’ Ordnung der Pläge, welche die Abgeordneten in ben 
Berfammlungen einzunehmen und beizubehalten haben, wird durch Looſe 
beftimmt. Ä RE PR: 
VL „Anzeige der Conftituirung, und Unterfuhung ber 
ee Entfhuldigungen. | 

$. 13. Wenn die Kammer der Abgeordneten ſich conftituirt hat; fo 
hat: fie dem Könige durch eine Abordnung, und der Kammer der Reichsräthe 
auf die fpäter $. 97. vorgefchriebene  Weife anzuzeigen, daß fie verfammelt 
und Konftituirt fey, Der Kammer. der Neihsräthe macht fie überdies die 
von .Sr. Eöniglihen Majeftät erfolgte Ernennung des erſten und zweiten 
Präfidenten. namentlich bekannt. Zugleich unterfucht fie die Entſchuldigungen 
der nicht erfchienenen Mitglieder, -umd hat diejenigen, deren Urfachen nicht 
gegruͤndet befunden werben, ohne Weiteres‘ einzuberufen. Daſſelbe geſchieht 
auch ruͤckſichtlich derjenigen, welche ſich gar nicht entſchuldigt haben. 
ns Re Verfahren gegen die nicht Erſcheinenden. 

:$. 14. Entſchuldigt ſich ein Abgeordneter nur auf beftimmte Zeit; fo 
müffen bie Gründe: gehörig befcheinigt fegn, und die Rn — auf 


178 Bayern. 


Präfidialvortrag: ob ein Urlaub, und auf welche Dauer, bewilligt werben 
foll® Handelt es ſich aber um den gänzlichen Austritt; fo kann derfelbe 
nur aus den, im Edict über die Ständeverfammlung Tit. I. $. 44. ‚ange 
führten und vollkommen bewiefenen Gründen, unter ber im nämlichen Zie 
tel des befagten Ebdicts, $. 47. bezeichneten Vorausfegung, in Anſpruch ges 
nommen werden. Nady erftattetem Präfidialvortragey fteht es jedem Mit 
gliede frei, über das Urlaubs- oder Austrittögefuch feine Bemerkungen. vom 
Pag aus zu machen, und bie Kammer entfcheidet, nach Anhörung ſaͤmmt⸗ 
licher Bemerkungen, duch Stimmenmehrheit mittelft Aufftehens oder Si⸗ 
tzenbleibens. | 

‘8. 15. Die Schreiben der Kammer, wodurch diejenigen Mitglieder, 
deren Urlaubs⸗ oder Austrittsgefuche nicht begründet befunden worden find, 
zur Berfammlung einberufen werden, find dem königlichen Staatsminiftes 
rium des Innern mit dem Anfinnen zu übergeben, folche durch die Negies 
rungen der Bezirke den Betheiligten zuftellen, und bie Beſcheinigungen der 
richtigen Einlieferung an die Kammer zurüdgehen zu laffen. | 

$. 16. Wenn der auf diefe Art einberufene Abgeordnete binnen zehn 
Tagen nad Empfang der Einberufung, wobei der Einberufungstag außer 
Rechnung bleibt, nicht erfcheint, und feine weiteren Entfhuldigungsgrüunde 
vorbringt, welche von der Kammer ald gültig erkannt anwerden; fo wird er 
zum zweitenmal, unter Anberaumung einer weiteren Friſt von zehn Tagen, 
und unter dem NRechtsnachtheil aufgefordert, daß er die Ausfchliefung aus 
der Kammer zu gewärtigen habe, und daß fodann für ihn der Erfagmann 
werde einberufen werden. Die Beförderung dieſer zweiten Einberufung an, 
das betheiligte Mitglied, gefchieht gleichfalls auf bie, im vorftehenden $. 15. 
vorgefchriebene Weiſe. 

$. 17. Nach Ablauf der zweiten Frift, vom Zage ber. Einlieferung 
des zweiten Einberufungsfchreibensg an gerechnet, erkennt die Kammer, auf 
erftattete Präfidialanzeige, bie Ausfchließung des Abgeordneten, als Strafe, 
durch einen förmlichen Beſchluß, und der Erfagmann wird einberufen; es 
waͤre denn, daß inzwiſchen gültige Entfchuldigungsurfachen vorgebracht wor⸗ 
den find, oder daß fonft Beweggründe obmalten, welche die Kammer beftims 
men, eine andere Verfügung zu treffen. Es iſt Pflicht bes Präfidenten, 
den Ablauf der in den obigen 65. 15. und 16. gefegten Termine jedesmal 
der Kammer anzuzeigen. Uebrigens bleibt audy die Haftung derjenigen Mit 
glieder, welche durch ihre, ohne hinreichende Entfchuldigungsurfachen ‚unter 
laſſene oder verzögerte Erſcheinung, bie verfafjungsmäßige Thaͤtigkeit der 
Kammer, oder die verfaffungsmäßigen Vorbereitungen zur Conſtituirung ber« 
felben verhindert oder aufgehalten haben, in Anfehung aller daraus erwach⸗ 
fenden höhern Koften, ausdruͤcklich vorbehalten. 


X. Vortrag über die Anftände hinſichtlich ber Wahlen und 
F Vollmachten. 
$. 18. Hiernaͤchſt veranlaßt der Praͤſident die Erſtattung bes Bor 
trags über die Anftände, welche bei der Einweifungscommiffion hinfichtlich 
ber Beglaubigung der Mitglieder erhoben, und nicht ſogleich berichtigt wor 
den find, und die Kammer entfcheidet darüber. 
A. GSonftige Verhandlungen vor Eröffnung ber Kammer. 
$. 19. Außer ber Unterfuhung in Hinficht auf die Entſchuldigungen det 
abweſenden Mitglieder, und außer der Wahl der Ausfhüffe, wovon im $. 64. 
gehandelt werden wird, darf die Kammer“ der. Abgeordneten über eine an⸗ 
dern, wenn auch fonft zu ihrem“ verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſe gehöri« 
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gen Gegenſtaͤnde, vor foͤrmlicher ‚Eröffnung: der Ständevetfammlung durch 
den König, in Berathung treten. = . 
*XM. Eröffnung der ftändifhen Verſammlung. 
nn 3, Der König wird, nach Conftituirung der. beiden Kammern, den 
Tag zur Cröffnung; der ftändifhen Verſammlung beftimmen, und ſich hiers 
bei von ſaͤmmtlichen Mitgliedern den im Zit, VL. $. 25. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde vorgefchriebenen Eid in Seine Hände ablegen laſſen. Die fpäter 
eintretenden Mitglieder leiften diefen Eid in die Hände des Präfidenten, und 
zwar in der Sigung, zu welcher fie. durch. denfelben, berufen find, fogleich 
nach Vorlefung des Protocolls. Bei diefer Beeidigung erheben ſich bie 
fämmtlichen Abgeordneten von ihren Sigen. Die Zormen und Feierlichkei⸗ 
ten ber Eröffnung der Kammern, werden nach ben: Befehlen des Königs je: 
desmal durdy ein eigenes Programm beftimmt. a | 
XII, Adteffe an'den König. 
$. 21. Auf die Eröffnungsrede vom Throne wird eine Adteffe an 
den König erlaffen. Der Antrag hierzu geht vom erften Mräfidenten aus, 
Sie wird in einem eigenen Ausfhuffe, welcher nad) Art der übrigen Aus: 
fhüffe zu wählen ift, berathen, entworfen, und der Kammer der Abgeord- 
neten in geheimer Sigung zur Genehmigung vorgelegt. ; 
ZBweiter Abſchnitt. 
Bon. den VBorftänden und dem untergeordneten Perfonal 
der Kammer, dann von ber Polizei des Hauſes. 
J. Rechte, DObliegenheiten und gegenfeitige Verhältniffe 
| der Präfidenten. » 
- 8 22. Dem Präfidenten der Kammer kommen‘ in der Regel alle 
Vorzüge und Obliegenheiten zu, ‚die den Vorſtaͤnden dev Collegien gebühren. 
Er eröffnet alle Eingaben, und weiſet folche theild unmittelbar in Folge nach⸗ 
ſtehender Beftimmungen, theild, nachdem fie zuvor. der Kammer vorgelegt 
worden find, in Kolge eines Beſchluſſes derfelden, am die. betreffenden Aus: 
ſchuͤſſe zur Bearbeitung bin; er forget für die Aufrechthaltung der Ordnung 
und des Meglements, der Tages» und Gefhäftsordnung, beftimmt die Gi: 
gungstäge, ordnet die Worträge, leitet die Verathungen, Abſtimmungen 
. u. dgl., fpricht die Beſchluͤſſe aus, und ift überhaupt das Organ der Kam: 
mer in ihren Verhältniffen zu der Negierung und zur andern Kammer ber 
Ständeverfammlung. | SE IR 
$. 23. Ueber die Vertheilung der Gefhäfte laͤßt ber Präfident ein be: 
fonderes Tagebuch führen. Die Einficht in diefes Tagebuch ſteht dem zwei⸗ 
ten Präfidenten jederzeit offen. Nebſt dem läßt der Präfident durch einen 
der Sectetaire ein Praͤſenzprotocoll führen, worin bemerkt wird, welchen Mit: 
gliedern Urlaub bewilligt, wann diefer Urlaub angetreten worden, und wann 
dee Beurlaubte zurücdgekehrt fen. | 
. 24. Im Berhinderungsfalle des erſten - Präfidenten nimmt ber 
zweite Präfident den Sig deffelben ein, und genieft die nämlichen Vorzüge 
mit den nämlichen Obliegenheiten. Er wird ſich deshalb im beftändiger. 
Kenntniß der obwaltenden Gefchäfte und ihres: Fortganges erhalten. Wenn 
der erſte Präfident anmefend ift und dirigirt; fo nimmt ber zweite Praͤſident 
den erſten Platz in der Reihe dev Abgeordneten ein. 
U. Obliegenheit en deuSecxretairs. 
1. Im Allgemel nen 


= 


$. 25. Die Seccretairs führen das Sitzungsprotocoll ne Allgemei: 
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nen Verſammlungen, wachen für die Ordnung bet Kanzlei, bemerten die 
Meldungen zum Vortrage und ber Tagesordnung, entwerfen die Berichte. 
und Belchlüffe, wenn nicht befondere Referenten aufgeftelt find; teilten die 
Zahlungen, wozu fie von der Gentral: Staatslafje die erforderlichen Bons 
fhüffe erhalten, und nad) geendigter Verſammlung hierüber Rechnung ftellen 
u. f. w. Wie die beiden Secretaird die vorbemerkten Geſchaͤfte unter fich 
vertheilen wollen, hängt von ihrer eigenen Uebereinkunft ab. Können fie fich 
hierüber‘ nicht vereinigen; fo £reten fie.mit bem erflen und zweiten Präfidens 
ten zu einer befondern Sigung zufammen, in welcher bie Sache nad) Stims 
menmehrheit entfchieben wird, Bei Stimmengleichheit überwiegt bie Stimme 
des erften Prafidenten. J— | 


2. Führung der Tagebuͤcher. 

6. 26. Bon den Secretaicen find folgende Gefchäftstagebücher .zu fuͤh⸗ 
ren. 1. Das Tagebuch für den Einlauf, worin alle Einläufe, welche an 
die Kammer oder an den Präftdenten gelangen, mit Angabe des Datums 
und des Betreffs nach der Beitfolge eingetragen werden, und worin zugleich 
bemerkt wird, an welchen Ausfhuß der Einlauf abgegeben, oder was etwa 
auf denfelben in ber allgemeinen Sigung befchloffen worden fy? 2. Das 
Tagebuch für die Ausfertigungen. 3. Das Tagebuch für die Anmeldungen 
zum Vortrage und zue Tagesordnung. 4. Das Tagebuch für die Anmel⸗ 
dungen der Redner, welche über einen, zue Berathung gebrachten Gegen» 
fiand von dem Rednerſtuhl aus zu fprechen gedenken, mit Bemerkung: ob 
fie für oder gegen den Antrag zu fprechen gefinnt feyen? Die zwei erften 


Tagebuͤcher Eönnen, unter Auffiht und Verantwortlichkeit der Secretairs, durch 


ein Kanzlei: Individuum, die zwei andern aber müffen von ben Gectetaits 
felbft -geführt werben. 


| 3. Kaffe» und Rehnungsmefen. 

6. 27. Die nad) dem $. 25. von der Gentral:Staatskaffe zu leiſten⸗ 
den Vorfchüffe werben von dem, zur Beforgung des Kaffe: und Rechnungs 
weſens berufenen Secretair, welchem auf feine Gefahr und Verantwortlichkeit 
erlaubt iff, für die Kaffegefchäfte auch ein anderes Individuum zu fubflituis 
ren, zur Beſtreitung der Neifegelder und Diäten der Abgeorbneten, dann 


zur Beftreitung der Megie: Ausgaben ber Kammer, verwendet. 


2 


> 


a. Sn Hinfiht der Diäten. 

$. 28. Die Diäten Eönnen nur in Uebereinftimmung mit dem, im 
$. 23. vorgefchriebenen, Präfenzprotocoll ausbezahlt werden, in Auszug 
aus diefem Protocoll gilt ald Anweifung zur Auszahlung. Wenn ein. Abs 
georbneter in der Sigung nicht erfcheint, und fich bei dem Präfidenten nicht 
entfhuldigt hatz fo wird er ald abwefend angenommen, und fo im Praͤ⸗ 
fenzprotocolle aufgezeichnet, bis er wieder in der Sigung erfcheint. Kür. die 
Zeit der Abweſenheit werden die Diäten nicht ausbezahlt. Hat aber ein 
Abgeordneter ſich nur fo lange entfernt, daß derfelbe Eeine Sigung verſaͤumt; 
fo findet ein Abzug an den Zaggeldern nicht Statt. Die Auszahlung der 


Diäten gefchieht monatlich. Die Empfänger übergeben dem Secretair monats 


liche Interimsquittungen, welche bei der Schließung ber Kammer gegen 
Hauptquittungen mit dem gefeglichen Gradationsitempel vertaufcht werben. 
b. Sn Hinſicht der Reifegebühren, Ar 

6. 29. Die Neifegebühren werden ausbezahlt nach dem, von dem ber 

treffenden Secretair zu erhohlenden, Beugniffe der General: Peitadminiftration 

über bie Entfernung des Wohnortes der Abgeorbneten von dem Orte ber 
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Sigungen. Für Relfen auf Urlaub und zurück werden Beine Reiſegelder be- 
zahlt. Desgleihen findet Feine ſolche Bezahlung Statk, wenn ein Mitglied 
der Kammer fid) nach Beendigung der Sigungen vor ber feierlichen Schlie⸗ 
fung ohne Urlaub entfernt. Tritt ein Mitglied wegen irgend einer Urſache 
aus der Kammer aus; fo erhält dafjelde die Gebühren für bie Zuruͤckreife, 
ben Fall ausgenommen, wenn ber Austritt als Strafe erkannt worden ift. 
Die Quittungen über bie Reifegelder find jedesmal * mit dem geſetz⸗ 
lichen Gradationsſtempel zu verſehen. 

e. In Hinſicht der Regle. 

$. 30. Bon dem Secretair, unter welchen zunaͤchſt die Kanzlei geſtellt 
tft, werben bie Kanzleis und andere Regie : Bedürfniffe angeſchafft, und die 
Ausgaben fuͤr die Lithographie beſorgt. Die Konti hierfür werden in befon= 
derer Sigung ber beiden Präfidenten und der beiden Secretairs zur nachträg- 
lichen Genehmigung vorgelegt. Zu größern Anfchaffungen iſt die vorläufige 
Genehmigung erforderlih. . Das Protocoll der befagten Sigung ift die Aus 
torifation für die in Rechnung zu bringenden Ausgaben, und wird der Rech⸗ 
aung felbft beigefügt. Auf gleiche Meife werden die Ausgaben auf Remus 
nerationen belegt, welche in einer Sitzung der vorbezeichneten Art dem un: 
tergeordneten Perfonal berilligt und angetviefen werden können, mit der Bes 
fhräntung jedoch, daß das größte Maaß dieſer Remunerationen den britten 
Theil der dem gedachten Perſonal ausgeſetzten, Taggelder nicht uͤberſchreite. 
31 Die Rechnung über die Schreibmaterialien wird einem Kanz⸗ 
ki: Individuͤuum uͤbertragen, welche dieſelbe unter Leitung des Secretairs zu 
führen, und am Schluffe der Sitzungen zur Hauptrechnung abzugeben hat. 
Der bei diefem Schluffe vorhandene Neft der Materialien, fo wie bie vor: 
handenen Ben Bahia, werden dem Archivar gegen Quittung aus⸗ 


gehaͤndigt. 
a Sn Hinfiht der Schlufrehnung. 

6. a Mit, der Schließung der Kammer ftellt ber Secretair die Rech⸗ 
nung, und übergibt diefelhe nebft allen ‚vorgefchriebenen Beilagen dem Prä: 
fi identen. Dieſer ſendet ſolche an dns koͤnigliche Staatsminiſterium der Fi⸗ 
nanzen, von welchem fie dem koͤniglichen oberſten Rechnungshofe zur Revi⸗ 
ſion mitgetheilt wird, ber allein die Decharge vorzunehmen hat. Das koͤ— 
nigliche Staatsininifterlum ber Finanzen wird, auf den Grund der, vom ko: 
niglihen oberften Rechnungshofe juftificitten, Rechnung, die Central: Staats: 
kaſſe zur Abrechnung mit dem Secretair anmelfen. Durch diefe Abrechnung 
ift das, ganze Rechnungsgefchäft beendigt. 

II. Ernennung und Obliegenheiten des Archivars. 

633. Zur Aufbewahrung der Acten und Ordnung der Regifatur 
in dem, der ftändifchen Verfammlung zugeriefenen, Berfammlungsgebäude ha⸗ 
ben die Kammern einen gemeinfchaftlichen ſtaͤndiſchen Archivar zu benennen, 
welcher ‘aus dee Staatskaffe befoldet wird. Der Archivar hat fich bei den 
vorbemerkten Berrichtungen nach feiner befondern Inſtruction zu achten, und 
die. vorhandenen Schreibmaterialien und Bureaubedürfniffe, fo wie auch die 
Siegel, zu übernehmen. : Während der Sigungen iſt er verpflichtet, ſich täg: 
lich im Achiv einzufinden, auf Anweifung des Präfidenten oder eines Aus: 
ſchuß ⸗Vorſtandes die verlangten Acten zur Einſicht vorzulegen, und diejeni: 
gen in fein. Fach einfchlagendenr "Arbeiten zu fertigen, “welche ihm von ben 
Praͤſidenten aufgetragen werden, Uebrigens hat er auch dasjenige zu belor: 
gen, was ihm fonft noch in gegemmärtiger Geſchaͤſtsordnung befonders anbe⸗ 
fohlen iſt. | 
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IV. Beſtellung der Kanzlei und Aufſicht auf dießehbbe 
. 34 Die nöthigen" Individuen fuͤr die Kanzlei werden Tbon.'bem 
Directorium, welches aus den Praͤſidenten und den Secretairs der Kammet 
beſteht, auf die Zeit der Dauer der Verſammlung aufgenommen, "von "den: 
ſelben verpflichtet aus den Erigenz = Geldern bezahlt, und auch mach Befin⸗ 
den wieder entlaſſen. Pu Eure — — “lese - ud — sa Lu 1J Beh * Cr 
V. Aufftsttung der Dienerfhaft.... .. .. u... 
$. 35. Die für, die. Dauer der Verſammlung erforderlichen Boten und 
Diener wir der König beſtimmen Hierunter find, auch die, Pedellz 1 
Inſpector des‘ Staͤndehauſes begriffen. ° =" Eee Em 
M Polizei des Haufe ui mic.“ 
Li Sm Allgemeinen. .. .. pri D ann 
6. 36. Während ‘der Dauer der Verſammlung gebuͤhrt die Poltzei 
den Kammern in ihrem Sigungsgebäudez ſie wird von dem Praͤſidenten dus: 
geübt, welcher hierzu die nöthigen Befehle ettheilt, und: welchen demnach 
der Inſpector des Haufes, die Pedelle, Voten 'und Diener die genaueſte 
Folge unverweigerlich zu leiſten haben. J ann BB 
2. In Hinſicht des Zutritts der Fremden, und ihres A 
 Benehmend 3 3 
$. 37. Keinem Fremden iſt erlaubt, waͤhrend der Sitzung ia den 
Sitzungsſaal einzütreten, ſondern nur bei den oͤffentlichen Sitzungen der zwei⸗ 
ten Kammer wird einer angemeſſenen Zahl von Zuhoͤrern der Zutritt zu dei 
Galerien geſtattet. Sie müffen auf jebesmaligen Befehl des Präfidenten, 
wenn fich die Sigung in einen geheimen Ausſchuß bildet, ſich entfernen, 
Zum Eintritt in die Gallerie während der öffentlichen Sigungen ift der Befig 
einer Einlaßkarte erforderlich, welche-auf den Namen des Empfängers lautet, 
und nur für ihn. gültig iſt. Für den königlichen Hof, das dipfomatifche 
Corps, die königlichen Staatsminifterien, den Eöniglichen Staatsrath und 
die Kammer der Reichsräthe ift zu jeder Zeit die verlangte Anzahl der Ein- 
laßkarten in die beſonders ausgefchiedenen Tribunen zur eigenen — 
Vertheilung abzugeben. Fuͤr die außer jenen Tribunen noch uͤbrigen Plaͤtze 
werden die Einlaßkarten, jedesmal nur fuͤr Eine Tagesſitzung guͤltig, mit 
Ruͤckſicht auf das Verhaͤltniß des Raumes, ſo wie auf das perſoͤnliche Ver— 
haͤltniß der den Einlaß nachſuchenden Individuen, und auf die Wuͤrde der 
Verſammlung ſelbſt, von dem Praͤſidenten vertheilt. Perſonen weiblichen 
Geſchlechts haben keinen Zutritt auf die Gallerie, ausgenommen bei der Er- 
Öffnung und bei der Schliefung der Kammern. Sa BE 
8. 38. Jedes Zeichen von Beifall oder Mifbilfigung wird. ſtreng un: 
terfagt. Die Zumiderhandelnden werben durch den Diener der ‚Kammer fos 
gleich Fortgewiefen. Sollte ſich Jemand beigehen laffen, die Ruhe. dev Si— 
‚ gungen, auf was immer für eine auffallende Art, zu. ftören, oder. die Bera⸗ 
thungen zu unterbrechen; fo ift derſelbe durch die Militaͤrwache in Arreſt zu 
führen, und der Polizei, oder nach) Befinden dem: Gerichte, zur Beſtrafung 
zu: übergeben. Der Commandant ber Mititärwache ift angewieſen, dem Prä> 
fidenten, auf Requifition. defjelben, in Ausübung feiner Amtsgewalt bewaff⸗ 
neten: Beiftand zu leiften. Mebft dem hat ber Präfident an den Zugaͤngen 
des Sigungsfaales und auf den Gallerien die nöthige Zahl von Dienern ber 
Kammer; aufzuftellen, und fo zu vertheilen und zu inſtruiren, daß die im 
"vorigen °$. 37. und im gegenwärtigen .6. 38, enthaltenen Beftimmungen, 
über den Zutritt und das Benehmen der Fremden, jederzeit pünktlich: vollgo: 
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gen werden Ein beſonderer Abdrud dieſer Beſtimmungen iſt auf den Gal⸗ 
—* — anzuheften. 
| tt Abſchnitt. 
"Won den. allgemeinen Sigungen der Kammer. 
nz L. Zeit und Gegenſtaͤnde der Sitzungen. 

$ 3, ‚Dev: erfte Präfident der Kammer beſtimmt die Zahl und die 
Zeit ihrer Sigungen nad) Maaß der Menge und Dringlichkeit ihrer Ge- 
fhäfte. Er eröffnet und fhlieft jede Sigung, wobei er zugleich den Tag 
der folgenden gt... Die in berfelben vorkommende Tagesordnung wird in 
dem -Sigungsfaale öffentlich angeheftet. Bei eintretenden, befonders dringen 
den Veranlaſſungen , ſteht dem Praͤſidenten das Recht zu, die Kammer zu 
einer außerordentlichen Sitzung zu berufen, Won ber Zeit jeder Sitzung, fo 
wie don der jedesmaligen Tagesordnung, werden fogleih nach Beftimmung 
derfelben bie Königlichen Staatsminifterien und der Eönigliche Staatsrath durch 
Mittheilung des Präfidenten in Kenntniß gefegt. 

U... Verhandlungen in Directorlalſachen. 

$. 40, In Beziehung auf folhe Präfidials und Directorialangelegen- 
beiten, welche in den verfafjungsmäßigen Wirkungskreis des Präfidenten oder 
Directoriums ausfchließend und ohne Vorbehalt eingerwiefen find, ift die 
Kammer weder zur Verhandlung und Berathung, noch zur Schlußfafjung 
ermächtigt. . 

II. Verbindlichkeit zur Erfheinung in ben Sigungen. 

$. 41. Jedes Mitglied iſt zur Erſcheinung bei den allgemeinen Gi: 
gungen verbunden. Sollte jedoch ein gegruͤndetes Hinderniß obwalten; ſo iſt 
folches dem Praͤſidenten anzuzeigen. Waͤhrend der Dauer der Verſammlun⸗ 
gen ift es keinem Mitgliede erlaubt, fich ohne Urlaub der Kammer zu ent: 
fernen; doch kann dee Präfident in befonders dringenden Fällen biefen Ur: 
laub allein ertheilen, wovon er aber in der folgenden Sitzung die Kammer 
in Kenntniß zu fegen hat. Bei der Würdigung jedes Urlaubsgefuches muß 
darauf Rüdficht genommen werden, daß für die Berathungen noch immer 
zwei Drittheife der Mitglieder vorhanden feyen. Die über ben bewilligten _ 
Uraubstermin ausbleibenden, oder ohne Urlaub- fich entfernenden Mitglieder 
erleiden nicht nur den, im $. 28. verordneten, Abzug an ihren Diäten, fon- 
dern find auch verbunden, :wenn durch ihr Ausbleiben die Berathung auf: 
gehalten oder verhindert wird, alle dadurch verurfachten höhern Koften zu 
tragen. Kein Mitglied der Kammer darf fich im desfelben ducch einen Bes 
vollmächtigten verteeten Taffen. 

IV. Verfahren ruͤckſichtlich bes Protocolls. 

1. Vorleſung und Berichtigung deſſelben. 

6. 42. Im Anfang der Sitzung lieſet der Secretair das Protocoll der 
letzten Sitzung ab, welches von dem Praͤſidenten, dem Secretair und noch 
drei Mitgliedern nach dem Turnus zu unterzeichnen iſt. Hat ein Mitglied 
der Kammer gegen die Faſſung des Protocolls Bemerkungen zu machen; ſo 
muͤſſen dieſelben ſogleich nach deſſen Ablefung, fie dürfen aber nicht während 
der Ablefung,, gemacht werben. _ Findet der Secretair die Bemerkungen rich⸗ 
tig; fo wird die Aenderung im Protocoll ſogleich vorgenommen, und. in bie: 
— Falle geſchieht von dem Vorgange nur kurze Meldung im Protocoll 

er Sitzung. Findet hingegen der Secretair oder ein anderes Mitglied bei 
* in Antrag gebrachten Abänderung. einen Anftandz fo beſtimmt die Kam: 
mer buch Beichluß:! ob die Aeuderung vorgenommen werben. foll, ober nicht, 
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und Vorgang und Beſchluß muͤſſen im Protocolle der. Sitzung — 
werden. Auch den koͤniglichen Staatsminiſtern und Commiſſairs ſteht das 
Recht zu, in Beziehung auf ihre. Vorträge und Aeußerungen, die Exrgän- 
zung oder Berichtigung des Protocolls, zu. verlangen. , Wird ‚Bee das Pro> 
tocoll nach deſſen Ablefung Eeine Erinnerung. eihoben; fo wird daſſelbe für 
genehmigt gehalten. Niemand darf über das Protocoll = als einmal 
fprechen, noch weniger hierbei in das MWefentliche der Disehfjionen' eingehen. 
Mer wider diefe Vorſchrift Handelt, ift von dem Prößdenten — aut 
Ordnung zu verweifen. 
2.. Inhalt und Abfaffung bes Protoeetie Ba 

$. 43. Das Sigungsprotocoll fol imit Vermeidung . unnuͤtzer Weib 
ſchweifigkeit das Wefentliche der Verhandlungen enthalten... Die, Mittheifun 
gen und Erklärungen ber Regierung, fo wie bie Vorträge, der Ausfchuͤſſe 
werden vollſtaͤndig beigelegt. Der Praͤſident Hat genau darauf zu ſehen ba 
die Abfaffung des Protocolls einer jeden beendigten Sigung unverzüglich) vor⸗ 
genommen werde, damit daffelbe, wie e8 durch die Beilage X. der DVerfafs 
fungsurkunde Titel II. $. 13. vorgefchrieben ift, in ber unmittelbar folgen= 
den, oder wenn biefes durchaus unmöglich feyn follte, in einer der naͤchſten 
Sitzungen zur Vorleſung komme. 

3. Drud der Protocolle. 

$. 44. Die Protocolle der oͤffentlichen Sitzungen koͤnnen durch den 
Drud bekannt. gemacht werden. ‚Der Drud wird, unter Leitung, des, Se: 
cretalrs, von dem Archivar beſorgt, welcher uͤber die, in den Ptotocollen ‘ent: 
baltenen, Berhandlungen ein Sach, Namens» und FEUER, nebſt einer 
kurzen Ueberſicht der einzelnen Sitzungen, verfertigt. 

V. Bekanntmachung der Eingaben. | 

£ 45. Auf die Berichtigung des Protocolls folgt, in dee Reihe der 
Sisungsangelegenheiten, die Bekanntmachung der ſeit der legten Sigung vor: 
gekommenen Eingaben, Diefe Bekanntmachung gefchieht durch den Praͤ— 
fidenten, und zwar mittelft Ablefung eines Auszuges aus dem Tagebuche 
für den Einlauf, wie folches im $. 26. Nr. 1. angeordnet if. Die Able: 
fung einer Eingabe nad) ihrem ganzen. Inhalte findet bei diefer Bekanntma⸗ 
hung nit Statt, 

VL Zagegordnung. 

$. 46. Nach Verleſung des Protocolls und Bekanntmachung * ſeit 
der letzten Sitzung vorgekommenen Eingaben, wird zur Tagesordnung ges 
ſchritten, die in dem Sitzungsſaale angeheftet iſt. Keinem Abgeordneten iſt 
erlaubt, andere Gegenſtaͤnde zur Sprache zu bringen, als diejenigen, welche 
zuvor in der Tagesordnung verzeichnet find. Des Praͤſident hat jedes Mits 
glied der Kammer, welches diefe Vorſchrift übertritt, auf. der Stelle zur Ord⸗ 
nung zuruͤckzuweiſen. 
vo. Beſchraͤnkung der Verhandlungen auf vn wictaftenger 

"mäßigen Wirkungskreis. 

N 47. Die Kammer kann nur über jene Gegenftände in Berathung 
treten, die im ihren Mirkungskreis Gehören, welcher in den 65. 22 18. des 
Titels VII. der Verfaſſungsuirkunde näher bezeichnet, iſt. 


VII. Oeffentlichkeit oder Geheimhaltung der Sigungen. 


$. 48. Die, allgemeinen Sigungemwiber Kanimer der Abgeordneten find, 
mit — ber ſpaͤter bezeichneten Faͤlle, öffentlich; : ſie koͤnnen jedoch auf 
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Berangen, von: "fünf ‚Mitgliedern In einen geheimen Ausſchuß verwandelt 

werben, Wenn ein’ Mitglied dieſe Verwandlung - in einen geheimen Auss 

ſchuß —— und noch vier Mitglieder demſelben beiſtimmen; ſo hat die 

Kammer die, Anträge. dieſer Mitglieder in. geheimer ‚Sigung anzuhören, und - - 
} ie wird — entſcheiden, ob ſie in geheimer Sitzung fortfahren, oder den 

EN erhandlungen ‚wieder. Raum geben. ;will.... Wenn -wenigftens 

nf, tglieder eines Ausſchuſſes zur Erſtattung eines von ihm bearbeiteten 

s eine geheime Sitzung verlangen; fo muß hierin - willfahrt werden, 

Iſt aber das Verlangen von weniger, als fünf, Mitgliedern des Ausſchuſſes 

geftellt;, fo. entfcheidet die Kammer duch Stimmenmehrheit, ob die von eie 

nem, Theile des Ausihuffes begutachtete geheime, Sigung, Statt finde, ober 

nicht? ird von den Föniglichen Staatsminiftern oder von den koͤniglichen 

—— oder auch nur von Einem derſelben erklaͤrt, daß ſie der Kam⸗ 
fe ng in —— Sitzung zu machen haben ſo muß, in Folge 

di J Si die o fentli e Sitzung in eine geheime verwandelt werden. 

ber. die geh: imen Sigungen werden befondere Protocolle ges 

PER fe Prorcate müflen, mit Vorbehalt „der befondern Beſtimmung 

im 8. 92, geheim. bleiben, , und von dem Secretair ſelbſt geſchrieben wer— 

—9— Die Unterzeichnung. ‚gefhieht, , wie bei den, Protocollen ber, Öffentlichen 

gungen, 

‚$. 60. Hk, Mitglleder ber Kammer find verpflichtet, bie in geheimer 
Sigung gepflogenen Verhandlungen gegen Jedermann zu verfchweigen. Sollte 
ein eordneter überführt werden, daß er diefe Verpflichtung zur, Verſchwie⸗ 
genheit ‚auf irgend eine Meife verlegt habe; fo kann er von. der Kammer, 
nach vorgängig et Unterfuchung und Beſchlußfafſung, auf beftimmte, Zeit oder 
gänzlich. euere werden, Die Berathung und Entſcheidung hierüber 
BRD in geheimer Sisung. 

Mitthellungen m Namen des Könige duch Seine Mi: 

nifter und Commiſſairs. 

$. 51!’ Der König läßt die der Kammer’ vorzulegenden Berathungs- 
gegenftände dutch feine Minifter oder‘ befondere Commiffairs an fie gelangen. 
Diefelben werden nicht blos mündlich vortragen, fondern ihre Anträge auch 
fchriftlich übergeben, und Überhaupt auch in der Folge die erforderlichen Er— 
läuterungen ertheilen. Sie haben in den Verſammlungen einen befondern 
Pag einzunehmen. Sie werben, wenn ber Kammer angekündigt wird, daß 
ſie mit beſonderem Auftrage im Namen des Koͤnigs erſcheinen, von zwei 
durch das Loos zu beſtimmenden Mitgliedern an der Thüre des Sitzungs- 
faales feierlich empfangen. Sie haben das Recht, allen öffentlichen und ges 
heimen Sigungen beizumohnen, mit Ausnahme derjenigen Sigungsacte, wo 
die Abftimmung duch Namens: Aufruf vor ſich geht. 

$. 52. 9 Wenn auf folhe Art die Minifter odev Königlichen Gommifs j 
ſairs erfcheinen, um im Namen des Königs Vorträge zu machen; ſo bleiben 
alle in der Tagesordnung ftehenden Berathungen ausgefest, und es wird erſt 
nach Beendigung des Vortrags der koͤniglichen Commiſſairs, wenn dieſer 
nicht eine andere Einleitung nothwendig machen ſollte, zur Tagesordnung 
geſchritten. Die Kammer iſt verbunden, die von dem Könige an fie gebrach— 
ten Gegenftände vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. Bu den vör- 
züglichften Obtiegenheiten des Präfidenten gehört e8, darauf zu dringen, daß 
die. bemerkten Gegenftände vor allen andern bearbeitet, und wenn dieſes ge— 
ſchehen iſt, auf die Tagesordnung gebracht werden. Eine Vertagung dieſer 
Segenftände zu Gunften anderer findet, wenn fie nicht von den Königlichen 
Staatsminiſtern und Commiſſairs felbft verlange wird, niemals Statt, 
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Kr nahe Aber'bier —— —— üffe; *— 
mein nn Menden Redner und Sprecher 
ML. Pr han Anmeldung und Aufruf zum Wort sun 
sg 8 "Die Berathung Über die von den” Beeren "Ku er 
—* Vorträge, welche edesttiät unter die faͤmmtlichen Mitgfieber‘ zu ver 
theilen ſind, ‘tan nur nach“drei Tagen vorgenommen werben, und bie Mit 
glieder, welche hierbei uͤber den Antrag zu fprechen würfchen, Haben ich am 
Tage vor der Sitzung bei dem Sectetatiate mit der Bemerkmg, Hirfie fir 
oder wider den Antrag ſprechen; zu meiden, und ihren Munfeh‘ vormerken 
zu laſſen. Die Redner werden fodann nad) der Reihe ihrer Site" und mit 
der Eintheilung ‚aufgerufen, daß fe abwechslungsweiſe für. und“ ‚wider 
ſprechen n | 
2 2 Bewilligung des Wortes, N HEN 
6. 4 Keiner kann ſprechen, ohne zuvor von dem Seh der 
Kimi die Erlaubniß Hierzu erhalten zu haben und aufgerufen iu ſeyn; et 
bat fodann, wenn feine Mede den ganzen Gegenſtand oder den deößeren 
Theil beſſelben umfaßt, auf dem beſondern Rednet⸗ Stuhle zu ſprechen, wenn 
ſie aber nur einzelne Bemerkungen betrifft, diefe an ‚feinem Pfage vorzutta: 
gen. Um das Wott zu verlangen, genügt es nicht, ſich vom Sitze zu er 
heben, fondern jedes Mitglied, welches ſprechen will, ſoll dieſen feinen Wil: 
len auch mundlich erklären. Der Praͤſibent verleiht das Wort durch Men: 
nung des Namens des Abgeordneten. Menn mehrere Mitglieder zugleich 
das Wort verlangen; fo giebt ihhen ber Präfident daffelbe nach „der Reihe 
ihrer Sige. Findet ein‘ Abgeorditeter, daß ein anderes Mitglied vor ihm die 
Gründe, welche er vortragen will, bereits vorgebracht hatz ſo ftehe es ihm, 
der vorausgegangen? ir Annteldung ungeachtet, vollkommen frei,, dem Wort 
zu, ef agen,, und dieſes em Präfdenten vor oder bei ‚de, ‚Yuftuf an⸗ 
zuzeige 
3 Beſchraͤnkungen und Dikbraub, des .Morte., > 


'. ei 


6. 55. Abgeordneten, welche ſich nicht nach Vorſchrift des 8:53; als 
Redner über: eine Sache ſchon am Zage vor. der Sitzung ausdruͤcklich geniel: 
det, und ſich ‚bis dahin in das, $. 26. Nr. 4. bezeichnete, Tagebuch nicht 
haben einfchreibenstaffen, ſoll das Sprechen vom Rednerſtuhl aus nachtraͤg⸗ 
lich nicht mehr zugeſtanden werden. Die Redner vom Platz aus, haben 
ſich jederzeit gegen den Praͤſidenten zu richten, welcher, darıeine folche Rede 
nur kurze Bemerkungen enthalten ſoll, alle weitſchweifigen Ausführungen zu⸗ 
xuͤckweiſen wird. Niemand darf. anders, als ſtehend, ſprechen, wenn er nicht 
wegen ‚Krankheit. oder koͤrperlicher Gebrechen ausnahmsweiſe von dem Praͤ⸗ 
ſi ibenten die Erlaubniß erhalten hat, figend. fprechen zu bürfen. 

6:56. Der Name, des Königs foll von keinem Redner oder Sprecher | 
in bie Gefchäftsverhandlungen eingemifcht werden.: Das: zuwider. handelnde 
Mitglied, der Kammer wird von-dem Präfidenten zur. Ordnung verwieſen. 
1.08.87: Im Gebrauche des Worts haben fich die Abgeotdneten aller 
Perfönfichkeiten, aller ‚unanftändigen und beleidigenden Ausdruͤcke, ſo : wie 
alter. Ybweichungen von dem vorliegenden Berathungsgegenſtande, zu enthal⸗ 
ten, widrigenfalls der Praͤſident fie zur Ordnung zu verweiſen, und: im Meis 
gerunigsfalle felbft die fernere MWortführung zu unterfagen das Recht hat. 
Sollten fie fich felbft perfönliche. Ausfälle gegen: den Regenten, bie koͤnigliche 
Bamilie oder die einzelnen Mitglieder der Kammer erlauben, ober : Anträge 
gegen bie allgemeine Staatsverfaffung zu ftelen unternehmen, und ungeach⸗ 
tet der von dem Präfidenten gemachten Erinnerung, . hiermit fortfahren; fo 
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iſt derſelbe berechtigt amd werpflichtet, "die Sitzung flir dieſen Taͤge auf er 
Stelle zur ſchließen und. in der Folgenden‘ Sigung  über!'die’Weftvafit 
fehlenden Mitgliedes der Kammer vorzutragen, welche entſcheiden w In ob 
daſſelbe zum bloßen Widerruf, oder; zum zeitlichen odet gaͤnzlichen Auoſchluß 
aus der Kammer; zu perurtheilen ſey. Hiernach ſoll der Praͤfident änsbefon- 
dere auch beleidigende Ausfälle; gegen "bie, eigene. Regierung: und die Regie⸗ 
tungsbehörbden, ‚gegen ‚fremde Regierungen; ‚gegen. den teutſchen Bund, gegen 
die Ständeverfammlung, oder ‚gegen eine eine. einzelne, Kammer derfelben,, nie⸗ 
mals dulden, ſondern mit Verweiſung zur Ordnung, und. nach Beſchaffen⸗ 
heit der Sache, mit Unterſagung der bene Worzführung; unverweilt und 
ernſtlich einſchreiten. 

C88. Jeder Abgeordnete, ſweiher in. der Sffenttichen Verſammlung 
einzein durch die Strafgeſetze verbotene Amtshandlungen ber Staatsdiener 
anfuͤhrt iſt ſchuldig, die Namen der Thaͤter bekannt zu machen; er iſt fuͤr 
die Wahrheit, feiner: Angabe der Kammer: verantsoortlich, welche, wenn, die 
angegebene, Thatſache falfch befunden ; wird, den Urheber. der » Angabe mit 
Mipbilligung zur Ordnung verweiſet, ober ihm die Wortfuͤhrung auf einige. 
Zeit unterfagt,; oder: feine. Ausſchließung auf beftimmte Zeit verfügt, 3 uch 
XL Redenvom Patz außız letzaes Wort des Referenten und 

Commiffairs; Schluß Der Diseuffionen. 


8,59. Wenn ſaͤmmtliche Mitglieder, ; welche, ſich zur Rede gemeldet, 
gefprochen» haben, ſteht es jedem, Mitgliede- frei, nach der ‚Reihe der Plaͤtze 
noch ſeine allenfallſigen kurzen Bemerkungen — fo: wie es dem Re⸗ 
ferenten des Ausfchuffes ‚und den Ey miffäre, ‚vorbehalten ift, noch 
einmal das Wort zw nehmen,’ * Discuſſi on geſchloſſen, 
die Abſtimmung aber nachdem! die Feackn vorgelegt ſehyn! Werden ,-auf drei 
Zage vertagt werden fol. Wenn von der: Kammer die Zuruͤckverweiſung des 
der Berathung untermorfenen Gegenftandes, ‚an. den Ausschuß; befchleffen wird ; 
fo iſt die Schließung der über denſeiden bereits Statt gehabten.. Discuffionen 
nur. zeitlich, und hat eine definitive Ab ſtimmung in der Hauptſache noch 
nicht. zur Folge. Auch, kann die Kammer, jedoch unbeſchadet der ‚im F. 52 
enthaltenen Verfuͤgung, jederzeit beſchließen eine angefangene ‚Digcuffion zu 
unterbrechen, deren Fortſetzung auf eine naͤchſte Sitzung zu verſchieben, und 
zu. den übrigen Gegenſtaͤnden der Tagesordnung uͤberzugehen. * 

XI. Unterbrechung der Redner; Ablefen: der Reden. 


$. 60; Kein Redner ſoll während feiner Nede unterbrochen: werben; 
doch ſteht es den Miniſtern und den koͤniglichen Commiſſaits frei, im Falle 
durch dergleichen Vortraͤge zu eigerien Erläuterungen und Auffchlüffen Ver: 
anlaffüng gegeben worden it, diefe fogleich zu ertheilen. Auch ift dee Praͤ⸗ 
fident ermaͤchtigt "und verpflichtet, ‚einem Mebner, der im Laufe feiner 
Rede gegen die beſtehenden Vorſchriften verfehlt, fogleih inhalt -zu thum, 
und ihn: in die ‚gehörigen Schranken· zuruͤckzuweiſen. Die Eöniglichen Staats» 
minifter, die Eöniglichen Commiſſairs und- die Berichterflattet der Ausſchuͤſſe 
haben. allein das Recht, ihre niebergefähriebenen: Reden abzultſen. Der. Prä- 
fident hat das unbefugte Ableſen der Neben bei der erfien Wahrnehmung 
abzuſtellen/ und wenn feine Erinnerung fruchtlos ‚bleibt, de Sortfebung ber 
Rede zu unterfagen:;“ | 

"Xu. Beiwsahtung der Wircde und Ruhe der Berfommneiti. 

8. 61, -Zedes Mitglied ‚der Kammer hat ſich alles desjenigen zu ent⸗ 
a was den’ Anftand und bie‘ Würde der ber - Berfamnilichg verlegen, 'oder 
bie Ruhe derſelben fir “"  ° iodea 


188 20°... Bayern. ‚. | 

Zeichen des Beifalls ober bee Mißbilliguug, woburch eine Störung derur⸗ 

facht, ober ber gegenfeitigen Achtung: zu nahe getreten wird, unterſagt. Der 

Zuwiderhandelnde wird vom Praͤſidenten zur Ordnung verwieſen. 
— XIV, Rufund Berweifung zur Ordnung. 

F. 62%. Jedes Mitglied hat das Recht, auf Abweichungen von ber 
Ordnung aufmerkſam zu machen, und auf die Zurüdweifung zur g 
Anzutragen, welche von bem Präfidbenten nach Befinden verfügt wird. Alle 
Berweifungen zue Ordnung werden in das Sitzungsprotocoll eingetragen. 
Iſt aber die Verweiſung durch beleidigende Ausfälle ‘oder gefegwidrige Aeu⸗ 
Ferungen folcher Art veranlaßt worden, wie fie im _. 57. bezeichnet find; 
fo müffen diefe Ausfälle und Aeußerungen bei dem öffentlichen Drude des 
Protocolld weggelaffen, und es kann nur die Urfache der Verweiſung im 
Allgemeinen bezeichnet werden. Sollte ſich der Fall ergeben; daß der Präs 
fident duch Ruf und Verweiſung die Ordnung nicht herftellen koͤnnte, und 
mehrere Mitglieder der Kammer an der Unordnung und Störung Antheil 
nehmen; fo hat er das Zeichen mit dee Glode zu geben, und: wenn audy 
diefes ohne Erfolg bliebe, die Sitzung auf eine beftimmte Zeit zu — 
chen. Erſt nach Ablauf dieſer Zeit kann die Sitzung wieder fortgefegt; und 
bia. — muß der — geräumt und. geſchloſſen werben © ‚ 

Ä XV, Schluß'der Sigung ©? 
. 7663. Sobab ber Praͤfident den Schluß einer SH Hehtärt hat, 
koͤnnen weitere Anträge, Reden und Berathungen von Seite der ber Mitglieder 
der Kammer ‚nicht mehr Statt finden. 


Bierter abTänite 
Von den beſondern Ausſchuͤfſen ber Kammer 
I Bezeihnung ber Aus[hüffe, 


F. 64. ‚Die Kammer erwählt, gleich nach ihter Conſtituitung, aus ih⸗ 
ver Mitte fünf beſondere Ausfhüffe, und zwar: 1. für die Gegenſtaͤnde 
der Geſetzgebung; 2. für die Steuern; 3. für die Übrigen an die Kammer 
gelangenden. Gegenftände der innern Reichsverwaltungy 4 für’ die Staats: 
fhuldentilgung; 5. für die Unterfuchung der vorkommenden Beſchwerden über 
die Verlegung der Stantsverfaffung. Von jedem diefer fuͤnf Ausſchuͤſſe iſt 
ein Mitglied zu ber im folgenden $. 80. angeordneten vorläufigen Prüfung 
der von den einzelnen Mitgliederm ber. Kammer zu ſtellenden Anträge durch 
die Wahl der. Ausfchüffe felbft unter ſich zu beftimmen, un dem Präfidens 
ten befannt zu machen. 

IT. Wahl derfelben. 

8. 65. Die Auswahl der Ausfchüffe geſchieht aus der Geſammtzahi 
der Mitglieder, ohne Unterſchied der Regierungsbezirke oder Klaſſen, durch 
abſolute Stimmenmehrheit. Sie wird auf dieſelbe Art vorgenommen, wie 
die Wahl der Praͤſidenten und Secretairs, und zwar für jeden einzelnen Aus: 
ſchuß durch einen. befondern Wahlact. . 


II. Baht der. a karte rer unb Crgänzung iu 
ahl 


f 
§. 66. Die Ausfhüffe in der Kammer ber Deputicten beftehen aus 
fieben, höchftens neun Mitgliedern. Sollte ſich während ber Dauer: der 
Sitzung eine ſolche Erledigung ergeben, daß ein Ausſchuß aus weniger als 
ſieben Mitgliedern beſtuͤndez fo werden die Abgegangenen durch eine: neue 
Mahl erſetzt. Bon ben Erledigungsfällen haben bie Vorſtaͤnde der Aus— 
ſchuſſe dem Pröfdgnten ſogleich Unzeige zu wachen, damit er zur. etwa noth⸗ 
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wendigen ‚Ergänzung der erforderlichen geringften Zahl von —— 
dern durch eine neue Wahl die Se Einleitung treffen £önne. Bu einer 
gültigen Berathung und Schlußfaffung wird in jedem Ausſchuſſe die Anwe⸗ 
ſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern erfordert. 
UWV. Vorſtaͤnde, Referenten und Secretairs der Ausfhäüffe. 
8. 67. Bei den Ausfhüffen führt das in Jahren ältefte Mitglied 
den Vorfig. Der Meferent und Secretair wird von ihnen felbft gewählt; 
diefe Wahl gefchieht nah Stimmenmehrheit. In dem oben ($. 64.) gm 
nannten fechften Ausfchuffe, welcher zur vorläufigen Prüfung der Münfche 
und Anträge der Abgeordneten gebildet wird, iſt der Präfident der Kammer 
zugleich der Vorftand, und hat in biefer Cigenfchaft biefelben Rechte auszu⸗ 
üben, wie die Vorftände der übrigen Ausfhüffe. Die Acten der Ausſchuͤſſe 
und ihrer Sigungsprotocolle werden von den Ausſchußſecretairs gefammelt, 
und am Schluſſe der Sitzung dem Secretair der Kammer uͤbergeben. 


V. Geſchaͤftskreis der Ausſchuͤſſe. 


. 68.. Der Gefchäftskreis des vierten und fünften Ausſchuſſes iſt 
durch das Geſetz beſtimmt; der Geſchaͤftskreis der uͤbrigen richtet ſich im 
Allgemeinen nach jenem der Staatsminiſterien der Juſtiz, — der Finanzen 
(mit Ausnahme der Staatsſchuldentilgung) — und des Innern, unter Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Ausſcheidung des u — Hiernach iſt in zwei⸗ 
felhaften Faͤllen die Vertheilung der Einlaͤufe unter die — zu 
bemeſſen. 

m. Barnes mehrerer Ausfhüffe. 


$. 69. Fällt ein Gegenftand in das Gebiet mehrerer Ausfhüffe; fo 
ift berfelbe vorerft an benjenigen Ausfhuß, wohin er der Hauptſache nach 
gehört, mit dem Anhange zu verweifen, daß der Vorftand biefes Ausfchuffes 
einen Bufammentritt mit dem betheiligten andern Ausſchuſſe veranlafle. 
Findet ein Ausfhuß, daß die am ihn verwiefene Sache zur gemeinfchaftlis 
hen Behandlung mit einem andern Ausfchuffe geeignet fey; fo hat der Vo⸗ 
ftand die Anzeige hiervon bei dem Präfidenten zu machen, damit dieſer den 
Zuſammentritt der betheiligten Ausfhüffe anordne. In den auf foldhe Weife 
vereinigten Ausfchüffen führt das aͤlteſte Mitglied den Vorfig; der Referent, 
fo wie der Secretair, und zwar biefer Iestere aus ber Zahl ber zufammens 
treffenden Secretaird ber verſchiedenen Ausſchuͤſſe, werden durch Stimmen⸗ 
mehrheit ernannt. 


VI. Benehmen mit den koͤniglichen Minifterien und 
GCommiffairen. 


6. 70. Um die an fie verwiefenen Gegenftände gehörig zu. bearbeiten, 
haben die Ausfhüffe alle Hierzu erforderliche Erläuterungen zu fammeln, 
und ſich hierüber mit ben betreffenden Staatsminifterien in Benehmen zu 
fegen. Die zu. diefem Zweck etwa nöthigen. Anfchreiben werben, auf. Bes 
anlaffung der Ausfchuß = VBorftände, von dem Präfidenten erlaffen. Bei den 
Berathungen, welche über die, von ber Megierung an die Kammer gebrach⸗ 
ten, Gefegesvorfchläge, in den Sigungen der Ausfhüffe gepflogen werben, 
find die hierzu benannten Eöniglichen Commiſſairs beizuziehen, dergeſtalt, daß 
fie im Laufe ber Berathungen, bevor die Ausſchuͤſſe über die. bemerkten Gas 
genftände Vortrag an bie Kammer erflatten, ruͤckſi chtlich allenfalfiger Ans 
ftände und Mobificationen mit ihren Erinnerungen perfönlich gehört, und 
in dieſer Abficht zu einem Bufammentritt eingeladen werden; auch ift ihnen 
außerdem, wenn fie, zum Zwecke nothwendiger nachträglichee Mittheilungen 


! 
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über Geſetzesvorſchlaͤge einen beſondern Zuſammentritt · mit dem betreffeitbent - 

Ausſchuſſe von ihrer Seite verlangen ſollten, —— dieſes Veran 

gens nicht zu verweigern, 

a Verhaͤltniß der Dräfidenten zu den Ausfoäffen; Zus 
- „ tritt anderer Mitglieder... .. 

6. 71. Von jeder bevorſtehenden Ausſchußſitzung koich der. Präffdent 
bon dem Vorftande des Ausſchuſſes in. vorläufige Kenntniß gefegt. Den 
Präfidenten der Kammer ficht es frei, jeder Sigung der Ausfchüffe beizus 
wohnen; ihre Abmwefenheit wird. im Protöcolle bemerkt. Im fehften Aus: 
ſchuſſe iſt die Anweſenheit des erſten, oder wenn dieſer verhindert iſt, des 
zweiten Praͤſidenten der Kammer, als leitenden Ausſchußvorſtandes, unerlaͤß⸗ 
lich. In den fuͤnf andern Ausſchuͤſſen haben die Praͤſidenten weder an ber 
Abftimmung Theil zu nehmen, noch die Berathungen zu leiten, fondern 
diefe Leitung fteht dem befondern Borftande jedes Ausfchuffes ausichließend 
zu. Die Mitglieder der Kammer, welche sicht zugleih Mitglieder eines 
Ausfchuffes ſind, haben zu den’ Sigungen deffelben keinen Zutritt. 

7.94 Referat, Berathbung, Abflimmung. . 
| $. 72. Sobald der Neferent eines Ausſchuſſes feinen — aus⸗ 
gearbeitet hat, meldet er dieſes dem Vorſtande, welcher den Sitzungstag bes 
ftimmt, und die Ausſchußmitglieder hierzu einladet. Nach abgelegtem Bor: 
trag. wird vor Allem -entfchieden: ob die. Discuffion fogleich eröffnet," oder 
vertagt. werben fol; jedoch ſtets mit Rüdficht auf die Vorfchrift des :$. 52. 
Bei der Abftimmung wird die Stimme des Borftandes gleich jeder andern 
gezählt, und, hat Fein entſcheidendes Uebergewicht. Ueber das, was in jeder 
Sitzung vorkommt, wird ein beſonderes Protocoll geführt, worin die Haupt— 
reſultate des Vortrags ſowohl, als der weſentliche Inhalt der einzelnen Abs 
ſtimmungen, in gedtaͤngter Kürze bemerkt werben. 
X. VBortrag für die Kammer. 

N 73. Nah Faffung des Beſchluſſes hat der Neferent den Vortrag 
fl die Kammer mit genauer Entwidelung der Gründe für und wider, mit 
allen Meinungen'der Mitglieder des Ausfhuffes, und mit dem durch Stim- 
menmehrheit gebildeten Nefultat, umſtaͤndlich zu entwerfen; wozu er ben, 
fhon in der Ausfhußfigung erftatteten, fchriftlihen Vortrag, mit den durch 
den Erfolg der Berathungen nothmwendig gewordenen Zufägen und Abändes 
tungen, benugen kann. Werden über einen Gefegesentwurf mehrere Refe⸗ 
renten beftellt, und von diefen mehrere einzelne Vorträge im Ausſchuß er⸗ 
ſtattet; fo ernennt derſelbe einen weitern Referenten, welcher einen, das Ganze 
umfaſſenden, Hauptvortrag mit genauer Aufnahme des aus jedem einzelnen 
Vortrag hervorgehenden Refultats zu bearbeiten, und vorzulegen hat. 

6. 74. Jeder, in Gemäßheit der Beſchluͤſſe abgefaßte, Entwurf des 
für die Kammer. beftimmten Vortrags iſt von dem Ausfchuffe oder: von den 
Ausſchuͤſſen nody einmal zu prüfen, und nad) vollftändiger Berichtigung und 
Genehmigung, mit allen Belegen, dem Secretair der Kammer zu übergeben, 
welcher dafür. forgt, daß derfelbe' zur vorfchriftmäßigen Wertheilung unter bie 
ſaͤmmtlichen Abgeordneten, ſo wie auch unter die koͤniglichen Staatsminifter 
und Commiſſaire, ſobald als moͤglich lithographirt werde. Die Vertheilung 
ſelbſt darf nicht eher geſchehen, als am Tage ſelbſt, an welchem der Vor: 
trag in ‚der Kammer: woirklich erſtattet wird. Der Secretaie ift dafür verant⸗ 
— daß ber Vorttag vor dieſer Zeit Niemand mitgetheilt werde. 

—— in der Kammer; Zuruͤckweiſung an den 
Ausſchuß. 
. 75. Die gefchehene: Uebergabe des Vorttags an den Secetair iſt 
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von) dem Vorſtande des Ausſchuſſes gleichzeitig dem Praͤſidenten anzuzeigen, 
welcher den. : Bag. zum Vortrag in; der. Kammer. beſtimmt. Die Kammer 
kann den Gegenſtand, wenn, fie. den; Vortrag nicht“ erfchöpfend findet, zus 
weitern Ausarbeitung an: den, Ausfchuß zuruͤckweiſen, in welchen: Kalle dere 
felbe noch mit zwei Mitgliedern verftärkt werden kann. Die. Wahl. diefer 
Mitglieder gefchieht gleich. am Schluffe der Sitzung, auf die im $. 64. ber 
zeichnete. Art. In dem vorbemerkten Falle: kann der Ausfchuß dem Refe⸗— 
renten noch einen Correferenten beigebenz im Uebrigen verfaͤhrt er in Be— 
handlung; des. zuruͤckgewieſenen Gegenſtandes ganz nach den naͤmlichen Bor: 
fchriften, welche für die Berathungen und Vorträge der Ausfhüffe im. All 
gemeinen gegeben. find. Hat die Kammer bei dem Beſchluſſe der Zuruͤck⸗ 
weifung nur beitimmte Abtheilungen des Vortrags, oder beftimmte Puncte 
des Gegenftindes zur weiten. Erötterung vorbehalten; fo hat ſich der Ausr 
ſchuß in feinen neuen Berathungen und Vorträgen auf die genannten Abs 
theilungen und Puncte zu befchränfen, und diefe allein werden auch in der 
Kammer, zur Ergänzung der ſchon vorausgegangenen Berathungen in Dig: 
euffion gebracht; alles dies jedoch unbefchadet ſolcher Wiederhohlungen, welche 
des natürlichen Zufammenhanges wegen nothwendig feyn möchten. | 


XD. Behandlung der Eingaben, 

1. Der Staatsbürger und Gemeinden — 
$. 76. Die Beſchwerden, welche nach Beſtimmung ber Verfaſſungs- 
urkunde Titel VII. $. 21. an die Kammern gelangen können, werden von 
dem SPräfidenten unmittelbar zum Ausfhuffe verwiefen, um ihren Beftand 
und ihre Gruͤndlichkeit ſowohl in formellen als weſentlichen WVerhältniffen 
vorläufig zu prüfen, ehe fie der Kammer vorgelegt werben. Sie müffen 
mit den erforderlichen Beweiſen belegt, und zugleid) befcheinigt feyn, daß fie 
bereitö bei den oberften Behörden, reſp. den betreffenden Staatsminifterien, 
früher vorgebracht worden, und hierauf entweder noch gar feine, oder eine, 
den Beftimmungen der Staatöverfaffung zumiderlaufende, Entfheivung er 

folgt fey. ! — 
$. 77. Im Falle fie demnach als unbeſcheinigt, oder als gänzlich 
grundlos, oder als ungeeignet befunden werden, ſind ſie ohne Weiteres als 
beruhend, zu. ber Acten zu legen, oder an die betreffenden Staatsminiſterien 
zu geben, und in der folgenden Sigung der Kammer hiervon Nachricht zu 
ertheilen; im entgegengefegten Falle ift die Beſchwerde der. Kammer mitteljt 
umftändlichen Vortrags vorzulegen. —— * 
$. 78. Dem Ausſchuſſe, fo wie der Kammer, kommt es zwar nicht 
zu, bierlber weitere Inſtructionen zu veranlaffen, oder von Eöniglichen Stel 
Ien ‚Berichte zu verlangen, doch Eönnen fie von ben einfchlägigen Staatsmi⸗ 
nifterien durch den Präfidenten bie erforderlichen Aufihlüffe erhohlen, um 
jede Vorlage grundlofee Beſchwerben zu befeitigen. Wenn fie diefelben aber 
ald gegründet erachten; fo find fie, nad gemeinfchaftlichem Befchluffe beider. 
Kammern, dem Könige vorzulegen,. welcher nad) den Beftimmungen der Ver: 
faſſungsurkunde Tit. X. $. 5. verfahren wird. 
8. 79. "Unter.die Beſchwerden, weldhe nach dem $. 77. als ungeeig:. 
net ohne Weiteres zu den Acten zu legen, oder an die betreffenden Staates 
minifterien zu ‚geben find, gehören insbefondere auch diejenigen, welche ein. 
Staatsbürger niht in eigenem Namen und in eigener Sache, fondern im 
Namen! und! in ber Sache eines Dritten, ohne beigefügte legale - Vollmacht 
Diefeß letztern, angebracht; oder welche ein Staatsdiener ebenfallg. nicht in 
eigener ‚perfönlicher : Sache. fondern in ber Sache feiner Stelle und ſein⸗s 
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Amtes eingereicht; odet in welchen ber Beſchwerdefuͤhrer beleidigende Aus⸗ 
druͤcke und Ausfälle gewagt hat. Andere Eingaben an bie Kammer, als 
diejenigen, zu welchen: die. Staatsbürger und - Gemeinden, um ihre conſtitu⸗ 
tionellen Rechte zu wahren, verfaffungsmäßig befugt find, folglich alle Eine 
gaben, welche Feine Befchwerde über Verlegung der genannten Rechte ente 
halten, fondern irgend: einen andern Gegenftand betreffen, find, ohne Ver— 
weifung an einen Ausfhuß, von dem Präfidenten fogleich: zu den Actem zu 
legen. Anonyme Eingaben jeder Art, fie mögen betreffen, was fie wollen; 
follen gar nicht in den Einlauf eufgemnnem ‚ fondern fogleich band) - das 
Secretariat vernichtet werden. 

| 2. Der einzelnen Mitglieder der Kammer. 


$. 80. Die Wünfhe und Anträge der einzelnen Mitglieder Einen 
nur ſolche Gegenftände betreffen, melde in ben verfaffungsmäßigen Wir⸗ 
kungskreis der Stände ſich eignen; fie werden jedesmal fchriftlih dem Praͤ⸗ 
fidenten übergeben, und vor Allem durch den, nah $. 64. zu bildenden, 
Ausſchuß in Gegenwart des Präfidenten geprüft, ob fie nad) der oben gege« 
benen Beflimmung zur Annahme geeignet find, oder nicht. Im Testen 
alle werden fie ohne Meiteres, nach abfoluter Stimntenmehrheit der Aus⸗ 
ſchußglieder, als ungeeignet zuruͤckgewieſen, im erftern Falle aber, gemäß Zit. 
VII. $. 20. der Verfaſſungsurkunde, der. Kammer zur Vorlage gebracht, 
und von bderfelben erſt entfchieden, ob fie zu näherer Mürdigung an den 
Ausfhuß gemiefen werben follen. Entfcheidet diefe verneinendz; fo beruht der 
Antrag, und kann in diefer Verſammlung nicht mehr zur Sprache kommen; 
im bejahenden Falle aber wird bderfelbe durch den betreffenden Ausſchuß aut 
fünftigen allgemeinen Derathung gebracht. 

$. 81. Jeder von einem Mitgliede ber Kammer. ausgehende Wunſch 
und Antrag muß ſo abgefaßt ſeyn, daß er mit Beſtimmtheit ausdruͤckt, wie 
der Beſchluß der Kammer lauten wuͤrde, wenn der Wunſch und Antrag une 
verändert burchginge. Die Wuͤnſche und Anträge dee Stände zur Etlaſſung 
eines Gefeges, dürfen niemals von einem articulirten Gefegesentwurfe begleis 
tet, auf eine Abänderung irgend einer Beftimmung der Berfaffungsurkunde 
oder einer Beilage derfelben gerichtet feyn, 

$. 82. Die Vorträge an die Kammer Über die Zuläßigkeit eirtes Wun⸗ 
ſches und Antrags find ganz kurz abzufaffen, und haben nur den betreffen- 
den 8. der Verfaſſungsurkunde anzuführen, wodurch es fich vechtfertigt,. daß 
der egenftand des Wunfches und Antrags in den verfaffungsmäßigen Wire 
kungskreis der Stände gehört. Jedes Mitglied der Kammer ift berechtigt, 
gegen die von dem Prüfungsausfchuffe begutachtete Zuläßigkeit eines Wunfches 
und Antrags zu fprechen, und der Präfident hat auf Verlangen die Dige 
cuffion zu eröffnen; jedoch darf diefelbe in das Materielle der Sache nicht 
eingehen, ſondern fie hat ſich auf die Gründe der Zulaͤßigkeit oder Unzulaͤßig⸗ 
feit zu befchränken. Die Kammer kann die Berathung über einen Wunſch 
und Antrag auf beftimmte Zeit vertagen. _ 

6. 83. Jedem Mitgliede fteht es Frei, feine Anträge, fo lange fie noch 
nicht der Kammer zur Vorlage gebracht find, zuruͤckzunehmen. Iſt jedoch die 
erfte. Vorlage an die Kammer bereits gefchehen; fo hat diefelbe über die Zus 
ruͤcknahme zu entfcheiden. Unter der befagten erften Vorlage an die Kam: 
mer wird die Vorlage mittelft Vortrags des Pruͤfungsausſchuſſes verſtanden. 


XIII. Ausſchuß und Commiſſaire für die Schulbentilgung. 
‚6. 84. Der für die Staatsſchuldentilgung angeordnete Ausſchuß hat 
den Zilgungsplan, welcher der Kammer vorgelegt wird, zu prüfen, fo wie 
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bei jeder naͤchſtfolgenden Verſammlung bie: feitherige‘ Ausführung und Befol⸗ 
gung »beffelben zu unterſuchen, und das Reſultat der. Sammer vorzufegen. 
8,785, 1. Diimit der. in der ſtaͤndiſchen Berfammlung genehmigte‘ Til⸗ 
gungsplan genau eingehalten werde, iſt derfelben, Tit. VII. F. 14. der Ber 
faffungshrduhde; das Recht eingeräumt, zwei Mitglieder zu ernennen, weiche, 
auch nach Beendigung ihrer. Sitzungen, fortwährend von. ‚allen Verhandlun⸗ 
gen der angeordneten Schuldentilgungscommiffion) genaue Kenntniß zu nehs 
men, und. für: die Befolgung der in der legten: Verſammlung | getröffenen 
Beftimmungen zu wachen haben... Diefen: Mitgliedern ſollen daher alle gehn 
Tage die ſaͤmmtlichen Berhandlungen ‚bet Commiſſion, die Journale und 
Hanptbücher zut Einſicht vorgelegt werden, und fie: find: befugt, im Falle ‚bie 
Commiffion ihre gegründeten Bemerkungen ‚gegen: allenfallſige Leberfchreitun: 
gen der Befugniffe, oder Nichtbefolgung des genehmigten Zilgungsplanes uns 
beachtet laſſen würde, dem Könige ‚die ‚gebührende Vorſtellung zu übergeben, 
und bei der kuͤnftigen ftändifchen. Verfaramlung ‚ihre. pflichtmäßige Anzeige 
zu MOÄIEm. Ani 1% 33 2 Jh ar 
he 86. Das zur Schuldentilgungscommiffien ernannte Mitglied ber 
Kammer bat, ſogleich nad) ‚ Eröffnung der Sigungen, feinen Bericht über die 
bisherige Seſchaͤftsfuͤhrung, mit. Anlegung der gehaltenen Protocolfe, dep - 
Präfidensen zu übergeben... Diefem Bericht ſtellt der Präfident dem vierten 
Ausſchuſſe au, welcher den Inhalt prüft, den ſtaͤndiſchen Schuldentilgungs⸗ 
commiſſair mit den allenfalls erforderlichen nähern Aufklaͤrungen und Erläy- 
terungen vernimmt, und „über dag Reſultat - Vortrag an die Kammer 
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8. 87. Daſſelbe Mitglied fegt auch während der Sigungen feine Ver— 
richtungen bei der Schuldentilgungscommiffion fort, und, erſt am Schluſſe 
der Sisung wird die Wahl eines neuen Commiſſairs, und eines Subftitus 
ten, durch abfotute Stimmenmehrheit auf biefelbe Weiſe vorgenommen, wie 
die Wahl zur Stelle des Präfidenten. ” Sollte ber feitherige Commiffatr nicht 
wieder als Abgeordneter gewählt feyttz' fo muß derſelbe dennoch die" den 
8. 85, und 86. genannten Obliegenheiten erfüllen, "und die Kammer wählt 
fogfeich nach‘ der Wahl der Aüsſchuͤſſe ein Mitglied für das‘ Commiffionsge- 
ſchaͤft ‘der Schuldentitgung auf die Dauer der. Sigung, und erft am Schluſſe 
derfelden werden der Commiſſair und der Subſtitut definitiv gewaͤhlt. Der 
Commiſſair bleibt auch nach Verfluß der ſechsjaͤhrigen Periode der Kammer, 
und ſelbſt bei einer frühern Auflöfung derfelben, im Function, bis die neue 
Kartmer inThaͤtigkeit tritt, und wiedet einen neuen Commiffair ernannt 
haben wird. . —— 3 
BD TONER. 

—— den Abſtimmungen, Beſchlüſſen, Communicationen, 
bordnungen und Eingaben, dann von der Schließung der 
BERN 7° TE 
“nei Bag Hell. 
der Entwerfung und. Drdnung der Fragen. 

8,88. Wenn der Gegenftand nach $. 59. zur Abſtimmung vorbereis 
tet iſt; ſo entwirft der Präfident bis zur nächftfolgenden Sigung die zur 
Entfcheidung ‚vorzulegenden ‚Fragen. in der. Art, daß hierdurch der ganze Ge: 
genftand erfchöpft wird, und die Abftimmung nur, mit. Ja und Nein erfol: 
gen kann. Die Fragen werden zwei Tage vor der Abftimmung Öffentlich 
befannt gemacht, und in dem :Sigungsfaale angeheftet. . In der Drönung 
— iſt ſo zu verfahren, daß nach der Annahme der * bie andere 
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wegfallen, ober: nach der Verwetfung der neinen zur andern  Übergegangen wer⸗ 
den kann. Bei Geſetzesvorſchlaͤgen und Antraͤgen wird die erſte Stage, auf 
die vvllſtaͤndige Annnhme des Geſetzes ober Autrages, fo wie ſolche vorgelegt 
worden find, geſtellt/ und wenn; dieſe verneint werden ſollte 3: ſo iſt alsdann 
uͤbet jede vorgeſchlagene einzelne Modification mach det Reihe/ der h. oder 
Abſchnitte des Geſetes oder Anttages die beſondere Frage zu fen. 1 

* F vi Rn Erinnerungen darkber. :..;. 

Tg Yedem: Mitgliede ſteht es frei, ‚über. bie, eitwerfenen: — 
Mine Erinnerungen vorzulegen/ und dieſelben find erforderlichen Falls noch 
vos der Abſtimmung burch einen Beſchluß der Kammer. zu berichtigen. Auch 
den toͤniglichen Staatsminiſtern uud: Eommiſſairs * das Recht der Erin- 
mau über: die Bas RR 

er TEE LTD | 
20% Werke der Am mung in geheimen — 
N Woenn gehen die vorgezelchnetken Fragen eine nErinnerung "ge: 
macht wich oder diefe berichtige üft; fo wird zur Abftimmung Fotbfei uber 
jede "einzel eine Fragen bemfeſtgeſettin Tage; nad) ihter? gegebenen Ordnung 
a Reihe gejchtitten. "Hierbei habert";bie Staatsminiſter und koͤniglichen 

Eeommiſſairs fo Kite alte Zuhoͤrer abzutteten hund die Abſtimmung geſchieht 
in geheimer Sit ing Nach Verhäftniß Ber Unzaht: und) Wichtigkoit · der Fta⸗ 
gen, kann Für tie! Abſtimmung eine elgene ‚geheime Sitzung veranſtaltet wer⸗ 
den. Keine Mitgliede iſt erlaußt, die einzelnen Vorgaͤnge einter ſolchen, 
zum Zweck der Abſtimmung geßälteneit Geheimen Sitzung, nsbeſonders aber 
von andern Mitgliedern abgegebenen Stimmen, auf irgend eine Weiſe be— 
‚Emm, „gm machen, veswegen auf den.$. 50. ausdruͤcklich durlickgewieſen wird. 
ee a ‚Drönuhg und Form'ber Abſtimmung. 

Bis un Dede Mitglied wird mach, der Reihe, ſeines Sitzes aufs * 
—— 1de: Präjident ſpricht — zuletzt au * bi 
ing ei ‚eine weitere, An — ea * ne e 


* 
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ben” oder; Nichteinderſtanden, Außerdem Yoet durchaus n er 

fimmungsprotocoll, aufgenommen werden, and der, Praſident rbe fo 

Xeußerung zuruczumeilen, 

3. VBerzeihnung der, Stimmen und, Aufnahn des ae 
tes in n daß. este tliche. Protocol L. 


8 Bee in 
am Ende die ehe eit, un ne nr —*— Bl bie aus, 


Beide Secretaird, jeder einzeln, "machen, nach ber — uͤbex jede 
Frage, die Zahl der Stimmen fuͤt und hegen bekannt, — en im Fall 
einer Differenz die Regiſter, welche ſonach für‘ den Ausfpkı bes Beſchluſ⸗ 
ſes die Grundlage. bilden, und zugleich die Stelle des — vertreten. 
Die vorgelegten Abſtimmungsfragen, und die Reſultate der Abſtimmungem 
das iſt: die Zahl der Stimmen. für und gegen jede Frage, werden in das 
oͤffentliche Protocoll — und. niit diefem: in der nachſten Sisung 
vorgeleſen. ws! 

4. Ahkimmang durch Sigen oder. Auffteben. Ed Per 
$. 93. ‚Se uͤbrigen minder wichtigen Vorkommniſſen, welche ride 
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Hauptgegenſtunde des Wirkungslreiſes beterffen, wisb durch das Auffichen ober 
Sitzen dev Mitglieder geſtimmtt 
5. Zür Gürtlgkeit der Abſtimmung und der Beſchlüffe ers 
— forderliche Zahl der Mitglieder. 
894. Zur guͤltigen Abſtimmung wird die Gegenwart von zwei Drit⸗ 
theilen der im Orte anweſenden Mitglieder, zu guͤltigen Befchtüffen die ab⸗ 
ſolute Stimmen nehtheit etfordertz mit, Ausnahme der in der gegenwaͤrtigen 
———— nach a det Verfaffungsurkünde, und zehnten Bei⸗ 

Inge berfelbert, Befonbers angeführten einzelnen Falle, a 
—— Befhrüffe ber Kammer. 
1. Entwerfung, Ablefung, Genehmigung bderfelben. 
IE Die Befchlüffe der Kammer, melde auf Vorträge der beſon⸗ 
deren Ausſchuͤſſe gefaßt worden, werben legtern mitgetheilt, ‘damit. ‚die nd» 
thigen Auffäge 'in- Folge dieſer Befchlüffe entworfen, und der Kammer. zur 
Genehmigung vorgelegt werden. können, welche jedoch im wichtigern Fällen 
in zwei nach einander folgenden Sigungen abgelefen werden follen, ‚um in 
der erſten die allenfallfigen Erinnerungen, gegen ;die.. Saffung des Befchluffes 
zu vernehmen, in legterer aber, die endlihe Genehmigung der Faſſung zu er: 
hohlen. Die vorbemerfte Ablefung geſchieht nach Anordnung des Praͤſiden⸗ 
ten, und zwar in der Negel nody vor dem Uebergange “zur “Übrigen —* 
ordnung. Bei der erſten Vorleſung entſcheidet die Kammer uͤber die Noͤth⸗ 
wendigkeit oder Unterlaſſung einer zweiten Ableſung. "Die uͤbrigen Beſchluͤſſe 
werden von den Secretairs ausgefertigt. A re 
2. Mittheilung berfelben an die erfie Kammer; Folge ber 

| Nichtvereinigung. I 
: $. 96..Da, zufolge dev Verfaſſungsurkunde Tit. VI. F. 19.,. kein Ges 
genſtand des den Ständen des Reichs angewieſenen, gemeinſchaftlichen Wir: 
kungskreiſes von einer Kammer: allein in Berathung gezogen werden, und 
die Wirkung ‚einer gültigen Einwilligung dee Staͤnde erlangen kann; fo müfs 
fen die von dei Kammer der Abgeordneten über, einem folhen  Gegenftand 
gefaßten Belchlüffe, fo wie auch, nach Tit. VIL $. 20.. dev Berfaffungsur- 
Eunde, bie zu Befhtuffen erhobenen Wuͤnſche und Anträge, dann die Ans 
träge über die Beſchwerde wegen Verlegung ber conſtitutionellen Rechte, im 
Bälle des 9. 78, dev! gegenwärtigen Gefchäftsordnung jederzeit der erſten 
Kammer ‚mitgerheitt, und Pörmien nur wittelft gemeinfchaftlihen Antrags bei: 
der Kammern dem Könige vorgelegt. werden. Ein Gegenftand, über welchen 
bie beiden Kammern fich nicht vereinigen, kann, nach Zit. VII. $..28, der 
Sr a er in derfefben Sigung nicht wieder zur Betathung gebracht 
werden, | 33 DW la ‘4° 
3 Initiative und Form ber Mittheilungen. 
6, 97. Die beiden Kainmern communiciren unter ſich durch Schtei⸗ 
ben, welche von dem Praͤſidenten und dem Secretair unterzeichnet werden. 
Jene Kammir, welcher die Inſtruction eines Gegenſtandes uͤbertragen iſt 
theilt ihre Meinung zuerſt der andern mit. Findet dieſer Antrag bie Bei— 
ſtimmung det letztern nicht; fo hat dieſe ihre Anſichten oder vorzuſchlagenden 
Modiftcationen der erſtern vorzulegen, um eine neue Berathung zu veranlafe 
fen, bis von beiden Kammern entweder das einhellige Einverſtaͤndniß erzielt‘ 
ift, oder die beſtimmte Erklaͤtung det nicht zu vereinigenden Meinungen 
erfolge, = Die’ Form der Communication ift folgende: a. im alle der 


. — «ra ‘ y* * 
"a PR . . ' - „ 
106 .: 3.5.9 mu Bayern. ER 


;MBorfchlag. Sr, Meheftät des Königs; ſie glaubt, daß er. (unbedingt oder 
„unter den beigefügten Modificationen) anzunehmen ſey.“ b. Im Falle der 
Verwerfüng: „vie Kammer der; c.-ubergiebt rc.5 fie hat bemfelben „ihre Zu⸗ 
‚Stimmung nicht geben zu- Fönmen ‚geglaubt.” c. Im Falle eines eigenen 
Antrags:. „bie Kammer der ꝛc. uͤbergiebt ıc., ben anliegenden von. ihr. geneh⸗ 
migten Antrag mit dem Erſuchen, denfelben ber gleichfallſigen Betathung 
„zu unterſtellen.“ d. Im Falle der Uebergabe einer Beſchwerde: die ic. ‚x. 
Abergiebt ıc. ‚die bei ihr eingereichte Beſchwerde des zc., in Betreff des ıc., 
„welche fie zur Vorlage an Se. Majeftät den König geeignet findet, zur 
-„gleichfaltfigen Würdigung.” Die Antwort der andern Kammer befteht: 1. 
Sm Kalle der Zuftimmung: „die Kammer ꝛc. hat dern ihr mitgeteilten 
wBVorſchlage (ober Antrage) in Betreff rc. ihre Zuſtimmung Tartheilt.t 2. 
Im Falle der Verwerfung: „die Kammer ıc. hat dem 1c..ithre Zuſtimmung 
„nicht ertheiten zu koͤnnen geglaubt. 8. Im Falle einer Mobification: „Die 
„Kammer x. hat dem ꝛc. ihre Buftimmung nur unter der beigefügten Mo— 
‚‚Bification geben: zw: können erachtet, worüber fie die weitere jenfeitige An—⸗ 
Aicht erwartet.“ F 
— IV. Gemeinſchaftliche Befhrüffe‘ 
4. Initiative und Form. ae 
$. 98... Die. gemeinſchaftlich gefaßten Beſchluͤſſe der Reichsſtaͤnbe wer⸗ 
den won ‚derjenigen „Kammer aufgefegt, deren Beſchluß die Hauptgrundlage 
des gemeinfchaftlichen. Antrages bildet. Die gemeinfhaftlichen Beſchluͤſſe I. 
über die ihnen zugefommenen Gegenftände werden dem Könige in nachftehen- 
der Form vorgelegt: a. Im Falle der gemeinfhaftlihen Buflimmung: „die 
„allerunterthaͤnigſt tteugehorſamſten Stände haben dem am fie gebrachten Ane 
„trage zugeftimmt.” b. Im Falle der gemeinfchaftlihen Verwerfung: 
„die ac. 2c. haben. dem. an fie gebrachten Antrage ihre Buftimmung nicht 
„geben zu können geglaubt”. c. Im Falle eimer verfchiedenen Meinung : 
(„bie ze. zw haben ſich Über: die gemeinfchaftliche Zuftimmung-zu dem an fie 
„gebrachten Antrage nicht vereinen können.” d. Im Falle seiner vorzufchlar 
genden Modification: „die ꝛc. ze. haben dem am fie gebrachten Antrage nur 
„unter folgenden ehrfurchtvolleſt vorzufchlagenden Abanderungen ihre Zuſtim⸗ 
mung geben. zu koͤnnen geglaubt.“ IL Ueber die.eigenen Wuͤnſche und Ane 
träge: „die ıc. zc. Übergeben St. Majeftät dem Könige ben beigefügten Bor: 
Achlag, welchen fie für den Staat vortheilhaft und nüslich halten, ‚mit ber 
„ehrfurchtsvollſten Bitte, demfelben die koͤnigliche Genehmigung; zu..ertheilen.” 
III... Ueber die vorzulegenden Beſchwerden: „die ıc. 2c. übergeben Sr. Mas 
„jeſtaͤt dem Könige‘ die beiliegende Beſchwerde des ꝛc. in Betreff ıc mit ber 
„hrerbietigften Bitte, derfelben die Allerhoͤchſte Abhilfe: zu gemähren.‘ 
2. Unterzeihnung und Uebergabe an ben Koͤnig. i-:! 
$. 99. Dieſe gemeinfchaftlichen ‚Vorlagen der Beſchluͤſſe werden von 
dem Präfidenten- und dem Secretair einer. jeden. Kammer unterzeichnet, und 
durch eine gemeinfchaftfiche. Abordnung, welche -aus den nämlichen Individuen 
mit Zuziehung von zwei Mitgliedern, einer jeden Kammer beftehen fol, bem 
Könige überreicht. Die Unterzeichnung -gefhieht mit ber Submiffionsformel : 
„die -allerunterthänigft treugehorfamften Stände des Weiche.” In Abwelen- 
heit des Königs werden die gemeinfchaftlichen Beſchluͤſſe an das, Geſammt ⸗ 
minijterium gefendet. ER te 
V. Abordnungen und Eingaben der Kammer. ' 
$.. 100. Andere:Abordnungen an den König, welche die ziveite Kam: 
. mer einzeln (außerdem Falle des.6. 13.) aus beſonderer Veranlaſſung zu 
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*— ſich bewogen finden koͤnnte, haben nur nach vorlaͤufig erbetener 
und erhaltener, Allerhoͤchſter Erlaubniß Statt, und beſtehen alsdann aus den 
beiden Präfidenten ‚den beiden Secretairen, und derjenigen Anzahl von. Mit: 
gliedern, die von det Kammer jedesmal hierzu beftimme wird. Alfe Einga: 
ben, der Kammer an den König, wenn Hierzu, befondere Veranlaffung . vor- 
handen. iff, „werden unterzeichnet: „die Mlerunterthänigft treugehorfamfte Kam: 
mer der Abgeordneten.” 
VL: Communication ber. Kammer mit den, Staatsbehörden; 
Er Unabhängigkeit von Inſtructionen— 

F. 101. Die Kammer der Abgeordneten ; hat, ‚ außer ben koͤniglichen 
Staatsminifterien, mit feiner andern Eöniglichen Behörde in Vernehmen zu 
treten, .noc weniger Adreffen an das Volk zu erlaffen. Eben fo haben 
die einzelnen Mitglieder, welche in dee Verfammlung keinen befondern Regie— 
rungsbezirk, keinen ausgefchiedenen Stand oder Klaffe, fondern alle Unter: 
thanen des Reichs ohme Unterfchied zu vertreten haben, feine Snfteuction 
von ihren Wahlbezicken oder Klaffen ‚zu. übernehmen, Keine Ruͤckſprache mit 
benfelden zu pflegen, fondern bes ganzen Landes .Mohl und Befte unbefan: 
gen und ohne Befchränkung, nach ihrer eigenen innern Ueberzeugung und ih: 

ven gefchtworenen Pflichten, zu berathen. 
- VIE. Schluß der-legten Sigung.. Re 
; 8. 102. Wenn bie für die Dauer der Verſammlung in ber Berfaf: 

ſungsurkunde Tit. VII. $. 22. feftgefegte Beit, oder die vom Könige bewil: 
ügten Verlängerungen abgelaufen find; fo hat der Präfident die Sigung am 
Zage des Abtaufs mit der befondern Erklaͤrung zu ſchließen, daß es die letzte 
Sitzung ſey, und daß ſich die Mitglieder bei der bevorſtehenden feierlichen 
Schließung der Sitzungen einzufinden haben. Die Vorſchrift des 5. 63 
kommt auch hier zur Anwendung. 

VII. Feierliche Schließung der Sitzungen. 

F. 103. Die Schließung der Sitzungen wird der Koͤnig, ſo wie die 
Eröffnung verfügen; nad) dem Schluſſe haben die Praͤſidenten das Kanzlei: 
perfonal zu entlaſſen, und die Landtagsacten dem ernannten Archivar zur \ 
Aufbewahrung zu übergeben. 

Münden, den 28. Febr. 1825. (L. 2) 


n) Gefes, die Bildung der Kammer der Keihörä- 
| the betreffend, vom 9. März 1828. 


Ludwig, von Gottes Gnaden König von Bayern x. ıc. 

Mir haben Uns von der Nothwendigkeit überzeugt, die in dem Titel 
v1. 8. 2. Ziff. 6., dann $. 4. der Verfaffungsurkunde enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Bildung ber Kammer der Reiheräthe zu erläutern und 
duch) -Zufäge zu ergänzen, umd verordnen dem zufolge, nach Bernehraung 
Unferes Staatsratheg mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und 
Getreuen, der Stände des Reichs, unter Beobachtung der in dem Titel X. 
$. 7. der Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Formen, mie folgt: 

Art. I. Bei der Bemeffung des in dem Titel VI. 9 4. der Ber: . 
faffungsurfunde feftgefegten Zahlenverhältniffes zwiſchen den erblichen und 
lebenslänglichen Reichsräthen find bei den erſteren außer den ‚Däuptern der 
ehemals. veichsftändiichen; fürftlichen und graͤflichen Samilien, und den vom 
Könige mit Verleihung des Vererbungsrechtes ernannten Neicheräthen (Ber: 
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faſſungsurkunde Titel VL 8. 2. Ziff. 4. und 6,, bang. 3.) auch noch 
zu zaͤhlen: 1) die beiden Erzbiſchoͤffe; 2) der von dem Könige aus der Zahl 
der Bifhöffe ernannte Reiherath, und der jedesmalige Präfident des protes 
ftantifchen Ober» Gonfiftoriums, Dagegen find a) die voujährigen Prinzen 
des königlichen Haufes, und b) die Kronbeamten, welche nicht zugleich we— 
gen ihrer Befigungen Meicheräthe find, weder zu ben erblichen Er zu den 
lebenslaͤnglichen Reichsraͤthen zu rechnen. 

Art. U. Der König wird die von ihm zu ernennenden erblichen und 
lebenslänglichen Reicheräthe aus jenen Perfonen auswählen, die entweder dem 
Staate ausgezeichnete Dienfte geleiftet haben, oder von adeliger Geburt find, 
oder Vermögen befigen. Hinſichtlich der. Verleihung bes Vererbungsrechtes 
hat es außerdem bei ben Beftimmungen des Titels VI. $. 3. der Verſaſ⸗ 
ſungsurkunde zu verbleiben. 

Art. IH. Gegenwaͤrtiges Geſetz ſoll als ein Srundgefeg des Reiches 
und als ein ergaͤnzender Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde angeſehen wer— 
den. Daſſelbe tritt mit dem Tage der Bekanntmachung durch das nr 
blatt in Wirkſamkeit, und kann nur. in der durch ben Zitel X. $. 7. 
Berfaffungsurkunde vorgefchriebenen Weife wieder abgeändert werben. 

Gegeben in Unferer Haupt: und Reſidenzſtadt Münden den neunten, 
März im Jahre eintaufend achthundert * und zwanzig. 

udwig. 
Fuͤrſt v. Wrede. Graf v. Thuͤrheim. Freihert v. Zentnet. 
v. Maillot. Graf v. Armansperg. 
Nach dem Befehle Sr. Maj. des Koͤnigs: 
Egid v. Kobell, 
koͤnigl. Staatsrath u. Gen. Secretalr. 
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Die fländifche Verfaffung der ſaͤchſiſchen Zander beruhte auf Feiner 
einzelnen fchriftlichen Urkunde; fie reichte aber,. nach ‚ihrem Urfprunge, 
in die Zeit des Mittelalters, und, was das Stammland der Dynaftie 
Bettin, die Markgraffhaft Meißen, betraf, in das letztere Vier: 
theil des zwölften Sahrhundert zurüd. Die Hauptländer der Dynaftie 
Bettin, wie fie almählig erworben wurden, waren: 

die Markgrafſchaft Meißen (feit 1127); 

bie Landgrafichaft Thüringen (feit 1247); 

das Herzogthum Sachfen mit der Churwürde (feit 1423), u 

bie beiden Markgraffchaften Ober = und Niederlaufig (feit 1635). 

Diefe beiden Markgraffchaften wurden der Albertinifchen (der Chur:) 
Linie von Deſtreich abgetreten, nachdem bereits — nach vorhergegange: 
‚nen mehreren Ländertheilungen im ſaͤchſiſchen Negentenhaufe — die Lan— 
bestheilung zwifchen. Ernft und Albert am 26, Aug. 1455 die beiden, 
noch jest blühenden, Hauptlinien diefes Haufes gebildet hatte. 

Almählig waren die frühern befondern meißniſchen, oſterlaͤndi⸗ 
hen, thüringifchen und (In dem Herzögthume Sachfen bis 1423 be: 
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fandenen) ſaͤchſiſchen Stände „zur einer al ig emein em: landſtaͤndiſchen 
Verſammlung verſchmolzen, auf welcher: bie: Praͤlaten/ die Ritterſchaft 
und die Städte erſchienen; die ‚beiden letztern in drei Curien getheilt, 
welche der enge und weite Ausſchuß, und die allgemeine Ritterſchaft und 
Staͤdte genannt wurden. Nur die ſpaͤtex erworbenen Lauſitzen, die 
beiden Stifter Merfeburg und Naumburg »Reit;n deu churſaͤchſiſche 
Antheil an der Grafſchaft Heuneb erg mind. das Fuͤrſtenthum Quer; 
furt behielten, bis auf die neueſten Zeiten, ihre beſon de re ſtaͤndiſche 
Zufammenkunfte, ſo wie ihre, von der erblaͤndiſchen — bedentend 
abweichende, Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsform; ı 

Nach diefer; auf ber allmähligen; Ausbildung nicht aber auf ſchäft 
lichen Urkunden beruhenden, Verfaſſung ſtanden den Staͤnden des Chur⸗ 
fürſtenthums (und feit 1806 des Koͤnigreiches) Sachſen bedeutende 
Rechte zu. Denn nicht nur, daß die zu erhebenden Steuern und Ab: 
gaben, inſoweit ſie in die Staatscaſſen entrichtet wurden, von ihrer Be⸗ 
willigung abhingen; ſie hatten auch einen weſentlichen Antheil an der 
Berathung und Begutachtung: neuer, das allgemeine Staatsintereſſe bes 
treffender, Geſetze; an den Einrichtungen und Veraͤnderungen im Kir: 
chen⸗ und Schulweſen, in der Gerechtigleitspflege in der Geſtaltung 
der Polizei und des Steuerweſens, ſo wie in Hinſicht der Beduͤrfniſſe 
für das ſtehende Heer, theils nad) Der Weiſe ber; auszuhebenden Mann⸗ 
ſchaft, theild nad der "Ausmittehing der erforderlichen Summen. zur 
Ausrüftung und zum Unterhalte der. Truppen, zur Eröffnung und Fuͤh⸗ 
rung von Kriegen, zum. Baue neuer Teftungen u. a. Eben. fo. waren 
die Stände. zur gemeinfhaftlichen Befhwerbenführung, und zur 
Prüfung der ihnen :mitgetheilten Steuemechnungen: über -die- von ihnen 
bumilligten Summen, berechtigt. — Außer den allgemeinen Landesver⸗ 
fammlungen wurden: auch Kreista ge (Verſammlungen der Staͤnde in 
den einzelnen Kreiſen) und, in dringenden Faͤllen, — Senes⸗ (aus 
den Mitgliebern: der ‚Ständeperfammlung) gehölten *). . 

Diefe Iandftändifche Verfafjung blieb ſelbſt im Jehre 1806 un⸗ 
verändert, als der Churfuͤrſt Friedrich Auguſt im. Poſener Frie⸗ 
den (11. Dee.) dem. Rheinbunde beitrat, die. koͤnigliche Wuͤrde und die 
in ber Rheinbundesacte ausgeſprochene So ub eraͤnetaͤt ammahm, waͤh⸗ 
rend viele andere Mitglieder des Rheinbunbes, „eben wegen der ange: 
nommenen Souveraͤnetaͤt, die bis dahin in ihren Laͤndern wirkſamen 
Landſtaͤnde aufho ben⸗ſo die Koͤnige von Bayern und Wuͤrtemberg, 
die Großherzoge von Baden und Heſſen-Darmſtadt u. a.). Der Kös 
nig Friedrich Auguft beftätigte: vielmehr, auf ”dem: ;verfammelten Aus⸗ 
fehußtage ber Stände, am 10, Mal 1807.**) „bie, biöherige Lan: 


*) Man vergl. Beine. Blüämner;. Land⸗ un on —R— 
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debverfafſung und die in, felbiger gegründeten Rechte“— 
Doch hob der Koͤnigs am 23. Aug. 1809 durch Patent) bie fremde 
Lehns herrlichkeit auf, indem er „die Lehnbherrlichkeit uͤber die, in ſei⸗ 
nen ſaͤmmtlichen Landen gelegenen, vormals vom Kaiſer und vom Reiche, oder 
von einem der jetzigen Bundesſouveraine, oder von irgend einem auswaͤrti⸗ 
gen Lehnsherrn abhaͤngig geweſenen Lehen: fuͤr ihm angefallen“ erklaͤrte 
ieſe Erklärung. war befondass für die beiden — als ——— 
Lehen feit 1635, wichtig) 

Als aber, durch’ die Entfepeivungen. des‘ Wienen Corgreſſes, in dem 
zwiſchen Sachſen und Preußen am 18. Mai 1815 abgeſchloſſenen Frie⸗ 
ben, 2 der Bevoͤllerung des Koͤnigreiches Sachſen an Preußen abgetre⸗ 
ten wurden, mußten einige Veraͤnderungen in den bisherigen ſtaͤndi⸗ 
ſchen Verfaſſung erfolgen. So wurden (19. Det. 1817) mit der ſoge⸗ 
nannten erblaͤndiſchen Landſchaft (der bei Sachſen gebliebenen 4 Kreiſe) 
bie Stände der, bei Sachſen gebliebenen, Theile der Oberlaufig 
und der Parzellen der Hochflifter Merfeburg und Naumburg Zeig 
zu einer gemeinfchaftlichen "Landtagsverfammlung vereinigefz auch warb, 
durch ;Decret vom 16. Det.’ 1820, die Berechtigung, auf den Land« 
tagen zu erfcheinen, auf die fogenannten 'neuf hriftfäffigen Rittergüter 
ausgedehnt. - Zugleich ward feſtgeſetzt, daß in jedem Kreife eine Anzahl 
ritterſchaftlicher Stellen: (m Meißner Keeife 10, im Leipziger Kreife 9, 
im Erzgebirgifchen 5, und im WVoigtländifchen 5) aus der Mitte der zeit: 
her nicht landtagsfähigen (buͤrgerlichen) Befiter ſchriftſaͤſſſger Güter fun⸗ 
Dirt, und auf den Kreistagen durch Wahl: ernannt werben follten. — 
Dagegen lehnte der Konig -die, auf mehreren Landtagen.von den Staͤn⸗ 
- ben beantragten, durchgreifenden Veränderungen in der. ſtaͤndiſchen 
Verfaffung ab; Anträge, die auch, bei ihrer Erneuerung auf- dem lebten, 
nach der Altern Form im Fruͤhjahre 1830 gehaltenen; gi von der 

Regierung. verweigert würden, ' - 

Als aber, nach dem Eintritte der politiſchen Bewegungen i in veipgzig 
(2—5. Sept. 1830) und Dresden (I-+13. Sept.), der König Ans 
ton (13. Sept.) *) den Prinzen Friedrich Auguft zum Mitres 
genten ber Königreiches und den geheimen Rath von Lindenau zum 
Sabinetöminifter ernannte, erfolgte ein, vom Könige-und dem Mitregen: 
ten unterzeichnietes, Mandat am 5. Det, 1830. *, in welchem Ein: 
gangsweife „Die durch einzelne Uebelmollende veruͤbten ‚Erceffe und. flatts 
gefundenen tumultuarifchers Auftritte” geruͤgt wurden. Daran ſchloß ſich 
aber die Erklaͤrung: „Die von den Gutgeſinnten bei dieſer Gelegenheit 
vielfach ausgeſptochenen Wünjche haben die Ueberzeugung gewährt, daß 
eingreifende Verbefferungen in dev Berfaffung und Verwaltung noth⸗ 


) Cod. 'Aukustiiis, Bortf..3: Abthi 1.8! 557.417 0 nes 
**) Reucfte Staatsacten ꝛc. Th. 6. 66. ae ae 
”*) Ebend, ©. VO — 80. | 
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—* find} In dieſern Abſicht iſt bereits‘ eine neue Geſtallung der ſtaͤd⸗ 
tiſchen Verwaltungy: die Bearbeitung; eines Planes für Landesver⸗ 
faffungıwnd: Repräfentatton amd. die Sriptemnig: eines art 
Bigen Abgabenſyſtems angeordnet worden. » 
Weil aber, nach 6.60. der: Schiußacte: ‚der: Diener. Mini⸗ 
— HA⸗ie in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende 
landſtandifche Verfaſſungen nur auf verfaſſungsmaͤß igem Wege 
wieder abgeändert werben“ koͤnnenz ſo wurden die am 8. Jul— 
1830 prorogirten Stände zum.1:, März 1831 von neuem nach. Dres⸗ 
ben “berufen, und biefer Berfammlung, zugleich. mit dem Entwürfe 
zu: einersneuen Verfaſſung, ein Decret vom 1. März vorgelegt, aus 
—* folgende Stellen hierher gehoͤren: 

im „Ihro Koͤnigl. Maj. und des Prinzen Mitregenten König. Hoheit 
Gaben, wie aus dem erlaffenen Ausfchreiben zu erfehen, Ihre gefanmten 
getreuen Stände, an -Prälaten; Grafen und ‚Herren, denen von der Kit: 
terfchaft und Städten, auf heute zur Wiedereröffnung der unterm 8. 
Juli vorigen. Jahres prorogirten Landes Berfammlung anhero berufen, 
um Sich mit ihnen hauptſaͤchlich über eine zeitgemäße Abänderung der 
Lanbeöverfaffung und. Repräfentation zu berathen, und geben daher de= 
nenfelben Ihre hierauf gerichtete Intention in Nachftehendem gnaͤdigſt zu 
erkennen: 

Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt fanden zwar bei dem Antritte Ihrer Re⸗ 
gierung in den. von Ihrem verewigten Herrn Bruder, weiland Königs 
Friedrich Auguſt Majeſtaͤt, uͤber ein halbes Jahrhundert hindurch beob⸗ 
achteten Grundſaͤtzen hinreichende Ueberzeugung, daß Sie, dieſe Grund: 
ſaͤtze ferner befolgend, auch ohne Veränderungen in der von Ihren Vor: 
fahren überfommenen Verfaffung des Landes, Ihren Unterthanen den Ce: 
gen ber vorigen Regierung zu erhalten, und fie, dem innigften, Wunfche 
Ihres Herzend gemäß, ferner zu beglüden im Stande feyn würden. 
Alerhöchftdiefelben haben daher aus denfelben. Gründen, welche be: 
reits die hierauf fich beziehenden Entfchließungen Ihres naͤchſten in Gott 
ruhenden Regierungsvorfahren geleitet hatten, der Gewaͤhrung der von 
den getreuen Ständen, wie auf, mehrern fruͤhern, fo auch bei letztverwi— 
chenem Lanbtage diesfalls gefchehenen Anträge vorher zwar Anftand ge: 
geben, . jedoch in Uebereinflimmung mit dem von Ihnen ſeitdem zum 
Mitregenten angenommenen Prinzen Friedrich Auguſt, Koͤnigliche Ho— 
heit, den ſchon in jenen fruͤhern Vorſtellungen der getreuen Stande ent: 
haltenen Ausdruck des allgemeinen Wunfches einer zeitgemäßen, auf Re: 
präfentation des Volks gegründeten, und den in andern teutfchen Bun: 
besftaaten bereits vorangegangenen Beifpielen ſich anfchließenden Berfaj: 
fung-nodmals erwogen, und Beiderfeitö fich entfchloffen, Ihrem Volke 
eine ben ‚Horderungen ber, Zeit entfprechenbe,, die Gewaͤhrleiſtung aller 
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geſetzmaͤßigen Rechte ſichernde Verfaſſung zw geben, und zur Begrigiiung 
berfelben. Ihren getreuen Ständen die Hand zu bieten. 

‚Denn Ihro. Königliche Majeſtaͤt und Königliche Hoheit wollen, jän; 
gedenk der Beftimmungen ber teutſchen Bunbeögefese, und der won Aller⸗ 
höchftdenenfelben Selbft sund Ihren Negierungs :Borfahren wiederhohlt 
ertheilten Berficherimgen , die in Ihrem Landen in anerkannter. Wirkſam⸗ 
Beit beſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung auf verfafiungsmäßigen: Wege, 
durch Webereinfunft mit den jest anweſenden getreuen Ständen, abaͤn⸗ 
dern, verſehen Sich aber zu den patriotiſchen Geſinnungen derſelben, 
daß fie, in Erinnerung ihrer eigenen fruͤher geaͤußerten Wuͤnſche und bie 
Forderungen der Zeit ebenfalls beachtend, der auf eine dauernde — * 
fahrt des Landes gerichteten hoͤchſten Abſicht ebenfalls entſprechen, und 
eine baldige Uebereinkunft hieruͤber zu bewerkſtelligen, ſich in wäh; min: 
derm Grade: berufen finden‘ werden. Jr 


Ihro Königliche Majeftät und. Königliche Hoheit übergeben * 

den getreuen Staͤnden beiliegend den 
Entwurf einer Berfaſſungsurkunde für das Königreid 
Sathfen, 

nebſt dazu gehörigen Beifugen, aus deren Inhalte die getreue Landſchaft 
entnehmen wird, nach welchen Grundſaͤtzen nicht nur die Rechte und 
Pflichten der Unterthanen im Verhältniffe zum Staate im Allgemeinen 
fürd Künftige beftimmt werben follen, ſondern welche Rechte insbefonbere 
Ihro Königliche Majeftät und Ihro Königliche Hoheit der beabfichtigten 
Repräfentation ded Landes zu geben gemeinet find, und welche Beſtim⸗ 
mungen Höchftdiefelben wegen bed gefammten Domanial⸗Einkommens 
und der Garantie der Eivillifte zu treffen für angemefjen erachtet haben. 

Höchftdiefelben wollen wichtige Regierungsrechte, deren alleinige von 
ftändifcher Einwilligung unabhängige Ausuͤbung den Negenten Sachfens 
bisher verfaffungsmäßig zugeftanden hat, freimillig den Befchränkungen 
einer den Bebürfniffen der heutigen Zeit angemefjenen Verfaffung unter: 
werfen. Sie wollen infonderheit das in ber bisherigen Landesverfaffung 
unzweifelhaft begründete und von Ihren Vorfahren ererbte Recht, über 
das Kammer: Vermögen und alle fiscalifche Einnahmen, welche nicht 
auf fländifcher Bewilligung, beruhen, nach eigenem Gefallen und ohne, 
davon zu gebende Rechenſchaft zu verfügen, gegen Feſtſetzung einer durch 
die Verfaſſung zu garantirenden beſtaͤndigen Civilliſte, und der uͤbrigen 
hausgeſetzlichen Gebuͤhrniſſe fuͤt die Mitglieder Ihres Hauſes, aufgeben, 
und unter den durch die Verfaſſung zu ſanctionirenden Bedingungen eine 
völlige Vereinigung Ihrer aus dem geſammten Domanial-Vermoͤgen zur 
Hauptkaffe gefloffenen Revenüen, fammt allen Activis und Passivis, 
fo wie aller andern zeither fiöcalifchen Einnahmen und Kaffen mit ben: 
jenigen andesabgaben und Kaffen, welche bisher der abgefonderten ftän- 
difshen Steuerverwaltung angehörten, eintreten laffen. — =... >» 
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Was dven beiliegenden Verfaſſunge⸗Entwurf ſelbſt betrifft; ſo haben 
Iro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Koͤnigliche Hoheit den getreuen Staͤnden 
zuvoͤrderſt in Bezug auf bie kümftige Repraͤſentation des Landes zu eroͤff⸗ 
nen/ wie Allerhoͤchſt⸗ und Höchftdiefelben, nach reiflicher Erwaͤgung aller 
hierbei vorgelegenen Ruͤckſichten, die Bildung zweier landſtaͤndiſcher Kam⸗ 


mern nicht nur dem Muſter anderer teutſcher Landesverfaſſungen/ ſon⸗ 


bern auch den innern Verhaͤltniſſen hieſiger Lande’ am entſprechendſten ge⸗ 
funden haben, um eines Theils die geſammten Unterthanen in ihren ver⸗ 
ſchiedenen Intereſſen und Ständen zu vertreten, andern Theils die ums‘ 
umgaͤnglich noͤthige Schonung beſtehender, zum Theil auf ausdruͤcklichen 
Staatsvertraͤgen beruhender, Rechte mit der neuen — in thun⸗ 
lichſten Einklang zu bringen. 

Die Frage von ber Deffentlichkeit bei den Berhantungen ber San, 
mern foll mit.biefen Fünftig in Berathung genommen werden. 


Das zugleih im Entwurfe beiliegende 
Wahlgeſetz 


enthaͤlt die naͤhern Beſtimmungen uͤber die Erforderniſſe der Stimmfa⸗ 


higkeit, Waͤhlbarkeit und die ih der Wahlen ber Landtags: Des 
putitten. 

Es if demnaͤchſt ———— geweſen, ſich in dem Entwurfe der 
Verfaſſungsurkunde hin und wieder auf kuͤnftig noch zu erwartende Ge⸗ 
ſetze und organiſche Einrichtungen zu beziehen, durch welche die in ber 
Verfaſſung felbft als Ariome des öffentlichen Nechts außgefprochenen 
Grundfäge allererft ind Leben treten werben. Inſoweit dieſes bei ein: 
zelnen Puncten der Fall ift, kann daher diefer Entwurf noch nicht als’ 
ein vollendetes Ganzes, fondern nur ald die Grundlage betrachtet werben, 
von welcher aus im Laufe der Zeit die Berfaffung und Gefeßgebung, un: 
ter conftitutionellem Beirath der Stände, fih im Einzelnen weiter ent: 
wideln und ausbilden fol, Zu den haupffächlichen organifchen Einrich— 
tungen, welche der zu erwartenden Annahme und Einführung der im 
Entwurfe vorliegenden Verfaſſung zu folgen haben werden, gehört die 
Einfegung verantwortlicher Muiſterien. 

In dieſer Beziehung geben Ihro Königliche Majeftät und Königliche 
Hoheit den getreuen Ständen, mit Vorbehalt der Entfchließung über bie 
weitern davon abhängenden Veränderungen in der Organifation der ober: 
ften Landesbehörden, andurch vorläufig ihre Abficht zu erkennen, daß mit 
gänzlicher Auflöfung Ihres geheimen Cabinets und ded geheimen Raths, 
an deren Statt Departements: Minifterien der Juſtiz, der Finanzen, des 
Innern, des Kriegs, des Gultus und der auswärtigen Angelegenheiten 
gebildet werben follen, bergeftalt, daß infonderheit der Kirchenrath und 
Ober: Eonfiftorium dem Minifter des Cultus untergeorbnet werben, der 
bisherige Auftrag in Evangelicis aber Fünftig auf den Minifter des 
Eultus in Gemeinfhaft mit zwei zu benennenden, der evangelifchen 


/ 
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—— zugethanen — —* wir geheimen Wthen: Pier: 

‚Obwohl im Usbrigen in dem Beifiegenben Entwürfe er Berg 
urkunde ‚alle den Beftimmungen derſeiben entgegenlaufende Gefetze, Ber: 
ordnungen und, Obfervanzen inſoweit für ungültig erklärt worben fi ind, 
auch die hoͤchſte Intention allerdings. dahin gerichtet -ift, daß, auf ‚den, 
Grund der erſtern, die in der biöherigen Berfaffung beruhenden mannig⸗ 
fachen Verſchiedenheiten provinzieller und; örtlicher Einrichtungen, ſich, ſo 
weit immer thunlich, nach- und nach in zwedimäßiger Einheit dev. Ver⸗ 
maltung verfchmelzen möchten; fo erklären doc Ihro Königliche Majeftät. 
und Königliche Hoheit, daß. die capitulationsmäßigen Nechte und Frei— 
heiten des Dom=Gapituld zu Meißen, die Recefbefugniffe des Beſitzers 
ber. Herrſchaft Wildenfels, und die Receßverhältniffe des Gefammthaufes 
Schönburg wegen feiner darunter begriffenen Herrſchaften, vor der Hand 
von obiger Beſtimmung ausgenommen, und ſo lange in ihrem erweis⸗ 
lichen Umfange bei Kraͤften bleiben ſollen, bis auch mit den Inhabern 
dieſer beſondern Gerechtſame, wegen zeitgemaͤßer Modification der darauf 
beruhenden Vorzuͤge, Immunitaͤten und Abweichungen von der fonſtigen 
allgemeinen Landesverfaſſung, die andurch vorzubehaltenden, zum Theil 
ſchon obſchwebenden Verhandlungen zu andern Beſtimmungen geführt 
haben werben. 

Mit den gefreuen Ständen ber Oberlaufig von Land und Städten 
werben über bie Ausführung der, im Zufammenhange mit der im Ent: 
wurfe vorliegenden Verfaffung, unentbehrlich nothwendigen Veraͤnderun⸗ 
gen in der Particular-Verfaſſung und Verwaltung gedachter Provinz bes 
fondere Verhandlungen Statt finden, wobei Allerhöchft:. und Hoͤchſtdie— 
felben zugleich verhoffen, die getreuen Oberlaufiger Stände werden dann 
auch diejenigen Veraͤnderungen bei ſich Eingang finden laſſen, welche ſich, 
in Folge der herzuſtellenden allgemeinen Landesverfaſſung und zu Be— 
wirkung der hiernach erforderlichen Einheit der Verwaltung, von ſelbſt als 
eben ſo wuͤnſchenswerth darſtellen werden. 

Indem Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Koͤnigliche Hoheit hierauf 
allenthalben der baldigen Erklaͤrung der getreuen Staͤnde entgegenſehen, 
hegen Sie das Vertrauen, daß dieſelben die ſeit Jahrhunderten gegen 
ihr angeſtammtes Fuͤrſtenhaus bewieſene unerſchuͤtterliche Liebe, Treue 
und Anhaͤnglichkeit, und den ſelbſt unter den haͤrteſten Bedraͤngniſſen be⸗ 
zeigten Gemeinſinn auch in dieſer hochwichtigen Angelegenheit durch ein⸗ 
hellige Zuſtimmung zu vorſtehenden, die Wohlfahrt des gemeinſamen Va: 
terlandes bezwedenden, Töniglichen Eröffnungen bewähren, und, indem fie 
ihrer Seits ebenfalld. die auf der biöherigen Verfaſſung beruhenden Pri⸗ 
vat⸗Intereſſen einzelner Stände, Corporationen und Individuen, mit. pa= 
triotiſcher Uneigennützigkeit dem Intereſſe des Ganzen zum Opfer: brin⸗ 
gen, dafür in. dem Beifalle der Zeitgenoſſen und. dem Danke. , der 
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ben werden. 

Ihro Koͤnigliche Majeſtaͤt und Königliche Hopeit "bleiben ber 7 giofäch 
Landſchaft mit Huld und Gnaben wohl beigethan.”. 

Segeben zu Dresden, den 1. Maͤrz 1831. 

| Anton, 


riedrid Auguſt, H. z. S.— 
Gottlob m Ernſt Noſtitz ih: Jindendof F 
* ur D. veohann Daniel Dad 


— 


Weil aber — fowohl bet den Koͤnigreiche Sachſen, als ir Chut⸗ 
heſſen, Braunſchweig und dem Koͤnigreiche Hannover — die Verglei⸗ 
chung der den Ständen zur Berathung und Begutachtung, vorgelegten 
Berfaſſungs ent wuͤrfe mit den ſpaͤter pactirten Verfaſſungen von 
politiſcher Wichtigkeit iſt; ſo gehet der, von der Regierung den Staͤnden 
am 1. März 1831 vorgelegte Verfaſſungsentwurf in 146 89. Der, am 
4 Sept. 1831 unterzeichneten und bekannt gemachten, Verfall ungsurkunde 
im 154 $8., voran. 


a) Entwurf der Berfaffungsurtunde‘ v8 Königrett 
Ges Sadieh, vom: 1. März 1831, den. — 
— ten Staͤnden vorgelegt." — —— 


Wir Automn von Gottes Gnaden, —— Sacen * Ak. % 
und Friedrich Aug uſt, Herzog zu Sachſen au. vu ‚ad.Tim aDiuodt mad 


un hietmit kund, daß Wir, in Folge be von Unfern getreten (hät — 
Hohe ausgefprochenen Wünfche und mit Ruͤckſicht auf die in andern Staaten des 
teutfchen Bundes bereits getroffenen und durch die Erfahrung us hrt gefundtnen 

immnungen, bie Verfaſſung Unferer Sande mit Beirat ’u I 
Feerde in nachfolgender Maaße geordnet haben. 


BIETE 


‚Erfier. Abfhnittı. m | 
Bon ae Königreiche, ‚und beffen —— im. x 


arTE 


$. 1. Das Nönigreich Sadıfen it ein, unter Giner Berfaffung ——— 
theutba⸗ Staat des teutſchen Bundes. 

Kein Beſtandtheil bes Königreiches oder Recht. ber, Krone Kann, aufer 
bem Falle einer durch Außewe —— herbeigefuͤhrten und unabwendbaren Rothe 
wenbigfeit, Auf irgend eine, Weife au ußert merdem i3 3. 

—— mit benachbarten Staaten ſind hierunter nicht begriffn. 
* — Die -Regierungsform iſt monarchiſch, und es beſteht dabei eine lanbfäin 

af * 
Der Shhnig iſt das ſouveraine Oberhaupt des Staats, nersindet. in ſich 
echte der Staatögewalt, und uͤbt fie. unter den durch die erfaffung feftgefeg: 
ten Befiimmungen aus. Geine Perfon iſt Heilig und unverletlich. 

ie Krone iſt erblid in dem Mannsſtamme des ſaͤchſiſchen Fuͤrſtenhau⸗ 
fes 3 vom Rechte der Erftgeburt und ber agnatifchen Einetfige, vermdge Abs 
flommung. aus ebenbürtiger Ehe. 
$.6. In Ermangelung eines durch Verwandtſchaft ober Gröverbrüberung zur Nach⸗ 
folge ——— Prinzen, geht die Krone auf eine weibliche Linie ohne Unterfcied, 
des. Geſchlechts über. „Hierbei entfheidet die Nähe der Verwandtichaft mit, * 
zulegt regierenden Könige und, bei gleicher Nähe. das höhers Ator Mac 
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er ergange gilkinkvieher ber, Verzug bes NG in ‚der Nimogenitur⸗ 


7. Der König wird_ ‚volljährig, * er das actaehnfe She: Juruͤckge⸗ 
egt hat. ——⸗— 
N: Gine —— ein, 
: während ber Minderjährig t des * 
oder ol 
wenn berfelde an ber Ausübung ber Regierung auf Tängere Bett vers 
hindert ift, und für bie Verwaltung DL Landes nicht ſelbſt Vorſorge 
getroffen hat oder treffen bann. 
In beiden Faͤllen wird di Kegierungeveriorfung: ‚von dem * Thronfolge naͤch⸗ 
ſten volljaͤhr igen Agnaten geführt. 
Sie beſteht nur auf ſo lange, als der König ſelbſt an der Ausübung der Re— 
—— ge) ift, und deren Eintritt und Schluß wird geſetzlich bekannt gemacht. 
'$.9. Sollte ſich bei einem, zunaͤchſt nach dem Könige zur Thronfolge beſtimm⸗ 
ten, Bamiliengliede “r Hinderniß zeigen, weldyes bemfelben die eigene Verwaltung 
Sad in unm — —T wuͤrdez ſo iſt noch unter der Regierung des Königs 
n Staat geh er „den künftigen Eintritt der Regierungsverwefung zu 


hrs Per * —— Ser, Känig ren fee Regierung eh bei dem Malle der 
Thronfolge ‚ein inderhiß ‚bon der eigen nen Verwa San 
abgehalten eh —* R 4 Kr 


die. oben‘ beitihmte 83 erfügung‘ 
ſoll daͤugſtens bi * — — uber — —— zu 
era r reise a voii 
Shen va en hf tod ok, — bes —— R: Won Sant re 
Behörde 


om ren cn me ER 55 ——— — — ein Sie —** und t 
cher den verſammelten oder außerordentlich —— — —* zur e⸗ 


un g 
BR nike zur —— eines — fauſi igen 
gegenitvärtig S fo, werben die de eſten ve aͤup⸗ 

wi * —— kinien bis zur Bra fer, be zu ber nn 
eingeladen. 
— $. A. Din: Din Megisuungatertscfer übe die Staatsgewalt im dem Umfange, wie 
fe * Koͤnige uftebt, unter deſſen Ramen „verfaffungsmäßig außiı Do gelten 
—— —355 — rfaſſung nur auf die Dauer der Regentſchaft, und Ber 

mainen ‚find, außer den-$-, 17. beſtimmten daͤllen, einer Zuſtim⸗ 


kann don 
— Br a ren ET wird von ‚ber ‚Stoikte .: 49) 


$. 12, Die oberfte — Bike ben Regentfchaftsrath des Regierunge⸗ 
I en und. biefer vs —* ap en’ wichtigen Angeisgenfeiign das Guts 


en. einzuhoh 
In — einet en, bin, Köntge ädhudhenen Melenine ge⸗ 
buͤhrt bi Erziehung des minderjäh ie der Mutter, und wenn biefe nicht 
mehr lebt, der Großmutter von väterlicher Selte; jedoch kann die Ernennung ber 
Erzieher und Lehrer und die Feſtſetzung des Erziehungsplans nur nach Ruͤckſpracze 
mit dem Regierungsverweſer und dem Regentſchaftsrathe —— Bei einer Ver⸗ 
ſchiedenheit der Anſichten hat der Regierungsverwefer m Regentſchaftsrathe 
die Entſcheidung; auch liegt dieſen nach dent Abſterben der Mutter und Großmut⸗ 
6er. * re fie die —— des minderjährigen Königs allein 069.1, 9 
Berathungen des Renentfchaftsraths werden unter dem Vor⸗ 
fü ige 9— —— gepflogen, weicher bei dem zu faſſenden Beſchluſſe 
nur 3* Stimme, jedoch im Falle eine» Stimmengleichheit, bie atſcheidung hat. 


Btelter Abfchattt. 
Bon "ia: ee und. de m Vermoͤgen des eöniglihen 
ORT aufes. 
14, As Sa ! 36 was die Krone an Territorien, Grund⸗ 
— 9 — —— Anftalten, Beſtaͤnden, Außen⸗ 
orraͤthen jeder und erwir 
— fe * RE verwaltet und lediglich zu gwecen 
des u 4 
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— dicve⸗ — iſt das damiliengut des koͤniglichen dauſes. 


er mel, i Xemtern Kammergütern. d Domeinen, den 
mh Bin en — Ann * en Aatsapiialin, Ci 


u. fe. m 
TE ee bes —* m Haufes,- und. deſſen 
F mt, m El dem Könige nad, ten Bamiliengefegen 
ausf 


li 4 nd 
- nk in ben. — gegen * hrung der Givittifte 
vos: nos * * dachten hausgefegm ngen uͤberlaſſen. 
ge unbenommen, eine ober bie, andere Domaine, ges 


gen Kbzug ine na dem Durchſchnittsertrage der ie in * —c 
— der eh * Fu J zeit zur eigenen un er zu 
— — — ‚gi —— — h er. Beilage J verzeichneten "Schlöffer Paläfte, 
po — 5 alas F — ($- 14,), ober zum Samen, 
ute er freien Ben N 
* 8 ie A anheim ——— Lihen ac dem Kamlkiengute, des, "könfgli 
chen Hauſes au unter, welchem auch das D Ber HE DM * ang —* 
mit a k. < Amel; } 
g. 16. en een ngute, ia h fen 2 
) das nigliche Daus Ko is, be chen 
or iR yet annten garen — ‚und andern koniglichen 
ud ii Dem befi —— Koſtbarkeiten, Gold» und Silbergeraͤthen und 
us nhine Porzellan , der Gentätbpgalerie, dem Kupferſtich ⸗Naturalien⸗, Münze 
ausẽ * andern, Gabineten, der Bibliothek , ‚der ze Rüf: und —— 
joe ‚kammer, dem Jagbgerath und ben Ställen„ıfemie ©.) * 
» "aus demjenigen, was in Zukunftbie. Regenten oder andere —— 
Aoͤniglichen Hauſes durch ——— —* Erſparniſſe ‚ati der Clvilliſte 
fell Ru den Apanagen serwerbe ausſideicommiſſe hausgefetlich 
— een freiwillige Webertaffung | er; 30 I ——— 
Beſit dieſes Fideicommiſſes „geht: u dem: Könbigen Haufe Aestinfhe 
Bond der Primogeniturerbfolge auf ben „8 nig 
26 —— Beſtimmungen über felbiges find "tigt Segenfkanbı, see 


"Das Staatsgut (6. 14) —* bat, im &. 16.1 befthriebene: Bamiliengut 
—— uſes (im Grgenfage. bes ** beichriebenen :-Töniglichen Hausfideis 
commiſſes) iſt ſtets in feinen. weſentlichen Beftandepeilen, zu erhalten, und kann be 
ber ohne Cnwilioung, der Stände. weder durch Veraͤußerungen ———— 
mit Schulden oder andern beſchwert werden. 

Unter —* Beräußerungsverbote find jeboch diejenigen Beränderungen: nicht bes 
ek welche bei einzelnen Parcellen, zur Beförderung bed Landescuitut oder zu 
Entfernung wahrgenommener Radıtheile, durch Berkauf / Austauſch oder Abtöfing, 
fo wie io de put — su 3 —* oder Eder rg —— 
zen ig: gehören dahin Allo⸗ 
a ‚andere: —— über ſelbige, weicht dem —— 

vermö $ Bee —— —— * 
uBerung an Grundeigenthume ,: Nechten, ⸗ 
tem ober ——— erh * — die Eigenfihafe: * — din 


— * und tritt an deſſen amd 
e Kaufgelder find, fobald hi * eine dortheifhafte Gelegenpeit Ändet, ie Er 
werbung: diſchen Grundeigenthums anzuipenden. 
Den Ständen iſt bei, jedem ordentlichen Landtage nadsumefen, was ſeit dem 
em vom Staatsgute oder: Familiengute des —*— Hauſes mir ann 
warum bie: Beräußeru — was dabei erlangt, und in wilcher — ie 
erlangte Kaufgeld — — angewendet worden ſey. 
18. e auf dem Staatsgute und bem $. 15. befchrichentn Famitiengute 
an Hauſes nden Schulden, welche nach der bisher verfaſſungsmaͤ⸗ 
— * Sonderung des Steuer⸗AMerarii von ben fiscaliſchen Kaſſen zu den 
Kamm er ſchulden gehörten, fo Der — alle Anſpruͤche an letztgedachte Kaſ⸗ 
fen; werben von einem) zwiſchen dem Könige” und den: Ständen feſtzuͤſetzenden Zeit⸗ 
puncte an von dem gefammten Sande zur alleinigen ‚Vertretung übernommen und 
Ber u wie die zeither ſchon dem Lande ‚obliegenden 'Steuerfchulden, 23 
ben Saubesafken. 'nergünfet und getügt. Die Rechte der Gläubiger ‚bleiben un— 
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verlett. Dagegen gehen aber auch von demſelben Zeitpuncte "an, alle Veftande, 
Activanſpruͤche und Forderungen der fiscaliſchen Kaſſen auf die Sandesfaffen über. 

HIN Der‘ König be A ur Beffreitung Feiner perſoͤnlichen und haͤuslichen 
Beduͤrfniſſe, ſo wie der K * eſammten Hofhaltung und der Erhaltung 
des Hausfideicommiſſes, ker; als ArguivateintUfie die den” Staatskaſſen uͤber⸗ 
wieſenen Nutungen des Familienguts feines Haufes jahrlich eine mit den Staͤn⸗ 
den für beſtaͤndig verabfchiedete Summe aus den Staatskaſſen, als Livilliſte fr 
Br freien Dispofition , in monatlihen Raten im Voraus „zahlbar. - 

Diefe berglichene Summe kann ohne die Zuſtimmung des Königs nicht vers 
minder? und ohne die Bewilligung der Stände nicht. ve mi auch⸗ weſentliches 
oft werke zu Erhaltung der ‚Würde der Krone, in keiner Veiſe mit Schulden be⸗ 

t werd 
ha 18:20, Die nad) * Geutgeſehen beſtimmten, und ohne Zatinmngnver 
Slane nicht" zu erhoͤhenden/ Apanagen, Witthuͤmer, ee an andere’ ders 
gleichen Leiſtungen/ welche die Mitglieder des Königlichen Hauſes Woh dem Lande 
in Anſpruch zu nehmen haben, werden an ſelbige aus den Staatgkaſſen ohne Zu⸗ 

Hung auf die Eivilliſte entrichtet. *3 
Dieſe Gebuͤhrniſſe koͤnnen nie durch bci von Seunfäten au Benin 


ung gewährt ee 
Dritter Abfchnitt, imo m 
mi AR dem: allgemeinen Rechten; or Pruidienchts niet 


4 aslaid .c than nen. =.‘ nenu. Aao õð 
em. Bl Der Au * ianerheib —— Her ı Staats verpflichtet zu 
-VBeobachtumg der Geſetze —— vnd begruͤndet dagegen bem geſetzlichen Schug- 

8. 22. Die Beſtim ner Si dvelmatuete ———— blei⸗ 
—— — =, — * Mais ut 00% X— — 
Tin) 28.0 Die — —— * dig: Be be — 
deinwohner ſtehenufuͤr alle in Schutze bei — 

$. 24. = * —8 iss: rap ER u. fein? Gewerbefna eigener 
4 g zu wahlen ſich dazu fm VFrre und Auslande auszubilden ſo weit nic t 
"hierbei allenthalben per e. Get Topgen! Pitvatrechte ——— 
— 9 Bi Ku fu u 5 

. 25. Die —— des —— —— feinen wre i der 

———— 


27. Alle unterthanen man; ki 555 In ai sine * 
u as beftehöndeh Belegen.’ ” * sudnr“ ” 2 

In Nothfaͤllen Unterttän zur Verthewiguag des Vaterlandes ser mehn⸗ 
—— 2 kann zu dieſem /Zwecke zu ben’ Waffen ee 
ar 102) Ren ar kann prime: werden, fein. Eigenthuͤm zu — 
obzütreten; als · in den igefeglic; beſti mton oder ‘vom dem gemehnn Beſten dringend 
Tai , won ac ten u beſtimmenden Fallen * geen au· 

g nt 2. 

ar „A wied nötige ‚Gerwiffensfreiheit ae Cäug in in 
der — —2 a gewaͤhrt, inſoweit er nicht durch die 
—— letzteren ein * verlegt, oder ſich Kine DE eier Dotegaupet 

. 43 9⸗ R su «13 nu 

$. 30. Die — der chriftichen Staubenshekinntnifle. Segeinbe kei⸗ 
nen Unterſchied in dem Genuſſe der Buͤrgerlichen amd politiſchen Rechte, > 
17. , Die Angelegenheiten der Dreffa, und des Buchhandels werben. durch 
eim Geſetz geordnet / werden, welches die Freiheit derſelben, unter Berüdfichtigung 
der on ——— und der ‚Yeraug gegen wißbrauch⸗ als Stunde 


" 8.32. Seber bat: bas Richt, über: PATE oder REHÄHPRRI EEE: ——— 
einer Behoͤrde, oder Verz der Ara ai bei der zunaͤchſt — 
ſchriftliche Beſchwerde zw‘ r * 
Wird ſelbige ‚von ber 8* fegten: Behörde un egeändet befunden ſo iſt Westere 

verpflichtet;,.. ben! Beſchwerdefuͤhrer Über -die ‚Gründe ihres Urtheils zu belehren. 
Glaubt 'berfelbe fi) auch bei der Entſcheidung der oberſten Staatsbehoͤrbe nicht bes 
. ruhigen zu koͤnnen; fo darf er. die Beſchwerde den Staͤnden mit. der Witte’ um Ver⸗ 
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wendung ſchrifti AG, vortegi} weiche dann ju beurtheilen haben, ob bie Sache 
gerigniet fey, von ihnen am Throne bevorwortet zu werben. 
+ Webrigens' bleibt auch jedem’ unbenommen ‚, feine Wünfche und Beſchwerden bei 


dem RE un unmittelbar anzubringen: 
5.38; Kein Unterthan foll mit Abgaben: ober andern Leiſtungen beſchwert 
—— er nicht vermoͤge der Sefege ober kraft beſonderer Rechtstitel vers 
unben 
'& 34" Alle Unterthanen haben zu ben Staatslaften beizutragen: . 
$. 85. Es foll ein neues Ab gebenfoftem feftgeftelt werden, wobei die Gig en: 
fände der birecten und indirecten Befeurrung nach möglichft richtigem ——— 
werden zur Mitleidenheit gezogen werd 
„Die. bisher — Realbefreiungen koͤnnen gegen verpättnißmäßtge Che: 
ſchaͤdi ung aufgehoben werden. 
— 36. Neue bleibende Defrelungen von Staatslaſten konnen in keiner Bi 
vergi ee: ober, erworben werben. 
—— Vierter Abſchnitt. | * 27 
— * Don dem —A * 
nig ernennt und be t aats ener, infofern fol es 
nicht den Behoͤrden uͤberlaſſen wird. 
$. 88. Alle Staatsdiener find für ihre Dienftlefftung verantwortlich. ” 
$. 39. Alle von dem Könige ausgehende Berfügungen, welche die Staatd- 
‚verwaltung. betreffen ‚. müffen von ‚einem Departementöchef contvnfignirt feyn, wel: 
Her dadurch ei deren Inhalt den. Ständen years, 1 wir. 
. Die, Berhältniffe ber Staatädiener, worunter jedoch der bofakeaft nicht 
mit.-begriffen ift, ſolien durch ein beſonderes Gefes ‚näher beftimmt werben, in , 
weißen vorzüglich bie noͤthige unabhaͤn gkeit des —E— beräcfl - —2 


S Abſchnitt. 
a, Bon: ber: Mechtspflege. : — 

$. 41, Die Gerichtöbarkeit geht vom Könige aus. Sie toirh: * feine 
Dberauffücht in einer geſetzlich beftimmiten Intftanzenordnüng verwaltet. - 

$. 42. Alle ‚Gerichtöftellen find verbunden, - ihren Deſinitivurtheilen utſthei⸗ 
duos dür g de eg en. (' 

$. 4B. Sie find bei Ausübung ihres richterlichen Amtes innerhalb ber Grän: 
zen ihrer Competenz von dem Einfluffe der Regierung unabhängig. 

_ Ueber —————— wiſchen den Juſtiz⸗ und Benvaltungebepörben / "ent: 

hoͤr 


ſcheidet die oberfte Staatsbehoͤrbe 7 
4, Kein Unterthan. darf! ſeinem erg ch Richter entzogen werbin⸗ au⸗ 


$- 
Ber in ben von den Gefegen voraus beftinimten F 
$. 45. Keinem Untertban, der ſich durch einen Act der Sthatsverwaltun "Bann in 


feinen auf erden Titeln: ‚beruhenden Gerechtſamen verlegt glaube, 


der Rechtsweg derfchloffen werden. 
$:-46.' koͤnigliche Figeus nimmt in allen aus privattechtlichen Berhätts 


niſſen en prin enden Streitigkeiten Recht vor ben ordentlichen Landesgerichten. 
jemand datf ohne geſetzlichen Grund verfolgt, verhaftet oder beſtraft, 
und über: bier. und —— Stunden über die Urfadhe feiner werhaſtung in Unge⸗ 


wißheit fe 
D 8 ig Hart tli allen das Recht! der Abolition, fo 
wie De —S — pe — der Strafe, kann aber uer 


kannte — Er ip 
der Tonfiscation des Vermdgens findet nicht Statt: 
= Moratorien dürfe von Staatswegen nicht ertheilt werden. 
‘Die Rechtäpfiege wird auf eine der Gleichheit vor dem Gefege ent» 
> Bei: in der Maaße eingerichtet werden, daß die privilegirten Gerichts⸗ 
—* aufhd ſo weit nicht einzelne auf Verträgen ober beſondern Verhaltuiſſen 


beruhende Ausnahmen noch ferner‘ nothwendig bleiben. 
Sechſtoar Abſchnitt. 
Von den Kirchen, —— und milden Stif⸗ 


ngen 
Den. im: Könt e d tr riſtlichen Gonfefifonen ſteht die 
er Sri Im Sinne nf — u 4 
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8. 58. Der König uͤbt die Staate gewalt über bie Kirchen Aufſicht und 
das Schutzrecht über biefelben ‚nach ben. diesfallſigen geſetzlichen — * aus, 
3 ‚Die Anordnungen. in der. innern Ei: in ngelegenheiten. bleiben der 
befondesen Kirchenverfaſſung einer jeden Gonfeffion überlafjen. 

Ins befonbeer wird die landesherrliche Kirchengewalt — I —2 
Gla *— enoſſen, im Auftrage des Könige, von evangeliſchen 
der sin — auch ferner, wie bisher, ausgeuͤbt. 

3 Beſchwerden * air ber ‚ kirchlichen. Gewalt — jederzeit 
bei der — angebracht we 

.,55 ‚Die Kirchen und Diengr derſelben find, in ihren Sängrtiäen Sniehungen 

und Handlungen, fo wie in Anfehung ihres Vermögens, den. Geſehen 
unterworfen, 

$. 56. "Die Diener der Srhen 3 der im Königreiche aufaenpmaneneR. tie 
Konfeffionen werden in gleicher Maape in dem Genuffe ‚der Achtung und Ai uszeich⸗ 
nung sefeyügt welche ihrer vom Be anerkannten Amtswürbe, gebührt, 

$. 57. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für ben &ul 8, ben Un 
terricht din die Wohlthaͤtigkeit beſtimmt ſeyn, ſtehen unter dem befondern Schuge 
des Staats, und das Vermögen oder Einkommeun derfelben dart u unter dehnen Bow 
wande zum Staatsvermoͤgen eingezogen werden. 


Siebenter Abſchnitt. 23 
Von den Staͤnden. Le 
* 58, Für das ganze Königreich Sachſen beſteht eine ——— in zwei 
Samen abgetheilte Ständeverfammlung: Reben felbiger wird die befondere obere 
lauſiter Re 8 = und die RR ags-Berfaffung in den alten- Erblanden, 
Fe Fr der vügichtti "beider - ni erbenden a a noch ferner 
etb 
$. 8 Beide Kammern find in ihren Rechten unb Befugniffen — gleich. 
Zeit und Ort dee Sigungen beider Kammern ſind jederzeit diefelben. 
8. 60. Bu ber erften Kammer aehdten unter dem Vorſitze eines ri 
folgende Mitglieden: | 
1) das Hochftift Meißen buch einen — ſeines Victnn. 
2) der Boſitzer der Hexrſchaft 
3) die Beſiger der Schoͤnburgiſchen ehren! durch. einem, ihres Mittels, 
.#) ein Abgeordneter ber Univerſitaͤt Leipzig , * von ſelbiger su, um Mite 
tel ihrer ordentlichen Profefforen gewaͤhlt wird, Ä 
+5) der Befiser der Standesherrfchaft Königebrüd, - 
6) der Befiger der Standesherrfchaft Reibersporf, 
7) der jedeömalige evangelifche ——— 
8) ber Decan des Domſtiſts St. Petri zu Budiſſin, ih . FR Eigene 
| 8 ER —2* —— —— 
jedesmalige Superintenden eip 
10) ein Abgeordneter bes Gollegiatftfte zu —— aus bei lie dee Gapitels, 
14) die Beliger der Schönburgifchen Lehnsherrſchaften, durch einen ihres Mittels, 
12)ehn Abgeordnete der Rittergutsbeſitzer, 
13) die Befiger ſolcher im Koͤnigreiche Sachſen gelegenen Rittergäiter ,. * — 
dieſen ein ſchuldenfreies und untheilbare Familien⸗ Fideicommiß von w 
ſtens jährlich viertauſend Thalern reinem Einkommen errichtet. haben, iafofern 
der König Ahnen deshalb. die erbliche Standfchaft verleihet, 
14) * ſechs Dream ber Städte Dreeben, Leipzig, Biden, Cbennid, 
auen und Budiſſin 
8 61. Bei den g60. unter Nr. 2., 8.4 6.6., u gedachten Herb⸗ 
ſchafts⸗ und Majoratsbeſitzern jſt ber Eintritt in, bie Kammer von der selängten 
en abhängig: Während dev Minderjährigkeit ruht die mer 
„62. Der Präfident der. erften Kammer wird vom Könige, ber "Mitte 
der Derpfchafts » ‚ober Mittergutsbefiger im, be — zu jedem Landtage beſon⸗ 
ders ernannt und darf nicht im Aublapba: We 
Tür den Behinderungsfall ſchlaͤgt d yes * als Stellvertreter beffeiben aus 
ihrem Mittel drei Perfonen vor, von been be ker, eine ernen uf 
4 * amtliche Stellung des Präfidenten iſt in den Bandtagsorbnung näher 
eftimm 
$. 63. Die zehn Abgeordneten ber Mittergutöbefigen werben, in —— und 
oberlauſitzer Provinzialverſammlungen auf Lebenszeit gewaͤhlt. A 


* 


2 
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Der meißniſche Kreis wählt dr eh, der Leipziger zwe i, ber erzgebir wei 
der voigtlaͤndiſche einen und die Oberlaufis:zwei, gene ee art 
An der Wahl nimmt jeder Beſitzer eines ber in der Beilage sub II. verzeich- 
neten, bisher Jandtagsfähigen Ritterguͤter Theil: | ' 
yhh „find ohne weitern Unterſchied diejenigen Rittergutöbefiger biefer Claſſe, 
deren Gut mindeſtens jährlich zweitauſend Thaler reinen Ertrag gewährt: 
o Gin, ‚unter Concurrenzoder Rittergutsbeſier ſelbſt, auf Kreisconventen oder 
Provinziallandtagen zu fertigended Verzeichniß diefer Güter ift bei: der Wahl ein 
für allemal zum Grunde zu Tegel: er 392 yo 9 | 

. 64. Die Sigordnung in der erſten Kammer richtet ſich bei den $. 60. um: 
ter No. 1. bis 11. benannten Mitgliedern nach der angegebenen Reihefolge, bei 
den übrige aber nad) dem Looſe/ welches bei. jedesmaliger . Eröffnung dee Kammer 
gezogenuwird; ‚Später ‚eintweffende Mitglieder, nehmen ihren Sig nad) ber Zeit ie 


rer B Ih mim ee ai 
* Die zweite Kammer bafteht atsıcı cu 0 co. wer 
funfzehn Abgeordneten der Rittergutsbefiger, 
wrnnn 2), fünf und zwanzig Abgrorbneten der Städte, J 
le a und zwanzig Abgeordneten bes: Bauernſtandes. | 1 
66. Die Wahl des Abgeordneten der Rittergutsbeſier zur zweiten Kam— 
mer ze. enifpen r 7* ga era gene F 
meißniſchen Kreiſe werden pier, im leipziger drei, erzgebirgiſchen 
drei, im voi en zwei und in ber Oberlaune Brei erwaͤhlt. 


4 80674 Sie Sitzordnung in, der zweiten, Kammer. wird durch das ‚Loos be: 
PER. welches bei Tedeamalı —3v der Kammer von allen — Mit⸗ 
gliedern gezogen wird. Die ſpaͤter ankommenden Mitglieder nehmen den Sig nad) 
der * Ankunft. * — +4 32 = r 
9 NEED Praͤſident der zweiten Kammer, und fuͤr· den Behinderungefall ein 
Stellvertreter deſſelben, werden ebenfalls vom Koͤnige ernannt. Am Anfange jedes 
Landtags find von der Kammer vler ihrer Mitglieder, die bon ihr durch geheime 

i bung nach relativer Stimmenniehrheit gewählt werden, dazu vorzuſchlagen, 
von denen der König eins als Praͤſidenten und eins als Stellvertreter beſtellt. 
Die Landtags ordnung beſtimmt die einzelnen Geſchaͤfte dei Präfidenten. . 
. 69. Zur Theilnahme an einer, auf die Staͤndever ſammlung ſich beziehenden, 
Wahl wird das erfüllte, Loſte, zur Waͤhlbarkeit das erfüllte 8oſte Altersjahr erfor⸗ 
dert), Weder zum Wählen berechtigt; noch waͤhlbar find diejenigen 7 uU um 
Mioduae), emnter Ewratebifbeheil, 235 nuumuamilius shNHHIdann Inda ans 

b) über deren Vermögen ein gerichtliches Concurs⸗ oder aufergerichtliches 
| ouumi PCR Aſt / bis zu voͤlliget Befriedigung der Glaͤu⸗ 
ger, 

NE) weiche wegen ſolcher Vergehungen, die entweder nach geſetzlichen Beſtim⸗ 
mmungen, ober Allgemeinen! Begriffen fuͤr entehrend zu halten find‘, vor 

> Bericht geſtanden haben, ohne von der Anſchuldigung völlig freigeſpro⸗ 
aus Ya ——* ae ri tan aaa Kayaieın 
SOb ein Vergehen nad; allgenieinen Begriffen für entehrend zu Sun jeg, ent- 
ſcheidet hinſichtlich eines Wahlmannes'dte Wahlerfämmlung, und 3 eines 
Abgeordneten die Ständeverfammlung. _ _ 
. 70. Es wird für jeden Abgeörbneten auch ein Stellyertreter ars; er 
tritk edoch nur in Fällen zeitiger Abwefenheit oder Behinderung des Abgesrdneten 
Anz er Todes⸗ oder ſonſt entſchiebdenem gänzlichen Austrittsfalle aber für 
die Sauer des Landtags nur dar, wenn ein ſoicher Falk entweder erſt während 
des letztern oder fo kurz vor demſeiben eintritt, daß zu einer’ neuen Wahl keine Zeit 
übrig bleidt; ſonſt iſt die Teßkere forwoht für den Abgeordneten, als für den Stell: 
en. hihi 1 Is 31 19% j 


vertreter vorzunehmen. | | 5 
= Meber die Einberufung des Stellvertreters entfcheidet die Kammer. — 
078 Wird ein Staätsdieher zum Abgestöncten ober Stellvertreter gewählt; 

ſo hat derſelbe folches der’ Borgefegten Dienſtbehoͤrde anzuzeigen, damit diefe ers 


meffe, 0b die Annahme der Wahl genehmigt werden, Tönme, und, nöthigen Falls, 
Die Genehmigung 


wegen einfkideiliger Verſehung des Amts Vorſorge treffe '* en 

Garn ’oßne. eepebliche, in dem Weſen des Amts beruhende,; Gründe nicht verfagt 

werben. ee 

72Die Abgeordneten der Stifter und’ der Univerfität behalten fo Tange, 

bis ſich ein anderer: iegitimirt⸗ und die, Abgeordneten det Mürtergutöbefiger in ber 

zweiten Kammer, bie der Städte und des Bauernftandes bis zu ihrem. Austritte 
14 * 


’# 


* 
F 
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aus ber Kammer ($.:74..75.) ) ihre de mm für die ſtandiſchen Verrichtungen 
— un * näheren Beltimmungen über das Wahl 

8. efeg e e ver⸗ 
Pal und über bie eine a in der zweiten Kammer.  Erfteres iſt zwar 
kein integrivender Theil der: Verfaffung, Tann aber ohne ſtaͤndiſche —E ch 


verändert werben. 
74. Alle —— Zahre/ am Schluſſe eines —— Eanbtags, treten in 
der zw 
— fuͤnf Abgeorbnete ber Nittergutsbefigen, — u; male, zul 
acht Abgeordnete der Städte, und Hy N 0 
act Abgeordnete des Bauernſtandes 1 a „E08 


von. ber Ständeverfammlung aus, Um biefen auf einander folgenden Austritt der | 
Mitglieder zu ordnen, wird bei dem erften Landtage eine Berloofung vorgenommen, - 
nad) welcher diejenigen Fünf Rittergutsbefiger, und biejenigen Acht Abgeordneten 
der Städte und des Bauernftandes, welche die niedrigſten Nummern ge ‚haben, 
zu dem naͤchſten, die, welche die hächfiniehrigen Nummern gezogen Haben, zu dem 
zweiten folgenden, und bieübrigen zu dem dritten ordentlichen Landtage: austreten. 
Künftig treten die. fuͤr fie gewählten Mitglieder in berfelben yo © 
Die) Austretenden bieten fofort wieder gewählt werden, find alsdann in 
der Reihe des Wicderaustrittes als die jüngern Mitglieder anzufehen. u 1 wm 
'%. 75. Die Abgeordneten in ' beiden Kammern hören auch feüher: anf, Mitglie⸗ 
der zu ſeyn, 
9 wenn ſie die Wãhlbarkeit entweder im Auhenemen oder für‘ die Su, ober 
‘für den Bezirk, für welchen fie gewaͤhlt waren, verlieren; 


bie der zweiten Kammer zugleich dann, venn ſſe ir Mi won 
| 2 wu sia; Staatsdienſte ernannt ober. in —— Hafdrbirt werben, u 
3 uf EHRT 3933704 N3; & 
e) —* — die ——— — PER" dn V —WV— 
In den beiden nr ‚Bällen (b» unb *) büfe bie. bieha then ‚Abgeorbneten 
von Neuem erwaͤhlt 5 mund did 


$. 76... Die: Stine: een fowoßt in ifter: Gefammtheit, als einzein, Bölige 
Unverleglichkeit der Perſon während der Dauer des ‚Landtags. "Daher darf. insbe⸗ 
fondere, außer dem Fall der — *2* auf friſcher That bei seinem obegangenen 


peinlichen — kein Mitglied Staͤndeverſammlung waͤhrend der Dauer 
en ohne ausbrüctiche Sufmmung der — der er — — 
wer 7 


$ 77.1 Jedes Mitglied der Stände: * in der Kammer: feine Meinung frei. 


‚Ein Mitglich, welches bei dem Gebrauche biefes Rechts dem Gang bet Befhäfte 
unſtatthafterweiſe aufhält, oder: fich die. Mißbilligung der Kammerserregende Acufes 
rungen erlaubt, kann vom dem. Borftande zur, Ordnung verwieſen werden 

Unehrerbietige Ueuferungen gegen ben Regenten oder fein. Haus, ſo wie eine 


äußern 


offenbare Beleidigung. der, Kammer, oder ein berfelben, — > 
J Pain —X darüber —2 zu laſſen, ob eine Bu: aus L — 
nden ſo 


Dieſe Abſtimmung vertritt die Stelle der Privat, 

‚Entfcheidet die Stimmenmehrheit für bie Ausfchlie dung * u ven, dem Ber 
ftande der betreffenden, Perfon. der fernere Zutritt in, die Kammer verweigert 
gefaßte-Befchluß der oberſten Staatsbehörde, nachrichtlic. angezeigt, —* 
den dev Stellvertreter, einberufen. 

Wenn die gerügte Aeußerung ein beſonderes Verbrechen in ſich 
die ausgeſchloſſene Perſon auch nach ber —— deshalb gerichtli 
werden. Verlangt es der Ausgeſchloſſenez ſo iſt die Entſcheidung 
einem kuͤnftigen Landtag wieder ſtimmberechtigt oder waͤhlbar feyn. ie den 
Staatögerichtöhof (J. 134.) zu —— RR ift derſelbe Eünftig, in et 
Besiehung weder ſtimmbexrechtigt, noch 

Aeußerungen gegen, ‚bie deln Au burh Be ſchluß der. Kama 
* ur EL des Königs, an den Staatsgerichtehof zur Entſcheidung gewie 
erden, ($. 
"8. 78. Der König wird alle Drei Jahre einen ordentlichen‘ Landtag inte 


fen, md außerordentliche, ſo oft es Gefepgebungs+ und: andere re ——— 
heiten erheiſchen. i I 





= ‘ 
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Der Ort. des, Königreichs, wo der Landtag gehalten werden foll, Hängt von der 
jedesmaligen Beftimmung des Königs ab. 
- Die Einberufung. erfolgt mittelft einer, von ber oberften Staatebehoͤrde ausge: 


en, Bel * im Geſetzblatte. rü 
‚8.79, Der König orbnet den foͤrmlichen Schluß ber Ständeverfammlung an, 
kann auch ſolche vertagen und die zweite Kammer aufloͤſen, wodurch zugleich die 

erfte Kammer. für vertagt erklärt. wird; | 
Die Bertagung darf nicht über Sechs Monate dauern, 

Sm Ball der Auflöfung fol die Wahl neuer Stände und beven Einberufung 
ebenfalls. innerhalb ber naͤchſten fechs Monate erfolgen. 

8. 80. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung entweder in 
eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmaͤchtigten Gommiffair. 

8. 81, Eigenmaͤchtig dürfen die Stände weder ſich verfammeln, noch nach dem 
ie | le ber Vertagung oder Auflöfung des Landtags verfammelt bleiben und bi: 

gen. 

8. 82.. Die definitiven MRefultate de3 Landtags werben in eine fürmliche Ur— 
unbe, den Landtagsabſchied, — — welche die koͤnigliche Erklärung über 
die Verhandlungen mit den Ständen enthält, von dem Könige eigenhändig vollzo: 

, ben Ständen -bei ihrer Entlaffung urfchriftlich ausgehändigt und in die Gefts: 
lung aufgenommen wird. 

6. 83. Die über die Verhandlungen in den Kammern aufgenommenen Proto: 
colle werben durch ben Druck befannt gemacht, wenn nicht die Geheimhaltung in 
einzelnen Fällen durch die Kammer befchloffen wird. Um deren Rebaction für den 
Drud-in angemeffener Weife zu beforgen, ift jeboch eine befondere verantwortliche 
ftändifche Commiſſion zu ernennen. 

$. 84, Die Stände find das gefegmäßige Organ ber Gefammtheit ber Staato- 
bürger und Unterthanen, und als foldyes berufen, deren auf der Verfaſſung beru— 
hende Rechte in dem durch felbige beftimmten Verhältniffe zu ber Staatsregierung 
geltend zu machen, und das unzertrennlihe Wohl des Landesherrn und des Landes 
mit treuer Anhänglichkeit an die Grursfäge der Verfaffung möglichft zu befördern. 

. 85. In beiden Kammern können die Mitglieder und Abgeordneten nur per= 
ſoͤnlich erſcheinen, und dürfen Niemanden beauftragen, in ihrem Namen zu ftimmen. 
Bei der Abftimmung felbft haben die Abgeordneten, ohne Inftruction ihre Commit— 
tenten, nur ihrer eigenen Ueberzeugung zu folgen. 

Uebrigens bleibt jedem Mitgliede überlaffen, die an ihn für die Ständeverfamn: 
lung — beſondern Anliegen weiter zu befördern und nach Befinden zu be— 
vorwerten. 

$. 86. Jedes Mitglied ber Ständeverfammlung Leiftet bei feinem erſten Ein: 
tritt in felbige folgenden Eid: 

Sch ſchwoͤre zu Gott zc., die Staatöverfaffung treu zu bewahren und | 
in der Ständeverfammlung das unzertrennlihe Wohl des Königs und 
Baterlandes, ohne irgend eine Nebenrücfiht, nach meinem beften Willen 
ee bei meinen Anträgen und Abftimmungen allenthalben zu be: 
obadıten. 

So wahr mir Gott helfe 2. 

Diefen Eid legen die Präfidenten beider Kammern in bie Hände des Könige, 
die Mitglieder der Kammern in der Verfammlung an den Vorſtand bderfelben ab. 

Wenn ein gemwefener Abgeordneter duch neue Wahl als folcher. in eine Kam: 
mer eintritt; fo Leiftet. er die Pflicht blos mittelft Handfchlags unter Bereifung | 
auf den früher abgelegten Eid. 

$. 87. Berathungen der Kammern Binnen bei der Anmwefenheit von wenig: 
ſtens der Hälfte der Mitglieder ftatt finden. Beſchluͤſſe berfelben Hingegen dürfen 
nur in-Sigungen, benen mwenigftens zwei Dritttheile der durch die Verfaſſung be: 
ftimmten Anzahl der Mitglieder beiwohnen, nach abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt 


Die Präfidenten ber Kammern haben gleich ben Mitgliedern berfelden Stimm: . 


Wenn Slelchhelt der Stimmen eintritt; fo ift bie Sache in einer folgenden Si⸗— 
Kung wieder zum Vortrage zu bringen. Würde auch in dieſer Sitzung cine Stim: 
menm nicht erlangt ; bo giebt die Stimme des Präfidenten ben Ausſchlag. 

* Gegenftand der Berathung ein folder, wo blos bas Gutachten ber 
ex erdfinen iſt; fo kann die Minorität verlangen, baf ihre abweichende Mei: 
nung beigefügt werde. 


* 
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. 88. Die Abftimmungen geſchehen von den einzelnen — Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Verſchiedenheit der Stände. Es iſt jedoch den Abgeordneten der ein 
zelnen Stände in der zweiten Kammer erlaubt, wenn menigftens drei ‚Biertheile 
derfelben ihren Stand in feinen befondern Rechten und Intereffen durch den Be 
ſchluß der Mehrheit beſchwert achten, eine Separatſtimme abzugeben. e ſolche 
Seyaratftimme muß in der Erklärung der Ständeverfammlung neben dem Beſchluß 
der rg aufgenommen und mit an bis Regierung au iverden. - 

$, 89, Die Anträge und Befchläffe, Uber ‚welche beide Kammern fich vereinigt 
haben, werben in eine gemeinfame ftändifche Schrift zufammengefaßt, weldje von 
den Vorftänden beider Kammern, im Namen der Ständeverfammlung, unterzeichnet, 
bei der oberften Staatsbehörde eingereicht wird. wi 

Können fich beide Kammern in Folge der erften Berathung über den betreffen 
den Gegenftand nicht fogleich vereinigen; fo haben fie aus ihrem beiderfeitigen Mit- 
tel eine gemeinfchaftliche Deputation zu ernennen, welche unter den beiden Vorſtaͤn⸗ 
ben der Kammern über die Vereinigung der getheilten Meinungen zu _berathfchlagen 
bat, und deren Mitglieder hierauf das Nefultat ihrer Verhandlung den Kammern 
zu anderweiter Berathung vorzutragen haben. Können fich diefelben auch dann nicht 
vereinigen; fo treten bei Bewüligungs- und Gefesgebungsfragen die $. 106, ent⸗ 
baltenen Vorfchriften ein; bei andern bloßen Berathungsgegenftänden aber wird als⸗ 
bann von jeder Kammer eine durch ihren Vorftand im Namen derfelben unterzeich- 
nete befondere Schrift bei der Regierung eingereicht. EP ee 

. 90. Die nähern Beftimmungen über die Gefhäftsbehandlung in der Stän- 
beverfammlung enthält die Landtagsordnung. | 

$. 91. Nur die oberfte collegialifche Staatsbehörbe ift zur Communication 
zwifchen der Regierung und den Staͤnden beftimmt, und hat ben letztern bie koͤnig⸗ 
chen Eröffnungen mitzuteilen, und von denſelben deren Erklärungen, Gutachten, 
Vorftellungen und Bitten anzunehmen. 

Auch die einzelnen Kammern ftehen nur mit diefer Staatsbehoͤrde in unmittel- 
barer Gefhäftsberührung. | 

. 92. Jede Kammer verhandelt getretıt von ber andern, und. hat über bie 
an den König zu bringenden Erklärungen eine Curiatſtimme. Die von einer Kamz, 
mer an bie andere gebrachten Anträge, Gefegentwürfe und Erklärungen koͤnnen er: 
fterer mit Verbefferungsvorfchlägen, die burd) eine Commiſſion erörtert worden ſeyn 
müffen, gu@geoeben werden. 

8. 98, Von den ben Kammern zukommenden landesherrlichen Mittheilungen 
ergehen die, fo auf das Abgabengefes Bezug haben, zuerft an die zweite Kammer. 
Bei andern Gefegen und Berathungsgegenftänden hängt c8 von dem Ermeifen bes 
Königs ab, an welche der beiden Kammern ſolche zuerft gelangen follen.. 

$. 94, Alle landesherrliche Unträge müffen, che fie zur Discuffion und Ab- 
flimmung in den, Kammern gelangen koͤnnen, zuvor in beſondern Commiſſionen er: 
Öörtert werben, welche barüber in den Kammern Vortrag erftatten. 

$. 95. Dergleihen Commiffionen Eönnen auch für andere Berathungsgegen: 
ftände ernannt werben 

$. 96. Zu dieſen Gommiffionen Eönnen Iandesherrlihe Gommiffarien zugeord: 
net werben, fo oft es von Seiten der. Regierung ober der Stände für nörhig er: 
achtet wird. Deren. Auswahl hängt von ber. oberften Ctaatsbehörbe ab. Diefe 
Buziehung. ift insbefondere dann unerläßlih, wenn wefentlihe Abänderungen eines 
vorgelegten Gefegentwurfs in Brage find. \ 

$. 97. Zedem Mitgliede der Kammer und Iandesherrlihen Commiſſario fteht 
es frei, feine Anficht über den zu. berathenden Gegenftand der Commiffion ſchriftlich 
vorzulegen. * 

ar 98, Die Mitglieder des Minifterii und die Königlichen Gommiffionen haben 
ben Zutritt zu den Sigungen der Kammern und können verlangen, bei ben Discuf- 
fionen-gehört zu werben, treten aber, wenn fie nicht ſelbſt Mitglieder der Kammer 
find, bei der. Abftimmung. abz ed darf jedoch nach ihrem Abtritte die Discuſſion 
über denfelben Gegenftand-nicht von Neuem aufgenommen werden. 
99, Der Vorfchlag zu den neuen Gefesen geht vom Könige. aus; jede - 
Eönnen die Stände, unter Angabe der Gründe, um Erlaffung,. Abänderung ober 
Aufhebung eines Gefeges, bitten. N ang Sue 

. 100. "Kein, Gefeg, welches. die Verfaffungsurkunde ergänzt, erläutert, oder 
abändert, neue über die Freiheit der. Perfonen und über das Cigenthum der Staates 
angehörigen gebtetende, ‘oder fonft allgemeine Verpflichtungen gegen den Staat ent: 


en haltende Vorfchriften ertheilt, oder endlich die beftehenden Gefege dieſer Art abän? 


* 
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156: $. 101. Der König erläßt und promulgirt die: Geſetze und ertheilt die zu deren 
Bollgiehung und Dandhabung erforberlichen, fo wie die aus dem Xuffidis- und 
Berwaltungsrehte fließenden und alle für die Sicherheit des Staats nöthige Verfü: 
‚gungen und allgemeine Berorbnungen. © 
sr 102, Der König erläßt auch ſolche, ihrer Natur nach zur fländifchen Be 
rathung geeignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, 
deren voruͤbergehender Zweck durch Verzoͤgerung vereitelt werden würde, mit Aug: 
nahme aller und jeber Abänderungen in der Werfaffung und dem Wahlgeſetze. Doch 
muͤſſen dergleichen: bringliche Verordnungen den Ständen. bei der naͤchſten Zufam: 
menkunft zur Genehmigung vorgelegt werben. 

§. 1 In Ausfuͤhrung der vom Bundestage gefaßten Beſchluͤſſe kann bie 

Regierung durch ‚die ermangelnde -Zuftimmung der Stände nicht gehindert werben. 
Sie treten fofort mit der vom Könige verfügten Publication in Kraft. 

‚. $« 40% ‚Der König kann einen an die Kammern gerichteten Gefegvorfchlag noch 
während der ftändifchen Discuffion darüber zuruͤcknehmen. Daffelbe kann gefcheben, 
wenn ein Geſetzvorſchlag zwar von ber Mojorität der Kammern angenommen wird, 
— Br {u 88, erwähnte Abfonderung ber Abgeordneten eines Standes ein: 

ni | Ä 

8.105. Wenn bie Kammern über die Annahme eincs Geſetzvorſchlags getheil— 
ter Meinung find; fo haben fie, vor der Abgabe ihrer Erklärung, das $. 89. vorge: 
fchriebene Bereinigungsmittel zu verfuchen. | 

. 106. Bleiben auch dann noch die Curiatſtimmen beider Kammern geteilt; 
fo tft zur Verwerfung des Geſetzvorſchlags erforberlih, daß in ber gegen bie Ans 
nahme bes Gefeses fimmenden Kammer wenigftens eine Majorität von zwei Drift: 
theilen für die Verwerfung geftimiht habe. 

Z. 107. Die ftändifhe Erklärung, wodurch ein Gefegvorfchlag entweder dan 
abgelehnt wird oder Veränderungen dazu beantragt werden, muß mit Angabe der 
—— verſehen ſeyn. 


8. 108. Wird ein von den Ständen mit Abaͤnderungen angenommener Geſetz⸗ 
enfwurf von der Regierung nicht acceptirt; fo kann er entweder ganz zurückgenom: 
men, ober vorher noch einmal während bdeffelben Landtags. mit Widerlegungsgründen 
im der vorigen Maafe,' oder auch mit von ber Regierung felbft vorzufchlagenden Ab- 
änderungen, nochmals an bie Stände gebracht werden. In beiden letztern Fällen 
ſteht es der Regierung frei, ihre unbebingte Erklärung über Annahme oder Ableh: 
nung beffelben Zu verlangen. FE 
8. 109. Ein von den Ständen ganz abgelehnter Gefegentwurf kann zwar. bei 
einer folgenden Ständeverfammlung anberweit unverändert an fie gebracht werben, 
während ;defjelben Landtags aber nur in veränderter Maaße. | | | 

$. 110. Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufbringung des ordentlichen 
und außerorbentlichen Staatsbedarfs durch Ausfegung der hierzu erforderlichen Deckungs⸗ 
mittelzuforgen. Sie haben dagegen das Befugniß, hierbei die Nothwendigkeit, Zwedmä- 
Figkeit und die. Hoͤhe ber Anfäge zu prüfen, und deshalb Erinnerungen zu ftellen, auch 
fi ſowohl wegen der Annahme der angefesten Summen, ald über die Art der De— 
dung die Grundfäge und Verhältniffe, nach welchen die Abgaben und Leiftungen 
auf Perfonen oder Gegenftände zu legen und zu vertheilen find, fo wie über bie 
Dauer und Grhebungsweife zu entichließen. - Es können- daher ohne ihre Beftim- 
mung die directen und inbirecten Landesabgaben nicht vefändert und ohne ihre Be: 
willigung dergleichen Abgaben in der Regel nicht ausgefchrieben und erhoben werden. 

$. 111. Bei jedem ordentlichen Landtage wird ben Ständen eine genaue Be: 
rechnung ber in den vorbergegangenen drei Sahren ftatt gefundenen Einnahme und 
Ausgabe und ein Voranſchlag bed Bedarfs für die nächftfolgenden drei Jahre, nebft 
den Vorſchlaͤgen zu deren Deckung, mitgetheilt. Er 

$. 112, um heides beurtheilen zu können, werben ihnen 63 von der ober⸗ 
ſten Staatsbehoͤrde, als auch auf ihren Antrag, von den betreffenden, Departements⸗ 
chefs die noͤthigen Erläuterungen gegeben, ſo wie. Rechnungen und Belege mitge— 
theilt werden. Poften für geheime Ausgaben können dabei nur infoweit vorkommen, 
als. eine ſchriftliche, von ‚einem verantwortlichen Minifter conträfignirte, Verſicherung 
des Königs bezeugt, daß die Verwendung zum wahren Beſten deö Landes ftatt ge 
funden habe ‚ober ſtatt finden werbe, Ä 
4. 118. Nach pflihtmäßiger genauer Prüfung, ber. gedachten Berechnungen, 
ueberſichten und deren Unterlagen haben die Stände über den darnach aufzubringen: 


* 
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ben Bebarf ihre Erklaͤrung an ben Koͤnig gelangen zu, laſſen. Inſofern fie) hierbei 

auf Verminderung ber verlangten Summen antragen, muß biefes unter b 

und ‚ausführlicher. Nachweifung der Gründe hierzu, fo wie ber Gegenflände, bei wels 

chen, und der. Art und Weife, wie ohne Dintanfegung des Staatszwecks Erfparniffe 

gemacht werben können, geſchehen. 2 nr — 
$. 114. Diefe Anträge und. bie Gründe, auf welchen fie beruhen, werden auf 
das veiflichfte erwogen, auch, fo weit es nur immer mit dem Staatswohl vereinbar 
ift, jederzeit berücfichtigt werden. In dem Kalle aber, daß fie. ımannehmbar bes 
funden würden, die Stände hingegen, auf biesfalls ihnen gefchehene Eröffnung und 
anderweite Berathung, die Bewilligung in der verlangten Maaße wieberhohlt ablch« 
nen —— wird ihnen eine abermalige nach Umſtaͤnden modificitrte Berechnung 
vorgeleg | | 
In dieſer Berechnung werben ur 
a) diejenigen Summen, welche zur Erfüllung ber von ber’ Regierung ober ben 
Ständen in verfaffungsmäßiger Weife eingegangenen Berbindlichkeiten, nas 
mentlich der Verpflichtungen gegen ben teutfhen Bund, zur Berzinfung und 
Abtragung der Staatsfchulden, zur Entrichtung der Gebührniffe des koͤnig⸗ 
lichen Haufes,; fo wie zur Aufrechthaltung orbnungsmäßiger Zuftizpflege und 
Verwaltung des Staatöwefens überhaupt unbedingt nothwendig füid, 
b) von denjenigen gefchieden werben, welche fi) zwar als nuͤtzlich darftellen, doch 
aber möglicherweife einftweilen oder gänzlich zu entbehren find, " . 

Ä . 115. Sollten dann aud) diejenigen Summen, welche als unbebingt erfors 
derlich verlangt worden find, von den Ständen nicht zugeftanden werden;; fo läßt 
ber König, dieſer Verweigerung ungeachtet, geraden unumgänglid nöthigen Be⸗ 

darf, fa weit er nicht durch deu Ertrag der Domainen und Regalien gedeckt wird, 

burch die oberfte Staatsbehörbe, durch eine in der Gefegfammlung. aufzunehmende 

Verordnung, fo weit thunlich, nach. der in den Iegtvorhergegangenen drei Jahren 

N Aufbringungsweife, bis zu dem naͤchſten Landtage ausſchreiben und er: 
eben. | 


$. 116. Dafür, daß bie als unbebingt nothwendig geforberten und auf vor: 
ftehend ‚gedachte Weife aufzubringende Summen, dem angegebenen Betrage nad, 
ihre Richtigkeit haben, find die Chefs der betreffenden Departements verantwortlid); 
unb es bleibt den Ständen vorbehalten, fie wegen. der. ohne ihre Zuſtimmung ver⸗ 
fügten Ausfchreibung und Erhebung deffen, was ben wahren Bedarf überfleigt, bei 
dem $. 134. erwähnten Staatsgerichtshofe anzuklagen. . Bo 
‚$. 117. ind bei der Abftimmung der Kammern über bie Bewilligung bie 
Stimmen derfelben getheiltz fo tritt auch bier die)$. 106. enthaltene Vorſchrift ein. 


a welche nicht das Weſen ober die Verwendung berfelben 'unmittel: 
r be en. ' ‚uns 2? Fr er 
$. 119. Mit Ausnahme des $. 115. erwähnten Falles, ſoll in den Ausſchrei⸗ 
ben, welche Landesabgaben betreffen, die ftändifche Bewilligung befonders erwähnt 
werden, ohne welche weder die Einnehmer zur Einforderung berechtigt, mod bie 
Unterthanen zur Entrihtung verbunden find. Tritt daher jener Fall ein; fo ift 
ſolches in dem Ausfchreiben ausdruͤcklich zu bemerken, tn 
. 120. Wenn in auferordentlichen, dringenden und unvorhergeſehenen Fällen 

ſchleunige finanzielle Maaßregeln erfordert werden, zu welchen an ſich bie Zuſtim⸗ 
mung der Stände erforberlih ſeyn würbe, gleichwohl ſolche nicht vorher bewirkt 
werben kann; fo barf der König, unter Verantwortlichkeit der’ ihn hierbei berathen« 
den Minifter, das —— Noͤthige proviſoriſch verfuͤgen; es ſind aber die ge⸗ 
troffenen Maaßregeln fobald als moͤglich der Ständenerfamminng' vorzulegen, um 
beren verfaffungsmäßige Genehmigung zu bewirken. ad u Dee | 

F. 121. Um bie Regierung für unvorhergeſehene Ereigniſſe mit. den erforder⸗ 
tichen außerorbentlichen Hülfdmitteln zu verfehen, haben die Stände dieſelbe jederzeit 
mit einem ſtehenden Reſervefond von fünf vem Hundert ber gefammten 1 * en 
Staatscinnahme Ei verfehen, und ihr, unter Verantwortlichkeit der Minifterien, die 
Dispofition darüber zu gewähren. ER a EEE 3 
- 8.122, Die, zur Verzinſung und Lilgung der auf dem Staatsgute und dem 
JFamiliengute bes koͤniglichen Haufes haftenden Eapitalsſchulden ($.248.) eigends bei 
ſtehende, Stgatsſchuldencaſſe, iſt unter die eigene Verwaltung der Staͤnde geſtellt. 
Dieſe Verwaltung wird durch einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß, mit Huͤlfe der von ihm 
ernannten und von Könige beſtaͤtigten Beamten, gefuͤhrt.. —— 
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Der Regierung ſteht vermöge des Oberaufſichtsrechts frei, von dem 'Buftande 
der Kaſſe zu jeder Zeit Einſicht zu nehmen. 1 — Ann im 
0 Die Seprebtchnmngen über dieſelbe werben" von ber oberften Rechnungsbehörbe ° 
Ä —— jedem ordentlichen: Landtage, den Ständen zur Erinnerung ober Su: 

ification. * Nach erfolgter Juſtification wird das Reſultat der Rechnungen 
Ramett der: Stände durch den Druck bekannt gemacht. u dig 
8. 123. Die: Stände ‚find verpflichtet ‚und berechtigt ‚über die Erhaltungnbes 
Staatös und koͤniglichen Familienguts, in der $. 17. angegebenen Maafe, zu 


en. ' 

Ohne ihre Zuſtimmung Eann eine Erhöhung der Eivillifte, des Königs, ober 
der in den Hausgeſehen beftimmten Gebührniffe, welche die übrige Glieder des koͤ— 
niglichen Haufes vom Lande zu FOnpangeh haben, nicht. ſtatt finden. ($. 19. 20,) 

-. $, 124. . Die Stände haben, das Net, in Bezug auf alle zu ihrem Wir- 
kungstreife gehörige Gegen ände, dem Könige ihre gemeinſamen Wuͤnſche und Ans 
träge in ber geeigneten Korn. bar Kann. Due r 

Eben fo.ift ‚jedes einzelne glieb der Stände befugt, feine auf ‚dergleichen 
Gegenftände ſich beziehende Wünfche und Anträge in feiner Kammer borzubringen. 
Diefe entſcheidet, ob, und, auf Bei, Weiſe felbige in nähere Erwägung gezogen 
werden follen. Nimme fie ſich im Folge der gefchehenen Erörterung der Sache an; 
ſo hat fie den Beitritt der andern Kammer zu vetanlaffen, indem felbige, nur in 

Fi ung, beider Kammern. an den König gebracht werben Tann. \ 

$. 125. Stände find er über in ber Landesverwaltung, ober der 
Rechtöpflege wahrgenommene Gebrechen, jo mie gegen bie oberften Staatsbehörben, 
einzelne Minifter uud, Departementschefs bei dem Könige Beſchwerde zu führen. 

Zur Begründung folher Beſchwerden gegen bie höhern Staatsdiener follen alle 
Berorbnungen ‚und ‚andere .Ausfertigungen ‚in Regirrungsangelegenheiten,, welche der 
König eigenhändig unterzeichnet, von dem Chef des betrefienden Departements, ober 
deffen Stellvertreter, welcher ‚bei der. Beſchlußnahme wirkſam geweſen ift, in der 
Keinfhrift, zum Zeichen feiner Verantwortlichkeit für die Zweckmaͤßigkeit und Ueber: 
einftimmung der Verfügung mit den Gefegen und ber Verfaſſung des Landes, con: 
traftgnirt werben. Eine mit der erforderlichen Contraſignatur nicht bezeichnete Ver⸗ 
- fügung des Regenten in Regierungsängelegenheiten ift als erſchlichen zu betrachten. 
 „ Unerlaubte — oder grobe Vernachlaͤſſigungen der den Departements 
—— — Staatsdiener können nur dann Gegenſtand ftändifcher Beſchwerden 
werben, wein’ ber baburch unmittelbar Werlegte bei der betreffenden hoͤhern Behörde 
- vergebens Kinge geführt, oder fonft die gefeglichen Vorſchritte gethan hat. 

- 5. 126. 2 tände konnen ſchriftliche Beſchwerden der Unterthanen, nicht 
aber Deputationen von Koͤrperſchaften annehmen. Kindet ſich, daß eine ſolche Bes 
ſchwerde noch nicht auf verfafjungsmäßigem Wege bis zur oberſten Staatsbehörde 
gelangt, und dafeibſt ohne Abhuͤlfe geblieben ſey; fo bleibt fie unberüdfictigt. Im 
entgegengefegten Falle, "und ‚wenn den Ständen die Befchwerde begründet erfcheint, 
bleibt ihrem Ermeſſen Überlaffen, felbige entweder am das betreffende Minifterium 
oder die oberfte Staatsbehörde ‚abzugeben, ober zu ihrer eigenen Sache zu machen, 
und, nad) vorgängiger: Discuffion in den Kammern, dem Könige zur geeigneten Bes 
rücjihtigung zu empfehlen. Die erfolgte Abftellung folher Beſchwerden, oder das 
Ergebnis der Eroͤrterung, wird ihnen eröffnet werben. Ueberhaupt wird auf jeden 
von: den Staͤnden an den König gebraten Antrag. ihnen. eine. Entſchließung, und 
zwar bald. möglichft, ertheilt werben., Ä 

127, Aue ftändifhe Beihläffe, welche auf eine Angelegenheit des Landes 
————— um wirkſam zu werden, der ausdruͤcklichen Sanction des 

nigs. 

.28. Angelegenheiten, welche nor. die Staͤndeverſammlung gehören, können 
in Zeinem Falle zur Erledigung an ſtaͤndiſche Ausſchuͤſſe, an die Kreisſtaͤnde, oder 
an ftändifche ‚Gorporationen gebracht werden. 

Die Ständeverfammlung,tann ſich wiederum ihrer Seits nur mit ben nach 
’ ärtiger Verfaffungsurkunde zu ihrer: Berathung geeigneten oder vom König 

bejonders an fie gebrachten Gegenftänden beſchaͤftigen. 

Sie darf. mit koͤniglicher Genehmigung. zur, Vorbereitung beſtimmt anzuzeigen 
der Berathungsgegenftände und zur Ausführung von Beſchluͤſſen in ftändifhen Ans 
gelegenheiten, welche die Eönigliche Sanction erhalten haben, Deputationen ernennen, 
= zu dieſem Zwed auch in ‚der Bwifchenzeit ‚von einem Sandtage zum andern 
zufammentreten und thätig feyn koͤnnen. pn 

. 129. Die Stände, mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der erften: Kam: 
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merz welche kraft erblichen Rechts, oder als Abheorbnete der Capitel und ber Uni⸗ 
verfität auf Landtagen erſcheinen, bekommen, inſofern fie nicht an dem Orte wo) 
der Landtag gehalten wird, beſtaͤndig wohnen, als Entſchaͤdigung für: den —— 
lichen außerordentlichen Aufwand, eine — 4 von zwei Thalern täglich: 
Präfidenten. der Kammern erhalten: unter: denfelben‘ Vorausſetzungen er Dop 
Außerdem werben ben Ausldöfungsberechtigten ie Koften der Reife zur‘ Staͤndever⸗ 
rar und ‚sh mit, Einem Thaler 12 gr. fuͤr die Meile vergütet, 44 


— "enden 
Gewähr bei Berfaffunigi on 


5. 180. Der Thronfolger hat mit es "An 5 * Regierung/ in’ he ben 
Ständen des Koͤnigreichs zu ertheilenden foͤrmli de, bei feinem fürftfichen 
Worte zu verfptechen, daß er die Verfaſſung des ine, * A, en dent * 
nige und den Ständen verabſchiedet worden ift, in in — Beſtimmungen wei 
Te feiner Regierung beobachten, -aufrecht, 9*— EN befch ie wolle, ' 

Ein Gleiches ift auch von dem — 3 — 

$. 131. Der Unterthaneneid und der D ib ke bite AA 
dem Verſprechen der Treue und des — gegen den König 
auch auf die Beobachtung ber Fandesverfafjung zu zichten, 7 

$. 132. Die Stände haben das Recht, Bel Ar über bie * die —* 
lichen Miniſterien oder andere Staatebehdeden gef eben, Verlegung. der Verfaſſung 
in einem gemeinſchaftlichen Antrage an den König, zu bringen. 

Diefer wird den Beſchwerden fofort abHelfen oder, wenn ein hoch dl Habet ob⸗ 
waltet, ſelbige, nach der Natur des Gegenſtandes, durch die oberfte taatsbehoͤrde 
oder die oberfte Juſtizſtelle erörtern laſſen. 

Wird die Erörteriing der oberften Staatsbehdrbe uͤbertragen; "fo hat re de 
Gutachten dem Könige zur Entfheidung vorzulegen. Wird ſelbige Aber an die 
Zuftigftelle verwiefen; ſo hat legtere suaich die Sadıe zu entfgeiben. Der 86 
wird in beiden Faͤllen den Ständen eröffnet. 

133, Die Stände, haben insbefondere auch dad. Recht, diejenigen 
und Kortänte ber, oberften Staatöbehi vben. ober deren — wel 
einer Verletzung der Verfaſſung ſchuldig machen, förmlich anzuklage 

Finden fie ſich durch ihre Hfühten, aufgefordert, eine Ti age site 
ben; fo find bie Anklagepunkte beftimmet zu bezeichnen, und in jeder ARORFE, Ne 
einen befondern Ausſchuß zu prüfen. 

Bereinigen fich. hierauf die beiden Kammern in. ihren Befchläffen; Über die Ans 
age; fo bringen fie diefelde mit ihren Belegen an den nachſtehend G. 1 4) be: 
fchriebenen Gerichtshof. 

$. 134. Zum gerichtlichen Schutze ber. Verfaſſung wird ein Staatsge- 
rihtshof begründet. Diefe Behörde erfermt über Handlungen ber. $. 183. be⸗ 
nannten Staatsdiener oder der Stände, welche auf den Umfturz der Verfaſſung 
gerichtet find, und über Verletzung einzelner Puncte der Verfaſſung. 

$. 135. Der Staatögerichtshof befteht Aus einem Praͤſtdenten, welcher von 
dem Könige aus den erften Vorftänden der höheren Gerichte ernannt wird, und aus 
zwölf Richter‘, wovon der König die Hälfte aus den Mitgliederm jener 
ernennt, die Ständeverfammlung aber die andere- Hälfte, jede Kammer drei,’ und 
eben fo jede zwei Stellvertreter, außerhalb iprew Mitte wähle . Unter den kändie 
(chen Mitgliedern muͤſſen weniaftens zwei Rechtsgelehrte ſeyn, iveldhe, mit: Vorbe⸗ 
ran der Einwilligung des’ Koͤnigs, Aus koͤniglichen Staatsdienern gewählt werben 

nnen. 

F. 136, Saͤmmtliche Richter werden fuͤr dieſen ihren Beruf belonber⸗ ver⸗ 
pflichtet und, in Bezug auf ſelbigen, ihres Unterthanen⸗ und ſonſtigen Dienſteides 
entbunden, koͤnnen auch nur durch Urtheilsſpruch ihrer Stelle als Mitglieder des 
Staatsgerichtshofes entfegt werden. I‘ Bezug ee — aus Krankheit 
oder Altersfchwäche ſollen die Beftinimungen bes ' ge 40% gugefiäherten Seſctes 
auf ſie anwendbar ſeyn. 

Nimmt jedoch ſtandiſcher Richter ein’ Etsäteame‘ an; fo hoͤrt er badurch 
ae —— dieſer Stelle zu ſeyn, kann aber vor‘ der Staͤnd zeverſanuntung wieder 
g ’ mn H) NY 

. 187. Das Gericht verſammelt ſich auf Einberufung durch den Präfidenten, 
welch⸗ von dieſem ſogleich geſchehen muß, wenn er dazu einen von dem Su 


ne DOW ſter contraſignirten Befehl des Königs, oder eine Aufforderung, mit — des Ge⸗ 
—— 
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genftandes, nad) Werfchicdenheit der Fälle von einer Kammer, oder von beiden, durch 
den Präfidenten erhält. ran 2 er 

Das Gericht loſet fic auf, werm der Prozeß geendigt iſt. Der Präfident hat 
für die Vollziehung der Befchlüffe zu .forgen, und in, Anftandsfällen das Gericht 
wieder zu berfammeln. En 

88. Eine Anklage vor dem, Staatögerichtähofe wegen Verlegung der Ver⸗ 
faffung kann gefchehen, von der Regierung gegen einzelne Mitglieder der Stände, 
und von ben Ständen, ſowohl gegen Minifter und Departementschefs, als gegen 
einzelne Mitglieder der Ständeverfammlung. Andere Staatsdiener, als Minifter 
und Departementschefs, koͤnnen vor diefem Gerichte nicht angeklagt werden, - 

$. 189, Es werben zu jeder hauptfäckhlichen Entſcheidung zwei Referenten be— 
ftellt. Iſt der erfte Referent ein Eöniglicher Richter; fo muß der Correferent ein 
ftändifcher feyn, und umgekehrt. 

Die Leitung ber vom Gerichtshofe anzuordnenden Unterfuchungen führen. ein 
Eönigliches’und ein der Rechte kundiges ftändifches Mitglied deffelbeh, deren Ernen— 
nung dem Präfidenten zuſteht. Die Acten des Gerichtshofes werden durch ben 
Drud bekannt gemacht. 

F. 140. Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleihe Anzahl von Eöniglichen und 
fändifchen Richtern anweſend ſeyn. Sollte durch Zufall eine Ungleichheit" der Zahl 
eintreten, welche nicht fogleid) durch anderweitige Ernennung oder Eintritt eines 
Stellvertreters gehöben werben koͤnnte; fo tritt das jüngfte Mitglied von der über: 
zählenden ‚Seite, aus; doch barf die Zahl der Richter nie unter Zehn feyn.. 

i — Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des Praͤſidenten der erſte koͤnigliche 
ichter. 

Dem Praͤſidenten ſteht keine Stimme zu; im Falle der Stimmengleichheit ent: 

fheidet Bie-für den Ange flagten günftigere Meinung. 

$. 141. Die Strafbefugniß des Gerichtshofes erſtreckt fih nur auf ausbrüd: 
liche Mißbilligung des Verfahrens, Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf . 
zeitliche oder immerwährende Ausfchliefung von der Landſtandſchaft, welche letztere 
auch die Stimmberechtigung aufhebt. / 

Wenn dieſes Gericht die höchfte in feiner Competenz Tiegende Strafe erkannt 
bat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszuſchließen; fo bleibt nicht nur den orbent- 
lihen Gerichten vorbehalten, gegen den Berurtheilten ein ‚weiteres Verfahren von 
Amtswegen tintreten zu laffen, fondern es hat aud) der Staatsgerichtshof dem or- 
Wi ge Richter vom Ausgange der bei dem erflern verhandelten Anklage Nach— 

t zu ertheilen. 

* Gegen den Ausſpruch des Staatsgerichtshofes findet keine Appellation, 
wohl aber die Berufung auf anderweites Erkenntniß ſtatt. Solchenfalls ſind zwei 
andere Referenten und Correferenten dergeſtalt zu beſtellen, daß, wenn bei dem er— 
ſten Urtheile der Referent ein koͤnigliches Mitglied war, das zweite Mal der Refe— 
rent ein ftändifches Mitglied feyn muß, und umgekehrt.‘ Auch iſt zu einem ſolchen 
anderweiten Verſpruch der Gerichtshof noch um zwei Mitglieder zu vermehren, und 
daher königlicher Seits noch ein Mitglied eines höhern Gerichts außerordentlich zus 
zuordnen, ftändifcher Seits aber einer von den nach 8. 135. vorher zu beftimmens 
den Gtellvertretern einzuberufen. 

$. 148. Der König wird nicht nur die Unterfuchung niemals hemmen, ſondern 
auch das ihm zuftehende Begnadigungsrecht nie dahin ausdehnen, daß ein von bies 
fem Gerichte. in-bie Entfernung vom Amte verurtheilter Staatödiener- in feiner bis⸗ 
herigen Stelle geläffen, oder daß bderfelbe in einem andern Juſtiz- ober Gtaatövers 
mwaltungsamte angeftelle würde; es wäre denn, daß in Rüdfiht auf Wiederanſtel⸗ 
lung * pen Erkenntniß einen ausdruͤcklichen Vorbehalt zu Gunften bes 
Berurtheilten en . — 

$. 144. Anträge auf Abaͤnderungen und Erläuterungen in den Beſtimmungen 
der Verfaffungsurkunde oder auf Zufäge zu derſelben tönnen nur von dem Könige 
an die Stände, nie aber von den Ständen an den König gebracht werben. 

Bu einem gültigen Befchluffe in diefer Angelegenheit wirb wenigftens die Ge— 
genwart von brei Viertheilen der Mitglieder, und eine Mehrheit der Stimmen in 
jeder Kammer von wenigſtens zwei Dritttheilen der Stimmen erfordert. 

$. 145. Wenn über die Auslegung einzelner Puncte der Verfaſſungsurkunde 
Sweifel entfteht, und bderfelbe nicht durch Uebereinkunft zwiſchen der Regierung ind: 


den Ständen befeitigt werden. kanns fo: folen die für und: wider ftreitenden Gründe, 
mittelft einer harlıher nnn Seiten her Mentoruna auaznferfiaenhen Darftellina. hem 


20. ..-:; Sachſen. In r 
Gleichergeſtalt dürfen bie Stände eine Deduction ihrer Anfiht dem Staatsge⸗ 
zichtshofe übergeben. ' 

Der hierauf erteilte Ausſpruch fol als authentifhe Interpretation  angefehen 
und befolgt werben. 

Bei Gleichheit der Stimmen giebt in diefem Falle die "Stimme des Präfiden- 
ten. ben Ausfchlag- 

$. 146. Alle Geſetze, Verordnungen und Obfervähzen, * mit einer aus⸗ 
druͤcküichen Beſtimmung der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde im Widerſpruch ſte⸗ 
hen, find inſoweit ungültig. 

Indem Wir die vorſtehenden Beſtimmungen fuͤr das Staats; rundgefes Unſers 
Königreiches Hiermit erklären, ertheilen Wir zugleih die Verſicherung, daß Wir 
nicht nur die darin enthaltenen Zufagen Selbſt genau erfüllen, fondern aud) diefe 
Berfaffung gegen alle Eingriffe und Berlegungen Eräftigft ſchuͤzen wollen. 

Zu deffen Urkund haben Wir gegenwärtiges Staatsgrundgefeg eigenhändig un⸗ 
terfchrichen und mit Unferm Eöniglihen Siegel berfchen laſſen. 


‚b) Berfaffungsurkunbe des Königreibe Sachſen, 
vom 4. September 1831. 


Wir, Anton, — Gottes Gnaden, Koͤnig von Sachſen ꝛc. ꝛc. ic. 


Friedrich — Herzog zu Sachſen ıc. 
thun hiermit kund, daß Wir, in Folge der von Unfern getreuen Ständen 
wiederhohlt ausgefprochenen Wuͤnſche, und mit Rüdfiht auf die in andern 
Staaten des teutfchen Bunbdes bereitd getroffenen und durch die Erfahrung bes 
währt gefundenen Beftimmungen, bie Verfaffung Unferer Lande, mit Beirath 
und Zuftimmung der Stände, in nächftfolgender Maaße geordnet haben. 
—Erſter Abfdnitt. 
Bon dem Königreiche und beffen Regierung im Allgemeinen. 
1: Vom Königreihe. Einheit und Untheilbarkeit deffelben. 
6.1. Das Koͤnigreich Sachſen ift ein unter Einer Verfaſſung verei- 
migter, untheilbarer Staat des teutfchen Bundes. 
| Unveräußerlichkeit feiner Beftandtheile und ber Rechte ber Krone. 
$. 2. Kein Beftandtheil des Königreich® oder Necht der Krone kann 
ohne Zuftimmung der Stände auf irgend eine Meife veräußert werden. 
Gränzberihtigungen mit benachbarten Staaten find bierunter nicht be: 
griffen, wenn nicht dabei Unterthanen abgetreten — welche a 


zu bem Koͤnigreiche gehört haben. 


Regierungsform. 
$. 3, Die Regierungsform ift monachifh, und «8 beſteht dabei eine 
| — ION: 
2. Vom König. 


6. 4, Der König iſt das fouveraine Oberhaupt. des Staats, vereinigt 
in fich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter ben durch die Ber: 
en Beflimmungen aus, Seine Perfon ift heilig und uns 

rletzli 

85. Der König kann, ohne Zuſtimmung der Stände, weder zugleich 
Dberhaupt eines andern Staats werben, Erbanfälle — noch ſei⸗ 

nen weſentlichen Aufenthalt außerhalb Landes nehmen. 
Erbfolge des Saͤchſiſchen Fürftenhaufes. 2 

& 6. Krone iſt erblich in dem Mannsflamme des Saͤchſiſchen 


Verfaſſungsurkunde voin 4. Sept. 1831. ai 


Zurſtenhauſes 'näld den Beäpe der- Erfgebant: umd Ber" eg rg 
feige, — aus vbenduůttiget En: 4 g — 


Fgerunere (Erbfolge. 
F. 7. Sm Ermangelung eines durch —S —— 
zur Napu⸗ berechtigten Prinzen / geht die Krone auf eine aus ebenbürtiger Ehe 
weibliche Linie, ohne Unterfchieb des Geſqlechte uͤber -SHierhet - 
entfcheidet die Naͤhe der Verwandtſchaft mit dem zuletzte regierenden Koͤnlge, 
bei gleichet Naͤhe das Alter der Linie/ umd in: —— das Alter dee Den. 
Nach dem Uebergange sit wieder der Borg des ON 


Rn: ee 
wi ee a WBotzahrieten bes bnigs PUR Hr VERY £ m 
$ 8. Da Baal DEIN ſobald — 
— hat. ar cüm 6 
Km u er. —— th je ne AR. 


&: 9: Eine I Beslenungevermfun ri sin ud ag ra 
nu. 39 vbdͤbtend ber :Minderjährigkeit des "Könige, aber: wenn «berfehhe on u 
di der: Ausübung der; Megiemung auf längere: Zeit verhindert iſt, und 
wit Ar die Vermaltung ———— ſelbſt Motfotge won bat 


Agoder skeeffen’ mai; osankn.auhe nad oma 3%. turi 
m beiden Faͤllen mird hie, Beglmungenermefung. ‚Ho: beit: der: Lhrens 
vob · —— Agnaten gef führt, ; oo an zone wg 


F ie beſteht irupsanfi. ſo dange, als ber. —— Auetbungn der 
Regierung — iſt, und — Eintzite und — 
— gemacht. mr ou? oe 
rn berfeiden burch dem König, für en Rekhfoigge:. 163 

6; 10 ſich bei seinen, zunaͤchſt nach bemitWönige zum Thton · 
folge beftimmten amiliengliebe ein — zeigen, welches demſelben die 
* Verwaltung des Landes um F w — iſt noch unter 

Re des Könige buche Sr künftigen Ein⸗ 
tritt dee —— ſcheiden — — — — X m 
Andrbnung berfeiben er 

$. 11. Wuͤrde der Su pe Kim Regierung oder bet dem Ans 

falle ver Thronfolgendurch ein· folches wonder en · Verwaltung 
— ——————— ſeyn / ohne daß fruͤhet die oben dbeſtimmte 
getroffen wäres:fo ſoll Langſtens binnen mechs Monaten imeiner von ıdee: 
Ka u ea za ana a 
des: koͤniglichen Hauſes, mit —— qunaͤchſtẽ zus: berufe⸗ 


fenden Staͤnden zur Genehmigung vorgelegt werben, .niCischlyslan m; (ind 
Sind wicht mindeſtens duei;-£ömigliche:i Prinzen. sup Faffung nee biede 
felfigen Beichluffes gegenwärtig; fo. .werben: Die dam: Taten: mach — 
—*— Hünpter ber Gmmofttnifden Sinis, bie Bun Gen 
— eingeladen, tur * 
RR ‚ Gewalt: — — —R fi 
6 12, u Dir —— uͤbt die — * dem: me 
fange, wie: fie ‘dern «Könige zuſteht, unter deſſen Namen verfaſſungsmaͤßig aus 
Veraͤnderungen in ber. Verfaffung dürfen von dem’: Regierumgsverioefer 
weder in Antrag gebracht, noch, wenn fie von bein Staͤnden beantragt wor⸗ 


222 IC8E . 3 Selina 
den, genehmigt. — als wenn untet · Beirath des nad) 
$. 11. conftituirten Famllienraths und in Folge eines im der dafelbſi vorge 
ſchriebenen Maaße gefaßten Beſchluſſes ‚oefäieht —** — 
FRAME, ‚aber fobann ‚bleibende Gürtigkeit... 53 HE. 
Y mia Bun arı Deflen Aufenthalt. und Tuben)... 
$. 18, Der Beolerungsvernrfenchet, inſofern er nicht eincnusmächge 
Kg iſt, ſeinen weſentlichen Aufenthait im Lande zw nehmen. 
Sr geht er beſſelben wird von det Cinittite ( 22) — 
—4J— si Sun aunchE : 39 vRegehtihaftsrath.r 2 ‚n 
$. 14. Die oberfte Staatsbehoͤrde ($. 4.) bildet: Sei ——— 
rath des Regierungsverweſers und dieſer iſt verbundn, in allen wichtigen An⸗ 
gelegenheiten das Gutachten derſelben einzuhohlen 
Erziehung des minderjährigen Königs. Ind 
$. 15. In Ermangelung einer von dem Könige getroffenen Anords 
nung, gebührt die Erziehung! des minderjaͤhrigen Könige der Mutter, und 
wenn dieſe nicht mehr lebt/ oder fich anderweit vermählt,- der Großmutter von 
vaͤterlicher Seitey jedoch kann die Ernennung dei Erzieher und Xehrer und 
‚die Seftfegung des Erziehungsplans aus nach Ruͤckſprache mit dem Regie⸗ 
rungsverweſer und dem Regentſchaftsrathe geſchehen Bel einer Verſchieden⸗ 
heit! der Anſichten· hat der⸗ Regierungsverweſer mit dem Regentſchaftsrathe 
* hr heidung; auch ne biefem, nach dem Abſterben oder der ander⸗ 


hlung· der Mutter oder ————— — Vale An: ” 

ei er en —S ———— N Ida 
Die biesfallfigen —2 des — men une * 
Vorſitze des sverweſers gepflogen welcher bei dem zu faſſenden Be⸗ 
ſchluſſe nur eine Stimme, jeboch im Falle der Summgn heitj die Ent 
—— —F ‚napiss. Rimsudnild ‚mia sch) 10% er 906] 


34 won 3} ar ante —* Ari 
Don Re fo wie Hi ' —— a a Do we; 
niſſen d des 
AL ms 359 do e Ian ——— oe id 
REBeana Yan Leer >" Staatägus,befiebg, als eine —* 
maſſe/ aus dem, was (die, Krone an ZaritotienKemtern Kammergůtern, 
Klin Ban un Ber, een rege er 
h Mi * ttenwerken, 1% alien, 
Amtscapitalien, ‚Einkünften, nutzbaren Rechten, öffentlichen Anſtalten, Beftäns 
ben; > Brunner Mer jeder Met und fonftibefigtaderiserwicbt, 
und es geht baffelbe sin; ſeinem ganzem Umfange auf den jedesmaligem Thron⸗ 
folger uͤber. Neben demſelben beſteht das Fideicommiß des koͤniglichen Hau⸗ 
ſes Von beiden iſt das Peinatvemigen des Minige  andes den) koͤniglichen 
—* zu unterſcheiden. Iurlyp30g pripiss si; dur ads] 
’ 8:47.00 Das Staategut —X er den Grundſahen der Verfaſ⸗ 

—J gemaͤß conſtituirte Finanzbehoͤrde verwaltet und lediglich zu den Zwecken 
des Staats benutzt! Sein Ertrag bleibt den Staatscaſſen uͤberlaſſen 

Uebrigens iſt dem Koͤnige unbenommen, eine oder die — — 
gegen Abzug einer nach dem Durchſchnittsertrage der legten zehn Jahre be— 
ſtimmten Summe von der Civillifte:,(.22,), auf Lebenszeit zu eigner Ver⸗ 
waltung und Benutzung zu uͤbernehmen; auch bleiben die in der Beilage J. 
verzeichneten Schloͤſſer, Palaͤſte Dofgebänbe,; Gärten und: — * der 
freien an des Könige.) >" ft 





Berfaffungsurkunpp;nonm 4. Sept. 1831. 23 


I, lange: ber; — anne dem ‚Könige, als ; Oberlehmöheren, 
‚feinen. beſteht, wachſen die, — Lehen dem 
—— es Bleibt „aber dem „Könige das ‚Recht, Erbverwandelungen 
au berwilligen; Lehnspardon zu extheilen, guch uch alle andere aus der Oberlehns- 
—— „fläebende ,‚Vefugnifle, —— Saneanmanchaſten * je 





t sterben, oe 
—* — 98..Staatsgut if Te. in, Arne mofentlichen. Beflandtheilen | 
Au, erhalten, und kann ‚daher ‚ohne, Ki ng, den Stände, ander 


—X vermindert, noch mit — oder RS Kain: beſchwert 
— —— en. hie ind. jedoch, Binienigen, Veränderungen 
a —* welche * einzelnen Parcellen zu; Beförderung: der. Landes⸗ 
zur Entfe ung wahrgenommener Nachtheile, — Verkauf, 
—— ‚oder neun, P, * in Folge ‚eines gerichtlichen Urtheils, aber 
— — zweifelhafter Grenzen, noͤthig oder gut —38 * 





Kau 
gt Zi mi En — pi Bi Gegenlanes. —** 
tritt an deſſen 


)en Staͤn " i jedem bidenitichen andtage 
wet; täg —* bern ae "Staats | 
Ä was abet et und 4 her Bf Wo 








"Eee vor * Bun den {ep r pr 
de, dB, 125 

Pr * * — a su De Jagegen 794 die 

‚auf eriiern —2 Keim 30 alle 

el, ee er * MR mt 30 F ram 


shiydno Sf ie Königlie 88. et Se m 
$& 2%. * un Fe befteht: | 
— dem, was zu der Ei goder Zietde der fm ber — 
ai = Eönigli "Salöffer, Paläfte, Hofgeb 
‚dient, ‚dem — 525* welches der, Aufſicht nr tea und 
rtraut ‚und. zum ‚Bedarf oder Gianze des: Hofes 
‚. beftimmt, i der Eile, an Pferden, Wagen, oder ſonſtigem Invene 
— den Sherman den ‚in ‚dem gruͤnen Gewölbe umd: andern 
mmlungem befindlichen. Koſtharkeiten, Gods und;Sik 
A ‚Poreellanen,, der: Gemaͤldegaletie den Kupferſtich 
turalienz,. Münze und andern Cabineten, der —2 der, Kunſt⸗ 
—— und "Gewehre kammet. x 
48) Demſelhen ‚wacht, 9 md 
b). alles dasjenige zu, * ten FA 1odhrenb Pie can aus 
gend einem Privatrechtstitel oder durch Exfpärniffe an der Givillifte, 
erworben, und woruͤberderſelbe unter den Lebenden tniche —*— 
rn dasjenige Vermögen, welches bee i König vor) ſeiner Gelan⸗ 
gung zum Throne beſeſſen/ ſo wie das, was er wit dieſem Vermoͤgen | 
nachher erworben hat, infofern von ihm über dieſes Vermoͤgen weder 
unter den Bebenden, noch auf den Todesfall verfuͤgt worden ft. 
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des nizichen Hauſes ¶ beſſen Beſitz geht 2 
nach der $. 6. und 7. fur die Krone beſtimmten Succeſſtonsordnung Akt 
ſonſt, auf den —— rechtmaͤßigen· Negenten vs 'Könii —— 
über, Daffelde iſt von dem Lande unertrennbar und unver ee 
dem Verduferungsverböte find jedoch diejenigen Weränderungen nich 
* durch Verkauf oder Austauſch 5 für’ —— 

werden ſollien. Was durch Veraͤußerung an Gegenſtaͤnden oder Ka 
erfänge wird, mimme die Cigenfehäft des etdüfeiten Gegeiftandes art’ ind 
tritt an beffen Stelle.“ 4 I 

Die Kaufgelder find, fobald ſich eine vortheifhafte & enbeeinbet, 

zur Vermehrung: des Hausfidetcommifjes‘ anzuwenden. Auch ſteht dem je: 
desmaligen Regenten, lediglich unter Zuſtimmung der Staͤnde, die Befugniß 
air, die zu demſelben gehörigen Koſtbatkeiten bis zur Höhe einer Milton 
Thaler in auferordentlichen Mothfälfen zu —— zu berpfänden, Es 
iſt jedoch der verpfaͤndete Theil deſſelben, Tobald als moͤglich wiedet eingu⸗ 


—8 2 

Nut in den $. 105. etwaͤhnten außerordentlichen dringenden gälten, 
wo die) Einberufung der’ Stände durch Umftände unmögtic gemacht wird, 
Lan eine Verpfaͤndung deſſelben vor" Köttig unter Verantwortlichkeit der ihte 
Hierbei berathenden Minifker, auch ohne Zuftimmung der Stäfde, vetfügt wer⸗ 
Yo, und es treten alsdänn die Beſtimmungen des gedachten J. J— m 


3. ERRANG bes ehe ny no 3 


J 
3. Privateigen hum des „Königs ‚mas. u 
ie ur Gelangung. ee ‚Xhrone, En — 23— Gran on ae 
ermögen ferner erwirbt; es de Fi darüber, ‚bie „freie, spofition. 

den. ‚Kebendigen und auf den Zodesfall —— 

ON Hat der König tiber, Diefes Vermögen: ‚it sei PN 

ii ſetnem Ableben dem —— 

"Ueber dasjenige Weinögen, as det ag (nt Bei Re, Re — 
rung aus irgend einem ag ‚oder durch ſparn — ie See 
Lifte erwirbt, fteht demfelben die freie Dispoſi ſitivn unter ir binden zu; * 
ſeinem Ableben aber‘ —* es ebenfalls dem‘ — e anheim. 

gig, N ec4 

iR. 122,0 Der König Behfeht‘ jaͤhtlich eine mit — Dauer 
Seiner Regierung. verabfehiedete, Summe aus den Staatl —* ep 
gu: feiner‘ Feilen Dispoſition in, monatlichen‘ Raten IB 
00 Diefe'Sunme tft als’ Aequivalent fuͤt die den — — die 
jebesmalige Dauer der Regierungszeit des ‚Könige überwiefeneht Nugungen 
des koͤniglichen Domainenguts zu betrachten/ ind kann, während’ der Regie⸗ 
rungszeit des ‚Könige, weder ohne deſſen Zuſtimmung vermindert, noch ohne 
die Bewilligung der Stände vermehtt, auch als weſentliches Beshefnii zur 
Erhaltung der Würde der Krone zu keiner Zeit und auf”, keine Weiſe mit 
Schulden belaſtet werden. 

Dieſe Nutzungen ſollen auch den Staatgeaſſen ſo tinge üsemicn blei⸗ 
ben; als eine Cipilliſte bewilligt wird, welche der jetzt mit (d 

FFuͤnfmalhundert Zaufend Thalern — ⸗ ai 6 
verabfehieeten an Hoͤhe wenigſtens 'gleichfommt, 

‚Die Civiltifte des) mit Tode abgegangenen Königs: beftchesfott;, bis die 
feines Nachfolgers werabfdjiedet iſt⸗ —* —— nur bis * — 
uͤbet ein neues Budget rl 
Bon ie Beet jun mw. nad ed m 
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Die Chatullengelber des Könige und feinee Gemahlin, bie Unterhal⸗ 
tungs⸗und Etziehungskoſten ſeiner Rinder, die Gehalte alier koͤniglichen Hof: 
beamten und Diener, bie künftig auszuſetzenden Penſionen derſelben, ſo wie 
ihrer Wittwen und Kinder, ber -gefammte Aufwand für .die ‚Hofhaltung,, den 
Stall, die Hofjagd und die dazu gehörigen Imventarien, den: katholiſchen 
und evangelifchen Hofgottesdienft, für legterem nach der Höhe des zeitherigen 
Beitrags, die Hofcapelle und Hofthenter, bie Unterhaltungskoften der, nach 
$.°17., dem Könige zur freien Benugung bleibenden, Schlöffer, Patäfte 
Hofgebäude und Gärten, endlich alle bier nicht erwähnte, ordentliche ‘ober 


außerordentliche Hofausgaben, deren Beſtreitung wicht ausdtuͤclich auf das 
Staatsbudget gewieſen iſt. 


5. Apanagen und andere Gebührniffe der lieber, dese 
koͤniglichen Hauſes. 

g. 23. Die den dermaligen Gliedern des Eöniglichen Haufes auögefete 
ten Apanagen, Witthümer und andern vertragsmaͤßigen Gebdührniffe, Hand⸗ 
und Garderobengelder. bleiben, ‚unter Beobachtung der, wegen der Secundo⸗ 
genitur beftehenden, Beftimmungen, -auf deren Lebenszeit unveraͤndert, und 
werden in das Budget aufgenommen. 

Ueber die kuͤnftig, unter Anrechnung der Secundogenitur, zu — 
den Apanagen, MWitthümer, Heirathsgůter und andere dergleichen. Gebuͤhr⸗ 
niſſe iſt mit den Ständen eine feſtſtehende Beſtimmung zu verabſchieden, 
‚welcher nachmals in jedem einzelnen Falle nachzugehen iſt, und welche in 
das Hausgeſetz aufgenommen werden ſoll. 

Ohne Einwilligung der Stände können dieſe Gedührniffe nicht verän: 
dert, umb nie durch Ueberweifung von Grundftäden zur Venugung ge⸗ 
toährt werben. 

Die Entrihtung berfelben erfolgt aus den Staatslaſſen, ohne Be 
nung auf die Civilliſte. 

Metitet Abfbnitt. FA Er 

Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten ber Unterthanen. 

1. Rechtsverhältniß durch den. Aufenthalt im Lande. 

$. 24. Der Aufenthalt innerhalb der Graͤnzen des Staats verpflid- 
tet zu — der Geſetze deſſelben, und begruͤndet dagegen den ee 
— Schutz. 

2. Heimaths: und Staatsbuͤrgerrecht. 
8.25. Die Beſtimmungen über das Hiemathsrecht und — 
gerrecht bleiben einem beſondern Geſetze vorbehalten. 

3. Schutz der Redte.- 

§. 26. Die Rechte der Landeseinwohner ſtehen fuͤr Alle in gleicher 
Maaße unter dem Schuge der Verfaffung. 
4. Freiheit der Perfon und bes Eigenthums, 

$. 277. Die Freiheit der. Perfonen und die Gebahrung mit dem Eis. 
genthume find feiner Beſchrankung unterworfen, als — Geſetz und d Red 
vorfchreiben., | 

Mahl des Berufs. 

§. 28, Jeder iſt daher berechtigt, ſeinen Beruf und ſein Gewerbe 
nach eigener Neigung zu waͤhlen und ſich dazu im In- oder Auslande aus: 
zubilden, fo weit nicht — — Geſetze oder Privatrechte — 
— entgegenſtehen. * 
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| Giegung seiner zum frei, ſo weit nicht die Verpflichtung gum Kriegs⸗ 
dienſte, ‚ober: ſonſt ES gegen den — oder pre 


ben, 
—* Wakfendien ſt. 
$..30. Verpflichtung zu Vertheidigung des Vaterlandes und die 
— nt Waffendisnft ift allgemein;: e8. finden. ‚dabei keine ane 
ur als bie durch die Gefege beflimmten Ausnahmen Statt, . 
Abtretung yon Privateigenthum, zu, Staatszwecken. 

"831, ne — gezwungen werben, fein Eigenthum, ober ſonſtige Rechte 
und Gerechtigkeiten, zu Staatszwecken abzutreten, als in den gefeglich bes 
ſtimmten, oder durch "dringende Nothwendigkeit gebotenen, von der oberften 
Staatöbehörde zw beftimmenden Fällen und gegen Entfhädigung, welche ohne 
Anſtand ermittelt und gewaͤhrt werden ſoll. 

Entſteht ein Steeit uͤber die Summe der Entfhädigung, und ber Ei⸗ 
genthämer oder der Berechtigte will fich bei der Entfcheidung der Verwal⸗ 
umgsbehoͤrde nicht beruhigen; fo bleibt ihm unbenommen, die Sadye im ots 
dentlichen Rechtswege zur Erledigung zu bringen; es ift aber einftweilen die 
Abtretung zu bewitken, und die von jener Behörde feſtgeſetzte Summe ohne 
Berzug zu bezahlen: ; 

—— Rechtsverhaͤltniß in Bezug auf den Glauben. 
32. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewiſſensfreiheit, und, in 
der bisherigen oder der kuͤnftig geſetzlich feſtzuſetzenden Maaße, Schutz in der 
Gottesverehrung ſeines Glaubens gewährt. 

F. 33. Die Mitglieder der im Koͤnigreiche aufgenommenen, hrifttichen 
Kirchenge ellſchaften genießen gleiche buͤrgerliche und politiſche Rechte. Alle 
andere Glaubensgenoſſen haben an den ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten nur in 
der Maaße einen Antheil, wie aan derſelbe, vermoͤge beſonderer Geſetze, 


zukommt. 
ut. . Rechtogleichheit zum Staatsdienſte. 

Fa 84. Die Verſchiedenheit des Standes und der Geburt Kart 
Beinen. Unterfchied in * Berufung zu irgend einer Stelle im Staatsdienſte. 

| Preſſe und Buchhandel. 

$ 35. Die — der Preſſe und des Buchhandels werden 
durch ein Geſetz geordnet werden, welches die Freiheit derſelben, unter Be— 
— ung der Vorſchriften der Bundesgeſetze und der Sicherung gegen 

ßbrauch, als Grundſatz feſtſtellen wird. 

6. Recht der Beſchwerde uͤber Behörden. 

‚6, 36. Jeder hat das Recht, Über gefeg= oder ordnungswidriges Wer: 
fahren einer Behörde, oder Verzögerung ber Entfheidung, bei ber zunaͤchſt 
vorgefegten, ſchriftliche Beſchwerde zu, führen. 

., Wird felbige von der vorgefegten Behörde ungegrünbet ‚befunden; fo iſt 
dieſe verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer uͤber die Gruͤnde ihres Urtheils zu 
belehren. Glaubt derſelbe fich auch bei der Entſcheidung der oberſten Staats: 
behörde nicht beruhigen zu Eönnen; fo darf er die Beſchwerde den Ständen, 
mit der Bitte um Verwendung, ſchriftlich vortragen, welche dann zu beur— 
en rl ob die Sache geeignet fey, von ihnen am Throne bevorwor⸗ 

tet zu we - 

VUebrigens bleibt: auch jedem unbenommen, feine Wunſche und Beſchwer⸗ 
den bei dem Regenten unmittelbar anzubringen. 
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6. 37. Kein Unterthau fol mit Abzaben oder andern Leiftungen bo⸗ 
ſchwert werden, wozu er wot. devrist der Werke: kraft — 
Rechtatitel, verbunden iſt · 

$. 38. Alle —— haben zu von Staotslaflen, ——— 

$. 30. 88. fell * meues rg feſtgeſtellt —* wobei bie 

g 


Beſteuerung, ma N: er 
gem Verhältniffe, een zur "eben itfeidenheit gezogen —S * 4 


(däbigung dgen Deodalicät, unter Vernehmung ‚mit den Ständen, , —* 
bie — * Gefeggehnng naher zu beſtimnien ift, aufgehoben vogrben. Se 
: & 40. Meue bleibende Befreiungen von. Staattlaſmn Home: ‚in, ** 
ner Weiſe vergünfligt oder. erworben werden 
FO Bierter wrfäniet ee 
er Bon dem: Staatsdienfe. Fre 
1. Miniferlatvepartement®, Sefammtminiferium, 
>» +» Staatsrath. 

8.41. Es beftchen die Minifterlaldepaitenrents der Suftlg; der zi 
nanzen, des Innern, des Kriegs des Cultus und der auswaͤrtigen Angela 

gentheitent, deren QWorftände den Ständen veramtwortlich ſinn. . :Ö 

Diefe Vorftände bilden das’ Gefammtmkniftechum ; u die une — 
giale Staatsbehoͤrde. ME. 

Auf den Vorftand des Miniſterli des Cultus, — ſtets der ** 
liſchen Confeſſion zugethan ſeyn muß, in Gemeiuſchaft mit. wenigſtend zwei 
andern Mitgliedern des Gefammtminiſterli derſelben Gonfeffiom, geht ben: bis⸗ 
herige Auftrag in Evangekeis über. Zu ſeinem Wirkungskreiſe gehe bie, 
$. 87. bezeichneten, Angelegenheiten aller Confeſſenen. 

Es kann ein Staaterath gebildet werden, zu welchem; ——— 
ſtaͤnden der Miniſterialdepartements, — Perſonen geyohen wesen, 
welche ber König geeignet findet, Ä 

2, Berantwortlichkeit bei Staatsbiener. 

"gm. Alle Staatödiener find für ihre Dienftreiftung berantwortuth 

Contraſignatur der koͤniglichen uhmittelbaren Verfügungen. 

$, 43. Alle Verfügungen in Re ierungsangelegenheiten, welche der 
König unterzeichnet, müflen von dem Voerſtande „eines — J 
ments, welcher bei der Beſchlußnahme wirkſam geweſen iſt, in der Rein⸗ 
ſchrift, zum Zeichen ſeiner Merantwortlihkeit fuͤr bie —— und 
et Si berfelben mis den n Sefıten und der Verfaſſung des Landes, 
contraſig 

ne ee mit der erforberlichen Contrflgnakut n nicht Segeichrtete, ri 
fügung iſt ats erſchlichen zu betrachten und daher unverbi ndlich. 


3 Vorbehalt ene Betinmunge Aber. die Vephältniffg der 
| Stantsdiemen 

6.44. Die Verhaͤliniſſ⸗ der Staatsdiener, worunter jedoch der Sof 
dienft nicht mit: ‚begriffen iſt, ſolen durch ein beſonderes Geſetz näher be 
ſument Werden, in veichem vorzuͤglich die noͤthige Unabhaͤngigkeit des nid 
teramts berüdfichtigt werden wird. 


— 


Zünfter Abſchnitt. 
Bon der Rechtspflege. Mal. 
35.49 Berwaltung der Gerichtsbarkeit. 7 
$. 45. Die Gerichtsbarkeit wird in einer geſetzlich beftimmten Inſtan⸗ 


2Angabe der Gruͤnde der Rechtsent ſcheidungen. | 
8.46. Aue Gerichtöftellen haben ihren Entſcheidungen Gründe bei: 


zufügen. Ä | 

a — “83, Gompetenz. | 
g. A7. Sie find, bei Ausübung ihres richterlichen Amtes, innerhalb 
der Grähzen ihrer Competenz, von dem Einfluſſe der Regierung unabhängig. 
Ueber Competenzzweifel zwifchen den Juſtiz⸗ und: Berwaltungsbehörden ent: 
ſcheidet in legter Inſtanz eine befondere Behörde, deren Drganifation durch 
ein Gefeg beftimmt wird, und deren Mitglieder zur. Hälfte aus Räthen des 


" oberften Juſtizhofes beſtehen muͤſſen. 
$. 48. 


Kein Unterthan darf feinem ordentlichen Richter entzogen wer— 
den, außer in den, von den Gefegen vorausbeftimmten, Faͤllen. 
4. Rechtsweg in Bezug auf Acte der Staatsvermwaltung. 
Br 4 49. Jedem, der ſich durch einen Act der Staatsverwaltung in ſei⸗ 
nen Rechten verlegt glaubt, ſteht der Rechtsweg offen. ’ .. 

Ein befonderes Gefeg wird die nöthigen Ausnahmen und Bellimmun- 
gen treffen, damit: durch Die Ausübung dieſes Befugniſſes der freie Fortgang 
der Verwaltung nicht gehemmt werde. | | 

IRRE 5. Gerichtsftand bes Fis cus. 

— 6. 650. Der Fiscus nimmt in allen, ihn betreffenden, Rechtsſtreitig⸗ 
keiten Recht vor den ordentlichen Landesgerichten. * 

EEE 6. Geſetzliche Verfolgung. 

$. 51. Niemand‘ darf ohne gefeglichen Grund verfolgt, verhaftet oder 
beſtraft/ und Über. vier und "zwanzig ‚Stunden über die Urfache. feiner Ber: 
haftung in: Ungewißheit gelaffen werden. — 

7. Begnadigungsrecht. — —— 
G. 52, Der König, hat in frafrechtlichen Fällen das Recht der Aboli⸗ 
tion, ſo wie ber Verwandlung, Minderung ober des Erlaſſes der Strafe, 
Eann aber zuerfannte Strafen nicht ſchaͤrfen. = 
” 78 Confiscation. | 
"8.53. Die Confiscation kann kuͤnftig nur bei einzelnen Sachen, 
* als Gegenſtand oder Werkzeug einer Vergehung gedient haben, Statt 
n * = " ar. Fr; 
Eine allgemeine BVermögensconfiscation tritt in keinem Falle ein. 
ee 79, Moratotien. Mn | 
. 64. Moratorien dürfen von Staatswegen nicht ertheilt werben. 
10. Vorbehaltene Beſtimmungen über die Eintihtung „ber 
Rechtspflege. HE 

$. 55. Die Rechtspflege wird auf eine, der Gleichheit vor dem Ge 

fege entfprechende, Weife in der Maaße eingerichtet werden, baf die privile: 


 gieten Gerichtöftände aufhören, ſo weit nicht einzelne, auf Verträgen ober 


befondern Berhättniffen beruhende, "Ausnahmen noch ferner nothwendig bleiben. 
Die nähern Beftimmungen hieruͤber werben: duch ein. Gefeg getrof- 


‚ fen werben. 
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Schfer Abfhnite. 
Bon den Küchen, Unterrichtöanftalten und milden Stiftungen. 
1. Deffentlihe Religionsübung. 

$. 56. Nur den im Königreiche aufgenommenen oder fünftig, mittelſt 
befondern Gefeges, aufzunehmenden, chriſtlichen Eonfeſſionen ſteht die freie, 
Öffentliche Religionsuͤbung zu. 

Es duͤrfen weder neue Kloͤſter errichtet; noch Jeſuiten ober irgend ein 

anderer geiftlicher Orden jemals im: Lande aufgenommen werben. 
| 2. Rechte des Königs über bie Kirchen. 

$. 57. Der König uͤbt die Staatsgewalt uͤber die Kirchen (jus eirca 
— die Aufſicht und das Schutzrecht uͤber dieſelben nach den diesfallſigen 
geſetzlichen Beſtimmungen aus, und es find daher namentlich auch die geiſt⸗ 
lichen Behörden aller Gonfeffionen der Oberaufficht bes Minifteriums” bes 
Cultus untergeordnet. 

Die Anordnungen, in Betreff der Innern kirchlichen Angelegenheiten, 
bleiben der befondern Kirchenverfaffung einer jeden Confeffion überlaffen. 
Sushefondere wird die Iandesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale) tiber bie 
evangelifchen Glaubensgenoffen, fo lange der König einer andern Confeffion 
zugethan tft, vonder $. 41. bezeichneten Miniſterialbehoͤrde ferner in der 
zeitherigen Maaße ausgeübt. 

3 Befhmwerden über Mifbraud der kirchlichen Gewalt. 


$. 58. Beſchwerden über Mißbrauch der kirchlichen Gewalt koͤnnen 
auch ‚bis zu der oberften weltlichen Staatsbehörbe gebracht werben. 


4. Redhtsverhältniß der Diener der Kirchen, 

$. 59. Die Kirchen und Schulen. und beren Diener find in ihn 
bürgerlihen Beziehungen. und Handlungen den Gefegen des Staats un: 
terworfen. 

5. Stiftungen. 
: 8. 60. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den PR 
ben Unterricht, oder die Wohlthätigkeit beftimmt ſeyn, ftehen unter bem bes 
fondern Schuge des Staats, und das Vermögen oder Einkommen: .berfelben 
darf unter keinem Vorwande zum Staatsvermögen: eingezogen, oder für an⸗ 
dere, als die ftiftungsmäßigen Zwede verwendet werden, Nur in: dem Falle, 
wo der fliftungsmäßige Zweck nicht. mehr zu erreichen fteht, darf eine Ber 
wendung zu andern ähnlichen. Zwecken, mit Zuftimmung der Betheiligten, 
und, infofern allgemeine Landesanftalten in Betracht kommen, mit | 
gung der Stände, erfolgen. 
Siebenter Abſchnitt. 
Don den Ständen. 
I Drganifation der Ständeverfammlung. 
1. Allgemeine Beftimmungen. Ständeverfammlung in zwei 
Kammern. Ständifche Provinzialverfaffung. 

8.61. Für das ganze Königreich Sachfen befteht eine allgemeine, in 
zwei Kammern abgetheilte, Ständeverfammlung. 

Meben felbiger wird. die befondere Provinzial: Landtagdverfaffung in der 
Dberlaufig und die Kreistagsnerfaffung in den alten Erblanden ,„ vorbehält- 
lich der in Ruͤckſicht beider noͤthig werdenden Modificationen, noch ferner 
fortbeftehen. | 


#. 


230 - 44 159 Mae BINIW ET“ 
Rechtsglejchheit und, Berbinpung der beiden Kammern. 
602. Beide Kammern find, in ihren Rechten und Befugniffen, einan- 
der gleich. a ee ce | "TR 
5 et und Ort der Sigungeh beider find jedergelt diefefben. 
rer 4 Erſte Kummer, „Mitglieder berfelben, 
$. 63. Zu der erften Kammer gehören folgende, Mitglieder: 
9) die vonjaͤhrigen Pelnzen des koͤnigl. Hauſes ; Br 
2) das Hochſtift Meißen. durch einem Deputirten ſeines Mittels; -. 
3) der Beſitzer ‚deu Herrſchaft Wilde * 9 
Receßherſchaften, Glauchau, Wat: 


gu 
4) die, Befiger ‚der fünf Schoͤnburgiſchen Metef 
denbattg,. Lichtenfteln,; Hattenſtein und‘ Stein, durch Einen ihres 
Wi 5 nA ED ee ne fern 


5) ein Abgenehneter ber’ Univerſitaͤt Letpgtg , welcher von felbiger aus dem 
Mittel {tee ordentlichen Profefforen Hewänfk wird} 0 dl, ne, 
6). dee Befiger der. Standesherrfchaft Königsbrüd,; u era 

der Befiger der, Standeshertſchaft Meibersdorf; uns 
‚,.8) der evangellſche Oberhofpredige ʒʒ; ERBE 3 MR 
M der. Detan des Domftifts St. Petri zu Budiffin, zuglelich in feiner 
Elgenſchaft als höherer katholiſchet Geiſtlichet, und im Falle der Be⸗ 
hinderung oder ber Erledigung ber Stelle einer dee drei Capitularen 
des Stifte; N 
10) der Superintendent zu Leipzig; ter, 
. uahjeia Abgeordneter des Collegiatſtifts zu Wurzen, aus dem Mittel des 
apitels ; * 
12) bie Befiger der vier Schoͤnburgiſchen Lehnsherrſchaften, Rochsburg, Wech: 
ſelbutg, Penig und Remiſſen, durdy einen ihres Mittels; 
43) zwoͤlf auf Lebenszeit gewählte Abgeordnete der Rittergutsbeſitzer; 
44) gehn vom - Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit ernannte Ritter 
gutöbefiger; — 
15) die erſte Magiſtratsperſon der Städte Dresden und Leipzig; 
86) die erſte Magifiratsperfon in ſechs vom ‚Könige, unter, möglichfter Bes 
ruickſichtigung Aller Theile des. Landes, nach Gefallen zu beſtimmen⸗ 
9; 31 den Staͤdter. eu > / 3., 14294 
Naͤhere Beftimmungen: in Rüuͤckſicht der Herrſchaftsbeſizer. 

F. 64. Bür die F. 63. unter 3.4, 6., 7. ‚und. I2. benannten 
Beſttzer der Herrſchaften dann, im Falle der Minberjaͤhrigkeit oder term fie 
dus Ürfachen ‚ welche die Kammer als ſtatthaft anerkennt, am dem Landtage 
perſoͤnlich Theil zu nehmen nicht vermögen, derjenige naͤchſte Nachfolger in 
die Kammer eintreten, welcher nach $. 74. für die Perſon dazu ‚geeignet iſt. 
Den Befigern der Herrſchaft — und der Schoͤnburgiſchen Receßherr⸗ 
ſchaften iſt jederzeit nachgelaſſen, wegen. ihrer erblichen Stimmen Bevoll⸗ 
maͤchtigte in die Kammer eintreten zu laſſen, welche die nad) $. 74. erfor⸗ 
berlichen Eigenſchaften haben, und im Roͤnigreiche Sachſen mit einem Rit- 
tergute angefeifen find.  ° | 

FA Rähere Beftimmungen in Rüuͤckſicht der Rittergutäbefiser. - 

$. 65. Die zwölf, Abgeordneten der Rittergutsbeſitzer werden in Kreis: 
und oberlaufiger Provinzialverfammlungen gewählt. 

„An der Wahl nimmt jeder Beſitzer eines der, im Wahlgeſetze für ſtimm⸗ 
berechtigt erklärten, Ritterguͤter Theil, Sie wird nad) den Beftimmungen 
des MWahlgefeges bewirkt, | | Ä 

Waͤhlbar find nur diejenigen Nittergutöbeftger, deren Gut mindeftens 


* 
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jährlich zweitaufend Thaler reinen Ertrag gewaͤhrt Bin, aunter Concumten; 
ber Rittergutsbeſitzer ſelbſt, auf 2 oder. Provinziallandtagen gefertig⸗ 
tes, von Zeit zu Zeit zu revidirendes Verzeichniß der, ſowohl zu der) exften, 
als zu der zweiten Kammer wählbaren Nittergüter ift bei der Wahl jeder: 
zeit zum Grunde zu legen. 

oder der vom Könige zu ernennenden jchn Rittergutsbefiger muß von 
einem oder. mehreren, im Königreiche Sachfen gelegenen, Ritterguͤtern einen 
jährlichen. Neinerttag von mindeſtens viertaufend Thalern beziehen. - Det 
König kann bei der Ernennung auch auf Beſitzer ſchoͤnburgiſcher Receß⸗ und 
Lehnsherrſchaften NRüdfiht nehmen; doch find hierbei de diefen Herrſchaften 
Thon zükommenden erblichen Stimmen jedenfalls in Abzug zu bringen, 


Minifter, im activen Dienft und befoldete Hofbeamte können nicht er⸗ 


nannt werden. Die Zahl von zehn muß ſtets vorhanden feyn. 
Dauer der Function in der erſten Kammer. 
$. 66. Diejenigen Mitglieder der erften Kammer, welche, vermoͤge 
ihres Amts, im felbiger eine Stelle haben, behalten ſolche fo Lange, als fie 
dieſes Amt bekleiden. 
‚Die Abgeordneten der Stifter und der Univerfität, fo wie die Bevoll⸗ 


mächtigten. ber. Herrſchaft Wildenfels und ber Schönburgifcyen Receßherrſchaf⸗ 


ten, behalten ihre Stelle, bis ſich ein Nachfolger legitimirt. 

Die gewaͤhlten, ſo wie die vom Koͤnige ernannten, Kitterguesbefiger 
bleiben fo lange. Mitglieder der ‚Kammer, als fie, diejenigen Eigenfchaften ‚be: 
halten, vermöge deren legtere ernannt, und erftere ſowohl im Allgemeinen, 
als in dem. betreffenden Bezirte - erwählt. werden töunen. Ueberbies. treten 


jedoch bie gewaͤhlten Rittergutsbeſitzer aus, wenn ſie waͤhrend ihrer ſtaͤndi⸗ 


ſchen Function zu einem Staatsdienſte ernannt, oder im. Staatsdienſte bes 
fördert werden, ober ein beſoldetes Oefemt nehmen ; Eönnen aber, dann 
dee Neuem gewählt: wetden. 

Beiden Klaſſen der Hlttetgutsbeſthet i# die Reffgnation jeffattet} Wer 
gen Krankheit, welche: dag Individuum auf laͤngere Beit zu Geſchaͤften un 
tauglich macht, und durch Ärztliche Zeugniffe belegt wird, wegen ſolchet Hirt 
licher, Familien⸗ oder: Dienftverhältttiffe, toelche die perſoͤnliche und beſtaͤn⸗ 
bige Anweſenheit, nad): beizubringender genuͤglicher Befcheinigung, wefeuntlich 
erfordern, ferriet wegen 60jaͤhrigen Alters, oder. wenn fie bereits bei en 
lien — ($. 145.) beigewohnt haben. 

.  Peäflvent und deſſen Stellsertreter. — 

§. 67. Der Praͤſident der erſten Kammer wird von dem Kontge aus 
der Mitte der Herrſchafts⸗ oder Rittergutsbeſttzer in ſelbiger zu jebem Land: 
tage befonders ernannt, und darf nicht im Auslande wohnen. 

Zu der Function "eines Stelfvertreterd des Praͤſidenten ſchlaͤgt bie Ram: 
mer duch Mahl drei Perfonen aus ihrer Mitte vor, von denen bee ‚König 
Eine ernennt. 

Die Wahl erfolgt nach abſoluter Stimnmenmehcheit⸗ Soltte sa drei⸗ 
maliger Abſtimmung eine ſolche nicht erlangt werdeng fo. entſcheidet Ki der 
legten Abſtimmung die relative Stimmenmehrheit. 

Ueber die amtliche Stellung und’ Serhäfterähtung des Präftdenken, * 
ſeines Stellvertreters, fo wie uͤber die’ Protocolifuͤhrung "und Eeittingo der 
Kanzleigeſchaͤfte, enthaͤlt die Landtagsorduung die naͤhern Beſtimmungen. 

3. Zweite Kammer - —— —— der felbe n. 

F. 68. Die zweite Kammer, beſteht aus. m mon 


A\) ımamıia Mhasarhnoton hor Mitterantähofikor 
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Ei an zwanzig Abgeordneten der: Städte, Fe 
3) fünf und givanzig Abgeordneten des Bauernſtandes, und 
— fünf Vertretern des Handels und Fabritweſens. 
Deren Stellvertreter. ERTL 
$. 69. Füuͤr jebes ‚Mitglied, der zweiten. Kammer wird. ein biähieii 
ter gewaͤhlt. Diefer tritt in Hallen zeitiger Abweſenheit ober Behinderung 
des Mitglieds ein; im Kalle des Todes oder gaͤnzlichen Austritts aber. für 
die Dauer des Landtags nur dann, wenn ein folcher Fall erft während des 
‚ Zandtage, oder fo kurz vor demfelben Statt gefunden hat, daß zu eine 
neuen Wahl keine Zeit übrig iſt; außerdem. ift eine neue Wahl, ſowohl ei: 
nes Abgeordneten, als eines Stellvertreters, vorzunehmen, 
Ueber bie Einberufung des Steilvertretere entſcheidet bie Kammer. 


ar Beftimmungen wegen ber Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreter. 
$ 70: Die Wahl der Abgeordneten der Rittergutsbefiger zu dev, zwei⸗ 


ten Kammer und ihrer. Stelivertreter erfolgt in Kreis» und oberlaufiger Pro: 
vinzialverfammlungen. 


Wahlberechtigt find die Beſitzer der, "durch das Wahlgeſetz hierzu befä: 
bigten, Güter; mahlbar aber nur. biejenigen von ihnen, weldye ein Gut von 
mindeſtens jahrlich ſechshundert Thalern reinem Ertrage beſitzen. — 


Die Wahlen der Abgeordneten der Rittergutsbeſitet ‚dee Staͤdte und 
des Bauernftandes, und der’ Stellvertreter für felbige, erfolgen nad) den Vor: 
ſchriften des MWahlgefeges. 

"Weber die Wahlen der Vertreter des Handels und Fabrikweſens und ih: 
| ver Stellbettreter wird beſondere geſetzliche Beſtimmung erfolgen. 


Dauer der Function in der zweiten Kammer. 


§. 71. Alle drei Jahre, am Schtuffe eines ordentlichen Landtagẽ 
($. 115,), tritt ein Theil der Abgeorbneten zu der zweiten Kammer. aus. 
Mm biefen auf einander ‚folgenden , Austritt. zu orbnem, wird bei dem 
erften Landtage "eine Looſung vorgenommen, Sn. Folge deren: treten nach 
dem erften Landtage aus: ſechs Abgeordnete. der Rittergutsbefiger, acht Ab: 
geordnete ber Städte, acht Abgeordnete. des Bauernſtandes und ein Vertre⸗ 
ter des Handels: und Fabrikſtandes, welche die niedrigſten Nummern gezo⸗ 
gen haben; nad) dem zweiten Landtage, ſieben Abgeordnete der. Ritterguts⸗ 
befiger, acht Abgeordnete der Städte, acht Abgeordnete des Bauernflandes, 
and zwei, Vertreter. des Handels= und Fabrikftandes, welche die mächft nie: 
drigen Nummern gezogen haben, und nad) dem dritten Randtage alle: übrige 
Abgeordnete. 
+ + Die fpäter gewählten Abgeordneten treten nach dem dritten ordentlichen 
Landtage feit ihrer Wahl aus. 
Die Austretenden Eönnen fofort wieder gewählt werden. - 
+ Die ‚Abgeordneten: der zweiten Kammer hoͤren auch feäber auf, Mit: 
glieder berfelben zu fen, 
a) wenn fie die Waͤhlbarkeit, „entweder im Allgemeinen, ober für bie 
Klaſſe ‚oder den Bezirk, für welchen fie gewählt worden, verlieren; 
— wenn fie waͤhrend der Dauer ‚ihrer ſtaͤndiſchen Function im Staat 
bienfte angeſtellt oder befördert, werden, oder im ein befoldetes Hofamt 
treten, oder. 
c) wenn der König die Kammer aufloͤſet 


— den Faͤllen unter b. und c. een i006 ra wwieter gewählt 
werden 
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VPraͤſident und deſſen Stellvertreter. 

G. 72. Der Praͤſident der zweiten — und deſſen Stein 
werben von dem Könige ernannt, 

Zu Anfange jeden Landtags; find von der Kammer vier-. ihter Mitglie⸗ 
der durch geheime Stimmgebung zu waͤhlen und vorzuſchlagen, von denen 
der en eind als Präfidenten und eins als deffen Stellvertreter beſtellt. 

Die Wahl wird nad den Beſtimmungen $. 67. bewirkt, 

Die Landtagsordnung beſtimmt die Function beider, 


4. Beftimmungen in Bezug auf beide Kammern, Alter zur 
Mahlberehtigung und Wählbarkeit. 


8 73. Zur Theilnahme an einer. auf die Staͤndeverſammlung ſich bes 
ziehenden Wahl wird das erfüllte 2oſte, und zur ee das erfüllte 
30fte Altersjahr erfordert. 
Hinderniſſe derſelben. 


— 74. Wedet zur — an einer Wahl — us wählbar 
find diejenigen, "welche 
* a) unter Guratel‘ftehen, 

b) zu deren Vermögen ein Schuldenweſen entſtanden iſt, es mag dafs 
‚Felde zum fürmlichen Concuts ‚gediehen, oder der. Meg der außerge⸗ 
richtlichen Erledigung deſſelben eingeſchlagen worden ſeyn, ſo lange 
— ihre Glaͤubiger A vollftändige Befriedigung erhalten zu. haben, 

ven, 

o) Diejenigen, welche wegen folcher Vergehen, die nad) allgemeinem Begriffe | 
: für entehrend zu halten find, vor Gericht geftanden haben, ey von- 
der Anſchuldigung völlig frei gefprochen zu feyn, 

‚Db ein Vergehen nach allgemeinem Begriffe für entehrend zu halten 
ſey, entſcheidet hinfichtlic eines Wahlmanns die DRG > und 
hinſichtlich eines Abgeordneten die Kammer. 

Wahl von Staatöbienern und andern Beamten. 

$. 75. Wird ein Staatsdiener zum Abgeordneten oder Stellvertreter 
zu einer der beiden Kammern gewaͤhlt; fo hat derfelbe ſolches der. vorgefegs 
‘ten Dienftbehörde anzuzeigen, damit biefe ermefje, ob die Annahme. der 
Wahl genehmigt werden könne, und nöthigen Falis wegen einftmeiliger Ver: 
fehung des Amts DBorforge treffe. Die Genehmigung kann ohne erhebliche, 
in dem Wefen des Amts beruhende und den Ständen zur Nachricht mitzu⸗ 
theilende, Gründe nicht verfagt werden. 

Gerichtsdirectoren und gutöherrliche Beamte Haben die Zuftimmung ih: 
rer Principale, ftäbtifhe Beamte die Zuftimmung der Stadträthe einzuhohs 
ken; dieſe kann aber nur aus bdenfelben Urfachen verweigert werden, wie bie 
Landeöherrliche Erlaubniß für die Staatsdiener, 

Ueber Reclamationen wegen verweigerter Genehmigung entſchehet die 
Regierung. 

Sitz ordnung. 

§. 76. Die Sitordnung in der erſten Kammer richtet ſich bei den $. 63. 
unter 1. bis mit 12, benannten Mitgliedern nach der angegebenen Reihefolge, 
bei den übrigen aber, fo wie in ber zweiten Kammer, nad dem Loofe, 
welches bei jedesmaliger Eröffnung der Kammer gezogen wird. Für bie 
hierbei noch nicht anmefenden Mitglieder zieht der Präfident die Looſe. 

Die Bevollmächtigten und Stellvertreter nehmen bie Pläge derer, bie 
fie vertreten, ein, 

Bezugnahme auf das MWahlgefes und bie Landtagsordnung. 
6. 77. Ueber das Wahlverfahren für beide Kammern und bie Wahl: 
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berechtigung für die — Kammer enthält. das Wahlgeſetz die nähere Ve⸗ 


ſtimmung. tbe iſt zwar kein integrirend I der * 
aber ohne Pe Zuftimmung — — — — 


A.Wirkfamkeit der Stände 
1. Beruf der Stände im“ itäemeinen. 
$. 78. Die Stände find. bas geſetzmaͤßige Organ der —*—* 

der Staatsbuͤrger und Unterthanen, und als foldyes berufen, deren auf der 
Verfaſſung beruhende Nechte in dem durch felbige . beftimmten Verhaͤltniſſe 
zu der Staatsregierung, geltend zu machen und das unzertrennliche Wohl 
des Koͤnigs und des Landes mit treuer Anhaͤnglichteit an die Grundſaͤtze 
der Verfaſſung moͤglichſt zu befördern. I 

2. Competenz der Ständeverfammttänk. 


6. 79. Die Angelegenheiten, welche vor. bie Ständeverfammlumg ge: 
bösen ‚find in dieſer Berfaffungsurfunde beſtimmt vorgezeichnet. ? 

Dergleihen Angelegenheiten Eönnen in feinem Falle zur Grfebiguing an 
ftändifche Ausfhüffe, an die Kreisftände oder an einzelne ſtaͤndiſche Corpo⸗ 
rationen gebracht werden. 

Die Staͤndeverſammlung darf aber auch wieder ihrerſeits ſich nur mit 
biefen ihr zugewieſenen Angelegenheiten, oder den vom Könige bſenders an 
ſie gebrachten Gegenſtaͤnden beſchaͤftigen. 

3. Vorzugsweiſe Foͤrderung der von dem Könige an.bie 
| Stände gebrahten Begenitänbe. Ä 
$ 80. Die Stände find verbunden, die von dem Könige am fie ges 
brachten Gegenftände vor allen übrigen in Berathung zu ziehen. 

4. —— Ausuͤbung der ſtaͤndiſchen Function. 

6. 81. In beiden Kammern koͤnnen die Mitglieder derſelben, mit 
Ausnahme ber $. 64. in Rüdficht der Hetrfchaftsbefiger bemerkten Fälle, 
nur perfönlich erſcheinen und dürfen Niemanden beauftragen, in ihrem Na= 
men zu ftimmen. Die Abgeordneten haben eine Inſtruction von ’ ihren 
—— nicht anzunehmen, ſondern nur ihrer eigenen Urbergeugung 


u folg 
| Ueber ens bleibt jedem Mitglicde abetlaſſen ‚ die an ſelbiges fuͤr Be 
Ständeverfammlung gelangenden befondern Anliegen weiter zu befoͤrdern * 
nach Befinden zu bevorworten. 
5. Eid der Staͤnde. 
82. Jedes Mitglied der Staͤndeverſammlung leiftet bei feinem er: 
ften inteitte in die Kammer folgenden Eid: 

AIch ſchwoͤre zu Gott ꝛc. die Staatsverfaffung treu zu bewahren und 
„in der Ständeverfammlung das unzertrennliche Wohl bes Königs und 
„Baterlandes nach meinem beften Wiffen und Gewiſſen bei meinen 
Anträgen und Abftimmungen allenthalben zu beobachten.” | 

„So wahr mir Gott helfe 20.” 

Dieſen Eid legen die Praͤſidenten beider Kammern in die Haͤnde des 
Königs und die übrigen Mitglieder der Kammer in der Verſammlung au 
den Vorſtand berfelben ab, 

Wenn ein gewefener Abgeordneter durch neue Mahl als folder in eine 
Kammer eintritt; fo leiftet er die Pflicht blos mittelft Handſchlags, unter 
Verweiſung auf den früher abgelegten Eid. 

6. Freie Aeußerung berfelben. j 
$. 83. Jedes Mitglied der Stände kann in der Kammer feine Mei: 
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mung frei aͤußern. Ein Mitglied, welches bei dem Gebrauche dieſes Rechts 
den, Gang. des Geſchaͤfts unſtatthafterweiſe aufhält, oder ſich die. Mißbili 
gung der Kammer erregende Aeußerungen erlaubt, kann don. dem —32 
ten — Ordnung verwieſen werden. 

Die Mitglieder der Kammern haben ſich bei ihren Discuffi onen aller 
Perſoͤnlichkeiten, aller ‚unanftändigen und; beleidigenden Ausdruͤcke, fo: wie 
aller Vweihungen. von dem, vorliegenden Berathungsgegenftande zu enthals 
ten, widrigenfalis der Präfident fie zue Ordnung zu verweilen und, im Weis 
gerungsfalle, ſelbſt die fernere Wortführung zu unterfagen das Necht hat. 
Solften: fie ſich felbſt perfönliche Ausfälle gegen, den. Regenten, die ‚£önigliche 
Samitie, die Kammern ober ‚einzefne Mitglieder. der Kammern erlauben und, 
ungeachtet der. Erinnerung des ‚Präfidenten, hiermit fortfahren; ſo iſt ders 
felbe berechtigt, und verpflichtet, die Sigung für. dieſen Tag "auf der Stelle 
zu; ſchließen und in der folgenden. Sitzung uͤber bie, Beſtrafung des betreffen: 
den Mitgliedes der. Kammer vorzutragen, welche entſcheiden witd, ob daſ— 
ſelbe zum bloßen Widerrufe ‚oder zum. zeitlichen ‚oder. gänzlichen Yusfchluf aus 
der Kammer zu verurtheilen fen. 

Wenn die gerügte Aeußerung ein ‚befonderes Verbrechen oder eine per⸗ 
ace Beleidigung, in. ſich begreift; fo kann das fragliche Mitglied der 
Kammer, ed: mag num deſſen Ausichliefung erfolgt: ſeyn, oder nicht, des 
halb noch vor feinem ordentlichen Richter belangt werden. 

Verlangt es der Ausgefhloffenez: fo iſt die Entfcheidung, ob berfelbe 
bei. einer ‚künftigen Ständeverfammlung wieder wählbar fern folle, an den 
Staatsgetlchtshof ($. 442.) zu verweiſen; ſonſt iſt derſelbe kuͤnftig nicht 
wieder waͤhlbar. 

7. Perſoͤnliche Unverletzlichkeit der Stände während bes 

Landtags. 

8.84, Die Stände genießen, ſowohl in ihrer. Geſammtheit, als eins 
zeln, voͤllige Unverletzlichkeit der Perſon während der Dauer des ‚Landtags, 
Daher darf insbeſondere, außer dem Falle der Ergreifung ori friſcher That 
bei einem begangenen peinlihen Verbrechen und ‚dem | Falle des Wechſelver⸗ 
fahrens, kein Mitglied. der Staͤndeverſammlung während ihrer Dauer, ‚ohne. 
—— Zuſtimmung der Kammer, ber ſelbiges augehoͤrt, verhaftet 
wer 

"8. Wirkſamkeit der Stände in ber Gefeggebung, Antrag 

in Bezug auf Geſetze. 

$ 85. —Befegentwärfe Eönnen nur von dem Könige an die Stände 

sicht: von den Ständen an ben König gebracht werden. 
Dicte Staͤnde können aber auf neue Gefege, fo wie ui — 
oder Aufhebung beſtehender, antragen. 
Jedem Geſetzentwurfe werden Motive beigefügt werden, 
Staͤndiſche Zuſtimmung zu Geſetzen. 

66.Kein Geſetz kann ohne Zuſtimmung der Staͤnde alaſſen, ab⸗ 
geaͤndert oder authentiſch interpretirt werden. 
Rechte des — in Bezug auf nl und Verorbnüngen, befonbers auch in 

dringenden Fällen. 


6. 87. ‚Der König erläßt und — die Geſehe, mit Bezug auf 
bie erfolgte Zuſtimmung der Stände, und ertheilt die zu deren Vollziehung 
und Handhabung erforderlichen, fo wie die aus dem Aufſichts⸗ und Wer: 
waltungsrechte fließenden, Verfügungen: und Verordnungen. 


mr. ie 
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ſchen Zuſtimmung beduͤrfende, aber durch das Staatswohl dringend gebotene 
Verordnungen, deren voruͤbergehender Zweck durch Verzoͤgerung vereitelt wer⸗ 
den würde; mit Ausnahme aller und jeder Avanderungen in der Verfaſſung 
und dem Wahlgeſetze. 

Dafür, das dae Staatswohl bie Eile geboten, ſind kunt Mint: 
fer verantwortlich. Ste haben deshalb insgefammt die’ Verordnungen zu 
contrafigniven; auch müffen legtere den Ständen bei ber ——— Zuſammen. 
| kunft au Genehmigung vorgelegt werden. 

" > Ausführung der Bundestagsbefhläffe' 
5.89; In Ausführung der vom Bundestage gefüßten Site * 
die ——— burch die ermangelnde Zuſtimmung der Stände nicht gehin⸗ 
dert werden. Sie tteten ſofort mit der vom Könige verfügten Publication 
in Kraft. Es müffen daher auch die zur Ausführung detſelben etweislich 
erforderlichen Mittel aufgebracht "werden; - wobei jedoch -die Mitwirkung der 
Stände in Anfehüng der Art und Weiſe der Aufbringung bieſer Mittel, in⸗ 
ſoweit biefelbe verfaffungsmäßig begruͤndet iſt, nicht ——— wird. 
Zuruͤcknahme koͤniglicher Geſetzvorſchlaͤge. 

F. 90, Der Koͤnig kann einen an die Kammern: gerichteten Geſchvotſchiag 
noch während der ftändifchen Discuffton darüber zurkcdincehmen: "Daffelde kann 
geſchehen, wenn ein Gefegvorfchlag zwar von der Mehrheit der Kammern 
angenommen wird, dabei aber die $. 129. erwähnte Abſonderung der Ab 
geordneten eines Standes eingetreten if, 

Verfahren, w wenn die Kammern über einen Geſetzvorſchlag getheilter Meinung find, 
1. Wenn die Kammern über die Annahme eines Geſetzvorſchlags getheil⸗ 
ter Meinung find; fo haben fie, vor der Abgabe ihrer — er 131. 
vorgefchriebene Bereinigungsmittel zu verfuchen. 
Berwerfung eines Gefesvorfchlags. 

$. 92. Bleiben auch dann noch die Curiatſtimmen beider — 
getbeilt; fo ift zu der Verwerfung bes Gefegvorfchlags erforderlich, daß in 
einer der beiden Kammern wenigſtens zwei Drittheile der Amseiendrs für die 
Verwerfung geſtimmt haben. | = 

— der Beweggruͤnde zu vWeztins Sr Aenberung * Geſet⸗ 


. 93. Die ſtaͤndiſche er m wodurch entweder ein Geſetzvor⸗ 
ſchlag ganz abgelehnt wird, oder Veränderungen babei beantragt. werden, muß 
bie Angabe ber Berweggründe enthalten. 

Verfahren, wenn ein von den Ständen mit Abänderungen angenommener Geſetz⸗ 

entwurf vom Könige nicht genehmigt wird. 

$. 94. Wird ein von den Ständen mit Abänderungen angenomme⸗ 

ner Geſetzentwurf vom Koͤnige nicht genehmigt; ſo kann ſelbiger entweder 

ganz zuruͤckgenommen, oder vorher noch einmal waͤhrend deſſelben Landtags, 

mit Widerlegungsgruͤnden, in der vorigen Maaße, oder auch mit von der 

Regierung ſelbſt vorzuſchlagenden Abaͤnderungen, an die Staͤnde gebracht 

werden. In beiden letztern Faͤllen ſteht der Regierung frei, die unbedingte 
Erklärung über Annahme oder Ablehnung deſſelben zu verlangen. 

Berfahren, wenn ein Gefegentwurf von den. Ständen ganz abgelehnt worben ift. 

Ein von den Ständen ganz abgelehnter Geſetzentwurf kann zwar 

bei einem folgenden Landtage anderweit unverändert an fie gebracht — 

waͤhrend deſſelben Landtags aber nur in veraͤnderter Maaße. 
9. Wirkſamkeit der Staͤnde im Finanzweſen. 


Zuſtimmung derſelben zu Veraͤnderung und Erhebung der Abgaben. 
d. 96. Ohne Zuſtimmung der Stände kü.ınen die beſtehenden directen und 
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indirecten Landesabgaben nicht veraͤndert, auch duͤrfen dergleichen Abgaben ohne 
ihre Bewilligung, mit Ausnahme des $. 103. bemerften vals, nicht aus⸗ 
ieſchicben und erhoben werben. 

Eroͤrterung und Deckung des Staatöbebarfs durch die Stände. 

- $..97.: Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufbringung des: ordent⸗ 
kichen und außerorbentlichen .Staatsbedarfs durch Ausfegung der hierzu erfor: 
derfichen Dedungsmittel zu forgen. Sie haben dagegen. das Befugniß, hier 
bei die Rothmwenbigkeit, Zweckmaͤßigkeit und Höhe der Anfäge zu prüfen, 
und deshalb Erinnerungen zu machen, auch ſich fowohl wegen der Annahme 
der sangefesten. Summen. als über bie Art. der Dedung, die. Grundfäge 
und Berhältniffe, nach : weldhen. die Abgaben: und Leiftungen auf Perfonen 
und Gegenftände zu Segen und zu vertheilen find, fo wie an die. Den 
und Erhebungsweiſe zu entſchließen. 
| Darlegung des Staatshaushalts und Bedarfs an felbtge. 

$. 98. Bei jedem ordentlichen Landtage ($. 115.) wird den Staͤn⸗ 
den eine genaue Berechnung der, in dem vorhergegangenen drei Jahren flatts 
gefundenen, Einnahme und Ausgabe, und ein Voranſchlag des Bedarfs für 
die nächftfolgenden drei Jahre, nebft den Vorfchlägen zu deſſen Dedung, 
möglichft bald nah Eröffnung des Landtags mitgetheilt. | 

Mittheilung von Erläuterungen und Rechnungen an bie Stände. 

. 99. Um Beides beurtheilen zu £önnen, werden ihnen forwohl von 
der oberften Staatsbehörde, ald auch, auf ihren Antrag, von dem betreffen: 
den Departementschefs die nöthigen Erläuterungen gegeben, fo wie Rechnun⸗ 
gen und Belege mitgetheilt werden. 

Anfäge für geheime Ausgaben Eönnen dabei nur inſoweit vorkommen, 
als eine fhriftliche, von mindeftens drei verantmwortlihen Minifteriafoorftän- 
den contrafignirte, Verſicherung des‘ Königs bezeugt, daß die Verwendung 
zum. wahren Beften des Landes Statt gefunden habe oder Statt fins 
den werde. 

Ständifhe Erklaͤrung über den aufzubringenden Staatsbebarf. 

$. 100. Nach pflidytmäßiger genauen Prüfung der gedachten Werech: 
nungen, Ueberfihten und Unterlagen, haben die Stände über den darnach 
aufzubtingenden Bedarf ihre Erklärung an den König gelangen zu laſſen. 
Inſofern ſie hierbei auf Verminderung der verlangten Summen antragen, 
muß dieſes unter beſtimmter und ausfuͤhrlicher Nachweiſung der Gruͤnde 
dazu, fo wie der Gegenſtaͤnde, bei welchen, und der Art und Weiſe, wie 
ohne Hintanfegung des Staatszwecks Erfparniffe gemacht werden Eönnen, 
gefchehen.: 

Berfahren, wenn bie Kammern über die Bewilligung getheilt find, 

$. 101. Sind die beiden Kammern bei der Abftimmung über bie 
Bewilligung getheilt; fo tritt zum Zwecke einer Vereinigung das, $. 131. 
vorgefchriebene, Verfahren ein. 

Verbot, die Bewilligung an fremde Bedingungen zu knuͤpfen. 

$. 102. Die ftändifche Bewilligung von Abgaben darf nicht an Be 
dingungen geknüpft werden, welche nicht das Weſen oder die Verwendung 
derſelben unmittelbar betreffen. 

Verfahren, wenn uͤber die — — Vereinigung mit den Staͤnden 


$. 103. Die, von den Ständen: nad F. 100. an bie Regierung ger 
langenden, Anträge und die. Gründe, auf welchen fie beruhen, werden auf 
das reiflichjte erwogen, auch, fo weit es nur immer mit: dem Staates 
wohle vereinbar ift, jederzeit beruͤckſichtigt werben. „ FR En 
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In dem Falle abet, daß fie — befunden wirrbden, die Stände 
ee auf“ deshalb ihnen gefehehene Eröffnung und ‚amderhieite Berathüng, 
die Bewilligung in der verlangten Maaße wiederhohlt ablehnen wollten, läßt 
der König bie Yuflagen für den Stantsbebarf, inſofern fie nicht ausdrücklich 
nur für. einem: voruͤbergehenden, bereits ‚erreichten. Zweck beſtimmt find, nach 
Ablauf der Berwilligungsgeit durch die oberſte Staatsbehoͤrde, mittelſt einer, 
in die Geſetzſammlung aufzunehmenden, Verordnung, noch auf ein Jahr 
außfchreiben und Fort erheben. In dem zu erlaffenden :Ausfchreiben wird ber 
befondern Natur defjelben gedacht, und Beziehung auf diefen $. der. Be 
foffungsurfumde ‚genommen. Ein ſolches verlängertes : Ausſchreiben kann je⸗ 
doch nur auf ein Jahr erlaſſen werden, weshalb der Koͤnig laͤngſtens ſechs 
Monate vos. Ablauf dieſer Friſt eine außerordentliche Staͤndeverſammlung 
einberufen wird. Die Bewilligung wird uͤbrigens nur dann als abgelehnt 
betrachtet, wenn in einer der beiden Kammern mindeſtens zwei Drittheile 
ber Anweſenden für bie Ablehnung geſtimmt haben. 

Bemerkung der ftändifchen Bewilligung in den Abgabenausfchreiben. 

5. 104, Mit Ausnahme des, $. 103, erwähnten, Falls, fol in den 
Ausfchreiben, welche Landesabgaben betreffen, die ftandifche Bersilligung be: 
fonders erwähnt werden, ohne welche weder die Einnehmer zur Einforderung 
berechtigt noch die Unterthanen zur Entrichtung verbunden ſind. 

— Verfahren, wenn ſchleunige finanzielle Maaßregeln erforderlich find. 
$..105. Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein Anlehen gültig ges 
maht werden. 

Wenn in auferordentlihen, dringenden und unvorhergefshenen Fällen 
ſchleunige finanzielle Maaßregeln erfordert werden, zu welchen. an fi bie 
Buftimmung ber Stände nothwendig iſt; fo ift eine außerordentliche Stände: 
verfammlung einzuberufen. 

Sollten jedoch Äußere Verhältniffe eine ſolche Einberufung durchaus 
unmöglich machen; fo barf der König, unter Verantwortlichkeit der, ihn 
hierbei berathenden, Vorſtaͤnde der Minifterialdbepartements, das zu Dedung 
des außerordentlihen Bebürfniffes unumgänglih Nöthige proviforifch verfüz 
den, auch erforderlichen Falls ausnahmsweife ein Antehen aufnehmen; es 
find aber die getröffenen Maaßregeln fo bald, als irgend möglich, der Staͤn⸗ 
deverfammlung, und fpäteftens bei dem nächften ordentlichen Landtage, vor 
zulegen, um deren verfaffungsmäßige Genehmigung zu bewirken; auch ift 
felbiger über die Verwendung der erforderlich gewefenen Summen Nachweis 
fung zu geben. 

Refervefonb. 

$. 106. Um die Regierung für unvorhergefehene Ereigniffe mit den 
erforderlichen außerordentlichen Hilfsmitteln zu verfehen, ift ein Meferves 
fond zu bilden, welcher in das Budget aufgenommen und. jebesmal bewil- 
“ wird, 

Staatsſchuldenkaſſe. 

$ 107. Zu Verzinfung und Tilgung der Staatsſchulden beftcht eine 

—* Staatsſchuldenkaſſe, welche unter die Verwaltung der Staͤnde ge⸗ 


ſte 
Dieſe Verwaltung wird durch einen ſtaͤndiſchen Ausſchuß, mit Huͤlfe 
der von ihm ernannten und vom Könige beſtaͤtigten Beamten, geführt. Er 
hat: auch bei erfolgender Auflöfung dee zweiten Kummer: feine Gefchäfte bis 
zu Eröffnung dee neuen ————— und erfolgter Wahl eines neuen 
Yusfajuffes fortzufegen. 
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Der Regierung ſteht, vermoͤge bes Oberaufſichtsrechts el, von: dem 

Zuflande der Kaffe zu ieder Zeit: Einficht: ui nehmen. 
2. Die Jahrederchnungen über dieſelbe werben van der abeſten Rechnungs: 
behoͤrde geprüft, uund bei jedem ardentlichen Landtage ($:115,). den Staͤn⸗ 
den zur Erinnerung und Juftification vorgelegt. Nach erfolgter Juſtifica⸗ 
tion wird, das. Mefultat der Rohonagen im Namen der Staͤnde durch ‚den 
Druck bekannt gemadt. 
10. Berhältniß der Stände fa. Bezug. su das Stagtsgut 
und auf das Fideicommiß des, koͤniglichen Hauſes. 
& 108. Die Stände find verpflichtet und berechtigt, über ‚bie, Cha 
tung des Staatsguts und des ‚Eöniglichen Hausfibeicommifles * der du 08; 
und 20. angegebenen Maaße zu machen, | 
411. Petitionsrecht der Stände. 

$. 109. "Die Stände. haben das Recht, in Bezug auf alle gu ihrem 
Wirkungskreiſe gehoͤrige Gegenſtaͤnde dem Koͤnige ihre gemeinſamen Wuͤnſche 
und Antraͤge in der geeigneten Form vorzulegen. 

Hierzu gehören auch Anträge. auf. Abſtellung wahrgenommener Gebre⸗ 
hen in der Landesverwaltung oder Rechtspflege. 

Eben ſo iſt jedes einzelne Mitglied der Staͤnde befugt, ſeine, auf der⸗ 
gleichen Gegenſtaͤnde ſich beziehenden, Wuͤnſche und Anträge in feiner Kam: 
mer vorzubringen, Dieſe entfcheibet, ob und auf welche Meife felbige in 
nähere Erwägung gezogen werden follen. Nimmt fie ſich, in Folge der ges 
fchehenen Erörterung, der Sache anz fo hat fie den Beitritt der andern 
Kammer zu veranlaffen, indem felbige nur in Mebereinftimmung. beider Kam 
mern an den König: gebracht werden kann, 

12, Deren Recht der Beſchwerde. 

$. 110. "Befchtverden gegen die oberfte Stantsbehörde und — 
Vorſtaͤnde von Miniſterialdepartements (F. 41.) über die Anwendung der 
Geſetze in ber Kandesverwaltung und Rechtspflege kann, infofern ſich des⸗ 
halb nicht beide Kammern zu vereinigen vermögen, auch jede Kammer allein 
anbringen. 

Zu Begrimdung ſolcher Beſchwerden iſt F. 43. bie Eontraflgnakur aller 
Verordnungen und andern Ausfertigungen in Reglerungsangelegenheiten welche 
der Koͤnig eigenhaͤndig unterzeichnet, angeordnet. 

Unerlaubte Handlungen oder grobe Vernachlaͤſſigungen der den Minifke- 
rialdepartements untergeordneten Staatödiener Finnen nur dann Gegenftand 
ſtaͤndiſcher Beſchwerde werden, wenn ber dadurch unmittelbar Verletzte bei 
dem betreffenden Departement vergebens Klage geführt, ohee fonft bie geſet⸗ 
lichen Vorfchritte gethan hat. 

— Recht der Staͤnde, Beſchwerden der Unterthanen — J 

F. 111.: Die Stände koͤnnen ſchriftliche Beſchwerden der Unterthanen, 
nicht aber Deputationen von Koͤrperſchaften, annehmen. Findet ſich, ” 
eine folche Beſchwerde noch nicht auf dem verfaffungsmäßigen Wege bis 
dem: betreffenden Minifterialdepartement gelangt, und bafelbft ohne —8 

geblieben fey;''fo bleibt fie unberuͤckſichtigt. Im entgegengeſetzten Falle, und 
wenn den Ständen die Beſchwerde begründet erfcheint, bleibt ihrem Ermeſ⸗ 
ſen überlaſſen, felbige entweder an das betreffende Departement, oder die 
oberfte Stantsbehörde abzugeben, oder zu- ihrer eigenen Sache zu machen, 
und, nad vorgängiger Discuffion in beiden Kammern, dem Könige zur 
geeigneten Berudfichtigung zu empfehlen. Die erfolgte Abftellung folcher 
Belchwerden ) oder das Ergebniß der Erörterung, wird. Ta ‚eröffnet werden. 
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13. Koͤnigliche Sanction der ſtaͤndiſchen Beſchluͤſſe in 
kandesangelegenheiten. 

F. 112. Alle ſtaͤndiſche Befchläffe, welche auf eine Angelegenheit des 
Landes Bezug haben, beduͤrfen, um wirkſam zu — der ausdrucklichen 
Sanction des Koͤnigs. 

14.“ Königliche Refolutionen auf bie Rindifäen Anträge. 
$. 113. Auf jeden, von den Ständen an ben König gebrachten, .. Ans 
trag wird ihnen eine Entſchließung, umd zwar im Ablehnungsfalle unter 
Angabe der Gründe, wo möglich noch während der Ständeverfammlung, ers 
theilt werden. Dies gilt ingbefondere auch, wenn der Antrag auf Ertaffung, 
Aufhebung oder Abänderung eines Gefeges gerichtet war. 
15. Staͤndiſche Deputationen außer der Zeit des 
Landtags. 

$. 114. Die Staͤndeverſammlung darf mit koͤniglicher Genehmigung 
zu Vorbereitung beftimmt -anzuzeigender Berathungsgegenftände und zu Aus- 
führung von Belhlüffen in ftändifhen Angelegenheiten, welche die Eönigliche 
Sanction erhalten haben ,- Deputationen ernennen, welche zu biefem Zwecke 
in der Zwiſchenzeit von einem Landtage zum andern zuſammentreten und 
thaͤtig ſeyn koͤnnen. 

II. Landtag und Geſchaͤftsbetrieb bei felbigem. 
1. Randtag. Zeit und Drt des Landtags; EERDEENTENG, zu 
felbigem. 

$. 115. . Der König wird längftens alle drei Jahre einen — 
Landtag einberufen, und außerordentliche, fo oft es Geſetgebungs⸗ oder an⸗ 
dere dringende Angelegenheiten erfordern. 

Eine außerordentliche Zuſammenkunft der Staͤnde iſt jedesmal noͤthig, 
wenn ein Regierungswechſel eintritt; die Einberufung erfolgt dann binnen 
der naͤchſten vier Monate. 

Der Ort des Koͤnigreichs, wo der Landtag gehalten werden ſoll, haͤngt 
von der jedesmaligen Beſtimmung des Koͤnigs ab. 

Zu jedem Landtage werden die Staͤnde mittelſt einer von der oberſten 
Staatsbehoͤrde ausgehenden Bekanntmachung in der Gefegfammlung und 
durch an jeden zu erlaffende Miffiven einberufen. 

Schluß und Vertagung des Sandtags, Auflöfung ber zweiten. Kammer. 

$. 116. Der König ordnet den förmlichen Schluß der Ständeverfaminlung 
an, kann auch folche vertagen und die zweite Kammer auflöfen, men 
die erfte für ‚vertagt erklärt wird. 

Die Vertagung darf nicht über ſechs Monate dauern. 

Im Falle der Auflöfung der zweiten Kammer ſoll die Wahl neuer Ab: 
geordneten zu felbiger, und die Einberufung der. Stände — ſauchau 
der naͤchſten ſechs Monate erfolgen. 

Eröffnung und Entlaſſung ber Ständeverfammlung. 

$. 117. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung ent: 

weber in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Commiffar. 
Verbot eigenmächtiger Berfammlungen. 

6. 118. Eigenmaͤchtig dürfen die Kammern weder fi ich. verfammeln, 
nody nach dem Schluffe oder der Vertagung des Landtags, oder Korn 
der zweiten Kammer, verfammelt bleiben und berathichlagen. | 

kandtagsabſchied. 

$. 119. . Die definitiven Refultate des Landtags werden in as Be 
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liche Urkunde, den Landtagsabſchled, zuſammengefaßt, welche die koͤnigliche 
Erklärung über die Verhandlungen mit den Ständen enthält, von dem Ki: 
nige egenpäig vollzogen, den: Ständen bei ihrer Entlaffung urſchriftuch 
ausgepdndigt "und in die Geſetſammlung aufgenommen wird, 

— pr Er eg der Stände. — N 
6. 420. Die Stände, mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der erften 
Kara tat Kraft erblichen Rechts, oder als Abgeordnete AR PR 
und der Univerfität, auf Landtagen erfcheinen, bekommen, infofern fie nicht 
an dem Orte, wo der Landtag gehalten wild, beſtaͤndig wohnen, als Ent⸗ 
ſchaͤdigung für dem erforderlichen außerordentlichen Aufwand Tages und Reife: 
‘gelber, in ber in der Landtagsordnung beftimmten- Maafe. 

2, Geſchaͤftsbetrieb bei dem Landtage, 

1. Separate Verhandlung und Curiatſtimme jeder Kammer. 
8. 121. Iede Kammer verhandelt getrennt von“ det. andern, und hät 
bei den an den König zu bringenden Erklärungen eine Gutiatftimme, 

kann „Königliche Mittheilungen an die Kammern. 
$. 122, Bon den Eöniglihen Mittheilungen an die Kammern ergehen 
diejenigen, welche auf Abgaben= und Bewilligungsgegenſtaͤnde Bezug, haben, 
zuerft an die zweite Kammer. Bei andern Gegenftänden hängt es von dem 
Ermeffen des Königs ab, an welche der beiden Kammern ſolche zuerft ge: 
langen ſollen. - —— RE 2 

-,. Erörterung ber Eöniglichen Anträge durch Deputationen. 

8. 123. Alte königliche Anträge müffen, ehe fie bei einer Kammer 
zur Discuffion und Abflimmung gelangen können, von einer. befondern, aus 
dem Mittel der Kammer beſtellten, Deputation erörtert werden, welche bar: 
über an die erſtere Vortrag erflattet. | ' 

Ä Deputationen zu.andern Berathungsgegenftänden. - | 
§. 124. Dergleichen Deputationen werden auc für andere Bern: 
thungsgegenftände ernannt. RE 

* Mitwirkung Eönigliher Commiffarien bei den Deputationen. 

$. 125. Diefen Deputationen ($. 123., 124). werden, fo oft bie 
Deputationen felbft darauf antragen, durch königliche Commiffarien die nöz 
thigen Erläutnrungen gegeben werden. Es muß jedody jede Deputation, vor 
Abgabe. ihres Gutachtens an die betreffende Kammer, die, ihr von dem Fir 
niglihen Commiſſar in ihrer Sigung muͤndlich ,mitzutheilenden, Bemerkun⸗ 
gen hören, auch diefelben in Erwägung ziehen, und nad Befinden berüc: 
ichtigen. 
— Eingabe individueller oder amtlicher Anſichten an die Deputationen. 

F. 126. Jedem Mitgliede der Kammer und koͤniglichen Commiſſar 
ſteht frei, der Deputation ſeine Anſicht uͤber den zu berathenden Gegenſtand 
ſchriftlich vorzulegen. — —— 

Berathungen der Kammern. 

$. 127. Berathungen der Kammern koͤnnen nur bei der Anweſenheit 
von mindeſtens ber Haͤlfte der, durch die Verfaſſung beſtimmten, Zahl der 
Mitglieder Statt finden. 

A Abſtimmung und Beichlußfaffung derfelben. 

6. 128. : Befhlüffe tönen von dev erſten Kammer nur, wenn min⸗ 
deſtens die Hälfte, und von der zweiten nur, wenn mindeftens zwei Drits 
theile der verfaffungsmäßigen Zahl. der Mitglieder im der. Sigung anweſend 
find, gefaßt werben. EINER * 

U ber Abſtimmung Hat jedes Mitglied, auch der Praͤſident, eine 


Be 
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| Die Beſchluſſe werden, außer 6. — und 152. hetimmten Sit 
| len — abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 

Wenn Gleichheit der Stimmen eintritt fo ift bie Sache in einer fol 
genden Sigung wieder zum Vortrage zu bringen, Wuͤrde auch in dieſer 
Sitzung eine Stimmenmehrheit nicht erlangt; ſo giebt die Stimme bes Praͤ⸗ 
fiventen den Ausſchlag. ' 

Sit der Segenftand ber Berathung ein foldher, u blod ein Gutachten 
der Stände zu eröffnen ft; fo kann ietzterm, auf Verlangen, en: abwei⸗ 
chende Meinung beigefuͤgt werden. 

Separatſtimme. 

$. 129. Die Abſtimmungen geſchehen von. den einzelnen sfitieen, 
ohne Rüdficht auf die Verfchiedenheit der Stände, Es ift jedoch den Abe 
geordneten der MNittergutöbefiger, der Städte und des Bauernftandes in der 
zweiten Kammer erlaubt, wenn wenigſtens drei Wiertheile der Anweſenden 
ihren Stand in feinen befondern Rechten‘ oder Intereffen durch den Beſchluß 
der Mehrheit für befchwert achten, eine Separatftimme abzugeben. Eine 
ſolche Separatftimme muß in bie Erklärung der Ständeverfammlung neben 
dem Belchluffe der Mehrheit aufgenommen, und mit an die Regierung ges 
bracht. werden, | 

Communicationen zwifchen ben beiben Kammern. 

8. 130. Die von einer Kammer an bie andere gebrachten Antrage, 
Geſetzentwuͤrfe und Erklaͤrungen koͤnnen erſterer mit Verbeſſerungsvorſchlaͤ⸗ 
gen, welche durch eine Deputation eroͤrtert werden muͤſſen, zuruͤckgegeben 
werden. 

Verhandlung zwiſchen — Kammern bei getheilter Anſicht. Verfahren, wenn 
ein Einverſtaͤndniß nicht erlangt wird. 

$. 131. Können ſich beide Kammern, in Folge der erſten Berathung, 
über den betreffenden Gegenftand nicht fogleich vereinigen; fo haben fie aus 
ihrem beiderfeitigen Mittel eine gemeinfchaftliche Deputation zu ermennen, 
welche, unter ben beiden Vorftänden der Kammern, über die Bereinigung 
der getheilten Meinungen zu berathfchlagen hat, und deren Mitglieder biers 
auf das Reſultat ihrer Verhandlung den Kammern zu andermweiter Bera⸗ 
thung vorzuteagen haben. Dafern ſich diefelben auch dann nicht vereinigenz 
fo treten bei Geſetzgebungs⸗ und Bewilligungsgegenftänden die $. 128. ent⸗ 
Haltenen Vorfchriften ein. Bei bloßen Berathungsgegenftinden aber — 
alsdann von jeder Kammer eine, durch ihren Vorſtand im Namen derſelben 
unterzeichnete, befondere Schrift bei der oberften Staatsbehörbe eingereicht. 

Gemeinſchaftliche ftändifche Schriften. 

$. 132. Die Anträge und Belchlüffe, über welche beide Kammern 
ſich vereinigt haben, werben im eine gemeinſchaftliche ftändifche Schrift zus 
‚fammmengefaßt, welche, von ben -— beider Kammern im Namen ber 
—— unterzeichnet, bei der oberſten Staatsbehoͤrde — 
reicht wird 

Verhaͤltniß der Stände zu der oberften Staatebehörde. 
| $. 133. Nur die oberfte Staatsbehörde ift zur Communkation zwi⸗ 
ſchen der Regierung und den Ständen beſtimmt; auch die einzelnen Kams 
— ſtehen nur mit dieſer Staatsbehoͤrde in unmittelbarer Seſchoſtebe⸗ 
ung. 
Zutritt der Mitglieder des Miniſterii u Eöniglicher Sommiffarien zu ben Sitz ungen 
ammern. 


$. 134. Die Mitglieder ie Minifterii, und bie Königlichen Commifs 
ſarien haben den Zutritt zu den Sigungen der Kammern, tönnen an den 
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Discuffionen Autheil nehmen, und haben das. Recht, zu — nach 
Schluffe derſelben nochmals gehoͤrt zu werden, treten aber, wenn, ſo viel 
die Comp betrifft, ‚diefe, nicht. ſelbſt Mitglieder der Kammer. find, bei 
der Abſtimmung ab. Nach ihrem Abtritte darf die Discuſſion nicht von 
Neuem aufgenommen werden. 

Oeffentlichkeit der Verhandlungen. 

6. 135. Die Sigüngen der beiden Kammern find öffentlich, Si⸗ 
werden geheim, auf den Antrag der koͤniglichen Commiſſarien bei Eroͤffnun⸗ 
gen, für welche ſie die Geheimhaltung noͤthig achten, und auf das Begeh— 
ren von drei Mitgliedern, denen, nach dem Abtritt der Zuhoͤrer, wenigſtens 
ein Viertheil der Mitglieder der Kammer über die Nothwendigkeit der geheis 
men Berathung beitreten muß. ' 

Druc ber Protocolle über die Verhandlungen in ben Kammern. 
$. 136. Die über die Verhandlungen in den Kammern aufgenom: 
menen Protocole werden durch den Druck bekannt gemacht, wenn nicht die 
Geheimhaltung in einzelnen Fällen durch die Kammer befchloffen wird, Um 
die Redaction in angemeffener Weiſe zu beforgen, ift eine befonbere, verants 
wortliche Deputation zu ernennen. 
Bezugnahme auf die Landtagsordnung. 

$. 137. Die nähern Beſtimmungen über den Landtag und den Ge: 

fchäftsbetrieb bei felbigem enthält die Landtagsorbnung. 


Achter Abſchnitt. 
Gewaͤhr der Verfaſſung. 
1. — des Koͤnigs und Regierungsverweſers bei dem 
Regierungsantritte. 
$. 138. Der Thronfolger Hat, bei dem Antritte der Regierung, in 
Gegenwart des Gefammtminifterii und der beiden Präfidenten ber legten 
Ständeverfammlung, bei feinem fürfttichen Worte zu verfprecdhen, daß er bie 
. Berfaffung des Landes, wie fie zwifchen dem Könige und den Ständen’ ver: 
abfchiedet worden ift, in allen ihren Beftimmungen während feiner Regie— 
rung beobachten, aufrecht erhalten und beſchuͤtzen wolle. 
Ein Gleiches iſt auch von dem Regierungsverweſer ($. 9.) zu betoirken. 
Die hierüber zu ertheilende Urkunde, wovon ein Abdrud in die Gefeg: 
fammlung aufgenommen wird, ift den beiden Präfidenten der Kammern aus: 
zuhaͤndigen, welche fie der nächften Ständeverfammlung zu übergeben und 
immittelft im ftändifchen Archive beizulegen haben. 
2. Eid auf die Berfaffung. | 
$. 139. Der Unterthaneneid und ber Eid der Civil: Staatsdiener und 
der Geiftlichen aller chriſtlichen Confeffionen ift, nächft dem Verſprechen ber 
Treue und des Gehorfams gegen den König und die Gefege des Landes, 
auch auf die Beobachtung der Landesverfaffung zu richten. 
3. Befhmwerden ber Stände gegen Minifterien und andere 
Stautsbehörden, wegen Verlegung der Verfaffung. 
8.7140, Die Stände haben das Recht, Beſchwerden über die, durch 
bie koͤniglichen Minifterien oder. andere Staatsbehoͤrden gefchehene, Verlegung 
der Berfafjung in einem. gemeinfchaftlichen Antrage an den König zu 
ig 
; Diefer ‚wied. den Beſchwerden fofort abhelfen, oder, wenn ein Zweifel 
dabei. obwaltet, felbige, nad der Natur des Gegenftandes, durch bie oberſte 
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Wird die Erörterung ber oberſten Staatsbehoͤrde naeekagen fo Hat 
diefe ihr Gutachten dem Könige zur Entſcheidung vorzulegen. Wird felbige 
aber an die oberfte Juſtizſtelle vertiefen; fo’ Hat letztere zugleich die Sache 
zu entfcheiden. Der Erfolg wird in beiden Fallen den Staͤnden eroͤffnet. 

4. Diesfaltfige Anklage der Stände gegen bie Vorftdnde 
5 ber Minifterien. * 
— 4. Die Stände haben insbefondere auch Bad. Redit, die‘ Vor⸗ 
fände der Miniſterien, welche ſich einer Verlegung ber Verfaſſung ſchudig 
machen, foͤrmlich anzuklagen. 

Finden ſie ſich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine ſolche Anklage zu 
erheben; ſo ſind die Anklagepuncte beſtimmt zu bezeichnen, und in jeder 
Kammer durch eine beſondere Deputation zu pruͤfen. 

Vereinigen ſich hierauf beide Kammern in ihren Beſchluͤſſen uͤber die 
Anklage; fo. bringen fie dieſelbe mit ihren Belegen an ben, unäfehend 
$. 142, bezeichneten, Staatsgerichtshof. | | 

Staatögerichtöhof. Deffen Competeng. Er Ro 

$. 142. Zum gerichtlichen Schuge ber. Verfaſſung wird ein Staats⸗ 
gerichtshof begruͤndet. Dieſe Behoͤrde erkennt über Handlungen ber Vor⸗— 
ſtaͤnde der Miniſterien, welche auf den Umſturz der Verfaſſung gerichtet ſind, 
oder die Verletzung einzelner Puncte der Verfaſſung betreffen. 

Ueberdies kann auch noch in den, F. 83. und 153. bemerkten, Fällen 
an ſelbige der Recurs genommen werden. 

Deſſen Organiſation. 

F. 143. Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem Praͤſidenten, wel⸗ 
cher von dem Koͤnige aus den erſten Vorſtaͤnden der hoͤhern Gerichte ernannt 
wird, und aus zwoͤlf Richtern, wovon der Koͤnig ſechs aus den Mitgliedern 
jener Gerichte, und jede Kammer drei, nebſt zwei Stellvertretern, außerhalb 
der Mitte der Staͤndeverſammlung, bahle Unter den von den Staͤnden 
gewaͤhlten, Mitgliedern muͤſſen mindeſtens zwei Rechtsgelehrte ſeyn, welche 
auch, mit Vorbehalt der Einwilligung des Koͤnigs, aus den Staatsdienern 
gewaͤhlt werden koͤnnen. 

Die Stelle des Praͤſidenten vertritt im Verhinderungsfalle ber ef der 
vom Könige beftellten Richter. 

Die Ernennung der Mitglieder erfolgt für die Periode von einem. or⸗ 
dentlichen Landtage zum andern, und zwar jederzeit am Schluſſe deſſelben. 
Im Falle einer Vertagung des Landtags oder der Aufloͤſung der zweiten 
Kammer, bleibt der; am Schluſſe des vorigen ordentlichen Landtags beſtellte, 
rg bis wieder zum Schluffe der nächften Standeverſammlung fort⸗ 

eſtehen. 

$. 144. Der Praͤſident und ſaͤmmtliche Richter werben fur dieſen ih⸗ 
ten Beruf beſonders verpflichtet, und, in Bezug auf felbigen, ihres unter⸗ 
thanen= und ſonſtigen Dienſteides entbunden. 

Weber der König, noch die Stände können bie Ernennung ber Mite 
glieder während der Zeit, auf welche fie ernannt find, zuruͤcknehmen. 

Nimmt jedoch ein von den Ständen gewählter Richter ein Staatsamt 
an; fo Hört er dadurch auf, Mitglied des Stantsgerichtshofs zu ſeyn, kann 
aber von ber betreffenden Kammer fofort wieder gewaͤhlt werden. 

Verfammlung des Staatsgerichtshofs. 

$. 145. Das Gericht vetſammelt ſich auf Einberufung butch un 
Präfidenten, welche von diefem ſogleich geſchehen muß, wenn er dazu einen, 
von dem Vorftande des Juſtizminiſterii contraſignirten, Veſehle des Koͤnigs 


— "7 


Verfaffungsurkunde vom 4. Sept. 1831. 245 


oder eine, von den Präfibenten beider Kammern unterzeichnete, -Aufforderung, 
mit „Angabe; des Gegenſtandes, erhält. Die Function des Gerichts hört auf, 
wenn der Procf, geendigt ift, 

Der Präfident hat für die Vollziehung der Belhlüffe zu forgen und, 
im En eines Fehende, das Gericht wieder zu verfammeln. 

| | re ' Berfahren beffelben. 

* 146. Der Präfi dent. beſtellt zur Leitung der, vom Staatsgerichts⸗ 
hofe zu führenden, Untsrfuchung ein vom Könige ernanntes und. ein rechts 
Eundiges, von. den, Ständen gewähltes Mitglied. 

Zu, jeder 'hauptfächlichen Entfcheidung werden von fünmtlichen Mitgtie: 
dern, tie Cirfchl e des Präfidenten, nad) Stimmenmehrheit zwei Refe— 
renten elbaͤhlt der erſte Referent ein vom Koͤnige ernanntes Mitglied; 

(mi der Gorteferent en von den Ständen "gewähltes ſeyn, und umge: 
in m Em der Stimmengleichheit bei diefer Wahl, entſcheidet die 
Stimm 9 Yäfidenten. 

KIAT' Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Anzahl vom Könige 
beftellter und von den "Ständen gewählter Mitglieder anwefend fern. 

Solite durch Zufall’ eine Ungleichheit der Zahl eintreten, welche "nicht 
fogfeich durch anderweite Etnennung, oder’ durch Eintritt eines Stellvertre— 
ters gehoben werden kann; ſo tritt das Teste Mitglied von der uͤberzaͤhlenden 
Seite aus; Boch barf die Zahl der Nichter nie unter zehn ſeyn 

Dem Prifidenten‘ ſteht, außer den J. 146. und 153. bemerkten Faͤl⸗ 
ki, feine Stimme zu. 

Im Falle der Scitkmehgleidihitt entfcheidet bie fir den Angeklagten 
guͤnſtigere Meinung. 

Die Acten des Stagtsgerichtshofs werden durch den. Druck bekannt 
emacht. 

2 & * — des Staategerichtshofs, 

44 8 Strafbefugniß des Staatsgerichtshofs erſtreckt ſich nur 
auf, „18. Da — des Verfahrens oder —— vom Amte. 
ser en feige ‚bie in feiner Competenz liegende, Strafe erkaͤnnt hat, 
ohne eine meitere ausdruͤcklich auszufchliegen; fo. bleibe nicht nur dem ordent⸗ 
lichen. Richter: vorbehalten, gegen den Verurtheilten ein, weiteres Verfahren 
von Amtswegen eintreten ‚zu laffen, fondern der Staatsgerichtshof hat, auch 
dieſem Michten ,, von dem Ausgange der verhandelten Anklage — 


zu geben. BE 
deechtsmittel gegen deſſen Erkenntniß. 
3. $:::149;;..,@egen den Yusfpruc des. Staatsgerichtshofs findet Beine 
Appellation, wohl aber die Berufung auf ein amderweitiges Erkenntniß 
Statt, In 3. — nd zwei andere Mitglieder, als Referent und 
——— derge — waͤhlen, daß wenn bei dem erſten Erkenntnige 
n 


„ee, 


ar zuzuordnen, * Seite ‚aber ei: 
— dl Stellvertreter einzuberufen, 
3 — bes ‚Königs i in Källen ber Anklage. 
5. 150.° Der König witd nicht nur die Unterfüchung niemals hem⸗ 


men, — das ihm zuſtehende Begnadigungsrecht nie dahin aus: 
dehnen, daß ein, von dem Staatsgerichtshofe in die Entfernung vom Amte 
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verurtheilter Staatsdiener in fiir bisherigen "Stelle gefaffen, ober in einem 
andern Juſtiz⸗ oder Staatsverwaltungsamte angeſtellt werde, dafern nicht, 
in Ruͤckſicht der Wiederanſtellung, das Erkenntniß einen usdrucuchen Vor⸗ 
behalt zu Gunſten des Verurtheilten enthaͤlt. a 
Refignation des Angeklagten: ” Ruꝝ 
§. 151. Die Reſignation des Angeklagten hat auf * gegen in eins 
geleitete: Derfahren und den Urtheilsſpruch keinen Einfluß. - 


5. Anträge auf Abänderung, oder —* BE Verfaf— 
ſungsurkunde, oder auf Bufäge zu ſelbiger. 
$. 152. Anträge auf Abaͤnderungen oder Erläuterungen ‚in ‚den Bes 
ftimmungen ber Verfaffungsurkunde, oder guf Bufäge, zu derfefben,. konnen 
ſowohl von dem Könige an die Staͤnde, als von den Ständen an, den Koͤ⸗ 
nig — werden. 

u einem guͤltigen Beſchluſſe in biefer Angelegenheit wird or Uehereine 
ftimmung beider Kammern, und in jeder» Kammer, die Anweſenheit von drei 
Viertheilen der verfaſſungsmaͤßigen Zahl der, Mitglieder, ſo wie eine Stim⸗ 
menmehrheit von zwei, Deittheilen der Anweſenden erfordert z guch kann von 
den Ständen ein ſolcher Antrag nicht eher... AR, den König gebracht. werben, 
als ‚bis in zwei ordentlichen , unmittelbar; auf, einander folgenden, ‚Ständever: 
fammlungen deshalb. übereinftimmende Befchlüffe gefaßt, worden find, Bei 
dem eriten, nad): Publication: der Ver — finngfustunde, zu. ‚haltenden „Lands 
tage kann aber eine Abänderung oder Erläuterung der Verfaſſung oder ein 
* zu ſelbiger, in bee Staͤndeverſammlung weder bangast noch qu⸗⸗ 
en werden. 


6. Erledigung zweifelhafter Puncte in dee Berfaffünge: 
urkunde. 

g. 153. Wenn Aber die Auslegung eingeiner Pancte ber © — 
urkunde Zweifel entfteht, und derſelbe nicht dutch Uebereinkunft Fe der 
Regierung und den Ständen befeitigt werden ihn; fo folfen bie” für" und 
wider ftreitenden Grunde) ſowohi von Seiten dir Regietung, als dir Stände, 
dem, Staatsgerihtöhofe "zir Entſcheidung "vorgelegt werden,‘ ° 

"Zu diefem Be * iſt von — heile eine Deduction Den Ger, 
hofe zu Iibergeben, ſolche gegenfeitig mitzutheilt er in einer zweiten Schrift 
zu beantworten, fo daß jedem’ Theile” zwei- Schriften freiftehen. - Bei der 
Entfheidung giebt, im Falle der Stimmengieichheit, die Stimme des Präs 
mit ibenten den Ausfchlag. 

Der hierauf ertheilte Auelpruch fon. als Kthaiſche RU ans 
ar und befolgt: werden, - 


Te ufhebung der mit der Beifäffungsurtinde in Wider: 
Spruch ftehenden Gefege, Verordnungen und Obſervanzen. 


bh. 154. Alle, Geſete, Verordnungen und „Obfervanz welche mit eis 
Ye; ansdruͤclichen Beſtimmung der Sure ————— im 
Widerſpruche ſtehen, find in ſoweit ungültig. — | 

AIndem Wir die vorftehenden —— „für, bag. Staalsgrund efeg 
Unferes Königreichs bieumit erklären, ertheilen Wir zugleich bei Unſerm fick 
lichen Worte die Verficherung, daß Wir nicht nur die darin enthaltenen Zus 
ſagen felbft genau erfülfen, fondern auch Si Vicfaſſung gegen gr. Ein: 

gtiffe und —ã— — iftiſt ſchuͤtzen wollen! 

Bu deſſen Urkund haben Wir gegenwaͤrtigetz Siaatsgrandgefeb Aöenpin- 

big unterfhrieben, und mit Unferm königlichen Slehel verſehen lafſen. — 


Wahlgeſetz vom. 24. Sept. 1831. 247 


So geſchehen und gegeben zu Dresden, am vierten September, im 
Jahre nad) Chrifti, Unfers Erlöfers und Seligmadhers Geburt, Ein Tau: 
fend’ Acht Hundert - — und Dreißig. 


geledrig Yuguf, 6. z. S. | 
(L. 8.) Gottlob Adolf Ernft Noftis 
und Jaͤnckendorf. 
ey | D. Johann‘ Daniel Merbach. 


Das, nach dem Decret vom 1. März 1831, zugleich mit dem Ver: 
faffungsentwurfe den Ständen zur Berathung und Begutachtung vorge: 
legte Wahlgeſetz, ward, mit Beruͤckſichtigung der fländifchen Bemer⸗ 
kungen Anträge und Wünfche, am 24. Sept. 1831 als Landeögefek 
befannt ‚gemadht. 


c) Wahlgeſet Für die künftigen Ständeverfamm: 
Iungen im Seufäreide en vom 24. Sept. 


Zar, Anton, von Gottes — König von Sachſen ıc. ꝛc. ꝛc. 
und 


Frkebrich Au guſt, Herzog zu Sachſen x. 
haben, zur Ausführung der in der Verfaſſungsurkunde $ 65. 70. 77. ent: 
haltenen Vorfhriften wegen der Wahl der Abgeordneten zu den künftig zu 
haltenden Ständeverfammlungen, unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände, 
nachſtehendes 
Sa | Babhlgefeg 


— —* verordnen deshalb, wie folget. 


LAllgemeine Vorſchriften für die Wahlen. 

Sinti De drde zu Leitung der Wahlen ber Landtagsabgeorbneten. 

1. ahl von Landtagsabgeordnneten der Rittergutsbefiger, ber 
Städte und des ———————— erfolgt unter der Leitung der koͤniglichen Re⸗ 
gierungsbehoͤrde und der von dieſer damit beauftragten Perſonen. 

$. 2. Dieſelben haben nur auf Beobachtung der geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten und: Formen zu fehen, eines Einfluffes auf die Wahlen felbft aber fich 
zu enthalten. 

Wahl ber Abgeordneten, 
a) ber Rittergutsbefiger (unmittelbar), 
» der Städte und bes Bauerntandes (buch Bahlmänner) 

8. 3. Die Abgeordrieten ber Nittergutsbefiger werden von biefen un: 
mittelbar, bie Abgeordneten der Städte und des Bauernflandes vermöge ei: 
ner, — Wahlhandlung, durch Vermittelung von Wahlmaͤnnern, gewaͤhlt. 

co de Letzteres gefchieht dadurch, daß die zum Wählen Berechtigten 

timmberechtigten) zuerft eine beftimnite Anzahl von Individuen (Wahl 
Gasen) benennen, denen die fernere Wahl ber Landtagsabgeorbneten über: 
taffen bleibt. “ 
Allgemeine ag hut Stimmberechtigung. 
Unfaͤhigkeit dazu. 
F. 5. Zur Stimmberechtigung in allen drei Klaſſen wird voraus: 


> I. BE F2 7 RE ——— FEB 


a) bie Anfäffigkeit, 4 u zn: dr ” 3Dd 

b) das; erfüllte Loſte Lebensjahr, 

c) das Bekenntniß ber chriſtlichen Ba of —— 
feſſion. t4 

Unfähig find: u Birdsiı® 

d) Diejenigen, welche unter Curatel hen y 

e) Frauensperfonen, 

f) Amofenpercipienten, — 

g) diejenigen, zu deren Vermoͤgen ein Schuldenweſen entſtanden iſt, es 
mag daſſelbe zum foͤrmlichen Concurs gediehen, oder der Weg der 
außergerichtlichen Erledigung deſſelben eingeſchlagen worden ſeyn, ſo 
lange nicht ihre Glaͤubiger, vollſtaͤndige Befriedigung‘ erhalten‘ bi * 
ben, erklären, naamn 

h) die, welche. ſich mit Abentrichtung dev. Landes · zu —— 
ganz oder zum Theil, laͤnger als ein Jahr, nach —— 
nerung, im Ruͤckſtande befinden, ſo lange dieſe Rüdftin a nicht es 
—2 En, ind, 5 * 

i) alle von oͤffentlichen Aemtern und der juriſt OH Pr: 
fonen, lan die —535 endete On r ion a 

k) diejenigen, welche wegen folcher N Ka bie nach) ——— 
griffen fuͤr entehrend zu halten’ .r vor Gericht geftanden ra 
‚ohye von, der Anſchuldigung völlig frei, gefprochen ‚zu, ſeyn. 

b ein Verbrechen nach allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten 
ſey, entfcheidet hinfichtlich eines Wahlmannes die : ie und 
binfichtlic) gineg Abgeordneten die ‚betr eier Amimer, — 

Wahl der, Wahlmännet burch bie, — tem. —* 

%6. Die Wahlmaͤnner werden von den medien aus ih: 
rec Mitte gewählt, 

Wer durch die Wahlmänner zu Aögegrdr eten gewählt — * me. 

8.7. Die Wahlmänner wählen‘ oe “auf ‚ihr eigenes Mittel bes 
fchvänet zu fern, die Landtagsabgeordn —* us der geſtimmten Anßnhl Ders 
jenigen ihrer Klaſſe ihres Wahlhezirks, weilhe die dapıerforbrfichen — 
— haben (WaͤhlbareJ).. rum ni Di! 
* Allgemeine Erforderniſſe zur Wäptbarkie. als AMbgesrhkher. 

5: 8. Zur Wahlfaͤhigkeit als Landtagsabgeordnete in allen * u. 
Be find ein Alter von «30 Sahten. und..die:,d. di aufgeführten Eigen 
ſchaften der Stimmberechtigung erforderlich, jedoch, ſo viel die Anfäffigkeit 
betxifft, unter den hinſichtlich der ſtaͤdtiſchen Abgeordueten gr * 60. 
gemachten Ausnahmen. tions 0: 

Ausfhliefung auslaͤndiſcher Diener von felbiger. 

$. 9. Ein in auslaͤndiſchem activen Dienſte Stehender iſt als Ab: 
en ſchlechterdings melantühin als ka aber, wie Andere, - 
erechti * 
Entſcheldung der act über" e Sti mmiherechtigung und ci. 
* Kommen Über die Ei zu ı wählen, we — Dem 
ben, Zwefel vor; fo werden. def, außer dem 6.5. uk. beme I vo 
der Regierungsbehoͤrde entf; ie en. Bon deren, Entſcheidung 
curs, ſo viel die FAR änner betrifft, an die Pen Si —5 — Di um 
Hinſicht der Abgeordneten an. bie ————— Kammer — wel —1 die 
diesfallfige Entfcheidung zufteht. 

Bufammentritt ter: Stimmbereqh Wahlmaͤnner 
$. 11. Die Stimmberechtigten en u, —* PR us, in 
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Folge landesherrlichet ——— — — ei ae eordneter Zu: 
Maamen ei, um, unten fi —— der. — 
handlungen zu treffen, iſt ‚als, geſetwidrige — Aula —8 


und als Ihe waſhe Oo ui ln m ind Hate 


s.12.. Pre ahl nach freier —— m * 
ni ‚aus ien eugu er 

und 0 RR Pe e duch N au, oder * 
ſprechungen einzuwirken ſuchen foltte; derliert für immer das Recht gu waͤhlen, 
oder gewaͤhlt· zu merden. Defſentliche Beamte/ welche ſich ſolches ww cal⸗ 
den kommen laſſen/ chaben uͤberdies Dienſtentſetzung zu gewarten. —— 

Inwiefern eine Wahl guͤltig ſey, bei; welcher Nichtbefugte mit — —8 
. AB. Henne oder mehrere Nichtbefugte als — 

der Wahl Theil genommen zı ſo bleibt letztere demohngeachtet guͤltig wenn 
die dadurch entſtehende Differenz in der Stimmenzahl keinen; Einfluß auf 
die Stimmenmehrheit für den Erwaͤhlten Hat Iſt rdiefesinaber der Fall; fo 
muß eine neue Wahl veranjtaltet werden. * —X 
""Andersönig der Stimmenden bei der Wahl dir Abgeordneten 

&lb gi Ber der Wahr iders Abgeordneten‘ —— —— vor 
dor Abgabe feiner Stimme, an Eldesſtatt anzugelbben ji daß “er ſie mach ſei⸗ 

nem beiten Wiſſen und Gewiſſen zum Wohle des Landes abgeben wolle nis 
wg Wwetbot ber Bebollniachtigung sub) Abftrmnung: 3 m: pmrmig 
2 GB Da Srmiihreeht Bari‘ nur —* perſoͤnliche Aneſenhei aus⸗ 
gelibt werden. — —— finden nicht Statt. lo} ni⸗ 

8 fs, als Bahlmann 

ai u ni u dot ea R * Seh ae Sons 
Ari biſcheinigte Keinegeit ER een J Abtpefin: 


eher‘ d eg —* tu 99 hr j 
Am —* ——— a — iht Me an 
Be pi der Wahl thut der Guͤlti u Geſchaͤfts keinen Eintrag! "Fur 


ei ‚Kandta 8ab muſſen aber mindeſtens zwei Drittheile al⸗ 
Ba die — n beim Außenbleiben einer geößern 
Kr rk Wahltag Sn’ Are Kae Falle Ri 
fe tu m Wahl von’ ‚ben 'öhme 9 tgelndete" Ent: 
Sur isgeblieb (m RR un 
„18, „Du w bei der R ——— in ——— rail u np da | 
ik 2a l ung ten eiden amm nur 
a ht ar —* ber au — 
HR Hier ————— —* har Zeit gi affen 
Gefchäften unfähig macht und dur) ärztliche Zeugniffe beige witd⸗ 
b) wegen Ojaͤhrigen Alterg da nuadnols “Hi 
e) wegen folcher lusticher Famtifien 2 soder Dienftverhäftniffe, —* die 
perfönliche und beſtaͤndige Anweſenheit, nach dem Zeugniſſe einer Ges 
richtsſtelle oder der Vorgeſetzten, oder Mad: ſonſtiger. genüglicher Be: 
AEyſcheinigung weſentlich erfordern: her rn ir 
170 Meber die Zulaͤſſigkeit der Earihwäigungsurface, amifcheibet in den 
len aan bey wenn ſie vor dem Zuſammentritte der Staͤndeverſammlung 
angehracht wird, die, Regierungsbehoͤrde. Geſchieht ſolches aber waͤhrend ‚eines 
Landtags, oder wird ſich auf die Ablehnungsurſachen g. bezogen Tprenticheis - 
det die betreffende Kammer. Findet, lestere die Se hhuldieungsurfäche nicht 
gegruͤndet ʒ ſo wird der Erwaͤhlte won der Rammay dreimal, eingeladen, und 
wenn er auch dann aueblelbe⸗ mit dem u br Waͤhlbarkeit vera 


250 Sachen 
Erfolgt eine Erledigung waͤhrend der Döner der Standevarſannilung fo fo iſt 
von der’ Kammer ber Steilvertreter einzuberufen. Geſchieht es — 
Landtage, und iſt noch hinreichende Acht Sau daz'To iſt Durch die 
rungsbehörde eine neue Wahl zu veranftulten;, ‚wo MR "der - Stelle 
einzuberufen. 

Theilnahme der Hof: und Staatebeanten, —* und Geituichen an den, 


| — 19. Wenn Staatsbeamte oder: beſoldete Hofbeamte active: Mi 
tairs, oder Geiftliche die. Eigenfchaft befigem, "uns zu wählen ober gewählt zu 
werden; fo nehmen ſie an dem Wahlgeſchaͤfte Theil ohne "Länigliche ¶ Erlaub⸗ 
niß. Sie beduͤrfen aber einer ſolchen, ehe ſie die Wahl als Landtagsabge⸗ 
ordnete annehmen, welche jedoch ohne ethebliche, in dem Weſen des Amtes 
begruͤndete nn Ständen — Nachricht mitzutheilende Urſachen nicht 
verſagt werden AR Me es ity BInZ 

— 8.520, Dienftehuiende Miniſter koͤnnen ni mu Abgeocbneten gende 


Verfahren, wenn. auf-einen Abgeosbneten; eine mehrfache ahi fan. 
24. Würde Jemand in mehr als einer Flaſſe, ober für mehr als 
4 ammer, ‚oder iin mehr als einem Bezirke guͤltig als Abgeordneter er⸗ 
waͤhltz ſo hat er ſich, binnen drei Tagen nach erhaltener Kunde, bei der Re⸗ 
gierung zu erklaͤren, fuͤr welche. der gleichzeitigen Wahlen er ſich entſcheidet. 
Unterlaͤßt er dieſt Anpeige; fo. erfolgt. die: Kreiheitung: de Resieung m 


eine folche. Ki 

* Erforderniſſe bes Immobitiarbefiges ur Wahlbarkeit. 

38. 2 Nur derjenige Beſitz eines ne welcher bereits — 
ſtens drei 3 gedauert hat, begründet bie Waͤhlbarkeit zum ‚Abgeordneten 
in beiven Kammern. Bei Berechnung diered dreijährigen Zeitraums iſt jes 
= der unmittelbar — 53 Beſi ig. gr andern Grundffüds gleicher 

mit anzurechnen; und bei Denjenigen, welche ee t Deren 
hi, Ma Dauer nicht erforberkih.,. * me 


ſtratoren und 
rundſtuͤce, Beide — Deren, geh} sten; h ben 
fun ge Sara an zu. en; es wird aber, dadurch feine 
rkeit für, felbige — Ehen und Vaͤter, weichen er ge⸗ 
fest che Nießbrauch an ndſtuͤcken ihrer u oder RER, ‚zufteht, 
e ind mar ——— * — wählbar ——— a 


ii 24. "Die Wistenden en keine Fine Wergütung für, etioaigen Rei: 
ka die rigen Aemmiiteostefen, vanen Ai, ber, ‚Fapbeecaffe 
N. ) . if ; 
IL. Befondere Vorfhriften für din Bapıen‘ ver Ritters 
_Y guts beſitzer. u 5 
9 Stimmberechtigte. 
—* 25. 26 Um in ber Klaffe des Rittergutsbeſitzet —— — fuͤr die 
npeite Kammer wählen zu tönnen, ift, neben den allgemeinen Eigenfchaften 
der Stimmberechtigimg, der Beſitz eines) Ritterguts erforderlich, ohme Unter: 
ſchied der Größe * Guts und der adeligen oder nicht adeligen Geburt des 
Beſitzets. Die durch den Beſitz von Kammerguͤtern begründete: Stimmbe⸗ 
deczugens ruht ſo lange eepen‘ in den en Staats find. Ei, 


18:6." —* vagchen — ee —— et ber 
FR. Kammer gewaͤhlt zu werben, iſt der Beſitz eines — von we⸗ 


I Wr 
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Sechshundert Thalern jährlichen . reinen Einkommens noͤchig· 
Das —— dieſer Ritterguͤter ſoll, vor der erſten Wahl, von Abgeord⸗ 
neten fuͤr jeden Kreis, und für die Dberlaufig durch die Kreis⸗ und Pro: 
vingialſtaͤnde auf einen Rreisconvente und resp. ' — gefer⸗ 
tigt und zur Regierungsbehoͤrde eingeſendet werden. 1° —J 
Ausſchließende Berechtigung der beliehenen Eigenthuͤmer +. 
$. 27. Nur bie benchenen egenchiner eines Te cinnen —J 
Ion’ und‘ gewaͤhlt werden · 
TR der Kreis und Provinzialſtellen in der diftih —* umff⸗ 
$. 28. Zu den in die erſte Kammer auf Lebenszeit zu erneunenben 
12 Abgeordneten waͤhlen die beiden, nach der Zahl der darin gelegenen Rit⸗ 
terguͤter ſtarkſten Reeife, mit Inbegriff det Obetlauſit Teak drei, di Abe 
gen jeder gie ‚Aogeochnite. | 
Desgleichen in ber zweiten Knie an 00 ir J—— 
8. W. Zu den 20 Landen Sabgeordneten der — Kammer ernen⸗ 
nen die beiden, der Zahl der Ritt rguͤter nach, ſtaͤrkſten Kreiſe ebenfalls mit 
Inbegriff der Oberlauſitz, jeder fuͤſnf, der auf dieſe zunaͤchſt Folgende minder 
ag teis ‚dter, und bie beiden ſchwaͤchſten Seife ‚jeder —— 
ordn to u 
—— * Beſitzer —* Guͤter in veeſchlienen ——8* 1. io 
0Werrin vetſchiedenen Kreiſen Nittergliten beſitzt/ kann in edem 
Kreiſe wuͤhlen oder gewählt werden, jedoch nach $.:24. nur eine dieſet Wah 


len annehmen. 5:9 Sud 
Stitiniberecptigung der Beſitzer hu he ‚Güter im Keife und- gemktifftt 
EL UA 12) RTL ERF her‘ Befiger Eines Guts. A le 


rn 70:3 80 Dee. Beſitzer mehrerer ſtimmfaͤhigen Güter. im Kreiſe Bar nus 
Eine Stimme abgeben... 

Bon mehreren, ein Gut — und ungetheilt ‚(pro indie 
befigenden, Vaſallen ift gleichfalls nur einer wahlberechtigt und mählbag, wo: 
bei der Inlaͤnder dem Ausländer, der Aeltere dem Jüngern vorausgeht; ums 
ter deun guletzt genannten" kann irdoch wegen Ausuͤbung des Wahl⸗ und 
Repraͤſentationsrechts * Vertrag — Anderes ——— ‚prsussalg’ Fe 
RT: 93 ae u. y. 

53 Ehen rd ein zur bt ne Ki * er Sein 
gung, * — 1 Bett, —* au —D 
nung o haben deſſen rere Beſitzer 
des Gute: ee verbleiben Toll, ſich Sk gi ic — 
theilung von Ritterguͤtern nicht beſtimmt iſt/ auf welchem Antheile das Stimm! 
recht haften. ſollz fo. ruht ſowohl die, Stimmberechtigung, als Wählbarfeit fo 
lange, bis eine —* unter den. Sntereffenten . ‚getroffen, worden iſt, 
und kan Arie Nittergutd unter ‚mehrere nur, ein ‘fol: 
her Zoe aut alla echtigen,. welcher das feſtge te Einkommen 
gewährt; daher auch Die. ackeit ganz Dia Er wenn, fein wich dies 


fen Umfang ae is p * 

Wo die Wahl erfolgt, * | 

33 nr Bi ie, Wahl der Ahgeordneten — u aftlichen Kreis: 
— I: Hberlaufig: auf einem Prob —* is e, und’ wird durch 

die Vorfit Bed der Kreis: und ‚Provinzialftände, ‚ je deren ee 


geleitet. 
2 Einrichtung der Verzeichniſſe der Stimmberechtigten Und Waͤhlbaren. 
LE Sobald dom Könige eine Wahl von Abgeordneten angeordnet 
if, veranlaßt die Regierungsbehörbe den Vorſitzenden. der Mitterfchaft‘ die 


352 EI 9 hf 05,81 1:52 


Kreiſes mind resp An; ‚aben-befien Stellvertreter, tin Verzeichniß 
der, mach 425. und mach, der perfönlichen » Befähigung, jedes mal Wahlbe⸗ 
tedjtigten; und ein zweites, der nach dem VBerzeichniffe 6.26. und dem Wors 
bandenfepn der werdulien.. Exforderniffe,u wählbaren, Ditergutsbefigen ‚eine 


jeden Kreifes und resp. dep. Where Bi:5% feige. ** „sur Prufung und 
Genehmigung. Ai. u 
Ohm mann} Kom —— ‚ber: Bahlverfommlung nie O3 


$. 35. Die genehmigten Bergeichniffe en ‚bene, Bari genden „ober 
deffen Stellvertreter ‚wieder zugefertigt, mit dem Befehle, zur Veranſtaltung 
* —— oder —— "ge 7 


-mlaufsdee.Berzeichniffe mitches Cenupration. surmdya CO 
Ar 16 36, ‚Ders. Dem der; —5333 hat: bei ben, Convocation 
der jedesmal ftimmberechtigten Kreis: und Provi * nſelben das 


Verzeihniß der wählbaren, — —— Fahr zuzuferti 

ur rm? mem: Berfahren 00 2 

im Gu 87 Bor ‚Abgabe, der. Stimmen, SE va 

5:44. votgeſchriebene Angelöbniß zu, dei en. Yet 

00108. 38 > Die Entfepeidung der Wabi. gefolgt An, der, ‚Regel,.nach, af: 

luter Stimmenmehrheit. Wenn jedoch dreimal geftimmt worden, ohne de 

eine abſolute Stimmenmehrheit. ſich gezeigt, hat z. ſo entſcheidet beisader dritz 

ten? Abſtimmung die relative Stimmenmehrheit Zwiſchen ‚Denjenigen) wel 

... der dritten Abſtimniung eine gleiche: Stimmenzahl haben, cheidet 

das Loos. — — — 
Br Di Wahla fuͤr jedem Abgeordneten zu den ‚Stellen, in derer— 

ften, und zu denen in der zweiten Kammer iſt beſonders vorzunehmen. Eben 

ſo die Wahl jedes Stellvertreters fuͤr die Abgeordneten in die zweite Kammer. 

40. Fuͤr bie Abgeordneten in die on Karımen findet · die Wahl 


von tellvertretan nicht Statt. hi, biniar tr J at ne 
oo ga Die Stimmen find Aeheiferi abzugeben, io Bu nars« 
u Nhanmoee Imnuf, td Wahlbericht. Äf:; rn a ia 


ca eu GR Von dem Mfultate "der. Mnhten ' Habenı:bie: — Bofigenden der 
—* mit Beifugung dev Wahlprotocolle⸗ Bericht zu erſtatten 
Bor Ka [3 die Ka — tfocitaen, Ahseqgubngten. 


Ana nat 


De, belche an N * Theit Hep 
(bw) Dlem m Orte, Welche ja ——— der fürs re 
nete * heh min ie ſi ind, findet fih in der An 0% ber⸗ 
eichnet, 
I Weheie n noe 


ori 4 Die Shtvt: Dresden und Leipzig ernennen ‚jede 5 
mite, — einen — 4 * 
Die Übrigen Städte werden te arg. uf deren geogra⸗ 
Po * Und thunuſchſte Zufammenhalt Kreiſe Cs Aentter in 
mögftchit gieiche Wahlbezitke Fetheilt; eben Mu —— etgennt 
na einen Abgeordneten. , — 
7— Kahl der Baylımänner. * a ü 
erden die ftädeifchen Angeötöneten. Derinikte 
von zu A —* * * HER 
ommiffarien zur * ber Wahlen. ah 
ih om ker — = * —— —— —— 
ah, wer die betreffe ung, g 
* ‚ber ſtaͤdtiſchen Wahlen N. , air u 


ink — 
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Wahltiften. Beftellung der Bahnen Ti.) nl 

$. 48. Der koͤnigliche ¶Conmiſſarius veranlaßt 8 * Drtsobrigkeit 

die Fertigung der Wahlliſten und die Beftellung vom ee 
Competenz bei gemiſchter Jurisdiction. 

$. 49. Bei gemiſchten Jurisdictionsvechaͤltniſſen einer Stadt. ik * 
jenige Obrigkeit die competente, unter welcher die mehteſten Einwohner des 
Drts ſtehen; fie hat fich jedoch mit den übrigen: Obrigkeiten zu vernehmen. 

Eiften ber Stimmberedjtigten und. Wahlkarte si da 
8.50. Jede Obrigkeit hat fuͤr ihren Ort, mit Zuziehung der Stadt: 

verordneten, eine Lifte. der nah 9.5... Stimmberechtigten. und ſonach auch 
zur Ernennung als Wahlmänner befähigten, Eimmwehuer/⸗ und eine zweite le 
der zu Abgeordneten Waͤhlbaren zu fertigen. Br Gen 

6. HL Die Liſte der Stimmberechtigten iſt — Tage Yang. en 
dem für «öffentliche Bekanntmachungen beſtimmten Orte der des betreffenden 
le eye etwaniger Reclamationen, auszuhängen. 2329 ld 

nn Ernennung der Wahlmännen  «:: N 

— 52, Die Emennung der Wahlmaͤnnner erfolgt. in derſelben Act, 
wie, nach Vorſchrift der Staͤdteordnung, die Wahl der Stadverordneten, oder 
in denjenigen Städten, wo letztere durch NEUN — wehen Dei 
die — letztern. 


‚Dahl derſelb 

$. 53. In den g 4. ‚genannten Seiten it die Zahl — * ea 
4 Wahlmänner ‚denjenigen ‚gleich ,; welche dafelbft zur Mahl - „der 
Stadtperordneten noͤthig ſind; in den zu einem gemeinſchaftlichen Wahlbe⸗ 
zirk zuſammengeſchlagenen Städten beftimmt ſich die Zahl der Wahimanner 
fuͤr eine jede dergeſtalt, daß auf ſelbige ſo viel Wahlmaͤnner gerechnet wer⸗ 
den, als die Baht fünf und zwanzig im der Zahi ber daſelbſt — 
Stimmberectigten aufgeht. —J— 
ch v 4 5 Einfendbung bes Protocolls über deren Ernennung. 

. 54.. Nach erfolgter Beſtellung der Wahlmaͤnner —* das FEN 
coll über deren. Ernennung an den Eöniglichen Commiſſair eingeſendet. BERT: 

Erforderniſſe zur Wählbarkeit, rt aan 
| gi 55, um in die Liſten der Waͤhlbaren als Wahlmann 
men zu werden, iſt, außer den allgemeinen ne zur Waͤhlbarkeit, 
erforderlich: 
a) als Wahlmann. — 
a) Anſaͤßigkeit 4 einem Hauſe in der Stade oder ‚beten MWeihbitde,. 
b) die Entrichtung von wenigſtens 10 Thalern jährlih an Schock und 

Grundquatemberm oder andern, nach —— — — — 

destheile, uͤblichen Grundſteuern. 
b) als Abgeordneter. 
en 56. Zu ‚Abgeordneten der Städte find Diejenigen wihber, welche 


.&). fit drei Jahren mit einem Hauſe in der Stadt oder deren Wed: 
1 — —8 ſind, und wenigſtens 

9 de zehn Thaler. — — | h BE 

J bruch an; Schocken und Grundquatembern, ober. — nach ‚Bir: 

een der. — —— —— — entrichten, 

TER. —X —T 

er: Dermipet: von. et te rs 

4 ſechs Zaufend Khalen - — | = ca „indsayy — * 

8 J aan 


234 LE 0 2 Sachfen Rn 


2 ein ſicheres Cintommen von ' er. 
,.1ern 13 Die ‚ir Hundert Zpalem — sh #4 
ahelich haben Dip: 1: vier 7 PA, 
= in — — 
as ns 
zwanzig Aalen. — Ze er TE 


| und in feinen Seiten u 


zehn 
an Deren Real: und Perfonallandesabgaben zahlen. au 
Es iſt jedoch in. Hinficht der nach 2, 3, und. 4 wählbaren. Inbioiduen 

noch erforderlich, daß dieſelben 
4) ſeit drei Jahren Stäntsangebörige fi ind, ober ihren . wefentlichen Auf 
enthalt in ber betreffenden Stadt gehabt haben Be auch 

b) das Buͤrgerrecht in dieſer Stadt erlangt haben, und 

c) inſofern fie als unangeſeſſene Gewerbtreibende erwaͤhlt meiden, ie Ges 

E unge bereits feit drei Fahren: betrieben haben. 
J ie Beſtimmung uͤber das Vorhandenſeyn der — ‚änb 2 uhbd 
3 — Erforderniſſe beruht auf dem Emverſtaͤnduiſſe des Stadtraths 
und der Stadtverordneten. 

Bei Berechnung des dreijährigen Zeitraums iſt ben efe effenen, nad 
&. 22., der unmittelbar vorhergehende Beſitz eines andern Ana uͤcks glei⸗ 
cher Art mit anzurechnen; es ift jedoch bei Denjenigen, welche ihre Grund: 
ſtuͤcke exerbt, ober im ein’ Gewerbe duch Erbfchaft eingetreten find, die We 
jährige Dauer nicht erforderlich. 
Ergänzung ber erforderlichen Anzahl der Wahlbaren. — 

8, 57. Wenn in einem Wahlbezirke nicht wenigſtens dreißig Ynaefeffen 
vorhanden find, welche den beftimmten Genfus von 10 Thalern geben und da= 
ber in die Wahlliſte aufzunehmen find; fo ift diefe Anzahl aus den Hoͤchſt⸗ 
befteuerten unter‘ den Anſaͤſſigen zu erfüllen. Wenn bei diefer Ergänzung 
mehrere‘ Anfäfftge, als zur Zahl dreißig. erforderlich find, ein gleiches, der Mor 
malfumme von zehn Thalern am naͤchſten kommendes Steuerquantum haben; 
fo: entſcheidet, zum Behuf der Auswahl der erforderlichen —“ 


das Loos. 
Verzeichniß der Srundfteuern zum Behuf ber Bahlliſten. 

F. 58. Behufs der Anfertigung der Wahlliſten find von den Einnah- 
mebehörden Verzeichniſſe bee Schock⸗ und Quntemberabgaben oder andern 
Grundſteuern der angefeffenen Einwohner zu fertigen; dagegen fich - die 
Nichtangefeffenen, welche zu Abgeordneten wählbar zu ſeyn glauben, hei 
der Drtsobrigkeit, die deshalb eine Aufforderung unter einem feftzuftellenden 
Peäjudiz zu erlaffen hat, anzumelden haben. 

Ausfertigung der Wahlliften. 

$. 59. Die Ortsobrigkeit ducchgeht die erwähnten —— * 
ergaͤnzt ſie in Betreff Derjenigen, die an mehreren Steueruntereinnahmen 
Abgaben leiſten, und zeichnet ſowohl unter den Angeſeſſenen, als auch unter 
den ſich gemeldeten Unangeſeſſenen Diejenigen aus, bei denen ſich die in F. 
56. gedachten Eigenſchaften vorfinden. Sie legt hierauf: dieſe Verzeichniſſe 
und die von ihr daraus gezogene Lifte der Waͤhlbaren den Stadtverotdneten 

zur Durchſicht vor. Iſt letztere, mit deren Einverſtaͤndniß, auf ſolche Weife 
berichtige und feftgeftellt; fo wird fie ald Wahllifte ausgefertigt, von zwei 
mit unterzeichnet und dem Eöniglichen Commiffarius zu: 
geſtellt 


Bahlgefeg von 24. Sept. 1831. 8255 
Berechtigung der Mitglieder, bern RN: Stadtgerichte, ingleichen der 


C60. Den Mitgliebern der Stadtwäthe, der Stadtgerichte, wenn bie 
Stadt ſelbſt die Gerichtsbarkeit hat, und den Stadtverordneten wird, wegen 
der bei ihnen vorausgeſetzten "Keiinthiffe von den Stabtoerhätmiffen und 
wegen ihres vermutheten Intereſſes an dem MWohlftande der Städte, ohne 
Ruͤckſicht auf Anfäffigkeit und Entrichtung eines Genfus;" die Fähigkeit bes 
williget, in beiden Wahlen mitzuftimmen, auch als Wahlmänner und als 
Abgeordnete ermählt zu werben. 

$. 61. Ihre Namen find daher durch den Regierungscommiffarius 
fowohl den $. 50. gedachten Kiften der Stimmberechtigten, als den $. 59. 
erwähnten Steuer und Wahlliften anzufügen. | 

Fertigung der Liſte der Wahlmänner und Wählbaren des Bezirke. 

$. 62. Aus den Liften der Wahlmänner fämmtlicher ‘zu einem Bes 
zirke gehörigen Orte fertigt der Eöniglihe Commiflarius ein gemeinfchaftli: 
ches Verzeichniß, und ein gleiches Für die Wählbaren des Bezirks. | 

Bekanntmachung der verfchiedenen Kiften. 

$. 63. Diefe Liften, fo wie die Liften der Wahlmänner und, Bibi: 
baren derjenigen Städte, welche für- fich Abgeordnete zu wählen haben, müfs 
fen: wenigfteng vierzehn Tage vor: dem zur. Wahl ber; Abgeorbneten anbe⸗ 
raumten Termine, im betreffenden Orte oder Bezirke bekannt gemacht wer⸗ 
den. Etwanige Bemerkungen oder NReclamationen find nur bis zum achten 
Tage vor der Wahl anzunehmen, nachher aber nicht weiter als ein u. 
niß der Wahl zu. betrachten. ( { 

Vorladung zur Wahl ber Abgeordneten. \ 

$. 64. Den Wahltag fegt der Eöniglihe Commiſſarius an, und labet 
dazu die Wahlmänner, nad) der deshalb gefertigten Liſte, durch ſchriftlichen 
Umlauf und durch Bekanntmachung in einem. örtlichen Rachrichtablate vor. 

Beſtimmung des Orts zur Wahl 

$. 65. Bei den aus mehrern Staͤdten sufammengefekten Bahfbejis 
ten beftimmt er zugleich biejenige Stadt des Beirts wo die Wahlhand⸗ 
lung vor ſich gehen ſoll. 

Verfahren bei der Sohl. | J 

- 8. 66. Bei der Wahlhandlung felbft zieht der koͤnigliche Commiffartus 
5 Mitglieder der Stabtverordneten des Mahlortes zu, welche der ganzen 
Wahlhandlung beivohnen, und die darüber aufgenommenen Niederfäpriften 
mit zeichnen. 
Ä $. 67. Die Wahlhandlung beginnt mit Verleſung der vorgeforderten 

Wahlmänner, Aufzeihnung der Nichterfchienenen, und mit Verleſung ber zu 
Abgeordneten Wählbaren, nach dee Steuer: und Wahlliſte. 

$. 68. Die erfchienenen Wahlmänner erftatten hierauf. das -gefeglicye 
Angelöbniß, die im Voraus numerirten Stimmzettel werden gemiſcht/ und 
jedem Wahlmanne wird einer zugeſtellt, welchen er eigenhaͤndig mit des von 
ihm Gewaͤhlten Namen, Stande und Wohnorte verſiehet, und darauf in 
ein hierzu beſtimmtes verſchloſſenes Gefaͤß legt. 

. 69. Der Vorſitzende dictirt hierauf die Nummern ber Stimmjet- 
J wie Namen der Gewählten zum Protocoll, und zieht die Ergebniſſe 
er 

6. 70. Bei der Wahl entſcheidet auch hier, in der Regel, ‚die abſo⸗ 
lute Stimmenmehrheit; nad dreimaliger Abſtimmung in dem 6. * gedach⸗ 
ten Falle aber die relative Mehrheit, oder das Loos. 

S. 74 Die Stellvertteter werden durch einen gleichmäßigen, zweiten 
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Wahlact enannt; eben To wild In Dresden ’uhb Laihlig eher der beiden 
Abgeordneten befonders;; von ben gefummern — der * einer 
nad), dem ‚andern. gewaͤhlt. 3 * 
Betanntmach der Wahl, Schluß des Protocolls und x e de. Gefolge. 
$..72: Nah gefchehener Wahl, wird dieſe dem eſenden bekannt 
gemacht, das Protocoll Ba am Kommiffarius und. den Wahlgehuͤl⸗ 


fen gezeichnet, und. der Erfolg der R 9, mit, Beifügung,, ‚der Acien und 
Mahlzettel, vorgelegt, welche dann bie: ahihandlung pruͤft und das Ergeh⸗ 
niß der oberſten Staatsbehoͤrde anzeigt. 0.2 


Erloͤſchung der. Rechte der Wahlmänneg mit * Schluſſe der Wahl. 

‘8. 73: Die Rechte der Wahlmänner, als folcher, ahlale —9 ort mit 
der Wahl, So wenig fie vorher uͤber die Gegenſtaͤnde ihrer, Wa Abrede 
treffen Fönnen ; ſo wenig findet, eine weitere Verſammlung mad). geſchloſſener 

Statt. 

Me Jede neue Wahl erfordert in der Regel neue Kit —— Wenn, j je: 
doch zwifchen einer Wahl und dem Ende. der nächften ‚Ständeverfammlung 
die Erwählung eines neuen. Abgeordneten lan wird; ® * ſolche durch 
eben dieſelben Wahlmaͤnner zu verrichten. — 


IV. —— TEE für die Wahlen ber Abgeordneten des 
Bauernſtandes. 
Wahlbezirke. 

'g 74 Fuͤr bie: Wahl der Abgeordneten be Bauernftandes ER 
mit Ruͤckſicht auf. geographifhe Lage und thunlichfte Gteichheit, auch möge 
lichftes Beifammenbleiben der Amtsbezirke, 25 Wahlbezirke — von de⸗ 
— jeder — Landtagsabgeordneten zu waͤhlen hat. 

Wahl durch Wahlmaͤnner. 

6 75. Au bie — * Bauenftandes —88 — Er⸗ 
nemnuns von Wahlmaͤnnern gewaͤhlt. 

Stinmmberechtigte bei — ber Weahlmänner. 

$. 76. An der Beftellung. von Wahlmaͤnnern nehmen auf dem Lande 
alle Diejenigen Theil, welche, neben den perſoͤnlichen Erforderniſſen jedes 
Wahlberechtigten, Eigenthuͤmer eines mit — itz verſehenen, zut Klaſſe 
der Ritterguͤter nicht gehörigen Landgrundſtuͤcks find. 9 

Mehrfache Angeſeſſenheit und Mitbeſitz mehrerer an einem Grunbädk. 

. 77. Eine mehrfache Angefeffenheit in demſelben Wahibezirke ges 
währt nur Eine Stimme; eben fo hat in dem Halle, wenn mehrere Per: 
fonen ein Landgrundftüd. gemeinfhaftlic befigen, nur einer der ‚mehreren 
Beſitzer, und zwar nad) Analogie der Beſtimmung S 31., der — Anwe⸗ 
ſende das Stimmrecht auszuuͤben. 

Commiſſarien. 
878. Die beiden Wahlhandlungen auf dem Lande werden ebenfalls 
durch Commiffarien geleitet. Diefe koͤnnen fich für die einzelnen Wahlbes 
zirke, mie Genehmigung der Negierung, durch Delegirte vertreten laffen, auf 
welche alles dasjenige Snnbenbung leidet, was im Nadyfolgenden wegen der 
Commiſſarien beſtimmt iſt. 
Wahlabtheilungen. 


79.Jeder Wahlbezirk zerfällt in mehrere Wahlabtheilungen, nach 

einer Zahl von ungefaͤhr fuͤnf und ſiebenzig ſtimmberechtigten Urwaͤhlern 

Mehtere kleine Doͤrfer, ingleichen einzelne Haͤuſer, Höfe, Mühlen, werden ‚zu 
einer ſolchen · Abtheilung zuſammengeſchlagen. 

Obrigkeitliche Leitung der Wahlen in den Wahlabtheilungen. 

In dieſen Wahlabtheilumgen iſt die Leitung der Wahlin der 
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Wahlmaͤnner ber Gerichtsobrigkeit des Orts ober, wenn mehrere berfelben 
zufammengefchlagen werden, einer von dem Wahleommiffatt zu beftimmenben, 
in dee Wahlabtheilung ſich befindenden, Gerichtsobrigkeit zu Übertragen, 
Zahl der Wahlmänner in einer Wahlabtheilung. 

$. 81. Größere Dörfer ernennen für je 75 men urwaͤhler 

einen Wahlmann. 
Wahlabtheilungen bei groͤßern Dörfern. 

6. 82. Wenn ein Dorf uͤber 75, aber nicht wenigſtens 120 ſtimm⸗ 
berechtigte Urwaͤhler hatz fo kann es es: nicht verlangen, mit: dem Ueberſchuſſe 
bei einer andern MWahlabtheilung zu concureiven; dies Bann nur infofern ge: 


fchehen, als Eleinere Dörfer dazu -gefchlagen werben. - - 
| Grundliſten. 


6. 83. Um als Wahlmann waͤhlbar zu ſeyn, iſt der Beſitz eines Srmd: 
ſtuͤcks von der im $. 76. erwähnten — erforderlich, wovon lan 
wenigſtens 

zehn Thaler — — — 
an Schocken und Quatembern und Gavalerieverpflegungsgeldern, in ber r Obere 
laufis an Rauch- oder. Grundfteuern, Rations⸗ und Portionsgelden und 
Grundanlage zu entrichten find. 

Die Commiffarien laffen - von der Ortsobrigkeit für jede Wahlabthei: 
fung eine Lifte — fertigen, welche biefe jegt: benannten Erfocderniffe 
befigen. 

Wenn in einer Wahfastheitung nicht weniſtens fuͤnf Perſonen die vor⸗ 
geſchriebene Hoͤhe des Cenſus erreichen; ſo ſind die zunaͤchſt am hoͤchſten 
Beſteuerten, in der $. 57. beſtimmten Maaße, zur Ergänzung aufzunehmen. 

$. 84. In dem 80. gebachten Falle Liegt .diefe Beforgung der mit 
ber Leitung des MWahlgefchäfts beauftragten Obrigkeit ob, welche fich deshalb 
mit den übrigen zu vernehmen hat. 

$. 85. Die Commilfarien haben biefe Grundliſten zu pruͤfen und aus⸗ 
zufertigen, 

| Wahl eines Wahlmannes für jede Abtheilung. 
$. 86. Jede Wahlabtheilung wählt einen Wahlmann. 
Borladung zur Wahl... 

$. 87. Die nad $. 80, delegirende Obrigkeit ladet die Mitglieder je- 

ber Wahlabtheilung an einen beflimmten Drt der Wahlabtheilung vor. 
Verfahren bei ber Mahl der Wahlmänner. 

$. 88. Die Borgeladenen müffen genau zu der feflgefegten Zeit er: 
fcheinen und Fönnen meber in einer früheren, noch einer fpätern Abtheilung 
ſtimmen. 

Unberufene Zuſchauer ſind unzulaͤſſig. 

$. 89. Die Obrigkeit erwaͤhlt ſich einige Beiſtaͤnde aus der Zahl der 
Ortsgerichtsperſonen. Es brachen nicht diefelben Perfonen während ber 

anzen MWahlhandlung zugegen zu fern; doch muß, vor ihrer Entlaffung, 
a der während ihres Befiges aufgenommene Theil des Protocol von 
ihnen mit unterzeichnet werden, 

di 90, Die Wahrtiften für die Wahlmänner find eben fo, wie bei 
ben ſtaͤdtiſchen Wahlen, vierjehn Tage vor der Wahl an den Orten bes 
Wahlbezirks anszuhängen, die Gegen diefe Liften etwa zu macenden Aus: 
ftellungen bi8 zu dem achten Tage vor der Wahl anzunehmen, bie fpäter 
angebrachten Reclamationen aber nicht als Hinderniſſe der Wahlhandiung 
u berüdfichtigen: : 

$. 91: - Hierauf erfofgt die Beſtellung des Wahlmannes aus ber Mitte 
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Sie gefchieht, nach dem. Ermeflen des die Wahl Dirigirenden, entwe⸗ 
der durch einzelnes muͤndliches Stimmabgeben zum Protocol, oder durch 
förmliches fchriftliches Stimmgeben mittelft Wahlzettel, wobei das $. 68, 
befchriebene Verfahren zu beobachten ift. 

F. 92, Sobald die Abtheilung ihre Wahl vollendet hat, entfernt 
ie ſich. 
"2 93. Für die Ernennung der Wahlmänner entfcheidet, wie $. 38. 
und 70, vorgefchrieben ift, in der Negel abfolute, und nur in dem bort ev 
wähnten Ausnahmefalle velative Stimmenmehrheit oder Loosziehung. 

Lifte der Wahlmänner des Wahlbezirks. 

F. 94. Wenn die Abftimmungen aller Mahlabtheilungen eines Bes 
zirks bewirkt find, werden, nach den Reſultaten derfelben, die Namen ſaͤmmt⸗ 
licher Wahlmänner des Bezirks durch den Commiſſarius zufammengeftellt. 

Erforberniffe zur Wählbarkeit ald Abgeordneter. 

$. 95. Um ein Abgeordneter des Bauernftandes feyn zu können, muß 
man, neben ben perfönlichen- Eigenfhaften jedes MWählbaren, ein jährliches 
Steuerquantum an Scoden und Grundquatembern und Cavalerieverpfles 
gungsgeldern, oder. in ber. Oberlaufig an Raus oder Grundfteuern, Rations- 
und Portionsgelden und Grundanlage von mindeſtens Ä 

| ‚ dreißig Thalern — — 
entrichten, auch das Iandwirthichaftliche Gewerbe, oder ein Fabrikgefhäft auf. 
dem Lande als Hauptgewerbe treiben. In dem alle, wenn in einem Wahl: 
bezirke nicht wenigftens funfjig Wahlfähige vorhanden find, welche diefe Eis 
genſchaften befigen; fo tritt auch hier: die Worfchrift des $. 57. ein. 

$. 96. Nittergutsbefiger. find bei der Wahl des Bauernftandes flimme 
berechtigt und wählbar, wenn fie, außer den zum Wittergutscomplere gehöri- 
gen Grundftüden, auch Grundftüde der $. 76. gedachten Art befigen, wo⸗ 
von F für ſich beſtehende Cenſus die F. 83. und 95. beſtimmte Hoͤhe 
erreicht. 

Steuer: und Wahlliſten. 

F. 97. Die Wahl der Abgeordneten gründet ſich auf die Steuer: und 
Wahlliſten. | 

$. 98. Vor dem zur Erwählung ber Abgeorbneten beftimmten Xers 
mine wird zuerft von den Steueruntereinnahmen ein (in fchriftfäffigen Or— 
ten, von den Drtsobrigkeiten zu beforgendes) Werzeichniß derjenigen hierbei in 
Betraht kommenden Einwohner gefertiget, melde die $. 95. benanntem 
Steuerbeiträge entrichten. 

Dabei ift es zugleich zu bemerken, wenn der Einnahme bekannt ift, 
daß ein Einwohner noch an andere Steuereinnahmen Abgaben der genanns 
ten Art entrichtet. _ A | 

$. 99. Die Commiffarien haben bdiefe Steuerliften, mit Zuziehung 
ber Drtsgerichtsperfonen, zu durchgehen, in legtgenannter Beziehung zu er: 
gänzen, und dann, nachdem fie die, wegen Ermangelung perfönlicher Befaͤ⸗ 
higung, Auszufcheidenden entfernt haben, das Verzeichniß als Steuer: und 
Wahlliſte für ihren ganzen Wahlbezirk förmlich auszufertigen. 

$. 100. Diefe Kiften werden menigftens vierzehn Tage vor dem zur 
Wahl des Abgeordneten anberaumten Termine im Bezirk befannt gemacht. 

Vorladung der Wahlmänner zur Wahl der Abgeorbneten. 

$. 104. Zu dem MWahltage, wo aus ben in diefer Steuer» und Wahle 

> — ee — ſollen, ” 
ommijjarius die früher ernannten Wahlmänner bed Bezirks an ei: 
nen Dit diefes Bezirks gehörig a * | * | 
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Verfahren bei der Wahl. — 
$. 102. Der Commiffarius wählt ſich aus den Ortsgerichtsperſonen 
für die zweite Handlung ebenfalls einige Beiſtaͤnde, umd verführt in Anfes 
hung des MWeitern fo, wie oben $..67. bis 72. bei den zweiten Wahlen in 
den Städten verordnet ifl. — | 
Erlöfhung der Rechte der Wahlmänner mit dem Schluffe der Wahl. 
. 103. Auch in Anfehung ber Wahlmänner des Bauernftandes gilt, 
was, wegen des Aufhörens ihrer Function nach vollendetem Mahlgefchäfte, 
im $. 73. yorgefchrieben iſt. — 


Pruͤfung der Wahlhandlung zur Beſtellung der Abgeordneten aller Klaſſen. 
Beſeitigung der Zweifel und Anzeige der Ergebniffe, * 

$. 104. Nach Eingang ber Berichte uͤber den Erfolg der Abgeordne: 
ten⸗ Wahlen der Rittergutsbefiger, der Stadtbewohner und des Bauernſtan⸗ 
des, prüft die Regierung die flattgefundenen Wahlhandlungen, befeitigt die 
etron noch vorliegenden Zweifel, und zeigt dann die Ergebniſſe der obern 
Staatsbehörde an. Im Falle des Recurfes gegen die Entfcheidung der Ers 
ſtern findet das $. 10. geordnete Verfahren Statt. 

Legitimation der gewählten Abgeordneten aller Klaffen. - 

$. 105. Jedem Abgeordneten in allen drei Klaffen wird, nad er: 
folgter Genehmigung der MWahlhandlung, darüber von der Regierungsbehörbe 
eine Legitimation ausgefertigt. | 

Urkundlih haben Wir diefes Mahlgefeg, welches, nach Worfchrift des 
‘ Generalis vom 13. Juli 1796 und des Mandats vom 9. März 1818, 
bekannt zu machen ift, eigenhändig vollzogen und das Königliche Siegel bei: 
druden laſſen. . 

Gegeben zu Dresden, am 24. Sept. 1831. 
- Anton. 

Friedrich Auguft, H. z. S. 

(L. S.) Bernhard Auguſt von Lindenau. 
D. Marimilian Günther. 
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Verzeichniß 
der Staͤdte im Koͤnigreiche Sachſen. 
— I: Kreislande. 


1. Adorf. 17. Dippoldiswalde. 
. 2. Altenberg. 418. Döbeln. | 
3. Annaberg. 19. Dohna. 
4. Aue. » 20. Dresden. 
5. Auerbach. 21. Ehrenfriedersdorf. 
6. Bärenftein. + 22. Eibenftod. 
7. Berggießhübel. _ 23. Eifterberg. 
8. Biſchofswerda. 1 24. Eiterlein, r 
9, Borna. 25. Ernſtthal. 
10. Brand, Ku +, 26. Falkenftein. 
11. Brandis, — + 27. Frankenberg. 
12. Buchholz. 0m, 28, Frauenſtein. 
13. Burgſtaͤdt. 29. Freiberg. 
14. Chemmitz. 30. Frohburg. 
15. Crimmitſchau. 31. Geier. 


16. Dahlen. 32. Geißing. 


„ Geithain. 
. Seringswalde, 
. Glashütte. 
Glauchau. 


Haynichen. 
. Hohenftein im Meißner Kreiſe. 
. Hohenftein im Schönburgfchen. 
. Sohanngeorgenftadt, 
. Söhftadt. 
. Kirchberg. 


Königftein. 


Kohren. 

.Kolditz. 

Lauenſtein. 

Lauſigk. 

Leipzig. 

Leißnig. 

. Lengefeld im Erzgebirge. 
Lengefeld im Voigtlande. 
Lichtenſtein. 

Liebſtadt. 

Loͤßnitz. 

Lommatzſch. 

. Lunzenau, 

. Marienberg. 
.Markneukirch. 

. Markranftädt. 

. Meißen. 

. Merane. 

. Mitweiba. 

. Müpgeln. 


2 Neuftadt bei &o 

. Neuftädtel, im, 
. Noffen. | 

. Oberwieſenthal. 


. Deberan, 

. Delsnig. 

* 0 ſchatz. 
Pauſa. 

. Pegau. . 

. Penig. 

. Pirna. 

. Plauen. 

. Rabenau. 

. Radeberg. 

. Rabdeburg. 

. Megis. 
. Reichenbach. 
. Rochlitz. 

. Rötha. 

, Rofmwein. 

. Schandau. . 
. Scheibenberg. 
. Schellenberg. 
. Schlettau. 
. Schneeberg. 


Schöned, 


. Schwarzenberg. 
. Sebnig. 

. Seybda. 
Siebenlehn. 
. Stollberg. 

.. Stolpen. 
Strehla. 
Taucha. 

. Zharand. 

. Thum. 
Trebſen. 
Treuen. 
.Unterwieſenthal. 
.Waldenburg. 
. Waldheim. 

. Webhlen. 

. Werdau. 

. Wildenfels. 
. Wilsdeuf. 

. Wolkenftein. 
. Wurzen. 

. Böblig. 

. Blchopau. 


Zwenkau. 


128. Zwickau. 


129. 


Zwoͤnitz. 
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IL DObertaufig. R 
I Wieeflädte 

130. Baum. 132. Camenz. | 


ee 


131. Zittau. 133; Löbau. 
en B. Landſtaͤdte. 

134. Vernſtadt 17. Oſtritz. 

135. Elſtra. 138. Pulsnitz. 


136. Kings, 439. Weiffenberg. 


Königreid Hannover, 

. Der Churftaat Hannover, ber von bem Prinz Regenten von Groß: 
britannien (nachmaligem König Georg 4.) am12. October 1814 zum 
Königreiche erhoben, als folhes auf dem Wiener Congreſſe als Kö: 
nigreich anerfannt und Durch mehrere, ihm einverleibte, Länder bedeu— 
tenb vergrößert ward, hatte.in dem erſten Jahrzehent des neunzehnten 
Jahrhunderts feht wichtige politiihe Schidfale erfahren; namentlich 
vereinigte Napoleon bereitö im Jahre 1807 mehrere hannöverifche Pro⸗ 
vinzen mit dem neugeftifteten. Königreihe Weftphalen, in welchem 
von 18071813 die Verfaffung diefes Königreichs galt; und als Nas 
poleon im December 1810 den bedeutenden nörblichen Theil Hannovers 
Srankreich felbft einverleibte, trat bie damalige (vierte) Verfaſſung Trank: 
reichs auch. hier in Wirkfamkeit. 

Allein, nach der Herftelung ber. guelphifchen Regierung im Chur: 
flaate Hannover (Det. 1813), ward bald (5. Dec. 1814). die alte 
landftändifche Verfaſſung hergeſtellt. Es wurben 43 adelige und 
37 bürgerlihe und geiftliche Deputirten zu einem Landtage berufen. 
Sprad man gleich bamald bier und da von der Einführung ber briti= 
fhen Verfaffung in Hannover*); fo betrafen doch bie Verhandlungen 
deö Landtags, fo. weit fie befannt wurden**), außer den Beſtimmungen 
über die Organifation des allgemeinen Landtags, und über die Rechte, 
welche den Provinziallandfchaften : fernerhin verbleiben follten, nur einige 
wichtige, auf die Staatöverwaltung fich beziehenbe, Gegenftände: z. B. 
die Vereinigung ber gefammten Schulden und Laften der einzelnen Pro: 
vinzen in Ein Ganzes; die Aufhebung der verfchiedenen Steuerverfaffun: 
gen in den Provinzen, und die. Einführung eines allgemeinen Abgabe- 
ſyſtems; die Gonftatirung des Beftandes ber Landesſchuld; die militairi: 
fchen Angelegenheiten ; die Verbefferung der Gerechtigfeitöpflege und Po: 
lizei, befonders in Hinficht der Patrimonialgerichtöbarkeit u. a. 

Endlich ward die neue Geftaltung ber landſtaͤndiſchen en 


*) Allg. Zeit. 1816. &t. 207. ©. 827 f. 
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dem proviforifchen Allgemeinen Landtage bitch ein Schreiben des 
Prinzen Regenten (des nachmaligeh Königs Georg 4.) vom 6. 
Januar 1819 angekuͤndigt, worin derſelbe ſeine Abſichten —— 
auf die Einrichtung der kuͤnftigen allgemeinen Skaͤndever— 
ſammlung eroͤffnete, und daruͤber das Gutachten der Staͤnde ver— 
langte. Es hieß in dieſem Schreiben: „daß es nicht in dem Plane 
liege, Hauptveränderungen in der Conftitution eintreten zu 
laffen, nach welcher den Ständen dad Recht der Steuerbewilligung und 
der Theilnahme an der Gefeggebung zuſtehe; denn theild habe die Er— 
fahrung den Nuten biefer alten Landesverfaſſung bewährt, theild wuͤr⸗ 
den bie nach blos theoretiſchen Grund ſaͤtzen eingeführten Verfaſ— 
ſungen nie den Nutzen derer gewähren, die nach den Beduͤrfniſſen des 
Staates fih allmählig ausgebildet hätten, Auf den Grund der als 
ten Landesverfäffung müffe daher auch die durch die Vereinigung 
aller Provinzen in Ein Ganzes jest nothwendig gewordene allgemeine 
Landesverfammlung gebildet werden, und da in mehreren ber bereits wies 
dev! hergeftellten  Prooinztaflandfchaften die Befchlüffe in Curien gefaßt 
wuͤrden, fo muͤſſe auch die allgemeine Verſammlung in zwei Curien 
ober Kammern um’ fo mehr abgetheilt werben, als das Interefje der 
Eorporationen, aus welchen der Landtag gebildet werde, ‘feiner Natur 
nach verfchieden fey, und daher durch die Befchlüffe einer einzigen Ber: 
fammlung fich nicht ausfprechen koͤnne“ — Nach dem mit vorgelegtem 
Plane folte die erfte Kammer beftehen: aus den mebiatifirtem Fürften und 
Grafen; dem Erblandmarfchalle des Koͤnigreichs; den Mitgliedern der Ritters 
ſchaft/ welchen; nach geſchehener Gründung eines Majora ts vonbeftimmter 
Größe, eine Virilſtimme beigelegt werden wird; dem Präfidenten des Ober: 
fteuercöllegtums und’ den Mitgliedern des Tandftändifchen Schagcollegiums von 
ber Ritterſchaft; den’ Präfidenten der Lüneburgifchen und bremifchen Lands 
Ihaft; den 33 von der’ Nitterfchaft zu erwählenden Deputirtenz den Eatholis 
ſchen Bifchöffen, und den proteftantifchen Aebten der höhern Stifter, In die 
zweite Kammer würden dagegen eintreten? bie Mitglieder des Schagcolles 
giums bürgerlichen Standes; drei Deputirte der geiftlihen Güterabminiftras 
tionz die Deputirten der Fleineren Stifter; ein Deputirter von der Univerfität 
Göttingen; 29: Deputitte von den Städten, und 22 Deputirte von ben 
freien Grundbefigern, die nicht zur Ritterfchaft gehören. Der Erbland⸗ 
marfchall, und- in deffen Abweſenheit der Präfident des Oberfteuercolles 
giums, werben beide vereinigte Kammern präfibiren; jede einzelne Kam— 
‚ mer aber wirb drei Subjecte aus ihrer Mitte erwählen, unter welchen 
der Landeöherr einen zum Prafidenten fuͤr felbige erwählen wird. Der 
Landtag verfammelt fih alle Jahrez die gewählten Mitglieder treten 
nach ſechs Jahren aus, Eönnen aber wieder erwählt werben. Zuhörer 
werben bei den Deliberationen nie zugelaffen. Alle landes— 
herrlichen Präpsfitionen werden an beide Kammern gebracht. Stim: 
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men ihre Befchlüffe nicht uͤberein; fo wird eine Vereiniguug durch eine 
von beiden anzuordnende Commiffion verfucht, welcher auch 
Iandeöherrliche Commiffarien, um die Uebereinftimmung zu befördern, bei- 
georbnet werben Finnen. Zu den fländifhen Anträgen ift Ue— 
bereinflimmung beider Kammern gleichfalls erforderlich. 
Mas die proviforifche ‘allgemeine Ständeverfammlung auf biefes 
Schreiben antwortete, und welche Anträge fie that, ift nicht zur Öffentli- 
hen Kunde gefommen. Allein die neue Geftaltung ber hannöverifchen 
Landtagsverfammlung ift in folgendem Patente des Prinz Regenten 
vom 7. Dec. 1819 enthalten, womit die Rede ded Herzogs von Cam⸗ 
bridge hei der Eröffnung der Ständeverfammlung am 28. Dec. 1819 
verglichen werden muß, weil, über die damalige neue Modification der 
ftändifchen Verfaflung, Feine befondere Urkunde erſchien. 


a) Patent vom 7. Dec. 1819, die Verfaffung der 
allgemeinen Ständeverfammlung des Königreidhs 
| betreffend. 


Georg, Prinz Regent te Nachdem Wir der proviforifchen allgemeinen 
Ständeverfammlung die Grundzüge, nad welchen Wir, mit möglichfter Beruͤckſich⸗ 
tigung der bisherigen landftändifhen Verfaſſung der einzelnen Provinzen, auch mit 

Beachtung der durch die Wiener Congreß⸗ und teutfche Bundesacte beftimmten Bereini- 
ung der vormals getrennten Provinzen zu einem Königreiche, und ber, nach Auf: 
fung bes römifch = keutfchen Reichs, an die FKürften defjelben Übergegangenen Sou: - 
verainetätsrechte, die bleibende allgemeine Ständeverfammlung zufammenzufegen be= 
abfichtigten, mitgetheilt und über bie dabei feftzufegenden fpeciellen Beftimmungen 
deren Anfihten vernommen, auch in Anfehung der Puncte, bei weldyen eine Abän- 
derung von berfelben. in Antrag gebracht worden, deren Wünfche thunlichft berüd: 
fihtigt und darüber den ſaͤmmtlichen Landfchaften ſowohl durch Unfer Reſcript vom 
36. Dict. d. 3., ald dur die Eröffnung Unſeres Gabinetsminifteriums vom 11. 
November db. 3. Unfere Entſchließung bereits zu erkennen gegeben, und nad) gnä= 
diafter Aufloͤſung der bisherigen proviforifchen allgemeinen Stänbeverfammlung eine 
neue Sandtagsverfammlung zufammenberufen haben; fo finden Wir nunmehr Uns 
bewogen, über bie Berfaffung und Einrichtung berfelben Folgendes hiermit anzu⸗ 
ordnen und feftzufegen: BES 
Die allgemeine Staͤndeverſammlung fol künftig aus zwei Kammern be: 
' Stehen, und teils aus perfönlich berechtigten Mitgliedern, theild aber aus gemähl: 
ten Deputirten dergeſtalt zufammengefest werden, als ſolches durch das angefchlof? 
fene (Schon bekannte) Verzeichniß von Uns näher beftimmt ift. 

.2. Beide Kammern follen in ihren Rechten und Befugniffen fi gleich 
ſeyn, und alle Anträge, mweldje von Uns oder von Unferm Gabinetsminifterium an 
die Stände des Königreichs ergehen, follen jederzeit an bie gefammte allgemeine 
Ständeverfammlung gerichtet werben. | 

$. 38. Die Mitglieder beider Kammern müffen 

a) einer der drei, vermöge ber Wiener Gongrefacte völlig gleichgeftellten,, chrift: 

lihen Confeffionen zugethan feyn 5 

b) das 25fte Jahr vollendet haben; . 
e) ein gewiffes unabhängiges Vermögen. befigen, infofern ihnen nicht vermöge ih: 
red Amts ein Gig in der Ständeverfammlung zugeftanden ift. Im biefer, 

Beziehung wollen wir Au ä j 

1) nur folhen als Majoratöherren ein perfönliches erbliches Stimmrecht in 

ber erften Kammer verleihen, bie ein Majorat errichtet haben, welches 
aus einem im Königreiche gelegenen Ritterfige, nebft andern ebenfalls im 
Sande belegenen, von gutsherrlicen Werbindlichkeiten befreiten Grundeigen⸗ 
thume von wenigftens 6000 Rthlert. reiner Einkünfte befteht und mit, feinen 
potheken befchwert if. Sobald ber letztere Fall bei einem Majorate, 
t welchem wir die Ausübung eines perfönlihen Stimmrechts verbunden 


® 
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haben, eintreten folltez ſo Tann während ber: Zeit ber Befchwerung das 
Stimmredt nit —360 —8 So wie Wir übrigens über die Art 
- und Weife, wie die Majorate auf die feſtgeſetzte Summe von Einkünften 
u errichten -feyn- werben, in vorkommenden „einzelnen Fällen bie 5 
eſtimmung uns vorbehalten; fo erflärgn Wir zugleich hiermit ausdruͤcklich, 
daß die Beilegung einer Birilftimme keineswegs: die unmittelbare Folge ei— 
nes ſolchen errichteten: Majorats, ſondern vielmehr die ‚Errichtung des letz⸗ 
tern nur. die Bedingung feyn foll, unter welcher die Verleihung. eines erb⸗ 
lichen Stimmenrechts Statt finden wird. . 
9) Die auf bie Dauer eines jeden Landtags erwählten Deputirten der Ritter⸗ 
[haft müffen aus im ‚Königreiche belegenem Grundeigenthum_ ein reines, mit 
Keinen öffentlichen oder gerichtlichen Hypotheken befchtwertes, Einkommen von 
600 Rthlen: beſitzen. —D8 J 
8) Die Deputirten der freien Grundbeſitzer in der zweiten Kammer gleich⸗ 
falls aus im Lande belegenem Grundeigenthume ein jaͤhrliches reines Ein⸗ 
kommen von 300 Rthlru., und 
4) die übrigen gewählten Deputirten der zweiten Kammer ein reines. Einkom⸗ 
men von 300 Rthlrn., es ſey aus im Königreiche belegenem Grundeigen: 
thüme, ober! im-Lande radicirten Gapitalien. : In ‚allen dieſen Faͤllen bleibe 
es lediglich den Wahlcorporationen, überlaffen, auf welche Weife fie fi von 
dem Beftande biefen Einkommens Überzeugen wollen. Alle diejenigen Grund» 
eigenthümer, uͤber deren Vermögen unter. ihrer Verwaltung ein Concurs 
ausgebrochen und noch anhängig. ift, können überall nicht zu Mitgliedern 
ber allgemeinen Ständeverfammung "gewählt, diejenigen aber, welche ben » 
Goncurs.von ihren Vorfahren überfommen haben, infofern als Deputirte 
zugelaſſen werden, als fie übrigens dazu qualificirt find, , und namentlich 
das vorbeftimmte Einkommen befigen, PORN auch die von ihmen zu bezie⸗ 
hende Gompetenz gerechhet werden fol. Endlich find | | 
d) auch diejenigen ausgefchloffen, welche ihren Wohnfig im — nicht ha⸗ 
ben, oder ſich im activen Dienſte eines Fremden Landesherrn befinden, wovon 
wir nur diejenigen ausnehmen, welche in den Staaten der herzoglich-braun⸗ 
ſchweigiſchen Linie wohnen, und im Dienfte ftehen, fo. lange hierunter' das 
Reciprocum, beobachtet werben. wird. Auch findet diefe Beftimmung auf bie 
mediatiſirten Fürften und Grafen keine. Anwendung, indem diefe ihren Wohn⸗ 
fig nad) Gefallen nehmen koͤnnen. Denſelben wird auferdbem das Vorrecht 
—V— daß ſie, im Falle der Minorennitaͤt, in der Verſammlung durch 
hren Vormund vertreten werden koͤnnen, ſofern dieſer aus demſelben Hauſe 
ſeyn, und alle den mediatiſirten Fuͤrſten conſervirte Rechte ausfuͤhren wird. 
F. 4. Die, zur allgemeinen Staͤndeverſammlung berufenen, Stifter, gleichwie 
auch die Landesuniverfität und die Conſiſtorien, find in der Wahl ihres, Deputirten 
nicht auf Mitglieder ihrer Gorporationen befhräntt, fondern. haben bie. Befugniß, 
auch, außerhalb: berfelben diejenigen -Perfonen zu waͤhlen, welchen, fie ihr Zutrauen 
ſchenken, vorausgefegt, ‚daß. felbige, nach den in dem vorftehenden. Artikel enthalte: 
nen. Beftimmungen, überhaupt qualificirt find. NR + 
$. 5. Eine gleiche :Wahlfreipeit wird auch den: Städten. verliehen, und dabei 
beſtimmt, daß die Wahl. des Deputirten von dem Magiftrate und den Repräfen: 
tanten ber Bürgerfchaft gemeinfhaftlich vorgenommen werden, und die, Concurrenz 
der. letztern nad) der, in. jeber Stadt. beſtehenden, Verfaffung ſich richten folle, 
Würde jedoch in det einen, ober der andern Stadt über die Art der. Theilnahme 
der Bürgerfchaft an dergleichen. Wahlen- noch ‚keine fefte Beftimmung vorhanden 
feuns, fo foll, von: Seiten der Bürgerfchaft, eine, mit der Zahl der, in dem Mas 
giftrate vorhandenen, ftimmfähigen Perſonen übereinfommende, Anzahl von. Reptäs 
fentanten, bei ber Wahl des Deputirten zur allgemeinen Landtagsverfommlung zus | 
gezogen. und zur Abftimmung zugelaffen werben. * ur , 
8.6. Ueber, alle, das ganze, Königreich ‚betreffende, zur ſtaͤndiſchen Bera⸗ 
tbung verfaffungsmäßig gehörende Gegenftände wird nur mit, den ‚allgemeinen 
Ständen. des: Königreichs communicirt; dagegen - alle diejenigen Angelegenheiten, 
welche nur die eine, ober, die andere Provinz angehen, und zu ‚einer. fländifchen 
Berathung geeignet find, auch fernerhin an die betreffenden Provinziallandfchaften 
werben gebracht werden. Und gleichwie es überhaupt keineswegs Untere Abſicht ift, 
eine neue, auf Grumdfägen, welche durch die Erfahrung noch nicht bewährt find, 
gebaute, ftändifche Verfaffung einzuführen; alfo foll auch die allgemeine Stände 
verfammlung im. Wefentlichen Eünftig diefelben Rechte ausüben, welche fruͤherhin 
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ER ra a fo „wie aud) der bisherigen. :proviforifchen 
Ständeverfammlung zugeftanden; haben, namentlich das Recht der Verwilligung der, 
Bebuf der; Bebürfniffe, des Staats, , erforderlichen Steuern, und der Mitverwaltung: 
derfelden ‚unter. verfafjungsmäßiger. Concurrenz und Aufſicht der Landesherrfchaft, 
das, Recht auf — bei neu „zu erlaſſenden, allgemeinen Landesgeſeten, 
und das Recht uͤber die, zu ihrer Berathung gehoͤrigen, Gegenſtaͤnde Vorſtellungen 
an Uns zu bringen. 
8. 7. Die uͤbrigen Verhaͤltniſſe der allgemeinen Staͤndeverſammlung und ber, 
zu. derſelben abzuſendenden, Deputirten, des Erblandmarſchalls, der Präfidenten, 
Seneralſyndiken und Generalſecretarien, die Vorſchriften über das, Verfahren in 
den Sitzungen der Verſammlung und bei Behandlung ber, zur Deliberation kom⸗ 
menden, Gegenſtaͤnde, ſo wie auch die Beſtimmungen über die Vertagung und Auf 
Löfung der allgemeinen Staͤndeverſammlung, ſind in. einem beſondern Reglement 
näher feſtgeſezt worden, welches Wir Uinferer getreuen .. Stänbeberfammlung , . bei 
ihrer Eröffnung; zu deren Direction werden zuftellen laſſen. 4 
8. Wir behalten Uns vor, nach den zu ſammeinden Erfahrungen. in „der 
Organifation. der allgemeinen, Ständeverfammlung , diejenigen Modificationen.tin- 
treten zu-laffen, deren Nothwendigkeif, im Verlaufe der Seit, ſich etwa an- den 
Zag legen: möchte; fo-wie es. auch. ſich von felbit verftcht, dag, wenn der teutſche 
Bund ſich veranlaßt finden. follte, bei, einer, weitern authentiſchen Auslegung bes 
Art. 18, der teutfchen Bundesacte, Grundſaͤtze anzunehmen, „welche mit den vorfte- 
henden ——— nicht durchgehends vereinbar ſind, letztere, den Bundestagsbe⸗ 
ſchluͤſſen gemaͤß, eine Abaͤnderung erleiden muͤſſen. Wir hegen nun zu der hiermit 
conſtituirten allgemeinen, Ständeverfammlung. das zuverſichtliche, landesvaͤterliche 
Vertrauen, daß die, in beiden Kammern verſammelten, Staͤnde die ihnen obliegen⸗ 
dem wichtigen Pflichten in ihrem ganzen Umfange erkennen, und, ohne durch Ruͤck⸗ 
ſichten auf ihr perfönliches oder particulaires Intereffe ſich leiten zu laſſen, insge— 
ſammt mit gleichem patriotiſchen Eifer, dem von ihnen zu. leiſtenden Eide getreu, 
nur das wahre Beſte des Landes ‚vor Augen haben, und ihr Beftreben mit Ang 
gern dahin vereinigen werden, um durch die bleibend beſtimmte Berathung aller, 
das ‚ganze Königreih angehenden, Landesangelegenheiten in einer allgemeinen Stän: 
deverfammlung die Bande der Einigkeit und des gegenfeitigen; Bertraueng zwifchen 
allen Theilen des Königreichs immer enger. zu. knuͤpfen, das bauernde ‚Wohl ‚aller 
Landeseinwohner ‚immer. feiter zu gründen, und die allgemeine Zufriedenheit immer 
mehr und, mehr. zu befördern. , .-; a” 5 
Gegeben. Sarltonhoufe, ben 7. Dec. des 1819ten Jahres, Sr. Majeftät Re: 
gierung im ſechszigſten. W | 
George, Prinz: Regent. 
' Geo, Belt. 





b) Rede des Herzogs von Cambridge, den 28. Dec. 
1819, bei der Eröffnung ber Ständeverfammlung. 


„Verſammelte, würbige Staͤnde des Koͤnigreichs! Je wichtiger ber Zeitpunck 
iſt, welcher fuͤr unſer geliebtes Vaterland mit, dem heutigen Tage beginnt, an wel 
chem bie nunmehr feſtbeſtimmten Verhaͤltniſſe und Formen der. ſtaͤndiſcher Verfaſ⸗ 
ſung deſſelben in Wirkſamkeit tretenz um ſo angenehmer iſt Mir die Erfuͤllung der 
Pflicht, als Generalgouverneur des Koͤnigreichs, anſtatt des Prinzen Regenten, 
meines durchlauchtigſten Bruders, Sie, verſammelte Staͤnde des Koͤnigreichs, in 
den, Ihnen ſich eroͤffnenden, neuen Wirkungskreis einzufuͤhren. Ihnen ſind aus 
dem koͤniglichen Patente vom 7. d. M. die Grundſaͤtze bereits bekannt, welche ber 
Regent, in Beziehung auf die Verfaſſung der allgemeinen Ständeverfammlung, feſt⸗ 
zufegen fi) bewogen gefunden. Nicht die Einführung einer neuen, auf blos theos 


retifhe Grundfäge gebauten, Verfaſſung ift dabei beabfichtigt, ‚vielmehr ift der Re⸗ 


gent ber Ueberzeugung. gefolgt, daß ed für die Wohlfahrt des Landes am zuträg- 
lichften fey, das Beftehende, durch Erfahrung bereits Bewährte, möglichft beizubes 
halten, und darin nur folche Modificationen eintreten zu laffen, welche die veräns 


berten Beitverhältniffe und Umftände nothwendig machen, - Die Abtheilung in meh: 


rere Kammern ift der teutfchen „. und : befonders vatexlänbifchen Verfaſſung gemaͤß; 
fie ift um fo mehr auch für die allgemeine Ständeverfammlung -feftgefegt, damit die 
wichtigften Angelegenheiten des Landes einer um fo vielfeitigern, gründlichen Unter: 


— 
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ſuchun — werden moͤgen. Aber fern ſey von Ihnen, wuͤrdige Vertreter 
des Koͤnigreichs in beiden Kammern, der Gedanke, daß auch ein verſchiedener Zweck 
bei Ihren Berathungen Sie zu leiten habe. Nein, wie auch Ihre Anſichten über 
die, zu Ihrer Berathung kommenden, öffentlichen Angelegenheiten, nad) dem beſon⸗ 
dern Standpuncte eines jeden Einzelnen, von "einander abweichen moͤgen; immer 
müffen Ihrer Alter Beſtrebungen auf die Erreichung deſſelben gemeinfchaftlichen 
Zweckes gerichtet werben, auf die Beförderung des allgemeinen Beſten des Landes. 
Der Regent vertrauet zu Ihrer Vaterlandeliebe und zu Ihrem Gemeinfinm, daß 
Sie diefes Biel nie aus den Augen verlieren, und daß Sie nie vergeſſen erben, 
wie Sie alle, ohne Ausnahme, nit Ihre Perfon, niht Ihren‘ Stand, nicht Ihre 
Commune, nit Ihre Provinz, fondern insgefammt das’ ganze Königreih und alle 
Klaffen der Einwohner beffelben in biefer Verſammlung zu verfteten haben, tind 
wie ein jeder Einzelne feine befondern Wünfche willigft dem Wohl — en un⸗ 
terzuordnen bereit ſeyn muß, ſobald das Letztere ſolches gebietet. W Hei nd bie 
Ihnen zugeftandenen Rechte, aber wichtig auch Ihre Pflichten. Für, die Bewah⸗ 
zung der erftern buͤrgt Ihnen das Königliche Wort des Regenten; erfüllen Gie bie 
letztern mit gewiffenhafter Treue, und die größte Beruhigung, das allgemeine Wohl 
des Waterlandes nach allen Kräften befördert zu haben, bie Gnade des Regenten, 
und der Dank und das Vertrauen RE Mitbürger wird Sie aus diefem Haufe 
in Ihre Heimath zurücbegleiten, Erfreulich wird Ihnen die Berfiherung Tey, 
daß bisher fein Hannoveraner, als Theilnehmer an den Umtrieben, zur Anzeige 
gekommen tft, deren mannigfaltige Verzweigungen den teutfhen Bund zu gemein: 
famen Maafregeln veranlaßt haben. Bereinigen Sie Ihre Beftrebungen mit denen 
der Regierung, um bdiefe Stimmung zu erhalten, damit,‘ unter den Segnungen ei- 
ter ungeftörten Ruhe und Orbnung, die Wohlfahrt des Ganzen und der Einzelnen 
von Tage zu Tage ſich mehre. Durch die ruhmmürbige Thätigkeit und die eifri⸗ 
gen Bemühungen ber bisherigen proviforifhen, allgemeinen Staͤndeverſammlung 
find mannigfaltige Gegenftände von großer Bedeutung theils Thon bearbeitet, theils 
zur weitern Berathung eingeleitet worden. Ihnen, meine Herren, wird es oblie⸗ 
gen, das Begonnene zu vollführen. Unter allen diefen Gegenftänden ift die vollen- 
dete Ausbildung eines feften, den Bebürfniffen bes Staats und den Berhältniffen 
der verfchiedenen Theile des Königreiches entfprechenden, Steuerfoftems für das 
Wohl aller Landeseinwohner eine Angelegenheit. von der allgemeinften uno hoͤchſten 
Wichtigkeit. Die nöthigen Vorarbeiten find deshalb angeordnet, und deren Reſul⸗ 
tate werden Ihnen zu feiner Zeit, und ‚hoffentlich theilweife noch während Ihrer 
erftjährigen Sigung, zur Prüfung und Berathung rhitgetheilt werden. "Mittler 
weile wird ed nothiwendig feyn, bie bisherigen „Steuern einftweilen fortdauern zu 
laffen, damit es an Mitteln nicht fehle, um bie Bebürfniffe des Staats zu beftrei- 
ten. Das Oberfteuer- und Schascollegium, über deffen Einrichtung mit ber pros 


viforifchen allgemeinen Ständeverfammlung communicirt worden, wird naͤchſtens 


in Thaͤtigkeit gefegt werden. Die Ausgabe für den Militäretat ift der genaueſten 
Unterfuchung unterzogen, . Der Regent;simmer ‚geneigt, die Laſten des Landes nad) 
Möglichkeit zu erleichtern, hat eine fehr beträchtliche Verminderung des Kriegshee⸗ 
res befohlen, und ſelbige fo weit ausdehnen laſſen, als die Verpflichtungen, zum teut: 
fchen Bunde und die Rücdfichten auf die Aufrechterhaltung der innern Ordnung des 
Landes demſelben folches irgend erlaubt haben; um fo zuverfichtlicher erwartet. der⸗ 
felbe aber, daß die Beitraͤge, welche, nach Maafgabe des gegenwärtigen Bebürfs 
niffes für das Heer, von dem Lande gefordert werden, von Ihnen auf das bereit 
willigfte werden bewilligt werden. Außerdem wird bie innere Einrichtung des 
Kriegsheeres verfchiedene Veränderungen erfahren müffen, wodurd mehrere Beftim- 
mungen der Sandwehrverorbnung theils aufgehoben, theils mobificiet werden. Sie 
werden den Entwurf der darüber zu erlaffenden Verordnung mitgetheilt erhalten. 
In Beziehung auf die Verwaltung der Rechtspflege, fo wie über andere Zweige ber 
allgemeinen Landesadminiftration, werden verfciedene Gegenftände in diefer und 
den folgenden Landtagsfisungen zu Ihrer Berathung kommen. Ich verweife Sie 
deshalb auf die beföndern Mittheilungen, welche Ihnen darüber zugehen werben, 
Worſchlaͤge, welche Sie felbft tiber die, zu Ihrer Beratung gehörigen, Gegen: 
. fände machen werben, wird ber Regent gern annehmen, und benfelben ein gu 

des Gehör verleihen. Das Reglement, welches die nothwendigen Vorfhriften für 


die Ordnung Ihrer Verfanimlungen enthält, fo wie auch die eingereichten Bol: - 
madjten der hier verfammelten Mitglieder, werben Ihnen durch dem, die Gtelle - 


In feine Hände haben Sie jest den Eid zu legen, dem ; 


des Erblandmarfchalls verfehenden, koͤniglichen Commiſſarius mitgetheilt werben. 
Gefeg. dorf 
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Seyn Sie deffen bei allen Beräthungen eingedenk, und ber Segen bes Himmels, 
mit deffen Erflehung wir bie. Beier des heutigen Tages gemeinſchaftlich begon⸗ 
— haben, wird Ihre Bemühungen mit einem ſichern und glucklichen Erfolge 

nen. FH . . 





. Da bad Patent vom 7. Dec, 1819 nur die allgemeinften Grund: 
züge der neuen ſtaͤndiſchen Verfaffung enthielt; fo "folgten bemfelben in 
den Jahren 1822 und 1823 mehrere königliche Edicte, in welchen 
die wichtigſten Theile der Staatsverwaltung:— doch mit durch⸗ 
gängiger Beruͤckſichtigung der gefchichtlichen Unterlage der früher beftäns 
denen politifchen Formen — umgeftaltet wurden. Von dieſen Edicten, 
welche zunächft in der, zu Hannover erfcheinenden, Geſetzſammlung 
bekannt gemacht wurden, gehören vier hierher: 1) das Edict vom 12. 
Dec. 1822, die Bildung der künftigen Staatöverwaltung 
betreffend; 2) die’ Verordnung vom 18. April 1823, wegen der 
neuerrichteten Landdroſteien; 3) dad Reglement vom 18. Apr. 
1823 über ‚die künftige Verwaltung der Domainen; und 4) bie 
Amtsordnung vom 18. Apr. 1823. | 
c) Edict vom 12. Oct. 1822, die Bildung der Fünf: 


. tigen Staatöverwaltuug betreffend. 


Georg der Vierte, von Bottes Gnaden König des verei⸗ 
” nigten Reihs Großbritannien und Irland ꝛc., aud König von 
Hanngver, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg ie. ıc. 


Da es Uns nicht unbemerkt bleiben konnte, daß die früher, unter gang, 


andern Umſtaͤnden, angeorbnete und ausgebildete Landesverwaltung in Un: 
fern teutfchen Staaten bei den wichtigen Veränderungen, welche durch bie 
neueften Ereigniffe, wie durch die, in Folge derfelben, Statt gefundenen Ber: 
handlungen und Friedensfhlüffe, in Anfehung des Umfangs und der’ Ver: 
hältniffe derſelben, herbeigeführt waren, nicht mehr zweckmaͤßig blieb; fo lie⸗ 
fen Wir, nachdem die Ruhe in Zeutfchland wieder hergeftellt und gefichert, 
undb die für Unſer Königreih Hannover getroffenen Beftimmungen größten 
theils zur Ausführung gebracht waren, es eine Unferer erften Sorgen und 
Geſchaͤfte ſeyn, Namens und von megen Unfered, nunmehro in Gott ruhen: 
den, Herrn Vaters Majeftät, mehrere ſehr weſentliche Abänderungen und 
neue Einrihtungen, in Anfehung ber Verwaltung, wie der BVertheilung 
und Behandlung der Gefchäfte, in den. verfchiedenen Verwaltungsbehörden 
anzuordnen. 

Nachdem fih nun folhe, fo weit fie bis jegt zur Ausführung gebracht 
“find, im Ganzen als zwedmäßig und mohlthätig bewährt haben; fo ift es 
doc von Uns wahrgenommen worden, daß daburd) dasjenige nicht völlig er 
reicht worden ift, was Wir, nah den Uns beimohnenden landesväterlichen 
Abfihten, dadurch zu erreichen bezwedten. Wir haben daher, um den Ge- 
[häftskreis einer jeden ‚Unferer Landes-Verwaltungsbehoͤrden dergeftalt aus: 
zubilden, daß folcher deren eigentlichen Beflimmung entfprechend, und für 
fämmtliche Provinzen Unferd Königreiches Hannover gleihmäßig fey, wie 
auh, um den Gefhäftsgang allenthalben einfacher und rafcher, und bie 


obere Leitung fämmtlicher Verwaltungszmeige aus einem, mit der gehörigen 


Ueberficht des Ganzen berfehenen, Eentralpuncte leichter und Eräftiger zu ma: 


A 
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chen, in Anſehung der — des Geſchaftaganges und der Ver⸗ 


haͤltniſſe der verſchiedenen Verwaltungsbehoͤrden, mehrere weſentliche Veraͤn⸗ 
derungen und neue Einrichtungen anzuordnen beſchloſſen, und machen dem⸗ 
nach, mittelſt dieſes Edicts, dasjenige vorlaͤufig bekannt, was Unſern getreuen 
Unterthanen zur kuͤnftigen Nachachtung zu wiſſen nochi ift. 

1. Die oberfte,. Uns unmittelbar verantwortliche Behörde für alle Ver: 
waltungszweige, mit Ausnahme der rein militärifhen Angelegenheiten, ift 
für Unfer ganzes Königreich Hannover Unfer Staats: und Cabinetsmi⸗ 
nifterium. 

r Saͤmmtliche obere; Verwaltungsbehörben  follen bdemfelben in Zukunft 
auf eine völlig gleichmäßige Weile untergeordnet feyn, an baffelde zu berichs 
ten, und von demfelben Verhaltungsanmweifungen zu empfangen haben, und 
es follen mithin feine unmittelbare DBerichtserftattungen von irgend einem 
Landescollegio an Unſere allechöchfte Perfon Statt finden. 

' Auf gleihe Weife follen von den Berfügungen und Entſcheidungen 
ſaͤmmtlicher, demfelben unmittelbar untergeocbneten, VBerwaltungsbehörden Bes 
rufungen an Unſer Staats: und Cabinetsminiſterium zuläffig, und daſſelbe 
befugt feyn, darauf nad) Befinden zu beſchließen und Abänderungen zu tref⸗ 
fen. Auch fol Unfer Minifterium Elnftig die Prüfung und Anftelfung 
fämmtlicher, zum Givildienft ſich meldender, Candidaten zu leiten, wie nicht 
weniger, mittelft der anzuorbnenden Landdrofteien, die Aufficht uber: ſaͤmmt⸗ 
liche. Beamten zu führen, und deren Beförderung und Verfegung, nach vor 
gängiger Berathung im geheimen Rathscollegio, zu beftimmen haben. 

1. In Unferm Staats: und Cabinetsminifterto felbft ſoll der aͤlteſte 
von: Unfern, in: Hannover anmefenden, den Minifterinlfigungen „regelmäßig 
beimohnenden Staats» und Gabinetsminiftern ein foͤrmliches -Directorialpräs 
ſidium, unter Leitung Unfers Herrn Bruders, des Herzogs. von Cambridge 
Eöniglichen. Hoheit und Liebden, zu führen, und über den Geſchaͤftsgang bei 
Unſerm Miniſterio in allen ſeinen Zweigen, ſo wie ſolcher in einer beſon⸗ 
dern Geſchaͤftsordnung regulitt werden wird, wie uͤber die Dienſtfuͤhrung 
ſaͤmmtlicher, bei Unſerm Miniſterio angeftelfter, Perſonen die oberſte Auf: 
fiht haben, und es foll einer Unferer geheimen Gabinetsräthe, welcher zu: 
gleich Generalfecretair Unſers Minifterit * ſoll, demſelben darin zur Bei— 
huͤlfe dienen. 

III. Die, bei Unſerm Staats: und Cabinetöminifterio bisher Statt 
gefundene, Vertheilung ber Gefchäfte in verfchiedene, nach den Gegenftänden 
regulirte, Departements foll vor dee Hand beibehalten, und es ſollen auch 
die Brem- und Verdenfhen, Osnabruͤckſchen, Bentheimfchen, Lingenfchen, 
Meppen= und Emsbührenfchen und Oſtfrieſiſchen Landesfahen, gleich mie 
bie Sachen ber übrigen Provinzen, mit in die Realdepartementd gezogen, 
und nicht mehr in befondern Provinzialdepartements bearbeitet werden; und 
es ift demnach auf alle, an Unfer Minifterium gerichtete, Geſuche, Vor: 
ftellungen, Berichte und fonftige fehriftliche Eingaben jederzeit fomohl_auf der 
Außenfeite, als im Innern zu bemerken, für welches Departement fie gehö: 
ren. Bei einem jeden Departement fol ein Hauptreferent und Eprpedient, 
und daneben, zu beffen Subfevation und Vertretung bei Behinderungsfällen, 
ein zweiter Arbeiter angeftellt werden. 

IV. Um das Departement der Juſtizſachen bei Unferm Minifterio in 
ben Stand zu fegen, ſich der Gefeggebung, als feiner hauptfächlichften Be⸗ 
flimmung, mehr, als bisher hat gefchehen Fönnen, zu widmen, follen nicht 
mehr fämmtlihe, von Unfern Zuftizkanzleien ertheilte, Erkenntniſſe in pein⸗ 
lichen Faͤllen mit den dazu gehoͤrenden Relationen, wie bisher, zur Beſtaͤti⸗ 
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gung eingefanbt werben, ſondern es ſoll folches nur im Anſehung derjenigen 
Strafurtheile Statt finden, welche auf eine höher als fünfjährige oͤffentliche 
Arbeits: umd Buchthausfkrafe gerichtet find; es fey denn, daß wegen‘ ber 
Gattung des Verbrechens, oder wegen ber Perfon des Verbrechers eine Einſen⸗ 
dung der Relation nöthig wird, oder daß fonft ein Grund vorhanden“ ift, 
wodurch die: Juſtizbehoͤrde, welche das Stenferkenntniß gefprochen hat, ſich 
verpflichtet ober veranlaßt fieht, daffelbe mit der Relation einzureichen. Di: 
gegen wird künftig, nad einer zu erlaffenden nähern Beftimmung, wo eine 
Berufung nicht Statt findet, bei einer anderweiten Vertheidigung eine Trans: 
miſſion von einer Juſtizkanzlei an die andere Statt haben. 

V. Unferm geheimen Rathscollegio ſoll dadurch eine größere Wirkſam⸗ 
Beit verfchafft werden, daß, neben einer zweckmaͤßigern Gefchäftsordnung, dem 
felben noch einige außerordentliche Beifiger beigegeben werden, um, noch mehr 
als bis jegt der Hall geweſen, Perfonen, die mit allen Geſchaͤftszweigen be⸗ 
kannt ſind, in demſelben zu vereinigen. 

VI. uUnſere Kammer zu Hannover, welche, nebln der Verwaltung Un⸗ 
ſerer Domainen, auch verſchiedene wichtige Regierungs- und Polizeiſachen, 
jedoch nicht in allen Provinzen Unſers Koͤnigreiches in gleicher Maaße, zu 
beſorgen hat, und unter den ehemals Statt gefundenen Verhaͤltniſſen zu be— 
ſorgen im Stande war, ſoll, wegen ber, nunmehr eintretenden weſentlichen 
Veränderungen in der Verwaltung, und um eine Gleichheit, in Anfehung 
fämmtlicher Provinzen, und eine Vertheilung der Gefchäfte eintreten zu laf⸗ 
fen, welche der Beftimmung ber Behörden angemeffen und entfprechend ift, 
ihrer gegenwärtigen Verfaſſung und Verpflichtung nah, aufgehoben werden; _ 
und es follen die, von derfelben beforgten, Regiminal: und Polizei-, wie 
aud bie Zollfachen an Unfer Staats: und Gabinetsminifterium und, unter 
gewiſſen Beſtimmungen, an bie zu etrichtenden Landdroſteien übergeben; für 
die Verwaltung Unſerer Domainen aber fol eine neue Domainenfamnier für 
Unfer ganzes Königreich Hannover errichtet werben, welche fich Tebiglich ber 
Erhaltung, Verbefferung und oͤkbonomiſchen Verwaltung Unſers Domanial⸗ 
guts, wie der Leitung des dazu gehörenden Rechnungsweſens und der Auf: 
fiht über das, bei demfelben angeftellte, Perfonal zu widmen hat; und es 
fol daneben bei den anzuordnenden Landdrofteien eine Domainendeputation 
zur Beforgung der, in ihrem Kreife vorkommenden, und ſich auf feldigen 
befchränkenden, Domantalangelegenheiten, nad) den, in der Folge zu erlaffen- 
den, nähern Beftimmungen eingefegt werden. Die bisherige Haupt: Kam: 
merkaſſe aber fou wegfallen, und mit der Generalkaſſe gänzlich vereinigt 
werben. 

VII. Für die Regierungds und Polizeifahen in ihrem ganzen Um: 
fange, mithin für die ganze innere NRegiminalverwaltung, mit Ausnahme 
der, den Conſiſtorien verbleibenden, geiftlichen Angelegenheiten, wie auch der 
Zollſachen, w wear deren Derwaltung eine befondere Beſtimmung erfolgen 
wird, follen als Mittelbehörden zwifchen Unferm Staats: und Gabinetömi- 
nifterio und den Aemtern, den Stadt: und Patrimonialobrigkelten, ftatt der . 
— Provinzialregierungen, ſ ech s Landdroſteien angeordnet werden, 
naͤmli 

1) zu Hannover, für bas Sürftentfum Calenberg und bie Grafſchaften 
| Hoya und. Diepholz; 
u Hildesheim, für bie Fuͤrſtenthuͤmer Hildesheim, Göttingen und 

Grubenhagen (mit Ausſchluß des Harzes); 

3) zu. Lüneburg, für das ganze Fürftenthum Lüneburg, wie auch 


> Uns wien Ze ı von -  - Sachfen Bauenburg, ‚der, an daſ⸗ 
elbe graͤnzt; 
4) ” Stade, für bie Herzogthlimer Bremen und Werden und das Land 
adeln ; 
5) zu Dsnadrhdt, für das Fuͤrſtenthum Osnabruͤck ſammt der. — 

Lingen, Meppen und Emsbühren, fo wie für Bentheim; 

6) zu Aurich, für das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland. | 

In dieſen, mit einem Landdroſten und drei Raͤthen zu beſetzenden, Land⸗ 
droſteien ſoll zwar im Allgemeinen eine collegialiſche Behandlung der Geſchaͤfte 
Statt finden; doch ſoll der, an die Spitze derfelben zu ſtellende, Landdroſt das 
Recht haben, jeden Beſchluß der Mehrheit zu fuspendiren, und bie betref⸗ 
fende Angelegenheit zur Entſcheidung Unſers Minifterii zu bringen; und es 
ſoll derfelbe für feine Perfon befonders verantwortlich, aud zu einer oftma= 
ligen Bereifung des ganzen landdrofteilichen Diftricts und zu einer genauen 
Unterfuhung des Buftandes Unferer Aemter, Städte und Patrimonialgerichte 
und der Verwaltung in benfelben, nach allen ihren Zweigen, und zu einer 
getreuen Berichtserſtattung über den Befund an Unfere Perſon und an Uns 
fer Minifterium, wie aud) in Anfehung desjenigen, was die Domanialfachen 
angeht, an Unfere Domainenfammer verpflichtet ſeyn. 

VII. Unſere Kriegstanzlei fol gleichfalls Unferm Staats: und Gabi- 
netöminifterio untergeordnet feyn. 

IX. Sn Anfehung Unferer Aemter fol darauf Bedacht genommen 
werden, eine groͤßere Gleichfoͤrmigkeit, in Anſehung des Umfangs und der 
Groͤße derſelben, En. damit es, ohne einen zu großen Koftenauf- 
wand machen zu müffen, nad) und nad) möglich gemacht wird, auf jedem 
Amte mindeftens zwei Amtsperfonen anzuftellen, von denen ber eine fich 
hauptſaͤchlich mit ber — der andere mit den Juſtizſachen beſchaͤftigt. 

Um Unſern Beamten die noͤthige Erleichterung zu verſchaffen, und den 
erforderlichen Zuſammenhang in den Geſchaͤften zwiſchen den obern und den 
untern Behörden zu begründen, follen Unſere Beamten auf die Juſtiz⸗ und 
Landesverwaltung, zwar nad und nach, jedoch baldmoͤglichſt, befchräntt, 
und es follen die Hebungen und Verrechnungen Unſerer Domanialrevenüen, 
mit dem baraus hervorgehenden Regifter und Kaffenwefen, ihnen abgenom⸗ 
men und befondern Mentmeiftern übertragen werden, - 

"Unfere Beamten follen ferner in Zukunft auf eine fefte, haare Befok 
bung gefegt, und es follen alle Sporteln, Gebühren und Abgaben für Ver 
richtungen im öffentlichen Amte, in Anfehung deren nicht ausdrüdlich eine 
Ausnahme gemacht wird, Uns und Unfern Kaffen berechnet, und in. felbige 
abgeliefert werden. Auch ſollen die Verbeſſerungen Unſerer Beamten nicht, 
wie bisher, hauptſaͤchlich durch Verſetzung auf eintraͤglichere Stellen geſchehen, 
ſondern es ſollen ſolche, beſonders bei älteren Beamten, unter Beruͤckſichti⸗ 
gung der Verdienſte und Umſtaͤnde, durch Zulagen erfolgen, 

Die, hierdurch zur vorlaͤufigen Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen 
gebrachten, Anordnungen ſollen, fo viel ſolche Unſer Staats: und Cabinets⸗ 
minifterium und das Juſtizdepartement bei bemfelben, wie auch Unfer Ge 
heimerathöcollegium angehen, mit dem 1. Januar 1823; fo viel hinge— 
gegen fich folche auf die Kammer, die Kriegskanzlei und die —— 
beziehen, mit dem 1. Mai 1828 in Kraft treten, und es ſollen alsdann 
die legtgenannten Behörden in die, in Anfehung ihter, angebrbneten Ver: 
hätmiffe und in den ihnen -beftimmten: ietungetweis eingene in ‚warden, 

— Carlton⸗ Houfe, den 12. Det. — 

George Rex. E. Graf v. Münfter 
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a) Verordnung vom 18. April 1823, die mit. bem 
15. Mei 1823 in Wirkſamkeit tretenden Landdro— 
‚ fteien betreffend. 


Georg. ber * von Gottes Gnaden König des verei— 
nisten Reihe Großbritannien und Irland zıc., ‚auch, König von 
Hannover, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg: ic..ıc. 

Machdem nunmehro ber Zeitpunct bevorftehet, zu welchem bie, im Ar⸗ 
tikel VII. Unſers Edicts vom 12. Det. vorigen Jahres, die Bildung der kuͤnf⸗ 
tigen Staatsverwaltung in Unſerm Koͤnigreiche Hannover betreffend, zur vor⸗ 
laͤufigen Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen gebrachte Einrichtung, nad) 
welchet ſechs Landdroſteien, als naͤmlich: 

1) zu Hannover, für das Fuͤrſtenthum Calenberg und bie Geafſchafien 

Hoya und Diepholz; 
2) zu Hildesheim, für bie Fürſtenthuͤmer Hildesheim, Göttingen und 
Grubenhagen (mit Ausfhluß des Harzes); 

3) zu Lüneburg, für das: ganze Fuͤrſtenthum Lüneburg, mit Einſchluß 

des Uns verbliebenen Theils von Sachſen-Lauenburg; 

4) zu Stade, für die Herzogthuͤmer Bremen und Verden und für das 

Land Hadeln; 
5) zu Osnabrüft, für das Fuͤrſtenthum Dsnabrüd, fammt der Graf: 
[haft Lingen, Meppen und Emsbühren, fo wie für ae 3 

6) zu Aurich, fuͤr das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland, 
angeordnet werden ſollen, in Vollziehung kommen wird: 

So laſſen Wir hierdurch das für. die gedachten —— beliebte 
Reglement zur allgemeinen Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen gelangen; 
‚gebieten. und befehlen auch, daß. jederman, insbeſondere aber ſaͤmmtliche 
Amtleute, Stadtobrigkeiten und Patrimonial-Gerichtshalter, wie auch alle 
ſonſtige, in. öffentlichem Dienſt ſtehende Perſonen demfelben nachleben, und 
demnach von dem funfzehnten Mai dieſes Jahres an, als an welchem Tage 
die gedachten Landdroſteien in Wirkſamkeit treten werden, ſich in allen benje 
nigen Angelegenheiten, tmelche, nach: dem Inhalte und den Beftimmungen 
dieſes Reglements, vor die Landdroſteien gehören,‘ an felbige wenden, von 
ihnen Befehle und Anmwelfungen annehmen und pünctlich befolgen; aud in 
allen und jeden Dingen den Borfchriften. des Reglements nachgehen und 
Folge_leiften. Daran gefchiehet Unfer gnaͤdigſter Wille, 

Gegeben Eartton⸗ Houſe, den 18. April 1823. 

1 ı George Rex. 
2 — E. Graf v. Münfter, 


‚Reglement für die ae 


Georg der Vierte, von Gottes Gnaden König des verei: 
nigten Reihe Großbritannien und Irland ꝛc., aud König vor 
Hannover, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ıc, x. 

Nachdem Wir in dem, über die Bildung der Eünftigen Biinetienk 
tung unterm 12. October v. 3. erlaffenen, Edict die Errichtung von: ſechs 
Landdrofteien angeordnet haben, denen fowohl die ganze innere, von. den bis⸗ 
herigen SProvinzialeegierungen verſehene, Regiminalverwaltung unter Unſerm 
—— als auch die ſpeciellen Domanialgeſchaͤfte, unter der Keitung Un⸗ 

Domainenkammer, uͤbertragen iſt; ſo finden Wir noͤthig, über. den 


ET Yen 


Witkungskreis und die: Geſchotatcung ‚Velen nachſthent⸗ Tanne Be 
ſtimmungen feſtzuſetzen. 19 
Erker Anfshitt. 
Bon dem Geſchaͤftskreiſe der Landdrofieien. 

F. 1... Die Landdrofteien machen in allen, ihrem Wirkungskreiſe un⸗ 
terzogenen, Adminiſtrationsſachen eine nicht zu umgehende Mittelinſtanz zwi⸗ 
ſchen den ‚Städten, Aemtern, Patrimonialgerichten und ſonſtigen Localobrig⸗ 
keiten und den Centralbehoͤrden aus, dergeſtalt, daß ſowohl alle Auttaͤge, 
Geſuche und Reclamationen der Unterthanen gegemi bie adminiſtrativen Ver⸗ 
fuͤgungen der Localbehoͤrden, ſo wie die Berichte und Vorſchlaͤge der letztern 
an ſie zu richten ſind; als auch die Entſcheidungen der Centralbehoͤrden durch 
ſie gehen und durch fie in VBollziehung ‚gebracht werden muͤſſen. 
$. 2. Bon dem MWirkungskreife der Landdroſteien ſind die eigentlichen 
Juſtiz⸗ und die geiſtlichen Sadyen, jedoch letztere nur. unter dm; im $. 7. 
näher bemerkten, Mobdificationen, ausgeſchloſſen. 

$. 3, Die Dienftfunctionen der Landdroftrien ſind chels aufſchend 

und controlirend, theils poſitiv einwirkend. 
68. 4. n erſterer Hinſicht gehoͤrt zum Wirlungskreiſe der xanddtoſteien 
ganz vorzuͤglich die allgemeine Aufſicht auf das, ſowohl bei den Staͤdten, 
als auch bei den Aemtern und Patrimonialgerichten angeſtellte, Dienſtperſo⸗ 
nal aller Grade, und deſſen Amtsfuͤhrung in allen Zweigen des —“ 
Dienſtes. 

Dieſe allgemeine Dienſtaufſi cht ſoll, obgleich, nach dem obigen $. 2, 
die Suftigfachen, als folhe, von dem Wirkungskreife der Landbrofteien aus: 
gefchloffen find, ſich dennoch aud auf’ die Dienftführung der, Behuf der 
Auftizverwaltung, in den Städten, auf den Aemtern und Patrimoninigerich- 
ten angeftellten Officianten erftreden. 

Zu dem Ende follen die Landdrofteien, nach ben, ihnen von den Aem⸗ 
tern und Gerichten monatlich einzuſchickenden, Inquiſitenberichten, ein Aus 
genmerk auf die ungefäumte Betreibung ber. Inquifitionen richten, bei vor 
Eommenden Bifitationsreifen den Zuftand der Gefängniffe und die Behand: 
lung der Inhaftirten unterfuchen, fi) von dem Gange der Juſtizverwaltung, 
wie auch von der Ordnung der Regiftraturen, fo wie nach. den, barlıber zu 
ertheilenden, befondern Vorſchriften von dem Zuftande des Depofitals, Vor⸗ 
mundfchafts= und Concursweſens unterrichten, und fi die über ſolche ge: 
führten Bücher und Verzeichniffe vorlegen laſſen. 

$. 5. Die Landdrofteien haben die hierunter etwa bemerkten Unord⸗ 
nungen oder Vernachlaͤſſigungen ſofort zu ruͤgen, und deren Abſtellung zu 
verfügen. Bei erheblichen Dienſtwidrigkeiten, bei denen eine. beſondere Un—⸗ 
terfuchung erforderlich ift, haben fie ſolche, den Umftänden nach, entweder 
— officio vorzunehmen, oder vorher daruͤber an Unſer Miniſterium zu 
erichten. 

Damit auch die Landbroſteien uͤber die Dienftqualificationen ber oben 
genannten Öffentlihen Beamten eine fortröährende Kenntnig behalten mögen, 
follen die Zuftizcanzleien von Unferm Minifterio angeriefen merden, von bes 
nen, über die Betreibung der Juſtizſachen gegen diefelben etwa erkannten, 
Strafen ober’ ſchweren Bermäe die ‚Petteffende kanddroſtei jedesmal zu be⸗ 
nachtichtigen / we 

$. 6, Die, dem: Sandbröfteien Ablecigenn, fpeeiellen Adminiffrationge 
813 — theils eegiminalſachen, Geis Domanlalſachen und endlich 

taͤ 
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8.7. In Regiminalfach en gehoͤren dahin: in. „7 


4) Alle, von den: Prodinziafregterungen bislang verſehene, allgemeknte 

Regierungsangelegenheiten, namentlich bie Hoheits⸗ und Gränz: Bes 

tichtigungsſachen, die Sammlung und Zuſammenſtellung von Bevsk 

kerungsliſten und ſtatiſtiſchen Notizen, die Aufſicht uͤber die Pr vin⸗ 

zial= Intelligenzblätter; die Manufactur⸗ und Handelsſachen, die Auf: 

tn ſicht über die dispofitionsmäßige Weriveridung von Legaten und Stif— 

at oe fungen. ah ung 14 8 Hi — > ... re * 

2) Saͤmmtliche, allgemeine und beſondere Poligefgegenftände, infon: 

— derheit die Gefundheitspolizei, Vorkehrungen gegen’ Epidentieen 
und · Epizootieen a un 52 72 EIN en 

die Anſtellung tuͤchtiger Aerzte, Wimdaͤrzte Hebanmen und Thier⸗ 

Ärzte; die Auffiht auf die vorhandenen Gefundbrunnen und Badean⸗ 
ſtalten die Hospitaͤlerz; BEE SS ee Ze 

3 ‚oe Siche rheit s polize i, dies Bächte,- Gefangen: und Ittenhaͤu⸗ 
fer; die Verfuͤgungen gegen Landſtreicher und Bettlerz; i 

bie Feuer= und Baupolizei in den Städten und Auf dem Lande; 

die Regulirung neuer Baupläne. zur Wiederherſtellung eingeͤſcherter 


MDrtſchaftenz die Leitung der Btandkaſſenſachen in ber Maaße, wie ſolche 


shi... bishen von den: Provinzialregierungen geführt worden?" 
u biesßie wer bepoldzet ſowohl in den Staͤdten, als auf dem Lande; die 
Gildeſachen und Conceſſionsertheilungen; die Verfuͤgungen Über Fahr: 
+ ‚mänkee; die Aufficht auf Maaß und Gewicht, Brötz und Feifchtaren, 
Das Axmenweſen, und die fonftigen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 
9 Die Communalſachen fowohl in Städten als auf dem Rande; 
bie Aufſicht auf die innere Verfaſſung der Städte und deren Güter: 
verwaltung , fo wie. die Abnahme. der Städterechnungen; die Commu—⸗ 
nal= umdi Nebenanlagen und die Ausmittelung der Goncurrenzprinct: 
pien; bie polizeiliche Dberauffiht auf Privat: und Gemeinde: 
E forften. m... © Ä — 
9) Die Deich⸗ und Strom⸗Bauſachen; bie Ent⸗ und Bewäffe: 
zungen; die Gradeleitung und Aufraͤumung der Fluͤſſe, die’ Verthei- 
. solang. ‚deeobagu mothwendigen Koften und’ Landfolgen ; die Bearbeitung 
der Concurrenzprincipien zwifchen bem Domanialgut und den 'Untertha= 
nen, wo folche verfafjungsmäßig eintritt. E Ei er 
5) Die Wegeſachen, inſofern ſolche nicht als Hauptſtraßen der Weg— 
baucommiffion: unterzogen ſindz die Verfuͤgung über die Herſtellung 
von Brüden,; Stegen ꝛc fo: wie über die Aufbringung der dazu noth⸗ 
wendigen Koſten, Dienſte oder Landfolgen. RE 
6) Die Anbau: und Landes⸗Oekonomie ſachen, infofern dieſelben 
nicht, einer ‚eigenen Theilungsbehoͤrde unterzogen find, oder’ unterzogen 
werden Föllten; 3. ul Mu ri 
7) ‚Die Aufſicht über. Kirchen und Schulen in der Art) daß Gegen⸗ 
— ſtaͤnde, die techniſche Kenntniſſe erfordern, oder“ wobei es auf die Con⸗ 
curreng· der Communen ankommt, tünftig nicht einſeitig bon den Eon⸗ 
ns1. ...Siftoriene. allein angeordnet werben. koͤnnen/ ſondern hauptſaͤchlich don 
der Prüfung und der Anordnung der Landdroſteien abhaͤngen follen. — 
30: Die bislang entweder überall, oder’ in einigen Landestheilen 
von Unſeret Rentkammer verfehenen, Gegenftände, welche, Ihrer Natur imd 
ihrem Zwecke nach, als Regiminal: und Polizeffüchen" zu betrachten find, 
obwohl ſie einige Domanialauffünfte mit ſich führen; oder Ausgaben auf 
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ſerer Domainenkammer —— entnommen, und dagegen den — 
unter der. Leitung Unſeres Minifterik,. bertcaten fepn.: BU si 
Diefe Gegenftände betreffen. m. * 
1). bie Beftallungs =. und. Penfi ionfungsfachen: * Ane⸗ — Amtsun- 
—— terbedienten, ſo mie, auch der Moor: Betriebsofficianten;  .. 
- 2) .alle, die Civil: oder .Criminalgerichtsbarfeit angehenden, Angelegenhet- 
ten, namentlid) , dag. Depofiten =, Sportein⸗ und Regiſtraturweſen auf 
den Aemtern, die Unterhaltung der Inquiſiten und Bacabonden, die 
Leitung ber Juxisdictionsproceſſe «r- 
“ 3. die, nach Maaßgabe der. Verordnung vom 22, Nov. 4768, der Kam: 
mer unterzogenen allgemeinen Landescultur- und Döfefähen;: 
4) die Deich, Strom: umd, Pe ifinBangtegenheiän. u 
...5) .die Gewerbes und, ‚Conceffionsfachen; sc ° | 
6) die Haͤuslingsſachen; 
7) bie Sagdangelsgenhriten; ‚namentlich: die Slungvom Soghfotgen, die 
Unterfuchung :umd Vergütung. von rer Dre NEET 
SB8) die Oberaufficht- über Gemeindeforftenz u. sun 3d 
9) ‚das. Straferkenntniß in Wrogenſachen. 1 
. - Die fpecielle. Nachweiſung ber, zu ben; obigen Grgenfiinden Loirigen, 
einzelnen Rubriten iſt in den, uͤber die kuͤnftige Verwaltung und Verrech⸗ 
nung der Domanialeinkuͤnfte unter dem heutigen: date; won Uns erlaſſenen, 
Inſiruction in den 69. 5. bis 14; enthalten, und daſelbſt zugleich die Art 
der Berechnung der, fuͤr Unſere Caſſen aus ſelbigen hervorgehenden, Ein: 
nahmen und Ausgaben, und die darüber. mit Unſerer Domainenkammer zu= 
zulegenden,, Communicationen angegeben, welche Vorſchriften fich: die Band- 
drofteien hierunter zur. Richtſchnur dienen zu laſſen haben. 
. 9.. Ueber die ‚künftige Betreivung der. Wafferbauangelegenheiten bes 
halten Wir Uns bie, in einem beſerdern Reglement — — 
Vorſchriften bevvr. 
&. 10. Hinſichtlich der Seſtallungefachen ſollen *2370 
1). die, bei den in ‚den. Städten, Aemtern und Patriioniafgeridten an⸗ 
geſtellten Beamten und Unterofficianten eintretenden, Vacanzen ſo⸗ 
focrt der betreffenden Landdroſtei angezeigt ‚werden, «welche in allen Faͤl⸗ 
len, da deren Wiederbeſetzung von Unſerm Miniſterio — dem⸗ 
felben Bericht darüber zu erſtatten haat 
Die Landdroſteien find gehalten). ee die nöthige Wirfiegeling, Separi⸗ 
rung der Dienſtpapiere Sicherſtellung der etwa unterhabenden oͤffentlichen 
Gelder, ſo wie auch fuͤr die anſuvalug⸗ Betreibung des — Sorge 
zu tragen. 
— Die Ernennung und Anſtellung ſaͤmmnicher Amsabebkintin, deren 
„. Beförderung ‚und: Verfegung, ſo wie auch die Beſtaͤtigung der Patri⸗ 
monialbeamten und der ſtaͤdtiſchen Bedienten, wo ſolche —— 
oder angeordnet werden: wird, iſt Unſerm Miniſterio vorbehalten. 
Die Beeidigung dieſer Bemten inſofern ſelbige mnicht —* je⸗ 
nen ein ſelbſt zugeſtanden, wird won der nbetreffenden Landdroſtei vors 
enommen; auch iſt von ſelbiaec her = — ——— Dienſtcautionen 
oxg un tragen X 2* 1,9305 5 10 art vH MAI“ 7.1 
ano, Ernennung dee, —— namentlich der Obervoigte, 
Beer, ‚Amtsvoigte, Gohgtaͤfen/ Amtsdiener, Untervdigte, Pfoͤrtuer aci 
den Landdroſteien „;porbehältlich der, bon: Unferm: Miniſterio in beſondern 
inzelnen Faͤllen an dieſelben zu erlaffenden, Berfügumgen;,' beigelegt; rn 
werden, folce Auttuninbebiee von, den Aemtern beeidigt.. ach sr * 


Reglement für. Die -Landbrofteien. 275 


28) Ueber die Regulirung der Befoldungen und WEG DAR - Zulagen; 
0. Öratifientionen oder Penfionen, ‚fomwohl für Die. Beamten, als. Amts: 
nmterbedienten, iſt von den Landdroſtelen an-dag Minifterium zu -defs 

u ‚fen Entfheidung. zu ‚berichten, und von den, geftoffenen Verfügungen, ' - 
iunſofern folche, die Nentelkafjen betreffen, der. Domainenfammer Nach⸗ 

richt, Behuf deren ordnungsmäßiger Anweiſung, zu geben... 

4) Die, Urlaube, der. Beamten, wenn ſelbige — —5358* vier Wochen 
nicht uͤberſchreiten, oder Reiſen m Ausland bezielen, werden von ‚den 
Landdroſteien ertheilt; jeboch find, ſolche ‚gehalten, van dem bewilligten 

Urlaub, infofern : derfelbe, 14 Tage überfteigt, ſo wie von den, in’ die- 
ſem $alle wegen interimiftiicher Wahrnehmung des Dienſtes getroffe⸗ 
nen. Maaßregeln, die,betreffenden Behörden in Kenntniß zu ſehen. 

J. 14. Die den Landdroſteien unterzogenen, unter der Leitung Unſerer 
Domainenkammer zu betreibenden, Domainenſachen betreffen, 2 
theils ſolche ſpecielle, ſich auf; einen, einzelnen, landbrofteilichen Bezirk 
befchräntende, und zunaͤchſt nach örtlichen, Verhaͤltniſſen zu beurtheilende Ge- 
‚genftände, ‚bei denen ihnen, ‚der Regel nach, ‚ohne weitere Anfrage die, nach 
den beftehenden oder noch zu erlaſſenden Gefegen und Vorſchriften zu er- 
mäßigende;; Entſcheidung zufteht; 

theils folche Angelegenheiten, welche ald den Umfang des ganzen. K ige 

reichs angehend, oder. einer. höhern Beitätigung beduͤrfend, der Tpeciellen Bear; 
beitung Unferer Domainenfammer vorbehalten find, und bei denen bie Ein- 
wirkung der Landdrofteien blos präparitend oder commiffarifch. ift. 

$. 12. Zu der, erften, Claſſe gehören: - Ei 

die Verpachtung einzenler Domanial:Pertinenzien, .,, 

bie Meierfachen, die Dienſtſachen, die. Zinsvichfachen. 

6, 13, Die Landdrofteien find bei der. Behandlung. diefer Gegenftände 
als Provinzialfammer anzuſehen. Sie ‚haben dabei das Intereffe Unfers 
Domanialguts und die Gonfervation Unſerer Gerechtſame thätigft wahrzu— 
nehmen, und: darauf, zu halten, daß ſolches von den Aemtern geſchehe. Die 
zu erlaffenden Verfügungen haben fie, nach den beftehenden Gefegen oder 
rechtlich hergebrachten Obfervanzen, zu ermäßigen, und in zweifelhaften Faͤl— 
den die Entfcheidung Unſerer Domainentammer einzuholen;, fich auch diejeni= 
gen Beltimmungen zur Nichtichnur dienen zu laffen, die in dem, unter dem 
heutigen, dato. ‘von Uns über die Verwaltung ‚der Domainen erlaffenen Re⸗ 
glement in den. $$. 13..bis 17., ruͤckſichtlich der fpeciellen Behandfung ’ der 
obigen Angelegenheiten und der, über deren Verrechnung mit Unferer Do: 
mainenkammer zuzulegenden, Communicationen enthalten find, 

8.14... Die der Entfcheidung Unferer Domainenfammer vörbehaltenen 
Angelegenheiten ; bei denen den Landdrofteien die präparatorifche Bearbeitung 
vorſchriftsmaͤßig obliegt, oder ihmen übertragen werben kann, betreffen: 

die Hauptpachtfachen, die Erbenzinsverleihungen, die Zinskorn- und 

Magazinfachen, ;die Remiſſionen, die Landbauſachen, die, Bergwerks— 

und Salinenſachen, die. Forſtſachen, die Domanialproceſſe, die Beſteue— 

rung der Domainen. | * Pe 

>: »Die, entweder ex officio, oder auf ‚befondere Verfügung. ‚Unferer, Do: 

mainenfammer, eintretende Einwirkung, ber. Landdrofteien, in. diefe Angelegen⸗ 

heiten ift in den Paragraphen 19. bis 28. Unferer, über, die Domanialver⸗ 
waltung erlafjenen,, Inftruction näher beſtimmt. * Wr. 
$.. 15... Es üft Unſere Abſicht, daß die, bein der Betreibung der Do: 
manialfachen etwa nöthig befundenen Kocalunterfuchungen, der Regel nach, 
von den Landdroſteien felbft vorgenommen, und dadurch die Ernennung bes 


15 * 
FF. 
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fönderer Commiſſatlen mögtichft ‚vermieden werde. Sollte jedoch" “der: 
techniſchen — LH es zu Unterfuchenden Gegenſtandes, ‘oder wegen 
eitkäuftigkeit der Unterſuchung die Ernennung von Commiffarien nothwen⸗ 
dig ‚oder rathſam ſeyn; fo. tft che nur, nach einem vorhergegangenen Ane 
trage an die Domainentammer, worin zugleich der muthmaßliche Koftenbes 
trag angegbech ſeyn muß, zu verfügen. — ——— 
6.SDen Landdroſtelen fteht in allen Angelegenheiten der Doma⸗ 
Hlameevaltung, biefetden Mögen, ben "obigen Beſtimmungen zufolge, ihrer 
eigenen Entfeheidung, oder blos ihrer praͤparatoriſchen Einwirkung unterzogen 
fepn, die allgemeine Aufficht dahin zu, daß fie gehalten find, jede "bemerkte 
Bertrahläfftgung, — eo Verfall der, zu Unfernm Domainens 
gut ‚gehört en, Gegenftände der Domainenkammer zur Anzeige zu bringen, 
de rn fie deren Werbefferung thunlich finden, Vorſchlaͤge darüber 
zu thun. * — | Fe AN: 9 X 

h "8.47." Snfonderhit Fotr ſich diefe Aufficht auch über‘ daB Kaffenmwer 


fen det Renteibebibnteh erftreden, und die Landdroften ſchuldig ſeyn, bei der 
Blteiſung der Aemter die Renteikaſſen dürc die, beiden Landörofteien ans 
zuftölfenden Gafeufatöten vevidiren zu Taffen. Er 110 
5. 48. In Militärfachen follen den Landdrofteien nachftehende Ge⸗ 
fhäfte Übertragen werden: | | 
+) die Entfchetdung derjenigen Reerutirungsangelegenheiten, welche in ber 


| ug vom 14 Suli 1820 den Provinziafregierungen beige 


legt find; 
2) die Einquartierungs⸗, Services und Verpflegungsfahen in’ Friedens⸗ 
zeiten, infofern entweder ein, bisher unter Aufſicht der Regierungen 
beftandener, beſonderer Werpflegtingsmodus vorhanden ft, oder infofern 
es auf neue und außergewöhnliche Anforderungen ober Präftationen 
und dafuͤr aus dem Militairfond zu feiftende Entfhädigungen 
antommt; Bi 
3) die Duchmärfche und Führung fremder Xruppen und deren Verpfle⸗ 
gung,. falls nicht etwa ein befonderer Commifjarius hierzu angeordnet 
ee | 
4) die Auffihe auf den otdnungsmäßigen Gang der‘ Kriegerfuhren und 
de Eiappenweſene; 4* 
5) die Unterfuchung der Beſchwerden der Unterthanen gegen das Militär 
in Fallen ungeſetzlicher Forderungen und practionen. Äh 
Endlich follen > 


6) alte, die Militätvertvaltung betreffenden, von ber Kriegsfanziei "Aue 


gehenden, allgemeinen adminiſtrativen Beſtimmungen, als Gervicevow 


U Tehriften, Verfügungen über Verpflegung und Kriegerfuhren, Vorſchrif⸗ 
ten des Verfahrens bei Zruppenz Concentrirungen ıc., nur durch die 
Eanddroſteien an die Localbehoͤrden gelangen. | 
$, 19. Dagegen’ ſteht es der Kriegskanzlei frei, in nachftehenden, der 

Einwirkung ‘der Landdtofteien nicht bedürfenden, Angelegenheiten directe Der 

fügungen an bie Aemter, Stadtobrigkeiten und Gerichte zu erlaffen: 

4) in Rechnungsfachen, bei denen "die Leiſtung ſelbſt außer Zweifel iſt, 
als Abrechnungen der Cavallerie- Quartiersportionen, Service-Berech⸗ 

ungen ic; | R 

2) bei der Requifition der auf den Etappen zu ftellenden Kriegerfuhren; 

3) in Recrutirungsfachen bei Entlaſſungs⸗ und Stellverfretungsgefuchen, 
mern factifche Aufklaͤrungen von den Localbehoͤtden erforderlich find, 
welche die Diſtrictscommiſſarien nicht ertheilen Fönnen; 
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4 in Verpflegungsſachen, bei denen ‚daß, ‚ben : Lieferanten: ‚ober Entte⸗ 
preneurs abzufchließende, Gefiäfe © einer obrigkeitlichen Regalifation 
bedarf; 

5) bei Penfionen der Untteroffieiete und Geminen ſo wie — in Un: 

terftügungsfachen aus den vorhandenen  MWohlthätigkeitsfonds, wohin 
auch die mit der Hospitalkaffe zu verhandelnden Angelegenheiten der 
nee) der Crsafgene und der vacanten Erbſchaften 
gehoͤren; 

6) ausnahmsweiſe In alten, im: ‚vorigen Paragraph bemertien, Faͤllen, 
wenn die Eile der Sache es nicht zulaſſen ſollte, eine Bean 
durch die betreffende Landdroſtei gehen zu laſſen. 

—— ur Betreibung derjenigen, dem Landdrofteien befgefigten, er 

fchäfte, welche eine befondere wiffenfchaftfiche oder technifche Kenntniß erfor— 

dern, namentlich bei Medicinal⸗, Landesöfonomie-, Wege: und Baufa= 
chen x., werden bie fr deren Diffelet angeſtellten Landphofti ici, Amtsantvalte, 

Kammercommiffarien und Bauofficianten dergeftalt zur Dispofition der Land- 

drofteien geſtellt, daß felbige gehalten find, die ihnen ertheilten Aufträge aus: 

zurichten, und’ die von’ ihnen begehrten Gutachten und Vorſchlaͤge abzugebent, 
auch fonftige Arbeiten zu übernehmen. 

$. 21. Diejenigen Verfügungen, welche, in Folge bereits beſtehender 
Geſetze und Reglements, oder zur Ausführung bereits angeordneter Maaßte⸗ 
geln und Arbeiten, oder zur Vertheilun ng | von gewöhnlichen Communalbeiträ= . 
gem nach Feftftehenden Concurrenzprincipien nothwendig find, werden von. ‚den 
Landdrojteien ohne vorherige Anfrage an eine Gentralbehörde, erläffen. 
doch fteht in ſolchen Fällen der ſich betheiligt haltenden Partei der — 
an die betreffende Centralbehoͤrde frei. 

Ein folder Recurs muß bei der Landdroftei. ſelbſt eingelegt, — *— 
ſchtift der, der hoͤhern Behörde uͤbergebenen, Rechtfertlgungsgruͤnde derſelben 
zugeſtellt, und von ſelbiger ſofort mit ihrem motivirten Bericht an die Een: 
tralbehörde zu weiteren Verfügung eingeſandt werden. " 

$. 22. Dagegen find die Landdrofteien gehalten, in allen Faͤllen, wo 
es auf die Erlaſſung disciplinariſcher Verfuͤgungen gegen "die, “ihrer Auffiche 
untergeordneten, Staatsdiener, — mit Ausnahme: jedoch von Gontumacgl! 
firafen, — oder auf die Erfaffung neuer. Gefege und Reglements, oder ü 
die Anordnung neuer Maaßregeln und Arbeiten, ober auf Verfügung neuer 
Concurrenzprincipien und ‚deren veränderte Modificationen, oder auf die, au⸗ 
ferordentliche Aufbringung von Geldmitteln, oder auf einen, aus Unfern 
Kaffen zu Ieiftenden, Beitrag, oder Vorſchuß ankommt,“ vorher an unſet 

iniſterium zu berichten, motivirte Vorſchlaͤge einzureichen, und nach deſſ 

Entſcheidung weiter zu verfahren. 

Hiervon ſind jedoch diejenigen Faͤlle ausgenommen, wo in eiligen &- 
hen wegen Gefahr des Verzugs fofort eine confervatorifche". Maafregel 
getroffen werden muß, von welcher RR augenbtictich der Bene 
Anzeige zu machen ift. 

$. 23. Die. Landdrofteien haben ein vo rzuͤgliches Augenmerk auf je 
zuläffige, ben, Dienſt der Localheamten erfelchternde, Vereinfachung des 
Khäftsgangs zu vihten, und en desfallſigen Rogalage an die —— 
Lentralbehoͤrden — zu 
$.. 24... Colte Unſer FARBEN es ange afen ‚finben, außer, Sa 

$ 


söberührten Dienitziweigen, einer Landbrojtei, oder, „einen "eingsigen, DM ig 


diefe don felbigen, nach den darüber zu efjeeden SInftructionen, aus: 
zurichten. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem bei ben Landdroſteien anzuſtellenden Perſonal und 
deſſen Dienſtverrichtungen. 

6. 25. ‚Die Landdroſteien ſollen befegt ſeyn: 

mit einem Landdroſten, drei Regierungsraͤthen, einem, oder den Um⸗ 
ſtaͤnden nach zwei Sertetaiten, einem Gualeulator, einem: Regiftrator, 
einem Boten und der erforderlichen Anzahl von Gopiften. 

Sn Fällen, da dieſes Perfonal zur Betreibung der Geſchaͤfte  unzurels 
hend befunden wuͤrde, ift es Unferm Minifterio vorbehalten, bei jeder Lands 
droftel einen oder mehrere sup. Amtsaſſeſſoren zur Arbeitshuͤlfe anzuſtellen. 

$. 26. Die in dem Bezirk einer. jeden Landdroſtei angeſtellten Obers 
Zorftmeifter find in Forſtſachen Mitglieder derſelben, und haben als. folche 
in den collegiafifhen Verfammlungen Sig und Stimme, 

Die näheren Beſtimmungen uͤber die, von ihnen bei den Landdroſteien 
in Forſtſachen auszuübenden, Einwirkungen find, in dem, über die kuͤnftige 
Verwaltung der Forften von Uns erlaffenen, Reglement enthalten. 

27. Die Landdroften ‚und die Negierungsräthe werden auf den 
Vorſqhiag des Miniſterli, nach Statt gefundener Berathung im geheimen 
Rathscollegio, von Uns ernannt. 

Die Secretarien und die, etwa zur Arbeitshuͤlfe anzuſtellenden, sup. 
Amtsaffefforen werden von Unferm Minifterio ernannt. St ein sup. Amts: 
aſſeſſor als wirklicher Secretair angeſtellt; fo behält derſelbe feine Ancienne— 
— in det Beamtencarriere, in welche er, ſeinem Dienſtalter nach, zuruͤck⸗ 

kann. 

SDas unterperſonal wird von’ der Landdroſtei angeſtellt. 


Die Beeidigung des Landdroſten geſchieht von Unſerm Miniſterio z die 
der ten angeftellten Perfonen durch den Landbtöften. 


| — Die den Landdroſteilen unterzogenen Geſchaͤfte werden unter 
bie. itglieder, in der Negel und fo viel e8 die Umſtaͤnde zuläffen, nah Mas 
terien vertheilt. Diefelben ‚haben alle Sachen felbft zu referiren, und die 
wichtigeren felbft zu erpebiten. 
Die Bearbeitung der Domaniälfachen liegt einem der Regierungsräthe 
hauptfächlich ob, welcher für dieſes Fach zunächft angeftellt iſt. Uebrigens 
at derſelbe auch. an- allen übrigen Geſchaͤften Theil zu nehmen, und gleich 
en übrigen Mitgliedern Sig und Stimme in allen vorkommenden Angeles 


gen enheiten, und kann ih Feiner, von dem Landbroften ihm aufgetragenen, 
vieit entziehen. 


‚8.29. Der Gefchäftsgang in den Landdrofteien ift collegialifh. Kite 
bie. mangelhafte Betreibung der Gefchäfte ift der Landdroft befonders verants 
wortfih. Er führt das Directorium im Gollegio, beforgt die ungefäumte 
Vertheilung und Erpedition der eingefommenen Sachen, und unterzeichnet 

die Driginalausfertigungen. Wenn nach gehaltenen Vorträgen eine Abflims 
mung ‚nothwendig ift, ſtimmt der Landdroft zulegt, und feine Stimme ent 
ſcheidet bei vorfalfender Stimmengleihheit, und da berfelbe auch für die Fob 
gen einer getroffenen Maaßregel ferbft dann noch verantwortiich ſeyn fol, 
wenn der Beſchlu en feine Anſicht durch die Stimmenmehrheit veranlaßt 
ware ʒ ‚fo ift derſtibe Betechtigt, "einen ſolchen Beſchluß zu fuependiren und, 
unter Enfendung der Acten, fo tie der entgegenſtehenden Afimmungen, 
barliber an Unfer Cabinetsminiſterlum zu deſſen —3 zir berichten, — 


\ 
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Seile die Sache Leinen: Aufſchub — ſo iſt, nach der Anſicht des 
— proviſoriſch zu verfahren. 

$. 80. Der Landdroſt iſt befugt, den Regierungspätgen, ſo wie dem 
—— bei der Landdroſtei angeſtellten, Perſonal einen Urlaub auf vier 
Wochen, ſofern die beabſichtigte Reiſe nicht auf das Ausland gerichtet ft, 
‚zu ertheilen, wobei demſelben aber obliegt, für die Uebernahme * Verthei⸗ 
lung der Geſchaͤfte Sorge zu tragen. 
8. 31. Der Landdroſt iſt gehalten, bei jeder Abweſenhein die —* 
als acht Tage dauert, einen Urlaub bei Unſerm Miniſterio nachzuſuchen. 
.32. Ws beſondere Geſchaͤftsattribution liegt dem Landdtoſten vor⸗ 
zugsweiſe die Aufſicht auf das Perſonal und die Geſchaͤftsfuͤhrung der Lo⸗ 
— bie Vifitationscelfen, und die Aufftelung ber Ing tationsbe⸗ 
richte o 

$. 33. In Krantheits⸗ oder Abweſenheitsfaͤllen des Landdroſten üchen 
deffen fpecielfe Funetionen auf den’ älteften Regierungsrath über. Derſelbe 
hat jedod die Veranſtaltung zu treffen, daß entfcheidende Belhlüffe in Sa⸗ 
chen von Wichtigkeit, bei denen feine Gefahr des — eintritt‘, Hin zur 
Ruͤckkehr des Landdeoften ausgefegt werben. m 

$. 34. Bei denjenigen Kandbrofteien, in Atem Bezirk ſich bedeulende 
Domainen befinden, follen zivei Secretarien angeſtellt werden. In diefem 
Fall wird einer derfelben demjenigen Regierungsrat befonders beigegeben, 
dem die Bearbeitung der Domanialſachen obliegt. 

Das Geſchaͤft der Secretarien beſteht in der Ausfertigung von Verfuͤ⸗ 
gungen und Berichten auf die, ihnen von den Mitgliedern der Landdroſtet 
gegebenen, Commiſſa. 

Eben dieſes Geſchaͤft ſind die, bei einer Landdroſtei zur Arbeithutfe 
etwa angeſtellten, sup. Amtsaſſeſſoren zu Übernehmen ſchuldig. 

$. 35. Dem bei jeder Landdroſtei angeſtellten Calculator liegt die Re— 
viſi on ſaͤmmtlicher eingehenden und von derſeiben zu etledigenden Rechnun⸗ 
gen, SKoftenanfhläge und deren Mepartition ob. Dieſe Reviſi on begreift 
nicht allein die Richtigkeit der gedachten Rechnungspapiere in calculo, fon: 
dern aud) in materialibus, nach den darüber Statt findenden Verordnungen 
und Principien. 

- Der Calculator. begleitet den Landdroften auf feinen Bifitationgreifen, 
um bei biefer Gelegenheit die Nevifion der Menteikaffen, nach den, in der 
Inſtruction über die Domanialverwaltung $. 46.. feftgefesten, Beſtimmun⸗ 


* 


gen, und nad den, von der Domainenkammer der Landdroftei etwa mitzu: 


theilenden, befondern Unterfuhungsdaten, vorzunehmen. 


$. 36. Der Regiſtrator hat, außer der Auffuhung. und Reponirung 


der Acten und Inordnunghaltung der Regifiratur, die Führung des Pros 
ductenbuchs und der Fiscikaffe zu beforgen. 


37.. Der Landbdroft ift nad 6. 32. gehalten, den Diſtrict der 
Landdrofkei jährlich wenigftens ein Mal zu bereifen, und ſowohl die darin 
belegenen Städte und Hauptörter, als auch fammtliche Aemter zu befuchen. 
Der. zu diefen Umreiſen fejigefegte Zermin ift Unferm Minifterio vorher ans 
zuzeigen. Außerordentliche Viſitationen oder Localbefichtigungen hängen. in 
ber Regel von den, von der Landdroſtei zu ermaͤßigenden, Umftänden, oder 
von berjenigen Oberbehörde ab, : die deshalb befondere Aufträge zu ertheilen 
beſchließt. Jedoch ſteht es auch den einzelnen — F , darauf 
in beſondern Fallen anzutragen. 
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chedem üblichen’ Land» und Wruchgerichte ab, Infofeen nicht über bio kuͤnf⸗ 
tige Behandlung der Bruchfachen andere Verfügungen eintreten follten. 
Der Hauptzwed der Umreiſen befteht darin, die: vollftändigfter Perfos 
nal⸗ und Localtenntniffe zu gewinnen. Zu Ende hat der Landdroſt 
eine genaue: Aufmetkſamkeit auf das Dienſtbe "und bie Fähigkeiten. des’ 
Beamten und Officanten, auf: die Gefchäftsführung in allen: Zweigen dem. 
Adminiftration, auf die Lage und Beſchaffenheit aller öffentlichen Anftaks: 
ten xc. zu richten, auch über die, in den: monatlichen Amts = Berathiungss 
gungen vorgefommenen, Gegenftände (Amtsordnung $: 38.) bie möthigem 
ndigungen einzuziehen. — Er hat die etwanigem Beſchwerden dee Uns» 
terthanen gegen die Localbeamten, oder der Beamten unter ‘einander, - oden. 
gegen die AmtssUnterbedienten zur umterfuhen, und. die wahrgenommenen 
Dienftwidrigkeiten entweder fofort abzuftellen, oder zur DBerichterftattung ‚am. 
das Minifterium zu notiren. Mach beendigter Umreife iſt, in Gemäßheit 
gewiſſer aufgeftellten, dem: Landdroften. zur. Beantwortung vorgefchriebenen: 
Puncte, ein allgemeiner Bifitationsbericht zu entwerfen, und feibiger in dev 
Mitte. des Movembers an Unfer Minifterium und ein, Auszug deffelden, In» 
ſofern derſelbige Domanialgegenftäude betrifft, an Unſere Domainenkammer 
einzuſenden. 
Es iſt dieſer Bericht im eigenen Namen des Landdroſten abzufaſſen, 
wobei es demſelben jedoch frei ſteht, ſolchen dem landdroſteilichen Collegio, 
oder einzelnen Mitgliedern deſſelben nach Gutbefinden mitzutheilen. Der 
Landdroſt hat den Bericht in daplo auszufertigen, wovon ein Exemplar Uns 
ſeret allerhoͤchſten Perfon duch das Minifterium vorzulegen if. 
$. 39. Um Unferm Minifterio über die Lage des Landes eine deſto 
genause Auskunft, fo wie auch über den Inhalt ber Vifitationsberichte die 
näheren Erläuterungen zu geben, und um befonders über Verbeſſerungsvor⸗ 
fhläge und Mafregeln, welche fich über mehrere Landdrofteien erftreden, Be⸗ 
tathungen anzuftellen, follen fämmtliche Landdroften an einem, vom Minifterio 
zu beflimmenden, Termin jährlich in Hannover zufammentreffen. Es follen 
diefe Zufammenfünfte auch dazu dienen, um Unferm Minifterio bei den Bow 
[lägen wegen der Befegung der erledigten Amtsbedienungen an bie Hand 
zu gehen. Bu dem Ende haben die Landdroften nicht nur das Verfahren 
ber Beamten in Zuftigfachen mit zu beobachten, fondern fie haben ſich auch 
don den Jufkizcanzleien ihres Diftricts eine Mittheilung über diefen Gegens 
fand jährlich zu erbitten, um folhe ihrem Bifitationsbericht anzufchließen, 
als worüber die Zuftizcanzleien von Unferm Minifterio mit der erforderlichen 
Anweiſung zu verfehen find. 

. 40. Der Landdroft hat den Rang eines Generalmajors, Die dem 
felben beizulegende baare Befoldung wird im jedem einzelnen Falle auf den 
Vorſchlag des Minifterii von Uns beftimmt werden. Behuf des Umnterhalts 
von vier Dienftpferden erhält derſelbe 70 Matter MWeißhafer von einem ans 
zumelfenden Zinstornboden; er hat dagegen bei Dienftreifen innerhal 
Diftricts Eeine Diäten und Reifekoften zu gewaͤrtigen. Der. bei der. Bereis 
fung der Aemter verurfachte Kojtenaufwand wird dem erjten Beamten, nad) 
einer feſtzuſetzenden Taxe, aus der Menteicaffe vergütet und von dem Land» 
droften angemiefen. 

Die MNegierungsräche haben den Rang Unferer in den höheren Eollegten 
angeftellten Raͤthe. Deren, auf den Bericht Unferes Minifterii, nach Maße 
gabe ihres Dienftalters, jedesmal eigends von Uns feftzufegende Befoldutig 
foll zwifchen 1200 und 1500 Rthfe. betragen. Haben biefelben Kocalunters 
ſuchungen vorzunehmen; fo erhalten fie, infofern fie nicht bei den Beamten 
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defrayirt werben, an Diaͤten 4 Rthlr. und berechnen die: baaren Auslagen, 
wobei ihnen. die Meilengelder auf 2 Pferde nach dee Extra⸗Poſttaxe verguͤtet 
werden. Werden dieſelben jedoch von den Beamten defrayirt; fo. ‚erhalten 
diefe die den Regierungsraͤthen bemilligten Diäten als EntfHddigung, 
Die Secretarien, ‘welche mit den Amtsaffefforen rangiren, erhalten eine | 
Beſoldung von mindeſtens 700 Rthlr. 
Der Gehalt des Unterperſonals iſt: ul 
für' den Calculator > 2 5 0 3 2-2 600 Pa h 
für den Regiftrator ss ss 2 = on =: 600 ⸗αν 
für den Boten = = =» = 0» 0:0 92 '3 @2:300 ⸗ 
für die im Eöniglichen Dienft angeftellten Copiften 400 » N. i 
jedoch follen die bereits jegt Angeftellten bei dem Sortgenuffe ihres Bipeigen | 
Gehalts und ihrer Emolumente belaffen merden. 
Ä $. 11. Die Dienftkleidung des zu den Landdrofteien zehchen Peiſe 
nals, die Secretarien eingeſchloſſen, iſt die der Adminiſtrationscollegien. 
€ 42: Die Koften für Heizung des Arbeitslocals, für Licht, fo wie 
für die nothwendigen Schreibmaterialien und Drudfachen, “werden nad) einet 
darüber zu führenden Rechnung auf die Generalcaffe angewiefen, ° 


- Dritter Abſchnitt. BER 
Bon den ee der Landdrofteien zu andern 
Behörden. 


6. 43. Die Landdrofteien ſtehen zu den Aemtern, Studtobrigkelten 
und Patrimonial-Gerichten ihres Diſtricts, ruͤckſichtlich aller ihrem Witkungss 
kreiſe untergogenen Gegenftände, in dem Berhältniß einer Provinzial-Oberbe⸗ 
hörde. Sene haben an fie zu berichten, und die Landdroſtelen erlaſſen ihre 
Verfuͤgungen in Form von Reſcripten. 

8.44. Die Landdroſteien find allein Unſerm Miniſterio untergeordnet. 
Sie berichten an ſelbiges und bie Verfügungen des Niniſterii werden in 
Mefcripten abgefaßt. 

$. 45. Die Landdroſteien ſind befugt, mit —— Regierungb⸗ 
collegien zu communiciren. Iſt eine Communication mit einem ausmärtigen 
Minifterio erforderlich; oder treten bei einer Angelegenheit befondere politifche 
Rüdfihten ein; fo haben fie darüber an Unfer Minifterium zu berichten. 

$. 46. Bu allen übrigen Landescollegiis -Aft das Dienftverhältnig ber 
Landdroſteien das einer conrdinirten Behörde, und es find alle Statt, finden: 
de Communicationen nad) der diefem Berhältniffe entfprechenden Form abe 
zufaſſen. 

F. 47. Ruͤckſichtlich der zwiſchen den Randdrofteien und Unſerer Do⸗ 
mainenkammer Statt findenden Verhandlungen über diejenigen, Unſer De 
manialgut betreffenden, Angelegenheiten, deren oberfte Leitung und Entfcheis 
bung der Domainenfammer zuftcht, leidet das obige Verhältniß die Ausnahme, 
daß in diefen Angelegenheiten von den Lanbdrofteien an felbige zu berichten 
if. Es follen jedoch alle dahin gehörigen Ausfertigungen an die Kammer, 
wie. die von dee Kammer an bier Landdrofteien, durdy die bloße Adreſſe: 
Domanial: Deputation, bezeichnet werden. 

6. 48, Mir behalten Uns vor, dieſes Reglement nach ben in ber. Folge 
der Zeit gemacht werdenden Erfahrungen zu ergänzen, zu verändern. und nad) 
Befinden weitere Beftimmungen dabei eintreten zu laffen. 

Gegeben Carlton⸗Houſe, den 18. April: 1823. . 


George Be. , 8 
E. Graf v. Muͤnſter. 
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e): Verordnung, bie mit dem 15. Mat vu J. in Wirk— 
ſamkeit tretende neue Domainenkammer betref⸗ — 
fend. Carlton-Houſe, den 18. April 1823. 


Georg der Vierte, von Gottes Gnaden Koͤnig des verei— 
nigten Reihe Großbritannien und Irland ıc, auch König von 
zn Herzog zu Braunſchweig ‚und Lüneburg ıc, x. 

erhaben bereitd mittelft. Unfers Edicts vom 12. October. v. J., die 
Bildung. * künftigen. Staatsverwaltung in Unſerm Koͤnigreich Hannover 
betreffend: Art, VL zur vorläufigen Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen 
bringen laſſen, daß von Uns beſchloſſen worden, Unſere Kammer zu Hans 
noper ihren bißherigen Verfaſſung und Verpflichtung nad) aufzuheben, und 
für die Verwaltung Unferer Domainen eine neue Domainentammer für Unfer 
ganzes Königreich „Hannover zu errichten, : 

Da nunmehro det Zeitpunkt herannahet, wo biefer Unfer Entſchluß zur 
Bollziehung kommen wird; fo verordnen Wir hiermit, daß von. dem funf: 
zehnten Mai diefes Jahres an Unfer bisheriges Kammercollegium außer Wirk⸗ 
ſamkeit, dagegen aber die von Uns neu errichtete Domainenkammer zu Han⸗ 
nover fuͤr Unſer ganzes Koͤnigreich in Thaͤtigkeit treten ſoll. 

Wie nun ſoiches hierdurch zur. allgemeinen Kenntniß gebracht wird; fo 
aaſſen Wir zugleich das nachſtehende 

Reglement uͤber die Verwaltung und Verrechnung der Domanialeinkuͤnfte 
u iedermanng Wiſſenſchaft gelangen, und weilen alle diejenigen, welche «8 
angeht, hierdurch an, vom funfzehnten Mai d. 3. an, in allen Stüden ſich 
den Inhalt und die Vorſchriften befjelben zur Seichtfehnur dienen zu laffen; 
insbefondere gebieten und befehlen Wir Unfern Amtleuten, Rentmeiftern und 
fonftigen . Rechnungsbedienten,, denſelben auf das pünctlichfte nachzuleben und 
Folge zu leiften. Daran gefchirher Unfer gnädigfter Wille, 

Gegeben Carlton⸗ Houfe, den 18. Aprit 1823. 

G eorge Be. 
BE €. Graf v. Münfter. 





Reglement vom 18. April 1823, über die fünftige 
Verwaltung und VBerrehnung der Domanial: 
| einkuͤnfte. 
Georg der Vierte, von Gottes Gnaden Koͤnig des verei⸗— 


nigten Reichs Großbritannien und Irland ac, auch König von 
Hannover, Herzog zu Braunfchweig und Küneburg ıc. 


Nachdem Wir in dem unterm 12. Det. v, 3. über Bildung ber kunf 


tigen Staatsverwaltung erlaſſenen Edict mehrere von det bisherigen Verwal: 


tungsart Unſerer Domainen abweichende Beſtimmungen dahin getroffen haben, 
daß theils nad) deffen $. VI. einige von Unferer Rentkammer bislang aus: 
fchließlich bearbeitete Geſchaͤftszweige künftig den: Landdroſteien anheim fallen, 
und theild nad) defien $. IX. die Hebung und Verrechnung Unferer Doma⸗ 
nialrevenuͤen demnaͤchſt, und fo wie folches: den Umftänden nach thunlich, den 


Aemtern äbgenommen und befondern. Rentmeiftern übertergen werden. foll; fo 


finden Wir es nöthig, ſowohl über „die künftige Betreibung der Domanial: 
angelegenheiten an fi), als. auch über die rüdfichtlich der verfchiebenen Ber 
hörden dabei eintretenden Gefchäftsbeziehungen nachftehendes ai zu 
deren Nachachtung hiermit zu. exlaffen. 
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&. 1. Alte bisher von dem Aemtern betriebene Domanialſachen, welche 
fi) auf die Conſervation der Domanialgerechtfame, fo wie auf die öfonomis 
fehe Benutzung der Domanialgtundſtuͤcke, Gefälle und Rechte und die Leis 
ffung der auf folchen 'ruhendan Abgaben: beziehen, verbleiben, unter der un⸗ 
mittelbaren Aufficht und Leitung dev Landdrofteien, der Gefchäftsführung ber 
Beamten, nach denen in der Amtsordnung $. 17. über bie Ttennung der 
Geſchaͤfte "verfügten Beftimmungen. | 

$.2. Dagegen gehört für die Gefhäftsführung der anzuſtellenden Rent⸗ 
meiſter, unter fpecielfee Leitung der Domainenkammer, 

die Erhebung ſaͤmmtlicher Domanial⸗ * ‚Selbe, Korns und ſonſtiger 
Naturalgefaͤlle, 

die Auszahlung der ihnen wugehenden Auehadeannelngen- und’ 

die Verrechnung und Regifterfühcung. 


Erfier Thei 
Bon der hr 


$. 8. Die bei ber Domainenvetwaltung concurrirenden Bit * 
die Aemter, die Landdroſteien und die Domainenkammer. 


$. 4. In ſaͤmmtlichen, zur Domanialverwaltung bislang gehörig gerves 
fenen Angelegenheiten, e8 mögen nun biefelden fünftig, nach den in den 68. 
5. bis 11. enthaltenen Beſtimmungen, ald Regiminal: und Polizeifachen, 
den Landdrofteien unter Leitung und Entſcheidung Unfers Minifterii übertras 
gen, oder, als reine Domainenfachen, nad) ben -$$. 12. bis 28., der Leitung 
Unferer Domainenkammer unterzogen werden, gehen ber Regel nad alle von 
‚ ben Aemtern zu erflatteride Berichte an die betreffende ——— un welche 

auch die auf felbige getroffenen Entfcheidungen erfolgen. 


Erfter Abſchnitt. 


Gegenflände, welche, al zur Regiminals und Polizeiverwal— 
tung gehörig, den Landdrofteien ohne Mitwirkung ber 
Domainentammer übertragen find. 


$. 5. Nachftehende, bislang von der Kammer abhängig gemefene, Ges 
genftände, welche, ob fie gleich einige Domanialeinkünfte mit fich führen, 
oder Ausgaben auf Unfere Amtsregifter veranlaffen, dennoch ihrer Natur nad) 
als zur Regiminal: und Polizeiverwaltung gehörig anzufehen find, follen. bin= 
führo dem Wirfungskeeife Unferer Domainentammer gänzlih entnommen, 
und dagegen ber fpeciellen Bearbeitung der betreffenden Landdrofteien, unter 
Leitung und Entfheidung Unfers Minifterii, unterzogen werden: 


1) die Beſtallungs⸗ und Penſionirungsſachen der Amts: und Amtsunter⸗ 
bedienten, ſo wie auch der Waſſerbau⸗ und Moorbetriebs-Officianten; 

2) alle die Civil- oder Eriminalgerichtsbarkeit betreffenden Angelegenheiten, 
namentlic des Depofiten=, Sportelns und Regiftraturwefen auf den 
Aemtern, die Unterhaltung der Inquifiten und. Bagabonden, die Reis 
tung der Jurisdictionsproceſſe; 

3) die nad) Maßgabe der Verordnung vom 22, Nov. 1768 der Kammer 

unterzogenen allgemeinen Landesculturs und Höfefahen, als wohin 
gehören: die Gemeinheitstheilungen, Werkoppelungen, Ent: und Bes 

waͤſſerungen, Urbarmachung, Ausweifungen, Anſetzungen von Neu: 

bauen, Belegung wuͤſter Stellen, der Moorbetrieb, die Vertheiluug 
der Obſtbaͤume an die Unterthanen;z; 

4) die Deich, Strom: und Schifffapetsungelegenheiten ; 
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Krugnahtungen, die Anlage von Ziegeleien, Steinbrächen, Mirgel: und 
Thongruben, Immenftätten, Mühlen, die Recognition vom Höfen 
handel, Apotheten, Krambuden, Marktftelen, Judenſchutz, Muſikpacht, 
Gilden und Zünfte, herrenlofes Sefinde, Mannthaler, Strandgut; die 
Conceffionen für Keffelflider und Keffelyändler, Lumpenfammter, Ot— 
ternfänger, Nachrichter und en Vehrerſnis; die Anſtellung 
von Kammerjaͤgern; 
6) die Häuslingsfachen ; 
7) die Jagdangelegenheiten, namentlich die Stellung von Jagdfolgen, die 
Unterſuchung und Vergütung von Wildſchaden; 
8) die Oberaufſicht über Öemeindeforften ; 3 
9) das Straferkenntniß in Wrogenſachen. 

8.6. Es liegt den, Aemtern ob, bei den in dieſen Angelegenheiten 
vorzunehmenden Verhandlungen und an die Landdroſtei zu erſtattenden An— 
traͤgen und Berichten, ruͤckſichtlich der den Amtstegiſtern, der bisherigen Ver— 
faſſung gemäß, daraus erwachſenden Gefälle, das Domanialintereſſe pflicht⸗ 
maͤßig wahrzunehmen, ſo wie ruͤckſichtlich der in ſolchen Regiminal⸗ und Po- 
lizeiſachen auf den Regiſtern haftenden Abgaben ſich deren moͤglichſte Beſchraͤn⸗ 
kung und ſparſame Verwendung ſorgfaͤltig angelegen ſeyn zu laſſen. 

§. 7. Die Landdroſteien haben in allen Angelegenheiten dieſer Art, 
mit denen, der Verfaſſung nach, für Unſere Amtsregiſter einige Gefaͤlle, Res 
cognitionen oder fonftige Einnahmen verbunden find, ‚fofort nad) gefchehener 
Genehmigung oder Conceffiongertheilung ein Einnahmebetzeichmß ‚, Worin bie 
zu ‚erhebende Summe, die Münzforte, der Fälligkeitstermin und die Dauer 
der ertheilten Gonceffion bemerkt feyn muß, an Unfere Domainenfammer ein: 
zufenden, welche fodann den betreffenden Rentmeiſter mit deren Vereinnah— 
mung beauftragen wird, 

$. 8. Was hiernächft bfe in Regiminal ⸗ und Polizeiangelegenheiten, 

der Verfaſſung nach, auf den Amtsregiſtern ruhenden Ausgaben betrifft; ſo 
hat die Landdroſtei, nach deren gehoͤrigen Conſtatirung, Unſerer Domainen⸗ 
kammer ein Ausgabeverzeichniß einzuſenden, um hiernach den Rentmeiſter mit 
der behufigen Zahlungsanweiſung zu verſehen. 
“89 Eben dieſes Verfahren tritt ein, wenn in dem für jedes Amt 
feftgefegten, der Landdroftei mitgetheilten Etat die Befoldungsrubrid durch, 
höhern Orts verwilligte, Oratificationen oder Penfionen alterirt werden .follte, 
oder wenn die Verwendung von Commiffionskoften oder fonftigen unvorher: 
gefehenen Ausgaben nothwendig iſt. 

$. 10, Sollte die Landdroftei von Domanialgefällen, welche aus ber 
Nögiminale und Polizeindminiftration erwachfen, einige Remiffionen bewilli: 
gen müflen; fo ift die Domainenkammer davon, wie bei den übrigen Aus: 
gaben, zu benachrichtigen. 

$. 11. Den Landdroftelen fteht es in der Regel nicht zu, den Rent: 
meiftern Anweiſung zur Zahlung auf die Amtscaffe zu ertheilen, als welches 
ihnen nur in befonders eiligen und dringenden Fällen, wenn fofort — 
zu verwenden ſind, nachgelaſſen iſt. 

Dagegen haben die Landdroſteien die Befugniß, bei ſolchen Hoheits⸗ 
Amtsverwaltungs⸗ und Jurisdictionsausgaben, welche eine tägliche Verwen⸗ 
dung auf den Aemtern erfordern, .z. B. bei Atzungskoſten, Transport von 
Gefangenen, Botenlohn ꝛc., den Aemtern einen gewiſſen Vorſchuß anzuweiſen, 
welchen der Rentmeiſter, nach ſeiner Inſtruction, denſelben zur Berechnung 
auszuzahlen hat. Dieſer Vorſchuß darf gleichwohl die im Etat für ſolche 
Rubriken ausgeworfene, appeopimative Summe nicht übsrfteigen, und es muß, 
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wenn ſolche erſchoͤpft ſeyn follte, bei der Domainenkammer auf eine —— 
on angetragen werden; 

‚Beim Ablauf des Rechnungsjahres find biefe vorſchuͤſſigen — 
gen von der Landdroſtei auf bie. von den Aemtern beizubringenden belegten 
Rechnungen ‚definitiv zu. regulariſiren, und an die Domainenkammer behuf 
— eines Ausgabe⸗Ratificatorii einzuſenden. — 


Zweiter Abſchnitt. ae I SE, 
PETER: der Verwaltung des "Dorkintaigäre” 53 


612. Bei den Verwaltung des Domanialguts ſoll ber. Unterſchied 
‚Stan finden, daß, diejenigen Angelegenheiten, bie fich ‚auf einen Provinzial⸗ 
bezirk befihränken, and wobei zunächft nur. örtliche Verhältniffe in. Betracht 
fommen, unter der allgemeinen Leitung ‚Unferer Domainenkammer, in der 
Regel von. den. Landdroſteien und den. mit ſolchen als Provinzialfimmer, ver 
bundenen Domainen:Deputationen, nach den beftehenden. oder noch. zu. erlal- 
ſenden Gefegen und Vorſchriften, zu bearbeiten, und, zu, ‚entfcheiden find; 

wogegen in denjenigen Angelegenheiten, weiche fich auf den Umfang: des 
‚ganzen: Königreichs oder: auf mehr. als. einen landdrofteilichen Be . erſtrecken, 
oder bei denen allgemeine auf das Ganze anwendbqre Grundſaͤtze angenom⸗ 
‚men werden muͤſſen, oder deren, Entſcheidung von einem das Ganze umfaſ⸗ 
ſenden Plan abhaͤngig iſt, oder wo eine Veräußerung Unferes Domanialguts 
‚oder Veränderung der Subſtanz bdeffelben in Frage Eommt, den Landdrofteien 
nur eine präparatorifche oder commiffarifche Bearbeitung obliegen, bie Ent: 
fheidung aber Unſerer Domainenfammer- vorbehalten bleiben foll, 

$. 13.. Zu denen von. den Landdrofteien allein zu bearbeitenden und 
‚zu enticheivenben Gegenſtaͤnden gehört: | 

die Verpachtung. einzelner Domanial: Pertinenzien, die Meierſachen, 
die Dienſtſachen, die Zinsviehſachen. 

Im Allgemeinen iſt das bei der Verwaltung dieſer Angelegenheiten von 
den dabei concureisenden Behörden zu beobachtende Verfahren das nämliche, 
wie ſolches im erften Abſchnitt §. 6. ruͤckſichtlich der aus Regiminal⸗ Gegen⸗ | 
ftänden auffommenden Gefälle‘ vorgefchtieben worden. 

$. 14. Was befonders die Verpachtung einzelner Domaniak 
Perstinenzien betrifft, als wohin Grundſtuͤcke, Zehnten, Mühlen, Schaͤ⸗ 
fereien, Sifchereien, Brauereien, Biegeleien und fonftige zu Unferm Domai—⸗ 
nengut gehörige Gegenftände zu zählen find; fo liegt den Aemtern die Pflicht 
ob, bei ber Erledigung „foldyer Pachtungen der Landdroftei zeitig Anzeige fammt 
Bo fchlägen zur zweckmaͤßigen Benugung, unter Einfendung ber Ueberfi chten 
des isherigen Ertrags, einzureichen. 

Die Landdroſteien haben die Verpachtungen nach den allgemeinen in 
Pachtfachen vorgefhriebenen, oder don Unſerer Domainenkammer ferner vos 
zufchreibenden Bedingungen, unter Hinzufügung der aus den örtlichen Wer: 

hältniffen , etwa ‚entfpringenden Nebenftipulationen, vorzunehmen, ‚oder durch 
die Aemter vornehmen zu lafjen, audy die‘ Ausfertigung ber Pachtcontracte 
in eigenem Namen zu beforgen, 

Es ſtehet jedoch den Landdroſteien nur bie Befugniß zu, dergleichen 
Pachtcontracie auf drei Jahre, oder auf die ortsgewoͤhnlichen Stellungszeiten, 
zu ertheilen, und haben fie in Fällen, wo ein laͤngerer Pachttermin für raths 
fam- befunden werden ſollte, unter Anfuͤhrung der Gründe: baflır, die Weneh⸗ 
migung der Domainenkammer einzuhohfen. 

MNach ·abgeſchloſſenem oder vollzogenem Pachteontracte hat die Bonddrofkei 
ein Exemplar deſſelben an 'Unfere Domainenkammer einzuſenden, damit dieſe 
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den. Rendanten/ unter: Benachrichtigung der Pachtſumme, ber Muͤnzſorte und 
ber Fälligkeitstermine, zu deren Vereinnahmung infirwiren könne, - ni 

8.15. - Die in Meierfahen vorfommenden Gefchäfte betreffen : die 
Abmeierung untauglicher. Wirthe, die.Befegung und Berleihung der Meier- 
hoͤfe und Güter und die Erbfolge: in denfelben, die Abfindung ‚und Leibzuchts: 
beftimmungen, die Abminifiration in Concurs gerathener Höfe, die Weräuße- 
rungen und Xheilungen der: Meiergüter;. fo wie endlich die Verpfändungen 
berfelben. und, Ertheifung gutsherrlicher Conſenſe zu Anleihen und antichreti⸗ 
ſchen Verſehungen. 

Die praͤpatatoriſche Bearbeitung aller hierunter vorkommenden Geſchaͤfte 
fegt, wie bisher, den Aemtern ob, welche auch die Behandlung det Mein: 
käufe, Auffahrten und ſonſtigen ungetoiffent: Meier: und Eigenthumsgefälfe 
wu befo en, und darlıber unter Einfendung der aufgenommenen Prototolle 
an die Landdroſtei, zu deren definitiven Genehmigung ober Entfeheidung / alfe 
Quartale zw berichten Haben. ar» end 

Die von den Aemtern auszufertigenben Meierbriefe ſind von den Land: 
droſteien zu vollziehen; 

In den. Provinzen Unſers Koͤnigreichs, worin bie Eonſtitutlon de dato 
Goͤhrde den 19. Oct. 4719 geſetzliche Kraft hat, wird. die der Rentkammer 
beigelegte Befugnig in Meierfachen, mit gänzlihem Ausſchluß eines: gerichefk- 
hen proceffualifhen Verfahrens: zu erkennen, den Landdroſteien hiermit uͤber⸗ 
tragen; jedoch‘ fteht denen, bie ſich über folche Erkenntniffe beſchwert erachten, 
der Recurs an Unfere Domainenfammer frei, welche fodann, unter Veifüs 
gung ihres Gutachtens, an das Minifterium zu berichten hat. 

Am Ende eines jeden Quartals haben die Landdroſtelen die von tie 
genehmigten VBerzeichniffe der. auffommenden oder behandelten Weinkaͤufe und 
ungeriffen Meier» und Eigenthumsgefälle an Unfere Domalnenfimmer ein: 
äufenden, welde auf den Grund derfelben dem Rendanten bie nöthigen Ein: 
nahmebelege zufertigen wird, Auch haben fie die Aemter anzutvelfen, daß fe e 
am Ende eines jeden Jahrs ein namentliches Werzeichniß der Cenſiten, in 
deren ei eine Veränderung eingetreten tft, dem Rendanten zuſtellen. 

16. In, Herren: Dienftfachen.haben die Aemter über den ob: 
— Verbrauch der Herren- und Burgveſtdienſte, inſoweit ſolche 
noch. nicht abgeſtellt, oder bei der Dienſtabſtellung zum Theil reſervirt find, 
an die Zanddroftei zu deren Genehmiyung Vorſchlaͤge einzureichen. Die Armter 
beftellen die angemwiefenen Dienfte durch die Amts-Unterbediente, achten darauf, 
daß bei der Naturaldienftleiftung Eein Dienftpflichtiger vor dem Andern praͤ— 
gravirt werde, und ftellen dem Rendanten über bie wirklich verbrauchten 
Dienfte atteftirte Verzeihniffe zu, damit diefer dadurch: in den Stand gefetzt 
werde, wegen ber. für, abverdiente Tage ihnen gebührenden Verguͤtung Abrech⸗ 
nungen zuzulegen, und den erforderlichen Rechnungsbelag von hoki, De 
mainenkammer einzuholen. 

Sollten Differenzen mit de ? Dienfipflicptigen über den modum gervi- 
tiorum entftehen; fo haben die Kanddrofteien das Sachverhältnig nach allen 
Umftänden zu: canftatiren, und ſodann den Fall au Unfere Domainenfammer 
gelangen: zu laſſen, welche über die weiter zu nehmenben Mafregun ‚an. das 
Minifterium berichten wird, | 

> Bei der Abftellung annoch beibehaltener Naturaldienfie, fe. wie bei, der 
Erneuerung abgelaufener Dienftreceffe, ſteht den Landdrofteien nur eine präs 
paratorifche Bearbeitung zu. :Diefelben haben den Werth ber Naturaldienſte 
auszumitteln, - über bie. Reluitionsſumme mit den Dienftpflichtigen Behand⸗ 
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tung: zulegen zu Taffen, und ſodann die Sache, mittelſt —— — 
Unſerer Domainenkammer zu weiterer Verfuͤgung vorzulegen. 

6. 17. Das von den Cenſiten in natura zu liefernde Zinevieh, 
als Rinder, Hammel, Schweine, Gaͤnſe, Hühner, Eier etc. it von den Aem⸗ 
tern entweder durch Verkauf zu Gelde zu machen, oder es ſind dieſerwegen 
temporelle Reluitions⸗ Conttacte abzuſchließen. Den Landdroſteien ſteht die 
Genehmigung ſolcher Verhandlungen: zu: .. Sie haben über die abgeſchloſſenen 
Contracte und genehmigten: Verkaͤufe Unſerer Domainenkammet Anzeige zu 
machen, damit dieſelbe den Rendanten wegen der Geldhebung inſtruiren koͤnne. 

Wenn jedoch eine Reluition ſolcher Domainen⸗Intraden auf ewige Zeiten 
in Frage kommtz; fo iſt die Angelegenheit an. bie PDomainenlanımes zur Ge 
nehmigung zu bringen. 

„18. Zu den Gegenftänden, welche nad) tan 6. 42, her. ſpeciellen 
Bearbeitung: and Entſcheidung Unferer Domainenkammer ‚vorbehalten ‚find, 
und bei denen bie Sandbrofteien nur als eine praparatoriſche Behörde, eine 
treten, ‚gehören: 123 

die Haupt⸗ Vachtſachen, die Erben⸗ Zießverkeihungin; % Zinskorn⸗ 

und Magazinſachen, die Remiſſionen und Stundungen, die Lande 

Bauſachen, die Bergwerks- und Salinenſachen, die Forſtſachen, die 

Proceßſachen, die Beſteuerung der Domainen. 

8. 19. Wenn in Haupt-Pachtſachen —— Ver⸗ 
anſchlagungen, Vermeſſungen oder ſonſtige Geſchaͤfte dieſer Art behuf neuer 
Pachtregulirung, oder Verlaͤngerung ſchon beſtehender Contracte, Niederlegung 
von Deconomien oder deren Vereinzelung ꝛc. erforderlich werden; fo ſteht es 
Unſerer Domainenkammer frei, mit ſolchen Geſchaͤften entweder die Land— 
droſtei zu beauftragen, oder zu dieſem Zweck eigene Commiſſionen anzuordnen. 
Die von der Kammer abgeſchloſſenen und von derſelben in eigenem Nas 

men zu vollziehenden Haupt Pachtcontracte. werden der Rentei mit einer. Ber 
einnuhmungss Anweifung über das Pachtgeld zugefandt. 

Zugleich ift die Domainenfammer gehalten, die Landdroftei von den 
mit dem Paͤchter eingegangenen Haupt⸗ und Nebenbedingungen in Kenntniß 

zu ſetzen, damit dieſe hiernach die Paͤchter uͤber deren contractmaͤßige Befol⸗ 
beaufſichtigen koͤnne. 

$. 20. Sollten Umſtaͤnde eintreten, bie es nothwendig oder rathſam 
machten, eine Unſerer Amts haushaltungen oder einzelne Gegenſtaͤnde Unſerer 
Domainen in eine beſondere Adminiſtration fuͤr Unſere Rechnung 
zu nehmen, als welches jedoch nur unter Genehmigung des Miniſterii ge⸗ 
ſchehen kann; ſo haͤngt es von der Ermaͤßigung der Domainenkammer ab, 
ob die ſpecielle Direction einer ſolchen Adminiſtration unmittelbar von br 
ausgehen, oder der Landdroftei Übertragen werden foll. 

21. Erben: Zins: oder Erb: Padhtverleihungen, fo wi 
überhaupt, Deräußerungen Unferer Domainenguͤter und Gerechtfame, duͤr⸗ 
fen nur mit Unſerer Allerhoͤchſten Genehmigung geſchehen. Sofern es rath⸗ 
ſam befunden werden ſollte, ſolche Gegenſtaͤnde durch Erben-Zins⸗ oder Erb— 

achtberleilhung zu einer vortheilhafteren Benutzung zu bringen, oder den 

ar Unferer Unterthanen dadurch zu. verbeffern; fo ſollen diefe Angelegen- 

praͤpatatoriſch von den Landdroſteien bearbeitet und an Unfere Domat: 

KAEH gebtacht werden, welche daruͤber an das Miniſtetlum zu berichten 
and’ fodann dab Weitere zu beforgen Hat! 

Eben dieſes ſoll auch der Fall ſeyn, wenn es zur Frage koͤmmt, Un: 
fere bereito verlieh nen Erben⸗Zinsguͤter zu verhypotheciren, zu veraͤußern, auf 
Dritten zw traͤnsferiren/ oder neue Erben⸗ Zinsbriefe auszufertigen. 
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RN Die: Erhebung der Zins⸗Kornfruͤchte, fo wie bie Sorge 
für deren Conſervation und bie Ausmeſſung „gehoͤrt zu den Geſchaͤften des 
Rentmeiſters. Die Dispofition über dieſelben, fo wie über: die. in Unſern 
SunbeaeKoramagoginns befindlichen, — ſteht Unſerer Domainentam· 
mer zu ⸗ 

ic Einzelne: Geſuche — zu lliefernder oder um Ueberlaffung ! 
vorhandener; Binsfrüchte gegen Zahlung. find bei dem Rentmeifter ‚anzubringen, 
welcher die Beftimmung der Domainenkammer daruber einzuholen hat. 


m Sollten: wegen eingetretener Calamitaͤten, welche entweder einzelne Cen⸗ 


fiten-ober ganze Ottſchaften, oder Gegenden betroffen haben, z. B. totaler 
Mißwachs Brand: und Waſſerſchaden ꝛc, Zugeldeſetzung oder gaͤnzliche Mes 
miſſion an Zinsfruͤchten erforderlich ſeyn; fo find Geſuche dieſer Art durch 
die Aemter, 7 under Beifuͤgung namentiicher Verzeichniffe, bei der Landdroſtei 
—— welche — DEREN Anträge. an die Domainentammier 

at, 71 I 

Eben diefes if der Fall, wenn Umftände eintreten ſollten, weiche eine 
Unterſtutzung der Unterthanen mit Brot⸗ und Saatfruͤchten aus den Zins⸗ 
kornvortaͤthen, oder eine Ausmeſſung aus ben —— nothwendig 
machen. 7" 

Um die Landdtoſteien zur beſtimmten Formirung folder Anträge in den 
Stand zu fegen, follen ſowohl die Nentmeifter, als auch die Hauptmagazins 
technungsführer gehalten feyn, derfelben 'beim Anfange eines jeden. Quartals 
ein genaues Verzeichniß der auf ihren Böden wirklich. Boni Kornvot⸗ 
raͤthe einzuſenden. 

Die von Unſerer Domainenkammer zu verfügenben meiftbietenden 
verkäufe: ſollen nicht durch die —e ſondern durch die Beamten, auf 
deren Requiſition beſorgt werden, und haben die Rentmeiſter die dabei auf— 
genommenen Protocolle an’ die Domainenkammer, behuf der Ratificationtdes 
eh falls folche vorbehalten, und zur Ausſtellung einer Geldeinnahme⸗ 

anweiſung einzuſenden. 

Nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres iſt der abigoebuchene Korn⸗ 
vorrath, in Gegenwart des. vom Rentmeiſter dazu requirirten Beamten, ges 
nau nachzumeſſen, und das dabei aufzunehmende Protocoll:an bie Domainen: 
kammer einzufenden, 

Den Landdroſten liegt auf ihren Umreiſen eine forgfältige Aufmerkſam⸗ 
keit auf die Beſchaffenheit der Kornvorraͤthe, und der zu deren Conſervatien 
getroffenen Maßregeln ob. 

$. 23. Die Remiffionen betreffend; ſo haben die Hauptpyaͤchter 
Ünferer Amtshaushältspachtungen und Vorwerke ihre etwanigen Remiffions: 
und Befriftungsgefuhe unmittelbar bei Unſerer Domainenkammer anzubrin⸗ 
gen, welche daruͤber, nach den eingegangenen Contractsbedingungen, entweder 
ſofort entſcheiden, oder nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde die Remiſſi Ionde 
gründe durch die Landdroſtei unterſuchen laſſen wird. 

Alie übrigen Remiſſionsſachen Unſerer Meier, Gutsleute, Cenſi ten oder 
Pächter, ohne Unterfchied, ob bie Remiſſion an Gelde oder. Korn ‚gefu fi 
wirb, ob es gefegliche, oder contractmäßige, oder Gnadentemiffionen  find,.|ols 
len dur) die Aemter an die Landdroftei gebracht, und nach deren praͤparato⸗ 
riſchen Bearbeitung und gutachtlichen Vorſchlaͤgen von der Somahzaitanðnũ 
entſchieden werden. 
Diie Aemter haben habil zu ſehen, daß die gewoͤhnlichen Remiffions 
unterfuchungen zeitig, und, fo. viel thunlich, auf einmal -vorgenommien und 
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die einzelnen Geſuche moͤglichſt bermieden weten. Zu. den Belöbefihtigun: 


gen find die Mentmeiftgr zuzugichen, TER er“ 
Wh Die) Landbrofteien haben die an fie‘ — V Remiſſionsantraͤge nach 
den beſtehenden Geſetzen, Votſchriften und Contracten ſorgfaͤltig zu prüfen, 
Re fofort zuruͤckzuweiſen, bie. zuläffigen aber der, Domginenkam⸗ 
ie Entfcheidung vorzulegen, v 
Domanigkegiftern und der Abrechnung. mit, den Debenten, die Rentmeiſter 
mit Verfiigung verfehen wird. EEE RER —** 
* 84 lungsfriſtungsgeſuche der Genfiten oder Pächter find. durch die Nent: 
meifter an die Domainenkammer ‚sur "Verfügung zu befördern. * 
Eben ſo haben die Rentmeifter über den“ — *— ganz inexigibler Do: 


manialgefälle, unter Beibringung der von den Aemtern auszuſtellenden In⸗ 
erigibifitätg = Belcheinigungen, an die Domainenkammer zu berichten... 
"4. Die Landbaufahen, ruͤckſichtlich der Unterhaltung. der. Of⸗ 
ficial ⸗ und Pachtbauwerke der geiftlichen Gebäude, Pfort⸗ und. &: | 


mer elche Todann, wegen des Abfages ‚in den 


| ebäude, id Gefangen: - 
haͤuſer, Wege, Brüden, Schleufen,, a ——— in⸗ 
fofern ſolche nach der bisherigen Verfaſſung Unſeren Domainen entweder 
ganz oder zum Theil zur Laſt fallen, gehören zur ſpeciellen Bearbeitung Un— 
ſerer Domainenkammer und des in ſelbiger angeordneten Baudepartements. 
Die Diſttictsbaubediente haben nach Vorſchrift des Baureglements die 
Baumaͤngel und Baubeduͤrfniſſe, mit Bexuͤckſichtigung der den Bewohnern 
obliegenden eigenen Verbindlichkeiten, unter Zuziehung des Amts, zu unfers 
ſuchen und zu veranſchlagen. Dieſe Anſchlaͤge ſind mit, dem dazu gehoͤrigen 
Riſſen und Holzverzeichniſſen an die: vorgeſetzte Landdroſtei einzuſenden, wel: 
cher fowohl wegen deren Nothwendigkeit überhaupt, als auch wegen deren 
nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen zu ermaͤßigenden Zweckmaͤßigkeit, ihre Bes 
merkungen beizufuͤgen und die Vorſchlaͤge an die Domainenkammer zur weis 
tern Entſcheidung abzugeben hat. dc zul ig oil 

Ir Uiegt Unſerer Domainenkammer ob, bie Vor⸗ und Anfchläge fo: 
wohl in techniſcher Hinficht prüfen zu laſſen, als auch, ruͤckſichtlich der! Kos 
ftenverwendung, den Umftänden nach, zu ermäßigen." Der hieraus zuſam⸗ 
menzuftellende  Generallandbauetat ift mit den nöthigen Erläuterungen, beſon⸗ 
ders ruͤckſichtlich der Nothwendigkeit vorgefchlagener Neubauten, Unſerm Mi: 
nifterio zur definitiven Genehmigung vorzulegen. — 


a 
‚Die DYomainenkammey it gehalten, ein — 
dibe chniß der fuͤr die Ar ter ihres Diſtricts verwilligten Baukoſten zu 
deren Notiz zuzufchiden. nn N | 
Die technifche Ausführung der genehmigten Bauten gehört lediglich zur 
Beu ta und EEK NL —— er und des barin ans 
geftellten aıdepatte 6. W tr da er während” v Bauausführung Um⸗ 
ftände eintreten. follten, die eine erährhtrung des Bauplans, Erfparungen 
oder 1 — ya Roftenäfehlanee zur Folge Haben; ‘fo hat ber’ Land: 
Sahne ieelber unmittelbat an die — dichten. 
Nach bolteridetim Bau Hat der Mentmeifter-"eine von dem Diftrictsr 
a oe mit zu unterzeichnende Baurechnung und folche, 





— 
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nebft den atteflirten — pri ——— an * Domainepkamnge 
zur Abgabe eines Ratificatorii einzufenden. * 
Den, Landdroſteien Rebe die Befugniß Bauten anzuordnch , N * 

voerwilligen, nicht zu. Nur in Nothfälten, und wo durch eitige Vorke 
gen Gefahren abzuwenden Kin, £önnen fi ‚se dergleichen unmittelb te a 
gurigen treffen, „von denen fie jedoch fofot der, Domainnamen beige 
zu ‚machen haben. 

"Den A fi gt 68 06, bei ihren —— * * —— 


0— 


und ie darüber Aa cn Sidi er A? — 
sirfen 


$. 25. Die Angelet enheiten Unſerer in den. Landbrofteilich 
belegenen Bergwerke und Salinen find, infofern fie technif 5 — 
nungsgegenſtaͤnde betreffen, ae directen Einwirkung der Lan cofteien nicht 
unterworfen. ° 
Dagegen fteht‘ Bönfethen eine allgemeine Kuficht auf. die’ Erhaltung Uns 
ferer Bergwerfsgerechtfame und Anzeige der etwa bemerkten U Pe 
mängel, fo wie der ausführbaren BVerbefferungen zu, und haben ſie die ih: 
nen in Bergmwertd: und Salinenſachen zu ertheilenden —— chten 
26Die über die künftige Betreibung der Forftfachen, ruckſichtlich 
der dabei concurritenden Behörden, von Uns getroffenen Beftimmungen find 
in einem befondern, diefen Gegenftand — Reglement enthalten, auf 
deſſen Inhalt ſelbige hierdurch verwieſen werden. 
27.Die auf Unſern Domanialregiſtern haftenden ober anf fofdhe 
zu Tegenden öffentlichen Abgaben und Laſten find von den Aemtern 
genau zw conftatiten, und Verzeichniſſe davon an die‘ Landdroſtei zu ſchicken, 
welche dieſelben mit den ergangenen Geſetzen umd Verordnungen zu verglei⸗ 
hen, und "an die Domainenkammer behuf der Zahlungeanweiſung an die 
Rentmeiſter einzuſenden hat. st lson da BRNO. IN 
‚6.287 Die oberfte Leitung aller: beteits penäfinten unſer Domanial⸗ 
gut betreffende Proceffe, und die derentwegen erforderliche Iuſtruirung der 
Amtsanwalte: gehört" zum. directen Wirkungskreiſe Unſerer Domainenkammer; 
Dub: hat jedoch, fa oft es auf bie ae eines — 


— 
SIR, 


* 3... Wenn es gleich bie Regel‘ if, u in ine of 
— 


menden Verhandlungen durch die Kal, Telbig 8: — — 
doch in einzelnen eiligen und dringe — 
bleiben, ſich direct an die Mile zu Be An But zu 
und Berichte von ihnen —— x D sch tindbst se 22 
If * 


Don der Albin a 5 iR BEN 
6, „Die nn & — 57 — BE BEER MN 


der a Mi igen ruhenden 89 — usgaden — 
rung. folk A feel er, „Dir ‚1a. Hei eret — 3 


suftelfenden, HAAS TE — ER iiznn 1: Mm main 
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mi rd Der Rentmeiſter rg der: Domainenkammer ih Hanno- 
ver angeſtellt, von derſelben in ii, Pflicht been und —* 
Dienfivewichtungen: angenolefenas sunımndnan! * 
532. Die dem Rentmeiſter —— —— — 

nach den jedesmaligen beſondern Verhaͤltniſſen und dem Umfange 
der Reuteigeſchaͤfte von der Domainenkammer, amter Vereinbarung daruber 
mit oden u iſter, ausgemittelt und den Sinanzminifterio: gur zur Beſtaͤ⸗ 
tigung ee nn ae 139 Boch 
686. Die von ec Rentmeiſter ve Kefteliende —— Serinäßiget 
die, Donteihenkammer nach dem Umfange) ind de Beträchtlicjteit der dem- 
felben anzuvertrauenden Erhebungen, und — Ale ‚sur Kaution beponirten 
Docuimentesiininn IE Map 7,77, Be Ms ss pri M 3* u md su 

634 Sollten Vorgänge ſich ergeben, 5 eine, Entlaffung des 
Rentmeifters vom Dienſte erforderlich machten; ſo ſteht es der Domainen⸗ 
kammer zu/ dem Rentmeiſter den Dienſt zu kuͤndigen, und iſt derſelbe in 
ſolchem Falle gehalten/ ohne daß dabei ein weiteres rechtliches Verfahren 
Statt finden kann, in der zum Dienftabgange, jedoch an auf ein 
Vierteljahr zu beſtimmenden Zeit, feind Stelle zu werkafjen. u... 
835. Sindet die Domainentammer nothivendig, den: Rentmeifter 
einftweilig Tabinoflicio zu ſuspendiren, ohne fofort- eine Dienſtkuͤndigung ein: 
testen zu Laffen 51 fo. iſt derſelbe verpflichtet, ohne daß ihm dagegen ein recht⸗ 
liches Verfahren geftattet iſt, ſich dieſer Verfuͤgung zu unterziehen, \ und. die 
Caſſe, die Rechnungsbuͤcher und alle ıgus feiner Comptabilitaͤt gehörende Ac- 
ten dem zu deren Abnahme beauftragten Commiffario auszuliefern, 

F36. Dem Rentmeiſter ſteht es zu, den Dienſt zu kuͤndigen. Die 
Kündigung: muß wenigſtens ein halbes Jahr vor dem ihm gewuͤnſchten 
Dienſtaustritte geſchehen. Erſt nach vollſtaͤndig abgelegten Rechnungen und 
daruͤber „ertheilten, Dechargen kann derſelbe ſeiner —— entbunden 
und die von ihm beſtellte Caution aufgehoben werden. 

$. 37. Der ——— forget in erſter Inſtanz unter den Höhen 


Landesgerichten. 

6688. In — aeſſortet ber ‚Rentmeifter von der 
Domainenkammer, an welcher von ihm. in«aller und jeden, feinen! Dienft 
betreffenden/ Angelegenheiten zu berichten iſt, und deren Vorſchriften und Bes 
flimmungen von ihm zu befolgen find. 

Den Landdroſteien ſtehetz ſo mie. uͤber alle und jede: Dienftzweige der 
Unterbehörden, sialfo auch über die Rechnungs⸗ und Mesterfülhtung des 
Wentmeifters, eine allgemeine Aufſicht zu. 

* Die dem Rentmeiſter behuf, feiner Dienftführung aus der Amtsregl⸗ 
ſtratur erforderlichen Nachrichten hat derſelbe ſich vom Amte ſchriftlich zu er⸗ 
bitten, und die ihm mitgetheilten Acten, nach davon gemachtem Gebrauche, 
an das Amt zuruͤck zu liefern, und ſowohl hierin als in allen übrigen ihn 
mit dem Amte in Berührungibeingenden Verhaͤltniſſen alle, die Foͤrderung 
a herrſchaftlichen Dienſtes ‚nothwendigen, — ſorgfaͤltigſt zu be⸗ 

Mriithburs — un 394 sl j Ink 

Würden ihm erbetene Acten und Nachrichten —* oder deren Pit: 
** verzoͤgert; ſo Hat derſelbe davon der Domainenkammer Anzeige zu thun. 

E 30. Der Geſchaͤftskreis des Rentmeifiers —— in der — 
der Geld und Koengefäller ans dem) amuniyis'” so ‚son 

1 Mind iin ihm angewieſenen Rentelbericke 1a 9 
der‘ Zahlung: der auf ſeine Caſſe angewieſenen Bermaltungötofen, 
Rhhaunad du us der Buch⸗ und Regifterführang. 


* 


292 a " Hannover, 


$. 40. Behuf richtiger und ordnungsmaͤßiger Erhebring PER von bem 
Rentmeifter zu berechnenden Gefälle, erhättderfelbe beim: Anfange des: Rech⸗ 
nungsjahre® von der Domainentammer einem: Soll= Einnahmertat ;: welcher 
ihm fowohl in: Anfehung der einzuhebenden Beittaͤge, iald der im, Etat ange⸗ 
gebenen Faͤlligkeitstermine, zur Richtſchnur dient. 1301. 

Ueber die veränderlihen Einnahmen werden demfelben, ſonni⸗ feld 6% 
gulirt. find und feft:ftehen, Supplementaltetats, und in’ vBilie ste Tok 
ches Alp iſt, beſondere —————— zugefertigt. 2— 

Ak er hat fir die: jedesmälige: promp näpte "Einzahlung 

und, Exhebung = Gefälle beim Eintritt Bei aeg bei befonde: 
ter perfönlichen Verantwortlichkeit, Sorge zu wägen,) und allen benem, weiche 
an ihn als Rentmeiſter Zahlung zu liften haben, eigenhändig vollzogene 
Duittungen zu ertheilen, im welchen das Dbfeet der Zahlung und * * 
min, für welchen ſolche geleiſtet worden, deutlich ausgedruͤckt iſt. 
Ausgenommen von der eigenen Erhebung bes. Rentratiftersifind birpahe 
gelder von den Hauptbomanialpachtnugen, ‘deren - unmittelbare: Zahlung an 
die Haupteafje zu Hannover in den Pachtcontracten ſtipulirt iſt, ‚ober deren 
unmittelbare Zahlung. am dieſe Caffe fonft yon. ‚der. ‚Domatamfamen ange⸗ 
ordnet werden moͤchte. 
Der Paͤchter erhaͤlt daruͤber von der Ss ober Generelcaſſe — auf 
den Rentmeiſter dahin lautende Quittung, daß > denſelben ‘durch den Paͤch⸗ 
ter die: fällige Pachtfumme entrichtet worden, und es hat der Netitmieifter 
* Einlieferung dieſer Quittung dem Pächter eine N zu er⸗ 
theilen. 

Der Rentmeiſter hat ſpaͤteſtens drei Wochen nach dem im. — 
etat bemerkten Faͤlligkeitstermin, wenn bis dahin vom Pächter die Quittung 
der. Generalcaſſe nicht eingeliefert ſeyn follte; ſolche zu erfordern, und den Be- 
trag des darnach gezahlten Pachtgeldes in ſeiner Rechnung auf Pachtgelder 
zn und auf Ablieferungen an die —“ in Ausgabe zu 

ellen. 

$. 42. Wenn Zahlungspflichtige in dem angefegten Erhebungstermine 
ſich nicht eingefunden, oder nur abſchlaͤglge Zahlung geleiſtet und mit einem 

Theile der faͤlligen praestandorum in Ruͤckſtand verblieben, hat der Rent⸗ 
meiſter ſpaͤteſtens nach vierzehn Tagen dem Amte die a Fr 
zu übergeben. 

Das Amt wird, nach ben ſelbigem bekannten oder zu erforfchenden bes 
fondern Berhältniffen ber Bahlungspflichtigen, . entweder mit ‚der fofortigen 
Beitreibung der Rüdftände verfahren, oder in Fällen, wo Stundungen oder 
Remiffionen unumgänglich erforderlich find, davon mittelft beſonderer, hier 
nad) abgetheilten, Verzeichniſſe den Rentmeiſter benachrichtigen, welcher ſodann 
dieſe —— ungeſaͤumt an die Domainenkammer zu weiterer Verfuͤ⸗ 
gung und Beſtimmung einzuſenden hat. Fuͤr die Erhebung der geſtundeten 
Ruͤckſtaͤnde in den: dazu beſtimmten Terminen hat der Rentmeiſter pflicht⸗ 
mäßig Sorge zu tragen, und wenn auch dieſe in den geſetzten Terminen 
nicht erfolgen, dem Amte die — =. gebliebenen Rüdftände zur 
Beitreibung zu übergeben, 

Sollten fobann nach den weitern, ihm von Amte inisgetpeilten, Nach⸗ 
richten ſich Fälle: völliger Inerigibiutat ergeben; ſo hat er darider an die 
Domainentammer, unter Beifügung feiner; Auſicht, zu berichte; = 

$. 43. Ueber bie, von dem Mentmeifternzwibeftreitenden und in feis 
ner Rechnung: aufjunehimenben , Ausgaben. erhaͤlt derfelbe beim‘ Anfange; des 
Rechmungsjahres über die firitten Ausgaben oͤle definitiven, und demnaͤchſt 


⸗ 
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über; bie veraͤnderlichen ‚Ausgaben, fo. wie folche beftimmt werden Eönnen, 
Supplement von der Doma Domainenkammer, 

Behuf der veraͤnderlichen Ausgaben, insbefondere derer, deren ‚befinitiver 
Betrag. vom fpedelfen, Darüber, fortzuführenden Rechnungen abhängig in wer 
den von dev; ——— Maaßgabe der, behuf der Jahrsaus⸗ 
gaben, aufgeſtellten, Veranfchlagungen,,, interimiftifche ‚Bewilligungen zu guter 
Rechnung .ertheilt, "welche nicht uͤberſe titten werden dürfen, und wobei der. 
Rentmeifter zorgenn, durch umvorhergefehene Verhaͤltniſſe die: veranſchlagte und 
bewilligte ‚Summe. nicht ‚genügen, ‚folkte,.der Domeinentammer zeitige ‚Anz 
zeige zu weiterer wre — den Umſtaͤnden nach, zu einer Nachbe: 


willigung nr 

Die u vn Rechnungen —* bie, auf foecielfen. Berehnungen: be: 

enden,, nde fi fi ind, mit, Beifügung, der dazu ertheilten interimiſti— 
ſchen ngen ‚; mit, allen ‚dazu. ‚gehörenden, die. geſchehenen Verwen- | 
dungen techtfe er elegen, ‚an die Domainenfammer zur Reviſion und 
Monitur und zur ‚Setheilung, eintt ‚definitiven Regiſterbelege einzufenben, 

Hiervon ind nur ausgenommen die. ſpecielen Berechnungen der Ho⸗ 

heitßa,. Amtsverwaltungss. und Zurisdictionsausgaben, z. B. Asungskoften,. 

— welche ‚eine taͤgliche — auf den Aemtern 
erfordern. Behuf Beſtreitung dieſer Ausgaben hat der Rentmeiſter den 
Aemtern Ba PA einen von der Landdroſtei bewilligten Vorſchuß aus: 
zuzahlen, der jedoch die Ba MER Rubriken im Etat ausgeworfene Summe, 
nicht Iineiceleen ‚Aa: Air belegten Specialrechnungen dieſer Gegenftände 
werben von den Aemtern an. "bie „Bonbbroffeien geſandt, die ſolche definitiv 
tegularifiren,. und der Domainenkammer, behuf Ertheiiung eines. Ausgabe: 
ratificatorii an die Rentmeilter, davon Kenntniß geben, 

** Es iſt dem Rentmeiſter, der Regel nach, nicht etlaubt, Zah: | 
Lungen; un ‚einer; rt aus der ie zu leiften, wenn ſolche nicht in | 
—28 Domainenfamamen zugegangenen, ‚Gtats. oder Bewilligun: | 
gen aufgenommen und ordonnancirt fr * teten jedoch Faͤlle ein, wo. eine | 
ſchleunige unaufſchiebliche Berwendung vor, deren. Ordonnancitung nothwen⸗ | 
dig,äftz.fo bat der Mentmeifer ‚folde; auf Anordnung der Landdroſtei, welche | 
vernfelben dur — Amt zugehen muß , „oder. auf) Requifition des Amts, | 
zu le davon aber ſofort an die Domainenkammer zů zu berichten. 

oa, ie. wor, bem Rentmeiſter zu führenden Nechnungsbücher find : 
urnal ober, Diarium und das Rubrikenmanual. 
— vom. Mai 1823 an, und demnaͤchſt von jedem, Rechnungs: 
— Mate ünyulegenben, Büchern .. dem Nentmeifter Formulare 


* RN chi die täglich Ve Einnahmen: und Aus: , 
4 ſo daß a! janenm „ber. beim, Schluſſe eines, Rechnungdjahres 
nad) dem darů ührt en, oumale gebliebene Taſſenvorrath dem Saurzi 

* A 5 ech Hnungsjehtrg, vorgetragen, -ifty nach Abzug der Aus⸗ 
AR At „Einnahme „det jedesmalige Kaſſenvorrath fich ergeben muß...“ 

ö ubrienmanual dient; der Jahresrechnung oder dem Resiſter zur 
—* 


26 muß» fol bisfermegen, Fomoht in. ber. Einnahme ais Megabe 


em, il = ——— Rubriken, auf beſondern folüs, ‚entzn | 
t ih | 


- Der Kentmei fer. We nit Gi aus dem Spnraale in das Hubeitens. 
an * die betreffenden. folia die vorgefommenen. Einnahme und Aus— 
sabepofken und erhält ſolchergeſtalt die sgenauefte Uebereinkunft zwiſchen die: 


’ 


- 


der Renteicaffe entbenre we 


2604 ‚ABl Hari sul 


ſen Rechnungsbuͤchern/ damit bei rn — Rethnungs⸗ und Kaffe? 
wefeng altes fofort genügend koͤnne werden le inumlggnD 
ueber den Beſtand der Menteikaffe, dent‘ —*5 — are und 


Yirgaabeh und die dabeĩ gebliebenen Rentmieiſter 


mörratlich, und ſpateſtens bis um LS: dest folgenden: den Moni, ir ummari⸗. 
—— Etat, nach dern Bag’ ertheilten Formulate in: 


— dus nſe un rnn ron Ichlm schlant E unsarbast. 


RE Die in dee Ronteikäffe testet werden; 5* 


deſſen, was zit" Beſtreitinig "der 
forderlich it; und? woricher das Berne jur —— * * 
Berechnungsweiſe naͤher 5 ſobald eine Summe von — bei 
dent kann, —* te‘ konigliche Genetalkaſſe zu Han⸗ 
nover abgeliefert. Außetdem aber muß, wenn” —— aan 
engem eberſchußſumnie ·abſchließt / "auch Biete oki 111 
ee — Ina Wi X m Mn — 
6SDie un nee "oder BEER we⸗ 
ſens oöfchieht,, außer · daß die Oomainenkammer ſolche zu jeder Werk Veſon⸗ 
ders verfügen Fan) uter Anordnung und Dberaufficht des Landdro 






bitch" die dazıı Ber ven Landdrofteten amgeftehtdn We tn, ‚te BR el 
— Landdroſt fonſt Sn * agen RO finden e> 
Sie eiſtreckt ſich pe Tee dus Re hnungs? und Kaſſenweſens "set 


den Menteien su Sid (Bade c ** 


re die N a) Eiyebang der‘ 
— * Ehe malını y sd ne 


Yin Et; Auf die —— SB 133 736. ds u 
cuf die eigen: —— Kr — 
NUM then, als derer örfähdenen ou uber sgelfeferte: jelder ; 


waere des Kaſſenetas Unde der Reſten 
"und ——— Br —— in den 3* 
en L — A he | Ihn — om 1 —* un 190 


» 2er Hier — Ban Auf | 


gehörenden! Sp e 





> Der —— mn ae. — | * SER 55 
Kaſſenetats Reſt antenlbetzel — — — Am Cor: 





reſpondenz, und uͤberhaupt alles vageni yo v en w Wwas 
ger⸗ —* der‘ vorgunchmenden Unte au 8 J eng den uni 
dern % FE HDHOR one 1Hdnojsd ann eat 17 
47, Die vo gas 
2 * e von, Sem Rentmeifer JE — * E uhr: 
das Geldte — ———— * Die Er? 
x —* der Maaße "irn rat?" sh eben der "Ei 35 et 6 
en Aemtern vom Mat bis’ zum Mar’ — — 
* des Geldregiſters insbefondere anb Ru aueſchtei⸗ 
. benivom 45; September A817 ngebrbnet OR — 
Das —— und das Kormnregifter end 
werden / wie bisher ‚in Akıplo’ zit Mevtfion Monitur,⸗ ag De: 
chatgirung an'die" Domainenkanimet ing "nd ie ver⸗ 
bleibt, nebſt den Driginalbelegen, in der me * das — d 


piat bitben den eopeilich tönen, fo} 
** ir EN ii wi Y 9 ui MEUNnIT| am 38 — Mare 
"Das"in Simple’ aufuftellende Dienſttegiſter do) undss dam ı en 
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at an die tr im, wie bishero/ der beſondets aufzuftelfende 
Ein erde, fü eitegifkentite befkimmmte‘ Genetilerteict des 


Dienffe 1 inte‘ * "in Regiſter verglichen ind u befun⸗ | 
or 


Diefe Regifter find —— aufgeſtellt und mit ee do ‚aueh 
den Belegen, welche . deswegen — &inzuhofen) find; verſehen, ſpaͤteſtens 
ſechs Monate nach Ablauf war nungsjahres; diejenigen vom 1. Mai 
1823 bis 1824 — 3 bis le De Detober 1824 u. f. m. an, die Do: 
- mainenfamuet ‚einzuliefgen,, 

‚8.48, Die Bu em, ‚som Pentmeiter zu ai Sense ‚ge 
Gin — —J * * 
* 


he; Sorftregifier,, u” — sie ——— ea 
ai * die Be — une. chutz⸗ und. Dienftgeer, 


Auhtsutnhnungn, | ie u Heid: die Rechmung ber 
— und seo ten, 1 
at — — Mel e ‚deren, Führling. un Kuffleitung. ob⸗ 
liegt, en 9 — Fi bie — an die Dominen⸗ 
kammer, vo t de eiſter daruͤbe die de nitiven Ordonnancen 
zur ne . Geldregifter ertheilt werden, Mn 
„ a die Auſtellung eſonderer Rontmeiſter nur nach, und, nach, 
ab 0 ber Gin het I r huimgsführenden Boaiaten eine Verände- 
tung eintritt, und von. demfelben die, Re Gil und. Regifterfühtung mit 
en ik ug ehe werben, geſchehen kann; gleichwohl er⸗ 
ce an, wo die veränderte und neuangeord⸗ 
— — a sat en, ch im Rechnungsweſen eine völlige 
Gleichheit ebereinftimmung beobachtet werde; fo dient das gederttoärtige 
eg u benen Aemtern, = ſodann ein beſonderer Rentmiiſter 
nicht wird, angeſtellt fe‘ und. is dahin, daß ſolches gefhehen, dem 
* zoflchrenden Beamien zut "No PD genauen Nachachtung, und 
wird derſelbe, in der, Qualitat eines ———— als Rentmeifter ans 
} e 20 
Ei “rg 50. "Mir behatten es uns vor, das —— Reglement nad) 
ing, Be und umzuändern 
J— "April 1823 
hie So vorge Rex. 
ı AR INOTRER * a6 8 —V Er * inf 





190 ai nt ft! 4 


oe von 18. 398: ch 1833, vr neue Amteord- 
nun: tref ffend. 
Georg der Vierte, von Gottes Gnaden Köniz des verei: 


nigten Reichs Großbritannien und Stland'ıc, auch König von 
Finnöver, Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg rc, 1. 


"Da der u Umfang der vr "welche Unfern Beamten in allen Faͤ⸗ 


1113» 


chern der, Sta Serwaltung obllegen "bie dabei zu befolgenden Grundſaͤtze 
und .die ih Dem Mirkungserlife der Aetmter von den Beamten wahrzuneh: 
‚ menden Pflichten, ſeit Erläffung der Amtsordnung vom 18, Juni 1674 
eine bedeutende Veränderung erlitten, letztere auch bei dem Hinzukommen 
mehteter Peovingin nicht mehr altgemein anwendbat geblieben, und deshalb 


| 
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noͤthig gefunden ift, be Bench jedoch ‚die M SER dad) 


/ 


. mittelbar zu rügen, die größeren aber, „pen. beferlienben —79— 


und Amtsunterbedienten, den beftchenden 


der ihnen. übertragenen, Adminiſtration 
einer, ‚ihren, gegenwaͤrtigen ——— n a area. ‚allgemeinen In⸗ 
fruction zu verfehen; ß * bi u —* von Und. fetgefegt, und 
— dk | 
se. Gefer 1urH mitt. au. — mc 
j Er Amts verfaf ‚ung. * 

— 4. De er der Aemter tft, alle ihnen — alias et 
——* Verwaltung in erſter —— ch den beſtehenden Geſetzen und 
Formen, unter Aufficht und Keitung der vor fe Behörden, zu beforgen. 

$. 2. Hiernach gehört nicht nur. at tung der Juſttz in 7* 
ihren Zweigen, ſondern auch, alles, maß, 3} andesadminiftration ‚gehörig, 
unfer den, Benennungen, bon Regiminal⸗ Er AR Milittir-, Ca- 
meral= und Confiftortalfächen‘ verſtanden wird, und nicht end ausgenommen 
iſt, zu, den, Atteibutionen, bet Aemter. 

. 3. Die Aemter find den böhern eohtäiftihteng> "und Zuthzbe hor⸗ 
den, hinſichtlich der icht, Leitung und endlichen Eutſcheidu * ihrer 
Verwaltung anvertraut Gegenſtande und Geſchaͤfte untergeord ur 

$..4. - Die. erften, Bermten werden, auf, ie, Uns von’ Unferm Mi- 
atfterio nach vorgängiger Berathung im „geßeiitten Rathscollegid ‚Voczulegen 
ben, ER von, Uns, errtannt, 

ie Anſtellung dei 9 Se ‚st hieht, Ba DR Al 
ORDER MAI auch daruber ge ört ‚worden, ‚von Unferm M 

8..5...,.D08. Disafoehätmi ‚der, — Tüpe nicht in 

4) daß. ſelbige, fo. ‚wenig wie die uditoren. und. —— 
vocaturgeſchaͤfte treiben, „oder, ſich mit dem —32— — * 

nn. Jen und chen befaflen ; — den * 

—*. daß Beamten, Auditoren "und, "Knrtkunterbebienten & 

‚ Rechts = oder — —* —— Kim 

miniſtrationen und. B ten anders, als mit 

tn ‚Genehmigung der, Zunach —— ten Behörde, führen * gu 

9 daß felbige in dem Amte, bei welchem fie angeftellt * nd, — 
genthum auf eigenen oder dritten Vewer ankaufen, oder ent 
unternehmen ; 

4) daß fie Lieferungen ober Entreptifen 1 für. fi ch oder ik Zoe em eins 
fhaftlich übernehmen, ; oder ſich —— mit in 
Privatverbindungen einlaſſen, welche das obrigkeitliche Verhältniß beein⸗ 
trächtigen koͤnnen; daher auc) 

5) Beamten, Auditoren und Amtsunterbedienten in dem Amte, worin fie 

ß ofen weder, Geldankeihen "machen, noch Geld verleihen, auch vom 

mtSeingefeffehen feine Bücgfha ten für ſich beſtellen laſſen, oder für 
ſolche uͤbernehmen duͤrfen. 

8.6: Den Landdroſteien iſt die beſondere Aufſicht auf das Dienſtbe⸗ 
nehmen der Beamten in allen Zweigen der Adminiſtration uͤbertragen. Es 
liegt ihnen ob, kleinere Dienftvernachläffigungen ober Unregelmaͤßigkei RN 
ofort 
zur Kenntniß zu bringen. , In Anfehung der, Disciplim find Beamten 

—— unter hip oe 
doch Faun Feiner, ohne, vorher mit feiner ce, vernomat ſeyn, 
ſeines Dienſtes entlaſſen werden. 

. 7. Alle gemeine Verbrecen, deren” ein Beim * Am: 


Ediet bom Is. April 1833. Mr 


unnterbedienter ſich ſchu * en ‚alle er und, Ver⸗ 
5 — Ber Ha nen anvertrauten Juflizverwals 
tung, fe BE — ifachen, — ‚ober don Amtsunter⸗ 
bedienten, in A ehung ih achen,, begang n werden, ‚find; nach wie vor 
ie —— —* von den comelanten Häfen, Sur 
Hehe dcben zu unterfuchen und, zu beitunfen, 10 
$. 8: — A hoͤrden 5 — welche 
an diefe che al Be, Kern 5, 
ddr ·ſte ſteien, die üpde 
Mi Fe '$ e — ien n Sind; u, Alle, fer⸗ 


ch ieſel re 
Ne en nad) ben ech 1 — Ele ohne 
meffenden Anträge Unferm a au ee ntfchliehung rd 
ſaͤumt v a HN —3— dm. ant sid, ( 
ud Bie "Spfichtoerleguingen n Kaminifsorionnfaden, 
*— gent * n A —*5* ſollen ** — 
1508 ein ⸗ wenn vor 
——— zu en, ‚Un ter a alone ‚oder, Lnfers ) en 
migung, und in $allen, welche — die Zuſtim 
ber. dieſen vorgeſetten Landdroſtei¶ welche , ing, Galle eines dagegen 56 
den — darüber an ünſer Minifterium zu berichten, — er 
theilt feyn wir LE IETSE nf ee er 
$.,10,,:Wenn- ein, Beamter ober Amteuntebebinte — 
Bergehen,in een fih au Schulden „Fommen läßt, 
| — ge, auf, Dienſtentlaſſung * ae haben u; 55 Fal⸗ 






len, weiche ‚Beamte treffen die Land hnen vorge⸗ 
——— 
6 
Faͤllen, die tsunterbediente angehen, nicht „bedarf, anz — 2 e⸗ 


ven Ertheilung iſt bie, Unterſuchung won de, —*— anddroſtei auf ad⸗ 
miniſtratidenn Mege „. jedoch voſtandig, zu —5 — Une find, ‚de Pa 
hungsacten, ſobald ‚fie geſchloſſen worden, von dieſe o ein⸗ 
zufenden, weldhes dieſelben Unſerm geheimen — ilen hat, 
damit dieſes, wenn es die Unterſuchung genuͤgend —6 den Ange⸗ 
ſchuldigten vollſtaͤndig gehört, und hinlaͤnglich vertheidigt findet nn in 
am: ‚AhgrBea) ob das Beſte des Dienſtes ſeine Entlaſſung — 3 — 
$. 11. Nach erfolgtem ‚Gutachten, ‚des. ‚geheimen Rathoc bleibt 
— —* en | in * —— bean sm. an abigung ein⸗ 
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haͤltniſſen der einzelnen Faͤlle ZA bis zut Suspenſten vom Anten und "Ber? 
ſen rn ge oder bis zur He Ns ———— 
nifferio a Bleiben, fe he 1," Kir — $10 
eittjeictent, 8 orſchriften/ Egg: ver hren hät. SD hl pi ir m 1 mir 83 

HERR Sende, An 42. ac Disciptiiiede gan jet 
ein Recurs an Unſer Miniſterium zul nu I ‚2 


bh — Be a He en Beiten 
diefer übe fe, 
* mich" st Air rad H,, —6 * 9 su K. pe | 
en u ww ur 
y‘ 19 80 0 ösf! 
1 
—— —— * fie Au re is Pe — 


RR, er Sn Amtsgefchäfte umfaſſen "mon “ moneſfau 
— RE A rg 
12) die ——— ——— birımynio mi achlatr 
—* a ——— und Eurätelen) 2% wie die Aminiſtrationen von 
md Rechten/ in old —* n Ve 5 1 Sn 
vn Hypotheken: und Depo eſen; * R m INN —— 
die Unterſuch zu —* J 
* et, * inub uni ur ——— ww vaſtelen⸗ 
.. 17. Die adminiſtrativen Amtsgefhäfte umfaffen: _ ri nut SQ 
m. alte LAmte⸗ Hopeitds,"Gräng: ind Zutisdfetions:Stieftigkeiten ı * * 
Arnitsprocife — dabei "die Wahrnehmung des hertſchaftliche 
— 5 —— SR ve * * RR Fi 
—* o einnem;/ | t 
on Kefegtäti, Anite Anite Sea ——— fo: —— Tape 
si 0 ed ee lediglich u die ee err⸗ 
SEſchaftlichen Jutereſſes wobei ſich derſeibe aller me an 
Nichterlichen ———— Eniſcheid iing zu enthalten chat 
m ee erungsſachen, fie —* einen allgemeinen oder Einen beſon⸗ 






at $ jetgtöbe "eh," ie" Ciſching der — J der Tau⸗ 
Im ⏑⏑⏑ netmgan - rt er 

| — Detonomieſachenʒ —— ld de um * — 

4 Miritritfachenz ad de nbsp rer mar 


Br die Domania —** — ah bi⸗ —— det aut und x 
findungen —* ertſchaftlichen "Meterätttech; 
6) das eure Pr m mind Ri. 

In. allen ——— RR ‚ nad Unferm * re gi 
droſteien erlaſfenen · Reglement/ deren iſe ünterzöge I, nd; mas 
chen dieſelben det Regel nach, eine nicht * chende Mittelb behörhe ‚nt, 
then’ den Aemtern und den Eenttalbehotden Aus; derygeſtalt daß" ſobohl alte 
Berichte und Antraͤge der Aemter art fie. zu eich, als auch die Be 

en Fund Eritfcyeidirigeit. des Minifterit,, "der" Domdinentammer, und er 
üben Centrulbehoͤrden nſofern nicht eine ditecte Eommüuniegtlon ait den 

ein —— ober n thwendig “ft, 9 en! ‚und in Dolls 


| ul ung ie in N 4 wi : 
8. BR na — is der’ wi * 
BR di be a ll nen zug U E — 
ie ne Be ji Aası 19/0592 


abmini * der ud‘ —; 


* 


Edict vom IB; ph —* BE 


1 Bqugnahme wiipbiej>6 Rene, en. EM, 

tung — Beftimmun ig na mnnER 

2 Einheiten, Die, das Wechhifehe die⸗ 

fer SötefAtehtendent, eilten)" Land 2 und Wafferhäu- 

sd Ihe und 7a A. on oe ‚Ma Huhisg9n30h 
j i 


ah De ‚Mi * berCibil⸗ dr ud 








n wodurch ie, scomwniffi vn gebil⸗ 
777 e& bi | ‚ns hen * * Ho: aaa er Alec > 


4), Behuf. der Rice "äh & Die due BI" KOßE Hrofunge 
— Ha nal mp m 
* 





a er ——— —— — HR Gemeinhei: 
V eg Bi Fe OR I eggeton— 
— ‚lan Ihilinny) end ana Mana 

6) in den? um Ami Be — — Re 
sdres — —— ae — 497 — * An — ana eppyſteus 

au 49. Zum‘ (fefeiftu gl ih det Ausfuͤhrumg Verwal: 

ung {nd dm. den Aemtern die RR —— beigegeben/ a ſtsunterbe⸗ 

diente mit” den Aithksuhtei » ©e: 


meindevorfteher, Seren ; ed —3 welchen 
andern Benennungen das Rah — nach enhelt oder" Pipinen 


und, — a 33* eher —*8 * 
Ben ae — tnttzeder en einen 


5 ker! nie — u 


Wo nehtee 8 Fi 2* b 
— — Im mi en AR eh! ** 


— och gein bor rien nung iren 


TE den Aemtern, wo mehrere Beattite"tnnyeftälft Bit A 
die ve A e künftig nach‘ der" Haupiabtheilung AR “juibterelie‘ 

ee 459 unter den Beaimter've ar daf in 

der —* Geräte — Beamite die Verwaltungs⸗ der zweite di Khrruchen 
must na main ne 9 (bil Ri; 


— Vd jeboch von dem to en a —* det Beamten un- 
tet ein ander eetonceek," daß fie ſich "in ihnen en? bei „termptelfen Ue⸗ 
berhut en toechfetfeitige Half uͤffe leiſt ale ET abiitant 
—* KR, Ausnahre —* igen Ree it "rin nur auf Vor⸗ 
— Dfeektonit, w weit es 
mfelben überl ſſen ift, — Far * 3— 
— N Se mehr als ze Beamite Be eh ——— ſo 
teht die, Vertheitiirtg "Ser, von dieſen gu beſbrgenden Geſ fee auf den 
| de DEtettoci des Amt * ET: andbraftet, a it 


chende Zwe nfltete Über “ — 
fe BER ——— 
a SE 1% Beamte iſt Fire Ben ih —** teittieten, Zweig 


—— —— perſonuch Veran enge 4 * — 
li des uͤbrigen, bei —38— mte angeſtellten, Bea nals tritt 
Gemini di" neben mi 


mE n, Zällen gegen die Begmten —* 
en, ne 


ketot m ' eine" befondere‘ Shi 
legt iſt. 









— 


* EEE EEE rc 


Beamte m; * Job der erſte 
gu ‚ein — Big * 10% ** Birne 
BAR gene Beebdlung ve in.d6.Ab, und 22. 
| — et und mie ber — * —3 bei den 
— ehr, als zwei Seamte angeſtellt ſind, Die itectorium 
—* ——— J ausnaßme- 
— in na gt ällen e amten, jedoch nach, vorgaͤngi⸗ 
pre Mittheilung der, Gruͤnde , fpeeielt aufzut ar 12.76 Yıasd (R 
wenn, — * —* r edien 
dnm EL ‚einem, Arbeit 
M chein Uny 
wenn —* * PER » —— leb 
BL Abhaltung, ac 


eusIttadacee ‚ber ve Mersch muß ; hi) > RR ı In * 
En Be wenn Beamte unter —* tempotelle, das dernde, 
Den 










niti 


— * —* — 36 731 ne 


iugmi mit d Zi m J 
Vw lee —8 5 
ron —* — tn ini des m au den 
ee kühn sit) 17, a ads 
» die — — Wwohl zu je; ⸗ a 
‚am —* * * „durch. ** on der Product 

"und, Griminatberichte, bei, soplchen Gelegenheit jede, in; einem. Gefchäft . 
zweige etwa eingetzetene, Stockung * —— ober, der 


—A— —— 











droſtei anzuzeigen iſt. LER SE 
4) di bie, —— IN Dienfiperfonals; und. "bes Dienftes,. end; "Ye #ig 
ni Kl der gr He — in —— 


a Sei, der — ‚und. des —5 — Am Sunterperz 
2 Ho fonalg, in Bee * cht auf. ihre 2 führung —T die, fuͤllung ih⸗ 
ver Dienftpflicht; nd naallıgıd 
F in — — an die — oren und ‚das "Imtsyn nteipecſo⸗ 
102 Yny MAL; mit Benachrichtigung der —* Beamten; 1. sic adaiihr isn 
in Befdrder der Urlaubsgeſuche ‚her Beamten, an die, Landdro⸗ 
ie inzufuͤgung noͤthiger —*— n. über; deren. «Dulafligs 
.: „eeit, und; Vertretung, welche dem Urlaubf ucenden m —— 
Die Beamten find fduldig,,;.jebe, Entfe ernung vom, deren 
Dauer und den Aufenthaltsort/ dem Directorio — 5 wel⸗ 
| ik = ‚ Wegen. etwa nöthiger Vertretung, Me au —* 


r il 
Arne: Meter 
—8 aut — Regiftsatur, mit, Bil De — 








Ä Edict vor? 16. April 1823. -301 
ng — DIE: Befehl gegen das —— ‚ser bie 
Sanbiro — 
Sie nie Ha HE Tem a A BEER Dre ine 
ſchieben, muͤſſen auch jedesmal dem Directorio fofort angezei ie werden, 

$. 29. Im Krantheits oder Abweſenheitsfailen heht das “Directortum 
an den / in dee Rangotdnung 'folgendeit, Beamten Über, muß Am uͤberge⸗ 
ben und von ihm übernommen, auch, Infofern es n it, für die Stell⸗ 
wertretung des RR ee —— ‚feinen Sefehiftägweige, ge: 
forget werben. ‚Bi 

2.5.30, fe: mus | Ein Bett —* Amte dan nn 12 gen, in 
erlaubten Abweſenheits⸗ oder in Krankheitsfällen deſſe 
mie mehreren Beamten beſehztes Amc von "der Yindbroftet im Kor zur 
‚Steltvertirtung deſignirt feyn, unbUdiefe auf Requifihön’ideß' zu Vektietenden, 
nad Anordnung des Directorii des Seffuchten Amts, in ber‘ Regel nach einer 
abwech elnden Reihefolge übernehmen. -" “in mu⸗s 

dieſes iritt ein, wenin bei Aemen, die nur halt «inne Beam: 
ten befegt fi — —— de‘ Peoceſſe vorkommen, am Beten: eniefeebinh 
Iener nach $: 87.: Beinen Theil zu nehmen: hat,» © 

8. 31. "Die: in einzelnen Provinzen beftehenden Simigtungn und: pr 
FE inſofern fie der. ‚gegentodrtigen. Amtsordoruin im — 
nicht widerſtteiten, bleiben in Kraft / 

Zweiter Abfgnitt. —* 
ROLE WR ARD. DER BE Amtsverwaltung. ;' 

L.. 32. ‚Bel jedem: Beamten wird. eine gruͤndliche — * uͤber 
faͤmmtuche Verwaltungogegentande erlaſſenen gefeglichen Beſtimmungen, deren 
Anwendung und der dabei vorgeſchriebenen Formen, unbedingt voraubgeſetzt. 

Ein Veiſtoß hiergegen begründet "einen Vorwutf deſſen Verzeihlichkeit 
oder — der U. der — Behörde vorbes 


yu.ni 


Io 


amten —— * in treuet 2* r, tha — ** 
maͤßer — aller den Ze — * ir 
Dienftes, ee nl _. 2 

$; 34. Alles, was dabel ein gemeinſames 24 * dem 
— Amte, einzelnen Kirchſpielsgemeinden oder Doͤrfern zu wiſſen noth⸗ 

wendig oder nuͤtzlich iſt, eignet ſich zur öffentlichen: —————— ae die 
bisher übliche 

$. 35.) Alte," die untetſuchung unh Worbereitüng Sezffenden;, N) ie 
alle geringfügige ‚Angelegenheiten, ne und Ausfertigungen/ Bel: 
die Anwendung der beſtehenden keinem Zweifel unterworfen i 5 
jeder Beamte in den feinen —38 is allein angehenden Sachen 6.22 >) 
unter perſoͤnticher Verantwortlichkeit ($.26.) für ſich beforgen und abmachen. 

Wenn jeboch wegen ſolcher Angelegenheiten van bie höhere Wehötde bes 
richtet wird; fo'follen.. ſaͤmmtliche anmwefende Beamte den Bericht unter⸗ 
—— bie. Uniterfeheift des bieherigen Erpeolinten: pu aber unterſtrichen 
eyn. mul 339’: 

Es bleibt: babei auch jedem Beamten; beſondets dem —— unbe⸗ 
nonimen, bon. ſolchen Gegenſtaͤnden zu jeder Zelt Kenntuiß zu nehmen, die 
Acten zu verlafigen, zu votiren/ das Votum der uͤbrigen Beamten zu ver⸗ 
is und * — vor die Des zu Bringen 

en 


ELBE RE 1) 


| si — F 
— Bi Profi De: buch OR chte ‚oder, auszufert u ** 8 
) die eingehenden Schriften Kot Dirsctrio nen und pri 


fentivt ; Dita. mut Pen st ; (1 
en a 309: Dior, fahr pen, ‚ciseufireng. 

A bie. —— abmminifizative, Gegenftä nde ‚bettefen, *— ſo⸗ 
dann vom Directotio in ein — getragen; die: hingegen, 
Reh ‚gerichtliche , Sachen; ‚betreffen, geben zu gleichem Zwech an den 

er Zuftiz befonders beauftragten älteften —— und mit der 

—— des Expedienten, in den im — ad? ‚vongiphnlebenen 

Sr fr 9 „do Erisänstaurd a 
Mr: wo mehr —* ae: Beamte. angefkilt find, vertheilt der ‚erfie * 
3weite ein. jeder in feinem Wirkungskreife, nad der worgefchriebenen 

Geſchaͤftsvertheilung ($, 24,) oder der befondern Defignasion, die Pro: 

ducte auf die mehrern Beamten. u... 

un. Es verſteht ſich pon ſelbſt, daß da, wo nur Ein Beamter augeſtent iſt, 

dieſer beide Moductenbuͤcher fuͤhrt, und daß da, wo nur zwei Beamte au⸗ 

heſtellt fi nd, der zweite die gerichtlichen. Sachen zum. Einftagem und Erpedi: 

—* gleich beim erſten Circuliren behält-und ‚nur. die, adminiſtrativen am dem 
‚Beamten; remittirtʒ daß aber endlich, da, wo ‚eine Ausnahme hinſicht⸗ 

1 der Gefchäftsvertheilung genehmigt worden, folches bie Eintragung indie 

Produetenbücher ıc. nad ‚diefer. Ausnahme abändert. 

5) Die Ausfertigangen find’ entweder: 

a) foldhe, die nach -dein vorhergehenden — G enftände — 
fen, die jeder Beamte für ſich erledigen fol, und lich ohne 3 us 
thun der uͤbrigen zu erledigen hat, oder une ar 

9 ſolchedie eine gemeinſchaftliche Ausfertigung erfordem. In — 
Falle geht die Ausfertigung des Expedienten mit den Aeten zur 
+ Signatur, und inſofern der ‚Erpedient die Ausfertigung unbedenklich 
hält, im Original zur Unterfchrift zuerft an den erſten Beamten 

x nd unbbany cireulirend an den: Eppedienten zuriuk. 
8 Solche Circulationen zur Signatur und Unterſchrift, — wo keine her 
* sieben: ru follen. zwei Mal wöchentlich, am Morgen. des 
ortages vor den beiden Haupt-Pojttagen Statt finden, und die uͤbri⸗ 
gen Geſchaͤfte dergeſtalt darnach eingerichtet: ſeyn, daß jeder Beamte 
zur ſofortigen Durchſicht, Signatur und Diſſens⸗Entwickelung, die 

F cepte- foͤrdern und ſolche Mittags an den, — —* ſeyn 
koͤnnen; ji e 

jede Abweichung in der Meinung iſt ſofort kurz zu. enftoiden, 
ser BBetift ‚biefibe, Subilaffudjens fo-Aft fake nach DMüfgabe ben Setoths 
aumg, om 26. Suni 1793 zu erledigen. Bei Meinungsverfchiedenheiten im 
Adminiſtrationsſachen iſt/ wenn dieſelbe einigen Auffchub⸗ pure» ber Bes 
ſchluß bis zut naͤchſten Amts- Verathungsfigung (&. 38) auszufegen; Iſt 
ein Aufſchub bedenklich und die \collegialifche Mehrheit der Stimmen? nicht 
——— ſo iſt entweder die Sache von der :Befchaffenheit) daß 
) eine hoͤhere Entſcheidung die Verſchiedenheit der Meinungen berich⸗ 
tigen wird; in dem Fall geht die Ausfertigung mit der Darſtellung 
on oder nbteichenen Metungsan: die höhere Behoͤrdez oder 
Heine Entfcheidung muß gleich genommen. werden In dieſem Fall 
2. ‚geht die Meinung des das Directorium fuͤhrenden Beamten vor. 
8) Von dem Expedienten · werben Die Concepte zur Reinſchrift * 
und nach der Reinſchrift mit den Anlagen colfationirt, "(BE 


— 
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t ftet für di it, dar, terfehreibt 
Be 


ie — * — gefhieht 23 Sr ur * eh 


unter iſchriet nen ER iin bei Sm * 
Hey —5 — Bern we che r 
zu beſotgen hat; Au FR g 
«,b) binfichtlicy der, ‚gemein{haftli en, Ausfert gu en, eim uf des. 
—7 —2* riginals zur Unterchuift 9 A ii 
In beiden Faͤllen wird ‚vom, Productenby führer das "Dal der Loͤ⸗ 
9 auf, dem Goncspte nofikt, und "ohne dieſe Note kann Leim Original 
abgehen, 

40), Die Depechirung und Meiterbeförderung ber, Kusfeitiounden “ft Pflicht 
besjentgen, bee die Sache we che‘ zu depechiren und weiter zu befoͤr⸗ 
bern ift, in Expedition gehabt hat; ., 

u er eh i wo ‚ale eigene Regifkrateren. ange‘ ste‘ fi nd, 
9 die B il nd Ku n ungsmäßige Reponirung - ‚aller Acten und 
— die zu IR Erpsöttion gehören, eg und fol 

‚namen ie; bei Todssfällen,, und Verſehungen die anne rfuͤllung 
dieſer icht, „jo. viel mö glich, conftatirt und, A angel au Koften 
We eh digen oder —** Erben abgeſte Reber werd 

8 folten bei jedem Amte ‚wöchentlich —— Sprech⸗ und 
Gr Andi ſeyn. 
— berfefben, und die —— der Ta e.hängt. von dem Um: 
0 —3 "ein und der Abrede der Beamten, — ſich ab; in letzterer 


‚ie e fo ef 7— heruͤckſichtig bie Tage, an wel⸗ 
iS user Med mie ‚den Sn as ! 


ie —* — un. di N ö x Yo Pe 
Die einmal‘ beftimmten Sprech⸗ und Ger ſchtetage ollen entiich, ber 
Ehnnd und nur ‚eilige, Sachen. zu jeder Zeit, anfer 
—— eat Tage ‚Angenommen —— EA 


f * IM * Gerichtstage — ſpaͤteſens um Gr Birgms 

en netl r —J en. 
anden folten der Rigel a. in der Reihefolge,, er⸗ 

—53 werden, — N bei Kada. hnern entfernter Bi per 

* Ausnahme 

uͤ zu nehmen. 

ümte hält, bc dr hy heſonders —— Geht I 


ff Zrosife — ei in * a Mh endung von. Sein, ent- 


1 la ich — Sense be: 
9 —— un hey ‚gie —7— —A 
übern men Anſtan — Anm. ROH, —— te be⸗ 
At * Fall⸗ zür weitern er Hg De ig 
eu mit feinen. —94— — aus 


— I Of dm Ba ft ll F 
or me bet einem Ante Allein: 5 fo fol e - in 
5 das 


von „einem „angrenzenden, Amte, zu 
— ig Hat, unter Heilung „der rl —*— —5 
wi 8 gang“ und feiner Xnfihr Ü ⸗ Kan Meinun ung imhelen⸗ 


[#2 







u daß ‚auf deren zeitige —D— vor⸗ 
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und dieſe ihm von erweilt mtegekkerte we erden. € 
Hat u ee Acten fin he in dem Mäpe, zu, — 
fichtigen, wie er dieſes mit feiner. Reewegreugfent vereinigen zu koͤnnen 


glaubt 
Wo mehrere — Au ſind ‚Tlten, deren del, abe ſtatt des 
zeit, ein Aubttor 
As n Griminalfachen, 9 u peinliche Geſeh es vboiſchreldtʒ | 


ivilſach 
head ie von Eonluts Eheſchafts⸗ und Abmiaiſtations⸗ 


maſſen; 
9 ei Niebertegting in den "Sofpiten von Seren, Dretiof ofen 
—— und Documenten und bei deren Kern auß, dem 
.. Depofito ; 


-3U13% 3 


Pd. In 
a), bet‘ Vollztehung. von — ‚ae DR le 
s — 9 eceſſen * Uebereinkünften,, ber, a Auslegung , und, Folgen 
ig — entſtehen koͤnnen 
—— eſchwetdeun terſuchungen über — ober 4 viel bezahlte 
1098 —— Abgaben und Gebühren. oder —5 Laſten, fobald 
naͤmlich He Node nicht von einem, offenbaren Itthum iſt, ſondern 
Unterſchleif ober abfichtliche Prägravatton vermuthet werden muß; 
c) bei gleichen Unterſuchungen ge gegen das Amts: Unterperfonal , wegen 
| di | —95 —— ihrer Dienpffiht oder lack in 
en 
1* Eyedient * —A— 9 — bet welchen unter gewiffen Umfhän- 
* vder bei gewiſſen Händlungen, mehrere Beamte zugegen if a 
feinen Collegen, den das Beiſeyn, dem Bersiftenpeige, nad), oder ‚in 
mangelung eines andern Kollegen, "trifft, unter M win. Ni? ber‘ Ion, * 
moͤglichſt genauer Zeitbefttinmung des’ Zetmins, fo vi im Vor 
aus zu. benachrichtigen, ‚und ‚das Geſchaͤft ‚fersft bei el); Mai seit 
i —— 


zur Erg der gehehenen und Geh der — 5 
arbeiten/ fol kunftig bel jedem Amte wöchentlich. ei te. N 
fisung Statt finden). bei welcher alte * amte, die nicht — 
erlaubte Abweſenheit behindert find, p vu Au — 
Es ſoollen ferner in jeder "eften gung. eines Mon Ei Ki % in U 
bediente regelmäßig, und de Sorten, venn etwa 
* beſtellt Kenn Fan Pi 
’ Der wochentliche· Lay’ El — ſoll ab⸗ 
annt ſeyn und. zu dem de na einem rbe {ei 8 
— in TOT a PR RUN 
9° Ya da Amts: Berätfundeffgingen Totleh"bte Ploduete * | 
Oh Geſchaͤfts gegenſtaͤnde ſolcher Sinnen ſollen ſeyn und ee i. 
Ddnüng vorgenommen werden ; * 
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Bd Anhoͤrung der Vor⸗ und Antraͤge oder Beſchwerden der Erſcheinen⸗ 
acer Dem, ihre Erwaͤgung, Berathung und Entſcheidun u. 50 on 
2) ‚die Abhaltung wichtiger und Eindruck machender Termine, bie eine 
inʒelne Handlung: betroffen; 3.,B. eidlihe Reinigung. eines Inquifiten, 
Eidesableiſtung in ‚Gegenwart eines Geifttichen, ; wichtige Ermahnungen 
And Verweiſe am das Amts⸗Unterperſonal, Weeidigung sines Officiana 
a ÄRA ne ATIT BE TI CHFREIERTERT VTIRETON N 
) Eroͤrtetung und Ueberlegung der, im. Laufe der Morde, den Beamten 
in den zugetheilten Geſchaͤftszweigen vorgekommenen, zweifelhaften, be⸗ 
denklichen aber: wichtigen Faͤlle, oder der in -der,.nächfien Woche vor⸗ 
zunehmenden, mit Berathung der zu treffenden Entſcheidungen und, 
Anu ‚ Berfügungen; ale Fi jr N 


os 
*)eine Brrashungrüber Abſtellung von Mängeln und ‚Einführung wohl · 


144 


34. nad Bas des Intereſſes ber. Demefhafts ie u ar 


e) hinſichtlich der Mängel und Hinderniffe des Ackerbaues, der Vieh⸗ 
uht, der Forſt· und Mopreultur, ber. Abs und Berdfferung , ber 
Veſetzung wuͤſter Höfe, der; Gemeinheitstheifungen und Werkoppes 

lungen, der Wege, Bruͤcken, Kanaͤle, Abzugsgraͤben, Schleuſen, 
Daͤmme und Deiche, der Uferbauten, Baumaterialien, der Fabei— 
‚guleuı An, ‚Gilden und Handwerker, des Handeis und des Innern: Ver 
ehrs; . dan Ibis F — 

„art hinſichtlich der Wohlfahrts- und Sicherheitspolizei, beſonders wegen 
A Anſtellung geſchickter Aerite und Wundätzte, Hebammen: und Thiens 
ärzte, wegen Beförderung der Schugblatternimpfung ‚und Verhütung: 
nun der Blatternepidemie, wegen Abſtellung der Haus⸗ und Steafenz 
00,02 ‚bettelei und Verſorgung dee Armen, wegen —— von Ver⸗ 
Yu ons htechen und Arretirung von Verbrechern, Verdaͤchtigen and Vaga⸗ 
Xbonden, wegen, Bewachung verdaͤchtiger, gefaͤhrlicher und, uͤbel bes 
on rxüchtigter Subjerte im Am te, wegen. Seuerverhutunge- und Feuerloͤ⸗ 
ſcchungsanſtalten und der bei entſtandenem Feuer zu beobachtenden Ord⸗ 
rung und Huͤlfsleiſtung, wegen Verhütung, oder Beſchraͤnſung en. 
ſtandener Viehkrankheiten, und uͤberhaupt wegen aller Maaßtegeln, 


die vorgekommenen Berathungsgeſchaͤfte und Beſchluͤſſe, mit Zugrundelegung 
der Thatbeſtaͤnde und Motive — auch mit Hinweifung ‚auf befondere Acten, 


„Dieſe Protocolle follen ‚der Landdroftei fofort in Abſchrift zugeſtellt, in 
Heften geſammeit, ‚nachdem, Schluſſe des Jahrs gebunden;und in der Re— 


fung geſchehen ift, He ter lahtar äre 
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6. 40. — — Adyäfte der Beamten 
find die befondern Aufträge der Höhen Behörden ie betreffen entweder 
die Verwaltung desjenigen Amts, bei welchem die Beauftragten angeftellt find, 
ober Gefchäfte außerhalb deſſelben, Zu ben erſtern gehören, das weltliche 
Kirchencommiffariat, ‘dad Richteramt in Steuer: Contraventionsfachen, bie 
Aufträge der höheren Juſtizbehoͤtden in den bei diefen anhaͤngigen Juſtizſa⸗ 
chen, welche Perfonen und Sachen im Amte betreffen, fo ‚wie diejenigen Ads 
miniftrationsfachen in den Aemtern, welche dem Betriebe bee ‚höhe Behörde 
vorbehalten find. ! 

In folchen, dem ganzen Amte aufgetragenen, Geſchaften iſt ir der Res 
gel: derjenige Beamte, zu deſſen Gefchäftszweig der Auftrag feinem —* 
nach gehoͤrt, ſolchen gegen hergebrachte Verguͤtung anzunehmen ſchuldig, und 
nur bei obwaltenden wichtigen Gründen: ſoll darin: eine Auenahm⸗ Statt 


nden 

Alle Aufteäge außer. Amts: find dagegen, infofemtiniä. in eigen and 

befondern Fällen eine unbedingte Annahme nothtvendig iſt, ablehnbar⸗ | 

1) wenn der Amtsdienft darunter leidet,’ und ein andeter Beamte bie 

Stellvertretung nicht abemehmen kann, oder nicht Rath zur Stellvers 
ttetung gefchafft iſt; 

2) wenn ber Braufteagte‘ ſcheu ander: Aufträge hat, die feine vom Bes 
rufsdienft ihm Kbrigbleibende Zeit ganz in Anfpruc nehmen. 

$. 41. Die Amtsverwaltung in ihrer. weitern Ausführung gefchieht 
durch Hülfsleiftung des den Aemtern zugeordneten Huͤlfs⸗ und Unterperfonalg, 
nach folgenden näheren Beſtimmungen, wodurch jedoch ‚die in jeder Provinz 
hergebrachten befondern — **— e nicht aufgehoben ſind. 

Die Landdragoner ſind den Aemtern in den Huͤlfsleiſtungen derpflichtet, 
welche das Landdragonerreglement ihnen auflegt und mozu fie von‘ ben Aem⸗ 
tern requirirt werben. 

Die Aemter haben jedoch die Befugniß und ſelbſt die Verpflichtung, 
wegen Verſaͤumniß, Mängel oder Aufführung, den Landbragonern Berner 
ungen zu machen, oder folche ihren Militairvorgefegten anzuzeigen und mit 
letztern hierüber, wie über Veränderungen von Perfonen in: den Sectionen 
und Vermehrung der Sectionen, eine fleißige Gorrefpondenz zu unterhalten, 

Der am Amte wohnende Hausvoigt, -Amtsvoigt oder Dbervoigt foll, 
außer den Dienftpflichten, die er hinſichtlich der ihm etwa beigelegten Voigtei 
hat, folgende beſondere Verpflichtungen haben: 

1) die Specialaufſicht auf herrſchaftliche Baue und eeparatueen und deren 

Nachſicht nach dem Anſchlage, wenn kein beſonderer Bauconducteur 
angeſtellt ift; 

2) die Aufſicht auf die Baumaterialien und deren gZubereitung, z. B. 
Beſchlagen, Abkuͤrzen und Saͤgen von Bauholz und Dielen, Berei⸗ 
tung von Steinen, Loͤſchung von Kalk u. ſ. w. und auf deren Auf⸗ 
bewahrung im Materialienhaufe, fammt deſſen Inventario; 

3) die Auffiht auf die Feuer: Löfhungsgeräthfchaften, deren Inſtander⸗ 
haltung, trodene Aufbewahrung, Probirung der Feuerfprigen und Ans 
ſtellung tuͤchtiger Mannfchaft dabei, auf die Hinftellung der Feuers 
- fprigen, bergeftalt, daß folche in volffommtener Drbnung und zum 
ſchleunigen Gebrauch gleich bereit ſeyen; 

9 auf die Gefängniffe und Gefangenen, ihte Beköftigung und arzlliche 
Verpflegung in Krankheitsfaͤllen, auf die Gefangenwaͤrter und Wachen, 
wodurch jedody die vorgeſchriebene beſondere Aufſicht der Beamten nicht 
auegefehloffen wird; 


“ 


. 


je by-auf die Gefundheit und alles, mas. derfelben Gefahr ‚oder Nachrhei 
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5) auf· das: Amts⸗Herrendienſtweſen/ Beſtellung der Dienfte und Führung 
„> med Dienſtmanuals. 


6) Der Hausvoigt hat täglich bei dem: Direetorio zu der ihm beftimmten 


Stunde Rappott zu erſtatten und wegen Befehle anzuftagen, 


1 Die Amtsvoigte, Gohgräfen und Voigte haben, unter Leitung und Obers 


uf 


fücht des Amts, folgende Hülfsleiftungsverpflichtungen: 


#4) Sie fühten die Polizeinufficht in ihrer Woigtei : 


a) auf Maaße und Gewichte, auf die Güte dev Waaren und Getränke, 
auf die Zünfte, Innungen und Handwerker, auf die Dienftboten, 


auf die Wirthshaͤuſer und Öffentlichen Vergnügungen, auf die Ar 


di menpflege; auf werbächtige Neifende, deren Reiſezweck und. Legiti⸗ 


— * mationspapiere, mit der Verpflichtung, die letzteren bei befundener 


Antadelhaftigkeit zu vifiren; auf Bettler, Wagabonden oder Verbre⸗ 
her und auf die als gefaͤhrlich oder ſchlecht berüchtigten Einheimia 

u ſchen. Sie haben jedoch feine Befugniß, Reifepäffe auszuftellen ; 

bringen kann für Menfchen: und Vieh; 

e) auf die herrſchaftlichen Domanialgrundſtuͤcke, Gebäude, Bruͤcken, 

ESchleuſen u. ſ. w., ihre Benutzung und Erhaltung; 


I auf die öffentlichen Wege, Dümme, Deiche, Brüden, Candle, . 


‚Gräben u. f. w., dern Inſtanderhaltung und Sicherheit; 
+ se) auf die Anftelung tuͤchtiger Feldwaͤchter, Nachtwächter, Hirten 
wur su en ı | 
f) auf die Feuerpolizei ihres Wirkungskreiſes, auf die Erhaltung des 
’ ‚Beuerlöfchnngsanftalten, deren Aufbewahrung, Handhabung der Did: 
mung bei entſtehendem Feuer, auf die Anmeldung der Brandcaffen- 


“2,0 verdmderungen, auf die Anftellung tuͤchtiger Feuergeſchworenen, mit 
ro welchen fie fleißige Feuerviſitationen zu verrichten haben ; auf Re 


paraturen und Neubauten von Zeuerftellen, und daß folche nicht 
“feuergefährlich “angelegt werden; | (Ei 

E) auf die Communalgüter und Forften, ihre Verwaltung und die 

Statt findende Nechnungsablage, inſofern nicht, vermöge befonderer 


00 Verfaffung, eine Abänderung hierunter eintritt; 


bh) auf die Schußzen, ihre Aufführung und die Erfüllung ihrer Dienſt⸗ 
Pflichtʒ up 
i) auf die herefchaftlichen Meier und ihre MWirthfhaftsführung, auf die 
WEonſervation der Meiergliter und der Holzungen, vorzüglich, daß 
kein hartes Holz ohne gutsherrlichen Confens gefaͤllet werde, wo 
olches der Verfaſſung nach nicht erlaubt iſt; 
k) auf die Haͤuslinge, daß niemand ohne Wohnſchein einziehe, oder 
” aufgenommen werde und. das Häuslingsregifter in fieter Ordnung 
bleibe; 
Mhauf die mit Schutz verſehenen Juden und deren Verkehr. 
2) Sie beforgen die Vertheilung der Geſetzſammlungen an die Schulzen, 


ſoo wie die Öffentliche Bekanntmachung. der Geſetze und Amtsverfüguns 


gen, haben auch die Aufficht über die Aufbewahrung der Geſetzſamm⸗ 
Aung, und daß ſolche am Ende des Jahrs gehörig gebunden werden. 


3) Sie haben ‚die erſte Lifte der Militairpflichtigen aufzunehmen. 
Sie haben die Beſtellung der: Herrendienfte, Kriegerfuhren, Land: und 
Dagbdfolgen nach der unabänderlichen Reihefolge, auch 


5)- die Beforgung dev Bequartierung und Lieferung, beides nach Vorſchrift 


des Amts, hinſichtlich der Repartition und Quantität, 
| 20 * 


1 


— 
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6) Sie Haben von den ad 4 und 5. genannten Laſten genaue Verjelch⸗ 
niffe zu führen, ſich die erforderlichen EURO aucuſern zu 
laſſen und Liquidationen aufzuſtellen. 

7) Sie haben die Befugniß, ſtreitende Theile, welche ſich am. fie beenden, 
bei Objecten unter 10 Rthlrn. durch fcheiftliche. von ben. Stteitenden 
eigenhändig mit unterzeichnete Vergleiche zu vereinigen, 

Bei größern Objecten ſoll der Entwurf eines Vergleichs ihnen zwar 
nicht entnommen feyn,. derfelbe aber jedesmal zur Amtsconfirmation. eingereicht 
werden, und ohne felbige nicht gültig ſeyn. 

8) Auf: Anfuchen der Intereffenten foll ihnen geftattet fen, Contracte zu 
entwerfen, jedoch vorbehättlich der Pflicht: der Beamten, diefe. Entwürfe 
in Gegenwart der Parteien firenge zu prüfen und ihnen. die Amtsbe⸗ 
ftätigung nur. dann. zu ertheilen, wenn ſolche den Bahälteiffen und 
Rechtsgrundfägen völlig angemeffen gefunden find. | 

9) Sie beforgen — infoweit es bei ihren Stellen herkoͤmmüch iſt, oder 
ihnen aufgetragen wird — die Inſinuationen, Anmahnungen von Ruͤck⸗ 
ſtaͤnden, Executionen, oͤffentlichen Verkaͤufe und Verpachtungen; glei⸗ 


chergeſtalt 

10) die — und Ablieferung ber Nebenanlage⸗ oder fonftigen Geier, 
welche ihnen aufgetragen wird. 

Sie find zur Hülfsleiftung in Steuerſachen, befonders zur Anzeige ber 
Veränderungen, welche auf die Steuerpflichtigkeit fich beziehen, fo wie zur 
Berichtserftattung in Remiffionsfadhen und zur Anweſenheit bei Remiſſions⸗ 
unterfuchungen verpflichtet. 

11) Sie haben in Sterbe=, Concurs- und Adminiftrationsfällen, e welt 

es hergebracht, die Berfiegelung und Aufnahme des Inventari 

.42) Sie haben dem Amte die Fälle zur Wiffenfchaft zu bringen, n ben 
gefeglichen Vorſchriften nah, Vormundſchaften und Euratelen anzuords 

men find. 

13) Sie haben ben erften Angriff der Verbrecher oder bes Verbrechens Dede 
bächtiger Perfonen, und bie erſte Sorge für die Klarmachung des ges 
ſchehenen Verbrechens. 

14) Sie wohnen — unbefchadet des hergebrachten Erſcheinens zu ben Ge⸗ 
tichts= und Sprechtagen — der erften Amts: Berathungsfisung jedes 
Monats ‚bei, um Befehle und nftructionen zu erhalten, ober wegen 
Nahfragen Aufklärungen zu geben. 

Sie haben zugleich die Befugnig und Verpflichtung, wegen der. im 6. 38. 
sub 5. enthaltenen Berathungsgegenftände, Anträge und Vorfchläge zu thun, 
oder auf Mängel und Dinderniffe in der Polizeiverwaltung aufmerkfam zu 
machen. 

15) Sie haben alle befondere Amtöbefehle. und Inſtructionen, auch wenn 
fie nicht ihren gewöhnlichen Dienft und ihre Voigtei betreffen, fondern 
fpecielle Aufträge find, auszuführen, und er wegen aller — 

ten perſoͤnlich verantwortlich. 

G. 42. As Huͤlfsleiſtungsperſonen haben die Amtsunterbediente keine 
Entſcheidung zweifelhafter oder ſtreitiger Faͤlle, noch eine Strafbefugniß 
bei begangenen Freveln oder Verbrechen, ſondern ſie bewachen die Beobach⸗ 
tung der Geſetze, zeigen Contraventionen zur Unterfuchung und Beſtrafung 
an, und erfüllen alle vorgefchriebene ober vorzufchreibende Huͤlfsleiſtungs⸗ 
pflichten. Sie können daher auch feine andere Atteſte und Befcheinigungen 
ausfiellen, als folche, welche zur ch beim Amte oder für die Schul 
zen ihrer Voigtei beftimmt find. 
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$. 43. Sie haben über Gefegmidrigkeiten in vorgefchriebener Form zu 
berichten, alle außerordentlichen Ereigniſſe zu gleichem Zweck ungefäumt zu 
melden, und nur bei Gefahr im Verzuge vorläufige ſiche rn de Vorkehrungen 
zu treffen und die getroffenen: fofort anzuzeigen. 

‚44. Der Amtsdiener hat folgende Verpflichtungen: 

1) die Beforgung der Gorrefpondenz von und zur Poſt; 

2) das Zragen der Actenkaften zwifchen den Beamten ; 

3) die Aufwartung an den Gerichts⸗ und Sprechtagen auf der Amtsftube; 

4) die Jnordnunghaltung und Reinigung der Amtsftube, Commiffions- 
ftube und Regiftraturzimmer, die Auffhliefung und Zufchliefung der 
felben,, die Ablieferung der Schlüffel und die Aufficht auf Feuer und 
Licht im Innern des Gebäudes; 

5) die Beforgung aller Briefe und Verfügungen im Amte auf die her 
gebrachte Weiſe; 

6) die Beforgung aller bezahlten Boten in eiligen Sachen ; 

7) Infinwationen und Erecutionen, infofern fie zu feinem Dienft gehören, 
oder ihm aufgetragen werden; 

8) die Ausrichtung der Befehle, welche ihm vom Amte befonders ertheilt 
werden. 

Nur wenn‘ der Amtsdiener mit Vorwiffen des. Directorii abwefend iſt, 
oder in Krankheitsfaͤllen, vertritt der Pförtner feine Stelle. 

$. 45. Die Dienftpflichtigen der Polizeidiener, Untervoigte, Veeſtherren 
— oder wie das zu befondern Provinzial: und Localzwecken angeftellte Amts: 
- Hüsfsperfonal fonft benannt feyn mag — find in dem von ihnen zu leiften: 

dem Dienfteide, deffen zweckmaͤßigere und inftruirendere Normirung den Be: 
amten in allen Fällen, wo ſolches paffend fcheint, überlaffen bfeibt, enthalten . 
und find durch angemeffene Inſtructionen zu erweitern, ö 

$. 46. Jedem zur Hülfsteiftung in der Verwaltung Angeftellten fol 
bee Dienfleid zur Inſtruction und. Legitimation zugeftellt werden. 

Solche Dienfteide follen zur Beförderung der Deffentlichkeit und Erleich⸗ 
terung der Belehrung gedrudt und für die Empfänger mit Namen, Dienft- 
qualität, Dre und Datum ausgefüllt und von den Beamten unterfchrieben 
werden 


847. Die Amtsdeich⸗ und Baubediente find den Beamten in ihren 
Dienftbeziehungen: umtergeben. 

8.48. Die Amtsunterbebiente koͤnnen keinen andern Titel, als ben 
von ihren Stellen, die fie bekteiden, beibehalten, und muͤſſen ſich der etwa 
früher verliehenen Militair⸗ oder Civiltitel gänzlich begeben. 


Dritter Abſchnitt. 


Bezeihnung der ben Aemtern obliegenden Gefhäfte. 

$. 49. Mach dem Zweck der Aemter find auch ihre Gefchäfte und Be 
äiehungen zu ben höheren und nebengeorbneten Landesbehörden modificirt. Es 
zerfallen folhe in Juſtiz- und Adminiftmtionsgefchäfte, pon denen die legte 
ven Regiminal:, Militair-, Cameral- und Confiftorialfachen begreifen. 

I. Juſtizſachen. 

6. 50. Die nah ben Givil- und Griminalgefegen, fo wie nach ben 

vorgefchriebenen Untergerichts: und Procefordnungen zu betreibenden Juſtizſa⸗ 


chen umfaffen: 
theild das ganze Civil⸗ und Criminal: Juftizverfahren wegen ber 
der Amtsjurisdiction unterworfenen, Perfonen und Sachen; 
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thells das Juſtizverfahren, welches don den Aemtern vermoͤge Auf⸗ 
trags oder Requiſition, beſorgt wird. 

In erſterer Hinſicht beſteht die Beziehung mit den hoͤhern Juſuizeolleglene 

1) in Berichtserſtattungen und Acteneinſendung; entweder: quf: Begehren, 
oder nad) eingelegter Berufung, ober um Suftzuctionen und Euihels 
dungen zu veranlaffenz - 

2) in Erflattung der vorgeſchriebenen tabellarifchen Geiminalberichte, * 
zwar monatlich an die Kanzleien und an die Landdroſtei, vierteliaͤhrig 
an das Juſtizdepartement des Cabinetsminiſterii. 

In letzterer Hinſicht ergiebt der Auftrag, oder die Requiſi ition, oder die, 
an andere gerichtliche Behoͤrden um Huͤlfsleiſtung zu erlaſſende, Requiſition 
den Umfang des Juſtizverfahrens mit der beauftragenden, requirirenden oder 
requirirten Behoͤrde. 

$. 51. Uebrigens ftehen die Aemter in Quftisfachen mit nachſtehenden 
Behörden in Gefchäftsverbindung : 

‚ 41) mit dem Kandphyficat, in allen Fällen, wo es auf bie Ausmitte⸗ 
lung und aͤrztliche Begutachtung £örperlicher BVerlegungen, aufzuklärens 
ber Todesarten, ober verbächtiger, gefaͤhrlicher Mittel und Abfichten, 
oder auf die Eörperlihe Beichaffenheit von Verbrechern ankommt; 

. 2) mit der Geiftlichkeit bei erforderlichen Taufſcheinen, Atteflen über 
die veligiöfe Bildung und ben Lebenswanbdel, oder um bie Belehrung, 
Ermahnung und Gemifjensfchärfung von Andividuen, in den Fällen 
zu veranlaffen, wo bie Gefege und Umſtaͤnde ſolches erfordern ; 

3) mit den Landdragonern, welche zu ———— Verfol⸗ 
gungen, Arretirungen, Bewachung und Transportirung verdaͤchtiger 

Perſonen und Sachen zu requirliren ſind; 

4) mit den Landespolizei⸗- und ——— rucſichtlich der 
Ueberſendung der in die Irren⸗ und Arbeitshaͤuſer Aufzunehmenden, 
oder der zur Strafanſtalt Verurtheilten, und der Requiſition wegen 
deren Transports, auch der Correſpondenz uͤber die Auszahlung der, 
behuf ihrer Unterhaltung, zu entrichtenden Gelder, 

6. 52. Die Anordnung der Vormundfchaften, uratelen und Admi⸗ 
niſtrationen, die Aufficht über ſelbige als Obervormundfchaft, die Belehrung 
ber Vormuͤnder Über Ungemwißheiten oder Bebdenklichkeiten, die Anhaltung zue 
jährlichen Rechnungsablage, wo folche erforderlich ift, deren Reviſion und 
Monirung, und bie Abnahme dev Schlußrechnung, iſt eine wichtige Pflicht 
der Aemter. 

$. 53. Kür ſelbige gehört, der Regel nach, die Confirmation der Con⸗ 
tracte, Eheftiftungen, Auslobungen, Altentheilsbeftimmungen und anderer 
Verträge unter amtsfäffigen Städtes, Fleckensbuͤrgern und Bauern, und 
wegen Buͤrger⸗ und Bauernguͤter, ſo wie die Eintragung derſelben in die 
AUmteblicher. Gleichergeſtalt liege ihnen bei beabfichtigten Heirathen aller, der 
Amtsjurisdiction unterworfenen, Perfonen die verfaffungsmäßige Ertheilung 
Ce ——— nach vorgaͤngiger Unterſuchung der Stattnehmigkeit der 

e, o 
$. 54. Eine beſonders wichtige Pflicht der Aemter beſteht in der Ein 

tragung ber beſtellten Hypotheken in die Amtshypothekenbuͤcher und der ges 

nauen Inordnunghaltung der letztern, wohin auch die ordnungsmaͤßige Loͤ⸗ 
ſchung getilgter Hypotheken und das Verfahren, behuf Mortificirung verlore⸗ 
ner Obligationen, gehoͤrt. 

8 55. .Die gerichtliche Verwahrung von Documenten, Geldern und 

andern Gegenftänden von Werth, nad) erfolgtem. Erkenntniß ober auf frei: 
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willigen Autrag, die: Anfertigung der Depofitenfcheine ung bie genaue Füße 
zung er Depofitenbuche iſt dm fireng verantwortliche —8 der 


$. "56, Enduch bie Aufnahme von Teſtamenten, Schenkungen 
unter Lebenbigen oder auf den Todesfall, fo wie anderer Vermögens» und 
Willensdispofitionen, als Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, von den 
Aemtern gefchehen. 
6657 Weber das künftige Verfahren in Wragenfagen behalten 
Mir Uns die näheren Beftimmungen vor, 

— * U, Abminifirattonefahen. | 

& 58. Die adminiſtrativen Gefchäfte der Aemter zerfallen im Regi⸗ 

NE Mitnier, Domainens und Confiftorialfachen, 
A. Regiminalfadhen, i | 
59. Die Amtshoheits und Graͤnzſtreitigkeiten, Infonderheit bei 

Gränzämtern, das Berfahren ausländifcher Behörden gegen Amtsunterthanen 
und deren Eigenthum, worüber obrigkeisliche Beſchwerden zu führen, Bewil⸗ 
Higungen von Penfionen und Unterftügungen aus ber Generalkaſſe, fo wie 
Ale Angelegenheiten von Hoher Bedeutung und vefervirter Entfcheidung, find 
an bie Landöroftei zur weitern Verfügung des Cabinetsminiſterii zu berichten. 

$. 60. Bei Todesfaͤllen der Amts» oder Amtsunterbedienten liegt den 
‚ Aemtern bie fofortige Anzeige an die Landdroftei, bie Verfiegelung, Inven⸗ 
tarifirung und Eonftatirung. der Dienftpapiere, Gelder und anvertrauten Ges 
genftände, fo wie die Einführung, Beeidigung und Inſtruirung fänsmtlicher 
Amtsunterbebienten, ob. 

. & 61. Mit der Generalkaſſe innen bie etwa noͤthigen Communica⸗ 
tionen wegen Capitalien, die auf Fabriken und Unternehmungen hergeliehen 
find, ruͤckſichtlich deren Verzinſung und Abtrag, wegen Auszahlung von Pen- 
fionen, Extheilung von Lebensbefcheinigung:n an Begnabigte, und Auszahlung 
won Geldern, nach wie vor direct Statt finden. 

$. 62, Die Gefchäfte des Beamten, ruͤckſichtlich der beftehenden, fo= 
wohl directen als indirecten Landesſteuern, und ihre Verhaͤltniſſe zu den an⸗ 
geſtellten Steuerbehoͤrden ergeben ſich aus dem verſchiedenen, über dieſen Ges 
genſtand erlaſſenen, oder noch zu erlaſſenden Verordnungen und In⸗ 
ſtructionen. 
863 Wegen ber, in einzelnen Provinzen etwa noch beſtehenden, be⸗ 
ſondern Steuern, Duodecimalgelder u. dgl., haben ſich die Aemter, ruͤckſicht⸗ 
lich deren Declaration und Liquidation, mit den der Steuer unterworfenen 
Individuen, fo wie mit der Steuerdirection ober Hoſpitalkaſſe zu benehmen. 

8. 64. Hinſichtlich der, behuf Beſtreitung der Ausgaben eines jeden 
Amts, zu Polizeis und Militairzwecken erforderlichen Abgaben, wegen Un 
terhaltung armer Wahnfinnigen im Irrenhauſe, wegen Unterflügung verun= 
gläckter, oder durch Krankheit verarmter Einheimifhen und Fremden, wegen 
Vorkehrungen zu nothwendigen, nüglichen allgemeinen Polizeizwecken, ferner 
wegen der ſtaͤndigen Gavalleriebequartierung und deren Anfprüche auf Por: 
tionen=, Servis ⸗, DOrdonnanz>, Hausa und Grasgelder, haben die Aemter 

1) behuf obengebachter Polizeizwede der Landdroſtei die Gründe der Auf: 

bringung berichtlic, vorzulegen, und folche nur mit beren Genehmigung 
zu veranlagen; 

2) behuf der Gavallerie 

a) eine genaue Gavalleriebequartlerungstifte zu führen, zu dem Ende 
ohne ihr Vorwiſſen feine Bequartierungen und Umgquartierungen 
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Statt. finden zu laſſen, und. ſich deshalb. mit dem commandirenden 
.. Officie zu verfbändigenz;: 
er mit dem betreffenden Cavallerieregimente auf jene Ehe Begrimdere 
monatliche Abrechnungen zuzulegen;  ' 
» 0) hiernach mit den Quartierpflichtigen abzurehnen; 
4). halbjährig die Abrechnung mit bem Gavallerieregimente der Siege 
fanzlei einzufenden ; 
)den jährlichen Betrag der baaren Sebzablung in ber Nbenanlage 
zu berechnen ; 
— die jaͤhrlichen Ausgaben, behuf ber Polizel⸗ —* Militaieywede, auf 
; das Amt zu repartiren, und. auf bie Pflichtigen, nach dem. verhe 
ſchriebenen Fuß, zu ſubrepartiren ; endlich 
4) die —— der Landdroſtei abzulegen. 
66, Die Aufträge: des Schagcollegli baden” die Beamten zu 
vollziehen, 
$. ‚66, Die Bandespoligei ift entweder von der, Landdroſtei unmmit⸗ 
telbar ausgehend, oder: heſondern Verwaltungsbehoͤrden anvertraut. In ers 
ſter Hinſicht ſtehen die Aemter mit der Landdroſtei, in lebterer mit den bes 
ſendere conſtituirten Behoͤrden in Verbindung. 


-$.:67.. Zu den, unmittelbar von der Kandbrofkei ausgehenden, Poli 
geigepenitänden gehört: 

4) die Aufficht über, die Semeindegiiter und deren Verwaltung; daher den 
Aemtern folche in ihrem Wirkungskreiſe obliegt. Es umfaßt biefelbe 
die Berichte . Über Anftellung der Verwalter, Polizeibürgermeifter in 
den amtsfäffigen' Städten und Fleden, fo mie der Schulzen in ben 
Dörfern, die Abnahme der Gemeinderechnungen, und die Anträge an 
die Landdroſtei ivegen Vertauſch, Verkauf, Anlehn oder Gemeindeein- 
cichtungen, bie einer landespolizeilihen Genehmigung bedürfen. Auch 
gehören dahin die Gemeinheitstheilungen, infofern dafür nicht ein 
"Defonomiecollegium angeordnet iſt, oder angeordnet werden wird; 

2) die Ertheifung von Gonceffionen zu neuem Anlagen von Mühlen, $as 
brifen oder Unternehmungen, wobei das Publicum ein Intereſſe 
hat, und melche Unterfuchungen und Berichtserftattungen der Aemter 
vorausſetzt ; 

3) bie Gitdefachen der amtsſaͤſſigen Städte und Flecken, fo wie bie Er: 

ttheilung der Gonceffionen für Handwerker und Hokenh andier %.5 

| 4) die Berichtserſtattung uͤber Handels» und Fabrikfachen, befonders über 

Zuſchlaͤge und die Erlaubniß zum Ein», Aus- oder Durchfahren von 
Handelsartikeln. Die Aemter führen Daneben die Auffiht auf bie 
Richtigkeit der Maafe, Gewichte und Münzen, auf Fälfhungen und 
Betrüigereien im Handel und Wandel; fo wie im Verkauf. der Lebens: 
bedürfniffe, befonders des Brotes, Fleiſches Biers und Branntweins; 

5) bie ‚Anträge. über Bewilligung von Märkten, oder deren Verlegung 
auf andere Tage, deren Regulirung und polizeilihe Beachtung; 

-- 6) die Berichtserftattung wegen Schifffahrtse:, Strom, Canal-, Deich 
baus und Abmwäfferungsangelegenheiten, infofen Verfügungen von 

' Landespolizei wegen zu erlaffen- find; 

7) die Erhaltung oder Anlage öffentlicher Wege, Damme, Brüden und 
Abzugsgraͤben, wobei die Bewilligung der nöthigen Landfolgen oder 
bie Erleichterung der pflichtigen Gemeinden — Antraͤge en Aemter 
veranlaßt werden muß; 
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8) die Berichtserſtattung uͤber zu ertheilenden Judenſchut⸗ fo wie die po⸗ 
Sala Beachtung des Betriebes der Juden/ 

19): die Maaßregeln, ruͤckſichtlich der Sicherheitspolizei und: der‘ oeriba an 
die Landdroſtei zu erftattenden Berichte; insbefondere ' "7 m 

mens * die Vorkehrungen gegen" Brandſchaden, die Feuerordnung, —* 

san) pifisationen, die’ Befichtigung und Zulaſſung von Neubauen, die 

Loͤſchungs⸗ und Rettungsdirection bei einem Brande. Nach einem 
Brande die polizeiliche Unterſuchung uͤber die Veranlaſſung deſſel⸗ 
ben, die Wiederaufbauung abgebrannter Gebaͤude, die Sorge fuͤr 
die Unterſtuͤzung an Geld und Naturalien, die Verſchaffung von 
Bauholz, bie Anträge, ber. Remiffionen ‚an. Steuern und: Meier 
gefällen, ‚die Feuerlöſchungsanſtalten Praͤmienerwirkungen für Rets 
tung u, ſ. w 

b) bie — von gefährlichen Bloͤdſinnigen in Irren⸗ und %: 
beitshäufern, nach darüber, abgeftatteten Berichten;,, 

c) die Bewilligung zur Anfiedelung von. Häuslingen, mit befonderer 
Beruͤckſichtigung ihrer, Aufführung und ihrer Erwerbsmittel ; 

d) die Aufficht auf Reiſende, Verdaͤchtige, Verbrecher und Vagabon⸗ 
den; die Ertheilung von Päffen und Wanderbüchern und die Auf: 

oh fiht "auf die Wirthshäufer; 

10) bie Wahrnehmung der Gefundheitspolizei, namentlich. bie Anträge auf . 
Anftelfung. ‚von. geſchickten Aerzten, Wundärzten, Hebammen und 
Thierärzten; die Verhütung oder Befchränkung von anſteckenden Krank - 
heiten. für: Menfchen und Vieh, nach Berathung mit dem Landphy— 
fitus oder mit Thierärzten, Die Auffiht auf die Apotheker, und 
Vorkehrungen gegen Pfufcher, Quadfalber und herumziehende Medi: . 
cinhaͤndler ; 

11) bie Aufficht auf öffentliche Sitten und Ehrbarkeit, auf die Sabbats: 
feier, auf verbotene Spiele und Lotterien, auf die öffentlichen Vergnuͤ⸗ 
gungen und die Dienſtbotenordnung; 

12) die Verſorgung der Armen, und bie Abſtellung der Hauss und Stra: 
Benbettelei; 

413) endlich die Begünftigung und Beförderung alles deſſen, was ber Wohl: 
fahrt der Amtsbewohner, dem Aderbau, der Viehzucht, dem Handel 
und der Induſtrie förderlich feyn kann. 

$. 68. Die befonders conftituirten Behörden, unter und mit benen 
bie Aemter einzelne Polizeiangelegenheiten zu verhandeln haben, find, nad) 
Verſchiedenheit der. Provinzen: 

1) das Landes: Dekonomiecollegium, für welches alle Gemeinheitstheiluns 
gen und Werkoppelungen, nad befondern gefeglihen Beftimmungen, 
gehören, und. wobei den Aemtern, oder den befonders beauftragten 
Beamten eine, in den Verordnungen näher beftimmte, thätige Mits 

wirkung obliegt; 

2) die Brandkaffendireetion, an welche jährlihe Verzeichniſſe von den 
nachgefuchten Afferuranzveränderungen, nach deren vorgängigen Prüs 
fung, einzufenden, und bei eintretenden Feuersbrünften die liquidirte 
Affeeuranzfumme anzuzeigen ift. Die empfangenen Gelder haben die 
Aemter an die Intereſſenten auszuzahlen, auch für deren Verwendung 
‚zum Wiederaufbau Sorge zu tragen; 

3) das General: Pofkdirertorium, mit welchem, fo wie mit Poftämtern, 
Communicationen in allen Poftangelegenheiten Statt finden £önnen, 
in welchen seine obrigkeitliche Einwirkung erforderlich iſt; 
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a Landgeſtut, xuckſichtlich der zweckmaͤßlgen Stationkung ber herr⸗ 
ſchaftlichen Baer wobei, die Aemter ihre Bemühung: dahin —— 
u ver muͤſſen, daß bie. beobſichtigte Veredlung der Pferderacen erkannt 
und benutzt werde; * 
— Hebammeninſtitute mit meiden. Die Aemter über die: Aufnahme 
und Bildung einer binlänglichen Zahl zu Hebamwen aualificirter 
Vdernen zu cotreſpondiren haben. 
| B Militairſachen. 
"69. Die dom den Aemtern zu betrelbenden Pitoteoneegenfeiin 


1 die Eovalierkebequärtkerung, deren bereits im $. 64. gedacht ift; 
7 die -außerordentlichen: Einquartierungen , Cantonnementslager oder 

Durchmaͤrſche. | 

In dieſer Hinſicht haben die Aemter 

a) die Dislocation, fo weit es der Militairzweck erlaubt, zu verabte⸗ 

- den und zu verfügen; 

b) für die Verpflegung nad den Ordonnanzen — infofern ſolche nicht 

aus Magazinen oder durch Lieferanten erfolge — zu forgen, die 
ſelbo zu controliren, und jede Befchiverde zu unterfuchen ; 

ce) die Belcheinigungen wegen Berpflegungen zu erwirken und zu 
fammelnz 

d) die Liquidationen vorfchriftsmäßig aufzuftellen, und an die Lande 
broftei, zur Meiterbeförderung an die Kriegskanzlei, einzufenden, 
auch die darüber gemachten Erinnerungen zu erledigen; 

e) die Geldzahlungen in Empfang zu nehmen, an die Bequartierten 

zu vertheilen, und die von den Empfängern quitticten Zahlungs 
etats obrigkeitlich atteftirt an die Kriegskanzlei einzufenden; 

3 die Kriegerfuhren, deren Bedarf, nad Maapgabe ber darüber ergan⸗ 
genen Verfügungen, nad) dem turno zu repartiren und zu beftellen, 
darlıber ſowohl mit den Pflihtigen, als mit ben höhern Behörden 
Liquidation — und, in Faͤllen von Verluſt an Pferden und 
Spannwerk, Vorſorge über Entfhädigungen oder Ausgleihungen zu 

treffen ift; 

4) bie „Miitaic: Aushebungẽgeſchaͤfte, welche nachſtehende Hauptpuncte 
umfaffen: 

a) die Empfangnahme der Predigerliften, Berfügung zur Aufitellung 
der DOrtfchaftsliften und deren Bekanntmachung, fo mie die Auf- 
ſtellung der alphabetifchen Generallifte von. den jährlichen Militair⸗ 
pflichtigen des Amts; 

.b) die Abhaltung des Vor⸗ Unterfuhungstermind, zur Erforfhung ber 
Perfonalitäten und Reclamationen eines jeden Pflichtigen, und zue 
Belchrung eines Jeden Über die Statthaftigkeit feines Vorbringens, 
fo wie über die etwa vorzubringenden Beweiſe; 

©) die Ausfertigung oder Attefticung gefeglicher Beweisdocumente über 
Reclamationen ; 

“ d) die Correſpondenz mit auswärtigen Behörden wegen ber, nicht an 

ihrem Geburtsort zur Loofung kommenden, Mititaicpflichtigen ; 

e) die Einfendung der Generalliften an den Militairccommiffaitz 
H der Unterfuchungstermin der Militaircommiffion ; 
8 die Aufnahme von Stellvertretungscontracten; 
die Stellung bed. Contingents und Erfegung ber Ausgeſchloſſenen; 
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die Verfolgung der: Abwefenden oder Ausgetretenen bis zur —* 
fung. oder zum Contumazurtheil gegen ſelbige; 
* die Begutachtung der, wegen neuer Verhaͤltniſſe berntaßten, Re ‚Mes 
— clamationen zur Verfegung in eine andere Plain ' * 
— h die WVBiſirung der Urlaubspaͤſſe > “ic et eh 
mm) die Einberufung zum Dienſt. 

5) die Penſionen, wobei die Ausſtellung der Bebensbefcheinigungen und 
Ateftirung der. Sterbefcheine, die Zahlung der: rudjtändigen Penfionen 
und LöhnungssMacdjvergütungsgelder zu beforgen ift. 

Außerdem muß) dev Hofpitalkaffe alfjährlih eine Berechnung dee Duos 
decimalgelder, oder eine VBacatsbefcheinigung eingefandt werden. 

Für bie Kriegskanzlei gehören die Anträge der Aemter zur Aufnahme 
der . Kinder der Invaliden in die Sperrkaſſe. 

6) die Befchwerden und. Unterfuchungen, welche vom Militair oder gegen 
daffelbe veranlaßt werden, ‚gehören entweder. zu den Attributionen der 
Aemter, oder werden auf Requifition des General: Kriegsgerichts zur 
‚Erledigung vorbereitet, 

C. :Domanialfadhen. 


| 8. 70. Rüdfichtlih der Domanials und Forftadminiftration Haben ſich 
die Aemter diejenigen Vorfchriften zur Richtſchnur dienen zu laffen, welche: in 
den, uͤber dieſe Gegenftände unterm heutigen dato erlaſſenen, befondern Re⸗ 
glements enthalten ſind. 

. 74. In den Aemtern, wo Kloſterguͤter befindlich ſind, deren Ab: 
minifteation einem Beamten von der Klofterkammer übertragen toorben, fies 
gen-demfelben, im deren Nüdficht, fämmtliche, die Domainenverwaltung bes 
— Verpflichtungen ob. 

2 TER Conftfiortasfaden. 
Aue 9. I Außer den, in Conſiſtorialſachen vorkommenden, — 
Geſchaͤften, begreift in ben ‚Provinzen, wo ein Beamter mit dem, weltlichen 
—— beauftragt iſt, dieſes die Beſorgung nachſtehender admi⸗ 
niſtrativen Geſchaͤfte: 
U die Bauſachen von Kirchen, Schulen, Pfarr⸗, Schullehter⸗ und Ae⸗ 
menhaͤuſern ; 
2) die Aufſicht auf das Vermögen der Kirchen, Schulen und Stiftungen; | 
3) die Verpachtung : oder. Adminiſtration ber getnuchen Grundſtuͤcke und 
Gerechtſamez; 
4) die Bertsetung des. Intereſſes der Kicche, Geifklichkeie, Schulen und 
Stiftungen bei Streitigkeiten, Procefjen, Semeinheitstheifungen u. ſ. f.ʒ 
5) die Verbeſſerung der Schulſtellen durch Neubaue, Anbaue, — 
weiſungen; .. 
6) die Mene ramenten · Auseinanderfegung zwiſchen Geiſtlichen oder — 
Erben mit den Meuantretendenz; ı - 
— die Polizeiaufſicht auf Kirchen und Schulen und die darüber vorkoms 
menden Befchwerdeunterfuhungen; 
8) die Revifion der Kirchen: und Armenrechnungen; 
38 die Anweſenheit bei den Kirchenviſitationen und Introductionen; 
die ui und Beeidigung der Kicchenjuraten und Sein 


Mir befehlen demnach allen, bei. Unfern Aemtern angeftellten, Beamten 
unb — —ee ſich nach. ben; in dem vorfichenden Reglement ent⸗ 
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haltenen, Worfchriften genat zu achten; und vertrauen um fo zuverfichtlicher, 
daß fie mit Nehtfhäffenheit, Fleiß und Thaͤtigkeit den ihnen ren 
Pflichten nachkommen werden, je geößer der wichtige Einfluß ift, den ihre 
treue Dienftführung. auf das Wohl der, ihrer unmittelbaren Votſotge anver⸗ 
traueten, Unterthanen hat, und je mehr fie dadurch Unfere Tandesväterlichen 
Gefinnungen erfüllen, und Unferer ba eademn Huld und Gnade fi würdig 
machen werden. 
Gegeben Garttons Donfe; den 18. April 1823, 
George. Re 
E. Graf v. Munſter. 





Die wlätigen Creignife, welche ſeit dem September 1831 in meh⸗ 
teren Staaten des nördlichen‘ Teutſchlands/ im Königreih Sachſen, im 
Herzogthume Braunſchweig, im Churfuͤrſtenthume Heſſen-Caſſel und im 
Hergogthume Altenburg erfolgten, blieben nicht ohne Rückwirkung auf das 
Koͤnigreich Hannover, wo die erſte Ankuͤndigung einer oͤffentlichen Be— 
wegung im: Januar 1831 in Goͤttingen ſich zeigte. — Go wie in den 
oben genannten norbteutfchen Staaten. zum: Zheil ſchon im Herbfte 1830; 
oder doch in den erſten Monaten des Jahres 1831, die Landftände zu⸗ 
fammenberufen wurden; fo gefchah dies auch im Königreiche Hannover. 
Die Stände veffelben, wie fie nad) dent Patente vom 7. Dec. 1819 
beftanden, wurden zum 7. März 1831 nach Hannover berufen. Die 
beiden Kammern blieben bis zum 24. Zuni 1831 verfammelt, und bald 
erhellte aus dem: befannt  gemorbenen Charakter ber Berhandlungen *), 
daß die Beftimmungen ded Patents vom 7. Dec. 1819 für die begon= 
nene neuere Zeit nicht mehr ausreichten. — Daß aber die Regierung bes 
Königreiches felbft die 1zeitgemäße Verjüngung des innern Staatslebend 
beabfichtigte, fprady der Herzog von Cambridge, der nunmehrige Vice⸗ 
Fönig, bereitd am 7. März 1831, bei Eröffnung der Ständeverfamm- 
Jung, aus, als ex erklärte: „das wahrhaft Gute werde nur durch all= 
mählige, mit ruhiger Befonnenheit und Erwägung aller. Berhältniffe 
zu treffende, Reformen, durch die Achtung ded Rechts der Einzelnen, 
begrimbet.” Schon, nad) dem Verlaufe dreiee Monate, warb bad Bes 
bürfniß einer völlig neuen Berfaffung fo dringend gefühlt und fo 
allgemein erfarnt, daß dad Minifterium zu Hannover den verfammelten 
Ständen am 16. Juni 1831 die Mittheilung machte: der König finde 
wegen Ausarbeitung eines neuen Grundgefeges Fein Bedenken, und 
bad Minifterium werde bemfelben die Grundzüge zur weitern Entfchließung 
darlegen." Darauf erfolgte am 24. Juni die Vertagung der Stände. 
Später wurden, am 15. Nov. 1831, unter dem Vorfige des Staats 
und Gabinetäminifters. von Schulte, 7 landesherrliche und 14. fländifche 

*) Nachrichten von den Berhandlungen der allgemeinen Ständes 
vyerfammlung zu Hannover vom Jahre 1831. 40 Bog. 4. — Bol, damit 


bie, mit der vierten Nummer abgebrodjenen, „Radriähten von ben Berhantlungen 
der erſt en Kammer. ber allgemeinen Staͤndeverſammlung.“ 


’ 
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Deputirte zur Berathung des ihnen vorgelegten ,, Entwurfes zu dem 
neuen Staatsgrundgefehe” nach Hannover ‚berufen. 


8). Entwurf eines Staatögrundgefeßes für das Kb: 
nigreich Hannover, wie folcher der niebergefegten Com⸗ 
miffion von Seiten der. landesherrlichen Commiffarien Zur. - 
vorläufigen Berathung: vorgelegt wordensift.- 


‚Erle $ Kapited.n: sin syK „DB 
| Allgemeine Beftimmungen. td dd 
8.1. Das, Königreich; Hannover, bildet, tinter der Souberatustät des Könige, 
ein in. allen feinen Beitandtheilen durch daſſelbe Grundgeſet erbundenes Ganzes. , 
8.2. Daffelbe theilt in feiner Eigenſchaft als Stirh des teutſchen Bundes, alle 
aus diefem, herfliegenden Rechte und Verpfliihtungen. Die Beldjküffe, der Bundes 
a werben für das Koͤnigreich verbindlich, ſobald fie vont' „Könige ver⸗ 
—— en e FR HRSUITRR AoEn 
8. 8. Die Regierungsform des Königreichs iſt die erbdlich monarchiſche 
er König’ ertheilt dem Lande‘ die feierliche Zuſicherung, in ber. Ausübun, 
Seiner königlichen Rechte die Rechte. Seiner, Unterthanen, die Rechte ‚ber. Geimeüle 
ben und Körperfihaften im Königreiche, die Rechte der Kirchen, die Rechte der Pros 
vinziallandfehaften und der allgemeinen Ständeverfammlung ungeſchmaͤlert aufrecht zu 
erhalten und gegen alle Eingriffe zu ſchuͤgen; Dr ah —— 
die rbnung der. Binanzen des Königreichs und feiner, einzelnen Provinzen 
nicht ohne die 2 smaͤßige Mitwirkung der Stände zu treffez 
und bei der Einrichtung der Landeebehdrden, fo tie bei der Beſtallung der 
Diener ſchaft dahin zu ſehen, daß der Öffentliche Dienſt in allen Zweigen jederzeit 
verfaſſungsmaͤßig verwaltet wird, und ſeinen ungehinderten Fortgang zum Beſten 


des Landes hat. De 
$. 4 Der Sit. der oberften, dem Könige unmittelbar üuntergeorbneten Regie 
zungsbehörbe kann nicht außerhalb des Königreichs verlegt werden, dringende Not 
fälle — _ 
6. In Bällen längerer Abweſenheit des Königs hat derſelbe das Recht, ci 
nen Stellvertreter zu ernennen, und mit Vollmacht und Infteuction zu verfehen, ' 
Bweltes: Rapieel, rin  .r. 
Vom Könige, von der Thronfolge und der Regentſchaft. 
— J. 1. Der König, als Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der 
Staatsgewalt. We ia 

Die Perfon des Königs ift heilig und. unverletzlich. 24* — 

$. 2. Der König vertritt das Königreich in allen Bezichungen zu dem tete 
ſchen Bunde, zu den einzelnen Bundesftaaten und in. allen. auswärtigen. Verhaͤltniſ⸗ 
fen. Gr ordnet die Geſandtſchaften und. fonftigen Miffionen ‚an, ſchließt mit and 
bern Mächten Verträge, und erwirbt dadurch Rechte für das Königreich, fo mie 
Er daſſelbe auch zur Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. - 

$. 8. Ebenmäßig geht aud) im Innern alle Regierungsgewalt von. dem Kd— 
nige aus, und wird durch bie Landesbehörden, diefe mögen ‚unmittelbar beftellt ſeyn 
ober nicht, vermöge der vom Könige verliehenen Gewalt, ausgeübt. * 

Kein Landesgeſetz tritt in Gültigkeit, bevor es vom Könige verkuͤndigt iſt. 
„Die bewaffnete Macht ift allein vom Könige abhängig, und es gehen vom Ka 
—— Einrichtung, ſo wie alle ſie betreffenden Anſtellungen, Anordnungen und 

e aus. x 

$.4. Dem Könige ſteht die Auffiht über alle Gerichte des Landes zu. Er 
verfpricht den Lauf der Gerichtöpflege nicht zu hemmen, und Straferfenntniffe nicht 
zu Thärfen, hat aber das Recht, Straferkenntniffe im Wege der Gnade aufzuheben 
— u mildern, auch das Verfahren gegen den Beſchuldigten einzufiellen und nies 
erzufchlagen. 

$. 5.. Der König verleiht Rang, Sitel und Würden, hat das Recht, Stans 
—— vorzunehmen, und die der Krone heimgefallenen Lehen wieder zu 
verleihen. 


+ 
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so günääf tem Mannöftamme bed: koͤniglichen Hauſes aus rechtmaͤßig 

eo eslicher Ehe. , Die Ordnung der Thronfolge wird Mu rch die Linea Sea 

nad) dem Rechte der Erftgeburt, beftimmte. Erlifcht der San ſtaͤmm derf Tan N 

Ben San Beni Bu u 
er jeßigen Herzog * n 

nach hen Pla auf die € mehlihe im N + * 

ergange des es per * herzo Braunfe Wol⸗ 

—— haben die Erben der ſetzigen eier ber ne das weiß nad 

Maafgabe, des Hausvertrages vom 10. December 1636, idie auf die Erwerbung eine 

gelner Landeötheile verwandten Summen vergütet zu erh halten. 

* en. ‚Der König iſt voltjaͤhrig⸗ fobald er Sein achtzehntes Lebensjahr vollen⸗ 

e 


Ip Der König, wird ben Antritt Seiner Regierung durch ein Patent zur 
öffentlichen Kunde brinden, in welchem Er zugleich bie underbrüchliche Feſtha 
der von Som a bei Seinem Öniglichen ‚Worte verfichert, imorauf' Som nah 
den von, om au Vorſchriften die Huldigung geleiftet wird. - 

$. 10, — minderjährig, oder aus einer andern Urſache an der 
eigenen Ansüdur ig Fierung verhindert; fo tritt eine Regentfchaft er. un 53% 

$. 11, Liegt A Bau 4 Berhinderung des Königs nicht in der Minder 
BE: vn fo} — urtpeilung der Rothwendigkeit einer Regentſchaft in der 


ar ber. rl * — * hereits vor. dem’ Regierungsanfalfe an den 
| Ei —2— und daneben von ve Art, daß Er ſelbſt über die Nothwenidigkeit 
egentfchaft nicht-verfügen konnte; fo entf eidet die desfalls von Seinem Bots 
gänger in, der Ken tk etwa getroffene Berfügung. bh 
- Crmangelt in diefem Falle an einer —— des Voran ers in der 
ierun Bi oh hi liegt. ‚der ſpaͤter fi erelgnende Grund der Verhinderung die 
iur er. eignen Beurtheilung der N der — aus; 
— ———— befugk und verpflichtet, die —— einer Re 
en ei zu ziehen. Befindet "die allgemeine St ——— 
—3964 fie das Recht, auf eine fol, Berathung bei Dow Gabincte 

| rag und das Minifterium kann diefelbe nicht verweigern. 
F ortat des Cabineteminifterii fie für die Nothroenbigkeit einer 
et 55 daſſelbe feine. Anficht durch ein, die Gründe enthalten 

—— edern des Königlichen Haufes vorzutragen. Die volhaͤhri⸗ 
gen —** ſaten faſſe N längftens innerhalb drei Monaten, nad) abfohrter Stims 
menmehrheit, einen Beſchluß, wobei ‚jedoch das zum Regeuntſchaft ftehende Mitglied 
des or DAR Ki Stimme bat. 

Wenn’ fie‘ er orothnenbiyet einer Regentfchaft Üiberzeigen, wird bie 
ſer Beſchluß durch das Gabinetöminifteriung den. allgemeinen, Ständen des Königs 
zeichs, welche, fofern fie nicht zufammen find, von dem Minifterio in dieſem befone 
dern Kalle — berufen werden muͤſſen, mitgetheilt, und nach erfolgter 
———— derſelben zur öffentlichen Kunde gebracht; 

Sind Feine nach dem Vorftehenden zu diefer Berathung faͤht en Agnaten vor» 
** fo hat das Cabinetsminiſterium, und zwar, ſofern der Koͤnig vermaͤhlt iſt, 
nach vorgaͤngiger Berichtserſtattung an die Koͤnigin, unter Einwilligung der allge⸗ 
meinen — —— —— uͤber die Frage der Nothwendigkeit der Regentſchaft 
zu entſcheiden. 

a ich die Kegentfchäft von dem Könige felbft angeorbnetz fa ſteht das 
Recht der. Ernennung des oder der Regenten dem Könige ausſchließlich zu. 

Begiebt der König Sich diefes Rechts, oder iſt derfelbe minderjährig, ober 
£ritt einer der im vorigen $. bezeichneten Bälle ein, in weichen die Beurtheilung 
der Nothwendigkeit einer Regentſchaft nicht von dem Könige felbft ausgeht; 10 tritt 
die von dem Vorgänger in der Regierung über die Perfon des oder der Regenten 
etwa getroffene Verfügung in Kraft. 

angelt e8 an einem ſolchen; To Fällt die Regentfchaft dem nad) der Reihe 
des Erbfolgerechts Kuh. ftehenden Agnaten, welcher das achtzehnte —* 
vollendet hat, von 

Sollte ein a Agnat nicht vorhanden ſeyn; ſo geht die Regentſchatt auf 
die Königin, Gemahlin des Königs, nach *dieſer auf die Mutter, und endlich auf 
die Großmutter väterlicher Seits über. Anderweite Vermählungen ſchließen dieſel⸗ 
ben —839 on der Regentſchaft aus. 

angelung aller diefer zur Regentſchaft berechtigten Perfonen,- Hat das 
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Sabinetöminifterfitm bie Perfom bed Megenten, mit Eintoiligung der‘ allgemginen 
Ständeverfammlung, zu beflimmen. 

J. 13. Der Regent leiftet, bei Uebernahme der Regentſchaft, einen. Ci auf bie 
Aufrehhthaltung der Verfaſſung. Die: —— geſchieht ur — Mis 
nifterio in Gegenwart des Erblandmarfchalld,. ber —— 
der 768 Staͤndeve —— 

$. 14 Der Regent ung bes Känige die vol Stantögewalt, wie 
fie dem Könige felbft — uſteht. 

Der Regent darf jedoch eine Schm lerung der verfaffungsmäßigen Rechte be 
Königs, fo wie eine enderung in der. Einrichtung und den, Befugniffen der allge⸗ 
meinen Stänbeverfammlung überall nicht vornehmen, noch geftatten. 

Auch darf der Regent keine Gtanbeserhöpungen: vornehwen , und keine vehn⸗ 
les ertheilen. 

Dip; Regentihaft hört auf, fobald ber König. bas Aiter der Volſahri⸗ 
keit ri — das anderweite dindernis der eignen sawaltuug der Re⸗ 
ierung gehoben iſt. ED) Lu 
a ..16. Die Erziehung des minderjährigen Königs gebührt, wenn ke vorht 
gehende König deshalb feine. andere Verfuͤgung getroffen hat, der Mutter, und 
dieſer, der Großmutter von vaterlicher Seite, wenn diefe,nicht anderweit verm 
find. Dieſen, fo wie den ſonſt etwa von dem verſtorhenen Könige: zur —*5* 
Erziehung ernannten Perfonen, ſteht jedoch dabei ber Regent unter Beir 
Sabinetöminifterii anr Seite, welcher, wenn die Anfichten der. Mutter ober Sich 
mutter, ‚oder ber vom Könige ernannten Perfonen „ben die Wahl der, Erzieher, 
oder über ben Erziehungsplan yon bem feinigen abweichen. folite, zu. —— 
wenn eine Mutter oder Großmutter, welche: die Erziehung leiten: koͤnnten, n 
vorhanden, und fonft Niemand vom Könige zur Ceitung Due Exzichung —* 
ſeyn follte, die: Sorge dafür allein zu übeuarhmen; hat. 

Die Aufficht über die Perfon des aus andern "Gründen an der Ausübung der 
Regierung — Königs, und die Borge für denſelben. dart ber. Regent nie⸗ 
mals uͤbernehmen 

317. Die innern Verhaltniſſe des — Haufe, wire. 09m ‚Sönlape 
als — der Bamilie durch Hausgefege beſtimmt.. 18 Er RIT AH 3 


— ————— —5 a, 
Bon. ben. Rechten: ‚amd. Pflichten. der: Unterhanen im Xgemeinep: 


$. 1... Die —F eines Hannoveraner⸗ ſtehen zunaͤchſt ‚demjenigen in her 
nad) <= gefegtichen eftimmungen Eingeboener ift. Erworben, aber wird bag Recht 
bes Eingebornen durd) die ausdrüdliche ober ftilfchweigende Aufnahme in eine Ger | 
meinde des, Königreichs, Verloren geht es durch Auswanderung, und kann — 
werden durch ein Straferkenntniß. 
5. 2. Alle Landeseinwohner genießen, als gemeinſame — des Könige, 
leihen Schug der Gefege für ihre Perfon, ihr Eigenthum und ihre 
Dieroieherim find * gleichmoͤßig zum Kriegsdienſte und zur Tragung | ga n 
des Koͤnigreichs verpflichtet. | 
Die. bereits —— Eemtionen von allgemeinen Staatstafn bleiben. aufa 
gehoben; diejenigen Wealeremtionen, welche noch hinſichtlich einiger allgemeinen 
Statsafen — werben, koͤnnen nur gegen angemefjene Entſchaͤdigung aufe 
gehoben werben 
Die Vorrechte und Befreiungen von allgemeinen Staatslaften, welche den Mit⸗ 
gliedern der Föniglichen Bamilie, den Standesherren und den ihnen Gleichgeftelltem 
zuftchen, fo wie die Ausnahmen, welche zu Gunften der Föniglichen und ſtandesherr⸗ 
lichen Schloͤſſer und Gärten und in Anfehung ber Güter des Kirchen, Pfarrwit⸗ 
wenthümer, Schulen und Armenftiftungen bewilligt worden, follen- in ber bisheris 
gen Maße, und wie fie durch die betreffenden Gefege beftimmt find, beftehen bleiben. 
Die Befreiungen vom Militairdienfte find duch das Militairgefeg beftimmt. . 
58, Die Mitglieder der im Königreiche anerkannten hriftlichen Kirchen ger 
nießen gleiche bürgerliche und politifche Hechte im Staate. 
Auch den Anhängern anderer Confeffionen und. Secten werben, da der religide 
‚fen Uebergeugung kein — geſchehen ſoll, buͤrgerliche Rechte und die Hausandacht 
vergoͤnnt, infofern und in der Maaße, als die Weiſe ihrer Andachtsuͤbungen und ber 


Inhalt ihres Lehrbegriffs es geftatten wird. Zur Öffentlichen Reli Ruigiönsiiang bee 
hürfen fie ieherzeit her auähriirflichen Genebmiauna ber -Landesberrf 


BO ie nt. Frl d 
Die Etniffe der im Koͤnigreiche aueh juͤdiſchen Glaubensgen 
2 BR HN 0 Sa page wnan same 
0 Die befondern Rechte der Standesherren und: der Grafen: von Stolber 
zu Wernigerode und zu Stolberg, ald Beſitzer der Grafihaft Hohenftein, find büre) 
Verordnungen und landesherrliche Buficherumgen: feftgeftelle: ur) ns ofen 
. 5. Der privilegirte Gerichtsftand wird, ſoweit er ein Realvorrecht ges 
yorffer Grundftüde ausmacht, gänzlich aufgehoben, und die Gerichtsbarkeit über alle 
Grundftücte demjenigen Gerichte übertragen, in deffen Bezirke fie Tiegak 7° 
Wegen des befreiten Gerichtsſtandes in blos perfönlichen Sachen ſollen Beſtim⸗ 
rg geftoffen werden, welche die Zweifel über die Competenz der Gerichte bes 
eitigen. —X wg Inn Bussen nl W 
I, DIE Freiheit der Perſon und des Eigenthums unterliegt keiner andern 
2a welche dad Recht und die Gefege beftimmen. 2 
7 Beben, der verhaftet wird, muß innerhalb "der erften vier und zwanzig 
Stunden nach feiner Verhaftung. verhoͤrt werden. | 771.2 
Die Unterfuhung und Enticheidung über beaangene Verbrechen fteht nur dem 
competenten Gerichten zuz es ſey denn, daß das Cabinetsminiſterium oder das Ober⸗ 
appellationsgericht aus beſondern Gruͤnden die Competenz in einzelnen Faͤllen auf 
eine ändert ordentliche Gerichtsbehoͤrde übertragen. De 
Das Verfahren bei Störungen der Öffentlichen Ruhe foll durch ein befonderes 
Geſetz beftimmt werden. d nam | 
RB, 8. Das Eigenthum und die Gerechtfame von Einzelnen und von Gorporationen 
konnen von der: Staatsvertwaltung zum Beften des Gemeinmefens in’ Anſpruch ge⸗ 
nommen werben, jedod nur in Gefolge gefesliher Anordnungen, und wo ibiefe abe 
geben „im Balle der Nothwendigkeit; jedenfalld aber fo, daß eine angemeſſenene 
atſchaͤdigung vorangeht. | ee enu 100 
$. 9. Die Enticheidung uͤber die Nothwendigkeit geht’ zunaͤchſt von ber betref⸗ 
fenden obern Verwaltungsbehoͤrde aus. ai u a 
Dei Betheiligten, ſteht gegen dieſelbe, binnen einer unerſtrecklichen Friſt von 


vier Wochen nad) deren Eröffnung, der Recurs an die Juſtizſection des Geh 


rathscollegii offen. Wei der Beſchlußnahme der legtern werden nach Erforbern, auf 
Verfügung des Gabinetsminifterii, Sachverſtaͤndige zu Rathe gezogen. f 

Der Betrag der Entfhädigung wird, fofern. nicht gefegliche Vorſchriften dene 
felben beftimmen, von der VBerwaltungsbehörbe feftgefegt. Die Betheiligten find bes 
fugt, zuvor. eine, unter ihrer Concurrenz gu veranſtaltende, Abſchaͤtung ades ihnen 
zu.erwachfenden Nachtheils zu verlangen. Gegen bie Enıfheidung ſteht ar jene 
ber Recurs an das Gabinetöminifterium, binnen einer unerſtrecklichen Friſt don vier 
Wochen, vom Tage der Eröffnung derfelben an, zus das letztere entſcheidet nach 
eingehöhltem Gutachten der betreffenden Section des Geheimenrathe. r 

enn unmwiederbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden tft,’ hat, die 
hoͤchſte zur Stelle befindliche Verwaltungsbehörbe über bie Nothwendigkeit der Maße 
regel ſofort allein zu entfcheiden. In foldien Fällen Folgt die Entſchaͤdigung aus⸗ 
nahmsweiſe innerhalb möglichft kurzer Friſt nad). NS IRB ID 
nF, 10, Mit alleiriiger‘ Ausnahme des im F. 8. gedachten Falles, "bleibt Nies 
manbem, der fi durch eine Verwaltungsbehörde in feinem aufeinem befondern Titel 
beruhenden Privatrechte-verlegt erachtet, der ordentliche Rechtsgang verfchloffen. _ 
1. &taatsverträge und verfafjungsmäßig erlaffene gefesliche Vorſchriften können 
nie, fondern nur deren unrichtige oder unbefugte Anwendung, einen Rechtsanſpruch 
gegen Verwaltungsbehörden begründen. A nd 
“> Die Verfügung der Werwaltungsbehörben felbft gehört nicht zur) Gompetenz 
der Gerichte; auch können fie die Ausführung derfelben nicht hemmen: Lediglich die 
Frage, ob und welche Entfchädigung dem Verlegten gebühre, fäut ihrer Entſchei⸗ 
bung anheim. 

Die Gerichte dürfen eine ſolche Klage nur dann annehmen, wenn von dem Klä« 
ger zuvor nachgewieſen worben, daß er bei der höchften Verwaltungsbehörbe bee 
reits vergeblich Hülfe gefucht habe. or 3 

 $& 11, So oft bie Rechte des Fiscus (ſowohl des Königs, als Staats) ober 
deren Verwaltung in Gonflict mit einem, wahren, auf einem. fpeciellem | Titel bes 
gründeten Privatrechte gerathen, gehört ‚die Verhandlung und Entfiheibung ber 
hieraus entftehenden Redhtsaniprüche zur Gompetenz der ordentlichen. Gerichte, und 
zwar, foweit dies nad) bisherigen Gefegen noch nicht der ‚Fall geweſen, ruͤckſicht⸗ 
ei nah dem Zage der Publication des Staatsgrundgeſetzes entftchenden, 

orbderungen. ; ’ 


kr 
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Die Wo des gerichtlichen Errkenntniſſes findet gegen bie’ in demſelben 
bezeichnete Kaſſe Statt udn Ä BR BERN 
Die Verwilligung· darfnicht verweigert werben, | IN. a 

„12. Seber, hat das Recht, über ihn treffendes geſete und ‚ordnunäpibriges 
Berfären einer Behörde, oder über bie —— der — ung ih Koh 2 
geltgenfi ber der unmittelbar” dorgefeßten Behörde ſchriftuch eſchwerde zu erhes 

und ge bis zur hoͤchſten Behörde zu vetfolge S., 

‚Dem unt ſteht das recht der fchriftlichen Bitte bei den hohen imh 986; 
ften Landesbehörden zu. Die Bittſchriften müffen mit der eigenhänbigen -Unters 
Schrift der uer, ſo wie der Verfaffer, verfehen ſeyn, und dürfen,, fobalb fie 
einen Gegenſtand des Gemeinweſens oder Verfaſſungsberhaͤltniſſe betreffen, nur von 
Landeseinwohnern, die das fünf und zivanziafte Lebensjahr vollendet haben, unters 
zeichnet‘ werden, und müffen "außerdem wenigftens von’ einem Vorſteher der, Ges 
meinde, aus welcher die Bitte ausgeht, zur Beglaubigung mit unterſchrieben ſeyn. 
Mehrere Gemeinden oder Corporationen durfen ber. Angelegenheiten, in Ans 
fehung deren fie nicht ohnehin in einem Berfaftungemäbigen Verbande mic, einander 
ftehen, eine gemeinfchaftlichen Gefuche übergeben. eh" Wh ie 
ODie —— in Uebertretungsfaͤllen, bei ſonſt geſetzlichem Inhalte, als 
nicht uͤbergeben betrachtet. en | B 

Keine Bittſchrift darf durch mehr als drei Perfonen uͤberreicht werden. Das 
Erfcheinen einer größern Anzahl. wird als ein Verfuch zur. Unrubeftiftung, Pe 
« eg an die allgemeine Ständeverfammlung können nie perſonlich überges 

n werden. — | fe aan 

FR 13. Die Freiheit der Preffe fol unter Beobachtung der gegen deren Mip- 

brauch zu erlaffenden Gefege und. ber Beftimntungen des teutſchen Bundes Statt 


finden. —* | 
en Sandeseinwohner fteht das Recht zu, unter Beobachtung. der 
gefegl en Vorſchriften über die Militairpflicht, aus zuwandern. | 


en Biertet Kapitel. 
Won den Gemeinden und Körperfchaften. 


334 gpe Bantecinwogner ohne Ausnahme muß einer beſtimmten Gemeinde 
im Königrei e angehören. Die Aufnahme neuer, Mitglieder in eine «Gemeinde; 
welche nicht durch Geburt, Verheirathung, oder aus einem andern, in den Gefegen 
beftimmten, Grunde ein Recht darauf haben, hangt, unter’ Vorbehalt der gefegmä: 
figen re ber vorgefegten Regierungsbehörden in zweifelhaften Källen, von 
der Gemeinde ab. _ ER | 
$. 2. Wo Eein beftimmter Gemeindeverband befteht, foll_diefer. eingerichtet, 
und einzeln belegene Befisungen follen einem folchen Verbande beigelegt. werben. 

Alle Grundftücde, die innerhalb „des geographifchen Bezirks einer Gemeinde bes 
legen find, gehören zw derfelben. 

| eine Abbauer dürfen Fünftig nicht ohne Vernehmuug der Gemeinde 

$. 3. Ueber die Art der Concurrenz zu ben Gemeindelaften,. und zu den ber 
Gemeinde obliegenden Staatslaften, fo wie über die angemeffene Entfhädigung der, 
von ſolchen Laften bisher verfaffungsmäßig befreict gewefenen, Befisungen, follen 
befondere Beftimmungen getroffen werben. 

kur Die Verfaffung und Verwaltung in den Städten und Fleden des Kö: 
nigreichs fol in gleicher Maaße, wie folches für verfchiedene Städte neuerlichft be: 
reits geihcht ift,, durch Öffentlich befannt zu machende Reglements auf eine feft 
beftimmte Hehe geordnet werden. Durch bdiefelben fol der Bürgerfchaft die freie 
Wahl, ihrer, Bertreter gefichert werden, um durch Iegtere eine Theilnahme an ber 
Dahl ihrer Gemeindebeamten und an der Berachung über alle, diejenigen Angele— 
genheiten —— welche das Gemeinweſen ihrer Commune, deren Vermoͤgen, Rechte 
und Verbindlichkeiten, jo wie bie Bewilligung und Vertheilung ber zu dem öffentli- 
im Sata bez Gtgdt oder. des Fledens erforderlichen Leiftungen und Laften 
sum, | iin m wi 

u... Die für einzelne Städte früherhin ſchon ertheilten Reglements, durch welche 
— "und deren 5 — beſchraͤnktere Rechte, als in den neuerlichſt 
fuͤr andere —* erlaſſenen Verfaſſungsregulativen eingeräumt worden, ſollen revi- 
dirt und), mter Beruͤckſichtigung —————— Verhaͤltniſſe, mit den lehtern in die 


J 
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. 5..Die Landgemeinden ſollen das Recht Haben, ihre Vorſteher, mit Vorbe 
halt FE Beftätigung von Seiten ber nr ſelbſt — Eine 
da, wo ein ungsmäßig 


* 4. u zu 
verwalten. . Die Dberauffiht der Regierungsbehörbe, auf dieſ⸗ Bee und 
-auf bie eh d Verwendung ber Gemeindeabgaben we ‚nit weiter 
erſtrecken, als dah oe 


gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werben möchten. RR \ narıy 
‚7. Das Bermögen und Einkommen der Gemeinden und ihrer. Anftalten 


en, N j „ inrıla 
8. 8” Keine Gemeinde kann mit Leiſtungen ‚ober 55* beſchwert wer · 
Rechtstitel verbinden. 

gilt von mehreren in einem Verbaude ſtehenden Gemeinden... „3 ua. 

„9. Husgaben und.Laften, welde für die Zwede und Bedürfniffe von Ge. 





mehrerer Gemeinden gemeinſchaftlich getragen und ‚aufgebracht > werbem müjfen, 

len zur Prüfung der Ausgaben felbft, fo wie zur Beftitellung ber. Bpariin der; 
felben, gewählte Mitglieder aller Gemeinden des Verbandes zugezogen, und biefen 
demnaͤchſt auch über die, Aufbringung und Verwendung Rechnung abgelegt werben. 





$ 
freie es Religionsübung zugefichert. 
$. ” 


Dem Könige gebührt, vermöge ber Landeshoheit, das Schuße und. Ober⸗ 
a über. die Kirchen. Rn 
$. » 


der Derfaffung ‚jeder diefer Kirchen gegründeten, Kirchengewalt überlaffen. 
$. 4. 








$. 5. Sollte der Fall eintreten, daß der Landesherr ſich a I 
che bekennte; fo ſoll uͤber die Art und Weife, der ‚Ausübung er Kir 
der evangelifhen Kirche, mic Zuflimmung der. allgemeinen, Staͤndever ſa 
Nöthige verordnet iverden. ze Nolıı As23S rd Min 

$. 6. In der katholiſchen Kirche fteht dem Bifhoffe von Hildesheim 
miniſtrator der Didceſe Osnabruͤck, die Ausübung der Rirchengewalt n Auf Ei 


J 
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aller reingeiſtlichen Angelegenheiten zug die in der Staatsgewalt enthaltenen Rechte 
—— zu —* auch die landesherrliche Oberaufſicht über die 


i 

di Alle Communicationen mit dem paͤpſtlichen Stuhle, mit auswärtigen 
Kirdyenverfammilungen oder Kirchenobern' ohne Ausnahme, müffen dem Miniſterio 
zur Einficht vorgelegt werden, und deren Beſchluͤſſe, Erlaffe, Bullen, Brevn, NE 
feripte und ſonſtige Schreiben an die katholiſche Kirche im Königreiche, an ganze, 
Gemeinden" oder einzelne Landeseimdohner, ohne allen Unterfchied ihres Inhalts, bes 
dürfen vor ihrer Verkündigung oder Infinuation des Tandesherrlichen Placet. Die: 
fes fol nicht verweigert werden, wennnfie von dev, am Schluffe des vorhergehenden 
$. angegebenen Beichaffenheit find. 

89%. Das Minifterium hat dahin zu Tehen, daß Feine Mißbraͤuche oder Ueber: 
ſchreitungen der Kirchengewalt eintreten, und’ ſtellt dieſelben von Amtswegen oder 
auf an daſſelbe eingegangene Recurfe ab. Beichwerden gegen untergeordnete Kitchen: 
diener müffen jedoch zunaͤchſt an die Kirchenobern: im Koͤnigreiche gebracht werben, 
—* aber, wenn ſelbigen von dieſen nicht abgeholfen wird, an das Miniſterium 
gelangen.’ iu. | HPHATTeTS 

$. 10, Alle Kirchendiener beider Gonfeffionen bedürfen, fofern. ſie nicht vom 
Könige oder deſſen Behörden felbft ernannt werben, ber Beitätigung des Landes: 
herrn oder der dazu beftimmten Behörden bejjelben, und dürfen, fo lange, ſie diefe 
nicht erhalten haben, weder die Amtögefchäfte ausüben, noch ſich ein Recht auf die 
Amtseinkünfte anmaßen. 

Sn ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen, wie auch in Rüdficht 
ihres Vermögens, find fie den Gefegen des Staats unterworfen. 

Der Staat gewährt ihnen jede zur ordnungsmaͤßigen Verwaltung und Erfül: 
lung ihrer Amtsobliegenheiten erforderliche Unterftügung,, und fügt fie in der ihnen 
zukommenden Amtswürbe, 1 — 

8.14. Die Entlaſſung der Kirchendiener von ihrem Amte, und die Suspenſion 
vom Amte und Gehalte kann im Wege der Adminiftration nur wegen grober Ver: 
nachläffigung ‚ihres Dienftes oder, wegen. Begehung: von großen, Dienftwibrigfeiten 
oder Dienftverlegungen, oder. wegen einer ihrer Amtswuͤrde ſchwer verlegenden Aufs 
führung, nachdem die verwaltende kirchliche Behörde darüber eine gehörige, Unter: 
fuchung angeſtellt und den Kiechendiener mit feiner Vertheidigung hinreichend, vers 
nommen: hat, geſchehen, und bedarf, in Anfehung der Prediger und. höhern Geiftlich- 
keit, jebeömal der Beftätigung von Seiten des Minifterü. 

6.12, Das jetzige und - künftige Vermögen der einzelnen Kirchen, geiftlichen 
Stiftungen „, Schulen: und kirchlichen Armenanftalten, fo wie das zur Dotation, der 
Kirchenbedienungen jest eigenthümlich gehörende oder denſelben kuͤnftig rechtsguͤltig 
beizulegende Vermögen , barf nie und ‚unter keinem Vorwande zum. Staatövermögen 
gezogen oder zu andern, ald den geſetz- oder fliftungsmäßigen Sweden perwandt 
werden. . Sollte der ftiftungsmäßige Zweck nicht mehr erreichbar ſeyn; fo Tann eine 
Abänderung der Stiftung vorgenommen, deren Vermögen jedoch nur zu andern 
ähnlihen Zwecken verwandt werben. * 

Dabei bleiben jedoch die Beftimmungen des $. 85. des Reich:Deputatiönshaupt- 
ſchluſſes vom 25. Februar 1803, in Anfehung der in demfelben bezeichneten Güter, 
foweit darüber noch nicht definitiv verfügt‘ ift, ausdruͤcklich vorbehalten. 

'$. 13, Den Verivaltern des Vermögens der einzelnen Kirchen, geiftlichen Stiftun⸗ 
gen, © und Eirchlichen Armenanftalten ſollen in jeder Kirchengemeinde, ohne Ausnah⸗ 
me, nad) den darüber zu erlaffenden befondern Verfügungen, einige von der Kirchen: 
gemeinde zu erwählende Vorfteher zur Seite ftehen, welche zu allen wichtigen, auf 
diefe Verwaltung fich beziehenden Maaßregeln, bei Veräußerungen einzelner Theile 
des Vermögens gedachter Kirchen, geiftlicher Stiftungen , Schulen und Eirchlichen 
Armenanftälten, wie auch der zur. Dotation der Kirchenbedienungen und der zu 
Pfarrwittwenthümern gehörenden Grundftüdz oder Gerechtſame, * bei Werken, 


\ 
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die zu kirchlichen oder. geiftlichen Zwecken unternommen, und bei. ‚ bie zu 
folchen Zwecken auögefchrieben werben, und endlich zu ber Rechnungsablage zugezos 
gen werben müffen, und in allen ſolchen Fällen die Rechte der Gen vertreten. 
$. 14. Zür die Erhaltung und Vervolllommnung der. Öffentlichen Unterrichts⸗ 
anftalten, namentlih ber Landbesuniverfität und ihrer Snftitute, der Seminarien 
und der Schulen jeder Ark, foll ftets nach Kräften geſorgt werden. — 
$,.15. Das zu einem abgeſonderten Fonds vereinigte Vermögen, welches von 
den vormaligen. Klöftern und andern ähnlichen Stiftungen in verfchiebenen Theilen 
des Königreichs herrührt, fol für immer von allen Landescaffen völlig getrennt 
bleiben, und allein zu ‚ben erforderlichen Zufchüffen behuf der Bebürfniffe der Lane 
besuniverfität, der Kirchen und Schulen und zu wohlthätigen Zwecken aller ‚Art 
verwandt werben. de 
Die Verwaltung dieſes Vermögens fteht unter Leitung des Cabinets-Miniſter ii 
icboß fol der allgemeinen Ständeverfammlung jährlid) eine allgemeine. Weberficht 
ber. Verwendungen aus dbemfelben mitgetheilt werben; auch finden ruͤckſichtlich der 
Veraͤußerungen von Theilen deſſelben alle diejenigen Vorſchriften ihre. volle, Anwen⸗ 
dung, die bei Veräußerungen vom Domanialvermögen in der gegenwärtigen Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde vorgeſchrieben find, RL 


Sechstes Kapitel. 


Bon den Landſtaͤnden. | 


8, 1. Für bie einzelnen Provinzen des Königreichs follen Provinzial: chaf⸗ 
ten, fuͤr das ganze Koͤnigreich aber eine allgemeine Staͤndeverſammlung beſtehen. 
6. 2. Provinzial-Landſchaften beſtehen 
für die Fuͤrſtenthuͤmer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen nebſt den 
a Heffiihen Aemtern im Fürftentyum Göttingen und dem bicsfeitigen 
ichsfe 
fuͤr das Fuͤrſtenthum Luͤneburg mit Einſchluß der diesſeitigen Theile des 
** Sachſen⸗-Lauenburg, 
fuͤr die Grafſchaften Hoya und Diepholz mit den vormals Heſſiſchen Aem⸗ 
tern in dieſen Provinzen, 
fuͤr die Herzogthuͤmer Bremen und Verden, 
fuͤr das Land Hadeln, 
fuͤr das Fuͤrſtenthum Osnabruͤck, 
fuͤr das Fuͤrſtenthum Hildesheim nebſt der Stadt Goslar, 
für das Fuͤrſtenthum Oſtfriesland und Harlingerland. 
Wegen Einführung provinziallandſchaftlicher Einrichtungen in ſolchen Landes⸗ 
theilen, wo ſie noch nicht beſtehen, ſollen Einleitungen getroffen werden. 
$. 8. Die Provinziale Landfchaften werden mit ihrem Rathe gehört bei Ges 
fegen , die fih nur auf eine einzelne Provinz beziehen; fie haben das Recht, in 
Dinfiht auf Mängel oder Mifbräuche, die fich in der Verwaltung der Provinz er 
geben möchten, ihre Wünfche, Borftellungen und Befchwerben an ben König, das 
Cabinets: Minifterium ober die Provinzial: Regierungsbehörbe gelangen zu laffen, 
und behuf folder Bedürfniffe ihrer Provinz, für welche aus der für das ganze 
Königreich beftehenden General: Caffe überall nicht, oder nicht hinreichend geſorgt 
werden Fann, Provinzial: Abgaben auf den Antrag der Landesherrſchaft zu bewilli- 
gen, oder bei biefer in Vorſchlag zu bringen. I 


$. 4. Die Anträge und Befchlüffe der Provinzial: Landfhaften duͤrfen jedoch 
niemals den für das ganze Königreich beftehenden Geſetzen widerfprechen ober deren 
Ausführung verhindern; fo wie auch fpätere für das ganze Königreich erlaffene Ge⸗ 
fee die entgegenftehenden provinziellen aufheben, fofern nicht ausbrüdliche ab: 
men gemacht werben. | | 

$. 5. Ehe die Sandesherrfchaft die Bewilligung provinzieller Abgaben, ober bie 
Gontrahirung ‚von Provinzialſchulden zu provinziellen Zwecken genehmig, wird dic 
jelbe die darauf gerichteten Anträge jebesmal der allgemeinen. Ständeverfammlung 
des Königreichs zu bem Zwecke mittheilen, bamit dieſe Kenntniß: bavon nimmt, daß 
we dem allgemeinen Abgabe» und Binanziyfteme des Königreichs kein Eintrag 
geſchieht. x 

Die Nachweifung über die Verwendung folder provinziellen Einnahmen wird | 
durch den Druck öffentlich bekannt gemacht. r ; * 

Pe Wenigftens alle drei Jahre fol ein Provinzial: Landtag in. der Provinz - 
Sfatt finden. 66 


ı — — 


- 
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'$. 7 Die inmern Berhättniffe jeder Provinzial»Bandfchaft koͤnnen nur mit 


deren Buftimmung abgeändert werden. . 


$. 8. Die allgemeine Gtändeverfammlung des Königreichs Hat folgende Recht 


auszuüben: | 

8,9, Ueber alle, das ganze Königreich ober ben eo mehrerer Provinzial: 
Landfchaften gemeinfchaftlich betreffende, e ftändifchen Berathimg gehörende Ge: 
genftände wird nur mit der allgemeinen Ständeverfommlung des Königreichd cum: 


munikcirt. 

F. 10. Alle Gefege, durch welche ben Sandeseinwohnern neue Leiftungen an 
den Staat auferlegt, oder die bisherigen abgeändert werben, fofern fie nicht nach 
F. 3. von der Bewilligung der Provinzial: Landfchaften abhangen, bedürfen fowohl 


dehuf ihrer Erlaffung, als ihrer Abänderung und authentifchen Interpretation, der 


Einwilligung der allgemeinen Ständeverfammlung. 

Bei andern neuen Gefegen, welche das ganze ——— oder den Bezirk meh⸗ 
rerer Provinzial⸗Landſchaften betreffen, muß die allgemeine Ständeverfammlung mit 
ihrem Rathe gehört werden, — 

$. 11. Gefegentwürfe gelangen von Seiten der Regierung an bie Stände; 
jedoch konnen auch dieſe auf die Erlaffung neuer oder abändernder Gefege antrugen. 

. 12. Berfügungen, welche die Ausführung und Handhabung beftehender Ge- 
fege betreffen, Anorbnungen der Sicherheits: und Gefundheitäpoligei, fo wie außer: 
ordentliche eilige Maafregeln für die Sicherheit des Landes oder die Erhaltung ber 
ernſtlich bedropten Ordnung, werben von Seiten der Landesherrfchaft allein erlaffen, 
ohne daß die Concurrenz der Stände dazu erforderlich ift. 

$. 18. Alle Gefege und Verordnungen werden vom Könige verfünder, und 
erhalten dadurch für alle Unterthanen unbebingte Verbindlichkeit, und alle Werwal- 
tungsbehörden und Gerichte Haben auf deren Erfüllung zu halten. Sollten Zweifel 
darüber entftehen, ob bei einem Gefege bie verfaffungsmäßige Goncurreng ber. Stände 
hinreichend beobachtet fey; fo fteht es nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen. 

$. 14. Die allgemeine Ständeverfammlung hat das Recht, in Beziehung auf 
etwaige Mängel oder Mißbraͤuche in ber Verwaltung oder der Rechtspflege, ihre 
Teint ‚, Borftelungen und Beſchwerden dem Eandesheren oder dem Gabinets:Mi- 
— vorzutragen. Ein weiteres Eingreifen in die Verwaltung ſteht derſelben 

$. 15. Die Rechte der allgemeinen Staͤndeverſammlung in Beziehung auf die 
Bewuͤligung der Landesausgaben und der zu deren Deckung erforberlichen Steuern, 
auf die Einwilligung zu Contrahirung neuer Landesfchulden und 9— die Mitaufſicht 
auf die Verwendung der Landesmittel, ſind im folgenden Capitel naͤher beſtimmt. 
. 16. Die allgemeine Staͤndeverſammlung wird von den Verfrägen, die der 
König mit andern Mächten ſchließt, in Kenntniß geſetzt, ſobald es die Umſtaͤnde er⸗ 
lauben. Die Bewilligung der Be Ausführung der Verträge erforderlihen Mittel 
bedarf der. verfaffungsmäßigen Mitwirkung der Stände. 

$. 17. Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus zwei Kammern, bie ſich 
in ihren Rechten und Befugniffen gleich find. 

F. 18. Die erfte Kammer foll beftehen, aus | 

1) den.volljährigen Königlichen Prinzen, Söhnen des Königs, und ben volljähri- 
gen Häuptern der Nebenlinien der Königlichen Familie, 
2) den Standesherren, nämlich 
bdem Herzoge von Arenberg, 
bem Herzoge von Corswaaren Loos, 
dem Fuͤrſten von Bentheim, — 
3) dem Erblandmarſchall des Koͤnigreichs, 
4) den Grafen von Stolberg zu Wernigerode und zu Stolberg, wegen ber Graf: 

[haft Hohnftein, Ä 

5) dem General: Erb: Poftmeifter Grafen von Platen: Hallermund, 

6) dem Abte zu Loctum, 

7) dem Abte von St. Michaelis zu Lüneburg, 

8) er Präfidenten der Bremifhen Ritterfhaft, als Director des Klofters Neuen: 

w , ar N Lim 4 

9) dem Bifchofe von Hitvesheim, 

10) einem auf Lebenszeit zu ernemtenden angefehenen proteftantifchen Geiftlichen, 

11) den von der Landesherrfchaft mit einem perfönlichen erblicyen Stimmrechte 
eig Majoratäherren, ; f 
12) den Mitgliebern, welche der König auf Lebenszeit ernennt) deren Anzahl in: 


A Kst. >17 OT. Kannober. . 0. jarzan. 


deß ben britten Theil der bei ihrer Ernennung vorhandenen Übrigen Mit glie⸗ 

der u Kammer, außer den Prinzen des Eöniglichen Hauſes, ‚nicht über: 

eigen foll.: nt ae ER, 

At Ein perfönliches erbliches Stimmrecht wird der König nur ſolchen Ma— 
joratsherren verleihen, die ein Majorat errichtet haben, welches aus, einem im Kö- 
nigreiche belegenen Ritterſitze nebſt anderm gar im Lande belegenen Grunbeigen- 
thume,.von wenigftens 4000 Rthlr. reiner jährliher Einkünfte beftcht, und mit 
Hypotheken nicht beſchwert ift. Sobald eine ſolche Beſchwerung des Majorats ein- 
il ruht das erbliche Stimmrecht bes. Befigers bis zur Befreiung von der Hy⸗ 
pothek. 
— Errichtung des Majorats giebt kein Recht auf die Beilegung einer Viril⸗ 
ſtimme, ſondern iſt lediglich die Bedingung, ohne deren Erfuͤllung die Beilegung 
eines erblichen Stimmrechts nicht Statt finden kann. 

8.20. Bei der Auswahl der. von dem Könige auf Lebenszeit. zu ernennenben 
Mitglieder tritt keine Beſchraͤnkung durdy Rang, Geburt oder Vermögen ein. N 

. 21. Da es dahin ſteht, wie viele Maforate unter den durch dies Geſetz er- 
leichterten Erforderniffen bis zu ber Eröffnung des naͤchſten Landtages mit Viril- 
flinmen verfehen feyn werden, gleihwohl aber erforderlich ift, daß die der erften 
Kammer der Ständeverfammlung beigelegten erheblichen Rechte und Befugniffe fofort 
durch eine hinreichende Anzahl von ſolchen Mitgliedern duögeübt werden, deren bes 
deutendes, im Königreiche belegenes, Vermögen für ihre befondere Theilnahme an dem 
Wohle und_an den wichtigſten Intereffen des Landes eine genügende ‚in der Natur 
der Sache begründete Gewähr leiftetz fo ernennt der König ftatt der für jegt feh— 
enden Majoratöherren aus ber- Zahl. der notoriſch wohlhabenden, in ben biefigen 
Landen angefeffenen und mit einem umfafjenden Grundeigenthume verfehenen, Ritter: 
gutsbefiger vorläufig auf zwölf Sahre fo viel Mitglieder der erſten Kammer ber 
Ständeverfammlung, daß diefelben, mit Inbegriff der bereits ertheilten Virilftimmen, 
fih im race auf: 24 belaufen. 

Nach Ablauf der gedachten zwölf Jahre treten bie Inhaber inzwifchen neu ges 
ftifteter Majorate, welchen ber König eine Virilſtimme beigelegt haben wird, an 
die Stelle jener Ernannten, indem die oben gedachte Zahl ſodann auf die vorer- 
wähnte Art durch Ernennung wiederum completirt wird, und fol auf diefe Weife 
bis dahin fortgefahren werden, daß die Anzahl ber erblichen Virilſtimmen ſich im 
Ganzen auf mindeftens 24 beläuft. 

‚ Sofern immittelft eines oder das andere ber vom Könige ernannten Mitglieder 
mit Tode abgeht oder aus andern Gründen hinwegfällt, und bereits neue Majorate 
geftiftet find, Tann deren ‚fofortiger Eintritt in die erledigte Stimme vom Könige 
verfügt werden. Auch fteht das Recht der Beilegung einer: Virilftimme unter den 
verfaffungsmäßigen Bedingungen dem Könige, abgefehen von einer fi) ereignenden 
Erledigung, zu jeder Zeit zu. . 

$. 22. Die Mitglieder der zweiten Kammer werben auf die Dauer eines Land: 
tages erwählt. | j * 

Sie beſteht aus: 

1) ſechs Deputirten der Stifter St. Bonifacii zu Hameln, Cosmae und Damiani 
zu Wunſtorf, St. Alexandri zu Eimbeck, Beatae Mariae Virginis daſeibſt, 
des Stifts Bardowiek und des Stifts Ramelsloh, | 

2) einem Deputirten der Univerfität Göttingen, i 

3) zwei von den evangelifchen Königlichen Gonfiftorien zu erwählenden Deputicten 
für das Kirchen: und Schulmefen, | j 

4) vierzehn Deputirten der Ritterfchaften, naͤmlich 

von ber Caleuberg-Grubenhagenſchen Ritterfchaft drei, - 
von der Lüneburgfchen. drei, 

von der Bremen: und Verdenfchen zwei, (04 
von der Doya= und Diepholzjchen. einem, . nn. 
von der Osnabruͤck⸗, Meppen=, Lingens und Bentheimfchen zwei, 
von der Hildesheimfchen zwei, Kr at 1 
von, ber Oftfeisfilchen einem; Bd Wade 

5) aus fünf und dreißig Deputirten ber Städte, naͤmlich — 
zwei Deputirten der Reſidenzſtadt Hannoyer, 

einem, Deputirten der Stadt Goͤtt tan 19 I. Ir ra re 

einem Deputirten der. Stadt Poxthegngg. done ont cl 
einem Deputirten der Stadt Hameln, un: — 
einem Deputirten der Städte Eimbeck und Oſterode, 
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Dransfeld und einer a ae eaealeh 
einem Deputirten der Stadt. Münden, 


einem rer ber Städte Wunftorf, Pattenfen, Neuftadt am Rüben: 


nn »elnem Deputirten der Städte Münder, Bobenwerder, Eldaafen u i 
wei Deputirten der ſieben Harzſtaͤdte, AR en. Ä 
mi ir Imeinem Deputieten der Stabt Lüneburg, 
einem Deputirten der Stabt Uelzen, 
»einem Deputirten der Stadt Gelle, 
einem Deputirten ber Stadt Harburg, 
einem Deputirten der Städte Lühomw, Dannenberg, Higader, Winfen an 
© sc ber Luhe und Wuftrow, 
einem Deputirten ber Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf, Gifhorn, 
»Rethen und Wittingen, 
‚seinem: Deputirten der Stadt Stade, 
einem Deputirten der Stadt Burtehude, 
einem Deputirten ber Stadt Berben, 
meinem Deputicten der Stadt Nienburg, 
einem Deputirten ber Hoyaſchen und Diepholzfchen Flecken, 
einem Deputirten der: Stadt Osnabrüd, ' 6 
este der Städte Quakenbruͤck und Fürftenau und des Fleckens 
elle, 
einem Deputirten der Staͤdte Meppen, Lingen und Haſeluͤne, 
einem Deputirten der Stadt Goslar, 
einem Deputirten der Stadt Hildesheim, 
einem Deputirten ber Staͤdte Alfeld, Peine und Bockenem, 
einem Deputirten der Staͤdte Elze, Gronau, Sarſtedt und Daſſel, 
einem Deputirten der Stadt Emden, 
einem Deputirten der Städte Aurich und Eſens, 
‚einem Deputirten der Stadt. Norden, 
einem Deputirten der Stadt Leer, 
„einem: Deputirten der Städte Scyüttorf, Nordhorn und Neuenhaus; 
6) aus fieben und dreißig Deputirten der ſaͤmmtlichen Grundbefiger aus ben 
„sr Bleden, aus den Freien und aus dem Bauernftande, nämlich) 
von den Fuͤrſtenthuͤmern Calenberg, Göttingen und Grubenhagen fünf, 
vonder Grafſchaft Hohnftein einem, 
von dem Fuͤrſtenthume Lüneburg fünf, 
von den Bremiſchen Marfchen fünf, 
von der Bremifchen Geeft und dem Herzogthume Verben zwei, 
vom Lande Hadeln, mit Einfluß der Stadt Otterndorf, zwei, 
von den Grafichaften Hoya und Diepholz drei, 
von dem Fürftenthbume Osnabruͤck brei, 
von dem Herzogthume Arenberg: Meppen und ber Niedergraffhaft Lingen 


zwei, 
von dem Kürftenthume Hildesheim brei, 
von dem Fürftenthume Oftfriesland fünf, 
von der Grafſchaft Bentheim einem. 
$. 28. Die ‚Stifter, die Landesuniverfität, die Eonfiftorien und bie Staͤdte 
find in der Wahl ihrer Deputirten nicht auf Mitglieder ihrer Corporationen bes ‘ 
ſchraͤnkt, fondern haben die Befugnis, auch außerhalb derfelben diejenigen Perſonen 
zu EHER fie ihe Zutrauen ſchenken, vorausgefegt, daß felbige überhaupt 
ualificirt find. 
h Sowohl die von den Ritterichaften, als die von den übrigen Grundbeſitzern 
zu wählenden Deputirten muſſen dagegen ſelbſt Grundbeſitzer in der Provinz ſeyn, 
aus: welcher fie gewählt werben. Is 
$. 24. Die Deputirten der Nitterfhaften und der übrigeh Grundbefiger muͤſſen 
ein reines, mit Reallaften ober öffentlichen Hypotheken nicht befchwertes, Einkom— 
men von jährlich dreihundert Thalern aus im Königreich ‚belegenem Grundeigenthus 
mie befigen. 2 — 
Die Deputirten der Stäbte muͤſſen entweder ein. reines, mit Öffentlichen Hypo: 
theken nicht befchwertes, Einkommen von dreihundert Thalern bon ländlichen oder 
ſtaͤdtiſchem Grundeigenthume, ober ein im Königreich angelegtes Vermoͤgen von 


WB Or. arg: ſnucunꝰ 
10,000 Athlt. haben, oden ine ilchenslängtiche: Jeſte ——2 Rthlr. 
is T° “ : en 


enießen. nt nn 
2 Die Wahlcorporationen haben ſich von dem Vorhandenſeyn dieſer Qualificatio⸗ 
nen gebührend zu uͤberzeugenn.. a. 4 rk ang 

.25. Die Wahl der ſtaͤdtiſchen Deputirten ieht nach abfoluter Stim⸗ 
as ee gemeinſchaftlich durch ſaͤmmtliche r des Magiſtrats eine gleiche 

nzahl von Buͤrgervorſtehern und eine eben fo ‚große Anzahl von Wahlmaͤnnern, 
die hiezu, nach Maaßgabe der Verfaflung jever Stadt, aus den zu Bürgervorftchern 
qualificieten Bürgern befonders erwählt, werben. Ä Mens 
Mehrere Städte, welche zuſammen einen Deputirten abfenben, wählen gleich: 
falls nad) abfolucer Stimmenmehrheit gemeinfchaftlic durch Wahlmänner nad) einem 
zu erlaffenden Regulative. =. ... — X 
Die Wahlen der Deputirten der nicht zu ben Ritterſchaften gehörenden Grund⸗ 
befiser, fo weit folche ‚nicht bereits regulirt find, gefchehen. nach abfoluter Stim⸗ 
menmebrheit von in jebem obrigkeitlichen Bezirke durch die Deputirten der Gemein» 
den gewählten Wahlmännern in Verfammilungen, bie unter. dem Vorfige eines von 
der obern Regierungsbehörbe zur Leitung des Wahlacts zu ernennenden landesherr⸗ 
lihen Gommiffarien gehalten werben. : | w 
8. 26. Die Mitglieder beider Kammern muͤſſen einer der im Königreiche an⸗ 
erkannten chriftlichen Kirchen zugethan, und, mit Ausnahme der Prinzen des koͤnig⸗ 
lichen Daufes, das Ofte Lebensjahr zurüdgelegt haben. nr 

. 27. Wer wegen eines Criminal-Verbrechens entweder beftraft if ober vor 
Gericht geftanden hat, ohne von ber Beihuldigung völlig Losgefproden zu feyn, 
kann nicht Mitglied der Stänbeverfammlung feyn. 

28. Grunbeigenthümer, über deren Vermögen unter ihrer Verwaltung ein 
Goncurs ausgebrochen und noch anhängig ift, können weder zu Mitgliedern der 
Ständeverfammlung gewählt werden, noch, wenn ſie zur Beit des Ausbruchs des 
Eoncurfes Mitglieder find, in derſelben verbleiben. Diejenigen aber, welde den 
Goneurs von ihren Vorfahren überfommen haben, koͤnnen infofern ald Mitglied der 
allgemeinen Ständeverfammlung zugelaffen werben, als fie übrigens dazu qualificirt 
find, und namentlich das vorbeftimmte Einkommen befigen, wozu auch die von 
ihnen zu beziehende Competenz gerechnet werben fol. -- ; 

$. 29. Mitglieder der allgemeinen Ständeverfammlung können nur ſolche Pers 
fonen feyn, welche ihren :Wohnfig im Königreiche haben, und fi nicht im activen 
Dienfte eines fremden Lanbesherrn befinden. Hievon find nur diejenigen ausgenoms 
men, welche in ben Staaten der Herzoglich Braunfchweig: Wolfenbüttelfchen Linie 
wohnen und im Dienfte ftchen, fo lange hierunter das Reciprocum beobadhter wird. 

Auch findet diefe Beftimmung auf die Standesherren und die Grafen von Stole 
berg zu Wernigerode und zu Stolberg Feine Anwendung, indem dieſe ihren Wohnfig 
* Gefallen nehmen koͤnnen. Denfelben wird außerdem das Vorrecht zugeſtanden, 
daß fie, im Falle der Minberjährigkeit, in: der Verſammlung durd ihren Vormund 
vertreten werben Eönnen, fofern .diefer aus demfelben Haufe feyn und alle ben Stans 
desherren confervirte Rechte ausüben wirb. 

. 30. Saͤmmtliche Mirglieder der Staͤndeverſammlung haben fich als Repräs 
fentanten des ganzen Königreichs anzufehen, und dürfen ſich nicht durch eine bes 
flimmte Inftruction des Standes oder der Gemeinde,‘ von benen fie gewählt find, 
binden laffen. Jedes Mitglied hat das Recht, für feine Perfon eine vollgültige 
Stimme abzugeben, kann aber foldhe nicht auf ein anderes Mitglied Übertragen. 

$. 31. Kein Mitglied fol während der Dauer der Panbtagsverfammlung mit. 
perfönlichem Arreſt belegt werben; es fey denn, baß die Gerichte in dem Falle eines 
ſchweren Eriminalverbrechens wegen beforgter Flucht eine fchleunige Verhaftung noth« 
— finden ſollten, welcher Fall jedoch den Kammern ohne Aufſchub anzuzei⸗ 
gen . , , x 
$. 82. Die Ständeverfammlung fteht, mit Ausnahme des im $. 3.: bes 8. 
Gapitels erwähnten Falles, mit. Feiner andern Landesbehoͤrde, ald, dem. Gabinetd« 
minifterio, in unmittelbarer Gefchäftsverbindung, und kann Erwiederungen und. 
Anträge nur an ben König, deſſen Stellvertreter, ober an bas Cabinetsminiſterium 
gelangen laffen, und auch nur. an dieſe Deputationen abſenden. 7 | 

$. 83. Alle Anträge, ‚welche vom Könige: ober dem Cabinetsminiſterio an bie 
Stände ergeben, follen. jederzeit an die gefammte allgemeine Stänbeverfammiung 
gerichtet werden, fo:wie auch umgekehrt Grwicherungen und Anträge nur von beis 
den Kantmern gemeinschaftlich ausgehen koͤnnen. F 

d. 34. Die Landesherrſchaft hat das. Recht, wenn ſie es fuͤr noͤthig findet, 
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Commiſſarien abzuorbnen, welche den Gigungen der Staͤndeverſammlung beiwoh: 
nen, und an ben Berathfchlagungen Theil nehmen können. 7 

og, 85. Die) Sigungen ind Werhafbfihgen Sehe Kammern der Allgemeinen 
Staͤndeverſammlung folen, der Regel nach, Öffentlich feyn. Ausnahmen von diefer 
Regel müffen eintveten für beide Kammern, fobald die betreffende’ Mittheilung des 
Gabinetsminifterii ausdrücklich als vertraulich bezeichnet ift, und Fiir die eine oder 
die andere Kammer, fobald in derfelben die Entfernung der Zuhörer oder die Nicht: 
bekanntmachung der Kammerverhandlung von einem amvefenden Mitgliede der Kam: 
mer verlangt wird. 

86. Die Dauer eines Landtages ift auf ſechs Jahre feſtgeſetzt. Jedoch 
hangt es von der Landesherrſchaft ab, die Werfammlung auch früher zu jeber Zeit 
aufzulöfen, und eine neue anzufegen, auch zum Bchuf derfeiben nette Wahlen. von 
Deputirten auszufchreiben. BEN 1 

$. 37. ‘Die mit! dem Schluſſe des Landtags abtretenden Deputirten koͤnnen 
wieder gewählt werden. | 
8.838, Jedes Jahr fol eine Verfammlung der allgemeinen Stände gehalt 
ten werben. 

$. 89. Der König oder das Gabinetöminifterium koͤnnen die Ständeverfammlung 
zu jeder Zeit vertagen. Jede Kammer derfelben kann fich verfagen, jedoch auf mehr 
als drei Tage nur unter Genehmigung des Gabinetöminifterii, welches zu ermäßi: 
gen hat, ob die Erledigung der landesherrlihen Propofitionen die gewünfchte Ver: 
tagung geftattet. | 

. 40, Der Anfang und der Schluß der Sisungen jedes Jahrs wird von ber 
Landesherrſchaft verfügt. | Ä 

$. 41, Die Prinzen des Eöniglichen Haufes, die Standesherren, umd bie Gras 
fen von Stolberg zu Wernigerode und zu Stolberg erſcheinen, fo oft es ihnen ges 
u * a Mitglieder der Ständeverfammlung find verpflichtet, den Sitzun⸗ 
gen beisuwohnen. 

5: 42: Die übrigen BVerhältniffe der allgemeinen Ständeverfammlung und bev 
Mitglieder derfelben, "des Erblandmarfchalls, der Präfidenten,  Generalfyndiken und 
der Generalfecretarien, die VBorfchriften über das Verfahren in den Sisungen ber 
Verſammlung und bei Behandlung der, zur Deliberation Eommenden, Gegenſtaͤnde 
find in einem befondern Reglement feftgejegt, welches einen Anhang der gegenwärs 
tigen. Berfaffungsurkunde ausmacht. 


Siebentes Kapitel, 


Bon den Finanzen. ie 


$. 1. Sämmtliche, zu dem koͤniglichen Domanio gehörende Schlöffer, Gaͤr⸗ 
ten, Güter, Gefälle, Forſten, Bergwerke, Salinen und Activcapitalien madıen 
das, feinem ganzen Beftande nad), ftets zu erhaltende Krongut aus. Dem Könige 
und befien Nachfolgern an der Regierung verbleiben alle diejenigen Rechte, welche 
dem Landesherrn daran bis dahin zugeftanden haben. 

di 2. Ruͤtzliche und nothwendige VBeräußerungen ber Gubftanz Fönnen nur in 
ber Maafe eintreten, daß das Aequivalent mit dem Krongute wiederum vereinigt, 
und deſſen fichere und einträglicye Anlegung vorzugsweife durch Erwerb von Grunds 
eigenthum fofort befchafft werde. - | 

Ueber Veränderungen diefer Art fol der allgemeinen Ständeverfammlung jähr: 
lich eine Nachweifung mitgetheilt werben. 

Ganze Domanialgäter bürfen nicht ohne vorgängige Einwilligung der allgemei: 
nen Ständeverfammlung verkauft werden; auch find fofort andere, gleich eintraͤg⸗ 
lihe Güter an deren Stelle zu fegen. 

$. 8. Die Auflünfte des gefammten Krongutes follen ohne Ausnahme zum 
Beften des Landes verwandt werben, unb zwar | 

zunaͤchſt zur Bezahlung der Zinfen der, auf dem Domanio haftenden, Schul: 
ben unb zum allmähligen Abtrage der Paffivcapitalien; 

ferner zum Unterhalfe und der Hofhaltung des Königs, der Königin, fo 
= he miuberfäprigen Prinzen und Prinzeffinnen, Söhne und Toͤchter bes 

nigs; FR 

fo dann aber der Ueberreft, fo wie die bislang mit der Domantalvermaltung 

—— geweſenen Revenuͤen ber Regalien, zur Beſtreitung anderweiter Staats⸗ 
au s i 


ögaben. i 
5% Zur Deckung ber, für ben Unterhalt, fo wie -für die Hofhaltung des 


4 r . 
BO EST. Harnoyez Mc D . Jumrd 
Zinien io tee Kaniglichen Bamilie in eben. bemerkter Ausbehnung exforberkichen, 
uögaben dienen FOR TTRR- ad ' er 
4). die Zinfen eines, in ben -Zahren 4784, dis 1790. in dem englifchen breiprocens 
tigen Gtods belegten, aus:,Revenüen: der Föniglihen Kammer erwachienen, 
Kapitals von Pf. Sterl. 600,000, : welches Capital unveräußerlih und unzer: 
trennlich mit der Krone vereinigt und vererblich feyn foll: 
2) die: Domanialgüter, fo wie die zu dem Domanio gehörenden Zehnten und 
Forſten bis zu dem Belaufe eines Nettoertrages von 500,000. Rthlr. Con: 
ventionsmuͤnze. 
Dieſe Summe kann, bei ſich vergroͤßerndem Bedarf, mit Zuſtimmung ber all: 
gemeinen Staͤnde des Koͤnigreiches, erhoͤhet werden. * 
.. 5% Von dem, im — 1. bezeichneten, Krongute wird ein vom Könige. aus⸗ 
zumwählender Complex, zunaͤchſt beftehend aus Grundſtuͤcken, Zehnten ober Forften, 
—— nach Abzug aller darauf haftenden Ausgaben und Laſten, einem An⸗ 
ſchlage gemäß, 500,000 Kthir. beträgt, ausgeſchieden und der felbfteignen Abmini- 
ſtration vorbehalten, ohne daß die Stände des Königreiches bie geringfte Einwir⸗ 
tung oder Nachfrage, rüdfihtlic der Verwaltung, fo wie der Refultate berfelben, 
in. Anſpruch nehmen koͤnnen. | | 
8.6. Gollte der ſolchergeſtalt feftgeftellte Gütercompler durch VBeräußerungen 
oder Gapitalablöfungen demnähft vermindert werben; fo. behält der König das 
Recht, denfeiben gegen Ueberweifung des, aus der. Veräußerung oder Ablöfung her⸗ 
vorgegangenen, Capitals nad) Seiner Wahl durch andere Gegenftände bes Kron⸗ 
guts ergänzen :zu. baffen,. infofern dexfelbe nicht vorzieht, ‚ben jährlichen Ausfall 
durch eine baare Zahlung von den Revenüen der, im $, 4 Nr. 2, gebathten, Ob⸗ 
jecte, erfest anzunehmen. | ne 
- 8.7. Außerdem bleiben dem Könige die Föniglichen Echlöffer und Gärten, 
bie zur Hofhaltung beſtimmten föniglihen Gebäude, Ameublements, das Güberge- 
raͤth nebft dem Gilbercapitale und fonitigen Koftbarkeiten, alle, zur Hofhaltung ges 
börende, Inventarien, die Bibliothek und die Töniglichen Sagden im. gangen’ Ums 
fange des Königreiches vorbehalten, wogegen berfelbe die damit verbundenen - Aus: 
gaben übernimmt. —92 
$. 8. Die. zur Dotation der Krone ausgeſchiedenen Theile des Kronguts duͤr⸗ 
fen niemal3 verpfändet werben. ' | 


$. 9. Die aus der Dotation der Krone zu beftreitenden Ausgaben find die 
Schatullgelder, die Koften des Hofetats, des Marftalls, die Befoldungen und Pen: 
fionen der. Hofdienerfchaft, die Koften des Hoftheaters, die gewöhnliche Unterhal- 
ns der koͤniglichen Schlöffer und Gärten, und die Koften des koͤniglichen Guel- 
phenordens. 

Dagegen ſind unter den Ausgaben der Krondotation nicht begriffen: die Koſten 
der Erbauung oder Acquiſition und der erſten Einrichtung koͤniglicher Schloͤſſer 
oder ganzer Theile derfelbenz vielmehr muͤſſen dergleichen Koſten, im Falle des Bes 
dürfniffes, auf den Antrag bed Königs,, von der allgemeinen Gtändeuerfammlung 
befonbers. bewilligt werben. oo: | 

6. 10. Zritt eine Regentfchaft ein; fo müffen die, mit berfelben verbundenen, 
Koften aus der Kronbotation beftritten werden. | | 

$. 11. Behuf Vereinfahung der Abminiftration und möglichfter Erfparung 
der, durch diefelbe veranlaßten, Koften, follem künftig fämmtliche,. aus dem Doma: 
nio und aus den Regalien auflommenden, Einnahmen, mit alleiniger Ausnahnie 
der, der. unmittelbaren Adminiftration des Föniglichen Haufes vorbehaltenen, Güter, 
mit den Landesabgaben, Chauffeegeldern und Sporteln in eine einzige. Generalkaffe 
fließen, aus welcher Kaffe alle Ausgaben beftritten werben. wL 

$. 12. Für die Erhaltung der königlichen Prinzen und Prinzeffinnen’ werden, 
wenn es demnaͤchſt das Bedürfniß erfordert, namentlich bei eigner Etablirung und 
Bermählung, befondere Apanagen, Einrichtungs- und Ausftattungskoften ausgefest, 
deren Betrag, auf den Vorſchlag des Königs, von. der allgemeinen Staͤndever⸗ 
fammlung bewilligt wirb. 

"Ueber die Art der Vererbung ber Apanagen auf die Nachkommen ber Bere? 
tigten, wird das zu erlafiende Hausgefeg die nähern Beftimmungen enthalten. - 
Stirbt der Apanagirte, ohne Nachkommen zu hinterlaffen; fo fällt die Apa— 
nage wiederum weg. 5 

„$ 13. Hinterläßt ber König ober ein Prinz des Königlichen Hauſes eine 
Wittwe; fo muß für deren ſtandesmaͤhiges Auskommen, auf den Vorſchlag des 
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Kbnia: und mit. Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung , Sorge getra⸗ 
en werben. | Ä — | 2 * 

— g. 244. Das’ Privatvermögen des Könige, der Königin, der Prinzen und 
Prinzeffinnen „wohin namentlich auch dasjenige: gchört, was aus den „ihnen zuſte 
henden, Revenuͤen acquirirt worden, verbleibt, nad) Maafgabe der. Hausgeſetze, 


oder, fo weit diefe darüber nicht entſcheiden, der Lanbeögefege; der völlig: freien 


Dispofition der Berechtigten. 


$.:15. Weber bie Verwendung ber; zur Dotation der Krone, zu Apanagen 


ober Witthuͤmern der Mitglieder der koͤniglichen Familie ausgeſetzten, Einnahmen 
ſteht den Ständen keine Controle irgend einer Art zu. Ä | 

$. 16. Die Xctivcapitalien der jegigen Schatullkaffe bleiben, wie-bisher, ges 
trennt von den Staatskaſſen, und zur ausſchließlichen Dispofition des Königs. - 

$..17. Ueber die Ausgaben, welche bie Verwaltuug des Landes und deſſen 
Konftige, aus der Generalfaffe zu beftreitende Beduͤrfniſſe erforderlich machen, foll 
der allgemeinen Ständeverfammlung jaͤhrlich ein, nad den Hauptausgabezweigen, 
aufgeftelltes. Budget vorgelegt, und mit, ben nöthigen Etats; und -Erläuterungen 
begleitet werben. | 

$. 18. Der allgemeinen Stänbeverfammlung ſteht bad Recht zu, bad Bubget 
zu prüfen.und zu bewilligen. Ä 

Die auf beftimmten Verpflichtungen (Bundes: und Landeögefegen, Schulden: 
abtrag, Binfen, Befoldungen, Wartegelder, Penfionen u. f. ww.) beruhenden, ober 
für den öffentlichen Dienjt nothiwendigen Ausgaben dürfen von der allgemeinen 
Ständeverfammiung einfeitig, nicht — — werden. Dagegen kann dieſelbe die 
Uebernahme außerordentlicher und ſolcher Ausgaben ablehnen, welche fuͤr bis dahin 
nicht beſtandene Einrichtungen erfordert werden; wie auch ſolche Ausgaben, die im 
Budget nicht verzeichnet find, vorſchlagen, und auf eine Veränderung der Reguli⸗ 
zung ber Koſten von ganzen Dienftzweigen für die Zukunft antragen; und es fol 
Ion derfelben neue Kegulirungen der Koften ganzer Dienftzweige zum rathfamen 
Gutachten vorher vorgelegt werben. ‚ 

Die für. die Dauer der Lebens» ober Dienflzeit zu bewilligenden Gehalte und 
Penfionen werden vom Könige beftimmt. 

8. 19. Die Anfchläge für. die einzelnen Haupfbienftzweige ‚werden bergeftalt 
als ein Ganzes betrachtet, daß die Verwendung und Bertheilung. der, für: jeden 
Hauptdienftzweig im Ganzen bewilligten, Summen ber Beflimmung des betreffen: 
den Minifterialdepartements überlaffen wird, infofern die Verwendung nie für die: 
fen Hanptdienftzweig und ohne Ueberfchreitung des ganzen Credits Statt findet. ° 

Der allgemeinen Ständeverfammlung ftcht eine Mitwirkung bei ber Verthei⸗ 
lung und Berwendung diefer Credite im Einzelnen nicht zu. 


$. 20. Hinfichtlich des Ausgabeetats des Kriegsminifterti wird feftgeftellt, daß 
die Erſparungen, welche hierbei gemacht werben, fo lange baar in den Schatz nie: 
dergelegt werben follen, bis die gefammelten Summen die Hälfte des ganzen Mi: 
litairetatö erreichen. Ueberſteigt bie Grigerung diefen Betrag; fo kann über ben 
weitern Ueberfhuß, mit Einwilligung der Ständeverfammlung, anderweit dispo⸗ 
nirt werben. a 
5. 21. Für außerordentliche, nach Abſchluß des Budgets während der Berta: 
gung der allgemeinen Stänbeverfammlung eintretende, Sandesbebürfniffe, welche, bei 
Feſtſtellung des Budgets, nicht berüchfichtigt worden, und welche gleichwohl nament⸗ 
üch, im Falle eintretender Landescalamitäten, Kriegsrüftungen oder innerer Unrus 
ben, fhleunige Maafregeln und Koftenverwendungen erforbern, fol ein, im dem 
jährlihen Budget nicht befonders aufzuführender, Refervefond beftehen, welcher 
fünf Procent des ganzen Ausgabebudgets ausmacht. Die Dispofition über, diefen 
Refervefonds fieht dem Gefammtminifterio, auf deffen Verantwortung, zu, die Ver: 
wendung aber ſoll ‚ber. allgemeinen Ständeverfammlung ‚bei ihrer naͤchſten Zuſam⸗ 
menkunft nadjgewiefen werben. Ä 
* 8. 22... Gleichzeitig. mit. dem Anfchlage der Ausgaben, fol. der allgemeinen 
Stäntenerfammlung ein Anſchlag der, zu deren Beftreitung erforderlichen, Einnahe 
men vorgelegt werben, welcher alle oben ($. 11.) bezeichnete Einnahmen umfaßt. 
71 528; Die: zur Beftreitung der Landesausgaben, außer den Einnahmen von 
dem. Dpmaniafvermögen und ben Regalien, erforderlichen Steuern und Abgaben 
bedürfen der jährlichen Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammiung;- ohne daf 
jedoch die unverändert fortbewilligten Steuern jährlich von ‚neuem ausgeſchrieben 


— 


zoun Paundver. > 


ai 


ie. Beivilligumg der Steuern darf an keine Bedingung geknuͤpft Werben‘, bie 


md 
nicht —* Wefen oder Verwendung unmittelbar betrifft. Ä 


) 


Sollte die Bewilligung der, von der Landesherrfchaft in Antrag N 
brachten ; zu den Bedürfriiffen des Landes erforderlichen Steuern und "Abgaben An- 
ftand finden , und eine Vereinbarung’ zwiſchen der Landesherrſchaft und der allge- 
meinen Ständeverfammlung darüber nicht getroffen werden; fo Eönnen bie beftchens 
den Steuern und Abgaben, foweit fie nit zu einem "vorübergehenden, bereits er⸗ 
zeichten Zwecke auögefchrieben worden, noch ein Jahr, von dem Ablaufe der legten 
— — an, unverändert forterhoben werben. 1 ; 

8. 25. Anleihen, behuf der, aus der Generallaffe zu beftreitenden, Ausgaben, 
— —* ohne vorgaͤngige Bewilligung der allgemeinen Staͤndeverſammlung ge⸗ 
macht werden. 

Sollte jedoch wegen außerordentlicher Umſtaͤnde die ordentliche Einnahme der 
Kaffe fo bedeutende Ausfälle erleiden, daB die bewilligten Ausgaben nicht beſtritten 
werden könnten; ober follte der oben $. 21. beftimmte Reſervefond benugt werben 
müffen, und dazu’ die. Verräthe und ‚Einnahmen der Kaffen nicht hinreichen; fo 
hat der König während der Vertagung der allgemeinen Ständeverfammlung bas 
Recht, auf den Bericht ded ganzen Minifterii und nad) Anhörung des Geheimen: 
raths⸗Collegii, zu beftimmen, daß eine Anleihe auf den Erebit der Generalkaffe 
bis zu dem Belaufe von einer Million Thaler gemacht werden barf. 

Die desfallfigen Verhandlungen follen jedoch der allgemeinen Staͤndeverſamm⸗ 
lung bei ihret nächften Zuſammenkunft Ds dem Zwecke vorgelegt werben, damit fie 
ſich überzeugen Tann, daß die gemachte Anleihe nothwendig gemefen und zum Beften 
ded Landes verwandt ift, und der Betrag fobann in die Landesfchulden: Etats auf: 
genommen werben. 

. 8: 26, Die Verwendung ber, zur Zilgung ber Landesſchulden ausgeſetz⸗ 
ten, Summen foll, unter Mitwirtung von Gommiffarien der allgemeinen Stände: 
verfammlung , gefhehen. 

8. 27. Die Rechnungen der Generallaffe und aller dazu gehörenden Neben: 
Taffen follen der allgemeinen Ständeverfammläng zur inficht “vorgelegt werden. 
Diefe hat alsdann aus ihrer Mitte eine Commiffion zu erwählen, welche diefe 


- Rechnungen zw prüfen, und der Allgemeinen Staͤndeverfammlung darüber Bericht 


zu erftatten hat, daß die Einnahmen gehörig erhoben, und zu keinen andern. Zwe: 
den, als den Ausgaben, zu denen fie beftimmt worden, verwandt find. Zu biefem 
Zwecke follen der Commiſſion auch die etwa erforderlichen Erläuterungen und bie 
Belege auf Begehren mitgetheilt werben. 

Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, rüdfichtlich deren eine. Nachforſchung 
von Geiten-der Stände. nit Statt finden darf, können nicht anders in Rechnung 
gebracht werden, als wenn dieſe Ausgaben busch eine, von dem Könige und ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern des Cabinetöminifterii zu unterzeichnende, Verfügung als zu 
Landeszweden nothwendig bezeichnet wird. | 


Ahtes Kapitel 
Don den obern Landesbehörden und der Dienerfchaft. 


8. 1. Die oberfte Leitung der Regierung unter dem Könige und beffen etwai⸗ 
gen Stellvertreter wird von dem Cabinetöminifterio wahrgenommen, beffen Mit: 
glieder der König nad) eigner Wahl ernennt und nad) Gefallen entlaffen kann. 

Für die einzelnen Verwaltungszweige beftehen Minifterialdepartements. 

5. 2, Jeder Minifter ober Vorſtand eines Minifterialdepartements ift dem 
Könige. und dem Lande dafür verantwortlich, daß Feine von ihm unterfchriebene 
ober contrafignirte Verfügung eine abfichtliche Verlegung des Staatsgrundgeſetzes 
enthalte. Es follen aber alle, vom Landesheren oder deſſen Stellvertreter ausge: 
bende, Berfügungen von dem Minifter ober Vorftande des Minifterialdepartements 
contrafignirt feyn. ! 

$. 3. Bu einer Unterfuchung und Entſcheidung darüber, ob von einem Mi: 
nifter oder dem Borftande eines Minifterialdepartements eine abſichtliche Verlegung 
des Staatsgrund efehes verfchuldet worden, ift ausſchließlich das Oberappellatiönd 
gericht in einer Berfammlung aller Mitglieder beffelben competentz: tiefes kanun aber 
ein ſolches Verfahren nur in Bolge. einer Anklage von "Seiten der allgemeinen 
Staͤndeverſammlung bes Königreiches anftellen. X 

In einem ſolchen Falle muß die Staͤndeverſammlung dem Koͤnige von der bea 
aAchtigten Anklage, die derſelbe nie hemmen wird, vier Wochen vor deren Anſtellung 
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Die Entſcheidung deffelben kann nur dahin gehen, daß ber Angefchuldigte * 
abſichtlichen —* des Staatsgrundgeſetzes, deren er augeklagt worden, ſchul⸗ 
dig, fen, oder nicht. Im erſtern Falle iſt er durch den Ausſpruch des Gerichte 
von ſelbſt feiner Stelle verluſtig, und kann auch in einem andern Amte nicht wies 
der angeſtellt werden. STE N —2 * 

„Gegen die Entſcheidungen bes Gerichts in ſolchen Faͤllen finden überall kein 
a — Statt; ‚auch find die Abolition und bie — * 
9 Die Urtheile Über ſolche Anklagen werben mit ihren Entſcheidungsgründen durch 
den Para a. befannt gemacht. . . Be J 

$. 4 Ale, in Anweſenheit des Königs in Deſſen Namen von den anweſenden 
Mitgliebern- bes Gabinetsminifterii unterzeichnete, Ausfertigungen haben-die Kraft 
der, vom Könige ſelbſt vollgogenen, Verfügungen. Fe 

$. 5. Zur Berathung wichtiger Landesangelegenheiten, insbefondere der zu ers 
Laffenden .Gefege und. Verordnungen, wie auch der. Entlaffung von Givildienern, 
fol! ein: Geheimcraths : Collegium beftehen, welches aus. den Mitgliedern des Cabi— 
netöminifterii und andern dazu berufenen Perfonen zufammengefest ift. ir 

Daffelde hat in der Regel eine blos ‚berathende Stimme, Nur in den Fällen 
fteht ihm eine, Entfheidung zu, wenn entweder die Frage über die Nothwendigkeit 
der Abtrefung von Eigenthum oder von Gerechtfamen zu Zwecken des Gemeine: 
fens ($. 8. des 3. Kapitels), oder eine — — zwiſchen den Verwaltungs⸗ 
behoͤrden und Gerichten ($. 8.) vorliegt. In beiden Faͤllen erfolgt die Eröffnung 
der Entſcheidung durch das Gabineteminifterium. Add ER 

$+ 6... Die, rein militairifchen. Angelegenheiten, ſoweit es dabei nicht auf Ver⸗ 
änderungen in der Belaſtung der Unterthanen und auf Verfügungen uͤber -außeror- 
dentliche Geldmittel ankommt, insbefondere die innere Organifation der Armee und 
die Anftellung und Entlaffung der Dfficiere, gehen vom Könige aus, ohne daß es 

dabei der Dazwiſchenkunft des Minifterii bedarf. | a 

8. 7. Die in den obern Inſtanzen beftehende Trennung der Landesverwaltung 
von der Rechtspflege ſoll in ber untern Inftanz dba eintreten, 100° befondere "ms 
ftände fie vorzüglich räthlicdy machen. N TE 

8. 8. Die Gerichte find in den Graͤnzen ihrer Gompetenz unabhängig. > 

Entftehen Bweifel darüber, ob eine Sache zur —— Entſcheidung geeig⸗ 
net ſey, oder zur Competenz der Verwaltungoͤbehoͤrden gehöre, und koͤnnen ſich 
dieſe mit den ichten nicht darüber vereinigen; fo follen dieſe Bweifel, nachdem 
die Gründe der Gerichte und der Verwaltungsbehörden gehörig dargelegt worden, 
im Geheimenvaths:Collegio discutirt und entſchieden werden. nn 

$. 9 Die Ernennung und Entlaſſung der Staatöbeamten gehört) unter: Wor- 
behalt der verfaffungsmäßigen Beftimmungen, zu den Rechten des Königs, und 
wird wu. von Demfelben unmittelbar, oder durch die Iandesherrlichen Behör- 

dem ausgeübt... 2 a 7 * 

10. Bei Belegung aller Staatsämter foll, infofern nicht bei "einzelnen 
Dienftftellen eine ausdruͤckliche, gefeglich beftimmte, Ausnahmebefteht, der Unterſchied 
der Geburt überall kein Vorzugsrecht begründen, sin Fan Sana h 

$. 11. Der König wird bei den, von Ihm unmmittelbar ausgchenden, Er: 
nennungen von Givildienern zuvor ‚das: Gufachten des Gäbindtöminifterii oder des 

Departementöchefs vernehmen. Bei Ernennung von Miniftern oder Vorftänden von 
Minifterialdepartements ift dies jedoch nicht erforderlich. 

gr 12, Anwartfchaften auf beftimmte Dienftftellen follen nicht erteilt werden, 
es ſey denn, daf hen Gehülfen altersſchwacher, oder ſonſt an der gehörigen Wahr: 

— nſtellung, 


nehmung ihres Dienſtes verhinderter Diener die kuͤnftige ſelbſtſtaͤndige 
nad) Maaßgabe der von ihnen bewieſenen Thaͤtigkeit, zugeſichert würde. 
$. 13, Jeder Givildiener ‚ mag er vom Könige oder deſſen Behörden erkannt, 
oder von einzelnen Berechtigten und Gorporationen, erwählt, „präfentirt ober er: 
nannt ſeyn, tft durch feinen Dienfteid verpflichtet, bei allen, von ihm felbftftändig 
henden, Verfügungen dahin zu fehen, daß fie: feine Verlegung der Verfaffung 
enthalten, Rode: r befreiet ihn von der Verantwortung, und überträgt die⸗ 
fübe.an-den Wefeplenden, Em we —— 
Kein Civildiener kann feiner Stelle willkuͤhrlich entſezt werden. 
ei aothwendigen Translocationen hat ber Staatsdiener ein Recht auf. ſeinen 
bisherigen Rang und Gehalt, er ’ 


—— 
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Macht eine Verkanderung "der Organiſation Dienſtentlaſſungen nothwenbig; To 
hat der. außer Thaͤtigkeit geſezte Staatsdiener Anſpruch „auf ein. Wartegeld oder 
eine billige Entfhäbigung. ° ' —*— — 
. 16. Wer feinen Dienſt vernachlaͤſſigt und ſich Erinnerungen ud" DIEC- 
Hlinarftrafen feiner dorgefehten Behörden nicht zur Beferung dienen läßt; wer fich 
Dienftverlegungen oder Dienftwidrigkeiten zu Schulden kommen läßt, oder von der 
Gerichtöbehörde wegen eines Bemeinen Verbrechens mit einer Criminalftrafe belegt 
ift, kann nach gemauer Erwägung des, athörig in Gewißheit geſetzten, Berfchuls 
dens, nad) dem Gutachten des Geheimenrathe-Collegii, dem Befinden der Ume 
ände nach, auf eine andere, geringer dotirte Stelle verfegt, vom Dienfte und der 
fenfteirinahne auf längere Zeit fuspendirt, ober hanz aus dem. Dienfte, entlaffen 
werden. Das letztere Fann gegen Mitglieder der Jufkizcöllegien nur durch Kine Ent- 
ſcheidung des Oberappellations gerichts verfügt werben. Pan - 
In Hinficht auf die geringere Dienerfhaft, Tann bei deren Anftelliing “eine 
Kündigung der Dienftes vorbehalten, foldhe aber nie. anders, ala vom Minifterio 
angewandt werden. 5 eg 
9 Syuspenfion vom Dienfte und von der’ Beſoldung auf höchftens einen "Möndt 
und Disciplinarftrafen, die diefe Gränzen nicht überfchreiten, Tonnen von den H% 
bern Verwaltungsbehörden gegen die ihnen untergebene Dicnerfchaft' verfügt werden: ” 
$. 16. Diejenigen Staatsdiener, welche wegen Altersfchwäche, oder wegen an- 
derer Gehrechen, ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen können, und daher 
in den Ruheftand' verfegt werben, follen eine angemeffene Penfton, nah Maafgabe 
ihrer Dienftjahre und ihrer Dienfteinnahme erhalten. a in 
8.17. Keinem Staatödiener Tann die nachgefuchte Entlaffiing verfaßt. wer: 
den; jedoch, muß er ſich vor feinem wirklichen Austritte aus dem Dienfte, auf Ver⸗ 
langen feiner vorgefegten Behörde, aller ihm ‚deshalb obliegenden Verbindlichkeiten 
vollſtandig entiedigen. . 
* a Scchluß. 


Alle, dem gegenwaͤrtigen Staatsgrundgeſetze entgegenſtehende, Geſetze und Ein⸗ 
richtungen ‚werben hiermit: aufgehoben und außer. Kraft geſetzt, und 13° ſoll dagegen 
diefes Geſetz überall zur Anwendung kommen · u: * 

Abaͤnderungen deſſelben koͤnnen nur in Uebereinſtimmung des Koͤnigs und der 
allgemeinen Staͤndeverſammlung des Königreiches getroffen werden. Von dieſer 
koͤnnen ſie nur, im Folge eines, auf zwei nach ‚einander folgenden Landtagen gefaß⸗ 

3, gleichmaͤßigen Beſchluſſes, in Antrag gebracht werden. Auch iſt zu ſolchen 

eraͤnderungen, moͤgen ſie von der Regierung, oder von den Ständen in Antrag 

bracht werben, jederzeit erforderlich, daß in jeder Kammer ber Staͤndeverſamm⸗ 
ung wenigſtens drei Viertel der Mitglieder anweſend ſind, und wenigſtens zwei 
Drittel der Anweſenden fir: die Veraͤnderung ſtimmen. a 
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Das Ergehniß ‚ber Berathungen. ber. niebergefegten. (und am 13. 
Februar 1832. anfgelöfeten) Commiffion ift: bis jest noch. nicht zur öffent: 
lichen Kımde gekommen. Es ward aber dem Könige Wilhelm 4. im 
Frühjahre 1832 zu. London vorgelegt, worauf derſelbe die neugewähk 
ten Stände des Königreiches- zum 30. Mai zufammenberufen ließ. 
Da die Berathungen berfelben über den ihnen vorgelegten. revidir⸗ 
ten- Berfaffungsentwinf noch nicht beendigt find; fo koͤnnen hier nur noch 





zwei Actenflüde ‚mitgetheilt werden: | en, 
4) Die koͤnigliche Declaration an die Ständeverfamme 
lung vom 11, Mai 1832*); und Bu 


In der Erkaͤrung vom '16. Juli 1882 an die Stände, untezeichnet vom 
Bicekönige und ben ſaͤmmtlichen Miniſtern, ward ihnen befannt gemacht, baß 
der König: „bereits am 8, Mai zu dem (am 28. Juni 1882 von ber Bundes⸗ 
verfammlung zu Frankfurt am Main publicirren) Protocolle ‘von 6 Xrtikeln feine 
eg gegeben, und fein Erlaß vom 11: Mai an die Stände darauf ſich be⸗ 


* 
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— die Rebe des Herzogs von Cambridge beider Ew 
vᷣffnung der Ständeverfammlung am 30, Mat 1832, 


5) Declaration des Königs Wilhelm 4. an die 
Staadeverfo matung vom 1. Mai 1832. - 


Wilhelm; der. Vierte König 0 3 yo 

‚As von: der vorigen allgemeinen "Ständeverfammlung — Eabinets⸗ 
miniſterio der Wunſch vorgetragen wurde, daß die Verfaſſung Unſeres Koͤnig⸗ 
reichs in ihren weſentlichſten Beſtimmungen durch ein Staatsgrundgeſetz feft: 
geftellt werden. möge, welches auf beim beſtehenden beruhe/ und diejenigen 
Verbeſſerungen beruͤckſichtige, die die Wohlfahrt Unſerer getreuen Unterthanen 
ſichern und befoͤrdern koͤnnen; fo haben Wir in dem Betracht, daß es dabei 
nicht auf die Begründung einer neuen Verfaſſung, ſondern auf die Feſtſtelung 
deriibeftöhenden; detin Ergänzung amd: Verbeſſerung, nach Maaßgabe der Be: 
duͤrfniſſe Unſers Rönigreiche und feiner: einzelnen Theile ankam, dieſem Wunfche 
Unſerer Seits gem gewillfahrt/ weil Wie dadurch eine Uns angenehme Ver⸗ 
anlaſſung erhieiten, Unſern geliebten Unterthanen zu beweiſen, daß Wir, treu 
den Geſinnungen Unſerer Worfahren; in der Befoͤrderung alles deſſen, was 
den innern Frieden: und die, Wohlfahrt Unſerer — befeſtigen "ann, 
das ſchoͤnſte Vorrecht Unſerer Krone erkennen. Wir Haben: daher Unſer Cabi⸗ 
netsminiſterium mit denjenigen Vorſchriften verſehen, nach welchen, —— 
Abſichten gemäß ‚sein. foldyes Staatsgrundgeſetz beardeitet werden follte, und 
demnächft eine, aus von Uns ernannten und von beiden! Kammern der) vori⸗ 

gen: allgemeinen »Ständeverfammilung etwaͤhlten Mitgliedern zuſammengeſetzte, 
Sommirfon qngepelinet,, um: deren — über: dem: senlachten Eatwurf 
zu vernen 

uUnſere Aofıdy rear: dabei hab. gerichtet, nach Beendigung biefer Erwa 
gungen, die vorige Staͤndeverſammlung nochmals zuſammen zu berufen; allein 
Mir haben diefe Abſicht ungern aufgeben müffen, weil die große Wichtigkeit 
und der Umfang ‚der Arbeiten Unſer Gabinetsminifterium, wie die Commifftsn, 

außer : Stand geſetzt haben, das denſelben aufgetragene Geſchaft ſo — iu 
vollenden, nee Wir Anfangs gehoffe Hätten. .. 

Nachdem: Uns, nunmehr aber. das Refultat biefer‘ Vorarbeiten vorsilege 
wochen iſt, welches im Allgemeinen Unſern landesvaͤterlichen Abfichten ent⸗ 
ſprichtz fo haben Wir Unſer Cabinetsminiſterium beauftragt, "der immittelſt 
neu einberufenen allgemeinen Staͤndeverſammlung den Entwurf des Staats—⸗ 
grundgeſetzes in der Maaße mitzutheilen, wie er nach dem Gutachten der 
Commiſſion bearbeitet, und mit einigen von Uns für angemeffen erachtetm 
Modificationen verſehen iſt. 

+ Mir vertrauen zu unſeret getreuen allgemeinen Staͤnbeiſanmlemng daß 
dieſelbe dieſes Staatsgrundgeſetz mit aller der Umſicht berathen wird, welche 


das. Heil Unſeres Landes und Unſerer geliebten Unterthanen Aferdeie theilen 


derſelben aber, damit Unſere landesvaͤterlichen Abſichten um ſo ſicherer erfuͤllt 
meiden, bijenigen: Hauptgtunbfäge mit, welche ir bei bifeim wichtigen 
Werke befolgt: wiſſen wollen. 

Da wir die innige Meberzeugung — daß die Wohlfahrt — —8 
ſchen Vaterlandes auf der Einigkeit des dazu gehörigen Staaten, und auf. dee: 
gewiſſenhaften Erfüllung. derjenigen Verpflichtungen "beruht, ‚welche. den Bun⸗ 
desſtaaten als ſolchen ‚obliegen ; fo: iſt es Unſer unabaͤnderlicher Wille, : daß der 
Grundſab ausgeſprochen und befolgt werde, daß Unſer Koͤnigreich, als Glied 
des. teutſchen Bundes, alle aus demſelben ‚herfliehende Veryflichtungen theilt 


| 


(81 NHaunever nciiinls 
* er —— Verfaſſung —— an wetrden darf, 


be ‚Borfahren 
ihren — St "gefunden nen hahn, den Une db wa eichs ned 
zubommmen, > .:  Epiri . 

Da gauch ber Frieden jund; das. Gluck ıNnferer on erfor= 
dert, ar eine kraͤftige Regierung vorhanden fey, welche, Über den Parteien 
und Leidenfchaften des Augenbliäs erhaben, jeder Zar ir Stande ift, die 
Rechte und Freiheiten, Aller zu ſchuͤßen und zu erhalten for wollen Wir, daß 
Ung und Unſern dereinſtigen Nachfolgern an ‚der Regierung, -telthe die auf 
diefelben nach dem Rechte der Exfigeburt: und’ ohrie' Theilung:ıdedi Bande zu 
vererbenbe Krone zu tragen haben werben ‚bie Uns zuſtehenden landesherrli⸗ 
hen, Rechte geſichert bleiben, vermoͤge deren Wir die gefammtertaatögemwalt 
in allen aͤußern Verhaituiſſen — — wie im —— beffelben, 
in ling uereinigen, * ‚94 Yun Iris 

Bum eignen Beſten ‚aber fi ind Wir feft- —— 
nicht zu geſtatten, daß Unſer Thron mit. ſolchen Staatseinrichtungen umgeben 
werde, welche nur in Freiſtaaten Ps: und, age einer — 
faflung unvereinbae: find, .. ufn 

Gleichwie Wir folchergeftatt bie Uns En Unfern Noahchleigern an de 
Regierung zuſtehenden Mechte gegen Zweifel und Angriff geſchuͤtzt wiſſen 
wollen; alſo ‚halten Wir auch Unſern landesvaͤterlichen Abſichten entfprechend; 
die Unſern m. Unterthanen zukommenden· Rechte und: Freiheiten offen 

anzuerdennen, und durch das Grundgeſetz des Sonigretche gegen jebe * 
letzung ſicher zu ſtellen. m un 

Dem zufolge mollen Wir, daß Unfere Unterthanen välle Stiubenss und 
Gewiffensfreibeit, und ihren: Rechten. üllew: erforderliche Schutz, imsbefondere 
auch, fo — es * iſt, durch die Landesgerichte geſichert werde, Wir 
erklären , im dieſer Hinſicht, daß kein Unterthan ſeinem ordentlichen Richter 
entzogen werben: fol, außer: in den von den Geſetzen im Voraus beſtimmten 
Faͤllen, ober wenn der Koͤnig, als hoͤchſte und einzige Duelle der Gerichts: 
barkeit, die Gompeteng auf ein anderes ordentliches Gericht aus beſondern 

uͤbertraͤgtz daß. Unfere: Unterthanen, wenn. deren Eigenthüm oder 
Gerechtfame für das Gemeinweſen ſollten in Anfpruch genommen werden 
muͤſſen, wegen des Betrages) der ihnen zukommenden Entſchaͤdigung oder 
wenn wohlerworbene Privatrechte vom einer Verwaltungsbehoͤrde durch Ueber⸗ 
ſchreitung ihrer Befugniſſe verletzt werden, und dieſe Ueberſchreitung der Art 
iſt, daß fie nach gemeinrechtlichen Grundfägen eine Entfchädigungsverbindlich: 
keit begruͤndet, wegen den Schadloshaltung, wie auch im allen: Privatrechts⸗ 
verhaͤltniſſen des Fiscus dev Weg Rechtens bei den Randesgerichten offen ſtehen 
ſoll, und m fo weit letzteres nach den bisherigen Gefegen noch nicht der‘ 
Fall gewefen, ruͤckſichtlich der nach dem Tage der Publication des Grundge⸗ 
ſetzes entſtehenden Forderungen. Wir geſtatten allen Unſern getreuen Unter⸗ 
thanen, ſich mit ihren. Bitten, und in ihren Angelegenheiten: mit ihren Bes 
ſchwerden, unter —— der beſtehenden oder vorzuſchreibenden Formen 
an Unſere Alterh chſte Perfon, wie und) an Unfere Behörden zu wendenz‘ 
erklären aber, daß durch Verfaffung und Gefege nicht geftattete Vereinigungen 
zu ſolchem Zwecke, Insbefonbere ‚auch. * — —“ nie aesufbet 
werden ſollen. ad N 

Wir ——— — ‚jedoch —— — 
— Misbrauch zu — Gefege und * GBeſtimnmungen es 
< | 

Endlich wollen Wir Unfern oetehuen ——— dae Hecht nicht. * 
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ſchraͤnken, unter Beobachtung der gefegfichen Vorſchriften wegen der Mititair- 
pflicht, aus Unferm Königreiche. auszumandern. | 

7 Dagegen erwarten Wir nicht nur, daß alle Unfere Unterthanen Uns und 
Unſern Nachfolgern jederzeit die unverbrüchliche Treue und den gebührenden 
Gehorfam ermweifen werden, fondern fellen auch den Grundſatz feft, daf fie 
alle, nach Maßgabe der ſolcherhalb beftehenden oder zu erlaffenden Geſetze, gleich— 
mäßig zum Kriegsdienfle und zur Zragung der Laften des Königreichs ver: 
pflichtet find; wollen aber, daß die hievon beftehenden, auf den Gefegen des 
teutfchen Bundes beruhenden, wie auch die zu Gunften der geiftlichen Schul: 
und Armenanftalten bewilligten Ausnahmen beibehalten werden follen, 

Es iſt Unfer Wille, daß den Städten, Flecken und Landgemeinden in 
der Verwaltung ihres Vermögens die mit ihrem Wohle vereinbare Selbftftän: 
digkeit, und den Mitgliedern ‘der Gemeinden an der Wahl ihrer Gemeinde: 
beamten eine angemeffene Theilnahme gefichert werden follz; behalten aber der 
Regierung die Auffiht auf das Gemeindewefen, fo weit fie zum Heil des 
Ganzen und zum eignen Beften der Gemeinden erforderlich ift, wie au die - 
Ausübung der fonjtigen Negierungsrechte in den Gemeinden und über diefelben 
ausdruͤcklich vor. . Ä 

Da Wir auch die, Ueberzeugung hegen, daß durch ein wohlgeordnetes 
Gemeindeidefen die Intereffen der verfchiedenen Klaffen Unferer Unterthanen 
am zwedmäßigften unter einander ausgeglichen und geſchuͤtzt werden können; 
fo halten Wir den Bedürfniffen unſers Königreichs entfprechend, daß überall, 
wo folches noch nicht der Fall ift, Gemeindeverbände eingerichtet, und folche 
Beſitzungen, die bisher zu Feiner Gemeinde gehörten, bereits beftehenden Ge— 
meinden- beigelegt werden oder befondere Gemeinden bilden; wobei aber Pro— 
vinzial und Localverhäftniffe, wie auch die beſtehenden Rechte der Betheitig- 
tem ſtets zu berucfichtigen feyn werden. ; 
Hiernaͤchſt haben das michtige Werhältnig und die Rechte der evanges 
Lifchen und der roͤmiſch-katholiſchen Kirche um fo mehr Unfere befondere Auf: 
merkſamkeit in Anſpruch genommen, als eine genaue Feftftellung berfelben 
Uns wefentlich nothwendig fcheint, um die Wohlfahrt und das Gluͤck Unferer 
geliebten Unterthanen, welche zum bei weitem größten Theile zu einer. diefer 
Kirchen ſich bekennen, zu befeftigen; denn in der Beförderung und ber Erhal⸗ 
tung der Religiöfität und der Sittlichkeit erkennen Wir die wichtigfte Grund: 
lage der Gefellfhaft, Wir wollen demnach der evangelifchen, wie der roͤmiſch⸗ 
katholiſchen Kirche in Unferm Königreiche zur Erfüllung ihres heilfamen Zwecks 
alle diejenigen Freiheiten gern geftatten, welche mit den unveräußerlichen 
Schug= und Dberauffichtsrechten der Krone zu vereinigen find; und wenn 
gleich Wir in Anfehung der evangelifchen Kirche Uns und Unfern Nachkom: 
men, und unter Oberaufficht des Minifterii, den Confiftorials oder Presbytes 
rialbehörben die Ausübung der Kirchengewalt in derfelben zum eigenen Beften 
dieſer Kirche ausdrudlich vorbehalten, fo follen dennoch neue Kirchenordnun: 
gen und allgemeine wichtige Veränderungen der Liturgie niemals ohne Be: 
tathung mit einer angemeffenen Zahl evangelifcher Geiftlicher erlaffen werden. 
Sn der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche follen die Kirchenobern in der Aus: 
übung der Rechte der Kirchengewalt gefhügt, und an der Erlaffung allge: 
meiner Anordnungen in Glaubens = und kirchlichen Lehr = und Disciplinars 
ſachen nie gehindert werden, fobald nur diefe für den Staat unnachtheitig: 
befunden find. | , 
Dagegen foll der Regierung ſtets das Oberauffichtsrecht gegen das Aus: 
fchreiten der Kirchengewalt, wie auc bei Beſtaͤtigung und Entlaffung der 
BR ‚Kirchendiener und bei der Verwaltung des Kirchenguts verbleiben, 
22 
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und an der letztern den Kirchengemeinden eine angemeſſene Theilnahme uͤber⸗ 
all zuſtehen. | * 
Das von den vormaligen Klöftern herrührende, von Unfern. Vorfahren 
an. der Negierung zu Zufhüffen zu den Bebürfniffen der. Landesuniverfität, 
der Kirchen und Schulen, und zu wohlthätigen Zwecken aller Art vereinigte 
Vermögen, foll, wie bisher, ſo auch künftig, allein ‚hierzu. beſtimmt bleiben; 
wobei Wir bewilligen, daß Unferer getreuen allgemeinen. Staͤndeverſammlung 
jährlich eine, Ueberficht der Verwendungen aus demfelden ‚mitgetheilt werde. 
Wenn gleich die, gefammte Staatsgewalt in Uns und Unſern Nachfol⸗ 
gern an der Megierung vereinigt bleiben, muß; fo erkennen Wir gleichwohl 
darin, daß Unfere getreuen Stände in Beziehung auf diefelbe gewiſſe Rechte 
auszuüben haben, eins. der weſentlichſten Mittel, die auf die Wohlfahrt: der, 
Unterthanen. gerichteten Abfichten. der Regierung zu befördern. . Damit, aber. 
dieſer heilfame Zweck um fo ficherer erreicht werde, ‚wollen. Wir, daß, wie, 
bisher, nicht nur eine allgemeine Ständeverfammlung des Königreichs, ‚ ſondern 
auch Provinzialstandfchaften. beftehen follen. — | 
Es haben zwar dieſen legtern, bei.der durch die. Vereinigung; aller Unfes 
ver teutfchen Lande zu einem unabhängigen Koͤnigreiche nothwendig gemordes 
nen Errichtung einer, allgemeinen Ständeverfammlung,, mehrere der, von ihnen 
vormals ausgelbten, Rechte entzogen und auf. diefe übertragen werden muͤſſen; 
indeffen finden Wir es dem Bejten Unferer geliebten Unterthanen ‚entfprechend, 
den Provinziallandfchaften diejenigen Nechte zu erhalten, welche mit, biefen 
veränderten Verhältniffen vereinbarlich find. | — 
Wir erklaͤren daher, daß denſelben, deren innere Einrichtung nur nach 
vorgaͤngiger Verhandlung mit ihnen abzuaͤndern iſt, das Recht des Beiraths 
bei provinziellen Geſetzen, und das Recht der Vorſtellung und Beſchwerde 
‚bei Mängeln der Verwaltung in ihrer Provinz geſichert ſeyn ſollen, und hal⸗ 
ten es angemeſſen, ihnen das, Recht der. Bewilligung provinzieller, Abgaben 
zu provinziellen Zwecken zuzugeftehen, hsyır. tachrät 
Was aber die von Unfers Höchitfeligen Heren Bruders Majeſtaͤt zur, 
Bearbeitung der zur ftändifchen Verhandlung ‚geeigneten, das ganze Königreich: 
angehenden, Gegenftände errichtete allgemeine Ständeverfammlung anbetrifft; 
fo halten Wir es dem Beften Unfers Landes angemeſſen, deren durch das 
Patent vom 7. December 1819 feftgefegte Nechte in Anfehung der, Geſetz⸗ 
gebung und der, Anordnung der Finanzen zu erweitern. Indeſſen ſtehen alle, 
dieſe Rechte mit einander dergeftalt in der genaueften Verbindung, , daß eine, 
angemeffene Beftimmung jedes einzelnen derfelben nur unter beftändiger Ruͤck⸗ 
ficht auf alle übrige getroffen werden kann, und es kommt dabei außerdem 
die Einrichtung der Verſammlung ſelbſt weſentlich in Betracht. ER 
Unter diefer Vorausſetzung und ber Bedingung einer der, allgemeinen, 
Ständeverfammlung zu ertheilenden, Unfern Iandesväterlichen Abſichten entz, 
fprechenden, Organifation, erklären Wir über die von derfelben kuͤnftig auszu⸗ 
übenden Rechte hiermit Folgendes : ‚triantin:. — 
Wir wollen, daß zu Erlaſſung neuer, ſo wie zu Abaͤnderung oder 
authentiſcher Interpretation beſtehender Geſetze, welche das ganze 
Koͤnigreich, oder den Bezirk mehrerer Provinziallandſchaften betrefz, 
fen, die Zuſtimmung der. allgemeinen Staͤndeverſammlung erforderlich 
feyn foll. = nd u ir 
Befchließen die Stände Abänderungen des Gefegentwurfs; ſo kann bie, 
Landesregierung ihn ganz zuruͤcknehmen. | © 
‚. Das Recht der ftändifchen Zuftimmung ſoll ſich jedoch auf den weſent⸗ 
lichen Inhalt des Gefeges befchränken, der Landesregierung, dagegen, uͤberlaſſen 
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bleiben, daſſelbe nach Maaßgabe der befchloffenen Grundfäge näher zu bear: 
beiten und zu erlafjen. 

Im Eingange ber — fe. bie verfolgte verfoffungemäfige Buftimmung 
ber Stände erwähnt werde 

Die Mitwirkung. der "Stände foll nicht eintreten bei denjenigen Berflis 
gungen, welche Wir oder Unſere Nachfolger an: der Megierung' über das Heer, 
deſſen Formation, Disciplin und ben. Dienft überhaupt erlaffen. - 
Die Militairaushebungsgeſetze, ſo wie die Rechte und Pflichten der 
uͤbrigen Unterthanen in Beziehung auf das Heer, ſollen jedoch nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Stände, abgeändert werden koͤnnen. | 
WUeber bas zu erlaſſende — Nee iſt mit den Staͤnden zu 
berathen. 

Verordnungen, welche die Ausführung und Hambgabung beſtehender 
Geſetze betreffen, werden von Seiten der Landesregierung allein von ohne 
daß die Mitwirkung. der Stände dazu erforderlich iſt 
- Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Buftimmting beduͤr⸗ 
fende, aber durch das Staatswohl, bie Sicherheit des Landes, oder die . 
Erhaltung ber. ernftlich bedrohten Ordnung dringend gebotene: gefegtiche Ver: 
fügungen, deren Zweck durch 'die Verzögerung vereitelt werden wurde gehen 
von der Landesregierung allein aus. 
Solche eilige Geſetze ſollen im Geſammtminiſterlo beſchloſſen ‚werben, 
und iſt, daß diefes gefchehen, in benfelben auszudruͤcken. Auch follen fie 
den Ständen ‘bei ihrer naͤchſten Zuammenkunft zur verloſſungemaͤßlgen Mit⸗ 
wirkung vorgelegt werden. en 

Alle Geſetze und Verordnungen. werben von Uns, und Unfern Nachfol⸗ 
gern an der Regierung, unter, Beobachtung der oben beftimmten Formen, 
öffentlich verfündigt, und erhal dadurch fuͤr alle Unterthanen unbedingte 
Verbindlichkeit. Alle Germanen und. ‚Gerichte ‚haben auf deren 
Erfüllung zu halten, 
Sollten Zweifel barlıber entftchen, Ä 6 hei ei gehirig veründigten 
Gefege die verfaſſungsmaͤßige Mitwirkung der,, Stände: ‚hinreichend beobachtet 
ſey; fo ſteht nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen. 
Was die Finanzen des Königreichs. anbetrifft; ſo ſteht bekanntuich die 
Dispoſition uͤber die Einnahmen von den Domainen und Regalien Uns 
allein, mit Ausſchluß der Staͤnde, zu, und es iſt davon: von jeher, naͤchſt 
den fuͤr den Landesherrn und deſſen Familie erforderlichen Verivendungen, 
bei weiten der größere Theil ber Landesverwaltungskoſten nach den alleinigen 

Beitimmungen des Landesheren baftritten worden. Wenn daher die vorige 

allgemeine Ständeverfommlung darauf angetragen: hat, daß Wir-Unfere koͤnig⸗ 
lichen Gaffen und die allgemeine Landescaffe zu einer einzigen 'Generalcaffe 
vereinigen möchten, aus einer folhen Bereinigung aber unverkennbar eine 
Beſchraͤnkung der landeshertlichen Dispofitionsrechte. ‚hervorgeht; fo konnten 
Wir billig Bedenken tragen, ob dieſer Antrag zu genehmigen ſey, und müfs 
fen Uns jedenfalls bis zu einer Unſern landesvaͤterlichen Abſichten entſptechen⸗ 
den Vereinigung: alle Unſere desfallfigen Rechte vorbehalten. Da indeflen 
nicht zu verfennen ift, daß durch die beſtehende Trennung ‚der Caſſen die Ein⸗ 
führung zwedmäßiger und für das Land wohlthaͤtiger Einrichtungen häufig 
gar fehe erfchwert, ja ganz unmöglich gemacht wird, und daß befonders bei 
“ der Verwaltung nicht diejenigen Erfparungen gemacht werden können, “welche 
zum Beſten Unferes Königreichs durchaus erforderlich find; fo ertheilen Wir 
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Ruͤckſicht auf. das wahre des Landes bervorgeßenben Bebfngungen, bie⸗ 
durch Unſere allerhoͤchſte Zuſtimmung. 


—* 


Dieſe Bedingungen beſtehen in Folgendem · 
Es ſollen Uns und Unſern Nachfolgern an der Reglerung, an ſaͤmmt⸗ 
lichen zu Unſerm Domanio gehoͤrenden Gegenſtaͤnden, namentlich den 


Schloͤſſern, Gaͤrten, Guͤtern, Gefaͤllen, Forſten, Bergwerken, Salinen 


und Aetivcapitalien, welche das, ſeinem Geſammtbeſtande nach, ſtets 


zu erhaltende Krongut ausmachen, alle diejenigen Rechte verbleiben, 


. „welche dem Landesherrn bis dahin daran zugeſtanden haben, 


9) 


2 
9 


Zur Beſtreitung der für den Unterhalt und die Hofhaltung des Königs 
und der Königin, fo. wie der. minderjährigen Prinzen. und Prinzeffinnen, 
Söhne und Toͤchter des Königs, erforderlichen Ausgaben fol eine 
Krondotation ausgefchieden werben, welche befteht 


a) aus den. Binfen: eines in den Jahren 1784 bis 1790 in den eng= | 


lifchen breiprocentigen. Stocks beiegtin, . aus Reventen der Kammer 
erwachfenen, Capitals von 600,000 Pfd. Sterling, weiches unveräus 
Berlich und unzertrennlich mit der Krone vereinigt und vererblich feyn foll; 


8 aus einer jaͤhrlichen Revenuͤe von 500,000 Rthlr. Conventionsmuͤnze, 


welche aus einem von Uns auszuwaͤhlenden Complexe, zunaͤchſt beſte⸗ 
hend aus Grundſtuͤcken, Zehnten oder Forſten, erfolgt, welcher Complex zu 
Unſerer und Unſerer Nachfolger eignen Adminiſtration vorbehalten bleibt. 
Die letztgedachte Sum mme kann bei ſich vergroͤßerndem Bedarf mit Zur. 
ſtimmung der allgemeinen Stände des Königreichs erhöhet werben, „ 

Bei etwaigen Derminderungen bes ausgeſchiedenen atercompleres 
durch Veraͤußerungen oder Capitalabloͤſungen ſoll zwar das aus der 


Veräußerung dder Ablöfung hervorgegangene Capital jederzeit zur ſichern 


und einträglichen Wiederanlegung, det Generaleaſſe uͤberwieſen werden; 


— 


— 


Wir tollen’ über Uns und Unfem Nachfolgern für immer das Recht, 


vorbehalten, bie Dötation, nach eigner Wahl, duch andere Gegenftände 
des Krongutd ergänzen zu laffen, ober die Rente dee Capitals als 


‚Ergänzung der Krondotation zu nehmen. 


Außerdem ſollen Uns und Unfern Nachfolgern an der Regierung Unfere 
Schlöffer und. Gärten) die zur Hofhaltung beftimmten königlichen Ges 
baͤude, Ameublements, das Silbergeräth nebft dem Silbercapitale und 
fonftigen Koftbarkeiten, alle. zur: Hofhaltung gehörende Inventarien, 


‚bie Bibliothek und unfere Jagden im ganzen Umfange des Königreichs vor⸗ 


behalten bleiben, wogegen Wirdiedamit verbundenen Ausgaben übernehmen, 


6) Aus der Dotation der Krone follen beftritten werden, die Koften des Hofe 


ar 


flaats und des Marftalls, die Befoldungen und Penfionen der Hofdiener: 
ſchaft, die Koften des etwaigen Hofthenters, die gemöhntiche Unterhaltung 
der koͤnigl. Schloͤſſer und Gärten, und die Koften des Guelphenordens. 

Dagegen find unter den Ausgaben der. Krondotation nicht begriffen 
die Koften der Erbauung oder Acquifition und der erften Einrichtung 


koͤniglicher Schlöffee oder ganzer Theile derfelben; vielmehr erfordern 


dergleichen Koften, auf den Antrag des Königs, die Bewilligung der 
allgemeinen. Ständeverfammlung, melde im alle bes Beorfaijjee 
nicht verweigert werben darf. 

Ueber die Verwendung der zur Dotation ber Krone ausgefegten Eins 
nahmen foll den Ständen keine Gontrole irgend einer Art zuftehen. 
Auch können bdiefelben rüdfichtlich der Verwaltung der zur-Krondotation 
ausgefchiedenen Gegenftände, fo wie der Refultate derfelben, überall keine 
Einwirkung in Anfpruch nehmen oder Nachfrage anftellen, 
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8) Das Vermögen der jegigen Chatoullkaffe, von welchem Wir jedoch ein 

Ä im Sahre 1732 von des Königs Georgs IL Majeftät bei der Kammer 

befegtes Capital von 1,100,000 Rthlr. Kaffenmünze zum Beften des 

Landes gänzlich erlaffen tollen, foll wie bisher getrennt von ben 

Staatskaſſen, und das Einkommen davon zu Unferer und Unferer Mache‘ 
‚folgee an der Regierung ausfchließlicher Dispofition bleiben, 

9) Für die in Zukunft nöthig werdenden Apanagen, Witthümer, Ein: 
richtungs⸗ und Ausfkattungskoften der Mitglieder der Eöniglichen Fami⸗ 
lie muß, im Falle des. Bebürfniffes, auf den Antrag des Königs und mit 
Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung, Sorge getragen werden. 

Indem: wie bdiefe Bedingungen feftfegen, gehen Wir von der innigen 
- Weberzeugung aus, daß fie dem eignen Beften des Landes entfprechen, da 
das Gluͤck der Unterthanen mit ber Würde des Herrn in der genaueften Ver: 
bindung ficht. F 

Gleichwohl iſt es Uns nicht entgangen, daß durch die Freigebigkeit, mit 
welcher Unſere Vorfahren an der Regierung, ſeit ſie den Thron von England 
beſtiegen, auf die Einnahmen aus ihren teutſchen Landen verzichtet und ſolche 
zum: Beften des Landes verwendet haben, Verhältniffe begründet find, unter 
denen bie fämmtlichen, nady dem Obigen für die Dotation der Krone feftges 
festen, Einkünfte nicht fofort ausfchließlih zu diefem Zwecke beftimmt werden 
Eönnen, ohne daß daraus manche Berlegenheiten für die Landesverwaltung 
entftehen. Um biefelben zu befeitigen, und das Gküd und den Wohlſtand 
Unfers Königreihs aus allen Kräften zu befördern, und um Unfern getreuen 
Unterthanen einen neuen Beweis Unferer Iandesväterlichen Huld zu ertheilen, 
wollen Wir, falls Unfere, in dieſem Reſcripte niedergelegten, Abfichten erreicht 
woerden, fo Sange Unfere Regierung dauern wird, aus dem Krongute zu Un: 
ferer höchfteigenen perfönlichen Verfügung ein Mehreres nicht, als 6000 Pfd. 
Sterl. von den Zinfen bes in den englifchen breiprocentigen Stods belegten 
Capitals jährlich entnehmen, und außerdem auf diefe Zinfen auch bie Koften 
für die bei Unferer allechöchften Perfon angeftellte teutfche Ganzlei, mit Aus: 
" nahme. der feftftehenden Befoldungen, anweifen. Der Ueberfchuß der Revenuͤen 
ber jedenfalls fogleich gänzlich auszufcheidenden Krondotation, den Wir hier: 
mit auf die Summe von 150,000. Rthlr. beſtimmen, fol ſodann für das - 

Erſte der Generalkaſſe überwiefen werben; es fey denn, daß bebeutende Aus: 

fülle an den Einnahmen der Krondotation eintraͤten, oder Unfere Anweſenheit 

in Unſern teutfchen Landen außerordentliche Ausgaben. veranlafte. 
Da e8 aber durchaus erforderlich: ift, daß Unfer dermaleinftiger Nachfol⸗ 
ger gleich bei feinem Antritte der Regierung Unferes Königreichs Hannover 

über die ‚volle Summe ber Einnahmen der. Krondotation zu verfügen im' 

Stande fey, und Wir nicht wünfchen können, daß daraus: eine neue Bela— 

flung für Unfere geliebten Unterthanen hervorgehe; fo ‚haben Wir Unſerm 

Kabinetsminifterio befohlen, unverzüglich den Plan zu einer folhen Verein⸗ 

fahung ber Verwaltung Unfers Königreichs zu bearbeiten, durch welche das 

Steihgewicht -der Einnahmen und der Ausgaben der Generalkaſſe fo weit 

-hergeftellt wird, daß diefe jenen Zuſchuß zu entbehren im Stande if. Wir 
ſetzen hierzu und zu der Ausführung diefes Plans einen Zeitraum von drei 

Fahren, von der Vereinigung der Kaffen an, feft, und wollen daher auch 

nur fuͤr dieſen Zeitraum jenen Zufhuß bewilligen. Sobald aber der Haus: 

halt der Generalkaſſe dergeflalt regulirt ſeyn wird, daß fie eines Zuſchuſſes 
aus den Mevenüen der Krondotation nicht meiter bedärf, wollen Wir zwar 
bie vorerwaͤhnten, fuͤr Unſere hiefige teutſche Canzlei erfordertichen, ' außerordent⸗ 
tichen Koſten fernet aus berfolhon hofteaniten fallen: damit aber linfer doroin⸗ 
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fliger Nachfolger an ber Megierung deſto mehr .gefichert werde, fo foll dee 
weitere Ueberfchuß während Unſerer Regierungszeit ftets zur Berniehrung des 
Capitalvermoͤgens der Chatoullkaſſe verwandt meiden. 

Daneben aber beftimmen. Wir für die Zukünft, daß, wenn. ein kuͤnfti⸗ 
ger König als Inhaber einer andern Krone außerhalb Landes reſidiren follte, 
neben den auf den Einnahmen der SKrondotation ruhenden. Ausgaben von 
diefen Revenuͤen jährlich eine Summe von 150,000 Rthlr. behufs Verwen⸗ 
dung zw andern Staats ausgaben der Generalkaſſe uͤberwieſen werden ſoll, 
wie auch, daß die Koſten einer etwaigen Stellvertretung des Koͤnigs oder 
einer Regentſchaft aus der Krondotation beſtritten werden muͤſſen. 

In Beziehung auf die Koſten der Landesverwaltung waren: Wir durch 
die Dispofition über die Einnahmen vom Domanialvermögen und den Res 
galien bisher im Stande, nicht nur den beftändigen feften Fortgang der Vera: 
waltung zu fichern, fondern auch bei auferordentliher Veranlaffung diejenigen 
Mittel herbeizufhaffen, welche zur Dedung der nicht vorherzufehenden Aus: 
gaben erforderlich werben möchten. Da das Wohl des Landes unumgänglich: 
nothwendig macht, daß die Regierung auch nad) der Vereinigung der Kaſſen 
in der Lage bleibe, in dem Fortgange der Verwaltung nie gehemmt zu wers 
den, fondern auch in außerordentlichen Faͤllen nicht durch die Vertagung der 
Stände behindert zu feyn, bie für das Wohl des Landes. dringend erforder: 
lihen Maaßregeln zur rechten Beit zu ergreifen; fo finden Wir Uns veranlaft, 
bieferhalb Folgendes zu beftimmen: 

Die Regulirung der Koften ganzer Dienftzweige, fo tie die uͤber Pens 
fionsbewilligungen zu befolgenden Grundfäge, follen gemeinfchaftlicd mit den. 
Stäubden feige” werden. Nac) erfolgter Feftftellung follen diefelben der 
ſtaͤndiſchen Bewilligung zur Norm dienen, bis ein Anderes zwiſchen der Res 
gierung und Ständen ausgemadt ift. 

Ausgaben, die auf beftimmten hunde = ober Lanbesgefeglichen ober auf 
privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, fo wie die von Seiten des Königs 
vor Vereinigung. der Kaffen. feftgeftellten, oder in Gemäßheit der mit. den; 
Ständen vereinbarten Negulative, bewilligten Gehalte, Penfionen und Wartes: 
gelder, dürfen von. der allgemeinen Ständeverfammlung nicht verweigert werden, 

Da Wir nad) dem Obigen vorgefchrieben haben; daß der. Plan zur. künfs 
tigen vereinfachten Landesverwaltung in: drei Jahren ausgearbeitet und. ind) 
Leben eingeführt ſeyn foll, ‚während der Uebergangszeit aber Ausgaben für 
Befoldungen, Penfionen. und Wartegelder nah dem Bedürfniffe neu anges. 
wiefen werden müffen; . fo behalten Wir hierdurch ausdrüdlid vor, daß bis 
dahin, daß die neue Regulicung der Koften ganzer Dienſtzweige zu Stande 
gefommen feyn wird, lediglich nach den bisherigen Beftimmungen und Grunds 
fügen von Seiten der Verwaltung verfahren werden foll, und die folcherges 
ſtalt neu angewiefenen Ausgaben. von den Ständen nicht abgelehnt werden 
barfen. _ | 
Ferner beftimmen Wir, daß die Vertheifung und Verwendung ber für 
jeden Hauptdienjtzweig bewilligten Summen, fofern fie ohne Ueberfchreitung 
des ganzen für denjelben bewilligten Creditd und der mit den Ständen vers 
einbarten Regulative Statt findet, ohne Mitwirkung dee Stände dem betrefs 
fenden Minifterialdspartement überlaffen ſeyn ſoll. 

Erſparungen, welche an der fuͤr das Heer auszuſetzenden Summe zu 
machen ſind, werden ſo lange baar in den Schatz niedergelegt werden muͤſſen, 
bis die geſammelten Summen die Haͤlfte des ganzen Militairetats erreichen. 

Sodann halten Wir fuͤr nothwendig, daß fuͤr außerordentliche, waͤhrend 
Beni Bertagung ber allgemeinen Ständeverfammlung eintretende, Landesbeduͤrf⸗ 
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niffe, melche bei Seftftellung des Budgets nicht beruͤckſichtigt werden konnten, 
gleichwohl fehleunige Koftenverwendung erfordern, zur Werflgung des Ges 
fammtminifterii ein Reſervecredit beſtimmt werde, welcher dem zmanzigften 
Theile des ganzen Ausgabebudgets gleich kommt. 

Endlich wird dem Könige das Recht vorbehalten bleiben muͤſſen, in den 
Faͤllen, wenn entweder die ordentliche Einnahme der Kaſſe ſo bedeutende 
Ausfälle erleidet, daß die bewilligten Ausgaben nicht beftritten werben Eönnen, 
oder fchleunige Rriegerüftungen gemacht werden müffen, die in den Schak 
niedergelegten Erfparungen am Militairetat aber ficy nicht zit der oben be: 
flimmten Höhe belaufen, ober endlich der Mefervecredit benugt werden muß, 
und dazu die Vorräthe und Einnahmen ber Kaffen nicht hinzeichen, während - 
der Vertagung der allgemeinen Ständeverfammlung auf den Bericht des Ge— 
fammtminifterii und nach Anhörung des ‚geheimen Rathscollegii, zu beftim- 
men, daß zu ſolchen Zweden eine Anleihe auf den Kredit der Generalkaffe 
bis zu dem Belaufe von einer Million Thaler gemacht werden barf. 

Wie es übrigens Unfere Abficht ift, daß der allgemeinen Staͤndeverſamm⸗ 
lung die Rechnungen der nach der Vereinigung der Kaffen aus den Revenüen 
der Domainen, Regalien, Steuern und fonftigen Abgaben zu bildenden Ge— 
neralkaſſe und ihrer Nebenkaſſen zu dem Zwecke vorgelegt werben follen, da⸗ 
mit diefelbe ſich davon überzeuge, daß die Einnahmen gehörig erhoben, und 
zu keinen andern Zwecken, al3 den Ausgaben, zu denen fie beftimmt worden, 
verwandt find; fo follen berfelben auch von den, während ihrer Vertagung 
etwa erforderlich geroordenen, außerordentlichen Finanzmaaßregeln bei der naͤch— 
ften Wiederverfamminng ‘die gehörigen Mittheilungen gemacht werden. 

Bei dem großen Umfange der Rechte, welche hiernach ber allgemeinen 
Ständeverfammlung zuftehen follen, ift e8 dringend erforderlich, daß diefelbe 
durch ihre innere Einrichtung, wie durch ihre Zufammenfegung die Sicherheit 
gewähre, daß das wahre Wohl des Landes und aller Klaffen Unferer geliebten 
Unterthanen zu allen Zeiten der alleinige Zweck ihrer Arbeiten fey, welchen 
fie frei von leidenfchaftlichen Aufregungen und von Parteiungen unverrüdt 
vor Augen behalte. 

Wie Wir daher beftimmen, daß bie allgemeine Ständeverfammlung 
tünftig, wie bisher, aus zwei Kammern beftehen fol, welche jedoch nur ge: 
meinfchaftlic; und nur mit dem Könige, beffen etwaigem Stellvertreter und 
dem Minifterig zu communiciren haben; fo glauben Wir auch Unfern getreuen 
Ständen eine Veränderung bdiefer Kammern dringend empfehlen zu müffen. 
Denn, wenn Wir auch gern anerkennen, daß Unfere getreue allgemeine Stände: 
verfammlung bei ihren VBeftrebungen fich ftets das Befte des Landes zum 
Ziele vorgeftedt habe; fo fcheint es Uns doch, daß in der gegenwärtigen Art 

der Zufammenfegung berfelben Schwierigkeiten begründet find, welche veran= 
laffen, daß nicht immer in beiden Kammern die Intereſſen aller Klaffen Un: 
ferer geliebten Unterthanen vollftändig beruͤckſichtigt werden Eönnen, 

Zur Befeitigung dieſer Schwierigkeiten halten Wir für das angemefz 
fenfte, daß die Deputation der Ritterfhaften in die zweite Kammer eintrete, 
fo wie, im Einverfländniffe mit Unferer getreten allgemeinen Ständever: 
fanımlung, Deputirte des Bauernftandes ſchon jegt in ‚biefelbe aufgenommen 
find. Und damit auch ben eben. Stande der Eintritt in diefe Kammer 
gefichert bleibe; fo wollen Wir, außer der Deputation Unfeter Landesuniver: 
fitdt und Unſerer evangefifchen Confiftotien, auch das Recht Unferer Manns: 
flifter, Deputicte in diefe Kammer, . Ihiden, aufrecht erhalten, Da Uns 
indeß angenigt worden iſt, daß ie, zur. Berkthung des Entwurfs des Staats: 
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geben habe, daß hlerin eine Aenderung getroffen werden moͤge; ſo ſind Wie 
für den Fall, daß Unſere getreuen Staͤnde einen ſolchen Wunſch ebenfalls 
hegen ſollten, nicht abgeneigt, zu genehmigen, daß, ſtatt der bisherigen ſechs 
Stimmen, den Stiftern ſelbſt nur drei verbleiben, welche, nach der von 
Uns beabſichtigten Reform dieſer Inſtitute, in der Staͤndeverſammlung al⸗ 
lein durch Mitglieder des geiſtlichen Standes, oder ſolche Maͤnner, die dem 
hoͤhern Schulweſen im Koͤnigreiche angehoͤren, gefuͤhrt werden ſollen, daß 
hingegen die andern 3 Stimmen auf die obere Verwaltung des allgemeinen 
Kloſterfonds übertragen werden. Endlich haben Wir auch kein Bedenken 
gefunden, auf den Vorſchlag jener Commiſſion zu genehmigen, daß dem 
Domcapitel zu Hildesheim die Abſendung eines Deputirten zu dieſer Kams 
mer bewilligt werde. —— 
Was aber die erſte Kammer anbetrifft; ſo halten Wir es fuͤr erforder⸗ 
lich, daß ſie auf andern Grundlagen beruhe, als die zweite, und muͤſſen 
der Meinung ſeyn, daß erblicher Beſitz eines umfaſſenden Grundeigenthums 
und lebenslaͤngliche Ernennung ſich hierzu um ſo mehr eignen, als dieſe ne⸗ 
ben einer allſeitigen Berathung der vorkommenden Gegenſtaͤnde zugleich die 
Feſtigkeit der Grundſaͤtze mehr ſichern, als in einer Wahlkammer ‚der Fall 
feyn kann, deren Mitglieder öfter wechfeln. ri 
Daher ſcheint e8 Uns nothwendig, daß von dem, ber Krone bereits zu⸗ 
ftehenden, Rechte der Verleihung eines erblichen Stimmrechts an Majorats: 
bifiger ein ausgedehnterer Gebraudy als bisher gemacht, und deshalb die 
Summe ber erforderlichen Einkünfte von folhen Majoraten auf 4000 Rthlr. 
jährlich herabgefegt werde, wie auch, daß bis dahin, daß Majorate in bins 
teichender Anzahl geftiftet, und deren Befigem Virilſtimmen ertheilt feyn 
werden, Uns und Unfern Nachfolgern an der Regierung das Recht zuftche, 
im Königreiche angefeffenen, mit einem umfafjenden Grundvermögen verfez - 
benen, Nittergutsbefigern Virilſtimmen zu. verleihen, welche jedoch nur, in 
Folge der Stiftung geeigneter Majorate, vererbt werden. Eönnen, 4434 
Damit aber auch folhe Perſonen, welche zwar die erforderliche. Vermoͤ⸗ 
‚ gensqualification nicht befigen, dennody aber durdy den Umfang ihrer Kennt: 
niffe oder ihren Charakter befonders geeignet feyn Eönnen, an den Verband: 
lungen der erften Kammer Unferer getrenen allgemeinen Ständeverfammiung 
niit Nugen Theil zu nehmen, den Eingang in diefelbe finden Eönnen, wird 
Uns und Unſern Nachfolgeen das Recht zugeftanden werden müjfen, eine 
Anzahl folcher Männer auf ihre Lebenszeit zu Mitgliedern diefer Kammer 
zu ernennen, und daduch auch in dieſer Kammer fowohl die umfaffende - 
Berathung aller vorfommenden Gegenftände zu fichern, als der Gefahr ein- 
feitigee Anfichten in derfelben vorzubeugen. R 
Da aud) die vorige allgemeine Ständeverfammlung darauf angetragen 
hat, dag Wir die Zulaffung von Zuhörern zu den ſtaͤndiſchen Verhandlun— 
gen geftatten möchten; fo wollen Wir diefem Wunſche für die Zufunft 
zwar willfahren, jedod unter der Vorausfegung, daß durch das ſtaͤndiſche 
Reglement folhe Vorfchriften getroffen werden, welche Wir für genügend. erz 
kennen, um den ruhigen Fortgang der Verhandlungen zu fichern, und jedem 
Nachtheil, welcher aus deren Deffentlichkeit für die Verfaffung Unfers Koͤ— 
nigreiches und deffen "innern Frieden hervorgehen könnte, vorzubeugen... .. 
Menn gleich -die Landesverwaltung in ihrem ganzen Umfange, die Ans 
ordnung und Anweiſung der dazu erforderlichen Behörden, und bie Anftellung 
und Entlaſſung der Dienerfhaft für immer Ung und Unfern Nachfolgern 
vorbehalten, bleiben muß; fo erkennen Wir dennoch die Michtigfeit, der" dabei 
zu befölgenden Grundfäge für, das Wohl Unfers "Königreiches und. Unſerer 
J J — 
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Unterthanen fo fehr, daß Wir es angemeſſen gefunden haben, einige derſel⸗ 
ben in das. Staats-Grundgeſetz aufnehmen zu laſſen. I 
Es iſt nämlich Unfer Wille, daß zur Sicherftellung der Verfaſſung jes 


der Miniſter oder Vorſtand eines Minifterialdepartements Uns und Unfern Nahe 


folgern an der Regierung wie dem Lande dafür verantwortlich ſeyn foll, daß 
keine von ihm unterfchriebene oder contrafignirte Verfügung eine abfichtliche 
Verlegung des Staats: Grundgefeges enthalte, und daß er, im Falle einer 
ſolchen Verletzung, von der allgemeinen Ständeverfamminng bei Unferm 
Oberappellationsgerichte _ belangt werden kann. Alle andere Staatsdiener 


können dagegen nur für die, von ihnen felbftftändig ausgehenden, Berfüs ı 


gungen eine ‚folhe Verantwortung tragen, während es die Drbnung des 
Dienſtes unumgänglich erfordert, daß in gehöriger Form erlaffene Befehle 
vorgeſetzter Behoͤrden ſie von der Verantwortung befreien. 

Es ſoll ferner ein Geheimeraths⸗Collegium beſtehen, welches in wichtigen 
Landesangelegenheiten fein Gutachten abzugeben hat, und dem Wir die Ent: 
ſcheidung etwaiger Gompetensftreitigkeiten zwifchen den Verwaltungs» und 
Suftizbehörden in der. Maaße übertragen wollen, daß. die zu folchen Ents 
fheidungen auszumählenden Mitglieder des Geheimeraths-Collegii in jedem 
Falle zur Hälfte Mitglieder der höhern Verwaltungs: und zur Hälfte der 
höhern Juftizbehörden feyn müffen. 

Wie es übrigens ſtets ein unabänderlicher Grundfag der Regierungen 
Unfers Landes geweſen ift, der Mechtöpflege ihren ungehemmten Lauf 
zu laſſenz ſo wollen Wir auch, daß diefer Grundfag in dem Gefege 


ausgefprochen, und zum Heil Unfers Landes zu allen Zeiten befolgt werde. 


Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, fo wie alle, fie betref: 
fende Anftelungen, Anordnungen, und Befehle follen wie bisher, fo auch 
in Bufunft, allein von Uns und Unfern Nachfolgen an der Negierung abs 
haͤngig feyn, und es foll in dem rein militairifchen Angelegenheiten felbft nicht 
der Dazwiſchenkunft des Minifterii bedürfen. ' 

Wir erklären ferner, daß bei Befegung aller Staatsämter, infofern nicht 
bei ‚einzelnen. Dienftftellen. eine ausdruͤckliche, gefeglich beftimmte, Ausnahme 


befteht, der Unterfchied. der Geburt überall Fein Vorzugsrecht begeunden, fonz 


berm lediglich Talent, Kenntniffe, Gefchäftserfahrung und unbefcholtener Cha⸗ 
rakter dabei in Frage kommen follen. | | 

‚Und da. die Erfahrung aller Länder und aller Zeiten auf das. Ueber: 
zeugendjte,bewiefen hat, daß die Güte der Verwaltung und. fomit das. Gluͤck 
ber Unterthanen,: mehr noch als von den Vorzügen der. Einrichtungen, von 
dem. Geifte abhängig iſt, welcher ‚die. Dienerfchaft beſeelt, zu deſſen Erhal- 
tung aber, unumgänglich erforderlich. ift, daß die Männer, welche ihre Kräfte 
bem Dienfte widmen, vor willkuͤhrlicher Behandlung gefhüst werden, auf 
der andern Seite ‚aber. auch nachläffige, unfähige oder aus andern. Gründen 
unbrauchbare Beamte, die, fich einer. Griminalftrafe zu entziehen wiffen, nicht 
zum Nachtheife, des Dienſtes in ihren Stellen beibehalten werden dürfen; fo 
haben Wir, befohlen ‚diejenigen Grundfäge, welche Uns deshalb angemefjen 
feinen, in das Grundgefeg aufzunehmen. 

Da endlich die. Berfaffung des Königreiches, wie alle menfchlihe Ein- 
richtungen, nicht: für ‚ewige ‚Zeiten, feſtſtehen kann, fondern, nah Maafgabe 
der. wefentlichen Veränderungen, welche die. ihre „zum, Grunde, liegenden Ver— 
haͤltniſſe des Ganzen oder der einzelnen ‚Theile: treffen, in. Laufe. der Zeiten 
mobdificise „werden, muß, Abinderungen, von BVerfafjungspuncten aber ftets, 
mit der, srößten Ruhe und. Umſicht berathen und beichloffen werden muͤſſen, 
und, wegen ihrer, Wichtigkeit ‚einer noch groͤßern Sorgfalt „bedürfen, als ans, 
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dere Geſetze; fo halten Wir es für nothwendig, daß feſtgeſetzt Werbe, daß 
ſolche Abänderung nicht nur der gemeinfchaftlichen Zuflimmung des Königs 


und ber allgemeinen Ständeverfammlung, fondern auch ſolcher Formen beduͤr⸗ 


fen follen, daß alle Theile vor einer Uebereilung vollftändig gefichert werden, 
wobei Wir zugleich beftimmen, daß ſolche Abänderungen, ‘die eine Schmäles 
zung ber verfaffungsmäßigen Rechte des Königs enthalten, ober die Einrich⸗ 
tung und die Befugniffe der allgemeinen Ständeverfammiung betreffen, im: 
mer die Zuftimmung des Königs felbft erfordern, nie aber von einem Re— 
genten oder einem Stellvertreter des Königs vorgenommen, noch geitattet 
werben follen. | 

Es wird Unfern getreuen Ständen nicht entgehen, daß mehrere ber, von 
Uns entweder beftimme vorgefchriebenen, oder doch für zweckmaͤßig erachtetem, 
Anorönungen, welche ber Entwurf des Grundgefeges enthält, in genauer 
Verbindung mit einander fichen und fich gegenfeitig bedingen. Sofern ein 
oder, der andere Punct ber legtern Art, auf welchen Wir aus fandesväterliz 
her Sorge für das Gluͤck Unferer Unterthanen ein befonderes Gewicht legen, 
feinen Eingang finden follte, müffen Wir daher Unfere endliche Entſchlie— 
fung über den Entwurf im Allgemeinen, fo twie Über einzelne Theile deffelz 
ben, Uns damit ausdrüdlic vorbehalten. 

| Wir ıc. 
Windſor⸗Caſtle, den 11. Mai 1832, 
William R. 
2. v. Ompteda. 





i) Rede des Herzogs von Cambridge bei der Eroͤff— 
nung der Ständeverfammlung am 30. Mai 1832, 


„Berfammelte, würbige Stände des Königreiches! Die Gegenftände, 
zu deren Berathung Ich die Stände des Königreiches abermals vor dem 
Throne des Königs, Meines erhabenen Bruders, um Mid, verfammielt finde, 
find von fo wichtiger Art, daß fie die gefpannte- Erwartung des Landes er 
regen, und die forgfältigfte Behandlung der Vertreter deffelben in Anfpruch 
nehmen. As die vorige Ständeverfammlung die Seftftellung der Grundges 
fege des Staats als die Mittel bezeichnete, das Wohl des Waterlandes zu 
befördern, ift der König dem geäußerten Wunfche gern entgegengefommen. 
Es würde Mir angenehm gewefen feyn, die Nefultate der, zu dieſem Zwecke 
fofort angeordneten, Vorarbeiten der nämlichen Ständeverfammlung vorzules 
gen, von welcher dee Antrag ausgegangen war. Indeſſen bat der Umfang 
und die Wichtigkeit des Gegenftandes, fo mie die Sorgfalt, welche die an: 
geordnete Commiffion der Prüfung des erften Entwurfs des Staats: Grund: 
gefeged widmen zu müfjen mit Recht fich verpflichtet hielt, hierzu Feine Zeit 
übrig ‚gelaffen. Indem die hieraus erwachfene Arbeit mit den Entfchliefuns 
gen Sr. Majeftät des Könige nunmehr Ihnen vorgelegt werden: wird, find 
Sie, Meine Herren, berufen, dasjenige zu beendigen, was Ihre Vorgänger 
begonnen haben. Die Grundlagen diefer Verfaffungsurkunde find: treue Er: 
füllung der Verpflichtungen gegen das teutfche Vaterland; feſte Bewahrung 
der Nechte des Könige, und offene Anerkennung der Rechte und Freiheiten 
"Seiner Untertbanen. Aber feldft auf ſolchen Grundlagen beruhend, und 
noch fo forgfältig abgefaßt, reicht ein Staats- Grundgefeg allein nicht aus, 
eines Landes Gluͤck und Wohlfahrt zu begründen. - Das vermag nur der 
Veift, der das Ganze belebt; die Gerechtigkeit und die Treue, welche über 
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bee Ausführung wachen. Diefen Geift zu bewahren, fey daher Unſer Ziel, 
bamit den kuͤnftigen Gefchlechtern in des Königs unmandelbarer Liebe zu 
Seinen Untertbanen, fo wie in der Treue, dee Ehrfurcht und dem Vers 
trauen Seines Volks, das theuerfte Erbe der. Väter, und die Bürgfchaft 
glücklicher Tage erhalten werde. Bu den vorzüglichiten Rechten: der Unterthas 
nen gehört eine angemeffene Wirkfamkeit der Stände; um diefe zu Tfichern, 
hält der König einige Veränderungen in deren Zuſammenſetzung rathſam. 
Ein Theil derfelben ift, im Einverftändniffe mit der vorigen Ständeverfamms 
lung, bereits zue Ausführung gelangt. Mit Vergnügen fehe Ich zum ers 
ſtenmale unter den Ständen des Königreiches Deputirte. bisher nicht vertres 
tener Grundbeſitzer. Nüdfichtlih der, von Ihren Vorgängern in Antrag ges 
brachten, Bereinigung der landesherrlichen und der Landeskaffen, werden Ih— 
nen die Grundbedingungen vorgelegt werden, unter denen der König, Mein 
erhabener Bruder, eine folhe Vereinigung geftatten will. Zu näherer Beurs 
theilung der Berhältniffe der landesherrlichen Kaflen wird eine Uebetficht der 
Einnahmen und Ausgaben berfelben damit verbunden werden. Sch empfehle 
Shnen dringend die baldige Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit, weil 
von der Entfcheidung der Vorfragen die Entfchliefung über manche wichtige 
Berhältniffe abhängt. Diefes tritt infonderheit rudfichtlih der Finanzen 
ein. Der König, von dem Wunſche befeelt, die Laften Seiner geliebten Uns 


terthanen zu erleichtern, hat in den legten Jahren durch bedeutende Vermin⸗ 


derung der Steuern bereits bewiefen, wie fehr diefer wichtige Gegenftand | 
Ihm am Herzen liegt. Bu gleichem Zwede find Se, Majeſtaͤt entfchloffen, 

in allen Xheilen der Adminijtration jede irgend zuläffige Erfparung ferner 
eintreten zu laffen. Da aber die nähere Bearbeitung und Ausführung das 
hin abzwedender Eimichtungen weſentlich durch die Vereinigung der Kaffen 
bedingt wird; fo werden für diefen Augenblid nur folhe Vorſchlaͤge gemacht 
werden können, welche den Dienft der Landeskaffe gegen Störungen fichern. 


- Störungen diefer Art find dadurch herbeigeführt, daß mit den vorhin gedachs 
ten ÖSteuererleichterungen auf der einen Seite Ausfälle, und auf der andern 


Seite Mehrausgaben zufammentrafen, welche die öffentlichen Verhaͤltniſſe 
unvermeidlich gemacht haben. Wenn auch in diefer Beziehung das Heran⸗ 
nahen einer gefürchteten Krankheit einige Nachtheile herbeigeführt hat; fo find 
biefe: doch geringer geweſen, als beforgt werden mußte, Mit gerühttem Her— 
zen danke Ich der göttlichen Vorfehung, daß diefelbe die ungleich größere Ges 


. fahr, welche dem Leben Meiner geliebten Mitbürger drohete, — big auf wes 


nige Opfer — gnädig abgemwendet hat. Da die bisherigen Bewilligungen 
für den Neubau der Chauffeen und Landftrafen abgelaufen find, die Ruͤck⸗ 
fihten auf den innern Verkehr, die Anftrengungen benachbarter Staaten und 
die übernommenen Verpflichtungen, die Erneuerung Ddiefer Bewilligungen 
aber dringend. rathfam machen; fo empfehle Ich diefen wichtigen Gegenftand 
Ihrer befondern Fürforge. Won einem ganz vorzüglichen Intereſſe find die . 
gefeglihen Beftimmungen über die Ausführung des, im vorigen Jahre be— 
reits erlaffenen, Gefeges wegen Ablösbarkeit der Zehnten und gutsberrlichen 
Gefälle. Ich zweifle daher nicht an Ihrer bereitwilligen Beförderung der 
dieferhalb vorzulegenden Werordnungsentwürfe. Je wichtiger aber die vers 
ſchiedenen Gegenftände find, zu deren Verhandlung der König, Mein echas 
bener Bruder, die Stände berufen hat; defto mehr rechne Ich darauf, dag 
dieſelben ftet3 eingedenE feyn werden, daß das Wohl des Landes nur durch 
gemaͤßigte Anſichten, durch Nachgiebigkeit bei widerſtreitenden Intereſſen, durch 
Gerechtigkeit und Eintracht, ſo wie durch gegenſeitiges Vertrauen, dauerhaft 
ſich begründen laͤßt. Und dieſes Vertrauen nehme Ich auch ferner für Mich 
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in Anſpruch. Denn die Zuneigung für das Land Meiner Vaͤter iſt feit ef 
ner langen Reihe von Jahren. Mir zur: Gewohnheit, wie zum Bebürfniffe 
geroorden, und gern möchte Ich in der Beförderung Be Gluͤcks einen 
Lohn finden, der Meinem Herzen theuer if. Ich erkläre die allgemeine 
Ständeverfammlung für eröffnet.” | 


| 8 : 
Königreid Württemberg. 
Das vormalige Herzogthum Würtemberg hatte eine Tandfländifche 
Verfaffung, nad) welcher den Ständen bedeutende Rechte zuflanden. 
Dieſe Rechte beruhten auf einem zwifchen bem Regenten und den Stän= 
. den — durch Bermittelung des römifchen Kaiferd Marimiliand 1, des 
Shurfürften Ludwig von der Pfalz, der Herzoge von Bayern und des 
‘ Markgrafen von Baden — am 8. Juli 1514 zu Tübingen abgefchlofz 
fenen VBertrage*), ber magna charta Würtembergd. Er ward im 
Sahre 1515 von dem Herzoge Ulrich, und, im Jahre 1551 von deſ⸗ 
fen Sohne und Nachfolger, dem Herzoge Chriſtoph, beftätigt und un= 
terfchrieben, und bildete bis auf die neuefte Zeit die Grundlage des rechtlichen 
Berhältniffes zwiichen den Herzogen Würtembergs und ihren Ständen, wel: 
che, nach den Beftimmungen bes Vertrages, einen größern Einfluß auf 
die Angelegenheiten des Staates behaupteten, als Die Ständein andern teut⸗ 
ſchen Ländern. Denn während die landſtaͤndiſchen Rechte in den. legtern 
zunaͤchſt auf dem Herkommen und den Landtagsabſchieden beruhten, wa⸗ 
ren ſie in Wuͤrtemberg in einer ſchriftlichen Urkunde ausgeſprochen, 
deren woͤrtlichen und beſtimmt niedergeſchriebenen Sinn man nicht ab⸗ 
Yeugnen oder einfeitig deuten konnte. — In dem Vertrage zu Tübingen 
hbernahmen die Stände 910,000 Gulden, die Schulden deö Herzogs 
Ulrich; dagegen verfprach der Herzog, ohne Willen der Landſchaft 
feinen Krieg anzufangen, Feinen Theil des Landes zu verpfänden, blos 
die verfaffungsmäßig verabfchiedeten Steuern zu erheben, das Eigenthum 
Aller unverlegt zu erhalten, Keinen zu hindern, das Land zu verlaffen, - 
und Keinen in Criminalfällen ohne Urtheil und Recht zu befteafen. 

. Diefe VBerfaffung Würrtembergs blieb im Gültigkeit bis in die 
erſten Jahre des neunzehnten Sahrhundertd. Unter den Landſtaͤnden be: 
fand ſich keiner vom Adel, weil der früher landſaͤſſige Adel Wuͤr⸗ 
tembergs bereits im fechözehnten Jahrhunderte von dem Lande fich trennte, 


*) Der Tübinger, Vertrag fteht in: 3. Er. — ou und 
Zhaten Ulrichs, Herzogs zu Würtemberg und Zed ꝛc., Tuͤb., 209. — 

in: Chr. Fr. Sattler, a bes — dums —S — der Re⸗ 
gierung ber Herzoge. Ulm 1769, 4. Th. 1. ©. 145. — und in: Joh Jac. Mo: 
fer, Sammlung vieler, ſowohl einzein — aber rar ſeyender Urkunden, das 
en Hauß und ee ent betreffend. Tübingen, 1736. 8. 
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und: zur Neichöritterfchaft uͤbertrat?). Blos bie Geiftlichkeit, oder 
die damals herrſchende evangeliſch⸗lutheriſche Kirche, und der Bür 
ger: und Bauernſtand follten durch die Landſchaft vertreten werben. - 
Diefe aber beftand nur aus einer Verfammlung, zufammengefegt aus 
den evangelifchslutherifchen Prälaten von 14, durch bie. Kirchenvers 
befierung fäculatifirten und zum Kirchengute gefchlagenen, Stiftern und 
Klöftern, und aus den Abgeordneten, welche von den Amtöverfammz= 
Iungen und Magiftraten aus ihrer Mitte :gewählt ‘wurden, ; Keim 
berzoglicher Beamter durfte der Wahl beiwohnen, oder -felbft gewählt: - 
werben. "Die Gemählten aber waren. an die Inftructionen der fie 
abfendenden Bezirke gebunden, Auch war Feine beftimmte Zeit für die 
Abhaltung der Landtage feſtgeſetzt, ſo daß die Einberufung. hauptfächlich: 
vom Willen des Herzogs, und gewoͤhnlich von ſeiner Finanzverlegenheit 
abhing. Doch konnten auch die Staͤdte Stuttgart und Tuͤbingen, ſo 
wie der engere landſchaftliche — auf bie — eines Raabios 
ges antragen. in 
Die gefammten, thatſachich von Ben hier gelibten ? Rechte m wa⸗ 
‚ven allerdings im Tübinger Vertrage nicht im Einzelnen aufgeſtellt. 
Sie beſtanden aber im Weſentlichen darin, daß, außer der Reichd= und 
Kreisänlage, ‘feine Steuer, ohne ausdruͤckliche Bewilligung der Stände,‘ 
ausgeſchrieben, und: diefe nur dann bewilligt ‘werben durfte, wenn bie. _ 
Einkünfte des Kammergutes fuͤr den Staatöbebarf nicht zureichten. Auch 
wurden die, von den Ständen: bewilligten, Steuern. durch ihre eignen 
Beamten erhoben, und aus: ihrer Kaffe in feftgefegten: Raten: an bie Resi 
gierung abgeliefert. In Hinficht des Antheild der Staͤnde an ber Ge⸗ 
feßgebung beftand thatfachlich, daß Fein Hauptgefeh ‚ohne Vorwiſſen 
ber Landſchaft, oder doch des’ engern Ausfchuffes, abgeändert, und kein 
wichtiged anderes Geſetz ohne ihren Beirath gegeben : werben durfte. 
Sie hatten ferner das Recht der befcheidenen, aber auch öffentlichen und 
cenfurfreten Vorſtellung, Bitten und Befchwerben 'an den Regenten; ja: 
fie durften ihre: Befchwerden, wenn fie auf dem Wege: der Güte nicht; 
befeitigt wurden, bei Kaifer und Reich zur: rechtlicher Entſcheidung vor⸗ 
legen. Sie hatten endlich dad Recht, ihre innere’ Einrichtung ſich ſelbſt 
zu geben, und ihre Officianten zu ernennen; nur mußten ſi ie, in beider 
Hinficht, bie Genehmigung des Regenten nachfuchen.. > 
Von hoher Wichtigkeit war,. feit der Mitte des fechögehnten Jahr⸗ 
hunderte, das Recht der Stände, permanente Ausſchuͤſſe der Land⸗ 
ſchaft niederzufegen, welche in der Zwifchenzeit zweier Landtage die Rechte 
und Pflichten der Landfchaft handhabten. Diefe Ausfchüffe waren ein. 
Pleinerer ober engerer, und ein.größerer. Der engere Ausfchuß 
beftand aus 2 Prälaten und 6 Abgeordneten der Städte und Aemterz 


*) Vergl. bie Abhandlung: „Zur Geſchichte der Begründung unb 
Entwidelung des conftitutionnellen En in Würtems- 
a in Politz Jahrb. d. Geld. u, Staatsk., 1832, Ih. 1. S. 481, 
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der groͤßere, aus dieſen Mitgliedern bes engern Ausſchuſſed, zu wel⸗ 
chen noch 2 Praͤlaten und 6 Abgeordnete hinzutraten. Die Mitglieder 
des engern Ausſchuſſes wurden auf Lebenszeit gewählt, und dergeſtalt 
ergänzt, daß ber. engere Ausſchuß felbft den Abgang eines feiner Mit⸗ 
glieder aus dem größern Ausſchuſſe erſetzte. Eben fo fland dem enger 
Ausſchuſſe die Wahl der Mitglieder. des größern Ausfchuffes, und. die 
Ernennung der Beamten: der, Landſchaft zu. Allerbings bildete ſich da⸗ 
burch eine Olig archie des. engern Audfchuffes, der Regierung :gegen 
über, beſonders weil in ſpaͤterer Zeit allgemeine Landtage feltener wur⸗ 
ben, der engere Ausfchuß die Rechte derfelben vertrat, und fogar die Bes 
gründung.und Verwaltung einer geheimen Kaffe fich angemaßt hatte, 
über deren. Betrag und Verwendung. er, in ber Regel, feine Rechnung 
ablegte: Dieſer nachtheilige Ariſtokratismus des engern Ausfchuffes warb 
ini Lande: lebhaft gefühlt, und hatte. bie Öffentliche Meinung gegen. fich. 
Mit dieſem Ausfchuffe und mit. der. gefammten Lanpdfchaft felbft lebte 
aber der im Jahre 1797 zur Regierung gelangende Herzog, nachher. 
(4803) Ehurfürft, und. feit dem: 2. Jan. 1806 König Friedrich 1, 
in beſtaͤndigen Steeitigkeiten,, woran die fehlerhafte Geſtaltung der lands 
fländifchen Verfaſſung ‚eben: fo, wie -fein. Praftiger, Leidenfchaftlicher Wille, 
der ganz Über Verfaſſung und Geſetz fich hinwegſetzte, Antheil hatte. 
Deshalbbildete er auch, aus den: ihm: im Meichödeputationshaupticluffe 
4803 zugefallenen beträchtlichen Entſchaͤdigungslaͤndern, ein abgeſondertes 
NReumürtemberg,:dad er nicht mit. feinem Erblande verband, fons 
dern unbefchränft regierte, und in dencelben ein beſonderet Vemwveltungẽ⸗ 
fun: einführtei 

As er aber, nad. dem Bedingungen des Preßburger Friedens vom 
26. Der. 1805, die Souverainetaͤt und königliche Würde ans 
nahm, hob er eigenmächtig.. die - ftändifche: Werfaffung - Altwürtembergs: 
„als eine fir die jetzige Zeit, nicht mehr paſſende Einrichtung” ganz auf, 
und verſchmolz Alt⸗ ‚und Neumürtemberg zu Einem: politifchen Körper, 
ben er unumfchränkt beherrfehte. Er uͤbte allein. die gefebgebende Ge⸗ 
malt; vermehrte. und erhöhte-die Steuern; war nicht frei von Kabinets⸗ 
juſtiz, und beſchraͤnkte die Preßfreiheit, das Auswanberungsrecht, und das 
Recht der; Bürger, Waffen zu: befigen. : Selbft die perfönliche Freiheit 
blieb nicht unbebroht. : Namentlich behandelte er die ihm, in der Rheins 
bunböacte, unterworfenen : vormaligen reichsunmittelbaren Fuͤrſten und 
Grafen mit Haͤrte. Doch beſtand in ſeinem Staate voͤllige Religions⸗ 
freiheit, Gleichheit vor dem Geſetze, und gleichmaͤßiger Antheil cr an den 
ftaatöbürgerlichen Rechten und Pflichten. ' 

In dieſe Zeit der unbefchränkten monarchifchen - Negierungsform in‘ 
Wuriemberg gehoͤrt das wichtige Organiſationsdecret vom 18. Maͤrz 
1806, in welchem der Koͤnig den Geſchaͤftskreis der hoͤchſten Behoͤrden 
des Staates feſt beſtimmte. 
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Wir Friedrich, von Ben Gnaden König von Würteme 
5 ꝛe. ne. un 

entbieten Unfern lieben — Dienem, Vaſallen und untathanen 
une 6 koͤnigliche Gnade. 

—13 fuͤr noͤthig, fuͤr die Geſammtheit Unftet 5 r einem Ganzen 
—*8* alten und neuen Staaten eine durchaus gleichfoͤtmige Staatsver— 
foaltitig anzuordnen und feftzufegen, und haben daher befchloffen und beſchlie⸗ 
gen wie, folgt; 

$. 4. Die, oberſte Staatsbehoͤrde fm, Königreiche if, das koͤnigliche 
Staatsminiflerium. Es beſteht aus den Chefs faͤmmtlicher Departements 
und en Mitgliedern, welche Wir auber dieſen ap ernennen für 
ut. finde 
— . Es ſind 6 Departements: 
4) das. Departement der auswärtigen Angeihenhetten 
das Departement des N . 
3) das Juftizdepartement, 
4) das Kriegsdepartement, 
5) das Finanzdepartement, 
6) daß geiſtliche ‚Departement, | 
6, 3. Das Departement, ber auswaͤrtigen Angelegenheiten, unter der 
Benennung Kabinetsminifterium, hat zu beforgen;, alle. Verhandlungen mit 
Auswärtigen, die Auftechthaltung und genaue Befolgung ber . beftehenden 
Tractaten, die Gorrefpondenz., mit auswärtigen Miniftern, die Ausferigung 
der öffentlichen Cortefpondenz des Königs mit andern Regenten. und Gouver— 
nements, die Angelegenheiten des königlichen Haufes, das. Gerempniel mit 
Auswärtigen, das - Geremoniel im Innern, die Direstion des Poftwelens, 
Drdensangelegenheiten, Standeserhöhungen, die Verwendung fuͤr bie Einige 
lichen Unterthanen im Auslande, Ausfertigung von Paͤſſen und Beurkun⸗ 
dung von Documenten, bie für daſſelbe beſtimmt find. 
$. 4. Das Departement ded Innern umfaßt das polizeiliche, hoatee, 
wirehfhaftfiche und Regiminalfach nach den weiter unten ſotzenden nähern 
aa a 
5.. Bu dem Meffort des uſtizdepartements gehört das Zuftigdefen 
in in deren Umfange.‘ Es führt die —— über faͤmmtiiche Ci⸗ 
vil⸗ und Grimtnafjuftizftellen, ber Advocaten und Notatlen, und. beſchaͤftigt 
ſich mit dem Wortrage heuer Geſetze und Verordnungen, inſofern fi fie. auf. 
rechtliche Berhättniffe und die Juſtizpflege Bezug haben. 
6. 6. Das‘ ON beforgt alles, was zu Militalreintichtum⸗ 
gen im en gehört, 
$. 7. Das Finamdepattement begreift unter ſich alles, was ſich auf 
Staatseinnahmen, fi fie mögen Namen haben, welche fie twollen, bezieht, die 
Oberaufſicht über die Hauptftaatskaffen, über das Rechriungswefen, und über 
alle Stantsausgnben nach dem zu: beftimmenden Finanzplane; Berbefferung 
der Landesadminiftration in Finanzſachen, die Oberauffiht über das Forſt⸗ 
bepartement,, Salinens und Bergmwerksdepartement, über das Münz: und das 
Poſtweſen, infofern_ in Bezug auf das legtere von Einnahmen und Aus⸗ 
gaben die Rede ift. 
6. 8. Zu dem Gefchäftskreife des geiftlichen Departements gehört bee 
Gultus, fowohl ber evangelifchen als Eatholifhen Religion, und anberer im 
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Staate tolerieten Gemeinden, das Curatorium ber Univerficät, Schulen, und 
überhaupt gelehet? und Bildungsanftalten. 

Die Chefs der Departements Haben. Uns den Vortrag: bei Bes 
fegung der darunter begriffenen Stellen zu machen, und zwar gemeinfchaftlich, 
je — ‚ein, Amt in verſchiedener Beziehung unter mehr als ein Depar⸗ 
tement gehoͤrt. 

$.. 10. Die koͤniglichen Collegien find, angewieſen, die ihnen von dem 
Staatsminifterium zukommenden Befehle. aufs en zu befolgen, welche 
buch den Chef des Departements. und, zwei andere Mitglieder bes Staats: 
minifteriumsd unterzeichnet find. 

6. 11. Der Chef eines Departements hat. im Staatsminiſterium den 
Vortrag uͤber die zum obenbemerkten Geſchaͤftskrelſe gehörige ‚Angelegens 
ehen: 
Y .12 e⸗ werden ſo viele geheime Secretairs angeſtellt; als Depar⸗ 
tements find, Feder führt das Protocol in der Seffion über die in‘ fein Des 
partement einfchlagenden Gegenftände, und wird in der Ausarbeitung von den 
weniger beſchaͤftigten unterftügt, Der erfle geheime Secretait empfängt alle 
eintommende Sachen, führt darüber ein’ Diarium, numerirt die verſchloſſe⸗ 
nen, und ſtellt die an das Staatsminiſterium, ohne Bezeichnung des Der 
partements, addreſſirten der geheimen Regiſtratur, die für einzelne Departe⸗ 
ments gehörigen aber den Secretairs berfelben zu, welche fie dem Chef zur 
Eröffnung und Zuruͤckgabe, um das Diarium der Materie nad) ſuppliren zu 
— übergeben. Außerdem find bei dem Staatsminiſterium angeſtellt: 

2 geheime : Archivarii 2 DI Regiſtratoren, unb 5 heheime Can⸗ 

zelliſten + 

u 13. Bu bem Departement ber auswättigen Angetegenbeten oder 
bem Rabinstsminifterium gehören : 

2 Kabinetsminiſter, der Oberceremonienmeifter, der Chef vom Buͤreau dee 
auswärtigen Angelegenheiten, 3 vortragende Näthe, 3 geheime ige 
tionsfecretait®, 1 geheimer Dötrarchlvat, 1 geheimer Regiſtrator, 3 
geheime Kanzelliften. 

— 14. Das dem Kabinetsminiſterium untetgeordnete Ober: Poſtdirec⸗ 
totrium beſteht aus 

Ober⸗Poſtdireector, 2 Ober⸗Poſtraͤthen, 1 Ober poſtſecretalr 1 Se⸗ 

cretair, 2 Kanzelliſten. 

645 Dem Miniſter des Innern ift ein. Generaffectetate und ein 
Kanzellift zugegeben. Der Generalfecretait empfängt die an den Minifter 
befonders einfommenden Sachen, hält. ein Diarium darüber, uͤbergiebt die 
verfchloffenen jenem zur Eröffnung und Vertheilung an bie nachgefegten Stels 
Ien, und contrafignirt die Erpeditionen, welche von dem Minifter unterzeich⸗ 
net werben. 

$. 16. Der ganze Umfang ber zu biefem Dgeczcert ghdrigen Ge: 
ſchaͤft⸗ theilt ſich unter folgende Stellen: 

I. Ober-Landesregierung. 

Dieſe beſteht aus 1 Präfidenten, (8 Raͤthen, 5 Secretalcs 2 Regiſtra⸗ 
toren und 5 Kanzelliſten. 

Zu ihrem Reſſort gehoͤrt das Regiminalfach, beſonders die Wahrung 
ber koͤniglichen Souverainetätstechte, die Landespolizei im Allgemeinen, worun⸗ 
ter jedoch die, Ortspolizei von den 2 Hauptftädten Stuttgart und Ludwigs⸗ 
burg nicht begriffen ift, die Oberaufſicht über die Landbeamten in allen Faͤ⸗ 
ein, mit: Ausfchluffe dee Juſtizverwaltung, Beftätigung der Wahlen zu 
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Magiſtrats⸗ und andem&telten, Sachen in Bezlehung aüf Auswanberung, 
Ertheitung‘ des Unterthanen⸗ und Buͤrgerrechts, Bevölkerungstabellen ,' Be: 
faͤngniſſe, Zucht⸗, Arbeits⸗ und Waiſenhaͤuſer, Armenanftalten, Zünfte und 
Handiverder,: Brandaſſecuration. LE —— 

4.17 Dow Lehenhof bilden der Miniſter des Innern als Lehenptopſt, 
und 2.Refetenten in Lehensſachen; dazu gehören 1 Seeretair und 1 Regiſtra⸗ 
tor, Die Belehnungen ſelbſt aber. gefehehen vor der Ober: Landestegierung 
in Gegenwart. des Minifters des Innen. 2 0:0. ae 

18, Eine befohdere Direction beforgt den "Straßen:, Brüden: und 

Waſſerbau, Marſch⸗ und Einquartierungsfächen. "Sie befteht aus ' 
1 Director, 2 Räthen und 2 Kunftverftändigen in Beziehung auf den 
‚ 26 Bruͤcken⸗ und Waſſerbau, 1 Secretair, 1 Kaffiter, 1 Kanzelliften, 
8.89, Zu Verfehung der auf die Medieinälanftalten und das Saniz 
tätstoefenn.-überhaupt ſich beziehenden Gefchäfte beſteht eine befondere Direc: 
tion in: V RA ar f 
2: Räthen, ben wirklichen Leibmedicis, 2 Leibchirurgis umd 2 Thieraͤrz⸗ 
ten, ‚welche: 1 Secretair und 1 Kanzelliſten erhalten. ———— 
$. 20. I. Ober-Landesoͤconomiecollegium. 

Es hat das ſtaatswirthſchaftliche Fach im Allgemeinen unter ſich. Dazu 
gehören beſonders: Commerz und Landescultur, Manufacturen und Fabriken, 
die über dieſe Gegenſtaͤnde einkommenden periodiſchen Tabellen und Berichte, 
. Geftüte und Schafzucht, Oeconomie der Communen, piorum Corporum und 

Spitäler, das Deconomifhe der Univerjität,. welches vom ‚Staatsminijterium 
dahin. zu geben ift. dr 

$. 21. Diefes Collegium befteht aus BIER ——— 

1 Director, 6 Räthen, 6 Rechnungsräthen, 4 Secretairs, 14 Regiſtra⸗ 
tor, 4 Kanzelliſten. | | Fe, 
Nach Befchaffenheit der Gegenftände wird der Minifter des Innern oder 
der Director Yandelsverftändige, die Directoren der Fabriken und Manu: 
fakturen, und überhaupt Sachverſtaͤndige in fonftigen Fächern beiziehen, 

$. 22. Das Königreich ift in folgende 12 Kreife getheilt: 

4. Kreis Heilbronn. 2. Kreis Ludwigsburg, 3. Kreis Stuttgart. 4, 
Kreis Maulbronn. 5. Kreis: Schomdorf, 6. Kreis Urach, 7. Kreis 
Rotenburg. 8. Kreis Calw. 9. Kreis: Rottweil. 10, Kreis Tutt⸗ 
lingen, 11. Kreis Zwiefalten. 12. Kreis Ellwangen. 

Die zu jedem Kreiſe gehörigen Aemter und Ortſchaften behalten Wir 
Uns bevor, hienaͤchſtens bekannt zu machen. 

$. 23. Es wird eine zweckmaͤßige Eintheilung und Vereinigung der 
Ober: und Stabsämter, Steuereinnehmereien, Kellereien, Verwaltungen u. f. w. 
nach und nad) getroffen werden. Ä 

$..24.. Die unter der Kreiseintheilung begriffenen, bisher zu der foge: 
genannten: Kammerfchreiberei, nun zur Hof⸗ und Domainenfammer gehörigen 
Aemter und Drte find nur in Beziehung auf Regiminals, Juſtiz⸗ und! Po: 
lizeiadminiſtration zu den Kreifen: gerechnet. Die Einkünfte. davon werden 
nad) wie vor unmittelbar an die General: Domainenkaffe eingeliefert und auch 
dahin die Rechnungen geftellt. -. - — A 

$. 25. Jedem Kreiſe iſt ein Kreishauptmann vorgefegt. - Demfelben 
wird ein Actuar zugegeben, der Rechtskenntniſſe haben muß, und- gegen Uns. 
in. Pflichten genommen wird. In allen Regiminal⸗, Polizeis und flaats: 
wirthſchaftlichen Sachen, alfo mit Ausfchluß von Gegenftänden, die fih auf 
m Rechtspflege beziehen, fenden die Beamte ihre Berichte ee den Kreis: 
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hauptmann, welcher, wenn er nichts babei zu. erinnern findet, fie bios mit 
feinem vidit, im entgegengefegten Falle aber mit feinen Bemerkungen begleitet, 
und an die höhern Behörden abgehen läßt. Seine Verrichtungen beziehen 
ſich hauptſaͤchlich auf obgenannte Gegenftände im Umfange des ihm. unterges 
benen Kreifes. Insbefondere beforgt er Straßenfahen, Feuer⸗, Loͤſch⸗, Ar 
men:, Bettelz und überhaupt Sicherheitsanftalten. Er birigiet dad Marſch⸗ 
weſen und die Confeription. Die zu dem Kreife gehörigen Beamten ftehen 
unter ihm, über deren Amtsführung überhaupt ihm eine ſtrenge Aufficht zu 
führen obliegt. Ein bedeutender Theil feiner Verrichtungen wird !in Comes 
miffionen bejtehen, welche ihm von ben obern Behörden werben. übertragen 
werden. N —F 

§. 26. Die adeligen Güter gehören zu demjenigen Kreiſe, in. dem fie 
gelegen find, oder.an welchen fie mit dem geößten: Umfange anſtoßen. Won 
den Beamten, Geiſtlichen, uͤbrigen Dienern und Hinterfaffen des. Adels wird 
die Huldigung Unfern Eöniglichen Beamten abgelegt. Die Rittergutsbeſitzer 
fhwören den Eid der Treue und bes Gehorfams entweder zu Stuttgart vor 
dem Minifter des Innern ‚oder vor dem Kreishauptmanne. Sie ftehen in 
feiner politifhen Verbindung unter ſich. | F 

& 27. Die RMittergutsbeſitzer bleiben im Beſitz und Genuſſe ihrer bis: 
her rechtmäßig bejogenen gutsherrlichen und andern Revenuͤen. Jedoch gebüh: 
ven Uns: alle wefentliche Regalien, befonders auch Zoll, Acciſe, Umgeld, fo 
‚wie das Chauffeegeld ‚- letzteres gegen Uebernahme der Chauffeekoften. 

Wo jedoch das Umgeld aus irgend efnem gültigen Rechtstitel oder durch 

unvordenkliche Verjaͤhrung erweislich hergebracht it, wird wegen beffen Bor. 
nification nach einem billigen Durchſchnitt eine Uebereinkunft getroffen wer: 
den. Eben fo wird denjenigen Gutsbefigern, welche fonft ein nutzbares Re: 
gal, außer obgedachten, * "eine rechtsbeſtaͤndige Weiſe beſitzen, ſoiches unter 
der Hoͤchſten Aufſicht belaſſen, und im Falle hierin irgend eine abaͤndernde 
Maaftegel eintreten ſollte, eine Verguͤtung des jaͤhrlichen, nach einer 2Ojähris 
gen Bilance zu berechnenden, Ertrags zugeſichert. — 

$. 28. Die Ingeſeſſenen adeliger Guͤter genießen bie Rechte und Vor⸗ 
zuͤge Unſrer übrigen: koͤniglichen Unterthanen, und find denſelben Pflichten 
unterworfen, alles unter den in gegenwaͤrtiger Verordnung enthaltenen naͤhern 
Beſtimmungen. In Abſicht der Militaicpflichtigkeit, der Einquartierung und 
Militairfrohnen ſind ſie den koͤniglichen Unterthanen voͤllig gleichgeſtellt, auch 
in der Regel der Nachſteuer und dem Abzuge unterworfen; fo wie die Rit— 
tergutsbefiger felbft mit ihren Angehörigen, wenn das Vermögen fin einen 
Staat erportirt wird, mit welchem fein Freiztigigkeitsvertrag befteht. 

$. 29. In Beziehung auf gedachte Güter hängen die Erxtheilung bes 
Landes:Unterthanenrechtd, der Erlaubnig zum Auswandern, bie Conceffion zu 
Erbauung neuer Gebäude und Anfiedelungen, zu neuen Gewerben, Krämes 
teien, Brauhäufern, Branntweinbrennereien, Wirthshäufern, alle. Einrichtun: 
gen 2 —— ſo wie uͤberhaupt der oberſten Landespolizei, gaͤnzlich 
von Uns ab. E\ 154 Ä Zr 
. 30. Die NRittergutsbefiger ſelbſt, nebſt ihren Angehörigen, find ben 
Geſetzen und Landeöftellen .eben fo, wie andere, ohne einen Vorzug unter: 
worfen, außer daß fie ein forum privilegiatum ‚haben, welches weiter unten 
beftimmt ift. — a, Ä 

$. 31. Wir, werden für die Rittergutsbeſitzer, welche keine Hof> ober 
fonftige Stellen bekleiden, auf ihr unterthänigftes Bitten eine. eigene Uniform 


. beftimmen, auch denjenigen, welche bisher zu Tragung eines Ritterordens 


berechtigt waren, eine in dem Beichen abgeaͤnderte Decoration verleihen, 
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$. 32. Saͤmmtliche Rittergutsbeſitzer find. von Perfonalfteuern befreit, 
hingegen von fonftigen Abgaben nicht, und von. den gewöhnlichen Grund: 
feuern nur in Abſicht foicher. Güter, welche  ermiefenermaßen fchon vor 60 
Jahren ein eigentliches adeliges ſteuerfreies Hofgut zufammen bildeten; die 
Freiheit von Einquartierungen findet für Rittergutsbefi iger in Beiten des Kriege, 
bei Lagern, umd überhaupt wenn Eönigliche Truppen zufammengezogen wer: 
den, nicht Statt. ze 

$. 33. Den Rittergutöbefigern wird bie Forſt⸗ und Jagdgerichtsbarkeit, 
wo fie ſolche erweislich hergebracht und ungeſtoͤrt ausgeübt haben, in ihren 
eigenen geſchloſſenen Jagddriſtricten, und uͤber ihre eigene ſowohl, als die 
zum Rittergut gehoͤrigen Communwaldungen, zur Ausuͤbung nach den koͤnig⸗ 
lichen allgemeinen Fotſt⸗ und Jagdgeſetzen, und unter Oberaufſicht der koͤnig⸗ 
lichen Oberforſtaͤmter und geeigneten Departemente und Collegien, gelaſſen. 

$. 34. Dem Chef des Juſtizdepartements iſt, wie dem Miniſter des 
Innern, sein Oeneralfecretair und ein Kanzelliſt zugegeben. Jener hat in Ab⸗ 
fit feiner Functionen das Nümlice zu. beobachten, was dem Beneralfecretatt 
— — Departement des Innern in. Beziehung auf daſſelbe vorgeſchrie— 

en 

$. 35. Der Juſtizminiſter Kat bel der Oberaufſicht über ſaͤmmtliche 
Civil: und Criminal: Juſtizſtellen beſonders ſein Augenmerk darauf zu rich⸗ 
ten, daß jede Inſtanz in dem vorgeſchriebenen Gange ihrer Gefchäfte und 
Berrichtungen bleibe. 

Alle Klagen über verzögerte Juſtiz müffen zuerſt an ihn gebracht wer: 
den, und erſt dann, wenn feine Abhuͤlfe von feiner Seite geſchieht, darf 
man ſich deswegen an Uns unmittelbar wenden. 

Wenn dergleichen Beſchwerden uͤber Verzögerungen ober Saumfeligkeit 
und Nachläffigkeit der untergeordneten Stellen oder Perſonen ‚vorkommen ; 1; fo 
Wwird der Minifter die —— der Sache ſſogleich ernſtlich unterſuchen, 

und nach Umſtaͤnden, wenn die Klage gegruͤndet iſt, entweder Verweiſe ge⸗ 
ben, oder befonders aggravitende Faͤlle zu Unferet Ketintniß bringen, um mit 
ſchaͤrfern Ahndungen ſtufenweiſe von Geldſtrafen, welche bei ſolchen Gelegen⸗ 
heiten pios usus vetwendet werden ſollen, bis ſelbſt zu Dimiſſion vorge: 
hen zu j 
u: 3 —— dem Juſtizdepattement flehen folgende Collegien: 
Il. Das Ober: Appellationstribunat. 

Hiezu gehören: 1 Präftdent, 1 Director, 8 Done Zribunalcäthe, 2 Se⸗ 
cretairs, 2 Kanzelliſten, 1 Pedell,4 Bote. 

Es entſcheidet als oberſte Juſtizbehoͤrde alle Civil⸗ Juſtiſachen in or 
Inſtanz, und bildet zugleich die Revifionsbehörbe 
8 37. Mündliche Vorträge der Parteien firben bet dieſem Zribunale 
nicht Statt. Es werden ſchriftliche Appellationslibelle eingereicht, und es 
dürfen neue Gründe und Beweiſe im Appellationsproceſſe gebraucht werden. 

$. 38. In zweifelhaften, wichtigen und weitläufigen Fällen wird dem 
Referenten ein Goreferent zugegeben, ‚deffen Wahl von dem Präfidium ab: 
hängt. In eben folchen Fällen cireuliren die Acten weiter bei dem Präfiden: 
ten und noch einem Rathe, der durch jenen beflimmt wird, 

. 39: An: das Ober-Appelkstionstribunal' wird von dem zweiten Ges 
nate des Ober⸗-Juſtizcollegiums in Sachen, die mehr als den Werth von 
200 Gulden betragen, oder welche die Ehre, Gerechtfame oder das ganze 
Vermoͤgen einer Partei betveffen, appellirt. In letztgedachten Fällen, oder 
wenn der Betrag der ie die Summe von 1500 Gulden überfteigt, darf 

23* 
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die Reviflon, nach vorgaͤngiger Hinterlegung der. Succumbenzſumme von 100 

Reichsthalern (ben Falk der ' gerichtlich :beurfundeten Unvermögenheit ausge⸗ 
nommen, wo bie Revifion auch ohne diefe erlegte Summe Statt finden kann) 
ergriffen werden, welche: fodann nach angeordneter Veränderung dev Referen- 
ten. von eben biefern :Zribumale vorgenommen werben wird. . _ 

Nach der auf diefe Art .gefällten Sentenz findet nur in dem außeror- 
dentlichen Falle eine weitere Verhandlung Statt, wenn Wir Uns nad), un- 
mittelbar eingekommener Beſchwerde einer Partei, nach Befund der Umftän- 
de, bewogen finden, ‚ein. befonderes Caſſationstribunal niederzufegen, um die 
—— in endlicher Inſtan ohne Geſtattung nen Rechtömittel zu ent- 
cheiden. 
Menn übrigen® bei- dem. ——— Rechtsmittel der Revifion wegen 
Unvermögenheit keine Summe hinterlegt worden, und die Partei ‚offenbar 
‚als muthwilliger ober verwegener Kläger eifcheint; fo foll die Strafe einer 
14taͤgigen, oder nach Beſchaffenheit der — — dauetnden Incarce⸗ 
ration gegen dieſelbe erkannt werden. 


$. 40. IE: her gußtjeokerliim. 
Diefes theilt fi fi 4* in ne: ‚Der .erfie Senat beforgt das Crimi⸗ 


Derſelbe Den aus’ 

4 Pröfidenten, 8 te, oder Arm, 2 — 1 Regifrator 

und 2Kaͤnzelliſten. 

$. 41. Bon dem erften Senate werden. alle Straffaͤlle, bei denen un⸗ 
ter und bis auf Imonatlihe Zuchthaus: und Feſtungoſtrafe etkannt wird, 
‚ohne weiteres Anbringen erledigt, eben fo Geldſtrafen, melde jedoch fo ſpar⸗ 
fam nie möglich zu wählen ind. bis inclufive 100 Thaler, 

Legalftrafen werden ohne weiteres von dieſem Senate erkannt; “fo wie 
endlich Commiffionsberichte, welche, höhere Straffäle betreffen, zut weltern 
Verhandlung dahin verwieſen werden. 

.42. Wenn Jemand, gegen, welchen der erſte Senat eine‘ Strafe 
erkannt hat, ſich darlıber befchtveren zu koͤnnen glaubt, oder um deren Nach⸗ 
laß, Verminderung oder Verwandlung einfommt; fo ift von. Seite des Se⸗ 
nats der Fall jedesmal dem Suftigminiftee vorzulegen, welchet dann denſelben 
zur höheren Entfcheldung: btingt. = 

-$. 43. :Bu. dem Gelb äftsumfange des zwelten ER gehörten alle 
Civil: Appellationsgegenftände ‚ welche’ von ben. Dberamtei:, Stadte und Pa: 
‚teimonialgerichten dahin gebeacht- werden‘, die, Leitung - der Proceffe bei den 
untern Gerichtsftellen, ferner Eheſachen, MWerhfelfachen und Lehensproceffe. 
Für. die erimirten Perfonen ‚bildet dieſer Senat in Abfiht der Gerichtsbarkeit 
bie. ee Inſtanz. Er befteht aus 

1 Präfidenten, 10 NRäthen oder Aſſeſſoren, 4 Secretairs, 1 Regiſtrator 

und 4 Kanzeltiften. 
9 4% DI. Die Oberaufficht über das gefammte Pupillenweſen iſt 
‚einem befondern Collegium, dem. koniglichen Tutelarrathe, übergeben. Der: 
ſelbe befteht aus - . 
.. 1 Präfidenten, 3 Ober⸗ Juſtizraͤthen, 1 Tutelarrathe 4 Becnungsver 

ftändigen, 1 Secretair und 2 Kanzelliften. . 

$. 45. Die hienady bemerkten Untergerichte wenden ſich in Faͤllen, wo 
Conſilia eingeholt werden, entweder an die Juriſtenfacultaͤt in Tuͤbingen, oder 
an eines der Conſulentencollegien, wovon das eine in. Stuttgart, das andeie 
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in Tübingen: errichtet wird, und jedes aus 7 Juriſten beſteht, deren. Einem 
die Direction Übertragen wird. Dagegen ift gedachten Gerichten unterfagt, 
fih an einzelne Rechtsgelehrte oder an auswärtige Facultäten su Einholung 
von Gutachten zu wenden. 

$. 46. Die Dorf= und Stadtgerichte bleiben vor der Hand an ben 
jenigen Orten, mo fie hergebracht find. 

Mir behalten Uns jedoch vor, diesfalls eine mwoeclmißlert Einrichtung 
ſeiner Zeit zu treffen. 

$. 47. Die Stadtgerichte entſcheiden alte Angelegenheiten, bie ſich bis 
auf 50 Gulden inclufive belaufen, ohne daß diesfalls eine weitere Appellas 
tion Statt finden kann. In Sachen aber, fo ſich darüber belaufen, wie: 
auch in ſolchen, welche Ehre, Gerechtſame, Gilden und. Rechte überhaupt, 
ingleihen das ganze Vermögen einer Partei betreffen, kann an ben zweiten 
Senat des Dber= Juftizcollegiums appellirt werden. Hingegen ceffiren von 
nun an alle Appellationen an die Stadtobergerichte ‚der drei Hauptftädte Stutt: 
gart, Tübingen und Ludwigsburg. | 

$. 48. Ueber die Stadtgerichte hat der Oberamtmann bie Führung 
der Direction ſich ernſtlich angelegen feyn zu laſſen, und ift Uns derſelbe vors. 
zuͤglich für fchleunige und unparteüifche Zufkizpflege verantwortlich. Um ſchrift⸗ 
liche Proceffe fo viel möglich zu vermindern, und Streitigkeiten auf dem; 
Wege der Güte zu fchlichten, wird fi der Oberamtmann nad) der im fol 
genden 8. enthaltenen, hierauf ſich beziehenden Vorſchrift richten. 

$. 49. In Anfehung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit wird in Aemtern, 
wo feine Stadtgerichte befindlich find, die Rechtspflege in erfler Inftanz von. 
dem Ober- oder Stabsamtmanne, mit Zuziehung und im Beifeyn des Amts». 
ſchreibers als Actuars, und zweier Urkundsperfonen, wozu er zwei ber. taug- 
lichiten Magiftratsperfonen oder Schultheißen zu nehmen hat, an ben von 
ihm an beftimmten Tagen abzuhaltenden Amtstagen ausgehbt. | 

In fehr bedeutenden Sachen, wo nämlich die Größe oder die Wichtig 
keit des flreitigen Gegenftandes, oder die Auseinanderfegung ſchwerer und ver- 
widelter Nechtöfragen es nothiwendig machen, hat der Beamte nicht felbjt zu 
enticheiden, fondern entweder von Amtswegen, oder auf Verlangen der ftreis 
tenden Theile, die Acten entweder an die Zuriftenfacultät in Tübingen, ober. 
an eines der oben erwähnten Confulentencollegien zum Spruch Rechtens zu 
fenden. Im geringen Fällen hingegen, 3. B. bei Injurien, Schuldklagen ıc., 
in welchen eigentliche Procepfchriften nicht gemechfelt werden, find die amtlis 
hen Befcheide zu vollziehen, fofern nicht einer der flreitenden Theile ſogleich 
oder Längftens in drei Tagen um fürmliche gerichtliche Verhandlung der Sa: 
che bittet, 

Der Oberamtmann hat die Parteien, melde zu einem fchriftlichen Pros 
ceffe zugelaffen werden wollen, erſt vorzubefcheiden, ihren Streitpunct genau 
zu beftimmen, und ſich Mühe zu geben, den Proceß durch einen Vergleich 
abzufchneiden. Das hierüber zu führende, und von den Urkundsperfonen und 
Parteien zu unterfchreibende Protocol ift den Proceßacten anzufchließen. In 
allen diefen Fällen bezahlen die Parteien die hergebrachten Sporteln, welche 
aber von dem. Oberamte ber herifchaftlichen Gaffe zu verrechnen, und wovon 
bie zwei Urfundenperfonen nach dem: vorgefchriebenen oder in dergleichen Fäl- 
len fonft üblichen Maaßſtabe zu belohnen find. 

Der Gerichtszwang erſtreckt ſich über den ganzen Bezirk des Ober: oder 
Stabsamtes, und wo, wie gedacht, Feine Stadt: oder — — eingefuͤhrt 
find, hat der Ober: oder Stabsamtmann das Recht, die actus voluntariae 
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In Abfihe dee Appellation von diefen Oberamtögerichten * der Ap⸗ 
pellationsſumme gelten die namuchen Beſtimmungen, wie bei den Stadtge— 
richten. 

$. 50. In Straffällen — bie Ober: oder Stabsbeamten bis auf 
10 Thaler und bis auf 8 Tage Incarceration erkennen. 

Ä Sn Krankheits- oder Abmwefenheitsfällen ift der Oberamtsactuar der ges 

fegliche Amtsverwefer. Derſelbe muß ſich aber vor feiner Annahme, die, fo 
wie feine Belohnung und Entlaffung, dem Beamten überlaffen bleibt, ber 
weiter unten angeorbneten Prüfung unterwerfen, und gegen Uns durch den 
Kreishauptmann in Pflichten genommen und beeidigt werden, welchen leg: 
tern auch jede Veränderung mit dem Actuar zeitig anzuzeigen iſt. 
.,$51. Wo adelige Patrimonialgerichte beftehen, üben biefe die Civil 
gerichtsbarkeit in erfter Inftanz aus. 

Bon denfelben wird, wie von den vorgebachten Untergerichten, unter 
gleichen Beſtimmungen, an den zweiten Senat des Ober: Juftizcollegiums 
appellitt. 

t Die anzuftellenden Juſtitiarien müffen vorher fih einer Prüfung über 
ihre Kenntniffe und fonftige Qualjtäten auf die hienach beſtimmte Art unter 
werfen, die hoͤchſte Confirmation abwarten, und befonders dahin verpflichtet 
werden, in allen ihren Amtshandlungen bie Eöniglichen Gefege und die ihnen 
von den koͤniglichen Landesftellen zugehenden Verordnungen zur alleinigen 
Richtſchnur ihres Verfahrens zu nehmen. Wer nicht einen eigenen Juſtitia⸗ 
rium diefer Art Hält und die ihm zuftehende Eiviljurisdietion ausüben will, 
hat hiezu, mit Vorwiſſen bes Eöniglichen Ober: Fuftizcollegiums zweiten Se 
nates, einem benachbarten Eöniglichen Beamten ober bereits beftätigten Juſti— 
| tiario den — zu ertheilen. 

$. 52. Im Straffaͤllen iſt die Befugniß der Juſtitiarien die naͤmliche, 
wie die der uͤbrigen koͤniglichen Beamten; es waͤre denn, daß die Ortsherr⸗ 
ſchaft ein Mehreres in Beziehung auf die Criminaljurisdiction hergebracht 
haͤtte, in welchem Falle die Einhohlung von Conſilien bei den obengenannten 
Behörden Statt finden, und die Acten vor der Publication und Vollziehung 
der Strafe an ben eriten Senat Unſers Ober: Juftizcollegiums eingefchidtt 
werden follen, welcher die höhern Fälle zu Unſrer Allerhoͤchſten Genehmigung 
‚ vorlegen wird, 

6. 53. Saͤmmtliche Nittergutsbefiger find als Privilegiati in Civil: . 
Quelsdictionsfällen dem zweiten Senate des Tber-Juſtizcollegiums in erſter 
| — ſo wie in Eriminalfaͤllen dem erſten Senate deſſelben unter⸗ 
wotfen. 
$. 54. Der Kriegsminiſter erhält für bie kriegsraͤthliche und Militair⸗ 
geſchaͤfte ſeine eigne Kanzlei. 

Das bereits organiſirte Kriegscollegiom beſteht aus 1 Präfidenten, dem 
Krlegsminifter, dem Bicepräfidenten, zugleich General⸗Intendant, dem jemweis 
ligen Director bes Ober: Finanzdepartements, 4 Ober: Kriegscommiffario, 1 
Ober⸗ Intendanten, 2 Kriegsräthen, 1 Rechnungscontroleur, 2 Sectetaird und 
2 Kanzeltiften: 

$. 55. Unter dem Finanzminiſter ftehen nachfolgende Behörden, von 
welchen allen er Präfident ift. Um die ſtete Communication mit diefen ver: 
fhiedenen Stellen zu unterhalten und zu erleichtern, find ihm, neben dem 
Generalfecretair und einem Kanzelliften, befonders zwei Mäthe zugegeben, in. 
Verbindung mit melden legten er zugleich die Generalftantscontrole bildet, 
und vierteljährig über alle Zweige der — einen umfaffenber 

Generalbericht erftattet, 
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son 2 ch Ober⸗Finanzdepartement. 

E beſteht aus 1 Director, 1 Procurator, 12 Raͤthen, 1 Seneraltaf: 
* mit Sitz und Stimme im Collegio, welcher 2 Kammerraͤthe und 2 
Buchhaltet unter ſich hat. 

Zul der Rechenbank, woruͤber 2 Raͤthe beſonders die Aufſicht flhten 
— 24 Kammerraͤthe, 4 Forſt-Kammerraͤthe, 12 Buchhalter, 

zu dem Secretariat und Schreibtiſch: 8 Secretairs, 3 Regiſtratoren fuͤr 
die — Acten, 4 Regiſtratoren für ‚die aͤltern sten, 5 Kanzelliften. 
| F II Forſt-Direction. 
— gehören: 2 Forſtmaͤnner aus den erſten Claffen ber Sorftbenrnten, 
1 Juſtizrath, 2 Hofräthe, 4 Forfträthe mit Sig und Stimme, ſodann 2 
Seretairs, 1 Regiftrator, 2 Kanzelliften. 
. II. Berg-, Salinen: und Münzbirection. 

1 Dirertor, 1 Juſtizrath, 2 Hof⸗ und Sinangeäthe, 3 Bergräthe mit 
Sig und Stimme, 1 Sectetair, 1 Kanzellift. 

IV. Ober- Steuerdirection. 

4 Director, 1 Rath aus dem Ober:Finanzdepartement, 2 Ober-Steuer- 
eäthe, fodann 2 Ober: Steuereinnehmer, 2 Gomsatfark oder Kammerräthe, 
1 Buchhalter, zugleich Secretair, 1. Kanzellift. 

V. Landbaudirection. 

Der Finanzminifter führt wie bei den obigen Stellen die Oberbicsction. 

2 Mitglieder aus dem Hofdepartement, 4 Räthe, unter denen der Ober: 
MWafferbaudirectoe und Infpector, 1 Hofbaumeifter und 6 Landbaumeifter mit 
Sig und Stimme, fodann 4 Baucontroleurs, 2 Secretairs, 1 Regiſtrator, 
3 Kanzelliſten. 
VI. Tax⸗, Bolt. und Accisdirection, 
welch⸗ die Aufſicht und Controle über alle Zoll», Accis-, Umgeld-⸗, Stem⸗ 
pelpapier⸗ Tax⸗, Bruͤcken⸗ und Chauffeegeldeinnahmen führt, beftehend aus 
+ 4 Director, 1 Juſtizrathe, 4 Finanzräthen, fobarn 4 Kammerräthen, 
8 Buchhaltern, 2 Secretairs, 1 Kanzelliſten, 2 Zoll⸗ und 2 Accisfchreibern, 

VO. Renovations:Reviforat, 

4 Renovationsrath, 4 Unterrenovatoren. 

§. 56. * Hof⸗ un Domainenkammer ſteht unmittelbar unter Uns, 
und beſteht aus 

1 Director, 4 Hof: md Domainenrathe, 1 Generalkaſſirer, ſodann 
2. Kammerraͤthen und 1 Buchhalter. 

$..57. Im jedem Kreife wird ein Steuerrath aufgeſtellt, der dem Kreis⸗ 
hauptmanne beigegeben iſt. Er fuͤhrt vorzüglich die Aufſicht über die Mech: 
nungen der Beamten, welche ev nach Belieben von Zeit, zu Beit einzufehen 
hat. Außerdem wird: berfelbe auch befonders in Commiſſioneſachen gebraucht, 
die in das Rechnungs⸗ und Abgabenfach einfchlagen: - 

$. 58. Die Ingeſeſſenen von adeligen Gütern entrichten ganz nad) 
dem Maapftabe, weicher den Föniglichen Unterthanen überhaupt vorgefchrieben 
ift, fo wie die Rittergutsbefiger felbft, unter den oben feflgefegten Beſtim— 
mungen alle allgemeine Landeslaften, die Grunds und Gemerbfteuer, fo wie 
ſaͤmmtliche übrige eingeführte indivecte Abgaben, in bie ihnen auzumweifenden 
Eöniglichen ‚Cameraleinnehmereien. 

Die Steuereinnehmer der bisher fogenannten neulb Lande, die Keller, 
Berwalter, und überhaupt alle in diefe Claſſe gehörige herrfehaftliche Einneh- 
mer, befördern die Einnahmen unmittelbar an die Königliche Generalcaffe des 
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Dber : Finanzdepartements zu Stuttgart, oder. dahin, wohln fie von legterer 

— werden, — aber jedesmal davon dem betreffenden ſervxccache 

859. Der Chef des geiftlichen Departements erhält, wie die vorher⸗ 

gehenden, zu ſeinen unmittelbaren Geſchaͤften einen — — und einen 

Kanzelliſten. | 
WVon dieſem Depaterent reſſortiren: | 


Ä ’ IL Das Dber: Confiftorium. .- f 

Es führt die Aufficht über das gefammte evangelifche girchen⸗ er 
Schulmefen, fo wie über die dabei angeftellten Diener, auf: gleiche Art auch 
über bie . im Köntgreiche tolerirten Gerheinden, und. bejteht aus 1 
Prafidenten, 1 Director, 3 weltlihen, 3 geifttichen Raͤthen, 2 Secretairs, 
4 Regiftrator, 2 Kanzelliſten. 

$. 60. Bei Belegung geiftlicher Stellen hat der Minifker bes Depar: 
tements, wie die Übrigen, Uns den Vortrag zu machen. 

Alle Gandidaten werden vor dem Oberconfiftorium examinirt, und über 
ſie fowohl, als über ſaͤmmtliche angeftellte Decane, Pfarrer und Vicarien wird 
- jährlich eine Lifte, unter gewiffenhafter Angabe ihres motalifchen Betragens, 
Fleißes und ihrer Talente vorgelegt. 

6. 61. In Abſicht der vormaligen alten ande hat es vor der Hand 

bei der Eintheilung in 4 Generalate fein- Verbleiben. In Bezug auf die 
bisher fogenannten ‚neuen Lande wird ein weiteres Generalat errichtet, unter 
welchem zunächft die Decanate von Heilbronn und Hall fiehen. Die Deca⸗ 
nate Aalen, Eßlingen und Reutlingen werden unter die übrigen Genachfakt 
vertheilt, 

Die Generalfuperintendenten führen ben Charakter als Praͤlaten. 


62. Was die beftehenden ebangelifhen Seminarien betrifft; fo 
bleibt das theologifche Stift in Tübingen unter einer zu beflimmenden, zweck⸗ 
maͤßigern Disciplinareinrihtung. Won ben. Klofterfchulen, werden, die zu 
Blaubeuren und Bebenhaufen aufgepoben, und mit den zu. Denkendorf und 
ae bereinigt, 


' 1) Sn Anfehung der Eatholifchen Kirche befteht, neben dem 

Side je defien Dfficialate, ein befonderer - fogenannter  geiftliher 
Rath. zu Beforgung und Wahrung der Souperainetätsrechte, Derfelbe 
wird mit 2 weltlichen und 1 geiftlichen tathouſcn Raͤthen beſetzt, und er⸗ 
hält 1 Secretair und 1 Kanzelliſten. 

$. 64. 11) Für die Auffiche über ſammtuche Lehranſtalten beſonders 
in Beziehung auf die wiſſenſchaftlichen Faͤcher, iſt eine eigene Studien⸗ 
Oberdirection beſtelltz ſolche beſteht aus 1 Praͤſidenten, 2 weltlichen 
Raͤthen, 1 geiſtlichem Rathe, 1 Secretair und 1 Kanzelliſten. 

$. 65. Die zu adeligen Gütern gehörigen Kirchen und Schulen find 
an alle, in Anfehung ber fie betreffenden , Gegenftände, ergehende königliche 
Anordnungen gebunden, und den dazu beſtellten Behörden in gleicher Maaße 
untergeordnet, wie fämmtliche Kirchen und Schulen des Königreichs, 

Die Rittergutsbefiger folen nur da, wo fie das Patronatrecht herge— 
bracht haben, diefes ferner durch Ernennung der Subjecte zu Pfarreien ;und 
Schulen ausüben, die Emannten aber, welche. Zandeseingebohene ſeyn muͤſ⸗ 
fen, von der vorgaͤngigen Prüfung, und zwar die evangeliſchen vor Uns 
ferm Oberconfiftoriuhn ‚: die Eathofifchen aber wor dem Biſchoffe und deſſen 
Dfficinlate unter Unfrer Hoͤchſter Dbenuffict; und N von ann 
jedesmaligen Confirmation abhaͤngen. 2 
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rn Wer als Candldat zu irgend einer "Stelle ſey es in welchem 
Fache es wolle Auftritt oder befoͤrdert werben! will; ſo wie Juſtitiarien, Ads 
vocaten, Notarii, Amtsactuarii oder Rechnungsfubftituten; ihgleihen alle 
Sommunbienen eiche Keuntniffe aus dem juriſtiſchen oder dem Rechnungs: 
fache beſitzen müffen;, find verbunden, ſich vorläufig einem Examen zu un⸗ 
terwerfen. Der Candidat meldet ſich bei dem Miniſter des betreffenden De⸗ 
partements, weicher alis demſelben 2 Näthe wählt, und fie nach Zeit und 
Umſtaͤnden aͤndert, denen er die Pruͤfung uͤbertraͤgt, wobei jedoch keine Be— 
lohnung der Eraminatoren Statt finden ſoll. Die, nad dem Reſultate, aus⸗ 
zuſtellenden Zeugniſſe werden von dem Minifter und jenen 2 Näthen uriter⸗ 
zeichnet, und außerdem noch uͤber dig examinirten Subjecte Liſten, nach eis 
nem befondern, ‚noch zu entwerfenden, Schema. geführt, und folche bei den 
Vorträgen. in Dienfterfegungsfällen zu Grunde gelegt. 

$. 67.° Alle, "bis jegt in den feither fogenannten alten und neuen 
Landen beftehende, Collegien, Deputationen und--permanente Commiffi ionen, 
die zu der Kanzlei im Allgemeinen gehören, find, nad). ihrer gegenwärtigen 
Form ‚aufgehoben, und der‘ Gefchäftsgang richtet. ſich ganz nach den nieder⸗ 
geſetzten Behoͤrden, und zwar vom 1. Mai dieſes Jahres an. Saͤmmtliche 
vorangefuͤhrte Stellen haben ihren Sig in Un frer koͤniglichen Reſidenzſtadt 
er mit Ausnahme des Oberappellationstribunals, welches zu Tuͤ⸗ 
Bingen, und des erften Senats bes Oberjuftigcolleglums , welcher, in Eßlin⸗ 
gen niedergeſetzt wird. 
Die bisher beſtandenen adeligen und gelehrten Banken finden nicht 
mehr Statt, und die Räthe figen nad) ihrer Amts» Anciennete, 

$. 68. Die gefammte Maffe der vorhandenen Acten wird unter die, 
verfchiedenen Stellen nad ihren befondern Beſtimmungen vertheilt, nachdem 
vorher die aͤltern, auf welche nie oder nur ſelten recurrirt wird, davon abge— 
fondert feyn werden. Auf die Hinmwegfdaffung- dev ganz. veralteten und ent⸗ 
ſchieden unbrauchbaren iſt vorzuͤgliche Ruͤckficht zu nehmen; hingegen ift von 
ſaͤmmtlichen ültern, etwa noch brauchbaren Arten ein Hauptdepot zu formis 
ten, worüber 1, Archivarius und 2 Regiſtratoren gefegt werden. 

$. 69. In Abſicht der, im Geſchaͤftsgange öfters erforderlichen, Com: 
municationen verfchiedener Stellen unter fi, wird verfügt, daß nur in. wich: 
tigen und weitläufigen Sachen die Communication fchriftlich geſchehe. Im 
minder vwoichtigen Angelegenheiten aber wird der Meferent derjenigen Stelle, 
mo die Hauptfache verhandelt wird, bei der andern, mit welcher die Com— 
munication zu pflegen ift, über den einfchlagenden Punct, worüber die Ver: 
einigung erzielt werden foll, veferiren, und erft, wenn dieſe nicht zu Stande 
kommt, tritt hier der Fall der fchriftlichen Communication zu weiterer Dies 
euffion des Gegenftandes ein. 

70. Die Präfidenten und Directoren ber Collegien haben ihr vor⸗ 
zügliches Augenmerk darauf zu richten, daß fo wenig als möglich Metardate 
entfiehen. Zu diefem Zwecke follen die eintommenden Sachen, mit Aus 
nahme ber. privilegirten und ber, ihrer Natur nach, unauffchieblihen, nach 
der Folge des Diarii vorgenommen, und wenn der Referent, welchen es 
trifft, zum Vortrag noch nicht vorbereitet ift, der Gegenftand nicht aus ber 
Acht gelaſſen, ſondern die auf ſolche Art ruͤckſtehenden Angelegenheiten beſon— 
ders nachgefuͤhrt, und nach der Ordnung der Zeit, bis wohin ſie, zu Folge 
der Erklaͤtung des Referenten und Entſcheidung des Praͤſidiums oder Dis 
rectoriums, in Vortrag gebracht werden koͤnnen, proponirt werden. Außer⸗ 
dem werden ſich die Praͤſidenten und Directoren monatliche Verzeichniſſe uͤber 
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genauefte unterrichtet zu ſeyn, die etwa ſaͤumigen Referenten zu Beobach⸗ 
tung ihrer Schuldigkeit anzuhalten, und noͤthigenfalls daruͤber an den Mi⸗ 
niftee zu berichten. — EN ae ' > Tr Peer 
$. 71. Schließlich behalten Wir. Uns vor, jeder: Stelle..nähere und 
ins Einzelne gehende Vorfchriften, um ihren Geſchaͤftskreis und Befugniffe 
gensmer zu beflimmen, zukommen zu laſſen. uU vi. om. 
Gegeben unter Unfrer hoͤchſten, eigenhändigen Unterſchrift und. beige= 
drudktem königlichen Inſiegel in Unfrer. Eöniglichen Reſidenz Stuttgart, ben 
18. März 1806, H : 7 „2 32 4: 
re .. 8). F$riebrid. 
Graf von Normann Ehrenfels, 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
— * von Vellnagel. 


—F 





Als aber die Verhandlungen auf dem Wiener Congreſſe, welchen 
der Koͤnig von Wuͤrtemberg fruͤhzeitig verließ, die Wendung nahmen, daß 
die Aufnahme des Artikels: in allen Staaten Teutſchlands ſoll eine ſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung beſtehen — entſchieden war; fo beſchloß der König, 
die Beendigungen und Beſtimmungen der neuen teutſchen Bundesacte 
nicht abzuwarten. Er erließ deshalb am 11. Januar 1815 aus Stutt⸗ 
gart ein Manifeft, nach welchem fein Entſchluß — der Einführung 
einer ftändifchen Verfaffung in feinen Staaten — zur Öffentlichen Kunde, 
gebracht ward. J 


b) Koͤnigliches Manifeſt vom 11. Januar 1815. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Koͤnig von Wuͤrtemberg, 
ſouverainer Herzog in Schwaben und von Teck, ⁊xc. ⁊ꝛxc. 


entbieten allen Unfern lieben und getreuen Dienern, Vaſallen und Unterthanen Un 
fre königliche Gnade. Won dem Augendlide an, als gebieterifche politifche Verhaͤlt⸗ 
niffe die Staatsveränderung vom Jahre 1806 herbeigeführt hatten, faßten Wir den 
feften Entfhluß, Unferm Königreiche, fobald der Drang der Umftände ‚aufgehört 
baben,. und ein fefter Stand ber Dinge eingetreten jeyn würde, eine feiner innern 
und Äußern Lage, den Rechten ber Einzelnen und ben Bebürfniffen des Staates 
angemeffene Verfaffung und ftändifche Repräfentation zu geben. Die Ausführung 
diefes Entfchluffes verzögerte fi durch bie nachherigen Zeitereigniffe, welche die 
Bornahme einer ſolchen wefentlichen Grundeinrichtung der ganzen Gtaatsorganifas 
tion nicht raͤthlich machen konnten. Erſt die im vorigen Jahre. eingetvetene Vers 
änderung in den Öffentlichen Angelegenheiten konnte dieſen, Unferm lanbesväterlichen 
Herzen fo angelegenen, Wunſch der Ausführung. näher. bringen, und Wir würden 
daher gleich nach Abſchluß des Parifer Friedens denfelden in Erfüllung gefegt ha= 
ben, wenn nicht von dem, zu vollftändiger Berichtigung des allgemeinen Friedens 
befhloffenen, Songreffe in Wien Abänderungen in den innern und aͤußern Verhaͤlt⸗ 
niffen des Königreiches zu erwarten gewefen wären, und ed baher zwedimäßiger ges 
fhienen Hätte, die Ausführung auf die Refultate jenes Congreſſes auszufegen. Ins 
deſſen haben Bir gleich Anfang, in den, zu Behandlung der teutfchen Angelegen: 
heiten Statt gehabten, Conferenzen, den zu Wien verfammelten Souveraind Une 
fern feften Entfhluß und Abſicht der Einführung einer Ständeverfaffung im König: 
reiche erklärt. Da aber bie Endrefultate diefes Gongreffes nicht fo fchnell, als Wir 
in Beziehung auf jene Abficht gewünfcht hatten, herbeigeführt werden konnten; fe 
finden Wir Uns bewogen, Unferm Volke diefe ihm beſtimmte Wohlthat num nicht 
Yänger vorzuenthalten, und dadurch öffentlich zu beweifen, daß nicht eine Äußere 
Nothwendigkeit ober eine gegen Andere eingegangene Verbindlichkeit, fondern blos 
„die fefte Ueberzeugung von dem Bebürfniffe einer angemeffenen ftändifchen Verfaſ⸗ 
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fung für das wefentliche Interefje des Staats, und ber Wunfh Uns geleitet ha— 
ben, auch hierdurch nach fiebzehn ftürmiihen Jahren, in welchen die Borfehung 
Uns und Unfer Reich erhalten hat, das Gluͤck Unfers Volkes für kuͤnftige Generas 
tionen dauerhaft zu begründen. Wir haben zu dem Ende die Grundzüge einer ſol⸗ 
en Berfaffung, worim die Zufammenfegung der Stände, ber. ihnen zulommende 
ntheil an der Gefesgebung und Befteuerung, dad Recht, ihre Bitten und Wuͤn⸗ 
ſche vor dem Throne nieberzulegen, .fo wie allgemeine und wefentlihe Rechte und 
Berpflidytungen der Unterthanen beftimmt werden, entworfen, und eine Commiſſion 
von Staatsdienern aus verſchiedenen Klaffen ber Nation, verſchieden nah Stand, 
Amtsverhältniffen, Religionsbekenntniß und Güterbefig, mit dem: Auftrage niebers 
gefegt, das Ganze nach feiner * Wichtigkeit in die ſorgfaͤltigſte Berathung zu 
iehen, und den hiernach reiflich ausgearbeiteten Entwurf einer. Repräfentativvers 
affng für das Reich Uns zur Genehmigung vorzulegen. Die von Uns fanctionirte 
We ge werden Wir fodann der ftändifchen Repräfentation, welde Wir 
auf den 16. März dieſes Jahres Hier zu verfammeln gedenken, übergeben, fie bes 
ſchwoͤren und in volle Ausübung fesen laffen. Es - gereicht Uns zur wahren lans 
besväterlihen Freube, diefe Unfre Gefinnung und fefte Willendmeinung Unfern lies 
ben und getreuen Unterthanen hierdurch zu verkünden, indem Wir Uns verfichert 
halten, daß fie in diefen Anorbnungen und Einrichtungen den fprechendften Beweis 
Unfrer unermuͤdeten Fürforge für ihr dauerndes Glüd erkennen, und auch kuͤnftig 
ihre, unter allen Veränderungen ber Zeit unverrüdte, Treue und Anhänglichkeit an 
Uns und Unfer Regentenhaus bewähren werden. Gegeben unter Unfrer höchteigen: 
haͤndigen Unterſchrift und beigedrucdtem königlichen Infiegel, in Unfrer £öniglichen 
Refidenz zu Stuttgart, den 11. Ian. im Jahre Ehrifti eintaufend achthundert und 
fünfzehn, Unfrer Eöniglichen Regierung im zehnten. 
(LS) Sriedbrid. 
Der Minifter des Innern, Staates und Conferenzminiz. 
er ſter, Graf v. Reiſchach. \ 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium, 
Minifter: Staatsfeeretair, Freiherr von Bellmagel, 





Im Geifte diefes Manifeftes war die Rede, welche der König am 
11. San. 1815 im verfammelten Staatörathe hielt. | 


c) Rede des Königs Stiedrid 1. im Staatsrathe 
vom-11. San. 1815. 


Bekanntlich haben die, der Staatöveränderung vom Jahre 1806 vorangegange- 
nen und damit verbundenen, äußern politifchen Hebieterifchen BVerhältniffe die Auf: 
bebung der altwürtembergifchen Landftände zur nothmwendigen Folge gehabt. Diefes 
veraltete, mit dem Beitgeifte und der Einheit und Kraft einer energifhen Regie: 
zung, auf welcher die —— Erhaltung und Vergroͤßerung des Koͤnigreiches 
allein beruhen konnte, unvertraͤgliche Inſtitut fiel in ſich ſelbſt zuſammen. Die 
foͤrmliche Abſchaffung deſſelben, welche ſchon lange vorher durch das Fehlerhafte der 
Organiſation, mithin durch die innere Natur der Sache vorbereitet war, wurde 
durch einen vorgaͤngigen oͤffentlichen Staatsvertrag mit dem damaligen Reichsober⸗ 
- baupte und durch die freiwillige unbedingte Huldigung der Volksrepraͤſentanten bes 
kraͤftigt. Gleichwohl bezeugten Erfahrung und vaterlänbifche Gefchichte, die einzis 
gen und ficherften Führerinnen der Regenten, welche das wohlverflandene und 
dauernde Intereffe ihres Volkes mit ihrem eigenen gewiffenhaft zu vereinigen wiſ⸗ 
fen, bie — und ‚das Wohlthaͤtige einer, den Rechten ber Einzelnen 
und den Bebürfniffen des Staats angemeffenen, auf ftändifche Nepräfentation ges 
gründeten Verfaffung. Indem Wir Uns an bdiefe Ueberzeugung hielten, und ben 
unabänderlihen Entfhluß darauf gründeten, den Eintritt der erften günftigen Zeitz 
‚ epoche zu Einführung einer folhen Verfaffung zu benugen, fahen Wir Uns durch 
den nachfolgenden, fich immer gleich bleibenden, Drang der Umftände und des Ges 
fpannten der äußern Lage ſtets behindert. Cine folche wefentliche Veränderung, der 
ganzen Staatsorganifation erfordert einen ruhigen, gefchloffenen Stand ber Dinge, 
der, weit entfernt, durch die Beitereigniffe herbeigeführt zu werben, ſich je länger 
je mehr zw verzögern ſchien. Die im vorigen Jahre eingetretenen Hauptveraͤnde⸗ 
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rungen, in ben Öffentlichen Angelegenheiten und: ber darauf erfolgte Abfchluß des 

arifer Friedens ließ die Annäherung des, Zu jenem Zweck erwünfchten, guͤnſtigen 

eitpunctes erwarten, als der zur vollftändigen Berichtigung, des. allgemeinen Frie⸗ 
dens befchloffene Congreß zu Wien eine neue, Verzögerung herbeiführte, indem: bie 
Refultate deffelben nicht unbedeutende Abänderungen in den innern und. äußern Vers 
hältniffen des Königreiches vorausfegen ließen. Wie ſehr Wir es Uns während 
Unfrer Abwefenheit in Wien zur Angelegenheit machten, das auf die Regulirung 
der teutfchen Angelegenheiten fi) bezichende Geſchaͤft, welches, nach Unfrer Anſicht, 
bei. einer fLandhaften und unbefangenen Bereinigung des Willens, Eeinen wefentlihen 
Schwierigkeiten unterworfen feyn konnte, auf alle Art und Weife raftlos zu beförz 
dern, konnte nicht verborgen bleiben, und Wir ‚haben gleich‘ Anfangs in ben, ‚zu, 
Behandlung jenes Gegenftandes Statt, gehabten, Eonferenzen der zwi Wien - vers 
fammelten Souveraine Unfern feiten Entfhluß und Abfiht der Einführung, einer 
ftändifchen Verfaffung in Unferm Königreiche erklärt. Ingwifchen konnte es, zu 
Unferm Bedauern, nit von Uns abhängen, das Endrefultat: der Geſchaͤfte des 
Congreſſes fobald herbeizuführen, als man zu hoffen und zu. erwarten: berechtigt: 
war. ‚Der noch dauernde ungewiffe,. ſchwankende Zuftand der Dinge ‚kann. jeboch 
Unferm landesväterlichen Herzen nicht den Zwang auflegen, Unfern lieben. und: ges 
treuen Unterthanen die ihnen beftimmte Wohlthat länger vorzuenthaltenz;. und ‚um 
zugleich Öffentlich darzuthun, daß weder Äußere Nothwendigkeit, noch irgend. eine 
fonft eingegangene Verbindlichkeit auf Unfern Vorfag irgend einen Einfluß gehabt, 
und nur reine, auf die dauerhafte Begruͤndung des Glücdes Unfers Volkes gerich- 
tete Abfichten Uns geleitet haben, find Wir gefonnen, den längft zur Reife gebrach- 
ten. Entſchluß nunmehr in Vollzug zu fegen. Wir haben Uns zu dem Ende mit 
Entwerfung der Grundzüge einer ftändifhen Verfaffung befchäftigt,, wovon Wir 
die Ueberzeugung haben, daß fie dem, vor Augen gehabten, wichtigen Zwecke fo 
nahe als möglidy kommen, und dadurd die Klippen vermieden werben, woran fo 
manche frühere ähnliche Verſuche Unfrer Zeit gefcheitert find. Jene Grundzüge bes 
greifen vorzüglich die Bildung der ftändifchen Repräfentation, ihre Verfammlung, 
deren innere Organifation und Gefchäftsführung, die Gerechtfame der Stände, in 
Beziehung, der Gegenftände der, Staatsperwaltung, inöbefondere der Mitwirkung bei 
der Befteuerung und Gefesgebung, und des, ihnen im Allgemeinen zuftehenden, Pes 
titiönsrechtes, endlich Beltimmungen, in Anfehung allgemeiner Rechte der Uns 
terthbanen. Bei der Bildung ber Nepräfentation glauben Wir. die Anfordes 
rungen und bad Intereffe der vorzüglichften Begüterten beachten zu müffen, 
und in dieſer Dinfiht bewilligten Wir einer Anzahl von Individuen dieſer Klaffe 
Virilſtimmen, jedoch in einem ſolchen Berhältniffe, daß Fein Uebergewicht berfelben 
über die gewählten Deputirten denkbar. iſt; und indem Wir nun eine Verſamm⸗ 
lung angeordnet, entfernen Wir den Verdacht und die Möglichkeit, in eben biefer 
Klaffe der Staatsregierung eine eigene befondere Stüge zu fihern. Die Zuſam⸗ 
menberufung der Stände ift durch Feſtſetzung einer, für immer beftimmten, Zeit 
der Willkühr ded Königs entzogen, und die innere Organifation, fo wie bie vors 
gefäigiedene Art der. Gefhäftsführung fichert den Vertrefern des Volkes Freiheit der 

nficht, der Deliberation und der Beſchluͤſſe. Wefentliche Abänderungen in der Ge- 
fesgebung und Befteuerung find an die Zuftimmung der Stände gefnüpft, mit fol 
chen Modificationen, welche die Einheit und Energie ber Staatsregierung, welche 
die ſichere Beftreitung der Staatsbedürfniffe nicht verhindern, und den Einfluß je 
des etwanigen Parteigerichts zurüdzuhalten vermögen. Durch das Petitionsredht 
wirb bie Sicherheit des Eigenthums und die perfönliche bürgerliche Freiheit gleiche 
ſam unter die mitwirkende Gewährleiftung der Stände geftellt. Die Huldigung bei 
einer Regierungsveränderung wird durch die feierliche Anerkennung von Seiten des 
Königs bedingt. Durch alle diefe Beftimmungen glauben Wir die Rechte des Vol: 
es auf eine unumftößliche Art feftgefegt und für immer gefichert zu haben. Die 
Grundzüge erfordern jedoch eine nähere Ausarbeitung im Einzelnen, und Wir has 
ben Uns daher bewogen gefunden, eine eigene Gommiffion, unter dem Vorſitze Un: 
fers Staats-, Conferenz: und Finanzminifters, Grafen v. Mandelstohe, beftehend, 
aus dem Staats: und Conferenzminifter des Innern, Grafen v. Reiſchach; dem 
wirklichen geheimen Rathe, Landvoigt am obern Nedar, Grafen v. Waldburg⸗ 
Zeil⸗Trauchburg z dem Minifters Staatefecretair v. Vellnagel; dem Präfibenten 
Staaterath Neurath; dem Staatsrath, Landvoigt an der Enz, Grafen v. Berlis 
hingen; dem Staatsrat v. Otto; dem Etaatsrath v. Schmig von Grollenburg; 
dem Gtaatsrath v. Wächter; den Staatsrath v. Weifen; dem Oberregierungerath 
v. Roel; dem Oberregierungsrath v. Cammerer; dem Oberamtmann v. Mieg in 

‚i5 did m —ã— 
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Leudwigsbutg, dem: Hofrath und. Oberamtmann v. Hiemer in Schoͤnborf; dem Ober: 
amtmann v. Malfchler in Marbach, nieberzufegen, um das Ganze in Berathung 
zu ziehen, und ſich mit dem vollſtaͤndigen Entwurfe einer Reptäfentativverfaffung 
zu befhäftigen. Ein. befonderes Commiſſorial- und Inftructionsrefeript, welches 
hierüber das. Nähere enthält, wird den Mitgliedern der Commiſſion zugefertigt 
werden z ‚wegen: beren- Zuſammentritt, welcher das erſtemal nächften Montag: ben 
16, d. M. Statt haben foll, das. Erforderliche zu beforgen ift. Die Bekanntma⸗ 
„hung und Uebergabe: der, von Uns fanctionirten, Verfaffungsurkunde, fo wie bie 
‚Verpflichtung. auf: diefelbe, gedenken Wir in ber, auf ben 15. März d. 3. hier ein- 
zuberufenden;, Staͤndeverſammlung vollziehen zu laſſen; inzwifchen. wollen Wir vor⸗ 
Läufig Unſre lieben getreuen Unterthanen von Unfrer lanbeöväterlichen. Gefinnung 
‚und Willensmeinung durh ein eigenes Manifeft in Kenntniß geſetzt wiffen, ‚mit 
befien "allgemeiner Verbreitung und Bekanntmachung Unfer Miniſter des Innern 
beauftragt ‚wird. Er © — * we) 


Am 45. März 1815 wurden die Sigungen der Landftände Wuͤr⸗ 
‚tembergs feierlich eröffnet. Der König hielt die nachfichende Rede, und 
ließ dann. den: Ständen die Grundzüge der neuen Berfaffungsur 
kunde vorleſen, bie er. felbft noch in’diefer Berfammlung befchwor, So⸗ 
‚bald ex aber den Saal verlaffen hatte, faßte die Verſammlung den ;ein- 
ſtimmigen Beſchluß, diefe (octroirte) Verfaffung nicht anzunehmen, ſon⸗ 
‚bern ‚eine Unterhandlung auf die Grundlage der alten Verfaſſung des 
vormaligen Herzogthums "Würtembergs zu verlangen, obgleich diefelbe 
‚nicht. nur das Gepräge eines laͤngſt verfchwundenen Zeitgeiſtes trug, ſon⸗ 
dern auch auf ‚die. neuerworbenen Länder nicht uͤbetgetragen werden 
konnte.Wenn alſo auch die Grundzüge der vom. Könige den verſam⸗ 
melten Ständen vorgelegten Verfaſſungsurkunde noch mancher Verbef 
ſerung und Ergänzung beburften; fo erhellt doch aus ihrem Cha⸗ 
rakter, daß fie auf bie Beduͤrfniſſe des Zeitalters berechnet und. beſtimmt 
‚var, die geſammten — alten und neuerworbenen — Laͤnder des König- 
xeiches gleichmäßig, zu umſchließen. Der in der That nicht erfreuliche 
Kampf / welchen die Würtembergifhen Stände gegen die Urkunde erho⸗ 
ben, gehoͤrt in die neueſte Specialgeſchichte Wuͤrtembergs, und fuͤhrte eub⸗ 
lich der König ayin; daß er den Ständen inſoweit nachgab, zu er⸗ 
klaͤren daß die Alte Verfaſſung im vormaligen Herzogthume, ober in 
feinen alten Erblanden, hergeftellt, die neuerworbenen Länder aber unter 
die Leitung einer neuen zeitgemäßen Tonftitufion geftellt werben follten. 
Noch war diefe Fehde nicht beendigt, als der; König am: 30: Det. 1816 
plöglih ſta rh, und fein Nachfolger, der, König Wilhelm 1, die fläns 
diſche Berfammlung, bis. zum. 3. März 1847 verfagte, nachdem er,, fos 
gleich, nach, feinem Regierungsantritte, in den oberfien Staatöbehörben 
mehrere burchgreifenbe, aber ‚nöthige und : zwedimäßige Veränderungen 
vorgenommen, und befonderd den geheimen Rath dur Derorbnung 


vom 8. Nov. 1816 neu geftaltet hatte.  .... Ä 
d) Rede des Königs Friedrih 1. am 15. März 1815 
bei Eröffnung der Ständeverfammlung. 


—Sochgeborne, Ehrwürbige, Edle, Liebe Getreue! 
Zum erſten Mab fehe Sch die Stellvertreten Meines Volkes um meinen Thron 


et 
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verſammelt. Mit Sehnſucht habe Ich dieſen Augenblick ertvartet ‚Meine Abſicht 
war von jeher, die verſchiedenen Landestheile und alle Unterthanen, welche die Vor⸗ 
fehung Meinem Scepter mer bat, zu ihrer rel gen tor Erhaltung und 


zur Wohlfahrt aller aufs innigfte zu verbinden. Sobald die äußern Verhältniffe 
es erlaubten, und bie — 55 — e hinwegfielen, welche die einzelnen Theile getrennt 


“ Hatten, ſuchte Ich diefen Zweck zu erreichen, und Einheit der Staatöregierungegrund- 


fäge und gleichförmige Anwendung berfelben in allen Zweigen der Verwaltung, war 
die erfte Frucht meiner Bemühungen. Die frühern Abtheilungen der Landesbezirke 
verfhwanden, die Beſchraͤnkung des wechielfeitigen Freien. Verkehrs hörten auf. Die 
verfhiedenen Zerritorien find nun unzertrennbare Theile Eines Ganzen. Das Re 
ligionsbefenntnig und der Stand der Einwohner hat in bürgerlicher Beziehung kei⸗ 
nen —* —* zur Folge. Alle tragen in gleichem Verhaͤltniſſe zu den öffent: 
lichen. .Laften: 6 Sie Eennen nur Ein Intereſſe; fie leben als Bürger Eines 
Staates; es giebt nur Würtembergerz; und ihr Wohl und ‚ihre Ehre iſt das Glüd 
und der Ruhm des Staates. Mit Vergnügen gebe ich Meinem Volke das Zeugniß, 
daß es durch Treue und Gehorfam diefe Meine Abfichten "befördert und zur. Erhal: 
tung bes Königreiches mwefentlich mitgewirkt hat. Mein Heer hat bem Namen Wür- 
tembergs durch Tapferkeit und Zufammenhalten auf der Bahn des Ruhms und der 
Gefahren Ehre gemacht. Meine Staatsdiener haben Mi in Meinen Bemühungen 
unterftügt, und Meine Unterthanen aller Klaſſen trugen die ſchweren Laften der Zeit, 
und unterzogen ſich den Anftrengungen jeder Art, wodurch Sicherheit und Erhal- 
tung errungen. werden mußte, mit williger Ergebung. Und fo Tege ih nun, nad: 
dem die Wiederherftellung ‚des allgemeinen Friedens einen dauerhaften Stand der 
Ordnung verfpricht, den Schlußftein zu dem Gebäude des Staats, inbem Ih Mei- 
nem Volke eine Verfaſſung gebe, wie Ich fie den Bedürfniffen und dem Wohle 2 
felben -für angemeſſen halte. Die perfönliche Freiheit und: die —— Rechte 
* Einzelnen find darin geſichert, und die Nation wird durch Stellvertreter * 
fi mi mit dem Staatsoberhanpte ‘zur Ausübung der bebeuteridften ‘ der 
rasen zu vereinigen. : Diefe VBerfaffung wird, Ich ihoffeneszhas dauer⸗ 
de te Gluͤck meines Volkes begründens fie wird alle — und blos perſonlichen 
Ruckſichten entfernen, und einen Geiſt erzeugen, der mit iebendiget Kraftnur ur 
das wahre Intereſſe des Staates und u das Mohr: aller Einzelnen hinwirkt. Jed 
auſ⸗ dieſes Biel u verfaffungsmäßige Wunfd Meines Volkes, Fe * —* 
Stellvertreter vorgetragen, wird ftets ein geneigtes Gehör finden. * hun 
Edle, Diener der Religion, gewählte Stellvertreter des. Volkes! Laßt Uns 
u Förderung. der. Angelegenheiten ber Nation, zu welcher ‚OR A Be =: 
—2 beruft, das heilige Band zwiſchen Mir und Meinen — mit 
gegenkommendem Vertrauen befeſtigen. Nur Ein —— 
Vaterland, nur Ein Gemeingeiſt, der des gemeinen Wohls, 
werden Wir ſtark und gluͤcklich ſeyn; dann iſt der heutige a Ar oe 
Regentenlebens, und Ich finde fernerhin Ken größten Lohn Meiner Er — 2* 
gen ner enoungen in’ jener Treue und Anhanglihkeit Meines, Volkes vor 
angeie) waͤcht Sana wi und auf Meine ale 3 überzut e“ — 
Miniſter des Innern wi die Ferrögugn kündigen 
sIuN \ > 


* — ber vom Könige Friedrich ver ‚Stär 
Bi den vorgelegten Verfaffungsutkunde, 


I Die ftändifce Repräfentafion des Königreiches beſteht ⸗ 
9 in Anſehung der Perſonen, aus denen fie ufammengefeht wieb: 
1 * aus un welche Flır ſich Gig und Stimme Haben: ©. 


ey nach der vier Erbktonaͤmter; aan 
8 den Haͤuptern der vormals reichsunmitteibaren furſtlichen und gzraͤflichen 
erg auf deren im Reiche gelegenen Befigungen Reichs- über Kreistagde 


en zuhten, 
te) ee Aa Könisreiäe begliterten Bürften, Grafen und Clin, welchen 
ber ‚König Sitz und Stimme verleiht; \ 
d) ei — der Univerfität Tübingen, und dem ätteften Generatfuperinten: 


e) = holiſchen Biſchoͤffen des Koͤnigrtiches * einſtweilen aus dem General⸗ 


- 
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vicar aus Ellwangen, Biſchoff von Tempe, Fuͤrſten von’ Hohenlohe, und dem 
7, ams Dienftzeit Alteften Tatholifchen Decan. | 
2) Aus gewählten Mitgliedern: 
a) Alle nicht mit eigenen Stimmen begabte Gutsbefiser im Königreiche, fte moͤ⸗ 
gen aus dem Adele, Bürger: ober Banernftande feyn, die aus liegenden 
. Gründen einen reinen Ertrag von 200 fl. beziehen und das: Zöfte Jahr erreicht 
haben, "find Wahlmänner, und wählen im jedem Oberamtsbezirke unfer dem 
0 Präfidio des königlichen Oberamtmanns Einen Repräfentanten. | | 
b) Die Städte, welche das Präbicatt- „gute“ haben, orbnen jede Einen Depu⸗ 
tirten zur Ständeverfammlung ab. | 

1) Wahlfaͤhig find Ale, welche unterthanen find, und bürgerliche Rechte im 
Koͤnigreiche haben, weß ‚Standes fie auch feyn mögen, und das breißigfte 

gabe erreicht) haben. 

2) Audy königliche Diener, mit Ausnahme ber als Geiftliche oder Aerzte an⸗ 
geftellten Individuen, in fo fern ihre Dienftverhättniffe ſolches geftatten. 

8) Die gewählten Mitglieder werben fi vor einer Eöniglichen Commiſſion, 
unter Zuziehung des‘ Erbmarſchalls und zweier Stände, welche Virilftimmen 
führen ; legitimiren. 37 —V 

B) Verſammlungen der Staͤnde. 

V Die Stände verfammeln ſich nicht, anders, als: auf Einberufung des Königs, 
welcher an die. Fürften und Grafen ‚unmittelbar ein Berufungsfchreiben erlaͤßt; die 
übrigen Repräfentanten werben durch Girculaterlaffe des Minifters des Innern eins 
berufen; non dieſem werden auch die Wahlen angeordnet. 

2) Die Ständeverfammlung wird vom Koͤnig nothwendig aller drei Sahre, wenn 
nicht dringende Amftände eine Abänderung noͤthig machen, auf den erſten Februar 
einberufen Sie wird vom Könige entlafjen, vertagt, oder auch ganz aufgeldſet, fo 
baps Deputizten; Statt; ſindt. 5 © N. 

8) Keine Berfammlung ‚der Stände, dauert über ſechs Wochen. 

4) Die gewählten Repraͤſentanten gehen aller. drei Sabre zur ‚Hälfte ab, und 
werden durch neue Wahlen erſtzt. Abgehende koͤnnen wieder Hemwählt werben. 

175) eve Zuſammenkunft der Stände, ohne königliche Einberufung, jedes laͤngere 
Zuſammenſeyn nach gefchehener Entlaffung oder er y y unerlaubte. 
DI WO" Innere DOrgantifation und Gehhäftsführung — 

1) Präfident der Staͤndeverſammlung ift der Erbreichöntarfäjall. Sn Teiner 
Abwefenheit, oder in fonftigen Verhinderungsfällen,, vertritt der anweſende Aelteſte 
aus dem fürftlich Hohenlohiſchen Haufe feine Stelle. Ba A ie 
| 2) Dem Präfidenten wird ein von der Staͤndeverſammlung zit wählendes Mit- 

glied, welches ein Rechtsgelehrter ſeyn muß, zur Aſſiſtenz beigegeben. Derſelbe iſt 
Mi a und im Halle’ des Abgangs wird- ein“ anderer durch die Staͤnde 
ge E maria; dau m ⏑ o Ananas ia en Bmean: N 

3) Die Secretaire werben durch die ——— aus ihrer Mitte ge⸗ 
wählt, Bei jeder Sitzung koͤnnen neue! gewaͤhlt, oder die vorigen beſtaͤtigt werben. 

4) Das benöthigte Kanzleiperſonal von einerı Archivar, einem Regiſtrator md 
= — —— wird von der Staͤndeverſammlimg gewählt und aus der Staat s⸗ 

oldet. 20 m ni u a 
5) Die Sitzungskoſten ber Ständeverfammtung / Reifekoften und Tagegebuͤhren 
ber Einzelnen, werden aus der Staatskaſſe beſtritten.— 

6) Die fändifchen Repräfentanten koͤnnen, fo, lange ſie als folche beifammen _ 
find ‚ nicht: wegen Schulden, und: wegen: ‚anderer Anfhuldigungen nur mit Wiffen 
. und 3uftimmung der Staͤndeverſammlung, verhaftet werden. Außer) der Zeit ihrer 

Berfammlung find ſie, wie. jeder Andere , den allgemeinen Geſetzen unterworfen. 

7) Die Stände haben ſich zumächft und vor allem mit ben ihnen vom „Könige 
mitgetheilten: Anträgen zu beſchaͤftigen, barüber ſich zu berdthen und jabzuftimmen, 
und, die Reſultate dem Könige vorzutragen. Weber! die: weiterm Gegenftände ihrer 
— — folgen unten nähere: Beſtimmunggeen md nt 

8) Der König verſpricht auf jeden Vortrag der Stände eine Entſchließung zu 


geben. | bj): ‚sinzit 

9) Den Miniftern ift der Zutritt zu der Staͤndeverſammlung zu jeber Beit zur 
geftanden. Wenn fie Vorträge an ıdie Verfammlung zu machen haben, benachrichtie 
gen fie Zags zuvor den Präfidenten, damit fie, ‚mit Befeitigung anderer: Gefchäfte, 
von der Ständeverfammlung angehört werben. 

10) ‚Den Miniftern ſteht frei, zu ihren Vorträgen tinen oder zwei Staatsräthe 
in die Verſammlung mitzunehmen. 


* 


— © * 4 42 — FR, 
I |: ES Wuͤrtemberg. Dr rt: 


Ir 44) ‚Der Stänbeverfammlung'ftcht frei, zur Vorbereitung: der Be Com⸗ 
et aus ihrer Mitte zu ernennen, —— die aa \egenheiten 
mit ben Miniftern communiciren koͤnnen. 
-42) : Diejenigen Fuͤrſten und. Grafen, ; yoniche. "beftändi außer: dem. ‚Reiche woh⸗ 
nen und Virilftimmen haben, übertragen bie ‚Führung deffelben einem -andern, im 
Reiche wohnenden, Fürften oder Grafen, ber: fie. ſodann, ohne -Rüdficht auf In: 
ſtructionen des Uebertragenden, nad eigenen. Ueberzeugumg abgieht«,  : 
13) Auch andere Mitglieder vom Adelſtande die Viruftimmen haben, koͤnnen 
dieſe duͤrch ein ‚Mitglied ihrer Familie, ob: nen andern Cbenbuͤrtigen vertreten 


n 
— 14) Jedoch⸗ kann ein mit einen: Birifinme begabtes ftändifches Witguieb, ‚außer 
feiner eigenen, nie mehr als zwei, Stimm ummen‘ uͤbernehmen. 

15) Die gewählten Mitglieder der tändeverfammleng. geben ihre Stimmen 
vo same er Einfiht und —— — 

rs Bell. der re in d cänbeogefarimlung, matht rinmenmꝛchrhen 

den Beſchlu VRR: 
> J .D Ausſchußverfam mlung⸗ — 

In ben Jahren, in we lchen keine Staͤndeverſammlung einberufen 
melt ſich unter dem Praͤſidis des Erbreichsmarſchalls, oder deſſen Stellvertreters, 
ohne weitere Einberufung am erſten Februar: ein, von der Staͤndeverſammlung aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählter, : Ausſchuß von zwölf Mitgliedern 
auf vier Wochen: zu Erledigung der, Angelegenheiten; die. keinen Aufſchub “geftatten. 
Doch kann diefer Ausfchuß weder im — Erhöhung. der Abgaben, noch: in eine Um⸗ 
"änderung ber Geſetzgebung willigen, welche Beide Gegenſtaͤnde —— der all⸗ 
‚gemeinen Staͤndeverfammlung find. Beſchwerden und Wuͤnſche koͤnnen aber von 
demſelben, wig:meiter unten beſtimmt wird / an ben König gebracht werden. 

U. Die Gerechtſame der ſtaͤndifchen Repräfentatioh in — 
der Gegeuſtaͤnde der RR A, beziehen > 
FT Auf die Mitwirkung,zu der Befteuerung.... , 
DD Ohne, ine: ausbrücktiche Bewilligung: koͤnnen die für jept beftehenden 
Steuern, birecke und indirecte Staatsabg ben, welche für bie Regierungszeit bes 
jegigen Königs als. lagen bleiben, nicht exhoͤht — und ſelbſt in Kriege: 
seiten — Feine. neuen. teuern, weder directe mod indirecte Absaben, eingefuͤhrt 


we 
ir Kenn eine Erhöhung der Abgaben nothwendig, ‚ober "überhaupt eine wer 
fentliche Veränderung derfelben raͤthlich wird; fo muß ſolche durch. den Finangminis 
fer Hg g ei rd in os — — ya ae vi * 
| sah wird. der Stän ammiung, oder, dem Ausſchuſſe, die: Serech⸗ 
—— — und die a * der — und indirecten Steuern 
vorgelegt· N; ag 
9 Wegen Bekimmung eines Spinne für. den König werben weitere Ber: 


—52*— Re hir eo un 
nesitt der Kegituumg: ‚einge neuen Königs wirb bie 
ee einberufen, und fowohl wegen ber Steuern als ber 
Eipillifte, wenn. gine Statt findet, eine neun Verhamblung vepflogen. 
B) Die Mitwirkung:ber. Stände zur vg ide 

1) Die Iniatide zurheuenGefesen kommt dem Könige zu. Die Stände 
huben darüber zu berathfchlagen und abzuſtimmen; ohne ihre Zuftimmung erhaͤlt 
Ein. neues, die perſoͤnliche Freiheit und das. Eigenthum oder die Verfaſſung betref⸗ 
fendes, allgemeines Geſetz die Enisuche Sanction und kann nicht promulgirt 
werden. 

.. RB. Es iſt — den Slaͤnben ‚geftattkt, Sefegnorfhtäge: ‚als Wünfde 
denn: Könige worzutragen, und ſolche, im Falle einer abſchlaͤgigen Aatwert⸗ bis auf 
dreimal in dem kuͤnftigen Verſammlungen zu wiederhohlen. 

5) Nach der dritten abfhlägigen Antwort des Königs, welche mos 
tioirt feyn muß, können die Stände, in Hinſicht auf die Motive, neue 
Borftellungen maden. 

C) Die Stände haben bas Petitionsrecht, und können in biefer Ge 
—— allgemeine Wuͤnſche, Vorſtellungen und Beſchwerden dem Könige 
vorlegen. 

Die von eingelnen Unterthanen an fie gebrachten Beſchwerden dürfen 
von ihnen nicht anders angenommen werben, als wenn befheinigtermaßen die koͤnig⸗ 
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lichen. Juſtizſtellen und andere koͤnigliche Behörden fich geweigert Haben, fie angunche 
men; in welchem Falle fie. von den Ständen als Befchwerden bei dem Könige an: 
gebracht werden koͤnnen. — 2% ü ö 

D) Wenn die Stände einen Föniglihen Staatsbeamten anzuflas 
gen im Falle —3— glauben; fo Haben fie dies dem Könige unter Anfuͤhrung br= 
ftimmter Befhuldigungen anzuzeigen, und die Anordnung einer Unterfülhung zu 
verlangen. , 

1) Auf die von dem Könige nie zu verſagende Bewilligung, wird im Falle des 
Hochverraths ‚und ber Goncuffion über den Staatöbeamten von. einem, eigenen ftän= 
diſchen Gerichte das Urtheil gefprochen, in Anfehung deffen fi der König dag Mil: 
berungs= und Begnadigungsrecht vorbehält. 

2) Das Gericht befteht, unter dem Präfidio des Juſtizminiſters, aus vier ftändia 
fchen Mitgliedern des Adels, welche Birilftimmen haben, und ſechs der Landesdepus 
tirten, welche die Ständeverfammlung zum Voraus und auf die Dauer einer Stände: 
verfammlung bleibend ernennt. En 7 

3) In andern Fällen wird bie Unterfuhung und Beftrafung in dem orbentli: 
chen Rechtswege eingeleitet. | 


II. Beftimmungen in Anfehung allgemeiner Rechte und Verbind— 
lichkeiten der Unterthanen. 

A) Alle Unterthanen find- vor dem Gefese gleich. ° Sie haben zu allen Stellen 
Zutritt. Kein Stand- oder Geburt, und Feines der drei chriftlihen Religionsbekennt⸗ 
niffe, des evangelifch = Intherifchen,, reformirten und Eatholifchen, fhließt davon aus, 

B) Bu den öffentlichen Laften und Abgaben haben, nad) den bereits beftchenben 
Gefegen, Alle verhaͤltnißmaͤßig beizutragen. | 

©) Ale Landeseinwohner haben die Verpflichtung, für das Vaterland die Waf— 
fen zu tragen. Die Art der Dienftleiftung im regulirten Militair, oder im der Lands 
miliz, wird durch das Geſetz beftimmt. 

Die vormals unmittelbaren Fürften und Grafen, die auf Reichs- und Kreista- 
gen Stimmen hatten, bleiben im Befige der ihnen deshalb verwilligten Freiheit. Zu- 
Regulixung biefer Dienftleiftungspfliht werden der niedergefesten Commifjion ‚zwei 
Mitglieder vom Militair beigegeben werben. . 

D) Jeder Unterthan hat, wenn er nicht conferiptionspflidtig, ober wenn er 

von ber Militairaushebung befreit ift, oder ausgedient- hat, das Recht, feinen 
Wohnfig außerdem Reiche zu nehmen; nur muß er feinen Vorſatz ein Jahr zuvor 
anzeigen, und für fih und feine Kinder auf das Unterthanen= und Bürgerrecht 
—— leiſten, auch die geſetzlichen Abzugegebühren und ſonſtigen Verbindlichkeiten 
erfuͤllen. — 
L) Sein unterthan kann verhaftet werben, als in Gemaͤßheit des Geſetzes 
Kein Verhafteter darf länger, ald drei Tage, unverhört bleiben.D ie. Minifter oder 
Beumten find für jede von ihnen veranftaltete unbefugte oder ungefegmäßige Vers 
haftung verantwortlich. — 
HHy Kein unterthan kann, ausgenommen in Faͤllen des Hochverraths gegen bie 
Perſon des Koͤnigs und den Staat, ſeinem ordentlichen Richter entzogen — und 
durch eine außergerichtliche Commiſſion gerichtet werden. 

G) Bon einer Juſtizſtelle kann keiner ohne Urtheil und Recht mit Nachtheil 
entfernt werden. 

IV. Allgemeine Beſtimmungen. 

1) Beim Antritt der Regierung eines neuen Königs wird obbemeldtermaßen 
eine Ständeverfammlung berufen. ‚Der Hulbigungseid wird dem Könige erft dann 
abgelegt, wenn derfelbe die Berfaffung, fo wie fie durch die Urkunde beftimmt wor: 
den, beſchworen hat. | 

2) Alle Staatsfchulden find auf den Staat garantirt, und Intereffen und Ca: 
pital als erfte und heiligfte Schuldigkeit des Königreiches verfichert. i 

3) Es werden gewiffe fichere Einkünfte der Staatskaſſe zu Abtragung der Ins 
tereffen und Gapitalien beftimmt, und dürfen diefelben unter keinerlei Vorwand zu 
irgend einer andern Beftimmung verwender werben. 


. 
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f) Verordnung: des Königs Wilhelm 1 vom 8. Nov. 
R616, die Drganifation ded geheimen Raths 
betreffend. 


— og Rüdkeie anf frühere und Im Hinblick auf künftige Verhältniffe, 
haben Se. koͤnigl. Majeftät es für rathfam gehalten, dem Organismus des 
Staatsminffteriums, welches künftig Der geheime Rath genannt werden 
ſoll, einige von den gegenmärtigen abweichende Beflimmungen zu geben, und 
demnach verordnet: 

$.% Der Eönigliche geheime Rath ift die zunächft umter dem Könige 
ſtehende oberſte Staatsbehörde, welcher alle Übrige Staatsverwaltungsftelien 
untergeordnet find. Er befteht wenigftens aus fieben und hoͤchſtens aus elf 
Mitgliedern. Das Direstorium darin führt jedesmal ber aͤlteſte Staatsmie 
nifter ohne weiten Vorrang. 

6. 2. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder des geheimen 
Raths nach eigner freier Entſchließung. Er wird bei der Ernennung vor 
züglichen Bedacht auf Eingebohrene nehmen, und jeden auf die Geburt oder 
das chriftliche Glaubensbekenntniß ſich gruͤndenden Unterſchied ausſchließen. 
Wird ein Mitglied des geheimen Rathes entlaſſen, ohne daß Dienſtentſetzung 
gegen daſſelbe erkannt wotden waͤre; fo behält ein Miniſter 4000 Gulden 

als Penſion, und ein anderes Mitglied des geheimen Rathes die Hälfte feiner \ 
Befoldung, inſofern dem einen, oder dem andern nicht bei einer Anftellung 
eine andere Summe zugefichert worden ift. 

. 3. -Der geheime Rath ift vorzugsweiſe dazu verpflichtet, fuͤr die 
Aufrechthaltung der Landesverfaſſung und fuͤr die Hebung aller durch die 
Verlegung derſelben entſtehenden Mißverhaͤltniſſe Sorge zu tragen, indem er 
die deshalb einkommenden Vorſtellungen mit feinen verfaffungsmäßigen Ans 
trägen unterftügt, und: nöthigenfalls auch von Amtswegen einfchreitet. Er 
it demnady für alle von ihm ausgehende Berfügungen allein verants 
wortlich. 

$. 4. In Hinſicht auf die Verhaͤltniſſe zwiſchen dem koͤniglichen ger 
heimen Rathe und den einzelnen Departementsminiftern, welche darin Gig 
und Stimme haben, wird hiermit feftgefegt, daß in dem geheimen Rathe 
nothwendig vorzutragen und zu verhandeln find: 

I. alle allgemeine Staats-, Landes- und Kirchenangelegenheiten; dahin 
ift namentlich zu rechnen: 

a) alles, was auf die Staats: und Landesverfaſſung und die Organi⸗ 

fation der Staatsbehörden und Landestheile, oder 

b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die Normen derſel⸗ 

ben fich bezieht; ferner 

e) alle Öegenftände der Gefeggebung und allgemeiner Verordnungen, 

fo wie die Anftände über die Auslegung der Gefege und Verord⸗ 
nungen; endlid) 

d) was überhaupt ein allgemeines Staatsintereffe hat; 

‚2. alles, was auf die Verhältniffe mit den Landftänden Bezug hatz 
3. alle Vorfchläge zur Belegung dee höhern Staats: und Kirchenämter, 
mit Einfchluß der Ober: und Kameralbeamtungen und ber Decanate; 
4, alle Angelegenheiten, welche in die Gefchäftskreife verfchiedener Minis 
fterialdepartements einfchlagen, infofern bie Departementschefs ſich dat 
über nicht vereinigen koͤnnen; 
5. Gompetenzftreitigkeiten verfchiebener Departements, insbefondere auch 
| zwifchen den adminiſtrativen und gerichtlichen Stellen; 
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6. Vacheltniſſe ber Kirche zum Staate, inſofern neue Beſtimmungen noth⸗ 
wendig ſind, oder einzelner Kirchen zu einander, wenn die koͤniglichen 
‚Gentralftelfen diefee Gonfeffionen fich nicht vereinigen; T 

7. die Recurfe an den geheimen Rath von Verfügungen’ einzelner Mini: 
ſterien oder Depattennentägefs, durch De ein Dritter beſchwert zu ſeyn 
glaubt; 

8. Vorſteliungen, welche von Gentratftelfen bei Pre ihnen vorgeſetzten Mi: 
niſtern gegen einzelne Minifterialverfüguingen eingereicht werden, deren 
Erörterung der Minifter, wenn er nicht felbft zur Berüdfichtigung ber 
felben ſich bewegen findet, auf die Entſcheidung des geheimen Rathes 
auszuſetzen hat; 

9. Anſtaͤnde, welche fich bei Volliehung der von dem geheimen Rathe an 
einzelne Miniſterialdepartements erlaſſenen Verordnungen er Verfuͤ⸗ 
gungen ergeben, und endlich 

10. alles, was dem geheimen Rathe von dem Könige zur Bestbgin ober 
Ausführung befonders aufgetragen wird. | 

$. 5. Kein Mitglied des geheimen Raths kann, außer dem Galle, 
wenn der Gegenftand ihm perſoͤnlich angeht, von ben. collegialiſchen Berath⸗ 
ſchlagungen dieſes Collegiums ausgeſchloſſen werden. 

$. 6. Die Seſchafte werden in verſchiedenen Departements verarbeitet. 
Dieſe ſind: 

1) Minifterium ber Juſtiz; 
2) Miniſterium der auswärtigen Angelsgenheiten; 
3) Minifterium des Innern; 
4) Minifterium des Kriegsmwefens; 
5) Minifterium dee Finanzen; und 
6) Minifterium des Kirhen= und Schulweſens. 

$. 7. Die Departementsminiſter ſind bei dem geheimen. Rathe in 
allen jenen, zu ihrem Departement gehoͤrigen, Gegenſtaͤnden, welche vor das 
ganze Collegium gebracht werden muͤſſen, in der Regel die Referenten, fuͤr 
welche aus der Zahl derjenigen Mitglieder, welche keinem einzelnen Departe— 
ment vorftehen, Gorreferenten beftellt werden können. Wird Ausnahmsweiſe 
ein anderer Referent beftellt; fo haben alsdann bie Departementsminifter das 
Correferat zu übernehmen. 

$. 8. Der Departementsminiſter iſt für dasjenige, was er einzeln 
verfügt, oder was ihm vermoͤge des ihm zugewieſenen Gefchäftskreifee zu 
thun oder zu verfügen obliegt, perfönlic) verantwortlid. 

F. 9. Das Minifterium der Juſtiz führt die Oberaufficht über alle 
Civil⸗ und Criminaljuftizftellen, über den Zutelarrath, die Advocaten und 
Notarien. Es ift dafür befonders verantwortlich, daß die fchleunige und 
ferbftftändige Nechtöpflege nitgends und von Feiner Seite geflört werde. 

$. 10. Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten be 
forgt alle Verhandlungen mit Auswärtigen, die Auftechthaltung der beftehen: 
den Verträge, die Ausfertigung der öffentlichen Correſpondenz des Königs 
mit andern Regierungen, das! Geremoniel gegen Ausmärtige und im Innern, 
die Verwendung für Fönigliche Unterthanen im Auslande, die Beglaubigung 
der Paffe und Urkunden für das Ausland. Er berichtet in der Negel un: 
mittelbar- an den König. So oft jedoch‘ neue Staatsverträge abzufchließen, 
oder beftehende abjuändern find; fo iſt der Gegenftand vor dem Abfchluffe 
dem Eöniglichen geheimen Rath⸗ vorzulegen; bei Vertraͤgen, die Krieg und 
Frieden, oder Familienverbindungen betreffen, jedoch nur dann, wenn dies 

ohne Gefahr und Nachtheil geſchehen kann 
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. 11. Das Minifterlum des Innern umfaßt daB polizeiliche, na⸗ 
tionalwirthfchaftliche ‚und Regiminalfach in feinem ganzen Umfange. - Unter 
der Leitung und DOberaufficht deffelben ftehen alle jene Behörden, welchen die 
Wahrung der Eöniglihen Regierungss und Lehenrechte, die allgemeine Lan⸗ 
despolizei, die Aufficht über alle Beamte im Regiminal: und Polizeifache, 
die Ertheilung des Unterthanenrechts und die Entlafjung daraus, die Auf 
ficht über die Zucht⸗, Arbeits: und Irrenhaͤuſer und die Polizeigefängniffe, - 
über die Waifenhäufer, über die Bünfte und Handwerker, Brand» und ans 
dere Affecuranzanftalten, über den Straßen», Brüden: und Wafferbau, über 
Marſch⸗, Einquartierungs: und Mititairaushebungsangelegenheiten, über das Me⸗ 
dicinals und Sanitätswefen, über ben Handel und die Landescultur, Manu⸗ 
facturen und Fabriken, über die Verfaffung und Deeonomie der Communen 
u. ſ. w. übertragen iſt. 


$. 12. Das Rriegeminifferium umfaßt alles, was ſich auf die mili: 
tairifchen Einrichtungen und Anftalten des Königreiches bezieht. In Hine 
fiht auf den mitlitairifhen Dienft und die Disciplin fleht zwar die ganze 
gewaffnete Macht unter den unmittelbaren Befehlen des Könige. Inwie—⸗ 
fern das Militairweſen aber in andere Verwaltungszweige eingreift, was na⸗ 
mentlich bei Feftfegung des Mititairetats, bei der Beftimmung der Militairfähige 
keit, bei der militairifchen Suftizverwaltung und dem Deconomiewefen der 
Fall ift; fo iſt daſſelbe auch ein Gegenftand der Berathung des geheimen 
Rathes, nad) Maaßgabe der für das Reſſort deffelben im Allgemeinen feſt⸗ 
gefegten Beftimmungen. 


$. 13. Das $inanzminifterium hat, nad) dem Grunbfage einer 
weifen Sparfamkeit und auf den Grund der von den übrigen Minifterien 
einzureichenden Voranſchlaͤge, das allgemeine Staatsbebürfnig zu beftimmen, 
die Dedung beffelden aus Domanials und Steuergefüllen auszumitteln, für 
eine gerechte und treue Erhebung berfelben zu forgen, das Etats-, Red) 
nungs= und Kaffenwefen in fefter und Elarer Ordnung zu halten, und fuͤr 
die Erhaltung der Grundbücher zu forgen. Unter feiner verfafjungsmäßigen 
Leitung und Aufficht fiehen alle verwaltende und verrechnende Behörden, 
welchen die Abminiftration der Kammergüter und Domanialgefälle, ber For⸗ 
fie und Jagden, ber Bergwerke und Salinen, ber birecten und. indirecten 
Steuern, die Beforgung des Staatsbaumefens, die Erhebung und Verwen⸗ 
dung der Öffentlichen Gelder, die Renovation ber Grund: und Lagerbücher, 
und die Prüfung der Rechnungen obliegt, 

$. 14. Das Minifterium bes Kirchen: und Schulmefens, wel 
chen für die Angelegenheiten der Eatholifchen Kirche ein Mitglied. des katho— 
liſchen Kirchenrathes, als Minifterialrath, beizugeben ift, hat für die verfafs 
fungsmäßigen Rechte der verfchiedenen chriftlichen Kirchen» und andern Glaus 
befenntniffe, der Schulen und der Stiftungen zu wachen, und ift dafür vers 
antwortlih. Bu dem Gefchäftskreife defjelben gehören der Cultus der evans 
gelifchen, Eatholifchen und jeder andern Kirche, die Auffiht und Leitung 
des Schul= und Erziehungswefens in feinem ganzen Umfange, auch in den 
Wuifenhäufern, das Guratorium der Univerfität, der öffentlichen Bibliothes 
Een und aller Künfte und wiſſenſchaftlichen Anſtalten, die Oberaufficht über 
die Verwaltung des Kirchengutes und des Stiftungsvermögens. Unter der 
unmittelbaren Leitung diefes Minifteriums ftehen das evangelifche Oberconſi⸗ 
forium, der Eatholifche Kirchenrath, die. Oberſtudiendirection und ber Syn⸗ 
odus. Mit diefem Minifterium wird derzeit das Pröfidium in ‚dena 
u errichtenden - Gefeggehungs: Collegium ‚verbunden, Dieſe allerhoͤchſte 


— 
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Verordnung Sr. koͤniglichen Majeſtaͤt wirb hierdurch allgemein bekannt 


gemacht. 
Stuttgart, ben 8, Nov. 1816. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Mojesaie. 


a as geheime, Rath. 





Bei dem Tode des Königs Friedrich 1 waren die Stände deö Ki: 
nigveicheö noch verfammelt. Sie erließen an den neuen König Wilhelm 
ein Gondolenzfchreiben, in welchem fie zugleich ihre Erwartung ausfpra- 
chen, „daß er die Wieberherftellung der alten Verfaffung vollenden und 
das Wohl Fünftiger Geſchlechter aufs Neue dauerhaft begründen werde.” 
Der König hingegen deutete in feiner Antwort an, daf er eine zeitge: 
mäße Verfaſſung beabfichtige. „Was unter veränderten Verhältnifi en 
nur die Kraft der Regierung lähmen, und zugleich die Grüns 
bung und Entwidelung ber wahren bürgerlihen Freiheit 
hemmen würbe; das müffe der Kraft befferer Einficht, und der Macht 
der gegenwärtig en Bedlirfriffe weichen. Je ruhiger und umbefan- 
gener man in biefem Sinne an dem gemeinfchaftlich begonnenen Werke 
fortarbeiten werde; befto ficherer werde man ſich auch dem urfprüngs: 
lichen Geifte jener alten Verfaſſung, wie ihn der Tübinger Vertrag 
zeitgemäß audgefprochen habe, wieder nähern. . 

Weil aber der Parteigeift fortdauernd in ber ftänbifchen Verſamm⸗ 
fung vorhertfchte, und fogar des Königs Bruder, der Prinz Paul, für 
die Herftellung der alten Verfafjung fich erklärte, und gegen die neue 
bei.dem teutſchen Bundestage zu: Frankfurt proteftiste fo. vertagte ber 
König die ftändifhe Verfammlung (6. Dec. 1816) bis zum 15. Ian. 
1817 mit ber Erklärung, baß er feinem geheimen Rathe bie Prüfung 
des Entwurfes einer Verfaſſungsurkunde aufgetragen hohe. | 

Der neuen Verfafjung ging voraus: 


f) Gefeg über die Preßfreiheit vom 30, ‚gan. 1817. 


—Wilhelm ꝛc. Wir haben, um der freien Mirkheitung der Gedanken 
uud Einfihten. durch den Drud feine andere Schranken ‚als bie durch das 
Verbot der Gefege bedingten, entyegenzufegen, und dadurch Unſern Unterthas.. 
nen einen Beweis Unſrer Gefinnungen und Unfers Vertrauens, daß dieſe 
Freiheit nicht werde mißbraucht werden, zu geben, nach Anhörung Unſers 
geheimen Raths beſchloſſen, und verordnen hierdurch: 

$. 1. Alle bisher erlaſſene Geſetze und Verordnungen; welche ‚bie 
Druck- und 2efefreiheit, uͤberhaupt ‚bie Ausübung des Polizeirechts uͤber Bü: 


- ‚cher, Beitfchriften und Zeitungen teeifin, find duch gegenwärtige Verord⸗ 


nung aufgehoben. 

§. 2. Es it daher erkaubt, alles ohne Genfur drucken zu laſ⸗ 
ſen, und alles Gedruckte zu verbreiten, deſſen Inhalt nicht 
durch gegenwaͤrtiges Geſetz oder künftig im nerfaffungsmä- 
bigen Wege errichtete Geſetze für ein Verbrechen ober ‚Ber: 
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F IDas Verbot bir Verbreitung von — 
wird duch Rüdfihten auf Religion, Kirche und Sittlich— 
£eit, auf die Sicherheit der Staaten, auf die. Ehre des. Re: 
genten, sus wärsige: Regierungen, und der Privaten be— 
ftimmt. 

$. 4. & darf zwar Jeder feine Anſi chten und Ueberzeugungen im 
Gebiete der Religion durch den Druck bekannt machen, jedoch nur in dem 
ernſten Tone, der dem Forſcher nach Wahrheit geziemt, mit Beobachtung 
der, der Gottheit ſchuldigen, Ehrfurcht, und mit (orgfälefger Vermeidung 
altes’ deffen, woraus fich auf die Abſicht ſchließen laͤßt, Subjecte und "Ge 
genftände, die’ fuͤr heilig gehalten werden, den: Lehrbegriff oder ‘einzelne Glau⸗ 
benslehren einer im Staate anerfannten Kirche, der Verachtung oder Laͤcher⸗ 
lichkeit ausſetzen zu wollen... : Auch bleiben überdies Kirchendiener wegen ih— 
res Dortrages in Dinefcheiften, in Hinficht auf den. beftehenden . Lehrbegriff 
ihter Kirche, den vorgeſetzten kirchlichen Behörden verantwortlich. 

6.5. Zur Aufrechthaltung der Sittlichkeit wird jede Form des ger 
druckten Vortrags uͤber moraliſche Gegenſtuͤnde/ welche eine boͤsliche Abſicht 
des» Schriftſtellers verraͤth, andre zu Verbrechen und Laſtern, welche als 
ſolche vom Staat und Kirche anerkannt werden, anzureizen, für. eine uner= 
laubte Handlung erklaͤtt. Auch iſt das öffentliche ‚Aufitellen . von unzüchtis 
gen Säriften und Bildern verboten. | 

$. 6. So wenig ber’ Drud und die Bekanntmachung der, in einem 
ruhlgen Tone angeſtellten, Betrachtungen und Eroͤrterungen uͤber Staatsver⸗ 
faſſungen überhaupt Rund die Landesverfaſſung insbeſondere, ſo wie «ber! 
Wuͤnſche fuͤr Verbeſſerungen und fuͤr die Abhuͤlfe der Beſchwerden jeder 
Urt, verboten ſindʒ ſo fehr ‚gehört doch der - Auftuf in Drudfchriften zur 
Miderfeglichkeit gegen, die Obrigkeit, zu Aufruhr und Empörung, überhaupt 
zu jeder. geroalffamen Anderung der Da taſſung / unter die foren Verhre 
chen; eben ſo 
86. 7... jeder Kugel auf: bie: Ehrs des Staotsobetfaupts;, feier Ger 
mahlin ee 5 ilie, in Buͤchern, Schriften und- Bildern. ; 

Le Ehre. und bet gute Name von Privaten darf weder * 
telbar och mmitle ja in Drudforiften angetäftet werden. Unter dem bes 
fondern Schuge bet Regierung ftehen diesfalls die Staatsdiener, fo wie bie’ 
der Landftände. Schon jede wahrheitswidrige "Erzählung. von 

— achen, Bode die Amtsführung von beigep. betzeffen, Az ein agndunges 
weiches Vorgehen. | 
609. Auch: darf, bei ſcharfer — die Ehre auswaͤrtiger Regen⸗ 
tan und: ——— gedtuckten Blaͤttetn Schrtiften und‘ me. nicht 
gekraͤnkt werden. hmm. 

6. 40. "Rein: Eeaatsdiener darf die Nothzen, die ‚pe amelch erhalten 
hat; und die er nicht, erweislicheramaßen, „auch; aus nicht "amtlichen : Quel⸗ 
len ſchoͤpfen kann, ohne Erlaubniß feines Borgefegten, un den Oruch be⸗ 
kannt N 

6. 11 Obgleich; unter — Bedbachtung dieſer Verordnung 
auch Beltungen. und politifche Beitfchriften: ohne. Cenfur gedruckt werden koͤn⸗ 
nen; fo behält ſich die Landesregierung doch bevor, in außerordentlichen, na⸗ 
mantlich in’ Kriegszeiten, eine Ceuſur, jedoch nur auf die Dauer der Außer: 
ordentlicher. Umftände) und nur für Seitungen ‚und: * bleſe At von Bit 
ſchriften, anzuordnen. TUE 11323569 aan GT" 

:.$. 12. Diehuon den Sanbftänden: herduſinleten, oͤder ihrem Ras | 
men und mit ihrer Genehmigung herausgegebenen Druckſchriften, xs mögen 
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landſtaͤndiſche Verhandlungen oder Deductionen von Möchten ſeyn, ſind kelt 
ner Cenſur, wohl aber obigen, die Preßfreiheit — — 
unterworfen: 
8.13. Die Uebertretungen der obigen Benchnunden von 8. ; bis 
9. find als Verbrechen ‚und Vergehen anzuſehen. Sie werden, nach Maaß— 
gabe fowohl der gemeinrechtlichen Verordnungen, als der vaterlaͤndiſchen Ge: 
fege über Blasphemie, Profaniation des‘ Heiligen, Hochverrath, Landesver- 
rath, Verbrechen der beleidigten Majeftät, Widerſetzlichleit gegen die Obrige 
Reit und Injurien, nad) dem Berhättniffe der hoͤhern oder niedern Schaͤdlich⸗ 
keit, des igrößern ober geringer: Gtades von Worfay ober: Sant, u) dem 
dierna ich beftimmenden Ermeſſen des Richters beſtraft/ 

: 8. 14. Staatsdiener, welche gegen das ‚VBerböt-$i 40. haudein 
ben mit — Geldartefk, Teftungsftrafen, die, nach Beſchaffen⸗ 
heit! des Wergehens, bis zur Dienſtentſezung geſtelgert De en, 


beſtraft. 
G. 15.Füuͤr jede Druckſchrift iſt der Verfaſſar gucſt —— und 
ſtrafbar, auch Andere find 26, nach dem Grade ihrer Theilnehmung | 

$. 16. Der Vetrfaſſer Has Leine: Verbindlichkeit; ficy auf dem Titel: 
blatte feiner Schrift zu nennen. Um jedoch dieſen entdechen zu Bönwen),: ift 
der ‚Verleger verbunden, jeder Schrift, welche er verlegt —S— "oder 
Handelsfitma und Wohnott nebſt dem Jahr / in: welchem ‚fie. gedruckt wor⸗ 
den, bei Strafe von 80 Reichsthalern, vorzuſetzen/no aber kein beſonde⸗ 
rer Verleger: vorhanden ‚oder iſt dieſer ein "Ausländer; ſo hat der Buchdru⸗ 
cer, bei. gleicher. Strafe gleiche Verbindlichkeit; Ueberdies iſt die Polizeibe⸗ 
hoͤrde — eine ſolche Schrift, bei der dieſe Vorſchrift nicht beobachtet 
worden, in Beſchlag zu nehmen, und der; für: WRegiominktgegtnftäitke biebe ’ 
geſetzten, Behörde: hiervon die Anzeige zu made, 

$. 17, Jeder Buchdruder ift- verbunden ‚won jeder von ihm — 
Schrift der, fuͤt das Studienweſen 'Webergefegten, Eentralſtelle ein, von diefer der 
öffentlichen. Bibliothek nachhet zutzuͤſtellendes, Frelexempiat zu‘ uͤbergeben, auch 
beſtaͤndig ein’ fortlaufendes Verzeichniß der von ihm gebeudten Schriften 
zu halten; beides bei Vermeidung einer Strafe von 5. Reichsthalern. 

$. 18: Jeder Verleger, und, wenn die Schrift! keinen, von dem: Dru⸗ 
er zu benennenden, inländifchen Verleger Hat, dee Drucker der. Schrift, iſt 
verbunden, auf jede "Aufforderung ber Zuftigbehörbe, den Werfafler zu nen⸗ 
nen; daher: fie fich, bei: Uebernahme bes Verlags oder Drucks dies chun 
zu koͤnnen, in den Stand fegen ‚müffen. Können odeniwollen fie. den Ber: 
Sl nit nennen; To werden‘ ſie ſo behandelt / als waͤren Be Urheber 
der . 
§. 19. Außerdem — die Buchdrucker fin dan Inhalt er‘ Scheiſ⸗ 
ten, welche ſie drucken, nicht’ verantwortlich gemacht), es waͤte den, daß 
eine boshafte Colluſion mit dem Verſaſſer oder Verleger gegen fie‘ eerösislich 
gemacht würde. - Im Falle eines- ertoiefenen boͤſen Vorſatzes, ‚find die: Dru: 
der als Miturheber, jedoch immer ‚geringer, als die Befofe ſar, zu 
beſtrafen. 

$. 20. Die Verleger hingegen, wach⸗ bie: Dicht habea sa Fahalt 
des Werks, das fie verlegen, vor deffen Uebernahme zu prüfen oder ‚prüfen 
zu laſſen, ſind nicht nur wegen boͤſen Vorſatzes ſondern auch wegen Nach⸗ 
laͤſſi igkeit, nach Vorliegenheit der Umſtaͤnde, doch auch im erſten "Su im: 
mer geringer als die Verfaſſer, zu 'Beftwafen. 
8,28.) Die Herausgeber fremder Auffäge, namentlich die Reaeteins 
von Zeitſchriften, werden wegen Geſekwidriakeiten, welche ſolche Aufſaͤtze ent⸗ 
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halten, nad) Beſchaffenheit als doloſe oder culpoſe sine und Bei 
derer des Vergehens des Verfaſſers verantwortlich. 

F. 22. Die Verfaſſer, und unter obigen Vorausfegungen, a be 
Verleger und Diuder, find neben der Strafe, den duch den Druck Be: 
ſchaͤdigten zum. Schabenerfage und zur Genugthuung, welche vor dem: Eivil⸗ 
richter auszufuͤhren iſt, verbunden. 

8. 23. Die Buchhaͤndler find berechtigt, alle enaſchiflen welche ſie 
auf dem Wege des ordentlichen Buchhandels beziehen, zu en chne 
baß fie, bei einem etwa gefegwidtigen Inhalte derſelben, als fchuldhafte 
Theilnehmer an der Verbreitung angeſehen, und. deshalb zur Verantworiuns 
gezogen werden koͤnnen, fo lange ihnen nicht 
a) von der vorgeſetzten Behörde ‚der zn ausdrůclich antalne wor⸗ 
fr De, de 6 

6) ei Affe Vegatung von ‚Schriften gefegwibrigen Fahalıg augen fie 

erwiefen i 

Sie find jedoch verbunden, diejenigen Schriften, auf benen weber ı ‚den Vers 
faffer noch der Verleger, noch ein inlaͤndi ſcher Buchdender genannt ift, wenn 
dieſelben fich ganz, oder: zum Theil? auf die inlaͤndiſchen ‚Staatsverhäftniffe 
beziehen, obgleich ſie ihnen auf: dem ordentlichen Wege des Buchhandels zus 
feige ig abe, ihnen, außer dieſem Wege — Schuf⸗ 

, vor dem Debit der Regiminalbehoͤrde vorzulegen. uncꝑ 

8.24. Me Perfonen ;:welhe, ohne: dazu berechtigt: au ‚fern, fid mit 
dem Bücherhandei abgeben, haben, ı neben;den Pakizeiftsafe, für. ihr unbefug⸗ 
tes Gemerbe; fr ben: etwa senken Deal, der DOM: ihnen —— 
Schriften zu haften. 4.. 

8. 25.; —— un. Hauſiter Alien. be Strafe von. Reiches 
thalern, mit Eeinen Büchern; und- Schriften. Handeln, wozu ſie 8 die Er⸗ 
laubniß non: Ortsbeamten erhalten haben. 
6. 28. Der Abſatz won Büchern: und. ‚Schriften; bean: Jnhait von 
der Juſtizbehoͤrde als geſebwidelg erklärt wird; fie ‚mögen im Sande gedruckt, 
oder vom Auslande hereingefommen kun; iſt zu unterdrüden, und der, Vers, 
kauf eines; jeden ——— das Sams und Ausland iſt ‚zum erſtenmai 
mit 60 Reichsthalern, und im Wiederhohlungsfalle mit noch daͤrferet Ahn⸗ 
dung zu beſtrafen. Die den Buchhaͤnblern vom Auslande zugefendeten, für 
geſehwidrig erkannten Schriften find. dahin; woher ſie eingeſendet worden, zu⸗ 
ruͤckzuſenden. Der inlaͤndiſche Verlag wird,, vernichtet... Haben nur ein⸗ 
zelne Stellen fihndie, Mißbilligung der Juſtizbehoͤrde zugezogen ; --fo, kann 
durch Weglaſſung derſelben und Umdtuck einzelner “Bogen geholfen werden. 

$. 27. Die Are hal der, in Drudfchriften begangenen, Berges 
hen und das Stenferfenntniß, kann, die abend, dA «bemerken außerorbents 
lichen Bälle ausgenommen, nicht von ber; Polizei, fondern allein von den 
Criminalbehörden erfolgen; hingegen ‚hat jede ‚DOpberpolizeibehörde „die. Pflicht, 
die Ausftellung und den Debit ärgerlicher ‚Bilder zu hindern, fo. mie den ‚Des 
bit folher Schriften, bie in ‚gegenmärtigem; Geſetze verboten find,- vorläufig zu 
unterfagen, auch diefelben nach Umftänden in Beſchlag zu nehmen, jedoch hier: 
von der geeigneten Regiwinalbehoͤrde innerhalb 24 Stunden die ‚Anzeige zu 


machen, 
6. 28. Das Dbersenfurcollegium und bie Anfık der Bügherfiscale in 
aufgehoben. 
29. Die polizeiliche Centralauffi cht Abr bas geſammte Buͤcher⸗ 
weſen false ber, ag EN — — anheim, na⸗ 


Aarjiani ine 
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a) alle allgemeine, den Bücherhandel und den Buͤchernachdruck — 
Gegenſtaͤnde; 

Vybie ZUR Äber bie Beobachtung ber, die Bücherciecufation Sereffen- 
N „DEN, DÜOEBER m 
e).bie Gonceffionsertheitung. zu: Srricjtung von Buchhandlungen, Bud 

druckereien, Leſebibliotheken ꝛtc.; 
d) Privilegien gegen den Büchernächdend 1, 
$. 30. Dennoch iſt auch die fin‘ das Studienweſen — Gm: 
tralbehoͤrde, welche in dieſem Punct an die Stelle des koͤniglichen Obercen⸗ 
furcolleglums tritt, eine Behörde, deren Gutachten fowohl von der. Regimi⸗ 
nalbehoͤrde, als von dem — * Erinunaltcibunal w den aa. re 

ten, ‚Böllen eingehohft’ wi e 

WR gan, den 30 Sn" — 
— * des Könige; 196 trbı3@ *⸗ ® * 
ge | 2 Mage ui — Ar 
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Die ſam Gefee dher die Vrehftuſheit, welchts ch — Fi 
u ‚unter bie vier: — war uen —— ward⸗ 
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Erfies — 
Von dem Koͤnigrelhe und deſſen Beſtandtheilen. 


1 Sammtliche Theile des Koͤnigreiches „Bürtenikerg, die BER 
« Erbs und die, neuerworbenen Lande, find in der Maaße A einem unzertrennbaren 
Ganzen vereinigt, daß alle Staatsangehörigen, - ohne Rucficht auf die, Berfchiedens 
heit ihrer frühern Verhältniffe und auf ihre vormalige: Verbindung mit andern Ges 
bieten, gleiche ftaatsbürgerliche Rechte und Pflichten haben, ‚und Alle an den Wohl: 
ein * Verfaſſung und der darauf gegruͤndeten Staatserwaltun gleichen An⸗ 
theil nehmen. 

‘8.2. Kein Beftandtheil des Koͤnigrachce Kann, außer ‚dem. Falle einer, durch 
äußere Verhaͤltniſſe erbeigefuͤhrten, unabwendbaren, —F von den Landſtaͤnbe en anz 
erkannten Nothwendigkeit, von bemfelben getzennt und auf, i tgend eing Beil ‚pers 
äußert werben. 

Sollte ein ſolcher Nothfall wirklich eintreten! fo — Hafır zu ſor⸗ 
gen, daß ben Eingeſeſſenen der getrennten Landestheile sine hinlä sale Zeitfrift 96) 
ftattet wird, um 16 anderwärts im Königreiche. mit ihrem ae me niederlaß 
- fen zu koͤnnen, ohne in Veräußerung ihrer Liegenſchaften uͤbereiit, oder durch eine, 
* * — Vermögen gelegte, Abgabe, oder ſonſt auf andere Weiſe 

e igt zu werden 

$. Würde in. ber, Bi lgezeit das Konigreich einen Neuen‘ Landes zuwachs er⸗ 
halten; fo wird das neue Land In die Gemeinſchaft der Verfaſſung und, Verwal— 
tung des Königreiches aufgenommen, und. die neuen — werden den 
aͤltern, in Anfehung aller ftaatsbärge —9 Ver a : teichge ſteillt werden. 

Als eine, m Königreiche gehörige, Etwerbung fol Sta atıgefehen wer⸗ 
den, die der König nicht blos für feine. Perſon, fondern "durch Anwendung wuͤr⸗ 
tembergifcher Staatökräfte, ober a als —E F dem — — 
Staate ewirbf | hi * 


Bweites. Suptteis 7 
"Bon dem Könige,’ den Böniglichen Regierungsrechten, der Zhronſolge und 
| ber Megentfchaft.. 

Z. 4.- Dev. König iſt das ‚Haupt des — vereinigt in fd alle Rechte ber 
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Staatsgewalt, und ‚übt fie unter. ben, durch die Verfaſſung feſtgeſezten, Beftim: 


mungen aus. Yon ans 
5.6. ‚Er vertritt in dieſer Dinficht. nicht nur dem Staat in, allen. ſeinen gus⸗ 
wärfigen Verhältniffen, fondern a gefammte innere Sfaatı bel 
tung unter feiner verfaffungsmäßigen Auffiht, Leitung und Emwirkung, Er fanc 
rionitt, verkündet und vollzieht die Gefede; er 'ertheilt Privilegien und Dispenſa⸗ 
tionen. Unter feinem Namen und feiner Oberaufſicht wird die Gerechtigkeitöpflege 
verwaltet; alle Verrichtungen deu, vollzichenden Gewalt. find, von. ſeiner Autggität 
abhängigs-die bewaffnete Macht, 63 im; Kriege als im, Frieden, ſteht aus: 
ſchli ich unter ‚feinem Befehl, Er a a as Recht, Standeserhohungen vor: 
zunehmen, Orden zu errichten, Ehrentitel und ändere Gnadenbezeugungen zu 
ns no! inne at 3% 9 2 Ar 

‚oh De Pexſon des, Königs iſt heilig und unverletlich. on acnoaa 
17. B König darf jeder chriftlichen Kirche angehören, lanerin ı beallir fan 
$. 8. Der Gig der Regierung kann in, keinem Falle außerhalb bes nigteiche 
verlegt werben. ‚N‘ i All » LEI ZZ EEE ZZ 2 44! —2 
J. 9. Das Recht der Thronfolge gehuͤhrt, fo lauge Mannsſtamm in dem koͤ— 
niglichen Hauſe vor 7 ft, diefem allein, mit Ausfhliefung de3 weiblichen Ge: 
fchlechtes; die Ordnung wer Throufdilge aber zwifchen den Gliedern des Manns- 
— wird durch das Erſtgeburtsrecht und die darauf gegründete Linealerbfolge 

eſtimmt. 


65 410. Wenn der. Mannsſtamm des Königlichen, Hauſes ſcht, geht die 
Thronfolge auf’ die A ntenge ren der Erb —* ung, 
die fuͤr jenen feſtgeſetzt ft, uber, ſo daß die, ig Zeit bes Todes des Leßtregieren⸗ 
den Königs aus dem wuͤrtembergiſchen Mannsſtamme, lebenden würtemb 57 
Prinzeffinnen ober Abkoͤmmlinge von ſolchen, ohne Unterſchied des Sefehte r 


glei wären fie Prinzen des würfembergifchen „„Daufes, nach dem 
rn Ir Fey — eng eur die” GRADE de N * an 
dem zulepb Segidrenden. Könige ‚Fur Thronfolge berufen werden. 5 U din Fi. 

Sobald jedoch in dem fodann regierenden Föniglichen Haufe wieder Descenden⸗ 
ten des erften Grades von. \beiderki Geſchlecht gebohren werden, tritt der Vorzug 
des männlichen EHRE: vor dem weiblichen „micbex ‚ein. „4 22 

$. 11. _ Weder die, zur Zeit des Abſterbens eines regierenden Königs Re 
sien, Einkünfte der Krone noch die, zu den Krondomainen gehörigen, Bortäthe 


“ . 
J 


alle⸗ 
aller Art, koͤnnen als Pribatverlaſſenſchaft in Anſpruch genommen werden.Hinge⸗ 


gen iſt dasjenige, was von den Einkuͤnften des Familien-Fideicommiſſes im engern 
Sinne (Hofr und Domainenfammer) und der, für den 'König ausgeſetzten, Civil⸗ 
Kite, bis auf den Tag des Ablebens verfallen ift, fo wie Alles, was berfelbe an—⸗ 
derwärts, unabhaͤngig von den Verhältniffen eines Staatsoberhaupts und von ber, 
Fir zuftehenden, Berwaltung der Kronbomainen, erworben hat, ald Privateigen- 
im deſſelben anzufehen. "© | —28 
51%, Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt dann abgelegt, wenn er 
in einer, den Ständen des "Köntgreiches zuzuſtellenden, feierlichen Urkunde „die uns 
a Feſthaltung der. Landesverfaffung bei ‚feinem Löniglichen ‚Worte Zuge: 
igert hak.. -,.,. a — * EUREN 
Aue, 15. Sollte der Fall fich ereignen, daB die Erbfolge an einem Familien⸗ 
liede ‚ftände, deſſen Geiſtes⸗ oder, koͤrperliche Beſchaffenheit ſchon, nach gemeinrecht⸗ 
86 Srundfägen‘, die Anordnung einer Vormundſchaft notwendig, mithin auch 
daſſelbe zur Selbſtregierung unfähig macht; To —* unter der Regierung des 
Koͤnigs, auf welchen es folgen: würde, dieſe Geiſtes- oder koͤrperliche Beſchaffenheit 
auf eine rechtliche Weiſe außer Zweifel zu ſehen, ſofort aber in einer, vom Könige 
u berufenden und unter deffen Vorſitze at gr gr Verſammlung fänmtlicher, 
Im’ Sönigreihe anweſenden , volljährigen und nicht mehr unter väterfiher Gewalt 
ftehenden ine des königlichen Haufes, und des Geheimenraths, ber Krankheits⸗ 
zuftand nod einmal zu bewahrheiten, of ‚wenn biefelbe unheilbar befunden wird, 
ducch ein formliches Skaatögefeh ‚die, Ausihließung dieſes Familiengliedes don der 
Shronfotge feftzufehtn.”> "> rel ten ESTER 0 | 
Wird die Geiftes= oder Körperkrantpeit nicht für unheilbar, abet’ doch von der 
Befchaffenheit erfunden, daß fie), ſo Jangẽ ſie nicht zehoben iſt, das Bamilienglich 
J Selbftwralsung nfähig machts, ſo tritt dann, wann die Erbfolge daſſelbe dazu 
eruft, eine Regentſchaft ein. a an.: — . 
Eben fo tritt eine Regentſchaft ein, Wenn der Thronerbe, auch bei einer um= 
hellbaren Krankheitsbeſchaffenheit, unter der Regierung des vorhergehenden Königs 


— 
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nicht auf vorſtehende Weiſe durch cin Stantögefeh von. der Thronfolge ausgeſchloſ⸗ 
fen feyn, oder auch, wenn ein gr während. feiner Regierung. in. eine ſolche 
vefalkn — torperliche ‚Krankpeit nn zut Seregrruns unfähig macht, 
verfallen 

"Bi ‚tina fohchent Falle ſoll ir —— bie ‚oben beſtimmten Mitglieder 
des koͤniglichen Hauſes, jedoch mit Ausſchluß des, zunaͤchſt zur. Thronfolge — 
ne, Agnaten, zu einem: Zuſammentritte einladen, die vollſtaͤndig Zu bewahrhe 
tende Thatſache vortragen, ben durch abfolute Stimmenmehrheit fi ergeb 
Beſchluß der Fantilienglieder aufnehmen, und denſelben/ wenn er auf die Ausſchlie⸗ 
fung von der Thronfolge gerichtet iſt, an die allgemeine Landesberſammlung brin⸗ 
dem tan deren‘ Zuſtimmung ——8 erſt zu einem Staategeſete erhoben were 


. Der König ‚.ober. wenn es: den "König ſelbſt betrifft, ber an Jahren aiteſte 
Prinz des töniglichen Haufes de dabei den Vorfig, und neben einer mitzuzählen® 
ben, im Falle der Stimmengleihheit,:eine entſcheidende Stimme. OR, Stimmord: 
nung hy * das natuͤrliche Alter gegeben. 

„Während der Minderjährigfeit bes Königs, und in ben, im: dorherge⸗ 
Henden — "1 beftimmten, Faͤllen fuͤhrt die —— ung der nach der Erbfol⸗ 
geordnung naͤchſte Agnat, nebſt einem, aus dem ſaͤmmtlichen, im Konigreiche an⸗ 
weſenden, volljaͤhrigen und nicht mehr unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Prinzen 
des koͤniglichen Hauſes, und ben fſaͤmmtlichen Mitgliedern des koͤniglichen Gehei— 
— welcher übrigens als oberſte Staatsbehoͤrde feine: verfaffungsmäßige 
Wirkfamkeit; unverruͤckt fortzufegen hat, beftehenden. Bormundfchaftsrathe. 

Sollte tin; zur Uebernahme der Reichsverweſuug tuͤchtiger, Agnat vorhanden 
ſeyn; fo: witd dieſe von der Mutter, oder, wenn dieſe nicht mehr leben ſollte, von 
der Großmutter des Koͤnigs von vaͤterlicher Seite, und wenn auch diefe mit .— 
abgegangen, vom Geheimenrathe geführt. 

—* ſich in der Folge das Hinderniß; ſo tritt Sie: orbenttiche aznatiſche Vor⸗ 
mundſchaft ein. 

S. 15.2 Der Meichsſverweſer hat at eben fo; * der König; ben Ständen die 
Beobachtung ber Landesverfaffung feierlich zugufihern, - und auf dieſelbe diejenigen‘ 
, Mitglieder des koͤniglichen Hauſes, welche durch das Geſetz zum Vormundſchafts-⸗ 
rathe er ſind, feierlich zu verpflichten: 

16.: Alle, von ber Entſchließung bes Staatsoberhaupts abhangende⸗ Staats⸗ 
Verwaltungsgegenſtande und Gnadenſachen werben in dem Vormundſchaftsrathe, am. 
ter dem Vorſitze des Reichsverweſers, welcher nicht nur eine mitzuzaͤhlende, ſondern 
auch, im Falle der Stimmengleichheit, den Vorzug einer entſcheidenden Stimme 
hat, verhandelt und erledigt. * Kin urn 

$.:17. In: Ermangelung einer, vom Könige getzoffenen „ ‚dem Geheimenrathe 
zur Kenntniß gebrachten und von dieſem ins Hausarchiv niedergelegten, Anordnung 
bat die Mutter, oder wenn dieſe nicht mehr lebt, die Großmutter von vaͤterlicher 
Seite, unter Ruͤckſprache mit dem Reichsverweſer und dem Vormundſchaftsrathe, 
die Erzieher, Aufſeher und Lehrer dis minderjährigen Koͤnigs zu ernennen, und 
den Erziehungsplan zu beſtimmen. Im Falle einer Verſchiedenheit der Anſichten, 
hat der Reichsverweſer und der Vormundſchaftsrath die Entſcheidung, auch. wenn! 
bie — und die vaͤterliche Großmutter nicht mehr leben r allein bie Beſtimmung 
zu geben 

Sollte der minderjaͤhrige König: fein ‚Sohn des —— Königs, ſondern 
eines Agnaten ſeyn, und ber Vater deſſelben eine Anordnung wegen ber Erziehung 
getroffen habenz fo wird, die vaͤterliche Anordnung; nach dem Eintritte des Soh⸗ 
nes die Thronfolge, der Prüfung und Beſtimmung der Regentfchaft un⸗ 
terworfen. 

5. 18. Die Reichsverweſung hoͤrt auf, ſobald ber minderjaͤhrige König, ‚mit 
Zuruͤcklegung des 18ten Jahres feines Alters die Volljährigkeit: erreicht Hat. 

$. 19. Die Verhaͤltniſſe der Mitglieder des koͤniglichen Haufes zum Könige, 
ale: a der Bamilie, und, under fi, werben: in einem — bauegeſete 
beſtimmt. 


STEEL U a Drittes Kapitekk. 
Bon den Staatsdieneen 


3* en A. Allgemeine. Beſtimmungen. 3 
5. 20, Alle Otaatsbiener, durch welche bie koͤnialiche Btanteannalt - —— 
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wird, werden in ber we durch din König, auf Borfäläge ber dazu geeigneten 
Centralbehoͤrden, ernannt. 

S5. 21. Diefe: find verpflichtet, ‚bei: kein Vorſchtägen alle Bewerber aufn 
len, und vor allem Andern auf den Grab ber moralifhen und intellectüuellen ⸗ 
tigkeit zu dem Amte, dann aber auch auf den Borzug des Alters und auf ſchon 
erworbene Berdienſte Ruͤckſicht zu nehmen. 

5. 22. Niemand kann F ſolches Amt erhalten, ber nicht früher von . ber 
geeigneten Behdrbe.-für tuͤchtig erflärt worden iſt 

$. B. Lanbeseingeborne: find, wenn ſie bie. erforderliche Tuͤchtigkeit haben, 
vorzugeweie por dem: Fremhen:gu berüdfichtigen. 

d..24.., In den Dienſteid, welchen faͤmmtliche Staatäbiener dem Könige abzus 
legen haben, it ausdrüdlih auch die Verpflichtung aufzunehmen, die Verfaſſung 
ſammt den, auf die ſelbe ſich gruͤndenden, oder dadurch beſticictan Sanbesfreipeiten 
gewiffenhaft zu wahren. 

26. Ein Stantsbienge.. kann ohne feine Zuftimmung, nur. wegen unbrauch⸗ 
barkeit und Unfähigkeit zur Verfehung feines Amts, oder wegen ‚Vergehen, nad 
vorhergegangener Unterfuchung, auf eine geringere. Stelle zurüdgefeßt, - eder mit 
Verluſt feines :Dienftgehalts aus dem koͤniglichen Dienfte entfernt werde. - : 

en Dienftentfegungen — Eaffationen — werden ausſchließlich von der Seiminal 
Quftizftelle erkannt. 

‚Bloße Entlaffung- und Zuvüelfegung auf eine geringere Stelle — wern fie 
wegeindeichterer, gemeiner Vergehen oder wegen Dienftverfehlungen geſchieht, auch 
auf den Gollegialantrag der Regierungsbehoͤrde, oder, falls der; Diener: zum Juſtiz⸗ 
——— gehoͤtt, des betreffenden obern Juſtizcollegii als Strafe erkannt wer⸗ 

Geſchieht ſie aber blos wegen Unfaͤhigkeit und, Unbrauchbarkeit; ſo kann ſie 
= den’ Göllegialantrag der Stelle, welche dem Diener vorgefest iſt, ober zu wel 
Ger er gehört, Statt finden. 

"Die. Sollegialanträge auf Entlaffung ober Zuruͤckſetzung eines Sbnatedieners 
fü nd bem töniglichen Geheimenrathe vorzulegen. 

Die nämlichen Beftimmungen: treten bei Suspenfionen sin, weiche mit 
Berluft des Amtögehalts verbunden find. 
527. Die Bälle, welche die Zuruͤckſezung eines Staatsdieners oder beſſen 
Entfernung vom Amte, oder eine das Goercitionsrccht der Verwaltungsbehoͤrden 
überjteigende Strafe: nach ſich ziehen , werden durch ein Gefeg genau. beftimmt wer⸗ 
den, wobei im: Allgemeinen der Grundfag berüstfichtigt' werden wird, : daß Staats: 
diener, welche durch vorſaͤtzliche Uebertretung der ihnen ertheilten Amtsoorfhriften, 
oder. auch durch grobe Nacpläffigkeit. oder Unwiſſenheit, das gemeine Weſen oder bie 
ihrer amtlihen Fuͤrſorge anvertrauten Privatperfonen in bedeutenden Schaden’ vers 
fegt, oder ‚fonft durch, abfichtliche Verlegung: wefentlicher Amtspflichten ſich des zu 
Bermaltung ihres Amts erforderlichen, Bertranens und Anfehens beraubt; ‚ober aud) 
nad) erhaltenen: Warnungen durch fortgeſetzte, wenn gleich an fich geringere, Amtes 
fehler, eine ſchwerere Verſchuldung auf: ſich geladen: haben, der, auf ihre Dienftan> 
ſtellung fih gründenden, ‚Rechte hierdurch verluſtig werdens- - 

: 8.28. Berſetzungen der Gtaatsdiener follen ‚nicht ohne vorheriges ‚Gutachten: 
derjenigen Behörden, auf deren Vorfchläge bie Ernennung: erfolgt ib, and übers. 
haupt: nicht ohne ‚erhebliche Gruͤnde vorgenommen werben. .- 

Staatödiener, welche nicht auf ihr Anfuchen, und nicht wegen Bergchen: ‚ober 
Unfähigkeit verfeßt werden, erhalten: fuͤr die Umzugẽkoſten eine Entfchädigung:> 
829. Wer aus eigener Entfhliefung tin: Staatzamt 'aufgiebt, kann ohne 
Einwilligung des Königs nicht vor Ablauf eines Vurtellahtes nach deſchehener 
Dienftauffündigung feine Stelle verlaſſen 

. 80. Kein Staatsdiener, er mag fein. Amt freiwillig niedergelegt‘ Haben, 
ober davon entlaffen worden feyn, darf fi aus dem Königreiche- feüher entfernen, 
als bis er wegen feiner : Amtöverwaltung Redyenfhaft abgelegt, oder wenn feine 
perfönliche Gegenwart nicht mehr nothwendig wäre, bis er wegen ‘ber, Innerhalb 
eines Zahres nad) feiner Refignation oder Entlaffung etwa gegen ihn vorkommen» 
den, Anſpruͤche hinlängliche Sicherheit geleiftet hat. Nach Seftellung t diefer Sicher: 
heit, Tann ohne ein Erkenntniß der befreffenden Juftizftele weber die Auswande— 
rung gehemmt, nod) auch im Wiberſpruchsfalle eine Fängere Dauer der Sicherheits: 
ar” — auf ein, Jahr, pon dem Staatsdiener gefordert werben. 

Für die Staatsdiener, welche durch Krankheit oder Alter zu Führung 
ihres as unfähig — id, ſo wie * die —— — Aoatadi⸗ | 


ner. ſoll geſorgt 
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8. 32. Die Staatebiener- und bie Behörden find für die, von ihnen- ertheil- 
ten, Befehle verantwortlih, und haben, bei eigener Verantwortlichkeit, nur bie 
ihnen von ben gecigneten Stellen in ber orbnungsmäßigen Form zulommenden Ans 
weifungen zu. beobachten. 

Sind fie in Zweifel, ob die Stelle, weiche ihnen einen Auftrag ertheilte, bazu 
competent jey; fo. haben. fie.darüber bei ihrer. vorgefegten Behörde anzufragen, To 
wie ihnen aud) obliegt, wenn fie, bei dem Inhalt einer höhern Verfügung, erheb: 
liche Anftände finden, folhe, unter Beobachtung der geziemenden Yormen And 
Vermeidung jeder nachtheiligen Verzoͤgerung, der verfügenden Stelle vorzutragen. 


B. Bon dem Geheimenrathe. 


5. Der koͤnigliche Geheimerath ift die zunaͤchſt unter dem Könige ftchende 
oberfte Staatöbehörde, welcher alle übrige Staatsverwaltungsftellen untergeorbnet 
find. Er beſteht menigftens aus. 7 und hödjftens aus 14 Mitgliedern. 

5. 34. Der König. ernennt und entläßt die Mitglieder des Geheimenraths, 
nach eigener freier Entſchließung. Er wird bei der Ernennung vorzuͤglichen Bes 
dacht auf Eingeborne nehmen, und jeden auf die Geburt oder das chriſtliche Glaus 
bensbetenntniß ſich gründenden Unterfchieb ausfchließen. | 

Wird ein Mitglied des Geheimenraths entlaffen, ohne daß Dienftentfegung ge= 

gen bafjelbe anerkannt worden wäre; fo behält ein Minifter 4009 fl. als Penflon, 
und ein anderes Mitglied des Gcheimenraths die Hälfte feiner Befoldung, infofern 
bem —* oder dem andern nicht durch Vertrag eine andere Summe zugeſichert 
worben if. 
8. 86. Der Geheimerath ift vorzugsweife dazu verpflichtet, für die Aufrecht⸗ 
haltung der Landesverfaffung und für die Hebung aller, durch die Verletzung der: 
felben entftehenden, Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er bie deshalb eine 
tommenden Borftellungen mit feinen verfaffungsmäßigen Anträgen unterftügt, und 
noͤthigenfalls auch von Amtswegen einfhhreitet. Gr ift demnach) für alle, von ihm 
ausgehende, Verfügungen allein verantwortlich. 

. 86. In Hinfihe auf die Verhältniffe zwiſchen dem koͤniglichen Gcheimen« 
rathe und den’ einzelnen Departementöminmiftern, welche darin Sitz und Stimme ha« 
ben, wird hiermit feftgefegt, daß in dem Geheimenrathe nothrwendig vorzutragen und 
zu verhandeln find: | 

1) alle allgemeine Staats:, Landes: und ‚Kirchenangelegenheiten; dahin iſt na⸗ 
mentlich zu rechnen: 

a) alles, was auf die Staats- und Lanbesverfaffung und die Organifation 
der Staatsbehörden und Landestheile, cder I 

b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die Normen berfelben ſich 
bezieht, ferner | 

©) .alle Gegenftände der Gefeggebung und allgemeiner Werorbnungen, ſo 
* * Anſtaͤnde uͤber die Auslegung der Geſetze und Verordnungen; 

endli 

d) was überhaupt ein allgemeines Staatsintereſſe hat; 

2) alles, was auf die Verhältniffe mit den Landftänden Bezug hatz 

8) alle Vorjchläge zu Belegung ber höhern Staats: und Kirchenämter, mit Eine 
ſchluß der Ober: und Kameralbeamtungen und ber Dekanate; 

4) alle Angelegenheiten, welche in die Geſchaͤftskreiſe verſchiedener Minifterialdes 
partements einfchlagen, infofern die. Departementschefs fich darüber nicht ver 
einigen können; ' 

“ 5)- Competenzftreitigkeiten verfchiedener Departements, insbeſondere auch zwifchen 
den Verwaltungs= und gerichtlichen Stellen; 

6) Verhältniffe der Kirche zum Staate, infofern neue Beflimmungen nothwen⸗ 
dig find, oder einzelner Kirchen zu einander, wenn die Eöniglichen Central 
ftellen diefer Confeſſionen ſich nicht vereinigen 5 

7) Recurfe an ben Geheimenrath von Verfügungen einzelner Minifterien ober 
Departementöchefs, durch die ein Dritter beſchwert zu feyn glaubt; 

8) Vorftellungen, welche von Gentralftellen®bei den ihnen vorgeſetzten Miniftern 
gegen einzelne Minifterialverfügungen eingereicht werden, beren Grörterung 
der Minifter, wenn er nicht felbft zu Beruͤckſichtigung derfelben fih bewogen 
findet, auf die Entfcheidung des Geheimenraths auszufegen hat; 

9) Anftände, welche ſich bei Bollzichung ber, von dem Geheimenrathe an eins 
zelne, Minifterialdepartements crlajjenen, Berorbnungen und Verfügungen 
ergeben, und endlich Ä 
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10) alles, was dem Geheimenrathe von dem Könige zur Berathung oder- Ausfuͤh⸗ 
zung: befonders aufgetragen. wird. - - Pu x * 

„ &: 37. Kein Mitglied des: Geheimenraths Farm, außer dem Falle, wenn der 
Gegenrftand ihm perfönlich angeht, von den collegialifhen Berathſchlagungen ;diefes 
Golle giums ausgefchloffen werben. ER 254 — 

a — Die Geſchaͤfte werden in verſchiedenen Departements bearbeitet; 
dieſe ſind: EZ El BER Zr Ä 

3.) .Minifterium. der Jufligz; ©. - \ 

3 Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten; 

3) Minifterium des Innern; . — 

4) Miniſterium des Kriegsweſens; 

5) Minifterium der Finanzen, und 

:6) Minifteritim des Kirchen: und Schulmefens. | | 

$. 89.. Jeder Departementsminifter ift für dasjenige, was er einzeln verfügt, 
‚ober was ihm vermöge des ihm zugewieſenen Gefhäftskreifes zu thun oder zu ver 
fügen obliegt, perfönlic verantwortlich. j | 

| i C. Bon ben Gentralftellen. a 

8. 40. Bei ber Gefhäftsführung der ben Eöniglichen Minifterien unmittelbar 
untergeorbneten Gentralftellen werden folgende Gegenftände collegialifh behandelt: 

1) was, ficy auf die Gefeggebung, auf Erlaffung, Erläuterung ober Abänderung 
ällgemeiner Anordnungen, Einridytungen und Amtsinftructionen, auf Feſt— 
fegung oder Abänderung allgemeiner Verwaltungsgrundfäge bezieht 

2) Anträge oder Verfügungen, welche die Anftellung, Verſetzung oder Entlaffung 
Zönigliher oder Commundiener betreffen; die Beurtheilung der mit ben Dienft- 
candidaten vorgenommenen Prüfungen; die Anordnung, Leitung und Prüfung 
der Unterfuhungen gegen Beamte und andere Angeftelltez; die Erledigung ber 
Relationen über Rechnungsrevifionen und Rechnungsrefte; wobei jedoch in ben 
beiden Testen Beziehungen dem Departementöchef, wie bisher, die Befugniß 
zukommt, in dringenden: Fällen und wo eine gegründete Veranlaffung zu une 
mittelbarer Einfhreitung von feiner. Seite vorliegt, diejenigen Verfügungen, 
die ihm Angemeffen erfcheinen Eönnten, unter Beachtung der allgemeinen Ges 
fege für fich zu treffen; 

Straffälle, wo entweder wegen ber Größe der auf das Vergehen gefesten 
Strafe ober wegen der ſchwierigen Amvendung des Gefeges auf das unterliee 

‘ gende Factum die Entfheidung auf das Erkenntniß der Gentralftelle ausgefegt, 

ober gegen bie Strafverfügung einer Unterbehörbde der Recurs an bie höhere 

Stelle genommen worben ift; 

4) Beurtheilung und Erledigung der Beſchwerden über Verfügungen fowohl ber 

Gentralftellen als ber ——— Behoͤrden; 

5) Faͤlle, wo uͤber ſtreitige Rechtsverhaͤltniſſe oder uͤber andere Einwendungen 
und Anſtaͤnde, welche einem Geſuche oder einer Verwaltungsmaaßregel entge⸗ 
gen ſtehen, entſchieden werden muß; 

6) Verfuͤgungen, welche wegen ihrer Folgen in Beziehung auf den Wohlſtand, 
die perſoͤnliche Freiheit und die Eigenthumsrechte einzelner Staatsangehoͤrigen, 
oder wegen ihres Einfluffes auf das Wohl bes Ganzen oder einzelner Gemein⸗ 
ben oder Körperfchaften eine reifliere Ueberlegung erfordern. 

7) Bälle, wo, ohne daß hierüber bereits Vorfchriften feftgefegt wären, ein zu 

- ben Öffentlichen. Bonds gehdriger Gegenftand veräußert oder wefentlich verän: 

dert, ober auf eine Öffentliche Gaffe eine neue Ausgabe, namentlich eine neue 

Befoldung, eine Befoldungszulage ober Penſion übernommen, ober eine zu 

ben Einkünften einer öffentlichen Gaffe gehörige Forderung ganz ober zum 

Theil nachgelaſſen, ober auch über einen bedeutenden WVerwaltungsgegenftand 

ein Miethvertrag ober andere Gontracte abgefchloffen wird; 

8) alle höhere Verfügungen, welche zwar, wenn nicht befondere Anftände hierbei 

- eintreten, von dem Vorſtande des Collegiums zu vollziehen, zugleich aber aud) 

jedesmal dem verfammelten Collegium zur Kenntniß zu bringen find. 

In Anfehung derjenigen Gegenftände, welche in den vorftehenden Puncten nicht 
bezeichnet, noch vermöge der Analogie darunter zu rechnen find, noch überhaupt 
ihrer Natur. nad unter die der Gollegialbehandlung zu unterwerfenden Geſchaͤfte 
—— bleibt es dem Vorſtande des Collegiums uͤberlaſſen, dieſelbe fuͤr ſich zu 

andeln. 4 

Bei den zum Juſtizdepartement gehoͤrigen Collegialſtellen werden, wie bisher, 
alle Geſchaͤftsgegenſtaͤnde collegialiſch behandelt. 
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$. 41. Der —— angeordneten : Gentrafftelle, iſt insbeſondere 
auch die außergerichtliche rechtliche Beurtheilung alles desjenigen uͤbertragen, was 
bei der Staatsverwaltung in Hinficht auf innere ſowohl, als aͤußere Verhaͤltniſſe 
zum Streit kommt; ſo wie die Erledigung der zur hoͤheren Erkenntniß ſich eignen⸗ 
den Strafſachen, inſoweit fie weder Fer Criminaljuſtizbehoͤrde zugetheilt find, noch 
ei — ber höheren Civiijuſtizſtellen oder einzelner Centralverwaitungs⸗ 
ellen gehören. 

5. 42, Die Gränzgen der Gtrafbefugniß ber verfchiebenen Gentralbehörben for 
wohl, als der ihnen untergeorbneten Beamten und Stellen werben buch ein Geſetz 
näher beftimmt werben. | | 

Smmittelft wird vorläufig feftgefegt, daß bie Sriminalgerihte nicht: nur über 
alle, die Strafgewalt der Oberbeamten überfchreitenden, gemeinen Vergehen unb Vers 
brechen, mit Ginfchluß der zur höheren Erkenntniß ſich eignenden Injurienftraffälte, 
ausschließlich zu erkennen haben, fondern auch die Beftrafung amtlicher Vergehen 
der Staats- und Gommunbiener, fo wie ber Uebertretung koͤniglicher Adminiſtra⸗ 
tionsverordnungen, namentlidy der Polizei:, Tar:, Zoll, Umgelds⸗, Acciſe-, Forſt⸗, 
Handwerks: und anderer Ordnungen, infomweit- zu dem Gefchäftskreife derfelben ge« 
hört, als in dem gegebenen Balle auf Dienftentfegung, auf eine nicht bereitd geſetz⸗ 
lich beftimmte Geldftrafe, weldhe die Summe von 50 Thalern überfteigt, oder auf 
eine länger als 4 Wochen dauernde Zuchthaus: ober Feftungsftrafe erfannt, oder 
ein in das Arbeitshaus gefprochener Correctionair länger als ein halbes Jahr unter 
ben Zwangsarbeitern beibehalten werden müßte. 

8.43. Bei Amtövergehungen eines der Regierungsbehörbe untergeorbneten Be: 
amten hat biefelbe in allen Sällen die Unterſuchung bis zum Schluffe zu leiten, und, 
wenn das Reſultat fi zum Erkenntniſſe der Zuftizbehörde eignet, bie Acten der 
letztern zu übergeben. 
Pin. D. Bon bem Gefegggbungscollegium.. 

5. 44. Theils zur Revifion der Gefege, theild zu deren Ergänzung und forte 
fehreitenden Ausbildung wird ein befonderes Gefeggebungscollegium errichtet. 

$. 45. Ohne die vorgängige Prüfung biefer Behörde, welche jedesmal vorher 
die Aeußerung der für den Gegenftand fich eignenden befondern Stelle einzuhohlen 
bat, kann, fobald fie in Wirkfamkeit getreten feyn wird, weber an den König, noch 
an die Stände ein Geſetzesvorſchlag gebracht werben. - 

8. 46, Den Chefs der einzelnen Departements, in beren Fady das neue Geſetz 
einfchlägt, fteht es frei, an ben Berathfchlagungen des Gefehgebungscollegiums gleich 
faus Antheil zu nehmen. 


Diertes Kapitel. Ä F 
Bon den Öffentlichen Rechtsverhaͤltniſſen ber wuͤrtembergiſchen Staatsbürger. 


5. 47. Die Rechte eines würtembergifhen Staatsbürgers werben theils durch 
die Geburt, wenn bei ehelich Geborenen der Vater, ober bei unehelichen die Mutter 
das Staatöbürgerreht hat, -theils dur befondere, von bem Erfenntniffe der Re⸗ 
gierungsbehörde abhängende, Aufnahme erworben. ‘Legtere fegt voraus, daß ber 
Aufzunehmende von einer beflimmten Gemeinde die vorläufige Zuſicherung der Aufs 
nahme in bad Bürgerrecht oder Beifigrecht erhalten hat, oder einen Gtaatsdienft 
bekleidet. 

$. 48. Gtaatöbiener, welche das Staatöbürgerrecht weber vermöge ihrer Ge⸗ 
burt, noch Eraft befonderer Aufnahme anzufprechen haben, find. gleihwohl während 
ihrer Dienftzeit als wirkliche Staatsbürger zu behandeln, und ihre in diefem Beite 
raum geborenen Kinder treten in die Rechte und Pflichten geborener Staatsbürger ein. 

Nach —— Dienſtleiſtung koͤnnen die Staatsdiener verlangen, nebſt ihren 
vorher im Auslande geborenen Kindern, fuͤr immer in das Staatsbuͤrgerrecht auf⸗ 
genommen zu werden. 

8.49. Jeder Staatsbuͤrger iſt gu verfaſſungsmaͤßigem Gehorſam verpflichtet. 

F. 50. Außer dem Falle einer Regierungsveraͤnderung hat jeder geborene Staatds 
bürger,. welcher das 16te Jahr feines Alters zurückgelegt hat, und jeder Neuaufgenoms 
mene den Erbhuldigungseid nah Vorſchrift der Verfaffung abzulegen. Auch ift der 
Erbhuldiguingseid jedem Dienfteide einzuverleiben. 

$. 51. Ale Staatsbürger haben in Hinficht auf ihre ftaatöbürgerlichen Ver- 


hältniffe gleiche Rechte, infofern ‚nit die Berfaflung ausdrüclich eine Ausnahme _ 
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} 52, Kein Staatsbürger barfin feiner Glaubensfreiheit be> 

ſchraͤnkt werden. . 

$. 53. Durch die Berfchiebenheit der drei chriftlichen Glaubensbefenntniffe kann 
keine Verfihiedenheit der bürgerlichen Rechte und Pflichten begründet werben. 

$. 54. Die flaatsbürgerlichen Verhältniffe derjenigen, welche einer chriftlichen 
Secte, oder einem nicht chriſtlichen Glaubensbetenntniffe zugethan find, werden durch 
ein Geſetz beftimmt werben. 

8. 55: Kein Staatsbürger Tann wegen feiner Geburt von ir— 
gend einem Staatsamte ausgefhloffen werden. j 

$. 56. Jeder hat die Kreibeit, feinen Stand und fein Gewerbe 
nad) eigener Neigung zu wählen, und ſich dazu im In: oder Aus— 
lande auszubilden. 

$. 57. SInsbefondere hat jeder: das Recht, auswärtige Kehranftalten zu befur 
hen, bei auswärtigen Handwerksmeiſtern, Handelsleuten und Fabrikanten in bie 
Lehre zu treten, als Handwerksgeſelle ins Ausland zu wandern, und ald Dienftbote 
auswärts zu bienen. i 


8. 58. Wet jedoch auf einen Staatsdienft, welcher befondere wiffenfchaftliche 
Ausbildung le: Anſpruch machen will, bat wenigftens Ein Jahr auf der 
Fandesuniverfität zu ftudiren. 

8. 59. Kein Staatsbürger kann in dem Genuffe feiner perfön« 
lihen Freiheit, und in der Benugung feines Eigenthums anders, 
als durch das Gefeg,-oder vermöge befönderer gefeglich fanctionire 
ter Rehtöverhältniffe befhränft werben. 

$. 60. Ausſchließliche Handels: und Gewerbsprivilegien Eönnen nur zufolge 
eines für gewiffe Fälle gegebenen Geſetzes, oder mit befonderer, für den individucl 
len Sal erklärten, Beiftimmung der Landftände ertheilt werden. | 

Dingegen wird dem Ermeffen der Regierung überlaffen, dem Erfinder eines 
neuen Kunftwerds oder Waarenartikels,; oder demjenigen, welcher auf die erfte Eine 
führung eines neuen Gewerbözweigs bedeutende Koften verwendet, für die ausfchließ- 
liche Benutzung der neuen Erfindung oder des neu eingeführten: Gewerbs bis auf 
die Dauet von 10 Jahren ein Privilegium zu bewilligen. 

3. Die Beftimmungen, unter welchen die auf befondere Rechtätitel fich 
gründenden ‘perfönlichen Dienfte und Abgaben, auch andere Reallaften losgekauft und 
verwandelt werden koͤnnen, beruhen zwar im Allgemeinen auf einer gütlichen Ueber- 
einfunft, oder auf einer von dem Grundfage ber Entſchaͤdigung ausgehenden richters 
re wegen der Bauerlehen und Leibeigenfhaft wird jedoch zum vor« 
aus feftgefegt: 

1) Dem Falllehenvertrage Kann unter den jest beftehenden ftaatsbürgerlichen Bere 
hältniffen die Folge nicht gegeben werden, daß der Lehenherr den im Beſitze 
diefer Güter befindlichen Familien ſolche entziehen, oder die Bedingungen und 
Abgaben läftiger, als die zulest beftandenen, machen dürfe; vielmehr wird zum 
Beiten der Landescultur jedem Falllehenbeſitzer das Recht verliehen, gegen eine 
vollftändige Entfchädigung des Lehenherrn für den aus feinen Rechten fließene 
den Ertrag, das Lehen in Eigenthum zu verwandeln. 

2) Erblehengüter und andere gefchloffene nicht falllehenbare Bauernhöfe dürfen 
ſowohl durch Erbfhaft, ald auf andere Art, nad) vorheriger Anzeige bei dem 
gutsherrlihen Beamten, getrennt werben. 

8) Da mit der Gleichheit der ftaatsbürgerlichen Rechte das Leibeigenſchaftsver⸗ 
hältniß nicht verträglich iſt; ſo wird daffelbe, wo folches noch befteht, mit 
feinen Wirkungen in der Maafe aufgehoben, daß bie Berechtigten für die da= 
mit verbunden geweſenen Nusungen eine, von ben bisherigen Leibeigenen zu 
leiftende, billige Entfchädigung erhalten. i 

Auswanbernde hingegen find von Bezahlung des Manumiffionsgelbes frei. 

$. 62. Das Eigenthum des Einzelnen kann zu allgemeinen Staatszwecken nur 

egen volle Entfhädigung und mit Einwilligung des Eigenthümers, im Widerſpruchs⸗ 

alle aber nicht anders, als wenn die für die Regiminalfachen verorbnete Gentrale 
ſtelle über die Nothwendigkeit entſchieden hat, verwendet werden. 

Wenn über die Summe ber Entfhädigung Streit entftcht, und der Eigenthi« 
mer bei der Entfcheidung der Regierungsbehörbe ſich nicht beruhigen wills fo ift die, 
Sache im orbentlidyen Rechtswege gerichtlich) zu erledigen, einftweilen aber die von 
jener Stelle feftgefegte Summe ohne Verzug duszubezahlen. — 

$. 63. Jeder waffenfaͤhige Staatsbürger iſt verpfichtet, nach 
ben Beſtimmungen der Verfaſſung und der darauf ſich gründen- 
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der Berfege, zur Bertheibiguns bes Baterlandes bie Waffen zu 

tragen. 

6 : ueber das Recht, Waffen: zu tragen, wirb ein Gefeg bie nähere Beftimmung 
eben. 

e 6. 64, Gegen Niemand kann anders, als in den durch die Verfaſſung vorge: 

ſchriebenen Wegen eine Verhaftung oder Strafe erkannt, oder ſonſt ein Verfahren 

in einer buͤrgerlichen oder peinlichen. Rechtsſache eingeleitet werben. 

65. $eder Staatsbhrger und jede Gemeinheit hat bag Redt, 
fowopL ver berhböhften Staatsbehdrbde, als bei ber Etändbeverfamm: 
lung, begründete Anträge zu Abfhaffung oder Abänderung beftes 
bender Gefege und Verordnungen, fo wie zu Einführung neuer 

einzureidhen. 

$. 66. Kerner hat jeber. das Recht, das Berfahren einer Stautsbe: 
hörde, weldhes ihm gefeg: und orbnungswibdbrig erfcheint, bei ber 

nmittelbar vorgefegten Behörde anzuzeigen, und wenn er felbft dadurch gefährs 
et worden, Beſchwerde dagegen zu erheben, dieſe auch nöthigenfalls Rufenmife 
bis zur hoͤchſten Stelle zu verfolgen. 

$. 67, Findet im lestern Halle die vorgefegte Behörde das Verfahren der Ans 

eklagten gerechtfertigt; ſo hat fie bie Pflicht, den Beſchwerdefuͤhrer über die Gründe 
—* Big zu belehren. 

Glaubt der Befchwerdeführer fih auch bei der Entfcheidung der obere 
fen ———— nicht beruhigen zu koͤnnen; fo darf er die Beſchwerde der Stäns 
—— — mit der Bitte um Verwendung vortragen. Wenn dieſelbe ſich ſodann 

eugt hat, daß jene Stufenfolge beobachtet worden, und die Beſchwerde eine 
Ber fichtgung verdient; jo ift ihr, aufihre Bitte, von dem Eöniglichen Geheimen: 
alt. * n Ra Auskunft über den Gegenftand zu ertheilen. 

as nämliche gilt von Beſchwerden * Verzögerung ber Entſcheidung. 

} 0 Die Hreiheit der Preffe und des Verkaufs ausländifher Bücher 
Anden * dem in der Beilage Ziffer 1. beifolgenden Geſetze allgemein ſtatt. 

Jeder Staatsbürger hat das Recht, aus dem Königreide 
ausgund ndern, fobald er dem ihm vorgefegten Beamten von feinem Vorſatze die 

meige 9 gemacht, feine Schulden und andere Obliegenheiten berichtigt, und hinrei—⸗ 

ende Verfiherung auögeftellt Hat, daß er innerhalb Jahresfriſt gegen König und 

aterland nicht dienen, und eben fo lange in Hinſicht auf die vor feinem Wegzuge 
erwachſenen Anſpruͤche vor den Gerichten des Koͤnigreichs Recht geben wolle. 

Der auswandernde Unterthan hat bei feinem Wegzuge feine Nachſteuer 

u. bezahlen. 
& ‘ 73. Durch den Wegzug. verliert der Auswandernde fein Staatsbürgerrecht 
für fi und feine mit ihm wegziehenden Kinder, welche ohne befondere Wiederaufs 
nahme in das Königreich nicht mehr zuruͤckkehren koͤnnen. 

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit den Aeltern auswandern, 
wird in jedem Falle im Lande zuruͤckbehalten. 

$. 74. Wenn jemand, ohne landesherrlihe Erlaubniß und ohne einen ihm zus 
geftandenen Vorbehalt feines Staatebürgerrehts, in auswärtige Dienfte tritt; fo 
wird derfelbe hierdurch feines Staatsbuͤrgerrechts verluftig. 

6. 75. Eben fo kann aud) derjenige, der in einem fremden Staate feine bleis 
bende Wohnung nimmt, fein Staatsbürgerredht nit anders, als mit landesherrli⸗ 
cher Bewilligung und in der Vorausfegung beibehalten, daß er den ihm obliegenden 
—— ee — in jeder Hinſicht Genuͤge leiſtet. 

Die beſondern — des Adels erhalten in dem ber 
Beilage Ziffer 2. beifolgenden Abelsftatute ihre Beftimmung. 


— Fünftes Kapitel. 
Ber Bon ben Gemeinden und Amtskoͤrperſchaften. 


— Bonden Rechten und Pflichten derſelben im Allgemeinen. 
wi 775: Das Eigenthum der Gemeinden und Amtskoͤrperſchaften ift eben fo un: 
verlegtic, als jedes andere Privateigenthum. 

78 De Verwaltung deffelben ift den Ortsmagiftraten und Amtöverfamms : 
kungen naniter der Oberaufficht der. Eöniglichen Behörden, nach den Beſtimmungen 
der Communordnung und anderer verfaffungsmäßigen Gefege, anvertraut, Diefe Bes - 
hoͤrden ſind guf Heine Weiſe befugt, mit ——— der Gemeinden oder Amts⸗ 


eitig daruͤber zu verfügen. 
— rx 95 | a 
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$. 79. Inſoweit bie — ——— Beweinde zu Beftteitung bes 
ihr obliegenden Ausgaben nicht zureichen, find die —— befugt, unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften das Erforderliche auf den OHrtaſteuer fond 


umzulegen. 
N 80. Auf gleihe Weiſe — auch „bie. Bebärfniffe der Antslorperſchaft 
durch die Amtsvorſteher auf den Amtsſteuerfond amgelegti“ j 
$. 81. Weder die Amtskörperfchaften, noch einzelne Gemeinden follen mit Ei 
ngen und Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht, vermöge bet. allgemeinen 
REN, ober Eraft ber Lagerbüder,. ober er — Neshtstitel, verbun⸗ 


den 
— ‘ie, Was nicht der Aufwand ‚auf. örtliche, Bedauͤrfniſſe der auf Bedůrfniſſe 
ber beramtskoͤrperſchaft, ſondern bie allgemeinen Landesanſtalten erfordern, kann 
nur, wie andere allgemeine Landesanlagen, auf das geſammte Land — werden. 
B. Von den Gemeinden. 


88, Bei der Bildung der, zu einem Oberamtsbiftricte gta, Gemeint 
* iſt darauf zu fehen, daß, wo es irgend moͤglich, kein Grunbſtuͤck in 
Oberamte ſich befinde, welches nicht einem Gemeinbebezirke zugetheilt wäre. ' 

5. 84. Mo bei einer Gemeinde die Miürnicipalverfaffung noch nicht befteht, if 
diefelbe einzuführen, und auf den ganzen Gemeindebezirt auszubehnen. Gin ee 
Höfe — Weiler ſchließen ſich an groͤßere Gemeinden an, ober vereinigen ſic 
einer beſondern 
un Die Mitglieder einer Gemeinde find entweder Bürger oder Beiſitzer. 

e an einem-DOrte ahgeftellten Staatsbiener, Amts: und Communofficialen 
ſammt ihren Familien, genießen waͤhrend ihrer Anſtellung die Rechte der Orts buͤrger. 

Eben dieſes findet in Anſehung der in am verfegten Diener und ihrer 
amilien ftatt, fo lange fie den, durch die Anftellung erhaltenen, Wohnort nie 
verändern. 

Die Rechtsverhältniffe biefer verfchiedenen Arten von Gemeindemitgliedern; na⸗ 
mentlich ihr Antheil an ben bürgerlihen Nugungen und an ben Gemeindelaften, 
werden burch ein Geſetz beftimmt werben. 

86. Das Bürger » und Beifigrecht wird entweder durch die Geburt, oder durch 
befondere — in die Gemeindegenoſſenſchaft erworben. 

8. 87. Die rechtmäßigen Kinder eines Staatsbuͤrgers find, obne befonbere 
Aufnahme, geborene Bürger ober Beifiger, wo ber Vater, zur Zeit ihrer Geburt, 
oder wenn biefe erft nach dem Zobe des Vaters erfolgt wäre, wo berfelbe zur Zeit 
Bun Todes Bürger oder Beifiger war. 

Sie haben, wenn fie in die wirkliche Ausübung ber Rechte eines actlven Ges 
meindemitglieds eintreten, neben demjenigen, was die Gefege jebem Neueintretenden, 
allgemein auferlegen, weder an bie Ebnigliche Kameralkaſſe, noch an die Gemeinde, 
noch an die Grundherrſchaft eine Aufnahmsgebühr zu entrichten. 

$. 88. Unehelihe Kinder treten in die Rechte ihrer verbürgerten ober bem 
Beifig ee Mutter ein. 

Die Aufnahme neuer Bürger oder Beifiger geſchieht, wenn vorher, 
nad) —*8 des $. 47. des Aten Kapitels, ber Aufzunehmende das Staatsbuͤr⸗ 
—— erlangt hat, durch die Gemeindevorſteher, nach den beſtehenden geſetzlichen 

orſchriften, mit Vorbehalt oberamtlicher Genehmigung und höherer Entſcheidung 
in flreitigen Fällen. In vormaligen Patrimonialorten ift jedesmal auch mit ber Guts⸗ 
herrſchaft Ruͤckſprache zu nehmen. 

8. 90, Wer weber bie Rechte eines Bürgers ober Beifigers bei einer Gemeinde 
hat, noch eine eigne Wohnung innerhalb des Gemeindebezirks befigt, noch als hei⸗ 
mathlos, vermöge ber Gefehe, ber Gemeinde zugetheilt ift, kann bei derfelben nur’ 
mit Bewilligung der höhern Regierungsbehörbe ‚feinen Wohnſitz nehmen, 

$. 91. Um theils die Gemeinde in allen ihren Angelegenheiten ‚zu: vertreten, 
theils alles, was in die Municipalverwaltung ein chlaͤgt, zu bee orgen, pn jeber Ges 
meinde, neben dem Drtsbeamten ober Schultheißen, ‚ein Magiſtrat vorgefegt ‚ Wels 
chem für einzelne Gefchäftszweige eigene Deputationen und: — — beige⸗ 
geben und untergeordnet ſind. 9 

$. 92. Saͤmmtliche Ortsvorfteher und mit der öffentlichen Verwaltung —E 
tigten Communofficialen ſind, eben ſo wie die Staatsdiener, anf die Brfsaltung der 
Landesverfaſſung ausdruͤcklich zu verpflichten. nr) 2.3 

$. 9. Wo die Stelle. des erften Ortsvorſtehers nicht bon dem Br Drte woh 
nenden Oberbeamten, oder einem aus der Staatskaſſe beſoldeten Unteramtmanne * 
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ktlelbet wird/ iſt berferbe unter oberamtlicher keitung durch bie Gemelnde zu wählen, 


und von dem Dberamte zu beftätigen. ’ ge 
2 € 9° Der Magiftrat, ı weicher ih Städten weniaftens aus zwei Buͤrgermei⸗ 
ern und zwölf andern Mitgliedern, und auf Dörfern wenigſtens aus acht Mitglie⸗ 


rn mit Einſchluß der Bürgermeifter befteht, zerfällt in zwei Abtheilungen. 
Durch die eine, welche die Häffte der Magiftratöglieber, und in Städten außer⸗ 
dem noch die zwel Buͤrgernieiſter in ſich begreift, wird das Gericht, durch die andere - 
aber, ber a a 5 ‚Berbihdung mit der erften ber Magiftrat gebildet. 
596; SO die Mitglieder des Gerichts, als die des Raths, werbeh von 
ber Bürgerfchaft gewählt und oberamtlich beftätigt. 
* Bei Erledigungsfällen, welche ſich im Gerichte ergeben, hat zwar der Magiftrat, 
wenn nur eine einzige Stelle offen ift, wenigftens & Gandivaten, bei mehreren gleich 
geitig en Stellen aber twenigftens noch fo viel Individuen, als Gtellen 
RER find, der Gemeinde vorzuſchlagen; biefe iſt jedoch nicht an die VBorfchläge 
ge en." „N... . 

fi: $ 96. Die Mitglieder bes Gerichts werben auf ihre Lebenszeit ernannt. Won 
der Rathsverwandten aber tritt jährlich die Hälfte nach dem Amtsalter, oder, bei 
mehreren gleichzeitig gewählten, nach ber Entfcheibung des Loofes aus. 

Die Austretenden Eönnen jedoch gleich wieder gewählt werben, ; 
"897. Die Entlaffung der gewählten Ortsvorfteher — ————— 
ober Untuͤchtigkeit, hängt von dem Erkenntniſſe ber Regierungsbehoͤrde ab, deren 
pflihtmäßiger -Beurtheilung auch freigeftellt wird, einem Magiftratsmitgliche, wels 
ches durch einen, wiewohl unverfchuldeten, Vermoͤgensverfall dag erforderliche Ans 
fehen und Vertraduen verloren hat, das Amt mit Vorbehalt feiner Ehre abzu⸗ 
nehmen: i 
* * 98. Der Magiſtrat beſorgt alle Angelegenheiten der Gemeinde, namentlich 
die Annahme der Bürger und Beiſitzer, die Verwaltung der Communoͤkonomie, bie 
Localpolizei. 
BR ernennt, mit Vorbehalt der oberamtlichen Beſtaͤtigung, bie Mitglieder der 
für beftimmte Geſchaͤftszweige verorbneten Deputationen, fd wie die einzelnen Come 
munofficialen und Dfficianten. | . 

Auch werben Landes: und tag ar rg infoweit fie fi 
zu — Gegenſtande magiſtratiſcher Deliberationen eignen, in dem Magiſtrate 
verhandelt. 

$. 99. Zu dem Geſchaͤftskreiſe des Gerichts gehören alle den Magiſtraten übers 
kaffene Handlungen der ſtreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſammt der Auf— 
ſicht uͤber das Vormundſchaftsweſen. | 

Kür ben Ball der Verhinderung einzelner Gerichtsverwandten treten Stellvere 
treter ein, welche von dem Magiftrate ein für allemal mit Beftimmung der Ordnung, 
nad welder fie eintreten follen, zu wählen find. — 

g. 100, Weder der Magiftrat, noch das Gericht allein, darf ſich anders, als 
mit Einwilligung und im Beifeyn des erften Ortsvorftchers oder feines Amtverweſers, 
verfammeln. . 

$. 101. Diefer hat jedoch die Verfammlumgen nicht zu erfchiveren, und dann, 
wann ein Magiftrat, um Bitten und Beſchwerden vorzubereiten und zu berathen, 


gufammeritommen will, fie nie zu verhindern. 


nr Die bei den Magiftratöfisungen das Präftbium führenden Beamten 
und Schultheißen haben ſich auf die ihnen gefeglich ren Leitung der Verhand⸗ 
Iungen zu befchränten, und die Stimmfreiheit der Magiffratsglieber auf Feine Weife 
zu beeinträchtigen, auch ‚außer dem Kalle der Stimmengleihheit, wo ihnen die Ente 
Scheidung zufommt, fi der Ausübung eined Stimmrechtes zu enthalten. 

$. 103. Die Verfammlung einer ganzen Gemeinde Tann nur auf befonbere 
Bufammenberufung von Seite bes Oberbeamten ober erſten Ortsvorftehers Statt 


en. 2 
Die Faͤlle, wo die einzelnen Mitglieder der Gemeinde um ihre Meinung zu 
befragen find, werden durch ein Geſetz naͤher beſtimmt werden. 

$. 104. Die Gemeinde hat die Befugniß, einige Stellvertreter zur Wahrneh⸗ 
nung ihres Intereffes, dem Magiftrate gegen über, zu wählen, und wird über die 
irkſamkeit derfelben ein Gefeg gegeben werben. , | 
2 O. Bon den Amtskoͤrperſchaften. 
8.105; Saͤmmtliche zii einem Oberamte gehoͤrige Gemeinden bilden eine Amts⸗ 
koͤrperſchaft, und ſtehen mit einander in Hinſicht auf ihre gemeinſchafllichen Beduͤrfe 


f 
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niſſe und Laften, und andere durch. bie Gefege beftimmten Angelegenheiten; im einer 
gefellfchaftlichen Verbindung. Pe —— 
;, 106. Die Veränderung der Oberamtsdiſtvicte, auf welchen bie Amtskorper⸗ 
ſchaftsverfaſſung beruht, iſt ein Gegenſtand ber * EURge Ann ⏑ Holt 
$. 107. Zu Beforgung der die Amtskoͤrperſe ae. achendem Angelegenheiten 
befteht in jedem Oberamte, neben dem Oberbeamten, ‚ein aus Abgeordneten einzelner 
Amtsorte zufammengefestes: Collegium ,. unter, dem, Namen. der sverjammlung, 
fammt ben für. einzelne Gefchäftszweige beftellten Amssofficialen.n m 20... 
$. 108. In Dinficht auf die Anzahl der von den einzelnen ‚Gemeinden; eines 
Dberamts zu den Amtsverfammlungen abzuorbnenden, Mitglieder verbleibt es vor 
der Hand bei. dem bisher ‚beftandenen Verhaͤltniſſe, bis deshalb durch ein Gefeg eine 
ins Pone gehende —— Jahr werden wird. . FRA nk & 

$..109. Sn. jedem Amtsorte, welches einen ‚eigenen Deputirten zur tsv 
ſammlung abzuordnen hat, vertritt der erſte Srisvorſteher vermoͤge feines Amts die 
Stelle des Amtsbdeputirten. In der Oberamtsitadt werden die Depufirten von bem 
DOrtsmagiftrate jährlicd) aus feiner Mitte gewählt. ih 5 ’ 
$. 110. Die Amtödeputirten find in Allem, ‚was. fie als Amtövorfteher vers 
—— von den einzelnen Gemeinden unabhaͤngig und an keine Inſtruction ge⸗ 

unden. 

Wenn es ſich hingegen von dem Rechte einzelner Gemeinden, gegen uͤber von dem 
geſammten Oberamte, handelt, und ſie in ſolchen Faͤllen als Bevollmaͤchtigte der. er⸗ 
ſteren erſcheinen; fo liegt ihnen ob, bie ihnen: deshalb ertheilten Aufträge und Ans 
weifungen zu — — 
$. 111. Zu Erledigung minder wichtiger Amtsangelegenheiten Eönnen bie Amte⸗ 


verfammlungen auch Ausfhüffe erwählen, worüber durch ein befonderes Geſetz nähere _ 
WVorſchriften werden ertheilt werben. , 


112. Sowohl bei den Amtsverfammlungen, als bei den Ausfhußtagen, hat 
der Oberamtmann oder deffen Amtsverwefer ben Vorſitz. „een 
Ohne feine Beiftimmung und Anwefenheit kann Feine Sitzung abgehalten werben. 

Sn landfhaftlihen Angelegenheiten, welche ſich aber blos auf Berathung über 
etwaige Beſchwerden oder Bitten befchränten müffen, hat ber erfte Bürgermeifter der 
Oberamtsſtadt die Leitung. Er hat dem Oberamtmanne jevesmal zuvor den Gegen 
ftand. der Berathung anzuzeigen, und diefer ift bei der Verhandlung gegenwärtig, 
bat aber nur das Recht und die Verpflichtung, bie Amtsverfammlung, da wo es 
nöthig, zu belehren, und die etwa erforderlichen Aufklaͤrungen zu geben. Er tritt 
unmittelbar vor der wirklichen Abſtimmung und — — des Beſchluſſes ab. Die 
Ymtsverfammlung darf ſich nach feinem Abtritt mit keinem andern, als dem ange 
zeigten Gegenftande befhäftigen, und der Beſchluß muß wieder. in feiner Gegenwart 
verlefen und von ihm beglaubiget. werben. Ä 

$. 113. Gemeinſchaftliche Zuſammenkuͤnfte und Berathungen von Amts deputir⸗ 
ten verſchiedener Oberaͤmter über landſtaͤndiſche Angelegenheiten. finden nit Statt. 

$. 114. Die Stelle des Actuars bei den Amts» und Ausfchußverfammlungen 
wird durch den Stadtfchreiber verfehen. 

Der Amtöpfleger hat, wenn er einer Amtsverfammlung anwohnt, ohne zugleich 

Amtsdeputicter zu feyn, nur eine berathende Stimme. 
8115. Bei den zum Gefchäftskreife oder Amihverfensm langen ehörigen Gegens 
ftänden findet durchgängig die collegialifche Behandlung Etatt. 9 darf in keinem 
Falle, wenn es nicht die dringendſte Noth erfordert, die Beiſtimmung der einzelnen 
Amtsdeputirten, ohne daß dieſelben collegialiſch verſammelt wären, zu Bewirkung 
eines Amtsverfammlungsfhluffes eingeholt werden. 

$. 116. Die Officialen der Amtskörperfchaften, wohin namentlich die Stadt⸗ 
und Amtsfchreiber und die Amtöpfleger zu rechnen find, werden, fo wie die Ober: 
accifer,.von der Amtsverfammlung ermwählt. 

Das Refultat der Wahl ift derjenigen Gentralftelle, deren Oberaufficht der 
Gewählte untergeordnet ift, zur Beftätigung vorzulegen, wobei in Hinſicht auf die 
Stadt = und Amtefchreiber und Amtspfleger:vorausgefest wird, daß ber Gewählte 
eine Prüfung, wie fie bei den Staatsdienern vorgeſchrieben ift, beftanden hat, und 
von der Prüfungsbehörbe für dienſttuͤchtig erklärt. worden ift. | 

$. 117. Wo neben dem Gentralamtöfchreiber noch befondere Amtsfchreiber für 
einzelne Bezirke eines Oberamts aufgeftellt find, hängt die Befegung der Bezirks⸗ 
amtöfchreibereien eben. fo, wie. bie der Genträlamtsfchreibereien, von ber Wahl der 
gefammten ‚Amtsverfammlung, : und von, der Betätigung der hoͤhern Regierungs- 
behoͤrde ab. 2 Au —— ERBE TV 


| 
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si. 118. uebrigens it die gefammte Einrichtung des ——— Gegen: 
Rand er —— — 


Mi Sehfes Kapitel. 
Ben den; sedjtifäien Berhältniffen der Kirdengemeinden. 
mn Ar Von der kirchlichen Einrihtung im Allgemeinen. 


8,119, Jede chriftliche Kirche, fie gehöre zu der proteftantifchen ober zu. der 
tatpoliichen Confeſſion, bat an den Schuß des Staats gleiche Anfprüche, 

8. 420. Beber wird bie freie Neligionsübung und der volle Genuß ihren Kir: 
chen⸗ T Schu: und Armenfonds zugefichert. 

$. 121. Kein Religionstheil darf fih in den Mitgebraucd und Mitgenmß ber 
Güter, ‚Einkünfte, und Stiftungen der. Kirche eines andern Meligionstheils unter 
irgend einem Vorwande eindringen. 

Doch wird; hierdurch in Fällen, wo auf ſolchen Bonds beſondere Abgaben fuͤr 
allgemeine Staatszwede und Staatsanftalten, oder für Gemeindebebürfniffe, vermöge 
beſonderer Rechtötitel, «haften, ‚die, den Staats = oder Gemeindeangehörigen ohne Un: 
terfchied des, Religionsbekenntnifjes gebührende, Theilnahme an den hieraus entitehen: 
den Bortheilen nicht, ausgefchloffen 5; fo wie auch einzelnen armen Gemeindemitglie— 
dern, welche einem von der herrſchenden Confeſſion des Orts abweichenden Glaubens 
befenntniffe zugethan ſind, Die: erforderliche notpdürftige Unterftügung aus den Ar: 
— der Ortsgemeinde um der Religionsverſchiedenheit willen nicht verſagt 
werden kann. 


if 


* 


$. 122. -Menn in. dem Bezirke einer Pfarrei, wo bisher nur eine her werfchie: 
benen . chriſtlichen Sonfeffiönen einen, öffentlichen Gottesdienſt gehabt hatte, die Ges 
hoffen einer andern hriftlichen Confeſſion fich ſo ſehr vermehren, daß ſie eine eigene 
kirchliche Gemeinde bilden kdunen; N wird ihnen die freie Religionsübung nach ih: 
ren Eichlichen, Vorſchriften in dem Innern eines Kirchengebäude, ſammt den, Bor 
rechten einer. ‚eigenen Parochie, in der Maafe geftattet werben, daß fie den dazu 
erforderlichen Aufwand, ohne Koften und Beſchwerde der zu einer andern Confeſſion 
gehörigen, ‚Gemeindemitglieder und ihrer Kundationen, aufzubringen verpflichtet find. 


$. 128. Die Berhältniffe der zur Ortsreligion ſich nicht befennenden chrift- 
lichen. Einwohner, weldye keine eigene Kirchengemeinde. bilden, ‚werden durch ein 
Se näher. beſtimmt werden. 

„124. Die genauere Prüfung. der Bellimmungen in Anfehung ber Ghevers 
bindungen jwifchen zwei Perfonen von verfchiedenen-chriftlichen Confeffionen, und 
ber. religiöfen Erziehung der in, ſolchen Ehen erzeugten Kinder, bleibt der bevorſte⸗ 
ka Befsneroifon vorbehalten. 

’ B. Bon der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche. 

— Das Kirchenregiment der evangeliſch-lutheriſchen Kirche wird durch 
Obereonſiſtorium und: den Synodus, unter der oberſten Peitun: * 
*32* em nad Maaßgabe der großen Kirchenordnung und a 
verfaſſungsnaͤßigen Geſetze, verwaltet. 

$. 126. Sollte in künftigen Zeiten ſich der Fall ereignen, daß der König Babe 
andern, ald der evangelifchen Gonfeffion zugethan wäre ;: ſo treten alsdann in Hin— 
——— deſſenEpiscopalrechte die Beſtimmungen der fruͤheren BERNER 


$. $187. Die zu biefer Kirche gehörigen Pfarrer und Diaconen, mit Ausnahi 
derjenigen, in Anſehung welcher das Ernennungsreht andern Kirchenpatronen v 
möge beſonderer Rechtstitel zuftcht, werden auf Vorſchlaͤge des Oberconfi ** 
von ‚dem Könige ernann 


onnt. 
‚„&ben dieſes findet in Hinficht auf. die General : „und Specialfuperintendenten 


$. 128.” Bit den Yatronatspfärreien unb —— bas Ernennungs⸗ 
recht von der Confirmation des Obereonfiftoriums ab, welche jedoch, w wenn der Gr: 
nannte die gefeglichen Erforderniffe hat, nicht verweigert werben. Eann. 

6. 129. Wenn Kirchendiener fih einer amtlichen Verfehlung, oder einer mit 
ihrer Amtswürde nicht verträgtichen Lebensmweife ſchuldig machen; fo ift das Ober: 
confftorium die: kirchliche Surtsbictionsbehörbe, welche die gegen fie eintretende cor⸗ 
rectionelle Strafe zu erkennen hat. 

Macht ſich ein Geiſtlicher durch einen aͤrgerlichen Wandel, oder durch groͤbere 
Verletzung ſeiner Amtspflichten zu fernerer Betleidung feines Kirchenamts unfaͤhigz 


Weber 


fo kann derſelbe nad) — * allerhoͤchſten Stelle zur — vorzulegen, 
Antrage des Oberconfiftoriums von feinem Amte ganz entfernt, werd und 
$. 180. Kirchendiener, welche, durch Alterfchwäche oder eine 4 Hoffnung 
der Wiedergenefung anbatıernde Kraͤnklichkeit, zur Verſehung ihres Amts unfähig 
werden, haben Anſpruch darauf, mit einem angemeffenen ‚Ichenslänglichen Gnaden⸗ 
gehalte ii. Ruhe gefegt zu werben. 
"Die, den Kirchendienern und thren Angehörigen vetmöge der Geſetze, 
— ber großen Kirchenordnung und ber Communordnung, zuftehenden? per» 
fönlichen ug follen benfelben auch für die Zukunft ungekraͤnkt verbleiben. 
$. 132. Im Binfiht auf: die. geifttiche Witwenkaſſe wird alle Sorgfalt anges 
— werden, um dieſes — Inſtitut nicht nur zu — auch 
in rer? Aufnahme * bringen 
133, In. Beziehung: u bie Theulnahme ‚ber Decane und? * an der 
Behanbium der fogenannten gemiſchten Sachen, fo, wie in Anſehung der zwecdmäßis 
gen Ein ng ber Zirchenconvente, blelbt die ägere ——— ar eine ünftige 
—— ausgeſetzt. = sang 
$. 134. Bien Beftimmungen in. Betreff der Sicherſtelung abgeſonder 
ten Berwaltung und fundationsmäßigen Verwendung des evangeliſchen Kirchenguts, 
und bed Vermögens der ‚milden "Stiftungen ‚' find. in einem: beſondern organiſchen 
Statute, unter ben Beilagen Ziffer III. zuſammen Em. welches einen integri⸗ 
—— der Derfa augenrtund⸗ ar und mit ——* gleiche verbindende 
a Bi Sant. d 
C. Bon ber katholifchen Kirche. 
$. 135. Die Grenzen zwiſchen ber — Gewalt und den Staatehoheits 
rechten über bie katholiſche Kirche, werben durch eine, die Eatholifche Kirchenfreigeit 
mit der Staatöwohlfahrt —— uebereinkunft näher beſtimmt werden. 
$ . Die mit ber Staatögewalt verbundenen Rechte uͤver die Eathorifche 
Kirche werben von bem Könige durch einen aus katholiſchen Mitgliedern beftehen: 
ben Kirchenrath ausgeübt, welcher auch bei Beſetzung geiftlicher Mcmeek, ‚dig bon 
dem Könige ab ängen, jebesmal um feine Vorſchlaͤge vernommen wird 
F. 187. Die kathoiiſchen Geiſtlichen genießen eben bie perfönlicen, Koirehte, 
welche den Geiftlichen. der proteftantifchen Kirche eingeräumt find. > br 
$. 188. Zu Unterftügung ber Geiſtlichen, welche aus Atterſchwaͤche oder wegen 
andauernder Kraͤnklichkeit eines Amtsgehuͤlfen beduͤrfen, den ſte von ihren Amksein⸗ 
kuͤnften ohne Abbruch ihres. eigenen ünterhalts nicht belohnen kdnnen, wir ‚gue 
ange Le Einri Aud) wird ba grroffen werben. | 
513 9; wird darauf Rücfict genommen werden, daß Geiſtliche Bush 
ſich * Mei ein Vergehen die Entfegung vom Amte zugezogen haben ‚' ohn 
pas ihrer geiſtlichen Wuͤrde verluſtig geworden zu feyn / Ähre nöthbücftige Uns 


t finden. 
4 $ 140, "für bie, Derftelung. und abgefonderte: Verwaltung ein ‚tathalifchen 
guts, und des Vermögens ber milden Stiftungen: dieſer Confeſſion, ift — 
ein eigenes Statut (Beilage Ziffer N), welches mit diefer Oraotenerteifwngdurkn 
gleiche Guͤltigkeit haben ſoll, Fuͤrſorge geſchehen. 
D. Bon der reformirten Kirche. — 

4 141. In Hinſicht auf! die. in. dem Königreiche befindlichen —— 
der evangeliſch⸗ reformirten Confeſſion verbleibt es bei der durch ihre Spnobatartitel 
beftimmten Kircjenverfaffung. 

48. Es foll aber nit nur mit Beiztehung ihrer. airchenvorſteher genauet 
unterfucht- werben, wie ſowohl ihre kirchliche Einrichtung, als beſonders ihre Schul: 
anftalten verbeffert werben Ense: fondern es wird, auch das Augenmerk darauf 
gerichtet werden, zum Unterhalte ihrer Geiftlichen und. Schullehrer, und in Beſtrei⸗ 
tung der übrigen kirchlichen Beduͤrfniſſe, hinlaͤngliche Fonds ——————— 


Siebentes Kapitel. 
Bon ber Regierungsgewalt. 


Grfte Abtheilung. 


/ 
Ueber bie a nr in — auf auswärtige., 
tni 


$. 148. Der König vertritt ben Staat in allen feinen le gegen 
auswärtige Staaten. 
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or, 144, Er hat in dieſer Hinſicht das Net, Geſandte an auswärtige Negies 
rungen abzufenden und dafelbft zu unterhalten, fremde Gefandtfchaften anzunchmen, 
über alles, was ſich auf die wechfelfeitigen Verhaͤltniſſe des Königreiches und feiner 
—— de fremde Staaten besteht, fi in Unterhandlungen einzulaffen und 
Berträge darüber abzuſchließen, zur Sicherheit des Königreiches Buͤndniſſe mit: an: 
bern Staaten einzugehen, zur Vertheidigung deffelden und der, ja gemeinſchaftli⸗ 
th mie ihm vereinigen, Bundes genoſſen Krieg zu führen und Frieden 
eßen. 
% 6. 145... Durch Verträge mit Auswärtigen kann nichts von dem Staatsgebiete 
und Staatseigenth ume veräußert, Teine neue Laſt auf das Königreicy und deffen Anz 
gehörige übernommen, kein Landesgeſetz abgeändert oder . aufgehoben, Fein Staats: 
bürger in ſeinen Rechten beeinträchtigt werben, ohne daß bie, für dergleichen Fälle 
durch die Verfaffung beftimmten, Erforderniſſe eingetreten, und die verfaffungsmä: 
ßigen Formen beobadjtet worden wären. rs, —* 

Ram kann Fein Landestauſch, Fein Handelsverfrag, wenn er eine neue 
geſetzliche Ennrichtung zur Folge hatz und Fein Subfibienvertrag zu Verwendun 
der königlichen Zungen in einem, Teutſchland nicht betreffenden, Kriege, ohn 
en der Stände kingegangen werben, 

92'146. Der König wird ſich in Feine Verbindungen einlaffen, welde die &is 
cherheit und Integrität des Staats gefährben könnten. Er wird von den Zractas 
ten und Bündniffen, die er mit Auswärtigen Maͤchten anknüpfen wird, die Stände 
in Kenntniß feßen, fobald es die Umftände erlauben. I 

8.147,’ Sollte die Vertheidigung des Vaterlandes, ‘ober die, in Gemaͤßheit 
des 8 144.) 'übernömimenen, Pflichten "einen Krieg unvermeidlich machen; fo wird 
der König’ in Zeiten die Lage der Umſtaͤnde den Landſtaͤnden veröffnen, und. fich ges 
—B mit ihnen Über die, zur Fuͤhrung deſſelben erforderlichen, Hälfsmictel 

erathei. 

'd. 148, Diejenigen Verbindlichkeiten, welche dem Königreih Würtemberg, als 
einem Gliede des teutfcher Bundes, vermöge der Bundesgefetze ober Bundestagsbe: 
ſchluͤſſe obliegen, find von der Tandftändifchen Einwilligung unabhängig; dagegen 
tritt, wenn die Erfüllung diefer Verbindlichkeiten die Anwendung von Staatskräf: 
ten erfordert, die verfaffungsinäßige Mitwirkung der Landftände, in Hinficht auf die 
Art der’ Herbeiſchaffung der Mittel, ein. | 

$. 149. Subſidien, welche der König von einem verbiindeten Staate bezieht, 
und Sontributionen oder andere ähnliche Entfhädigungsaelder,, welche ein. fremder 
Staat nicht unmittelbar an das Militair, fondern, zufolge befonderer Verträge, 
an die Regierungsbehörbe entrichtet, werben jederzeit zum Beften des Landes, und 
zwar zunächft zu Beftreitung der Kriegskoften und Unterhaltung des Militairs, ver 


wendet werden. 
DEE Bweite AbthHeilung. | 
Bon ber Gefedggebung und bamit verbundenen Regierungs: ' 


3 = rechten. =. 
- 8.1590: Ohne bie Beiſtimmung ber Sandftände kann Fein ‚neues 
Gefeg, weldes die Landesverfaffung felbft betrifft, oder die Frei— 
5 bet Perſon und bes Eigenthums ber Staatsangehörigen zum 
egenftande hat, gegeben, nod ein mit Fanbftändifher Mitwir- 

tung gegebenes aufgehoben, abgeändert oder authentifch erläu: 
fert werben. . © - | — 

I. 151.° Der Koͤnig hat aber das Recht, die zur Vorbereitung und Vollftre- 
dung der Gefege nothmendigen Verordnungen zu erlaffen, und die zw gleicher Ab— 
fiht erforderlichen Anffalten zu treffen, " 

Jede Verordnung, welche blos zur. Vorbereitung und zu Handhabung ber Ges 
fege dient, oder aus der Natur des Verwaltungs» und‘ Auffichtsrechts fließt, hat 
fogleih nach ihrer Bekanntmachung verbindlihe Kraft. Eine ſolche Verordnung 
ann, wenn durch fie weber ein verfaffungsmäßiges Volksrecht, noch ein beftchen: 
des Geſet gefränkt wird, wohl Gegenftand der Bitte um Abänderung oder Zurüd- 
nahme, mie aber Gegenftand einer rechtlichen Beſchwerde werben. de 

Jede Verordnung aber, welche ein verfaffungsmäßiges Volksrecht, ober ein noch 
beftehendes Geſetz Eränkt, ift von der Regierung, wach einer von ber Ständever: 
fammlung erhobenen Beſchwerde, zurücdzunehmen. u 
-- 8,152. Alle Gefege und Verordnungen, welche mit einer ausbrüdlichen Be: 
—* bieſer Verfaſſungsurkunde im Widerſpruche ſtehen, find hierdarch auf 
gehoben. — 
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um jedem Mißbrauche in der Anwendung vorzubeugen, werden näherer Verord⸗ 
mungen erlaffen werben. m3n)uz2s. — 
Es wird auch das koͤnigliche Gefeggebungscollegium — in Shätigkeit 
gefeht werden, um bie übrigen, feit dem Sahre 1806 gegebenen, ‚ weldhe vor 
der Hand ihre verbindende ‚Kraft behalten, in foweit fie nicht, von der —*— 
ſelbſt aufgehoben werden, einer genauern Prüfung. zu unterwerfen, und die Reſui⸗ 
tate mit Gutachten vorzulegen; worauf, nachdem. die Landesverſammlung oder eine, 
von ihr zur Reviſion der Geſetze niedergeſetzte, Commiſſion darüber gehört worden 
feyn. wird, jeder, auf Wiederaufhebung, Abänderung, oder nähere Beftimmung eines 
Dre eh Verordnung gerichteter „ gegrlindeter Antrag gehörig berüdfichtigt wer» 
en wird. \ ' 3 nv 
$. 153, — Conceſſionen, welche, nach den Geſetzen, zu Aus⸗ 
uͤbung eines Rechts erforderlich ſind, koͤnnen ohne Mitwirkung der Landſtaͤnde er⸗ 
theilt werben. | | ee re 
Es ‚darf aber weber den. allgemeinen Eanbedgefepen: und Landesfreiheiten, ne 
mentli der gefehlichen ‚Gewerbefreiheit ber, Staatsbürger, noc den wohlerworbe⸗ 
nen Rechten eines Dritten dadurch Eintrag gefchehen., nina 
8. 154. Auf gleiche Weife ftcht auch. den. königlichen Behörden, das Recht der 
Diepenfationsertheilung: zu, infofeen foldhe in dem gegebenen Falle weder von bem 
Geſetze ausdrüdlich ausgefihloffen, noch mit dem Zwecke des Geſetzes —— 
lich iſt, noch ein erworbenes Recht eines Dritten dadurch verlegt wird. u. + 
. 155, In Binfiht auf Kirchengefege tritt die, königliche, Gefebgebungsger 
walt fammt dem landftändifchen Mitwirfungsrecht ‚nur in ſoweit ein, als bie 
Verhaͤltniſſe der verfchiedenen. Kirchen gegen den Staat dadurch beftimmt werben. 
Die Anordnungen, in Betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten ‚bleiben 
ber verfaffungsmäßigen Autonomie einer. jeden Kirche uͤberlaſſenn. | 
. 156, Bei der evangelifchlutherifchen Kirche ift der aus dem Königlichen 
Dberconfiftorium und den evangelifchen Generalfuperintenbenten beftehende Synodus 
die geſetliche Stelle, auf deren Antrag der König, oder wenn biefer. einer. andern 
Eonfeffion zugethan wäre, die für ſolchen Fall geſetzlich beauftragten ‚evangelifche 
lutherischen Mitglieder. des Geheimenraths, irhliche Gefege im .engern „Sinne 
zu fahctioniren haben; jcdod) unter Vorbehalt des juris circa sacra des. Königs. 
8.157. Wegen der kirchlichen Gefeggebung der katholiſchen Kirche, werben bie 
nähern, Beftimmungen dermalen noch ausgefept. er 
8.198, Mas bie Geſetzgebung bei den reformirten Kirchengemeinden. anlangt; 
K 5 es bei der bieherigen, auf ihre. beſondern Privilegien ſich gründenden; 
inti tung. 4 ae 
| . DMELBEL REEL: ir * 
Von der bürgerlichen Gerechtigkeitspflege 
F. 159. Die buͤrgerliche Gerichtsbarkeit wird, im Namen des Königs und uns 
ter deſſen Dberauffiht, duch collegialifh gebildete Gerichte,in dreifa⸗ 
der PRERARTEONENE NND verwaltet, 
160. Die Gerichte find innerhalb ber Gränzen ihrer amtli» 
hen Befugniffe unabhängig. Tr.) 
. $. 161. - Streitigkeiten über privatrechtliche Verhaͤltniſſe zwiſchen „einzelnen 
Staatsangehoͤrigen ober Körperfchaften,, und den königlichen Verwaltungsftellen, fie 
mögen‘ nr auf das, Lönigliche Privateigenthum, ober das Kammergut und die bazın 
gehörigen 'nugbären Rechte des Fiscus beziehen, find, wenn die Sache nicht gutlich 
verglihen ‚wird, durch ‚die ‚verfaffungsmäßigen Gerichtsſtellen im Rechtswege zu 


entſcheiden | A 
$. 16% Menn Staatsangehörige von untergeorbneten Berwaltungshehörben 
durch unrichtige Anwendung ftaatsrechtlicher Normen in ihren Rechten t zu 


feyn glauben; fo werden die fich hierauf bezichenden Beſchwerden, welche nicht, wie 
bie in dem $.161. bezeichneten Streitigkeiten, zu den eigentlichen bürgerlichen Rechtes 
fachen gehören, zunaͤchſt bei der vorgelegten Gentralftelle angebradit. Ben 

. Wird von biefer die Beſchwerde nicht gehoben, oder ift fie von ihr ſelbſt —— 
bar veranlaßt; ſo wird die Sache der, fuͤr — verordneten, Centra Die 
dur Unterfuchung und Entſcheidung übergeben, wobei wenigftens 6 rechtsgelehrte 

aͤthe zugegen feyn muͤſſen. Diefer Stelle bleibt es überlaffen, bie Sache, wenn 
fie Verzug leidet und beſonders verwidelt ift, an das koͤnigliche Oberjuftizco egi 
zu verweilen, an welches auch von dem Ausſpruche der Regiminalbehörbe ‚ein, Re, 
curd Statt findet, wenn ber Gegenftand, nad); den für eigentliche bürgerliche Hechtös 
ſachen gegebenen Vorfhriften, appellabel wäre. ia 


m. Ä 


ee 
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eat das Erkenntniß biefer Gerichteſtelle wird aber kein weiterer ‚Rem 

att El | 

'$: 168, Jn dem) 6.16% ‚begelihneten Fällen hat das Oberjuftigeoffegfirn. n * 

die gewöhnliche Verhandlungsmarime, ſondern das Unterfuchungsverfahren * b 

die —* Erledigung der — dur Einſchreitung vom Amts ⸗ 
en herbeizu 

—* . 164. Iſt bie’ angebliche Rechtsvertegung von ber Bigierungehörte ff 

— ſo wird: bie, Beſchwerde Ohne eine anderwaͤrtige Mittelbehoͤrde bei 
— anhängig gemacht,/ gegen deffen — * keine ve — 


sp va Bierte Abrh eiken gu rt Se arıH 
Won der Strafrehtsverwaltu ang? mE 

7 84463, Die toͤnigliche Strafgewalt wird theils "dur pP; niglichen Beam⸗ 

ten, Drtsvorſteher und: Magiftrate, theils im hoͤherer Infta —** die „Enten 
Griminat«@erichteftellen , ‚die für Regiminalfachen - verordnete € Behörbe 
a Re in Gemaͤßheit der Geſetze, ausgeübt 

Faͤlle, welche ſich wie Stiafverfügungen der — —* 
b5 ; Grin eignen, werden‘ in Regel durch den Dberbtaikkeh, ‚u dr u Gen, 
richt der Straffall gehört, ne 5 iM % 
167. Cine Unterfuhung durch Commiſſarien —* —* ſte bie 
Strafgewalt bloßer Verwaltungsbehörden überfteigende, Strafe begrimden 2 ‚nur. 
durch eine Criminal⸗ Gerichtsſtelle oder durch die J ‚für Regiminaljadjen verordnete 
Behoͤrde erkannt werden. 

168. Die auf das Forſt⸗ und Zagdweſen f & beziehenden Vergehen werben; 
mit Ausnahme der; den adeligen Butebefiser und den Gemeinden vorbehaltenen, 
- Gtraffälle, von den Oberforftämtern unterfucht, und)" in ſoweit die Straf vr 

nicht Bun ie Go — eignet, von denſelben auch abgerugt. 

$. 169 So oft ein Straffall vonder Beſchaffenheit iR. daß er di 
tung oder eine, der Gognition des Griminalgeridhts vorbehaltene ‚Strafe —* ſich 
siehts To hat · das Oberforftamt weder die Verhaftung / es waͤre denn ein Wilderer 
oder ein auslaͤndiſcher Unbekannter, oder ſonſt der Flucht: verdaͤchtiger -eoler über 
der That sugriften worben, nod die Unterſuchung einſcitig "vorguney ; ſondern 
mit dem Oberamte gemeinſchaftlich zu handeln." 
> 90490.° gur vie ‚gerichtliche Strafrecjtsverwaltung werben wei —— 
richte, Be bar" das eine für die zone," het andere aber ser die” gelte ‚Snftanz 
angeordn 7 

$. 171. — u Fra —— Richter es ſiebe ihm fotcher nach 
den ren. Metern des, Landes, ‚ober vermöge eines beſondern Privilegiums zu; 


Ki werde 
' J „Ki ‚Staatsbürger kann anders, als nach, Borſchriſt der N, vers 
a kr 
5 Die — — und andere obrigkeitliche Perſonen find Für jede,’ von * 
nen —A unbefugte ober geſetzwidrige Verhaftung verantwortlich. a 
tar. jemand länger, als dreimal 24 Stunden über” die kfadie 
—— Ber! of i a bieiben, ° Das Berhör' felsft "muß aber, Tobald 
= gt, ja Hötpigen ind dan es geftatten, feinen Ken nehmen. 
je Anen. be — — eines Straffalls nicht an⸗ 
— auer Beobachtung der — UBER PR 


“a "blos für’ BUNT er eh hlen: 
edem Bſſchuldigten fteht der Bu ber — — 
NE —8— Ri Hechtsgelehrten "offen! "Erkennung einer Todes⸗ 
ftrafe ‚oder einer fünf= ‚oder. meh 6 —— us⸗oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe zu erwarten iſt; ſo hat da Crim inalgericht dieſe Re iguhg, obaleich der, 
—— e ſie Ai nicht verlangt, von Amtswegen atixtiorbnen. ' 
Wahl des Vertheibigers iſt dem Angeſchuldigten freigeſtellt. 
wirt die nn * Mi wird der. Vertheidiger durch das Sriminalgeriht beftellt. 
Keine Strafvetfügung kann ohne ein Erkenntniß der, für den gege: 
sn Batt q ee Der verordneten, Strafbehörde Statt finden. 

Die Erkenntniffe der Griminalgerihte find, wie die der Givilgerichte, 
von EP: ‚äußern Einflaffe unabhängig, und bedürfen, um in Rechtskraft uͤberzu⸗ 
gehen, keiner weitern Beſtaͤtigung 

Eu darf bei jolchen Straffällen von Feiner Seite eine Einfchreitung geſche⸗ 





3 TOT 5. Werbe: 3° ©. Turn) 


hen, wodurch ‚der ruhige, geſetzliche Pan Eulen it 
der auf en —— get ———— 4 —— 
479. Dagegen ſteht dem! zu, n ‚ wie bie 
Straferkenutniffe der: Verwaltungsbehoͤrden und Givilgerichte, vermoͤge ſeines Be⸗ 
guabigungsrechtes, aufzuheben und; zu ideen.” Ce ſind daher die ann ltr 
—* nur verbunden, in ſchweren, durch ein Geſetz * zu 
die Acten ſammt ihrem Erkenntniſſe/ vor der Publication — 
nigliche Juſt izminiſterium dem Roͤnige zum Behufe einer etwaigen Begnad 
ſondern es Farin) auch nach· Eröffnung des Erkenntniſſes/ der 
Heike fh an die Gnade des Landesheren wenden, welche diefer, auch ohne feine 
aut 2 erforberten unb ande a des — * ihm gewaͤh⸗ 
zen kann. 
‚Auf gleiche Vealtg long auh wenn, nach .dem Gutachten ‚deo-Königtichen Ju⸗ 
Fi * iniaͤngliche Gründe dazu: vorhanden find; vermöge) dei. dem Kös 
tionsrechts, noch ehe das Vergehen. ober  Berbrechen unters 
ns Mi u Fra "die —— rkannt —* —* alles Verfahren gramm da 86 


nicherg — 

9— * — wir de beit >. eh! dB, einen, als das ‚aiben 8 

an dicht nehmen, daß dem Anſchen und and der Birkfamteit der — 
—5* getreten: werde”) 

Ba am iebe Strafursfügung Ks der: Berurtheilte Befhnine —— 
J d dem Eriminalgerichte erſter Inſtanz erkanntz ſo wir dadien⸗⸗ 
werde a —— re ae. — —* ur 

ein⸗Faͤlle wird Die Competenz der iedenen gaftize-un e⸗ 
— * — — a aim zu erkennen haben⸗ 
werden no" 
ee ‚wird, brauch. bie, ‚Kom, der ——6 ergreifenden 
ſo wie 2* ‚Birkung, mit welcher —5* verbunden And; feige: 


2: "Bei, dem Verbrechen des Hochperraths findet Fein andereg, als das 
2 a — zeinuche ‚Verfahren. var "bau annöhnlicen 
8 n 
u ur für vn all, —* —84 im, ala Aufruhr —5— die, Si u be dee un 
ee re anne 

cn- wird, fol ein beſonderes Verfahren geſetzlich fanctionirk werden u, . a 
a $. 182, "Die Strafe der — ift allgemein rag * 
Ban EHER wg dont nn 
ee Regterungsgewält ap Cr Era * 

ben Geſetzen, Verordnungen und. Anftalten-i an; ö 

BR Fk die Beſtimmungen Eee ie die Berfaffung fü * 

der, ———— in Beziehung auf die — 


eit 
zei, kann nur durch Öffentl angefteitte Beamte Bl 
* an Spa 5 na Dienf ar: 5 more * 
ng,der Ortsholtzei und die Anw ling. der atgemeh 
ne Fiir u ——— auf die — 


miei 5 fände der, ‚den Orts a, unter, 9 A nd 2 
au eöhiöichen Beamten und hoͤh — überla nen, pi — 


— 


—* Die ur im Einzelnen geſchieht theils dur ie beſo 


ordne uta heils durch Communoffic danten, wo 
a Dhandinhtn — Paligeitonnätfferien und Poli ieinfpetseen, zu rech⸗ 


Rn Hinft efibenzftäbte. finden, Sifornermi der bier, eintre⸗ 
* rg Br iſſe, beſondere landen h, f 
Die Ausübung der, über das. gefammte Königreich ſich erſtre — 
PA —* J—— » Polizeigewalt iſt den koͤniglichen Oberforſtaͤntern ande 
weiche der höheren Aufſicht und Leitung der, für dieſen Adminiftratiön weig b 
ders verorbneten, Gentral: Binanzftelle, und wenn es auf rech . Beurthei vr 
eines Gegenftandes: anfommt,.fo wie in Straſſachen ‚ welche ſich iöht N —* 
en ober Criminalbehoͤrde eignen, der —— oͤrde unter 
ne 


* oh 


e+! J "4, , 4 ⸗ 
u X i N \ N ar al Ps: Ber 2 109 6 


Ir 
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nn‘ t iD ren Saecch ſt e Abetheit un gu). muhin Ann mind 
ai Von den eh ben ige ' 


8.187. Me uhterriötsanfatten dee a 
fe * —— Bo fetten N Gegenf Aa ie . 


"188; erhaͤl der Uniberſttaͤt zw Tübingen ſind beſon 
— 2 en — She “ — Ri) 


$ 189, F Sehatung und, il, Amen Besteht de — 


It und d — n 
5 —— STREBEN PR * — —— 


ng ge 
90, Fuͤr die: Bild ja rer /ſowohl 
52 Sonfeff F —— en an Al Di, .i; ee 
fem ** u Mi bins), Berbotkfonimnlng, der u, vorh Dekan, MR id, a6: 


forge pe  miibyse ie v en n'f,e, * — 7 — z * —— SR 
HOLE IB ION 0 X 2 ME ” milibar mei dit * 
Bon a Ze ut Bnnunidabnud ; 


5. 191. Die zu Ergänzung ob — A Militatrs eds 
berliche Mannſchaft Ari in Puseie fe ie t Br freiwillig ſich ſtellende inlaͤndi⸗ 
ſche Rekruten entbehrlich gemacht wird, ae: dem Wege der Auswahl ausge pen, 

welchen bis uͤher ging; fuͤr den gewoͤhnlichen Friedenszuſtand berechn —— Re⸗ 
krutirung, dutch gemeinſchaftliche ebereinkunft des Königs en der — 
nach beſtimmten Zeitperioden zu erneuerndes Regulativ zu Stande komme, jedes⸗ 
mal eine gemeinſchaftliche ri gen: ſowohl uͤber Ve der Ausguhebenden/ 
als üben die Dauer ihrer Dienſtzeit vorausſetzüt. 

192, «Die Austuahlorbäung;,‘ ‚Ben —*2 ————— ‘bergen Landei 
Bertheibigungsanftatten and sdenn Verbindlichkeitd dir Be er’ fe, außerhalb 
des regulirten Militairs, zu dem Waffendienſte tüchtig n/ die ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlichen Verhaͤltniſſe der, unter dem Militair befindli J — und 
ne bie militaitiſchen Strafgefegg, En 5— w Seſeegedung un 
Geſetzreviſion 

188. Zur Srundlage der, ‚für: das Königliche) Mitkate und aadere einen 
Vertheidigungsbebiürfmiffe erforderlichen; Steuerbewilllgungen, wird jedesmal ein 
wiktändigen Etat, ſammt ber. ſich darauf bezichenden Aufwandeberechnung und des 
fruͤhern Militairrechnnng/ den’ Sandftänden mitgetheilt werdend von w nſon⸗ 
derheit auch die demn Stacite obliegende Fuͤrſorge fuͤr den anſtaͤndi en unterhalt der 
Officiere und militateifchen Juſtiz und *hnginiftratfonebtäuiten , wie ihrer Wit⸗ 
wen und ai) und fuͤr dien Unter ſtͤtz ung der, im» Diunfterdeg Streik vers 
— Pillfnisperfoniem: und ihrer. Hiht he berüttfidjtigt werden‘ wirde 

130 88944) Fin Abſticht auf die sErfillungi deti, sigegen‘ den teutſchen Bund’ —* 
a und gu gen ß PFerbindlichteiten tritt die⸗ 900 
$. 148. Rap. VII. Xoth. 

st 19840: Dapı koͤnigliche —2 li, words in Sarkrifon llegt, in die vor⸗ 
handenen, oder auf Foſten der —— ‚M erbauenden nd zu’ unterhaltenden/ 
Caſernen verlegt. ir 

Die Veftimmung fer, Säle, * bamurbe: ansnahmierdeife bei‘ lie Bürgern: m 
quartiett wird, iſt ein ‚Gefengebungsgegenftand, 

tIR a — — Achte u eg titan g.” \ 
RR gg bei WERTE 3 5) 

ige na 1 Eãñ ſtie xxxb ſichm i txt.. Sn. u 

— Bon em — ML DON RUE ERBEN “RE 

8: 196, Dash Domaiten· Kammergut 'berb teibt‘) nach feinem gegen⸗ 


7 


wärti en Run ange v rivateigenthum — koͤniglichen Saat 
$- a £ Ko zul Sem ? ung beffeiben ührt dem Könige, wels 


dei Beer Hinſicht gegen — zlieder des königlichen Haufes in dem 

Verhältniffe eines, durch, die Haus Ei — — Fideicommiß⸗ Beſitzers, und 
gegen den Staat in dem eines der irteſten ra. : Inhaber fteht. 
$. 198. Er beftellt ſolchemnach nicht nur“ Ale rwaltung erfor 
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höheren und nicdern Diener und Abminiſtrationsbehörden nach eigenem — fon: 
dern es hängt —* die ————— der Einkünfte, nach Abzug desjenigen, was bie 

t oͤge der befpnderen gutöherzlichen ‚Berpätiniffe und und 
Kin — —— Verbindlichkeiten erfordernvon arten elle 
n 


„199, —* des Hof: und Domainenkammerguts darf weber — 

Er Beräußerung noch Merpfänhung a fonft, auf irgend: eine Weife 

et, Kat Dürfen bi auf demfelben haftenben Schulden, nik auf das Kam. 
— werden. 

en all emeinen &% ndeöfleuern wird von dem Hofr 

—— nad A bem Verhaͤltniſſe beigetra® 

— der mit dem Koͤnigreiche hareinsgn 

RE A h a) eisftände Statt findet... „, —* 


JH, 
smihett Bra: ae! Domainenlammer gehörigen ; Orte, | 


Sir find , an ae in — 5 — Enid — mit ben, —* 


Rechte und 
ten alle directe und Steuern, iſe und Ungch 
— ger — — — De en 
nenkammer für die ihr entgehenden us jenen tsre en in — 
ſie ſich im rechtlichen ae derjelben ‚am 1 1. Januar 4 1608 Genen het, vollſtaͤn⸗ 
dige oo ad erh t. 
Ur en u a2 67 Fräntte h in 
> - Bon bem Kammergute. Ä 
n $: 202. ESammtliche zu dem vormaligen herzoglich würtembergifchen Famtien- 
—— gehörigen „ und vom dem Koͤnige neuerworbenen Grunbftüde,,n Gefälle 
und nusbaren ‚Rechte Bilden ‚ ;mit Ausnahme des fogenannten ‚Do und Domainens 
kammer guts, das konigliche Kammergut. 
. 208. Unter die Beſtandtheile deſſelben gehört namentiſch bas Bollvegal,, daß 
Necht der Umgelbaerhebung s; das Recht der: Zaren, das Galpefer = und Bergwerks⸗ 
regal, das Frohnrecht ec. ꝛc. nach den: Beftimmungen der vei jedem zu Grunde lie · 
genden befonderen, Rechtstitel, und anderer verfäffungsmäßigen: Merten. > >; 
Eine —— * dieſer Beſtimmungen Tann nur aufbefonbere Verwiuligung 
ver Sandftände Statt finden... 
$. 204. Das Kammergut ift ein Gigenkhum bes Eöniglichen Hauſes, und geht 
nach dem Erſtgeburtsrecht anf: ben jedesmaligen Kronerben über::. Es haftet aber 
auf demſelben die Verbindlichkeit, neben den perſonlichen Beduͤrfniſſen des Konigs 
als Staatsoberhauptes, und der Mitglieber des königlichen: Hauſes auch den mit 
bes Staats verwaltung perbundenen Aufwaud, ſo weit es moͤglich iſt zu beftreiteng 
“nd in Srantsgutt. es zugleich die — eints von dem Koͤnigreiche angertreun⸗ 
ven an in ; iii onu sah 
ei sen. Aufinand, ‚nd "bie perföntäie Bebürfniffe, des Kodnigs 
undsder Mitglieder; dB Eöniglichen  Haufea; und der koͤnigliche Hofftaat mit ſeinen 
verſchiedenen Zweigen, — wird sine: eigene Givillifte ausgeſett⸗ und - 
das fun dirt. Ga 
206. Die Eipillifte zerfällt in zwei Abthellungen: I 
u „dieieine für, die Beduͤrfniſſe des Könige: und den ganzen Sofaufwanb, werde 
teils: in Geld, theils in Raturalien beſtimmt werben ; 
die zweite für die, an die Mitglieder des königlichen Haufes —— — Apr 
vꝝanagen und Witthume, Suſtentations⸗ und⸗ Nadelgelder, —— Aus⸗ 
ſteuer der Prinzeſſinnen. 
Dieſe ietzteren veraͤndern ern den. perſd eföntichen. Berhältniffen‘ des Regenten 
hauſes, — — Babe, ac ben en iebesmal ‚Kintretenden Bebürfniffen auf fo Lange, 
als es der Zweck erfor 
Fuͤr die erſte — wirb ee —* — Summe für die Regierungs⸗ 
it eines jedesmaligen Königs ausgeſetzt. Sallte aber zu Deckung außergewoͤhnlicher 
— eine — Beihuͤlfe ra — werden; ſo ik bierzu eine adfoniene Berabe 
fchiedung mit den Randftänden erforder 
„Der Betrag der Civillifte für den — und den Hofſtaat wird in einviertel- 
jährigen Raten, an die von bem Könige zu beftimmende Verwaltungsſteile abges 


2% Zahlungen an bie Mitglieder der kdniglichen Game, werben ‚dom, ber. 
— GREEN an die Einzelnen unmittelbar entrichtet. 4 


r 


\4 


-) J 
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5. W7. Das Kammergut iſt in Gemaͤßheit der Hausgeſetze in ſeinem weſent ⸗ 
lichen Beſtande zu erhalten. Außer den in dieſen Geſetzen beſtimmten Faͤllen, wenn 
naͤmlich zu einer vortheilhaften Erwerbung eine Geldanlehnung, oder zum Vortheile 
bes Ganzen eine Veräußerung ‚oder Austauſchung einzelner minder bedeutender Ber 
. ftandtheile deſſelben, von den verfaffungsmäßigen Behörden für zutraͤglich erachtet 
würde, kann ohne Einwilligung ı der Landftände nichts davon rechtsgültig' veräußert 
ober verpfaͤndet werben. 14 

Wenn aber künftig ein ‚heimfallendes Lehen vom Könige wieder vergeben wird⸗ 
ſo ſoll dies nicht für eine Veräußerung angejehen werden. 

208; Die Befteuerung der zum Kammergute gehörigen Domainen, in ſoweit 
fle nicht ſchon bisher der Steuer untertvorfen waren, hängt von ben wegen eines 
allgewieinen Steuerſyſtems feftzufegenden Normen ab, | 


$. 209, Die Verwaltung des Kammerguts fteht bem Könige zu. Das damit 
beauftragte Finanzminiſterium, welchem in diefer Hinſicht ſaͤmmtliche hieher gehöre 
gen Verwaltungsftellen umtergeordnet find, ift für diefen Zweig der Staatsverwal⸗ 
tung befonders verantwortlich. | 

$. 210, Es wird genau darüber gehalten werben, daß bie Rechnungen ber 
General: und. Specialkaſſen der Ober:Finanzkammer zu vechter Zeit geftellt, probirt 


und angehört werben, 
Ä ‚Dritter Abſchnitt. 
Bon ben:Steuern und ber Steuerbewilligung, *4 


$. 214, :Die Bewilligung ordentlicher und außerordentlicher, directer ober in⸗ 
bdirecter Steuern wird den Ständen weder im. Friedens: noch in Kriegszeiten ange⸗ 
fonnen werben, wenn nidht die Zweckmäßigkeit ber zu madhenden Aus« 
pcs ea unge har der Kammereinlünfte und bie richtige 
Verwendung der frühern Staatseinnahmen, wie fie theild aus ben Kam⸗ 
— theils aus den Steuern ſich ergeben haben, nachgewieſen werden 

ann. “ . ER 

$. 212, Dem gemäß hat ber Finanzminifter ben Hauptausgabeetat ber Stäns 
beverfammlung zur Prüfung vorzulegen. Werden dagegen Zweifel erhoben; 
fo — — Miniſter die Ausgaben fuͤr ihre Miniſterien zu erlaͤutern und 
zu rechtfertigen. 

$. 213, Iſt der Hauptausgabeetat, bei welchem immer auf einen hinlaͤnglichen 
Vorſchußfond (Kaffenvorraty) Bedacht genommen werben muß, von ber Staͤnde⸗ 
verfammlung anerkannt; fo hat der Finanzminiſter die Unzulänglichkeit ber Eins 
künfte vom Kammergute durch Hinlänglicy begründete Etats der fämmtlichen Gene 
rals und Specialverwaltungen ber Staatseinkünfte zu beweilen. 

5.214. Der Hauptetat wird durch die Etats ber einzelnen Verwaltungen bes 
gründet, welche überall dur Documente und Rechnungsauszuͤge beglaubigt und fp 
eingerichtet feyn müffen, daß fie durch Entgegenfegung der Einnahme, und ber das 
für gemachten Ausgabe, die reine Einnahme oder Ausgabe, in Hinficht auf bie 
— einzelnen Etatsrubriken, foweit es ausfuͤhrbar und zweckmaͤßig iſt, an⸗ 


eben. 

$. 215. Die Etats —— Staatsverwaltungsſtellen werben nach fe 
ſetzenden Regeln von den koͤniglichen Verwaltern jaͤhrli gefertigt, ehoͤrig begruͤn⸗ 
det, und von einer gemeinſchaftlich aus koͤniglichen und ſtaͤndiſchen Commiſſarien in 
gleicher Anzahl zuſammengeſetzten, bleibenden Behoͤrde gepruͤft und berichtigt, die 
regelmaͤßige Begründung derſelben aber durch die Unterſchrift von ben Mitgliedern 
der Behoͤrde beglaubigt. 

$. 216. An biete gemeinf&haftlihe Etatscommiſſion werden von allen General 
‚ und Specialverwaltern periodifche Berichte eingefendet, welche, nach ben Hauptfägen 
der Etats, über die wirklichen, rüdftändigen, laufenden und nicht laufenden Eine 
—— und Ausgaben, und uͤber die Liquidationspoſten die gehoͤrige Aufklaͤrung 


geben. 

Dieſe Berichte muͤſſen das Mehr oder Weniger im Haben und Sollen in Be—⸗ 
ziehung auf die Zeitabfhpnitte, über welche ſich die Berichte verbreiten, erläutern. 

$. 217. Diefe Berichte follen fo eingerichtet feyn, daß fie von dem Gange ber 
* immer eine klare Ueberſicht geben, und zugleich auf ſichere Weiſe die 
eventuellen Kaſſenabſchluͤſſe der Haupt⸗ und Specialkaſſen vorbereiten, welche ber. 
Staͤndeverſammlung durch die gemeinſchaftliche Etatscommiſſion in jenem Zeitpuncte 
— werden muͤſſen, in welchem an dieſelbe ein neues Steueranſinnen gemacht 
wird. et Nun j f * | 


J 


e } 
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“8 218, Die eventuellen Kaſſenabſchluͤſſe begreifen die wirllichen Ausgaben und 
Einnahmen ber erſten 8 Monate des Rechnungsjahrs in ſich. F u eh 
Shen wird ein Verzeichniß berjenigen' Einnahmen ngt,: weiche im Laufe 
tegten 4 Monate deſſelben Jahres mit: Wahrfcheintichkeit noch ¶wartet werben 
. nen. 0:0. i — 5,8, ru RI re URS Br 

3.1.9, 21%: Dem. vorläufigen‘ Kaſſenabſchluſſe der Hauptſtaatskaſſe wird ein 
drei Mitgliedern des Geheimenrathes beglaubigtes DrotocsILnäBeE A elta Bet 
‘bei der gedachten "Kaffe: vorzunehmenden Kaſſenſturz | PO GE R;.⸗ 

$. 220. Sobald dieſer durch die Abſchluͤſſe der Specialkaſſen cöntrolicte von⸗ 
Täufige Rechnungsabſchluß der Hauptſtaatskaſſe von -der gemeinfthaftlichen Etatscom⸗ 
miſſion revidirt, der Ständeverfammlung übergeben, ‚und von dem: zwiniſter 
— worden iſt, kann ſich die Staͤndeverſammlung, mit: Vor einer 
Luͤnftigen genauen Prüfung, der neuen Steuerverwilligung nicht entgiehen 
. 221, Zum Bebürfniffe diefer genauern Prüfung wird bie — 
Etatscommiſſion zuerſt, und ſpaͤteſtens 6 Wochen nad) Ablauf des Rechnundsjahres, 
bie wirklichen Rechnungsabſchluͤſſe, dann aber, und zwar fpäteftens im Laufe des 
meiten Jahres nach dem Schluffe des Rechnungsjahres, die von der, Finanzbehoͤrde 
bereits. revidirten Rechnungen ſaͤmmtlicher Staatsverwaltungsftellen zur Oberrevifiog 
erhalten, welche dann jede willfürliche oder unwillürlihe Taͤuſchung in den Beriche 
ten oder Rechnungsabfchlüffen. aufhebt. a 
$. 222. Die Etatscommiſſion geftattet dem ftänbifchen Vorſtande felbft oder 

auch denen, welche jener dazu beauftragt, die Einficht in ihre Akten, fo wie auch 
bie ftändifchen Mitglicder derfelben vom der Stänbeverfammlung;’ ober dem Vorſtande 
—— und ſonſtigen Aufklaͤrungen aufgefordert werden koͤnnen, und dieſer 


> 


fforderung pflichtmäßig zu folgen haben. 

9 223. Alles, was bazu beitragen Tann, bie. Etats begruͤndeter, bie periodi⸗ 
ſchen Berichte beiehrender, die -Kaffenverwaltung, ficherer, und die Rechnungen Elas 
zer, einfacher und zugleich überzgeugender zu machen, fol ein’ befonderer Gegenftanb 
der ag der gemeinſchaftlichen Etatscommifjion feyn. 
—8. 224, Die directen und inbireeten Steuern werben ih der Res 
gel alle-Iahre neu vermilligt. t J 

Steuern fuͤr beſondere, erſt in einem gewiſſen Zeitraume erreichbare, Zwecke koͤn⸗ 
nen jedoch für dieſen ganzen Zeitraum verwilligt werden, in welchem Falle bie 
Steuerentrichtung ohne neue Verwilligung fortdauertz es wäre dann, daß dieſelbe 
don einer reſolutiven Bedingung abhaͤngig gemacht, und dieſe wirklich eingetreten 


aͤre. 
8%, 226. Die Verwilligung ber Steuern darf nicht. an Bedingungen geknuͤpft 
werben, welche die Verwendung dieſer Steuern nicht unmittelbar betreffen. | 
8.226, Wenn eine Steuer für einen beftimmten Zweck mit verwillige worden 
iſt; fo ertöfcht die Verbindlichkeit, biefelbe abzuliefern, fobald biefer Zweck erreicht 
ober aufgegeben ift. Ä 
ft von der bewilligten Steuer mehr eingegangen, als x dem verabfähiebeten 
Zwecke verwendet wurbe; fo kann ber Betrag bei andern Steuerentrichtungen in 
Aufrechnung gebracht werden. 
Auf gleiche Weife kann die Verminderung einer bereits vertilligten Steuer in 
Antrag gebradjt, oder das Abgelieferte anderwärts aufgeredynet werben, wenn nad) 
her der Fall eintritt, daß der Staatsaufwand, für weichen ſolche Steuer nidyt vers 
tilligt wurde, zum Theil mit andern ordentlichen oder außerotbentlichen Staats« 
— z. B. der Aufwand für den Kriegsetat durch Subſidien, beſtritten wer⸗ 
en kann. | 
8.227, Die in einem Jahre verwilliöten Abgaben werben, nach dem naͤmli⸗ 
hen Maafftabe, auch im erften Drittel des folgenden Jahres auf Abrechnung ber 
neuen Verwilligungen eingezogen. 

. 228. &o mie auf einer Seite die Staatsgläubiger vollkommen geſichert, 
und die als nothwendig anerfannten Staatsausgaben gedeckt werben müffen; fo wird 
auf der andern Seite alles angewendet werden, um bie Staatsangehörigen möglichft 
zu erleichtern, und es nach und nad) dahin zu bringen, daß bie Abgaben, und zus 
nhaͤchſt die indirecten, möglichft gemildert werben. | 
8.229. In Anfehung der Umlage und des Einzugs ber, nach erfolgter land⸗ 
fländifcher Verwilligung durch den königlichen Geheimenrath auszufchreibenden diree⸗ 
ten Steuern, fo wie der Beitreibung der Stenerausftände, verbleibt es bei dem Bor⸗ 
Schriften der Communordmung. "7 — kue, 

$. 280. Insbefondere follen diefe Steuern weder in den Steuerzetteln, noch 
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in sen, Abrechnungsbuͤchern, noch ſonſt auf frgend eine Meife mit dar Amts⸗ oder 

Gommunanlagen vermengt, und bie eingehenden Steuergelder ſchlechthin zu keinem 
andern Zwede, ald wozu fie kraft ber Verwilligung beftimmt find, verwendet werden. 

. 281. Die auf das Land: ausgeſchriebenen Steuern werben in jedem Ober⸗ 
amte ſowohl auf, die nelnzelnen Gemeinden; als auf die in keinem Gemeindeberbande 
ſtehenden Guͤterbeſitzer vertheilt. * 

‚282. Der Einzug der von jeder Gemeinde abzutragenden Steuerſummen 
bleibt ausſchlleßlich den Buͤrgermeiſtern/ ober andern von ben Ortsmagiftraten vere 
ordneten Stenereinbringern, uͤberlaſſen. Diefe Haben die eingehenden Gelder an den 
Oberamtspfleger abzugeben ‚. welcher fie ſodann, fammt den an fie unmittelbar zu 
en ns der: Gutsbefiger, an die allgemeine Steuerkaſſe einzu⸗ 
Ucſern hatz un uiid 320% ' | 0 
288. Wenn die auf ein! Dberamt Eraft der Verabſchiedung ausgeſchriebene 
Steuerſumme am die allgemeine Steuerkaſſe eingeliefert iſt; ſo kann letztere auf bie 
etwa. bei einzelnen Buͤrgermeiſteraͤmtern oder Steuercontribuenten haftenden Ause 
ſtaͤnde keinen Anſpruch madyen. > '°.. 

9.234, Sowohl den Ortsſteuereinbringern, als ben Oberamtspflegern wird 
ausdruͤcklich zur Pflicht. gemacht, bei eigener Verantwortlichkeit von den ihrer Ver⸗ 
waltung anvertrauten Steuergeldern unter keinem Vorwande an jemand anders, als 
an die verfaſſungsmaͤßig beſtimmte Steuerkaſſe, oder auf eine von derſelben im ge⸗ 
ſetzlichen Wege ausgeſtellte Anweiſung, irgend eine Zahlung zu leiſten. 
18.285.930 Auſehung der zum Einzuge der indirecten Steuer zu beftellenden 
Ober und Alntereinbringer findet: eben dasjenige ftatt, was in Beziehung auf die 
Ober = und Untexeinbringer der directen Steuern durch die Verfaſſung feſtgeſetzt iſt. 
11:82 286, Die höhere Leitung: des Einzugs der directen und indirecten Steuern 
{ft einer Gentralbehörde Übertragen. Diefelbe hat die von den Amtsverfammlungen 
getroffenen ‚Wahlen: der Steuereinbringer, fo weit fie einer Beftätigung bebürfen, 
zu. beftätigen, Accorde zu ſchließen, die Repartition der directen Steuern zu ent⸗ 
werfeh, fuͤr deren Beitreibung zu forgen, über Steuernadhläffe nach verabfchiebeten 
Grundfägem Anträge zu machen, und diefe, ſo wie die Steutrrepartition, dem Fir 
——— vorzulegen, das dieſelbe dem ſtaͤndiſchen Vorſtande mitzutheilen ver⸗ 

en iſt ° | 

bang. 237, Die vallgemeine Stewerkaffe ſteht unter ber Aufſicht und Leitung der 
‚ Eentralfteuerbehörde, 

Dahin hat ſie die monatlichen Kaffenrapporte, fo wie die Ausſtandsverzeichniſſe 
eboppelt ausgefertigt zu übergeben, wovon das eine Erempfar für bie Behörde 
elöft, das andere" für den Vorftand der Ständeverfammlung beftimme ift. 
ie Bierter Abſchnitt. 

Bir ‚Bon ber. Schuldentilgungstfaffe. 

de 288. Die Schuldentilgungskaffe wird unter Aufficht und Leitung einer ge 
— —— aus koͤniglichen und ſtaͤndiſchen Commiſſarien befchenben Behbee 
und durd Beamte verwaltet, welche dieſe Behörde gemeinſchaftlich vorfchlägt; ji 
doch wird der erſte Kaffenbeamte ausſchließlich von dem Koͤnige, der zweite Kaſſen⸗ 
beamte 85 ausſchließlich von der Staͤndeverſammlung ernannt. 

F. B9. Die der gemeinſchaftlichen Schuldenzahlungskaſſe in dem Statute vom: 
6. Juni 1816 angewieſenen Fond bleiben derſelben, und werben auf bie allgemeine 
Steuerkaſſe verſichert. Pi: 
21, 5,290. Wenn für zweckdienlich erachtet werben follte, bie Zufluͤſſe biefer Kaffe 
auf ‚beftimmte Abgaben und gewiffe Amtspflegen und Obereinbringereien zu fundie 
ren; fo, haben die Einnehmer diefe Abgaben unmittelbar an die Kaffe einzuliefern. 

ı 241. : Diefelben werben in folhem Kalle darauf beeidigt, an Niemand, als 
on die Schulbentilgungskaffe, ober auf deren Anweifung, ihre Gelber zu liefern, 
mit der allgemeinen Steuerkaſſe aber auf die von ber Schuldenzahlungskaſſe erhal 
tenen Quittungen abzurechnen. 

8.242, Die Vorſteher und Beamten der Schuldentilgungskaſſe werben bei ihrer 
Beeidigung.: ausdrücklich dazu verpflichtet, das Befte der Staatsgläubiger zu wah⸗ 
ren, unb-befonder® von: dem. Zins⸗ und Schuldentilgungsplang, fo lange er ald Ge⸗ 
ſetz beſteht, in keinem Stuͤcke abzuweichen. 


uhr Kapitel 
Von den Landftänden. 
528; Antheil an ber kandſtanbſchaft des Königreichs Haben: 
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U der vormals seiäsßinniige and: Benzitserfhäfttige ‚Bigätes; 
, te Abelbes Koͤnigreichs, mr 
.. 2) dbierproteftantifde und katholifche Kirche, u: u 
5) bie- — Anſtalten des Königreihs, —I 
4) bie Städte Stuttgart, Tübingen, Sabwigaburg, ilmangen; 
Ulm, Helbronn und Reutlingen, und .. 
6) fämmtliche Oberamtäbegirtern.. mau u: 
24 Sämmtlihe Stände bilden ein Bones, toefches, —— 
— in ihren Verhaͤltniſſen zum . Stantöoberhaupte.dertritts 
3 find in dieſer Hinſicht berechtiget und verpflichtet, das auf die Berfaſſung ge⸗ 
pen landſtaͤndiſche —— bei. eingelnen Theilen der Staatsverwal⸗ 
ng auszuüben, zu Befoͤrderung des Gemeinwohls Bitten und Wuͤnſche dem Koͤ⸗ 
nige vorzulegen, gegen Verletzungen ftaatsbürgerliher RechteinichtAur.im Namen 
bes gefammten Landes, fondern auch. als Fuͤrſprecher einzelner: Koͤrperſchaften und 
Staatöbürger Befhwerde zu führen, gegen Stuntäbiener ; welche ſich verfaſſungs⸗ 
apidrige Amtshandlungen erlauben, bas landftändifche. Klagrecht geltend: zu machen, 
überhaupt zu allem, was das ungertrenubare Wohl des Koͤnigs und Baterlandes 
erfordert, mit Rath und That behuͤlflich zu ſeyn, md alle in ber Berfaffung Lie 
gende Mittel anzuwenden, um ſowohl die allgemeinen Sandezfreiheiten, als die Ges 
xechtfame der einzelnen Koͤrperſchaften und Staatsangepörigen, gegen — 
tigung ſicher zu ſtellen. 

J. 245. So wie bie Staͤnde weder als Geſammtheit, noch einzeln, fic, erlau⸗ 
ben werben, ihre Unterthansverhaͤltniſſe gegen: das Staatsoberhaupt: außer Augen 

u fegen; fo wird auch der König von: benfeiben keinen andern, als verfafjungsmäs 
—* Gehorfam verlangen, und r ie in. freier. Ausüfung der ihnen kraft der Verfaſ⸗ 
ung zuſtehenden Befugniſſe erhalten. 

er Freiheit und Unbefangenheit der Iandftändifchen Berathfäjlagungen wird 
Er von keiner Seite zu nahe treten laffen. 

Snöbefondere aber wird er. bei Gegenftänden, welche bie. Einwilligung: der Bande 
ftände erfordern, diefe niemals auf einem, nicht durch die Verfaſſung vorbeſchriebs ⸗ 
nen, Wege beizubringen ſuchen. 

Es werden daher auch in keinem Falle Angelegenheiten, welche vor die ·Ge⸗ 
ſammtheit der, Stände gehören, weder von dem Könige und der Regierung, noch 
von den Landitänden und landftändifchen Behörden, an einzelne Staͤndeklaſſen ge⸗ 
bracht, oder die Erflärungen einzelner ſtaͤndiſcher Mitglieder, Stäbte ober Ober⸗ 
— daruͤber eingefordert werben. 

246. Ueber amtliche Verhandlungen ber Stände, welche innerhalb ber. Gräne, 
n x lanbftändifchen — liegen, wird der Koͤnig weder einzelne ftändifche 
* noch ſtaͤndiſche Officialen zur Rede ſtellen. 
$. 247. Der Geheimerath iſt zunaͤchſt die verfaſſungsmaͤßige Behörde, durch 
welche ſowohl der Koͤnig ſeine Verordnungen, Anſinnen und Eroͤffnungen an die 
Staͤnde erlaſſen wird, als auch dieſe ihre Erklaͤrungen, Bitten und Wuͤnſche an den 
König zu bringen haben. 

Der Geheimerath hat biefelben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn er- nice 
Anſtaͤnde dabei findet, weldye ihn veranlaffen, vor ber Vorlegung an den König, 
mit den Landftänden Ruͤckſprache zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen,’ ' auf bie Berfaffing gegränd‘ 
beten, Berichten unb —— zu begleiten. 

Nur bei Anlaͤſſen, welche ſich nicht auf Geſchaͤftsgegenſtaͤnde beziehen, ſo wie 
bei Beſchwerden der Stände, welche gegen den. Geheimenrath ſelbſt getichtet ſind, 
koͤnnen landſtaͤndiſche Schreiben unmittelbar an den König eingegeben werden. 

$. 248, Zu Unterhaltung bed wechfelfeitigen freien Verkehrs mit -bem Wolke 
ſtteht den Landftänden das Recht der Deffentlichkeit ihrer Verhandlungen, und ben’ 
. einzelnen Sandesabgeordneten der Weg des fhriftlichen Verkehrs mit den Ma Rue 
ten und Amtsverfammlungen — wobei den koͤniglichen Beamten ausdrückt 
terfagt ift, diefen Verkehr durch verfaffungswibrige Einfhreitungen zu — 

$. 249, Wenn landſtaͤndiſchen Mitgliedern und Beamten, auch den Einbrin⸗ 
gern der directen und indirecten Steuern, ſammt allen denjenigen, weiche Amtspfleg⸗ 
ober Gemeindegelder zu verwalten haben, ein > ee Hann Be 
ges Anfinnen gemadjt werben follte, welches fi iemende Vorftellungen bei 
der Regierung nicht abzuwenden vermöchten ; —* — 7 hiervon dem Staͤndevor⸗ 
ſtande die or zu machen. 

$. 250. Auch einzelne Staatsbürger Ennen über mo kandes angelegen⸗ 


- 
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heiten ihre Anficyten den. Ständen vorlegen,: und Era ihren Beſchwerden In den 
8 geeigneten Faͤllen (viertes Kapitel, J. 65, 68, 69.) unmittelbar am dieſelben 
wenden. J —7 

$. 251, Eine Verſammlung der Stände kann nur Statt finden, wenn ber 
König fie hierzu einberuft. 

; Ordentlicher Weile gefchieht dieß einmal in jedbem Jahre 

5.252, Die Stände des Königreichs theilen fih in zwei Kammern. 

$. 253. Die erfte Kammer beſteht aus gewählten Volksvertretern, von wel 
8* ae bie Hälfte ein ſchuldenfreies Vermögen von 8000 fl. oder darüber 
efisen muß. vn 

* ri Kammer —2 — fürftiche 

bie Dänpter der vormals veichsftändifchen, lichen und gräftichen Familien 

auf deren Befigungen im Koͤnigreiche Rähs: oder en ® ruhten 5 
2,13 Mitglieder aus-der immatriculirken: Ritterſchaft 
8) aus beiden Klaffen des Adels alle jene, welche, ob fie gleich nicht Haͤupter 
einer fürftlichen, gräflichen oder ritterfhaftlichen Bamitie -find, dennoch eine 
veine Bandrente von 5000 fl. jährlich aus Gütern in Würkemberg beziehen; 
3 6 proteftantifche Praͤlaten; An UPL 
5) der Biſchoff und 2 katholiſche Geiftliches - 
6) 4 Gelehrte aud ber Mitte der gelehrten Anftalten des Reiche. 

Diejenigen fürftlichen, aräflihen und vitterfhaftlichen Gutsbeſitzer, welche in 
ber zweiten Kammer nit Gis und Stimme haben, behalten für die erfte Kam— 
—— und paflive Wahlfaͤhigteit die Fahigkeitn mit zuwaͤhlen, und gewählt zu 
werden. Rh oe) 

9.25% Um die Etelle eines Mitgliedes’ der Ständenerfammlung bekleiden zu 
Eönnen, wird im Allgemeinen erfordert, daß Jemand 

1) ein im Königreich wohnhafter Staatsbürger ift, und 
+2) fi zur chriſtlichen Religion bekennt, | | 
vB) daß er weder unter perfönlicher Vormundſchaft ſteht, noch in eine Criminal⸗ 

unterſuchung verflochten, noch ihm wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
durch den Ausſpruch einer competenten Stelle tine Zuchthaus⸗ oder Feſtungs⸗ 
ftrafe, oder Dienftentlaffung" zuerkannt: worden iſt. 

8. 255, MWürtemberger, welche mit Vorbehalt ihres Staatsbuͤrgerrechts außer 
dem Rönigreiche gewohnt haben, und wieder zurückkehren, koͤnnen nur. nach 
Berfluß Eines Jahres von ihrer Ruͤckkehr an, Mitglieder der Ständeverfammlung 
werben. 

Eben fo muͤſſen auch adelige Gutsbefiger, welche im KRönigreiche begütert find, 
bas Holle Staatöbürgerrecht aber in einem’andern Staate hatten, wenn fie in das 
MWürtembergifche aufgenommen werden, Ein gebe im Königreiche gewohnt haben, 
ehe’ fie Mitglieder der Ständeverfammlung werden Tonnen. | 
- %, 256, Was die Mitglieder der ‚zeiten Kammer aus dem vormals reiche 
fändifchen und dem ritterfchaftlichen Abel anlangt; ſo kann Ä | Ä 
1) nur ein maͤnnlicher VBefiger eines in: die landſtaͤndiſche Matrikel aufgenommes 
nen fürftlichen, gräflichen oder adeligen Guts, infofern er ald Staatsbürger 
ben’ Buldigungseid abgelegt, und die Volljährigkeit erreicht hat, das darauf 
R haftende Recht der Landftandfchaft ausüben. ou 
2) Bei denjenigen abeligen Gütern, welche an Nichtadelige veräußert werden, 
ruht die Stimme, bis ein Adeliger dad Gut an ſich bringt. -. Er 
5) Durch die Erkennung einer Debiteommiffion wird der Inhaber einer zur Land: 
ſtandſchaft berechtigenden Befisung von der Stimmführung nicht ausgefchloffen, 
—— ihm eine Competenz von‘ wenigſtens 2000 Gulden ausgefegt werden 


4) Sollte der Befiger wegen perfänlicher Mängel zur Stimmführung unfähig 

ſeyn; fo ruht das Stimmrecht. . | | 

4. 257. Die aus ber immatriculirten Ritterſchaft zu wählenden 18 Mitglies 
der ber zweiten Kammer werden zum erftenmal von der gefammten immatriculirs 
ten Ritterfchaft , durch abfolute Stimmenmehrheit, auf Lebenszeit gewählt, in der 
Zufunft aber von der Kammer felbft, aus. der Mitte ber immatriculirten Ritters 
ſchaft, ebenfalls durch abfolute Stimmenmehrheit ergänzt. 
— F. 258. Bon der proteftantifchen Geiftlichkeit find 6 Generalfuperintendenten, 
von der Eathotifchen aber der Bifchoff, und ein von bem Domcapitel aus feiner 
Mitte, und ein von demfelben aus der Mitte der er mund auf —— 
zu — Mitglied, zu Sig und Stimme in der St —— berechtigt. 
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den. 
ROM med 36 der —S in Tübingen, der jeiweltige Kanzler derfelben ; 
Sodann merden zur, erſten Ständgverfammlung pen ber oe Zubiogen gu 
wählt und abgeordnet: 

Ein Steatsre htsgelehrten: ı 

Ein Arzt, welcher entweber Beiſitzer bes " Oollegis medicl,. ober v mit 

Medicinalvifitationen beauftragt iſt, und 

EEin Gelehrter vom Fache ber Stantswirthfäaft. 

Kür die Zukunft wählt die zweite Kammer felbft, unter — — 
Eigenſchaften, durch abſolute Stimmenmehrheit, die 3 Mitglieder aus ber 
ER 8 aplebatgn Anftalten des Königreihs, 

' en Fällen, wo. bie zweite Kammer ſich durch Wahl ſelbſt ew 
gen 23; s. 457 u. KR hat biefelbe bem Könige drei Perſonen vorzuſchlagen, von 
a * er Eine auf Lebenszeit ernennt. 
Sebe ‚Stadt, ‚welche y: befonderes Landſtandsrecht hat, und jeder 
— dee Köni — hat fuͤr die erſte Kammer der Sandeserfammlung 
einen Abgeordneten und einen weitern Stellvertreter zu wählen. 
$. 262. Um bie Wahl eines Abgeordneten zu der. erften Kammer in dem dazu 
berechtigten Städten und: in den Oberamtsbezirken vorzunehmen, werden befonbdere 
and m gebildet, ‚Von -ben Oberamtaberirhen vereinigen ſich je zwei miteine 
m er, um, 
a) zwei Khgeorhnete, wonen.;der Eine nothwendig ein, Vermögen von 8000 Mi 
oder daruͤber haben muß, und 

n. b) zwei .Otelingatweter, welche gleiche ——— mit ben: sw # were 
den Abgeorbneten haben müflen, .; .ı. 

gemeinfchaftli zu wählen. 

Sft die —* der Wllollegien ungleich fo. hat dad einzeln ‚ögende Colle⸗ 
gium ſowohl ‚den Abgeordneten, als deſſen Vertreter, aus ber, Kaffe, derjenigen, 
welche wenioſtens fl. Vermoͤgen befigen, gu nehmen. , 

$. 263. Im jeder. zur: "Aborbnung eines Mitglieds in, bie erſte Kammer bes 
zeä en Stabt wird je auf: 200 Einwohner ein-Wahlmann ernannt. - 

it den: Oberamtsbezirken wird. das ‚Wahlcollegium von Abgeordneten der eine 
zelnen. Gemeinden — — wozu die Oberamtsſtadt 6, jeder Amtsort von 
mehr: als 600 Einwohnern 3, jeder von 400 bis 600 Einwohnern 2, und jebe für 
ſich beſtehende Gemeinde mit einer geringeren ————— 1 Wahlmann abordnet. 

Staͤdte, welche eigene Wahlcollegien bilden, koͤnnen nicht, wie andere Ober⸗ 
amtöftäbte, an der Beftellung des Wahlcollegiums -für, den Oberamtöbezir, zu dem 
‚fie gehören, Antheil nehmen. - 

$. 264. Das Recht, bei der Wahl eines Mitglieds des MWahlcollegiums eine 
Stimme zu. geben, haben alle, an einem Ort als Bürger, anaeleflener ober ein 

Öffentliches Amt bekleidende männliche Drtseinwohner, welche das Jahr 3 
ruͤckgelegt haben, und unter keiner Bevormundung ſtehen, fie mögen dem Ein L, 
Bürger: oder Bauernftande gehören., 

‚:Rur. diejenigen, ‚welche in der zweiten Kammer als abelige Gutäbefiger Sig 
und Stimme haben, find bavon ausgefchloffen. 

$::265. um zu der Stelle eines Wahlmanns wählbar zu feyn, wird 
ben, im nächftvorhergehenden Artikel bezeichneten, Eigenfhaften, noch erfordert, 7 

der zu Waͤhlende ſich zu einer der drei chriſtlichen Confeſſionen bekenne, an der 
Staatöfteuer wenigftens 15 fl. jaͤhriich beitrage, und eben das Praͤdicat ber Unber 
fcholtenheit habe, welches bei einem Magiftratsgliede vorausgefegt wird. . 

5. 266. Die zu Belebung der Wahlcollegien vorzunehmenben Bahlen ges 
ſchehen in jedem DOrte-unter der Leitung des erſten Ortsvorſtehers, und. mit Beis 
ziehung desjenigen Actuars, der bei den Magiftvatsfigungen biefe Stelle verficht. 

Die Wahlcollegien werden für jede zu einer neuen Landesverfammlung vorzu⸗ 
nehmende Wahl erneuert. 

$. 267. Innerhalb 8 Tagen, nachdem die Wahlcollegien der zu einer gemeinfchafts 
lichen Bolksvertreterwahl vereinten Oberamtöbezirte beftellt find, hat der eine ber denſel⸗ 
ben vorgefegten DOberbeamten, weldye hierin. mit einander abzuwechſeln haben, die Mit⸗ 
glieder beider Wahlcollegien zufammen zu berufen. Unter deffen :Borfige und in Ger 
genmwart zweier ald Urkundsperfonen beizuziehenden Magiftratöperfonen aus dem 
Orte, wo die Zufammenkunft Statt findet, it fobann die Mahl der beftimmten 

2. —— und ihrer Stellvertreter, nach einander, dutch Einſammlung ber, 


— 
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von jedem Wahlmanne verfähloffen zu übergebenden, Wahlzettel bergeftalt zu vere 
anftalten, daß erft nach der Eröffnung der Wahlzettel für den erftan Adgeorbneten, 
und nach Bekanntmachung der gewaͤhlten Perfon, zur Wahl der zweiten, und fo. 
fort Mi ber’ der‘ Stellvertreter, nach einander gefchritten wird. 
as Protocoll ift durd) den im Drte der Zuſammenkunft angeftellten Stadt 
oder Gentralamtsfchreider zu führen. Zur 
ar # 268, Bon ber Stelle eines Mitglieds ber erften Kammer find "ausge: 
offen: Ä 
1) alle biefenigen, denen bie allgemeinen Erforderniſſe eines Mitgliedes ber Ständer 
verſammlung abgehen; a 
2) die in der zweiten Kammer Gig und Stimme habenden abeligen Gutsbefiger; 
3) die königlichen Ober: und Kameralbeamten; — 
4) die im activen Dienſt angeſtellten Militairperſonenz 
6) die übrigen‘ Staats⸗- und‘ Kiechendiener, infofern fie nicht einen tüchtigen 
Amtsverwefer auf ihre Koften aufftellen; = Ehe 
6) diejenigen, denen eine verfchuldete Zahlungsunvermögenheit zur Laft faͤllt, 
—oder gegen welche ein Sant anhängig tft, oder denen font ein Vorwurf ent⸗ 
gegen fteht, der zur Bekleidung einer Magiftratsftelle unfägig mahı. 
Außerdem wird zu Bekleidung einer foldyen Stelle erfordert, daß der Abgeord⸗ 
nete das breißigfte Jahr feines Alters zurückgelegt hat, und feit 10 Jahren Wür: 
tembergifcher Staatsbürger ift. I a EI N 
5.269. Wird einem Bolksabgeorbneten, nachdem er als umbebienftet gewaͤhlt 
worden iſt, eine der im vorhergehenden Artikel genannten Stellen übertragen; fo’ 
Fann berfelbe neben legterer die Abgeorbnetenftelle in ber erften Kammer nicht bei= 
behalten. Bei einer neuen Wahl ift er jedoch in den dazu geeigneten Fällen wählbar. 
$. 270, Werben Vater und Sohn vn gewählt; fo wird, wenn der Bas 
* — eigener Entſchließung zuruͤcktritt, der Sohn durch denſelben ausge⸗ 
loſſen. — Ei, — 
. 21.Die dem Wahlgeſchaͤfte, gu deſſen Beurkundung und zu Fuͤhrung des 
Protocolls, anwohnenden Perſonen koͤnnen zwar nicht für die Städte oder Sber⸗ 
amtsbezirke, auf weiche ſich dieſes Geſchaͤft bezicht, gewählt werden; fie find aber, 
wenn fie fonft bie nöthigen Eigenfhaften haben, für jede andere, zu Abordnung vie 
nes Volksvertreters berechtigte Stadt ober Oberamtsbezirk wählten. N 
972. O6 die Wahlmänner ihre Stimme einem für die Stelle ſich efghens 
den Einwohner der Städte oder Oberamtsbezirke, für welche ein Abgeordneter ge- 
wählt wird, oder einem anderswo im Königreiche wohnenden Staatsbürger mit den 
erforderlidien Eigenf&haften, geben wollen, hängt gänzlich von ihrem Vertrauen ab. 
. 273. Iſt Jemand von mehreren Städten oder Oberamtsbezirken gewählt 
worben; fo kann er nur für eine einzige Stelle die auf ihn gefallene Wahl annchmen. 
8. 274 Bei der Wahl eines Abgeorbneten oder feines Stellvertreters entfcheis . 
det die relative Stimmenmehrheit, und unter mehreren, welche gleihe Stimmen ha— 
ben, dad Loos, wenn anders nicht im Iegtern Falle die Stelle Einem von denfelben, 
durch den freiwilligen Zuruͤcktritt der übrigen, verbleibt. © nr 
Iſt die Wahl auf einen Untüchtigen gefallen; ober nimmt der Gevählte bie 
Stelle nicht anz oder kommt dieſe in der Folge in Erledigung; fo tritt zunächft 
der ermwählte Stellvertreter ein. Bei dem Abgange des Iesteren aber ift eine neue 
Wahl vorzunehmen, ohne daß eine Erneuerung des Wahlcollegiums nöthig wäre. 
"8.275, ‘Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann feine Stimme einem 
andern aus ber Berfammlung übertragen, oder fonft Semand zur Ausübung’ feines 
Stimmrechts bevollmädhtigen. 3 
$. 276, Die Mitglieder des Ständeverfammlung Irgitimiren ſich vor Eroͤff⸗ 
nting derfelben bei einer hierzu befonder® niedergeſehten Eöniglichen Gommiffion, 
welche jedesmal auch den Ständevorftand ’ beizuziehen hat. Die zu eigner Stimm: 
führung Berechtigten haben hierbei die an fie erlaffenen Einberufungsfchreiben , die 
gewählten Stimmberechtigten aber die ihre. Wahl erweifenden Urkunden vorzulegen. 
Die Legitimation der etiwa fpäter eintretenden Mitglieder gefchieht bei der Vers 
fammlung felbſt. Im beiden Fällen iſt das Refultat dem Eöniglichen Geheimenrathe 
vorzulegen. Ergiebt ſich bei einem’ ein‘ Anftand; fo ruht die Stimme deſſelben, bis 
die Entfcheidung erfolgt ift. Ai oo 
8. 277. Saͤmmtliche, zu Folge der Einberufung -erfcjienene, Mitglieder ber 
Ständeverfammlung haben das Recht und die Verpflichtung, jeder Sitzung anzu 
wohnen ; in Verhinderungsfaͤllen haben fie fich bei dem Vorſtande ber Kammer zu. 
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Findet ein Mitglied ſich veranlaßt, den Ort der Verſammlung auf einige Zeit 

au verlaffen ; fo. liegt ihm ob, die Bewilligung des BVorftandes der Kammer dar 

ber einzuhohlen, welcher bei einer länger ald 8 Tage dauernden Urlaubözeit” die 

Sache bei der Verfammlung in Vortrag zu bringen hat. Dauert bie Abwefenheit 

über dierzehn Tage; fo ift aud) dem Geheimenrathe davon bie Anzeige zu machen. 

. 278. In den Sigungen der beiden Kammern beobadyten die einzelnen Mits 
glieder die Ordnung des natürlichen Alters. _ 

. 279. Der Vorftand der Ständeverfammlung befteht aus dem Banbmarfchalle, 
dem Lanbmarfchall-Amtöverwefer, dem Landfchaftsdirector und ‚deffen Amtsverwefer. 

Die beiden erftern bilden zugleich, den befondern Vorſtand der Adelskammer, 
und bie zwei legtern den dev Kammer ber Volksabgeordneten, und ‚nehmen 
die erften Pläge in den Sitzungen ein. — 

Jede Kammer wählt für jede der beiden Stellen bes Vorſtands, mittelſt ge⸗ 
heimen Stimmgebens, drei Mitglieder, aus denen der König Eines, ‚und zwar 8 
kandmarſchall auf Lebenszeit, bie andern aber auf die Dauer einer Landesverſamm⸗ 
Jung ernennt. _ 7 * 

Bei dieſen ea der beiden Kammern entfcheidet nur die abfolute Stimmen» 
mehrheit, und wenn bei der erften Abftimmung Eeine folche Mehrheit ſich ergiebt; fo muß 
die Stimmenfammlung erneuert werben. 

$. 280, Der Landmarjchall und des Landfchaftsdirector haben bie Beit bes 
Sisungen, jeder in feiner Kammer, zu beftimmen, ſolche zu eröffnen und zu fchlie 

n, den Gang ber Verhandlungen zu leiten, und dafür Bu forgen, daß immer 
ie deingendften und wichtigften Gegenftände zuerft zum Vortrag und zur Abftim« 
mung gebracht werden. . RA: 

Shnen liegt überdies ob, die Ordnung im Innern ihrer Kammern zu hands 
haben, und jede Verlegung derfelben zur Rüge zu bringen. nn | 

Sie haben in den Gigungen auf den Gang ber Verhandlungen ihre Aufmerk 
ſamkeit zu richten, durch Beſtimmung und Fefthaltung des Punctes, worauf «8 
bei jeber Verhandlung vorzüglich anlommt, den Gang berfelben zu leiten, und alle 
Abfchweifungen zu verhüten, die Kragen, über welche abzuftimmen ift, in umfafs 
fende, jedody möglichft. einfaihe und beftimmte, Säge zu bringen, und die Stims 
men zu fammeln. ä F “eg Dr 
7 Sn Verhinderungsfällen werben fie durch die Amtöveriwefer vertreten; und: wob 
Ien jene diefen - einzelne Theile ihrer Amtsverrictung übertragen; fo haben Ictere 
folche unweigerlich zu übernehmen. . — | 

$. 281. Die den Ständevorftand in den beiden Kammern bildenden Stände 
mitglieder haben der Ständeverfammlung mittelft eines, bei den Acten zu verwahe 
uhen, — nach einem noch feſtzuſetzenden Formulare, einen befondern Amts⸗ 
eid abzulegen. i 5 

. 5282. Wenn eine neue allgemeine Staͤndeverſammlung einberufen wirdz fo 
bat, wenn der auf Lebenszeit ernannte Landmarſchall, ober der Landſchaftsdi⸗ 
rector inzwifchen abgegangen feyn follte, ber in der nädhft vorhergegangenen Bers 
fammlung ernannte Amtsverwefer des Landmarfchalls oder des Landfchaftbirectorg, 
ober wenn berfelbe nit Mitglied der neuen Verſammlung feyn follte, der dem na⸗ 
türlihen Alter nach Aelteſte in jeder Kammer, diefe Stelle einftweilen bis zur neuen. 
Beftellung der Vorftcher, welche, gleich nach Eröffnung der neuen Verſammlung, 
eingeleitet und vorgenommen werden foll, zu verfehen. 

. 288. Die Mitglieder der Ständeverfammlung find für die, innerhalb. bex 
Gränzen der Iandftändifhen Befugniffe gehaltenen, Vorträge und gegebenen Abſtim⸗ 
mungen nicht verantwortlih. Auch kann für die gewählten Abgeordneten keine Ins 
firuction Statt finden. . 

. 284. Werden in einer Kammer die Gefege bed Anſtands oder ber innern 
Polizei, oder die für die Geſchaͤftsfuͤhrung extheilten Vorſchriften verlegt; fo ift der 
darin leitende Vorfteher nicht nur berechtigt, fondern auch bei eigener: Berantwort- 
lichkeit dazu verpflichtet, auf. die Ordnung zu verweifen, und in bebeutendern Fäls 
len die Meinung der Kammer. darüber einzuhohlen.. 

Jedes Mitglied Tann, wenn ihm eine folche Verlegung als rügbar auffällt, 
nicht nur ben Vorſtand der Kammer darauf aufmerkfam machen, fondern auch eine 
befondsre Abftimmung darüber verlangen. Ä 2 

- 8.285. Die Kammer. fann in folhen Fällen ihre Mißbilligung quebrüden 
Berweife geben, oder auch Widerruf verlangen. » — 

Würde eine ſolche Rüge, nach dem Grabe ber Uebertretung, nicht für hinrei⸗ 
Hend zu erachten ſeyn; oder wuͤrde das Mitglied in den Schluß der Kammer ſich 
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En en; fo hat diefe gegen denfelben bei dem dazu geeigneten Gerichtähofe Klage 
zu, erheben. | ae 
 Lesteres Tann, auch von Seite der Regierungsbehörbe gefchehen, wenn fie, bur 
eine Anzeige ber Stände, ober auf andern Wegeh, von li folden Bor wi 
glaubwürdige Nachricht erhält. , naher 

» 286. Jeder ber beiden Kammern ftcht frei, zu Vorbereitung der Berath— 
ſchlagungen befondere Commiſſionen aus ihrer Mitte zu. ernennen, und die von die: 
fen zu beobachtende Gefchäftsbehandlung zu beftimmen. 

$. 287. Die Sigungen ber beiden Kammern find Öffentlich, und 
ber Zutritt ift Jedem geftattetz die Zuhörer aber, die ein Zeichen des Bei: 
falls oder- bes. Mipfallens geben, werben unverzüglich entfernt. | | 

$- 288. Jedes Mitglied ift berechtigt, auf Entfernung ber Zuhörer anzutra⸗ 
gen, wenn es einen Vortrag in geheimer Sitzung machen will. Es muß jedoch 
nit nur ein folder Antrag von einem andern Mitgliebe, rg der Bortragende 
die Urſache entdeckt hat, unterftügt werden, fondern es ift auch, fobald bie Zuhoͤ⸗ 
rer ſich entfernt haben, nach Eröffnung des Inhalts, in der Berfammlung darüber 
abzuftimmen, ob ſich ber Gegenftand für eine geheime Sigung eigne. | 

5.289. Zu Faſſung eines Schluffes ift die Anwefenheit von wenigftens zwei 
Drittheilen der einberufenen Mitglieder erforderlich. 

. 290. Wer einen Gegenftand zum Bortrage bringen will, wozu jebes Mit: 
glied berechtigt ift, Hat denſelben in einer Sitzung anzuzeigen, worauf das Nö: 
thige in das Tagebuch -eingetragen, und ein Zag zum Vortrage beftimmt wird. 
F — — Anträge werden in der erſten Sitzung nah ihrem Einlan⸗ 
gen ve rail 

8. 291. Wenn Gefegesentwürfe, oder landſtaͤndiſche Beſchwerden oder Verwil⸗ 
ligungen in Vortrag kommen; fo muß ter Gegenftand in der Regel in 3 oder 4 
verſchiedenen, durch Zwiſchenraͤume von wenigftens 4 Tagen getrennten, Gigungen 
verhandelt werben. 

In der erften Sisung legt der, welcher den Antrag macht, feine Anficht vor, 
und es wird, nad) vorheriger Berathung, darüber ein Schluß geieit, ob die Sache 
er Eommiffion verwiefen, oder ohne ſolche in ber vollen Sitzung erledigt wer: 

en Toll. i 

In ber. zweiten Sigung wird im erften Falle der Bericht der Commiffion vor: 

getragen, im zweiten Kalle aber, wenn nämlich die Sache nicht an eine Commiſ— 
fiot verwiefen worden, eröffnet fich die eigentliche Verhandlung, nach welcher über 
die Annahme ober Nichtannahme des Antrags abgeftimmt wird; Lesteres gefchieht 
bei Gegenftänden der erften Art in einer dritten Sitzung. In ber vierten, ober be: 
ziehungsweiſe der britten aber wird die, nach dem Schluffe der dritten oder zweiten 
entworfene, Ausfertigung vorgelegt und darüber abgeftimmt. 
—Nur der, welcher den Antrag macht, und die Berichterflatter find zu Berles 
fung fchriftlicher Vorträge berechtigt. Den übrigen Mitgliedern ift zwar —— 
ihre Meinung daruͤber ausfuͤhrlich zu aͤußern, ſie haben ſich aber auf muͤndliche 
Vortraͤge zu beſchraͤnken. | 

- $. 292. Nur wenn drei Biertheile der Anwefenden dafür fiimmen, Tann ein 
Gegenftand für fo dringend oder fo bebeutend erklärt werden, daß von der vor: 
gerieben Berathfchlagung in drei oder vier verfchiebenen Sitzungen abgegans 

n wird. R 
* $. 298. Bei der Abſtimmung iſt der Antrag ſammt den, bei ber Beug 
fhlagung in Vorwurf gefommenen, Zufägen in einzelne einfache Fragen aufzulö- 
fen, fo daß jeder Abftimmende ſich auf Bejahung oder Verneinung ber feflgefegten 
Fragen zu befchränten hat. Jedes Mitglied kann verlangen, daß eine zuſammen⸗ 
gefegte Frage in einfache zertheilt werde. 

- 8. 294, Wenn die Stimmen eingefammelt werben, wobei bie Zuhörer abzus 
treten haben; fo erheben fich zuerft die Bejahenden, und, wenn dieſe abgezählt find, 
die verneinenden Votanten, welche letztere gleichfalls abgezählt werben. 

Im Protocolle wird nur bie Zahl, nicht der Name der für Bejahung ober 
Verneinung abftimmenden, Mieglieder bemerkt., Jeder Einzelne aber hat das Recht, 
eine fhriftliche Verwahrung gegen den Beſchluß zu den Acten zu geben. Im Fall 
—— Stimmengleichheit, hat der Vorſteher in jeder Kammer eine entſcheidende 

timme. | 

6. 295, Mo das Abftimmen durch einfache Bejahung oder Berneinung ber 
feftgefegten Frage nicht Statt findet, was namentlich bei Wahlen durch geheimes 
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Eitumgeben, ber Fall tft, wird die Orbnung in Abftimmen durch die Ordnung im 
Eigen beftimmt. | | 
‚Wenn gu irgend einer‘ Beftimmung mehrere Individuen gewählt werden follenz 
fo tft die Wahl nicht auf einmal, fondern nach einander vorzunehmen, fo daß e 
wenn die Wahl der erften vollendet, und die gewählte Perfon bekannt gemacht 
worben ift, zur Wahl der zweiten und fofort ber britten und weitern Perfonen ges 
fhritten werben darf. | | | 
5.296. Ordentlicher Weife ift zu einem Schluffe in einer ber beiden Kams 
mern relative Stimmenmehrheit hinreichend, wenn anders nicht die Art ber Abs 
ſtimmung fhon an fi eine abfolute Stimmenmehrheit bewirkt, oder für einzelne 
Gegenſtaͤnde ein befonderes Berhältniß beftimmt iſt. Lesteres ift namentlich ber 
Hau, wenn von Abänderung irgend eines Puncts der Verfaffung die Frage ente 
ſteht, wozu nothwenbig nicht nur das Cinverftänbniß beider Kammern, fondern 
auch in jeder Kammer bie Beiftimmung von wenigftens drei Viertheilen ſaͤmmtli⸗ 
eher dazu gehörigen Mitglieder erforderlich ift. 
6.297. . Bon der Ständeverfammlung fann nichts an ben König gebracht, 
noch von biefem fanctionirt werben, worüber nicht beide Kammern: mit einander 
einverftanden find. Insbefondere kann weber cin neues Gefe gegeben, noch ein 
Pr er beftehendes aufgehoben werben, ohne daß beide Kammern dazu ein« 
gewilligt haben. 
. 298. In Beziehung auf Steuerverwilligungen Tann von ber zweiten Kams 
mer nicht eher ein Schluß gefaßt werben, als bis deshalb von ber erſten Kammer 
ein Antrag an fie gelangt lt. - Können ſich beide Kammern, nachdem bie zu ver» 
willigende Steuerfumme mit beiderfeitigem Einverftänbniffe feftgefegt worden ift, 
über die Art, wie dieſe aufzubringen fey, nicht vereinigen, und follten biefelben in 
ſolchem Balle nicht vorziehen, hierin auf den ganz unparteiifchen Ausſpruch der Res 
gierungsbehörde zu compromittiren; fo verbleibt es, bis eine Uebereinkunft auf ans 
bere Weife ausgemittelt wird, bei dem, im legten Etatsjahre beftandenen, Verhaͤlt⸗ 


nıffe —— den verſchiedenen Beſteuerungsarten. 


Die weitern Beſtimmungen, in Betreff der Geſchaͤftsbehandlung und 
Eollegialeinrichtung, der innern Polizei, und ber Verrichtungen und Geſchaͤftsver⸗ 
haͤltniſſe des Ständevorftands, der, einzelnen ftändifchen Mitglieder und der Beam: 
ten, bleiben ben Landftänden, unter Rüdfihtnehmung auf die, in ber Verfaffung 
aufgeftellten, Grundfäge, überlaffen. | 

$. 300. Die Minifter find berechtigt, allen Verhandlungen ber beiden Kam⸗ 
e 


mern, fie mögen oͤffentlich oder geheim ‚feyn, anzumwohnen, und an ben Beraths 


fhlagungen Antheil zu nchmen. Sie koͤnnen aud), nad) Erforderniß, einen ober 
mehrere Vorftände oder Räche mit fich bringen, oder in ihrem Namen aborbnen. 
Nur von den Sisungen ber ftändifhen Gommiffionen find fie ausgefchloffen. 

$. 801. Alles, was, in Beziehung auf wechfelfeitige Verhandlungen zwifchen 
ber Regierung und ben Ständen, theils von Seite ber Iegtern an ben König, theild 
von dieſem an die Stände gelangt, ift ſchriftlich abzufaffen. 

$. 802. Perfönliche Aborbnungen Eönnen von Seite des Stände weber anges 
nommen, noͤch verfügt werben, als von dem Könige, und an den König, oder an 
ei U, ‚an beide aber nur auf vorher erhaltene befondere Erlaubniß 
es nigs. 

$. 805. Wenn der König die Staͤndeverſammlung vertagt ober entlaͤßt; fo hat 
feine weitere Sitzung ober gemeinfchaftliche Berathung Statt. 
Iſt mit der Entlaffung zugleih eine außerordentliche Auflöfung der erften 
Kammer verbunden; fo wird eine neue Deputirtenwahl bergeftalt angeordnet, daß 
der Beftimmung des $. 251. diefes Gapiteld, wonach ordentlicher Weife einmal in 


'einem Sahre der Landtag zufammenberufen wird, Genüge gefchehe. 


$. 804. Die erfte Kammer der Ständeverfammlung muß nach ſechs Jahren 
ihrer Dauer, wenn fie nit vom Könige früher aufgeldfet wird, ganz erneuert wer: 
ben. Die Austretenden koͤnnen jedoch, ſowohl in diefem Kalle, als audy wenn die 
erfte Kammer auferordentliher Weife durch den König aufgelöfet wird, gleichbald 
wieber gewählt werden, wenn fie nicht ber hierzu erforberlichen Fähigkeiten auf ir⸗ 
gend eine Weife verluftig geworben find. i 

8, 805. Wird mit gemeinfchaftlichem Einverffänbniffe des Königs und ber 
Stände für zweckdienlich erachtet, die Vorbereitung oder Erledigung einzelner Ger 
genftände während der Vertagung, oder nad Entlaffung einer allgemeinen Landes⸗ 
verſammlung, einem außerorbentlichen Ausfchuffe zu übertragenz fo beruht die Or⸗ 
ganifation deffelben auf befonderer Verabſchiedung. | 


zu 
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$. 806. Der Candmarfchall und deſſen Amtsverweſer, der Landſchaftsdirector 
und der BVicedirector find als ein für füch beftehendes Collegium auch außer der Zeit) 
ber allgemeinen Verfammlungen, felbft im Falle einer ordentlichen ober außeror⸗ 
dentlichen Auflöftng der erſten Rammer der Ständeverfanmlung, bis zur Eroͤff⸗ 
nung der neuen, im ununterbrochener Thätigkeit. Allen ihren Sihungen außer der) 
Seit der Berfammlung wohnen die Gonfulenten bei, und haben darin eine bera⸗ 
—*— ee Auch iſt diefer Vorſtand berechtigt, andere ſtaͤndiſche Beamte 

izuziehen. j 
Was die VBerfaffung, in Beziehung auf die Verhältniffe der Stände gegen den. 
König und die königlichen Behörden, gegen die Gemeinden und Amtstörperfchaften, 
und gegen einzelne Staatsangehörige feſtſezt, findet insbeſondere auch bei dieſem 
Eollegium Statt. | 

$. 307. Der Ständevorftand, inſofern er die abwefenden Stände vertritt," ift 
berechtigt und verpflichtet, | 

1) den Gang der Staatsverwaltung zu beöbadhten, und vom allem, mas für) 
a von befonderem Intereffe ift, bie Abwefenden in Senntniß 
zu ſetzen; 

2) minder wichtige, theils die innere landſtaͤndiſche Polizet und Oekonmie be: 
treffende, theild blos vorbereitende, oder die Vollziehung landftändifcher Be: ' 
fchlüffe bezweckende Geſchaͤfte zu beſorgen; 

5) in Beziehung auf die Verwaltung der Staatskaſſen, die den Ständen durch 
die VBerfaffung eingeräumten Rechte auszuüben; 

4) in dringenden Fällen Vorftellungen und Verwahrungen bei der hoͤchſten Staats: 
behörde einzureichen; 

5) fo oft die Umftände es erfordern, den König um Einberufung einer außeror: 
bentlichen Ständeverfammlung zu bitten 7: % 

6) die für. die Ständeverfammlungen ſich eignenben Geſchaͤftsgegenſtaͤnde, na⸗ 
mentlid die Erörterungen von Gefegesentwürfen „ für; bie künftige Berathung 
vorzubereiten; | —2* 

7) über das geſammte Perſonale der landſtaͤndiſchen Beamten und niederen Die: 
ner, ſo wie über die denſelben anvertrauten Amtöverrichtungen die Auffiht 

u tragen, für bie Gefchäfte der, in. ber Zwifchenzeit abgehenden, ‚Diener. 
me£sverwefer zu beftellen, auch ungetreue ober. fonft ſich vergehende ‚Diener 
in den fich Hierzu eignenden Fällen den Gerichten zu übergeben, und ihnen 
einftweilen, jedoch ohne Gehaltsverluft, die Geſchaͤfte abzunchmen. 
$. 808, Dagegen darf derfelbe ‚fi weder auf Geſegebungsantraͤge, noch auf 
Steuerverwilligungen, noch auf Schulbenuͤbernahmen, noch auf Militeiraushebun- 
. gen, noch fonft auf irgend einen Gegenftand, welcher eine Verabſchiedung mit den 
Ständen erfordert, auf eine verbindliche Weife einlaffen. . nid 
$. 309. Bei jeder Verfammlung ber Stände bat ber. Vorftand über dasje— 
38 * — in der Zwiſchenzeit verhandelt hat, jeder in feiner Kammer, Rechen⸗ 
oft abzulegen. - — | 
$. 810. So lange ein Stänbemitglieb einer allgemeinen Staͤndederſammlung 
anwohnt, kann daſſelbe nicht wegen Schulden, wegen eines gemeinen Verbrechens . 
aber, wenn es nicht über der That betreten wird, nur, nachdem bie verfammelten 
Staͤnde durch bie Behörde davon in Kenntniß gefept worden find, verhaftet wer: 
den. Außer ber Zeit diefer Anwohnung find die Mitglieder der ftänbifchen Volks— 
vertretung, wie jeder andere, ben allgemeinen Gefegen unterworfen. ä * 
$. 311. Die Staͤndeverſammlung erhält einen gemeinſchaftlichen Archivar, und 
ein gemeinſchaftliches Rechnungsperfonal, und jede ber beiden Kammern noch 2 be: 
ftändige Gonfulenten, und 1 Gecretair, welche mit einander die Verpflichtung zur , 
Protocollführung haben, fammt 1 Regiftrator, der zugleich zu ben Erpebifionen 
beigezogen werden kann, und die erforderlichen Kanzelliften. 
$. 312, Die Gonfulenten, Regiftratoren und Kanzelliften werben von ben zur 
Zeit ihrer Beftellung verfammelten Mitgliedern derjenigen Kammer, bei welder fie 
Dienfte zu leiften haben, durch abfolute Stimmenmehrheit angenommen. Die Wahl 
des Archivars und bes Rechnungsperſonals wird der erften Kammer -überlaffen. 
Wird zu einer Beamtenftelle ein Mitglied der Ständeverfammlung gewählt; fo 
muß biefes, wenn ed die Stelle annimmt, aus feinem Verhältniffe eines Volkoſtell⸗ 
vertreterd austreten. 
$. 813. Die Ernennung ber Confulenten, des Archivars und ber Regiftratoren 
ift der hoͤchſten Behörde jedesmal anzuzeigen. | 
$. 314: - Die Eonfulenten- find verpflichtet’ auf Berlangen ber einzelnen Kam 
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mern und fländiihen Commiffionen, oder andy außerhalb der Stänbeverfamml 


| ung 
aus Auftrag bes Stänbevorftands, Gutachten zu erflatten, oder fonft ſchriftliche 
Tehfüprengen und Ausfertigungen zu entwerfen. R RE 

‚815. ‚Die Entlaffung “eines ftändifhen Beamten wegen Untüdptigleit ober. 
eines den Dienftverluft begründenden ‚Vergehens, kann nur alsdbann Statt finden, 
wenn bei gemeinfhaftlichen Beamten der beiden Kammern die allgemeine Staͤndever⸗ 
fammlung in beiden Kammern, bei Beamten ber einen und ber andern Kammer, 
diefe durch abfolute Stimmenmehrheit darüber erkannt hat. 

Ausnahmsweiſe können zwar die Gonfulenten audy ohne Anführung eines befon» 
bern Grundes entlaffen werden. Es ift aber in einem foldhen Falle nicht nur die 
Beiftimmung von brei Biertheilen ber anwefenden Mitglieder in jeder Kammer er» 
——— —— — — auch in a... zwei Drittheile feines Gchalts bis 
zu anderwärtiger Anftellung ald Penfion abgereicht werben, 

$. 316, Die Annahme und Entlaffung ber ftändifgen Kanzleidieneo hängt 
gänzlich von: dem Ständevorftande ab. + | 

. 317. Cine. eigene ftändifche Kaffe beftreitet den. Aufwand der Stänbevers 
fammlung und ber bamit zunächft verbundenen Inftitute. 

Hierher gehören insbefondere bie Reife - und Taggelder ſaͤmmtlicher Mitglieber 
der Ständeverfammlung, bie Befoldungen der landftändifchen Diener, die Belohnuns 
gen derjenigen, weldye durch befonderg Aufträge der Landftände bemüht worden find, 
fo wie ‚die etwa, aufzuwendenden Procefkoften, fammt allem, was bad Local ber 
Ständeverfammlung mit Einfhluß der für ‚die landſtaͤndiſchen Dffizialen nöthigen 
Arbeitszimmer, bie Heizung. berfelben, die Beifhaffung und Unterhaltung der dazu 
gehörigen Geraͤthſchaften, ein hinlänglicher literariſcher Apparat, und andere mit ei» 
ner Gefhäftsführung verbundene Koften erfordern. 

$. 318. Die ftändifche Kaffe ift auf die allgemeine Steuerkaffe fundirt, unb 
bezieht von ihr bie für fie verabfchiedete Summe in beftimmten Raten. 

8.919, Es fteht diefe Kaffe unter der Auffiht und Leitung des Landftändifchen 
Vorftands, welcher auch, vermöge Auftrags der Ständeverfamminng, ben Kaffen 
verwalter ernennt. 

$. 320. Die unter namentlidyer — ** aller Einnahms » und Ausgabs⸗ 
poften betaillirt zu führende Rechnung ber ftändifchen Kaffe wird von einer ftändifchen 
Sommiffion probirt und nach gefchehenem Vortrage in der Stänbeverfammlung ju⸗ 
ee die juftificirte Rechnung aber vollftändig durch den Drud öffentlich bekannt 
gemacht. 

$. 331. An Diäten erhält jedes Mitglied der Staͤndeverſammlung ohne Ruͤck⸗ 
fit auf Stand und Rang kaͤglich — 

Für Reifekoften kann jebes, fo lange bie Pofttare auf — beftimmt ift, — auf ’ 
die Meile anrechnen. 

Als Befoldung wird ausgefegt + 
dem Landmarfchalle jährlih — 
dem Landmarſchallamtsverweſer — 
dem Landſchaftsdirector — 
dem Vicedirector — 
einem Conſulenten — 
einem Secretair — 
dem Archivar — 
dem Regiſtrator — 
einem Kanzelliſten — 
einem Mitgliede der Etatseommilflon — 
der Staatöfchuldenzahlungsbehörde — 
einem Kaffireer — 


* 822. Der Betrag ſaͤmmtlicher Diäten und Reiſekoſten ber Staͤndemitglieder 
wird alljährlich auf die Amtöpflegen bes Königreichs nach dem Steuerfuße befonders 
umgelegt. 
| Neuntes Kapitel, 
Von Mitteln, die Verfaffung zu erhalten. 

& 323. Um die Erhaltung der Verfaffung noch mehr zu fihern, wird eine 
gemeinfchaftliche Behörde niedergefegt, vor. weichen: diejenigen Staatsbiener und 
Ständemitglieder, die der Verfaffung zuwider handeln, zur Verantwortung gezogen, 
werden können, und beren beiehrendes Gutachten eingehohlt werben kann, fo oft 
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En der Regierung und" Landſtaͤnden eine Verſchiedenheit der et ip 
n und Inhalt der — vorwaltet. 

824. Dieſe Behoͤrde beſteht· 
aus einem Praͤſidenten, weichen ber König aus bem Präfibenten, der hoͤheren 

Civil ⸗ und Criminalgerichte ernenht, und. 

Jaus 16 Raͤthen, wovon der König bie Hälfte aus; den- Mitgliedern der höher 
ren Civil: und Griminalgerihte, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte 
(beide Kammern zu gleichen Zheilen) außerhalb. ihrer Mitte aus dem Abel» ode; 
Bürgerftande wählt. 

Die ftändifchen Mitglieder müffen ebenfalls Rechtögelchrte (en; und außerdem 
alle diejenigen Eigenſchaften haben, welche erfordert werden, um Mitglied. der etſten 
Kammer feyn zu koͤnnen. 

Die Ständeverfammlung woͤhlt zugleich einige Stellvertreter für den Fall des 
Abgangs eines oder. des andern ſtaͤndiſchen Richters währen ber Zeit, da die Stände 
nicht beifammen find. 

525. Saͤmmtliche Richter werben befonders auf unparteilichkeit verpflich⸗ 
fit, und koͤnnen, gleich den tbrigen Zuftizbeamten, nur durch Urtpeilfpruc ihrer 
Etelle als Mitglieder dieſes Gerichtshofs entfegt werben. Nimmt jedoch ein ſtaͤndi⸗ 
ſcher Richter cin Staatsamt an; fo hört er dadurch auf, Mitglieb diefer Stelle zu 
ſeyn, kann aber von der Kammer, bie ihn ernannt bat, wieder gewählt werben. 
Eben fo tritt ein vom Könige ernanntes Mitglied aus dem Gerichte, wenn ec auf 
hört, fein richterlihes Hauptamt zu bekleiden. 

Die ſtaͤndiſchen Richter erhalten Feine fire Beſoldung, ſondern nur waͤhrend 
der Dauer der Sitzungen die Diäten, welche die koͤniglichen NRäthe, die mit ‚ihnen: 
das Gericht bilden, bei Verfendungen außer ihrem Wohnorte,anzufprechen haben. 

* Kanzleiperſonale wird von dem Präfidenten aus dem des — * 


326, a) Diefer gemeinſchaftliche Gerichtshof erkennt 
— Anklagen ber Regierung gegen einzelne Mitglieber der Srindeder⸗ 
ammlung 
a) wegen anerkannt fi —— unten $. 334.) verfaſſungswidriger Hanbtungen, ' 
b) wegen der im 8. Kap. $. 285. bemerkten Vergehungem 
— Uebertretungen beftehender Strafgeſetze bleiben den ordentlichen Serien 
vorbehalten 
B) ueber Anklagen ber Ständeverfammlung 
a) gegen Minifter, wegen Handlungen, welche ben Umftury der Landesver⸗ 
aſſung, oder die Vernichtung oder Beſchraͤnkung einzelner verfaſſungsmaͤ⸗ 
higer Volksrechte ar unerlaubte Mittel bezwecken, fo wie wegen ieber an⸗ 
erkannt (ſiehe $. 334.) verfaffungswibrigen Handlung; 

Ruht ein Verdacht diefer Art auf einem Miniſter; fo hat die Ständeverfdmms 
fung denfelben durch den Landmarſchall davon in Kenntniß zu fesen, um ihm Ges‘ 
legenheit zu geben; ben Verdacht von fih zu entfernen „ oder. die. Nichtbeobachtung 
der verfaflungsmäßigen Vorſchriften in einem befonderen Falle durch die Umftände 
zu rechtfertigen. Erft wenn die hierzu beftimmte Zeit nicht von dem Minifter zu 
feiner Rechtfertigung benu 4 t worben ift, ober bie Stänbeverfammlung dieſelbe uns 
genügend findet, hat die Anklage vor dem Gerichtshofe ftatt. 

- Gegen andere Staatöbiener findet wegen Verlegung ber Berfaffung eine An⸗ 
Plage vor, biefem Gerichtshofe nur dann ftatt, wenn die Gtändeverfammlung ſich 
bei den, von ben vorgefesten Behörden verfügten, Anordnungen nicht beruhigen zu 
koͤnnen —— oder der Angeſchuldigte wegen biefer Handlung nicht ſchon vor bie 
— erichte geſtellt, und von dieſen beſtraft oder freigeſprochen iſt. 

ch kann kein dem Geheimenrathe untergeordneter Staatsdiener vor dieſem 
—*5 wegen einer Handlung zur Verantwortung gezogen werden, die er auf 
Befehl ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde vorgenommen hat. 
b) Ueber Anklagen ber Staͤndeverſammlnng gegen einzelne ihrer Mitglieder 
und höhere Officialen wegen verfaffungswidriger Handlungen. 
$. 326. b) Bon dem Ausfpruche biefes — *— findet keine Berufung 
ſtatt, ſondern nur folgende Rechtsmittel find zulaͤſſig: 
a) Revifion mit Veränderung der Referenten, 
b) Wiebereinfegung in ben vorigen Stand, wegen neu aufgefundener Bertheis 
digungsmittel. 


$. 327. Die Anklage und Vertheibigung geſchieht Smmuht, Die — 
werden mit den Abſtimmungen und —— gedruckt. 


J 
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—— Dee Präfident : hat weber - eine ———— 
In —— entſcheldet- bei Stimmengiehet ı bie für den Beklagten 


ung 

'$. 329. Bei jedem Befchluffe muß ehe gleiche Anzahl von es lichen Räthen 
und ftänbifchen: Richtern anweſend ſeyn. Entſteht durch Bufall * euͤcke, weiche 
nicht ſogleich durch ‚anderweitige Ernennung oder Eintritt: des Stellve 
—— werden kann; fo tritt der juͤngſte im Dienſte von der uͤberzaͤhlenden Seite 

Doc darf die Zahl der Richter nie unter zwölf feyn. 

* 880. Es werden jedesmal zwei Referenten beftelle. Iſt der erſt erſte Referent 

din BE Rath; fo muß der Correferent ein ſtaͤndiſcher Richter ſeyn, und 


umgefehrt. 
Be . 8814: Die Strafbefugniß dieſes Gerichtshofs” beſchraͤnkt ſich auf Verweiſe, 
fen, Suspenſion, Entfernung vom Amte, temporaͤre nd bleibende Aus⸗ 
5 von der Landſtandſchaft. 

Den orbentlichen Criminalgerichten bleibt es uͤberdies en, gegen bie: 
jenigen, welcher biefer Gerichtshof verurtheilt hat, vom Amtöwegen zu verfahren, 
wenn das Bergeben ſich Are er höheren, bie Gompetenz des Ericrehofes über: 
— a ge Tomstinen Gruubfägen eine % eftverhängung begründet iſt, 
. Sn fo n allgemeinen runbfägen eine Art e 
kann fie auch von. biefem Gerichtshofe erfannt werben. — 

$. 332, Wenn es erforderlich iſt, Inquirenten zu beſtellen; fo wählt ber Ge⸗ 
richtehof dieſelben aus den Raͤthen der Criminalgerichte. Der Inquiſition hat jedes⸗ 
mal ein koͤnigliches und ein ſtaͤndiſches Mitglied des Gerichtshofes anzuwohnen. 

F. 388. Das dem Könige zuſtehende Abolitionsrecht Tann in ſolchen Faͤllen 
niemals, das re aber darf beiden Straferkenntniffen dieſes Gerichts⸗ 
bofes nie fo weit m Amt werben, baß, wenn ber Ausſpruch des Gerichtshofes auf 
————— dem —— gegangen iſt, der Verurtheilte in der von ihm bekleide⸗ 

$. 334. eg ik diefe Behörde als eine Berfammlung von Männern, bie in 

Beziehung auf Einſicht und Rechtlichkeit dad gemeinfchaftliche Vertrauen der Regie: 
zung und ber Stände: befigen, die geſetzliche Stelle, deren pflichtmaͤßiges Gutachten 
gefordert wird, ſo oft zwiſchen der Regierung und der Staͤndeverſammlung daruͤber 
eine Verſchiedenheit der Meinungen obwaltet: 

a) ob etwas durch die Verfaſſung beſtimmt ſey, ober — 
b) wie eine Beſtimmung ber Verfaſſung zu erklaͤren fi Sr. 

Der Gerichtshof darf jedoch das Gutachten nicht unauf 1eforbert erftatten, fein 
Ausfpruch hat nie: die Wirkung eines richterlichen .Erkenntniffes, und feine Erklaͤ⸗ 
rung: nie bie einer authentifchen 5; der Ausfprud kann nur dazu bienen, eine Ueber: 

uug herbeizuführen, und dadurch eine freiwillige Uebereinkunft im Wege ber 

erabichiebung vorzubereiten. | 

Das Verfahren in einem ſolchen Falle ift übrigens wie das in ben. 88. 327 bis 
850. vorgefchriebene. 

6. 335. Der Gerichtehof verſammelt ſich auf die Einberufung durch den Prä- 
fidenten, welche dieſer fogleich zu bewerkſtelligen hat, fo oft er hierzu einen —— 
lichen Befehl durch den Geheimenrath, oder eine Aufforderung im ie der Stände: ' 
_ verfammlung durch den Landmarfchall, mit Angabe des Gegenftandes, ber vor das 

Gericht gebracht werben foll, erhält. Won legterer hat ber Präfident dem Gehei⸗ 
menrathe ee Anzeige zu machen. 

n fo wird ex den Sandmarfchall, wenn die Regierung einen Gegenftand an 
das Gericht bringt, davon benachrichtigen. 

‚ Das Gericht iͤſet ſich auf, ſobald die Beſchluͤſſe uͤber die Gegenſtaͤnde, wegen 
deren es verſammelt worden, gefaßt, und die Entwuͤrfe der Expeditionen geneh⸗ 
migt find. 

’ Der Präfident hat für die Vollgiehung ber ee zu forgen, und in An 
ſtandsfaͤllen das Gericht wieder zuſammen zu beru 

‚© lau i 

$. 336. &o wie biefer Verfaffung des Königreichs Würtemberg die bed chemas 
Ligen Herzogthums zu Grund gelegt worden iſt; fo wird, wenn Eünftig in jenen 
früheren Grundgefegen bed Herzogthums Würtemberg noch Beftimmungen aufgefuns 
ben werben, deren Aufnahme, ohneracdhtet ihrer fortbauernden Anwendbarkeit und 
Uebereinftimmung mit dem Geifte ber gegenwärtigen Berfaffung, nicht zur Sprache 


Wörtemberg 4 
gehradit mworben. if ftets geneigt feyny dieſelbe durch Verabſchiedung der 


Bern nn en * laſfen. 
Die Stellung Wuͤrtembergs in Beriehung anf ſeine Berfaffung gegen 
den — Bund, hängt von den allgemeinen Beſchluͤſſen des Bundes uͤher feine 
en gegen bie — —— aten ab. 


Tr, 3 E 





War gleich * Verfaſſung für ein Sandgeſch zu ausfuͤhrlich, 
beſondets weil man in Anſehung der Organiſation der "Behörden, der 
Gemeinden u. ſa w. eine Menge von Beſtimmungen aufgenommen hatte, 
welche wohl in befondere Organiſationsdecrete, nicht aber in das Grunds 
geſetz des Staats gehören; und fehlte gleich in dem Ganzen die freng 
logifche Ordnung, innere Verbindung der Theile und bie’ Gleichmaͤßigkeit 
des Styls (weil wahrſcheinlich einzelne Maͤnner die einzelnen Abſchnitte 
bearbeitet, oder doch uͤberarbeitet hatten); ſo kann doch dieſer Verfaſſung 
im Ganzen ein humaner und freiſinniger Geiſt, ſo wie die Ruͤckſicht auf 
die Fortſchritte des Zeitalters nach der Begruͤndung und Sicherſtellung 
der buͤrgerlichen Freiheit, nicht abgeſprochen werden. 

Die Stände Wuͤrtembergs felbſt waren uͤber ‚die Annahme dieſer, 
von dem Könige vorgelegten, ‚Berfaffung in zwei Theile getheilt. Die 
Minderzahl derfelben beabfichtigte die Annahme derfelben, und näherte ſich 
dem Könige und deffen Miniftern. Allein bie Mehrzahl ‚berfelben war. 
gegen bie neue Verfafjung, und unter derſelben befanden, ſich cheils bie. 
frengen Anhänger der alten Berfaffung aus dem fechözehnten Jahr» 
hunberte, theild die Mebiatifixten, welche in ber neuen Verfaſſung zu we⸗ 
nige Begünftigung erhalten zu haben vermeinten, EB’ erfolgten fogar 
(21. Apr.) tumultuarifche Auftritte vor bem ‚Stänbefaufe, verbunden mit. 
Senftereinwerfen. 

Die Feſtigkeit des Koͤnigs aber verlangte von den Ständen. bis 
zum 4. Juni eine beflimmte Erklärung für ober, wider ben Verfaſ⸗ 
fungsentwurf, wobei er exflärte, „daß, wenn bderfelbe nicht von der Mehr: 
heit der Verfammlung angenommen werben follte, er, wiewohl höchft uns 
gern, die Hoffnung aufgeben müffe, die Verfaffung auf dem Wege 
bes Bertrages zu Stande zu bringen; und, daß er alöbann zwar; 
abwarten werde, welche Grunbfäge von dem zum teutfchen Bunde gehös: 
renden Staaten- in Beziehung auf Verfaſſungen wuͤrden angenommen 
werden, inzwiſchen aber ſein treues Volk in den vollen Genuß derjenigen 
Rechte ſetzen wolle, die ihm der Verfaſſungsentwurf zufi chere, infofern fie 
fih nicht auf Repräfentation bezoͤgen.“ 

Allein auch diefe Erklärung war vergebens. Am 2. Juni erklaͤrten 
ſich 67 Stimmen gegen, und 42 für den Verfaſſungsentwurf, wor⸗ 
auf der König die Verfammlung auseinander gehen ließ, und das Reid) 
nad) feiner gethanen Erklärung regierte. — | 

Da bereitö das Geſetz über die Preßfreiheit, weit es, ber. 
Zeit nad, ber. ee vorausging, mitgetheilt worden iſt, ob es 
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gleich auch auch als erſte Beilage zum Saſtſtingheinennte wi wieder 
erſchien; ſo folgen noch die drei andern Statute, welche zugleich am 
* März 1817 mit dem —— erſchienen. 


Adelsſtatut, als Beilage des Verfaſſungsentwurfes 
vom 3 März 1817. 


J. Bon ae reihsftäubifgen PER na e' 


. 1. 8u den: vormals reichsſtaͤndiſchen, fuͤrſtlichen und graͤflichen Fa: 
millen werben diejenigen gezählt, deren Haupt auf. Reiche oder Kreistagen 
Viril⸗ oder Curiatſtimme hatte, wenn die Beſitzungen, auf denen die Stim: 
Gr mm Iuhten, nun ganz oder zum Theil der Krone Wuͤrtemberg unterwor⸗ 

ſi ind. 

$. 2 Zi Allgemeinen werden ihnen alle diejenigen Rechte und Vor: 
züge: zugefichert, welche der ritterſchaftliche Adel des: Königreichs durch bie. ges 
genwaͤrtige Verfaſſung ‚erhält; im Folge. dev teutſchen Bundesacte werden 
aber. bie — Rechte derſelben auf folgende Act feſtgeſetzt: 

Ihr Antheil an der Landſtandſchaft wird in der Verfaſſungs⸗ 
urlunde — 

C. 4. Sie haben in bürgerlichen ſowohl, als in peinlichen Sachen 
—8* privilegirten Gerichtsſtand vor den noch zu beſtimmenden Gerichtshoͤfen 
des Koͤnigreichs. 
$. 5. Sie find fuͤr ſich und ihre Familien von der Militairpflichtigkeit 
- in der Maafe befreit, bag fie den gemöhnlichen Recrutirungsgeſetzen nicht 
— find. 
| $. 6. Sie haben zwar die‘ unbefchränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in 

ehem zu dem Bunde ‚gehörenden oder mit ‚demfelben in Frieden lebenden 
Staate zu nehmenz doch können fie, ald Staatsbürger, nur Einem Staate 
angehören,.und es finden daher die beim. ritterfhaftlichen Adel $. 32 — 40. 
feftgefegten Normen auch auf die votmald reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten und Gra⸗ 
m ihre Anmendung. 

ET Im Hinfiht auf Beſteuerung werden fie diejenigen Befreiungen 
genießen, welche dev. privilegirteften Klaffe im Staate verfaffungsmäßig zus 
kommen. 

Mo aber fein Privilegium irgend einek Kaffe vorliegt, werden fie dem 
übrigen Adel gleichäehalten. 

$. 8. Es kommt ihnen bie bürgerliche Gerechtigkeitspflege in erfter, 
und wo die Beſitzung groß genug iſt, auch in zweiter Inſtanz, ſo wie die 
peinliche Gerichtsbarkeit zu. Sie haben dieſelbe jedoch nach Vorſchrift der 
Landesgeſetze auszuüben, und find hierbei dev Oberaufſicht der koͤniglichen 
Behörden unterworfen, 

$. 9. Um die Givilgerichtsbarkeit im erſter Inſtanz nach den Gefegen 
bes Königreihs auszuüben, find nicht nur, nach der gegenwärtig in demſelben 
beftehenden Gerichtsverfaffung, die inftruirenden Gerichte gehörig zu befegen, 
fondern auch decemirende anzuordnen und zu befolden. 

5. Die zur Verwaltung der Gerechtigkeitspflege beftimmten Beamten müfs 
fen von —— betreffenden koͤniglichen Behoͤrde gepruͤft, und dazu tuͤchtig erklaͤrt 
worden ſeyn. 

‚Die Oberaufſicht hat das koͤnigliche Oberjuſtizcollegium, wohin auch der 
Appellationszug gebt. 

F. 10. Wo bie Beſitzung groß genug iſt, um zu einer zweiten In⸗ 
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ſtanz berechtigt zu ſeyn, wird bie Civilgerichtsbarkeit — an “ 
— conſtituirtes CEollegium, unter dem Mamenzri-" isn scılım 
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von geſetzmaͤßig qualificirten Perſonen verwaltet werden. Dieſes Collegium 
iſt mit einem, Director und wenigſtens 6 Raͤthen zu beſetzen, melche, im -Bhe 
ziehung auf ihre Dienftverhätmiffe, dem ein — nee —— 
* Dienern ganz gleichzuſtellen ſind. 
. 44. Bei dieſen Collegien muſſeeeee ui 
9 die für, die Juſtizverwaltung angeſtellten Snbividıten;; ‚nach, — 
des Qualificationspuncts bei dem koͤniglichen Oberappellationstribunale 


durch den Weg des Juſtizminiſteriums bie Genehmigung erhalten. 1 - 


* Die Subalternen im den Kanzleien und die Juſtizbeamten werden pen 
dem Patrimonialgerichtsherrn ohne beſondere Beſtaͤtigung ernannt; je« 
doch hat die Mediatjuſtizkanzlei⸗ bei Verpflichtung und Einweiſung ſol⸗ 
her Subjecte, die Beweiſe Über die zu ihren Stellen erforderliche Qua⸗ 
lification ad acta | zu bringen, und jaͤhtlich dem kaniguchen Rbemppei 

lationstribunale eine; Liſte daruͤber vorzulegen, : +: su 

3) Diefem: £öniglichen Coliegio koͤmmt es uͤberhaupt zu, von tem. 2Aeten 
der Moediatjuſtiztanzleien Kenntniß zu; nehmen,Viſitationen anzuord⸗ 
on und inggemein alles dasjenige zu verfuͤgen, was dem Begriffe 
einer, Oberaufſicht über ‚die, Juſtizpflege entſprich. nindd nd 
$. 18, Den, für die, weite Inftanz in. Cibilſachen ae 
lichen und geäflichen Juſtkanzleien kann, in ſofern die dabei angeſtellten 
Raͤthe für das Criminalfach die gehoͤrige Tuͤchtigkeit haben, auch die, Auge 
uͤbung der peinlichen Gerichtsparkeit übertragen werde Sie, haben; aber chei 
jedem Griminaffalle,: die, bis zum Schluſſe verhandelten Acten ſammt benz 
Straferfenntniffe, vor der Publication des letztern, an das koͤnigliche Eri⸗ 
minaittibunal zur Beſtaͤtigung einzuſenden fo wie fie. uͤherhaupt unter der 
Oberaufſicht dieſes Tribunals da 'ollen; bie Criminalgerichtsharkeit — 
Angelegenheiten -ftehen., elo ndi 

Das Beonadigungsrecht Mi dem Könige allein Ari: oh" Me be m 

$. 13, Wo fuͤr die Ausübung der Criminalgerichtsbarkeit in den fuͤrſt⸗ 
lichen und graͤflichen Beſitzungen kein nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
beſetztes Collegium; beſteht, haben ſich die aufgeſtellten fuͤrſtlichen und graͤfli⸗ 
chen Juſtizbeamten auf die Unterſuchung deu zur hoͤheren Cognition ſich eig⸗ 
nenden Straffaͤlle und auf die Ausuͤbung der niedern Strafgewalt innerhalb 
fein Grenzen, meh den ae Beamten vorgeſchrieben ſind, zu 

aͤnken. 

In jedem Fall⸗ bleiben; Steafoerfügungen wegen Verlegung ber Staats , 
hobeitsrechte und wegen Uebertretung der ſich darauf beziehenden Verwaltungser 
verordnungen den ‚königlichen Behörden ausichließtich vorbehalten, 

$. 14, Dası den. Fürften und Grafen zuſtehende Recht der Ortspolizel,: 
ſammt der Aufficht über die Gemeindeverwaltung Füber das Vormundſchafts⸗ 


und. Curatelweſen und ‚über ‚die Verwaltung, der milden Stiftungen; wird: 


durch die: von demſelben vorſchriftsmaͤßig zu. beftellenden und zu befoldenben 
Beamten nach den ‚Eöniglichen ‚Gefegen und Verordnungen, flır deren Wolle: 
ziehung dieſe werantwortlic) find, unter der Oberaufſicht der betreffenden Ede 
niglichen ı — und innerhalb der den Localobrigkeiten doeexaichneten Weit; 
zen ausgelbt,, m + 

Wirdsin einem fürftlichen. ober. ‚gräftichen Pattimonialorte bie Stelle bes. 
erfien Ortsvorſtehers nicht von. einem im Orte wohnenden grundhertlichen Bez, 
amten bekleidet, welcher von der Grundherrſchaft befoldet wird; fo verbleibt 
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es bei * — Beſtimmung, daß ei ſolcher Vorſteher von 

der Gemeinde unter Leitung des koͤniglichen Oberamts zu waͤhlen, und von 

demſelben "unter Ruͤckſprache mit der Grundherrſchaft zu beſtaͤtigen iſt. 

8 15.Saͤmmtliche in den vorſtehenden Artikeln bezeichnete‘ patrimo⸗ 

nidl⸗ horrſchaftliche Rechte beziehen fich aut auf den’ Falk, wenn die fuͤrſtu⸗ 

chen ober: graͤflichen Beſitzungen "einen geſchloſſenen Icrisbictivnsbeniet bilden. 

Sind hingegen gutsherrliche Hintetfafjen: mit: koͤniglichen unmittelbaren Unter 

thanen in einem und demfelben Orte vermifchtz fo Kann die Ausübung. einer 

Patrimoniaigerichtsbarkeit neben der koͤniglichen Jurisdictions und Polizelges 

walt nicht Statt finden. Wird‘ an einem Orte die Patrimonialgerichtsbarkeit 

von mehreren Patrimonialherren⸗ gemeinſchaftlich beſefſenz fo haben’ dieſe ſich 
wegen Aufſtellung eines gemeinſchaftlichen Beamten zu vereinigen. Bleibt 
bie Stelle wegen Mangels einer ſolchen Vereinigung zwei Monate lang un⸗ 
befegtz m tan * Game des Beamten für  biefen dau den Koͤnige 
9— 6 Die ‚Gorftgetichtebnnteit" wird den Fürften un Geafen, in ſo⸗ 
fie ſolche zur Zeit ihrer Unterwerfung unter die koͤnigliche ne 
techtmaͤßig hergebracht haben, in: ihren eigenen gefchloffenen Sag bbszirken, 
uher ihre eigenen ſowohl/ als die zu ihten Befitzungen gehörigen Gemeinde⸗, 
Stiftungs⸗ und Privatwaldungen mit der Verbindlichkeit, "fie nach Vorſchrift 
der koͤniglichen Geſetze und Verordnungen auszuuben, und unter der Ober⸗ 
teder koͤniglichen Behoͤrden/ auch für die Zukunft zugeſtanden 
ie haben‘ uͤbrigens alles dasjenige) was die Verfaſſung gegen die will⸗ 
ander Ausdehnung’ dee den EöniglichenForftbeamten andertiruten Forſt⸗ 
und Jagdpolizeigewalt beftimme) auch in Hinſicht auf ihre hieher einſchlagen⸗ 
ben) patrimoniat⸗ herrſchaftlichen Rechte zur Richtſchnur zu’ nehmen 

2 KT In Hinſicht auf die Werhärmiffe der fuͤrſttichen und graflichen 

Befi itzungen zur Hefammten Staatsverwaltung, verbleibt es bei der gegenwaͤr⸗ 

Einrichtung/ vermoͤge welcher die einem Oberamte zugetheilten Pas 
trimonialorte in allen Regiminaf, Militair⸗, Polizei: und Cormmiuit:Dekonde 
miefachen, fo mie in tandftändifchen Angelegenheiten als integritende Theile 

— Koͤrperſchaft anzuſehen und zu behandeln ſind 
Der koͤnigliche Oberbeamte ift in allen, feinem Operamtöbezicke einver⸗ 
item, Patrimonialorten die demſelben zunächft vorgefeste "Stelle, welcher 
die Ausuͤbung und Wahrung der landesherrlichen Hoheitsrechte in diefen Ber 
fiungen, und die Oberaufficht Uber! die untergeordneten Verwaltungsbehörden 
anvertraut iſt/ an welche: die grundhertlichen Beamten Alle zur hoͤheren Cogni⸗ 
tion ſich eignende Gegenſtaͤnde zu bringen haben, und durch welche die Lan⸗ 

desgeſetze und andere landesherrliche DM‘ und Verordunumgen het anut 4 
machen und zw vollziehen find, | 

Es kann daher auch Fein geimdhetetfäjer Beamter, ohne Sfonbene Die: 
— Außerhalb des Oberamtsbezirks feinen Wohnſitz haben. - 

F. 18, Sollte ein fuͤrſtlicher oder graͤflicher Gutsbeſitzer * die ge⸗ 
— beſtehende Obeaͤmtereintheilung in Ausübung feiner gutsherrlichen 
Rechte zu ſehr gehindert oder belaͤſtiget zu ſeyn glauben; fo bleibe Be 
; unbenommen/ feine Beſchwerde hierüber bei der Behoͤrde anzubringen. 

8,19, Uebrigens wird den Fürften und Grafen freigeſtellt, durch Br 
zichtung: auf digmach den vorftchenden Beftimmungen auszuuͤbende, Patrimo- 
nialherrlichkeit fich derjenigen Nechte theilhaftig zu machen, weldje den übrie 
gen ritterſchaftlichen Gutsbeſitern in dem zweiten Abſchnitte des Statuts 
er ‘63, * ER ww —— —— zugeſichert wor 
den 


z30 ah sit u Si, . 
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125 IE Bon der Ritterſchaft. 

er 20. ‚Die: Woricchte eines Mitglieds. der- itterfchaft —* Sönigreice 

gründen ſich ‚auf: den Befig eines adeligen Ritterguts und den erblichen Adels 
And ded Beſitzers. Weide Erforderniſſe ſind ungerktermabans · 

Ueber fämmtliche adelige Rittergüter foll eine, Matrikel errichtet. weh. 

F. 21. In diefe Matrikel find Diejenigen Güter: aufzunehmen, welche 
— als der vormaligen unmittelbaren Reichsritterſchaft einverleibte Ritter⸗ 
güter. anerkannt, oder, wenn ſie landſaͤßig waren, als: — abelige duch 
güter behandelt worden find, Noradisr 39% 

5 22. indere Güter, die: dermalen nicht in bie sitteefejafttichen, Mar 
trikel aufgenommen find, koͤnnen zu jeder Zeit vom Könige zu adeligen Gi 
tern mitıden, nach der BVerfaffung damit verhundenen, Rechten ie Hinſicht 
auf· die Landſchaft erhoben‘ werben; Aber nur ein Geſetz kann ihren die 
uͤbrigen Erg und Freiheiten ‚ritterfchaftlicher Güter: verleihen 

$. 28. Der Beſtand der immatriculirten — * nicht Beinen 


r.. $ —— Mit dem guſtitute ber — Watatel 2 ud ce 
ritterſchaftliche Hypothekenanſtalt An: Verbindung. zu -fegen. 1 et 
$. 25... Perfonen vom Wuͤrgerſtande find: zwar von Griwerhung sind 
itterguts. mit den; damit verbundenen Realrechten und Reallaſten nicht aus⸗ 
gefchtoffen; :;fie. werden aber der Vorzuͤge eines Mitglieds der; Mitterfchaft 
wicht theilhaftig, ehe‘ fie .in den erblichen Kdelftand ‚aufgenommen find; .i 1% 
$. 26, Alle. Familieninſtitute der. Ritterſchaft, als Primogenitur Ma⸗ 
jorate, Seniorate, — — — in Ottumgntewaife werden 
erhalten, ; Jedoch bleiben na u } ru 18R 
») diejenigen Becindirungeny: weldhe Bu dem 2. Ypril4808 buch gli 
liche Exbtheilung , Uebergabe , Bergieidh oder — ges 
vorgegangen find; und. :. ir 2 
M Veraͤußerungen jeder Art, namentüch auch Verpf —“ ——— 
rend dieſer Zeit von dem Beſitzer des Fideicommiſſes auf eine durch 
die⸗ Verorduung vom 22, April 1808 und deren Nachtraͤge aehillac⸗ 
Weiſe vorgenommen worden find, in ihtem Rechtsbeſtande 
—In ſofern es ſich aber mit den: Rechten der Pandciuicee rinfe 
si... gen’däßt,. behalten, hie: inzmifchen:. uerpfänbetem Stammagüter ihre ſidei⸗ 
5; commifjnrifche Eigenfchaft bei. a 1) nu sh tie 
6.27. ‚Ba: Anſehung derjenigen, Faͤlle, wo ſeit dem WUpril 4808 
der Beſitz eines Fideicommißgutes durch —æ eröffnet: worden ifh,.: ohne 
daß bis jetzt durch gütliche Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich oder durch ehr 
rechtskraͤftiges Erkenntniß uͤber die ‚Erfolge etwas ı.beftimmt worden min; 
bleibt. es bei den vor dem. 22. April 1808 beſtandenen Rechtsnormen. 

6, 28. Macht ein Mitglied der Ritterfchaft in Zukunft von bem. Richt 
der Autonomie Gebrauch; ſo wird zur Gültigkeit ſolcher neuen Familiengeſetze 
und Stiftungen erfordert, daß ſie der zuſtaͤndigen richterlichen Stelle, welche 
mit ‚der betreffenden Regiminalſtelle Ruͤckſprache zu nehmen hät, zur: — 
tion vorgelegt werden. Ma WET Din 
VUebrigens bleibt der Ritterſchaft unbenommen, eben fa wie andere Stantee 
bürger , in. den hierzu ſich eignenden Gallen, in: Gemaͤßheit der — 
ſchen Sefege, von a. erordnungen zusmashen. iu, ; 8 

. 20 Den: | Antheil der Riterſchaft — bet Eanindfhaft belinmn 
Die. Verfaff ungsurkunde w oil Kia) de sb Krufthil IR 

$. 30, Simmtlihe Mitglieder der Ritterfchaft. — fs — 
ihre Familien des Vorrechts eines privilegirten Gerichtsffamde.- „UL .d 
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8: 81: Den Rittergußsbefigern ſteht freb,. in — sum teutſchen Bunbe 
—** oder init demſelben im Frieden lebenden Staate ihren ‘temporären 
Aufenthalt zus nehmen/ Mus haben ſie hiervon jedesmal die Anzeige zu mas 
hen, und von dieſem Mechte: Beinen — mit * —— verein⸗ 
re Gebrauch zu machen. 

.32 Ste koͤnnen hingegen fo wenig als arbeit Eitontsangehörige, 
abi efondere koͤnigliche Erlaubniß, neben dem würtembergifchen Staatsbüws 
gerrochte auch noch Das. Staatsbuͤrgerrecht eines: femnben Erates erwerben 
ober, beibehalten. 

a ea Wenn Ein Mittergutsbeftger in — —— Staaten Biol 
iſt ’f hat derſelbe fi für dem einen, oder den andern Staat: beftinsmit zu 
—2 um dieſeni als Staatsbuͤrger in vollem Sinne anzugehoͤren. 
9 ng; HB. Wähle er den diefjeitigen Staatz'fo: hat er alle Pflichten eines 
wuͤrtembergiſchen· Staatsbuͤrgers zu: ei ‚welchen‘ in Semftonsfälkn 
jede: fremde : Pflicht: nachftehen muß. 

Es bleibt ihm je d doch — auf feinem ——— Ritterſitz⸗ 
nicht me Din cerupotaren Aufenthalt zunehmen, ſondern auch allen mit dem 
Beſitze des + auswärtigen Guss verbundenen Dbliegenheiten, in ſoweit ‚fie nicht 
feinen dleſſeitigen Staatsbürgerpflichten entgegen Haufen, Geuuge zu Leiften. 
san Gb 35". MEuktäst- er ch hingegen zu dev Annahme eines fremden Staats⸗ 
blirgerrechts zo fo iſt er als ein im Staate begüterter Auslaͤnder zu behandeln, 
Er kann in ſolchem Falle weder auf die Vorzuͤge des Indigenats, noch au 

der Rechte der Landſtandſchaft Anſpruch machen. 

—* In Hinſicht auf feinen Geburtsſitz aber, hat derſelbe nicht. nur alle das 
auf —— Reallaſten zu tragen, ſondern er iſt auch wegen aller perſoͤnli⸗ 
chen Verbindlichkeiten, die theils im Beziehung auf. dieſes Gut und deſſen 
Verwaltung, theils waͤhrend feines temporaͤren Aufenthalte im Koͤnigreiche, 
gegen den Staat oder Unterthanen entſtanden find, den koͤniglich wuͤrtember⸗ 
giſchen herichtlichen und ‚Verwaltungsbehötden unterworfen; weswegen er, fp 
lange er nicht ſelbſt gegenwaͤrtig ift, einen Stellvertreter. für fich zu beſtellen 
bat). welchem : man alle: den Gutsbefiger angehende gerichtliche und außerge⸗ 
tichtliche Verfuͤgungen mit rechtlicher Wirkung: einhaͤndigen kann. 

ng, 30 Ein ſolcher im Koͤnigreiche beguͤterter auslaͤndiſcher inerguts⸗ 
beſitzer iſt uͤbrigens ſowohl in Anſehung der liegenden Gruͤnde, als auch in 

Hinſicht auf die zum Gute gehörigen Fahrnißſtuͤcke und Activcapitalien, ben 

ambergiſchen Geſetzen und Behoͤrden unterworfen, Namentlich kann dag 
Gut: und: deffem Zugehoͤrde weder bei Erbtheilungen, noch bei Beſtellung der 
normundſchaftlichen ' Abminiftration y unter: einen fremden: Gerichtszwang gezos 

em werden; xs wäre denn, daß befondere Vertraͤge mit. dem Staate, mwelchens 
er —— als — sugehört; eine andere Beftimmung beriter 
ei Bit 

37. Seht: * Nittergut nach dem Tode des Beſttzers af einen 
—* s angeſeſſenen geſetzlichen Erben uͤber; fo. tritt dieſer in die naͤmlichen 
Mechtsverhaͤltniſſe ein, ohne daß wegen‘ diefes: Ritterguts ein Erbfepaftsahzng 
von ihm gefordert werben könnte. 

Er kann jedoch⸗ nach Aufkuͤndigung feines ‚auswärtigen Stoatsbhrgee 
rechts die Aufnahme in das würtembergiſche volle — nachſuchen 
welche ihm nicht erſchwert werden kann ⸗ to za 
mm Bi. Eben dieſes IE der Fall wenn der ———— ————— Guts⸗ 
befiger feinem geſetzlichen · Erben fein * — ⸗ But waͤhtend 
feiner Lebens zeit abtritt. al, “ 

$. 39. Sowie die in ben Weiten eines: fanden: Bänsehrge 
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rechts ſtehenden Rittergutsbeſi iger alle auf dem Gute haftende Berbindlichkeis 
ten in dem Lande zu erfüllen habenz fo Eönnen durch ihre Rentbeamte auch 
alle hiernach bemerkte Rechte ausgehbt werden. 

$. 40. Der ritterfchaftliche Adel ift, wenn er auf feinen immatriculir⸗ 
ten Ruͤtterguͤtern wohnt, von der Wohnſteuer frei. 

F. 41. Die den adeligen Gutsbeſitzern, fo ‚wie den Gemeinden: und 
Privaten aufgelegte Gefältfteuer,: wird: vom nüchften Etatsjahr 1847 an fus- 
penditt, bis die Grundfäge der. Beſteurung überhaupt feftgefegt feyn werden, 
während jegt ſchon ihre vechtliche Zutäffigkeit verfaffungsmäßig anerkannt wird: 

8. 42. Die Mitglieder der Nitterfchaftn find allen Gefegen in Betreff 
der. indirecten Abgaben‘ unterworfen. Doch. wird mit den im Koͤnigreiche 
wohnenden adeligen Gutsbefigern, deren Befigungen im Koͤnigreiche mit ihren. 
Befisungen in einem angrenzenden‘ Staate: aneinander ftoßen, wegen‘ einer 
jährlich. zu entrichtenden Averfalfumme für: die- freie. Einfuhr der, ‘zu ihren 
Dekonomiebedürfniffen beftimmten, auswaͤrtigen Gutserzeugniſſe eine billige 
Uebereinbumft getroffen werden. 

8.43. In Anfehung der vor. dem Fahre 1806 ,. ‚gleich andern buͤrger⸗ 
lichen Guͤtern, der gewoͤhnlichen Beſteuerung unterworfen geweſenen Grund⸗ 
ſtuͤcke, hat der Adel in keiner Beziehung, namentlich auch nicht in Abſicht 
auf Amts⸗ und Communſchaͤden, —— und andere — 
Reallaſten, irgend ein Vorrecht anzuſprechen. 

$. 44. Die zu den immatriculirten Nitterglitern hehoͤrigen/ vormals 
ſteuerfreien Güter und ‚Gebäude werden, bis zur Nectification des Steuerſy⸗ 
ſtems, nad) den: bisherigen Normen kataſtrirt. Jedoch ſind | 

— die Beſchwerden derjenigen, welche durch die Art, wie ihre Güter ta⸗ 
taſtrirt worden, verletzt zu ſeyn glauben, auf Redamation unverzüglich 
den genaueſten Prüfung zw unterwerfen, -mornach: das. erfunbene: Un: 
Bon «echt abgeſtellt, und der nachgewiefene Schaden von Beit det gefchehe: 
nen Meckamation am; exfegt werden ſoll 

2). bte vorhin ſteuerfrei geweſenen ritterſchaftlichen Schlöffer und bie dazu 

gehörigen Gebäude, mit Ausfhluß ber Deiereigebäube, find von der 
20. edentfichen Befteuerung Yanz frei zu laflen; 

3) in Anfehung der übrigen hat es dabei fein Bewenden daß von a 

RKataſter der titterfchaftlichem ‚Lehengüter ein Drittheil, und von dem 

der Allodialguͤter ein Achttheil abgezogen wird. 

$. 45, Mit: dem auf ſolche Art gebildeten. Steuerkataſter der adeligen 
Ritter guͤter haben. die Beſitzer an allen allgemeinen Zandesanlagen, es mag 
der Betrag in eine Gentralkaffe fließen oder ber Aufwand für eine allgemeine 
Zandesanftalt, ‚oder ſonſt eine andere allgemeine Staatslaft auf die einzelnen 
Amtskörperfchaften: gelegt werben, verhaͤltnißmaͤßig beizutragen. . 

$. 46. Insbefondere haben diefelben an allem Miltairaufwande, na⸗ 
mentlich an ben, mit ‚Geld auszugleichenden, Quartiers⸗ und Militairvor⸗ 
ſpannskoſten, ohne Ruͤckſicht, ob dieſe ein Gegenſtand einer allgemeinen Lan⸗ 
des- oder nur einer Oberamtsvergleichung find, ihren Antheil zu übers 
nehmen. 
847. Bon ber Naturalleiftung, im Hinficht der Quartier» und 
Vorſpannslaſt, ift zwar der adelige Rittergutsbefiger befreit; doch kann er 
fi nicht entziehen, in auferordentlihen Fällen an ber Naturalquartiers⸗ 
laſt Theil zu nehmen, und auch ſonſt, wenn er auf ſeinem Ritterſitze eine 
eigene Haushaltung hat, den commandirenden Officieren gegen Verguͤtung 
Quartier zu geben. 

8.48. Bei Naturalienrequiſitionen bleibt es deſſen Willkür uͤberlaſſen, 

22 
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ob er feinen Antheil ſelbſt abliefern, oder an Accorden, welche von den Ober: 
amts vorſtehern getroffen werden, Theil nehmen will. 

. 49. Zu den eigentlichen Amtskoͤrperſchafts- und Gemeindelaſten 
Eönnen die Beſitzer der immatriculirten, vormals feuerfrei gewefenen Ritter: 
güter. nicht beigezogen werden, und da fie aus gleichen Gründen auch an 
den Amts- und Commiunfhulden feinen Theil nehmen; fo ift ihnen an als 
len Reiftungen, welche. fie, in Verbindung mit den Amtskoͤrperſchaften, zu 
tengen haben, ihre Antheil jedesmal vollftändig  zuzufcheiden, wenn gleich in 
einzelnen Fällen die Oberamtsvorſteher ſich veranlaßt finden follten, die auf 
bie Amtspflege fallenden Koften zum Theil durch ein Anlehen zu beftreiten. 

$.. 50. So wie die Berechnung deſſen, was. der Befiger eines Rit— 
terguts von feinen. vormals ſteuerfreien Grundftüden, nach der. Repartition 
ber. ihn betreffenden Anlagen zu entrichten. «hat, demſelben unmittelbar vom 
Oberamte zugefhidt wird; fo. hat er auch ſeine Schuldigkeit unmittelbar zur 
Oberamtspflege zu bezahlen. 

Wenn wegen der, den Rittergutsbeſt iger mit angehenden: öffentlichen, Ras 
ſten eine Amtsverfammlung abgehalten wird; fo iſt demfelben hiervon jedes: 
mal Nachricht zu ertheilen, um den Verhandlungen. felbft anmohnen, und 
fein Intereſſe hierbei: wahren, oder einen ‚Bevollmächtigten ‚hierzu. abordnen 
zu koͤnnen. Auch wird: ihm: jederzeit geflättet, von den, bei, der Repartition, 
namentlich bei den Kriegskoſtenumlagen, zu Grunde gelegten, Documenten 
Einficht w nehmen. 

. 51. Den Beſi ihern immateicnlister Ritterguůter wird, in Beziehung 
auf die dazu gehörigen eigenthuͤmlichen Waldungen, zugeftandens 
1) die Holzfhläge durch eigene, auf die Beobachtung der Forfigefege 
u.  oberforftamtlich zu beeidigende, Officialen forftmäßig zu veranftalten; 

+2) das Gras,. Laub und die. Weide in diefen Waldungen fammt den 

Aederich, wo diefes nicht zum Eöniglichen Wildbannsrecht: gehört, nach 

eigenem Ermeſſen, unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften 

und Beruͤckſichtigung der etwa darauf — Sexwituterechte, zu 
benutzen; 

3) die jungen Schläge gegen das nachtheitge Cinweiden und. Grafen zu 
verhaͤngen und wieder zu öffnen; :. 

: 4) den durch ihre Jaͤger und Holzwaͤrter entdeckten Waldfreolern, welche 
durch unerlaubtes Holzhauen oder andere, der Waldeultur ſchaͤdliche 
Erceffe ſich vergangen haben, die geſetzlich beſtimmten Woldruͤgungen 
durch ihre Beamten anſetzen und einziehen zu laſſen. 

$. 52. Sie find hingegen verbunden, über ihre jährlich vorzunehmen 
den Holzfchläge jedesmal den geſetzlich vorgefchriebenen Holzbericht an dasje⸗ 
nige Oberforftamt, in beffen Bezirke die Waldungen liegen, zur hoͤhern Ge⸗ 
nehmigung einzuſenden. 

Auch bleibt uͤberhaupt den Eöniglichen Stellen die. höhere Aufficht über 
bie Waldeultur und Waldöfonomie, und. die Einfprache gegen eine ordnungs⸗ 
midrige. Waldwirthichaft vorbehalten, und hat daher das Oberforſtamt die 
Befugniß, die auf den Holzbericht vatificirten Holzſchlaͤge durch das unters 
geordnete Forftperfonal, jedoch ohne Verurſachung einiger Koften, controliren 

zu laffen. 

$. 53. Waldausreutungen find den ritterfchaftlichen Waldeigenthuͤmern 
fo wenig, ald andern Staatsangehörigen, ohne befondere Cognition der hoͤ⸗ 
hern koͤniglichen Stellen, erlaubt, 

$. 54. Werden Waldfrevfer in den ritterfchaftlichen eigenen Waldun⸗ 
gen von den koͤniglichen Forſtbedienten, welche mit den gutsherrlichen Holz⸗ 
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warten ‚in der Waldhuth concurriren, angetroffen; fo wird zwar die Strafe 
von dem Oberforftamte angefegt, der Betrag aber ift dem Waldeigenthuͤmer, 
in foweit er es vorher hergebracht hat, nad) Abzug der Anbringegebühr hin⸗ 
auszugeben. - 

$. 55.. Für bie oberforftamtliche Aufſicht haben die Cigenthümer der 
ritterfchaftlichen Maldungen unter keinem Titel etwas zu entrichten, 
| Ueber -die Stammmiethe, als Abgabe, und deren gänzliche oder. theil- 

weiſe Aufhebung wird bei verfaffungsmäßiger Regulirung der Abgaben ent: 
fhieden werben. 
$. 56.. Den Nittergutöbefigern wird die Patrimonialgerichtsbarkeit in 
erfter. Inftanz, und die Ortspolizei in ſoweit uͤberlaſſen, als die gleichen 
Einrihtungen, wie fie bei dem vormals reichsſtaͤndiſchen Adel vorgefchrieben 
find, bei ihnen ſich ausführen Laffen, und fie zu ‚Erfüllung derfelben Bedin⸗ 
gungen fich verbindlich machen. 
„Unter diefer Vorausfegung, wird ihnen auch die Ausübung der Forſtge— 
richtöbazfeit mit dem Recht, Jagdfrevel bis auf, eine Geldftrafe von 10 Gul— 
den abzurügen, foweit fie ſolche hergebracht haben, zugeſtanden. Können fie 
aber, jene. Bedingungen nicht erfüllen, oder mollen fie auf bie Pätrimo: 
nialgerichtäbarkeit Verzicht leiften; fo. werden ihnen folgende Rechte eins 
geräumt: 
$. 57. Es hat naͤmlich 
: %) jeder Befiger eines immatriculirten Ritterguts das Recht, eben ſo, 
Ä wie es dermalen von ben -Eöniglihen Gameralbeamten gefchieht, die 
‚zit, dem Gute verbundenen liquiden Gefälle in gefeglicher Ordnung 
erecutorifch beizutreiben, 

.. 58. 

2) Die Rittergutsbefiger geniefen, in ‚ Hinf cht biefer. Gefälle, die naͤmil⸗ 
chen Vorzugsrechte, wie die koͤniglichen Cameralaͤmter. 

8. 59. | 

3) Auch wird ihnen auf dem Vermögen ihrer Beamten und Bermalte, 

" wegen aller, aus der Gutsverwaltung entfpringenden Werbindlicykeis 
ten, eben das gefegliche Pfandrecht, welches den — zuſteht, 
eingeraͤumt. 
8.60. 

4) Innerhalb des Umtreifes Ihrer Cdtlfe haben He das Recht der nie: 
dern Polizei mit der Befugniß, Strafen bis auf einen Heinen Frevel 
anzufegen, und den Betrag für fich einzuzichen. - Sie find jedoch, in 
Hinfiht auf jene, der oberamtlichen Difteietspolizei untergeordnet, und 
gegen ihre Strafanfäge feht dem Geftraften, der Necurs an die hoͤ— 
here Stelle offen. In Beziehung auf die Ferierpolizei, find ihre Woh— 
nungen ber Vifitation der Oberfeuerfhau unterworfen, welche ihnen 
über die erfundenen Mängel einen Auszug aus dem Bifitationsproto: 
colle ‚mitzutheilen, und, wenn denfelben nicht in gehöriger Zeit abge 
balen wird, dem Oberamte davon bie Anzeige zu machen hat 


$. 6 
5) In int auf die Ortspolizei und die Germeindeöfonomie, das Kir 
chen⸗ und’ Schulwefen, und die Verwaltung der milden Stiftungen 
in den vormaligen Patrimonialorten, wird den Mitgliedern der Rit—⸗ 
terſchaft zugeftanden, daß fie 
a) die Befugniß haben, den Vogtruͤggerichten, den Kichen:, Schul: 
und Medicinalvifitationen, fo ‚wie dem Achören der Gemeinde: und 
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Stiftungsrechnungen, ſelbſt oder durch ihre Beamte, jebocy" ohne ei⸗ 
nige Koſtenaufrechnung, anzuwohnen; 
by) daß ihnen, wenn ſie im Orte gegenwaͤrtig ſind, oder ihre im Orte 
anweſenden Beamten, von allen, auf gedachte Gegenſtaͤnde ſich be— 
ee, Vent hingen zu ‚rechter, Zeit Nachricht ertheilt werden 
fol, um 
iu Ndaß —* PR ſteht, in Bezihung auf ermeldete Gegenftände, ent- 
weder felbft,; oder durch ihre deshalb beauftragten Beamten, Erinne: 
a rungen und Wünfche den königlichen Beamten und Vorſtehern mit⸗ 
| zutheilen, und wenn ſie nicht behörig beruͤckſi ichtigt würden, den Ne: 
curs an bie hoͤhere Behoͤrde zu nehmen. A 
. 62, 


6) u. Schultheißwahien haben "die Mitglieder * e Rittaſchate in alten, 

J A — Gutsherrſchaft gehoͤrigen, Orten das Recht, gegen die Perſon 

ewaͤhlten motivirte Einwendungen zu machen, “über tvelche, wenn 

i F "Gemeinde auf ihrer Wahl behartt, ‚die koͤnigliche Regiminalbe horde 
zu emifcheiden hat: 

- Der Mittergutsbefiger wird die Ecarung uͤber ſviche Wahlen ſtets 

ſpaͤteſtens innerhalb 11 Tagen von dem Termin der ee 


an ertheilen. 


63. 
— jeder Annahme eines neuen — oder — iR * dem 
| Gutsherin oder deffen Beamten Ruͤckſprache zu nehmen. Auch find 
pe Erinnerungen deſſelben gehörig‘ zu beruͤckſichtigen, oder im Ans 
ftandsfalle der höhern Behörde zur Entfcheidung vorzulegen.’ Auf 
gleiche Weiſe ift Niemand in ben Schus aufzunehmen, ‚ohne daß 
vorher * Guteherr oder deſſen Beamter um ſeine Ertlatung vernom⸗ 
men waͤre. 
$. 64. Das Patronatrecht uͤben die Kittergutsbefi iger noch ferner auf, 
wo und tie fie ſolches hergebracht haben. 
..65. Wenn: Rittergutsbefiger für. verlorene, auf eine vechtöbeftändige 
Weiſe zuvor befeffene,, nugbare Regalien, welche nicht nad) den Drganifa= 
tionsbeftimmungen von den Jahren 1806 und 1807 dem Souverain gehö> 
ven, bie zugeficherte bilfige Entfhädigung noch nicht erhalten haben follten; 
fo ſoll ihnen ſolche geleiftet. werden. . Auch wird denjenigen, welche bei ber, 
ihnen für den Verluſt des Umgelds ausgefegten, Vergütung verkürzt zu feyn 
glauben, die gebührende Abhülfe nad) vorheriger Revifion des Anfchlags zus 
geſichert. 
u 66. In Abſi cht auf die lehens⸗ und gutsherrlichen Verhaͤltniſſe 
der Rittergutsbeſiter werden die Lehenbriefe und Lagerbuͤcher, ſo wie das 
unbeſtrittene, einen Nechtätitel. begründende Herkommen, inſofern die gegen⸗ 
waͤrtigen grundgeſetzlichen —— * damit im See ftehen, 
bei Kräften erhalten. , -- , 





i) Bon ben BEE und Stiftungen, als Bei: 
lage des Verfaffungsentwurfs ‘vom 3. März 1817. 


Vom evangelifhen Kirhengute. 
8. 1. Das evangelifche Kirchengut des ehemaligen Herzogthums Wuͤr⸗ 
temberg wird in dem Umfange, wie es am 30. December 1805 beftand, 
und in der Maaße hergeftellt, daß für daffelbe fichere Fonds von gleichem 
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Betrage an liegenden. Gründen oder Realgefällen, unter Beobachtung . der 
moͤglichſten Gteichförmigkeit, angewiejen werden. 
Es erhaͤlt daſſelbe feine eigenen Berwaltungsdiftricte, welche. in dem, 
Koͤnigreiche fo zu vertheilen find, daß eines Theils die Verwaltung möglichft 
vereinfacht werde, andern Theils aber der Sig der Beamtungen von den 
Anſtalten und Gemeinden, deren Beduͤrfniſſe fie, a befriedigen. haben, nicht 
zu weit entfernt ſey. 

F. 2. Was die kirchlichen Fonds in den nen erworbenen Landesthei⸗ 
len anbelangtz ſo wird, wenn bei naͤherer Unterſuchung ſich ergeben wird, 
daß ſie gegen ihre Beftimmung, auf eine, nach der befondern. Verfaffung - 
diefer Landestheile, unzuläffige Weife, mit fremdartigen ‚Ausgaben beladen, 
oder fonft vermindert: worden find, zu: ihrer Wiederherftellung, in ſoweit diefe 
ohne eine; mit größeren Nachtheilen . verbundene, Veränderung gefchehen kann, 
nah Maaßgabe des Reichadeputationsabſchieds vom Jahre 1808, die ‚erfor: 
derlihe Einleitung ‚getroffen werden. 

Die Bereinigung dieſer Fonds mit dem ——— * ten Stamm 
Iande beruht auf einer befondern Unterhandlung, wobei darauf. Rüdficht, zu 
nehmen ift, daß, wo die örtlichen Verhaͤltniſſe es zulaffen, auf gleiche - Meife, 
wie es bei dem alten Kirchengute geſchieht, aus: den, für Kirchliche . Zwecke 
beftimmten, Realitäten. und. Einkünften gewiſſe Particularfonds gebildet, und 
mit dem geſammten evangeliſch lutheriſchen Kirchenfond zu einem Ganzen, 
welches nach gleichen Grundſaͤtzen verwaltet und un wird, verei⸗ 
nigt werden. 

Bei dieſer unterhandlung wird 4 naͤher —2*2*8 werden, impiefemn 
die in den Mitgenuß- der allgemeinen kirchlichen Erziehungsanſtalten aufge: 

nommenen Gemeinden: der. neuen: Zanbestheile auch. an“ ben Unterhaltungs 
Eoften derſelben Theil zu nehmen haben. 

$. 3. Das ‘auf vorftchende Art als ein Eigenthum der evangelifch-lu: 

theriſchen Kirche fundirte Kirchengut iſt fuͤr alle künftige Zeiten unabaͤnder⸗ 
lich in dieſem Zuſtande zu erhalten, und es kann nichts davon "veräußert 
werben, ohne daß die Admintiträtionsbehörde, im Einverftändniffe mit dem 
Geheimenrathe, die Veräußerung für nothmwendig oder nuͤtzlich Aufieht, in 
welhem Kalle der Erlös jedesmal wieder zu Capital anzulegen, ober zu ‚einem 
rüglihen Kaufe zu — oder der Fond auf andere Weiſe — 
u ergaͤnzen iſt. 
S. 4. ‚Das Ricchengut hat bie unabänderfiche Beftimmung, daß alles 
asjenige, was ſowohl die gegenwärtigen, als die etwa noch in der Folgezeit 
eu eintretenden Bedürfniffe der range Iutherifchen Kirche, und der, da— 
vie in Verbindung ftehenden, höhern und niedern Schule und Armenan- 
alten, nach Manfgabe ber’ großen Kicchenordnung und dee fpätern, verfäf—⸗ 
ngsmäßigen Sundationen, erfordern, davon beftritten wird. 

6. 5. In Hinfiht auf die Kirchen und Schulgebäude, hat dag Kir: 
ngut / sven ihm nicht ausnahmsweiſe Specielle Rechtstitel die Baulaft auf: 
en, unaͤchſt nur die Verbindlichkeit, die einzelnen Kirchengemeinden, im 
fe. der. Unzulänglichfeit. ihres Kirchenfabrikfonds und anderer gefeglicher 
alfsquellen, durch verhältnißmäßige. Beiträge zu unterflügen, 

784 6% HN ‚sig oͤflentlichen Unterrichtsanſtalten betrifft; ‚fo hat das 
chengut auch bei denjenigen, — nicht urſpruͤnglich auf daſſelbe fun: 
ſind, inſoweit ns Mittel aau treten, als die, ‚bisherigen geſehzlichen 
308 icht zurelchen· Namentich bahn daſſelhe au, Verbeſſerung des Ele⸗ 
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einer hinlaͤnglichen Anzahl von Schullehrern die Kraͤfte nicht haben, hinrei⸗ 
chend zu unterſtuͤtzen. 

Wuͤrde der Fall eintreten, daß, bei allgemein durchgreifenden Anſtalten 
zu Verbeſſerung des Schulweſens, fo beträchtliche Unterſtuͤtzungsbeitraͤge noͤ⸗ 
thig wuͤrden, welche den Kraͤften des Kirchenguts nicht angemeſſen waͤren; 
ſo werden andere Huͤlfsquellen durch gemeinſchaftliche Verabſchiedung ausge⸗ 
mittelt werden. 

F. 7. Da für die Beduͤrfniſſe der Armen beſondere oͤrtliche Fonds ne: 
ben den Beiträgen der Ortseinwohner ausgeſetzt find; fo iſt die Verbindliche 
keit des Kirchenguts zu Unterftügung ber . Armen, inſofern nicht beſondere 
Nechtstitel, in Hinſicht auf einzelne Armenanftalten oder einzelne Drte, ein 
anderes mit ſich bringen, nur fubfidiarifch, und befchränft ſich in der Regel 
auf Gratialien, befonders für bedürftige Witwen und Maifen. verftorbener 
Kirchen» und Schuldiener, auf außerordentliche Gurkoften und andere, durch 
befondere Unglüdsfälle begründete, Unterftügungsbeiträge, "und auf Sälle, 
welche fich nicht ſowohl für einzelne Localarmenfonds, als — fuͤr einen 
allgemeinen Armenunterſtuͤtzungsfond eignen. 

$..8. Die ber eigentlichen, obbemeldten Beſtimmung des Kirchenguts 
fremdartigen, Leiſtungen und Ausgaben, welche dem geiſtlichen Gute des 
Herzogthums Wuͤrtemberg für die Finanztammer oder für andere, Verwal: 
tungszweige obgelegen, find ein Gegenftand wechfelfeitiger: Ausgleihung. | 

$. 9. Die Beftimmungen der frühern Landesverträge, in Betreff bes 
drittheiligen Beitrags des Kirchenguts zu ben allgemeinen Landesanlagen, 
und der, der Steuerküffe auf das fogenannte Kirchengutsremanet vorbehalte: 
nen, Rechte find als nicht mehr anwendbar aufgehoben. Dagegen wird bie 
Frage: ob und nach welchem WVerhältniffe das Kirchengut zu den alten Lan: 
desſteuern beizutragen habe, auf künftige Verabſchiedung ausgefegt. 

Daſſelbe kann jedoch in keinem Falle fo angelegt werden, daß es ba: 
durch in irgend einer Hinficht zu Erfüllung feiner. fundationsmäßigen Dblies 
genheiten, welche allem anderen vorangehen, unfähig wuͤrde. 

810. Das Kirchengut erhält eine, von ‚den Finanzkammergefällen 
ganz abgefonderte, Verwaltung, unter der oberften Leitung des Königs, wel 
chem, als Mitgliede der evangelifch=lutherifhen Kirche, die verfaffungsmäßige 
Episkopalgewalt zuſteht. 

$. 11. Die kirchliche Verwaltungsbehoͤrde iſt dem koͤniglichen Minifte: 
rium des Kicchens und Schulwefend untergeordnet. 

$. 12. Sämmtlide, mit ber Verwaltung des Kirchenguts beauftrag⸗ 
te, Beamten und niedere Diener ſtehen unter jener Centralſtelle. 

$. 13. Diefelde it für gewiffenhafte Verwaltung und die fundationg: 
und verfaffungsmäßige Verwendung des Kirchenguts, fo wie. für die forge 
fältigfte Entfernung alles beffen, was, ber verfafjungsmäßigen Beftimmung 
deſſelben zuwider, von irgend einer Seite unternommen werden koͤnnte, in vor: 
zuͤglichem Grabe verantwortlich. 

$. 14. Bei der Abhoͤr und Richtigſtellung der jährlichen Rechnung 
über die Verwaltung der Gentralkaffe des Kirchenguts, wird von dem Re 
fultate derfelben jedesmal den Landſtaͤnden Nachricht ertheilt werden; ſo wie 
dieſen Überhaupt, auf ihr Anſuchen, eine befriedigende Auskunft über den 
Zuftand des Kirchenguts, oder über eingelne in deſſen Verwaltung Acue 
gende, Begenſtaͤnde nicht verweigert werden wirb.itninsd 7 chin Iuanıs 

Bom enthoftthen girchen drei woleh“ | 
815. Die tathotifche Kirche erhält ;'neben ver Dotatioh' * no 
zu errichtenden Bisthums und der: dazu gehörigen. Inſtitute neinen eigen⸗ 


* 
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thinmlichen, von der Verwaltung ‚des Staatsguts abgefonderten, allgemeinen 
Kirchenfond an - liegenden Gründen und Realgefällen, aus welchem die kirch⸗ 
lichen Bedürfniffe, wozu keine örtlichen Fonds vorhanden find, oder diefe 
“nicht hinreichen, und. befonders die Koften der geiftlichen höhern Lehranſtal⸗ 
ten zu beſtreiten ſind. 

§. 16. Insbefondere wird: die Einleitung getroffen werden, daß, was 
von den, für die neu erworbenen vormals Öftreichifchen Landestheile geftifte: 
ten, fogenannten Religions: und Studienfonds bisher nod) von Seite des 
kaiſerl, koͤnigl. oͤſtreichiſchen Hofs zurückgehalten worden ift, gegen Erneue: 
rung der, fhon in dem Günzburger: Bertrage vom Jahre 1806 gefchehenen, . 
Zuſicherung ber ftiftungsmäßigen: Verwaltung und Verwendung diefer Fonds, 
an die diesfeitigen. Verwaltungsbehörden herausgegeben werde, 

$. 17. Die nähern Beftimmungen, in Hinfiht auf bie Verwaltung 
ber, in vorflehenden Artikeln bezeichneten, Fonds, und auf die hierbei ein: 
tretende Mitwirkung der Eirchlichen und Staatsbehörden, bleiben bis auf die ' 
wirkliche Ausfcheidung derfelben ausgefest. 

. 18. Die Berbindlichkeit ber katholifchen .. Fonds, zu ben 

allgentelnen Zandesfteuern beizutragen, wird nad) eben den Grundfägen be— 
ſtimmt werden, welche für die Beſteuerung des evangelifhen Kirchenguts ol 
Richtſchnur werden feftgefegt werben. 

F. 19. Auf die Güter der Entholifchen Kirchenpfruͤnden, wenn ſie etwa 
einen Abgang erlitten haben ſollten, finden die in $. 2. vom evangeliſchen 
Kirchengute feftgefegten Beſtimmungen ebenfalls Anwendung. 

Sie verbleiben in der eigenen Verwaltung der Nugnießer, unter der Auf: 
fi cht des katholiſchen Kirchenraths und des Biſchofs. 

20. Fuͤr diejenigen Pfarreien, welche den nunmehr ſeculariſirten 
Stiftern und Klöftern einverleibt waren, und daher Feine abgefonderten Fonds 
hatten, find, wo es noch nicht gefchehen ift, entweder eigene Dotationen 
auszufegen, von welchen nicht nur die Pfarrgeiftfichen ihren angemeffenen 

Unterhalt beziehen, fondern auch die Koften der Kirchen= und Pfarrgebäude 

» und des Gottesdienftes beftritten werden; oder es ift der Betrag ihrer Uns‘ 
terhaltungskoften auf das Gefammteigenthum der betreffenden Stifter und 
Klöfter, ald eine Neallaft, zu übernehmen, oder auch, bei Fundirung bes 
allgemeinen Eatholifchen Kirchenguts, in Berechnung zu nehmen, 

8. 21. Sollte ſich ergeben, daß Pfarrgehalte und andere Bebürfniffe 
von Pfarreien, welche den nunmehr fecularifirten Stiftungen und Klöftern 
einverleibt waren, feit der Secularifation auf geiftliche: Fonds und milde 
Stiftungen überwiefen worden wären, die, als zu andern Zwecken beftimmt, 
hierdurch fundationswidrig befchmert: feyn wuͤrden; fo werden fie denfelben 
twieder abgenommen, und anderwärts gehörig fundirt werden. 

$. 22. ‚Das auf folhe Art zu bildende, ſowohl allgemeine als beſon⸗ 
dere, katholiſche Kirchengut iſt auf immer in feiner Integrität zu erhalten, 
und auf keine Weiſe zu fremdartigen Zwecken zu verwenden. 

Veraͤußerungen einzelner Eirchlicher Vermögenstheile können nur in dem 
Falle, wenn die Nothmwendigkeit es erfordert, ober ein unverfennbärer Vor: 
theit für die Kirche dadurch eiztelt wird, und nicht anders, als mit Einwil- 
ligung des Biſchofs und Genehmigung det tonbedherlichen ‚oberauffehenden 
Behörde, Statt „genden, 
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$. 23. Ueber: die Verwaltung der, im den einzelnen Gemeinden fuͤr 
ihre Kirchen⸗Schul⸗ aund Armenderſorgungsbeduͤrfniſſe vorhandenen, Stif- 
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tungen, wird von einer, bem Königlichen Miniſterlum des Kirchen⸗ und 
Schulweſens untergeordneten, aus Mitgliedern beider Confeſſionen zuſammen⸗ 
geſetzten, Stelle die Aufſicht gefuͤhrt. 

In Anſehung dieſer örtlichen Fonds, wohin die Kirchen⸗-, Kapellen⸗ 
und Heiligenpflegen, Armenkaſten, geiſtliche und weltliche Spitaͤler, Kranken⸗ 
und Armenhaͤuſer, und aͤhnliche Anſtalten gehoͤren, findet eben dasjenige 
Statt, was oben .$. 2, vom evangeliſchen Kirchengute, in Hinſicht auf bie 
Kirchenfonds, beftimmt.. ift. 

$. 24. Die Berwaltungsbehörde ift dafür. verantwortlich, daß, bei als 
len jest vorhandenen und künftigen Stiftungen, die Abſicht der Stifter auf 
- das gewiffenhaftefte erfüllt, und überhaupt das Stiftungsvermögen zu Eeinen 
andern, als fundationsmäßigen Ausgaben. verwendet werde. 

$. 25. Wegen der Gleichheit der. Zwecke und ber nahen Verbindung 
ber öffentlichen und Privatftiftungen,: werden auch die Familienftipendien, 
und andere, für Gottesdienft, Unterricht oder Wohlthaͤtigkeit errichtete, Pri⸗ 
vatftiftungen, unter die Oberaufficht diefer Behörde geftellt, inwiefern nicht 
bie Stifter eine andere oberauffehende Behörde beftimmt haben. 

6. 26. Die nähere Einrichtung. der untergeorbneten Verwaltung ber 
piorwn Corporum, namentlich die Beftimmung ber Verhaͤltniſſe zwiſchen 
den geiftlihen und weltlichen Ortsvorftehern, und ben, für die einzelnen 
Stiftungen aufgeftellten, Rechnern, bleibt der Gefegrevifion: vorbehalten, wo: 
bei befonders auch darauf Bedacht zunehmen ift, daß den Ortsvorſtehern die 
nöthige Einfiht, und eine wohlthätige Einwirkung bei der Verwendung des 
Ertrags der milden Stiftungen gefichert werde. 


k) Von der Univerfität zu Tübingen, als Beilage d. 
Verfaſſungsentwurfes vom 3. März; 1817. 


$. 1. Die Univerfität zu Tübingen ſteht unmittelbar unter dem Mis 
nifterium des Kirchen: und Schulwefens, welches bei den, biefe Anftalt ans 
gehenden, Verfügungen die für das Studienwefen verordnete Gentralftelle vers 
nimmt, und wichtigere Falle in dem Geheimenrathe vorzutragen hat. 

6.2. Der alademifche Senat, welcher aus dem Kanzler der Univer— 
fität und der Gefammtheit ber ordentlichen Profefforen befteht, vertritt die 
Univerfität in allen ihren Beziehungen, führt die Auffiht über alle dazu ges 
hörige Perfonen- und Anftalten, und ift zu diefem Behufe berechtigt, ſich, 
nach ſeinem Ermeſſen, zu verſammeln, und ſeine Berathungen uͤber alle, 
die Univerſitaͤt betreffende Seaatände, unter. dem Worfige des Mectors, 
vorzunehmen, 

$. 3. Bei Befegung der ordentlichen Lehrſtellen wird der akademiſche 
Sen«t jedesmal um fein Gutachten vernommen, und Niemand, den ber Se: 
nat nicht entweder felbft vorgefchlagen, oder gegen ben er erhebliche Gründe 
anführen kann, als ordentlicher Lehrer angeſtellt werden. 

$. 4. Der Rector der Univerſitaͤt wird alle halbe Jahre von dem aka: 
bemifchen Senate auf die Dauer der, naͤchſten ſechs Monate gewählt, bie 
Mahl aber dem. Minifter des Kirchen und, Schulmelens zur. ‚Beftätigung 
jedesmal vorgelegt. 

$. 5. Die Ernennung bes Univerfitätsfecretaite, fo. wie die Beftellung 
der, zur Untverfitäe umd ung Inſtituten gehoͤtigen/ untergeordneten Offizialen 
und niedern Diener, wird gleichfalls dem Senate üuͤberlaſſen.) .o 

9 6: Die Beeidigung der Profeſſoren und anderer bei. ‚der. Univer- 
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tät angeftellten, Perfonen : ‚selchieht, Durch. den Mector, welchen hierzu, für 
nmer beauftragt: ift. 
$. 7. Ueber alle, bie Univerficät und das akademiſche Studienweſen 
ngehende, allgemeine Anordnungen und ins Ganze eingreifende, Einrichtuns 
en wird der aEademifche Senat um fein Gutachten vernommen werden; ſo 
vie derſelbe auch berechtigt und verpflichtet iſt, in allen wichtigen Univer⸗ 
taͤtsangelegenheiten ſeine Antraͤge vorzulegen. 
$. 8. Die Aufſicht über die Studirenden in Diciplinaes ib Schul 
mfachen wird theils durch den Nector, theils durch die, auf Vorſchlaͤge bed 
kademifchen Senats zu ernennende, Disciplinarcommiffion, deren, bisherige 
3erhältniffe hiermit beftätigt werden, ausgeuͤbt. Erſterem, deſſen ‚Strafrecht 
ch auf-eine- achttaͤgige Incarceration, und bis, auf Geidjtrafen von 10 Tha⸗ 
en erſtreckt, ift ein Juſtitiar untergeordnet, welcher, auf Vorſchlag des Ses 
ats, vom Könige ernannt wird. 
$. 9. Bei Vergehungen der Studirenden, welche eine hoͤhere, bis auf 
O Thaler an Geld oder vierwoͤchige Incarceration gehende Strafe, ober ‚die 
nterfchrift des Consilii abeundi, oder ‚das Consilium. abeundi, ſelbſt, oder 
e Relegation nach ſich ziehen, "weich die. Strafe, nach vorheriger Unterſu⸗ 
ung, von einer, aus.dem Rector, dem Kanzler "und, den, 4 Facultaͤtsdeca⸗ 
n beftehenden Commiffion erkannt. 
8.10. Bon eben biefer Commiffion und unter ‚gleichen Beſchraͤnkun⸗ 
n,. werden. auch alle Straffachen der übrigen. Univerfi tätsvertwandten, fie 
‚ögen polizeiliche, oder amtliche Verfehlungen ‚betzeffen, entfchieden. 
$. 11. Bei Vergehungen, melde zu einer noch fchmwereren Strafe fic) 
gnen, find die Acten, nach: gefshloffener, Unterſuchung, an das — 
ibunal- einzuſenden. 
$. 12. Handlungen ber willkuͤrlichen Gerichtsbarkeit, ‚namentlich Ins 
ntur?, Theilungs = und Pupillenſachen, und andere außergerihtliche, recht⸗ 
he Angelegenheiten werden, ‚unter der Leitung.einer, aus dem Rector, dem 
anzler und dem Decane der Juriftenfacultät beftehenden, Deputation, welche 
fordevlichenfalls aus dem akademiſchen Senate verftärkt werden kann, durch 
n Juſtitiar beſorgt. 
§. 13. Wenn Ciüvilklagen ‚gegen Profeſſoren, in Ermangelung einer 
lichen Ausgleihung, zum Proceß erwachfen; fo genießen dieſe einen ptis 
legirten Gerichtöftand. Klagen gegen andere Univerfitätsverwandte werden 
die ordentlichen. Gerichtsftellen des Beklagten verwieſen. 
$. 14. Was die, theils ber Univerfi ität ald Gefammtheit, theils ihren 
tzelnen Inſtituten und Angehörigen, in frühern Zeiten zugeftandenen Vor⸗ 
hte und Immunitäten betrifft; fo wird zuvoͤrderſt näher unterfucht wers 
a, was davon auf bie, gegenwärtigen Derhältniffe antoendbar, und ‚mit 
? allgemeinen Gefegen vereinbarlich ſeyn möchte, 
8, 15. In Anfehung des akademiſchen Buͤrgerrechts, verbleibt: es bei 
Verordnung/ baf, außer ben. Profefforen und: Studirenden, nur diejeni⸗ 
a, welche bei der Univerſitaͤt und ihren Inſtituten irgend ein Amt beklei⸗ 
a, oder zur niedern Dienerſchaft der Univerſi ität gehören, oder als Buchs 
— und Buͤchhaͤndler mit derſelben in Verbindung ſtehen, zu akademi⸗ 
n Burgein aufgenommen werden koͤnnen. Doch wird dem akademiſchen 
a ausdrüdlid vorbehalten, auch einzelnen Gelehrten, welche ſich als 
ipatde ‚mit dem Unterrichte der, die Univerfität befuchenden , Studi: 
iden ieh" befchäftigen, das akabemiſche Würgertecht zu’ bewiiligen. 
g,r6 Dev Stiftungsfond der Univerſitaͤt⸗ wird Durch einen eigenen 
:amten, welcher, fo wie die demſelben untergeordneten Pfleger und niedern 
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Diener, auf Vorfchtäge des akademiſchen Senats, von’ der betreffenden Gen: 
tralftelle, und in den geeigneten Faͤllen von dem Könige ernannt wird, ganz 
übgefondert verwaltet.‘ | 

Mo diefer Fonds, welcher in einem Kalle ih. ſeiner Subftanz vermin- 
dert werden darf, nicht zureicht, hat das Kirchengut ſuabſneiariq ins Mittel 
u treten. 
$. 17. Die Aufficht über die Verwaltung des Univerſitaͤtsfonds ſteht 
der mit der Kirchengutsverwaltung beauftragten CEentralſtelle zu, welche bei 
wichtigern Gegenſtaͤnden, und in allen Faͤllen, wo eine neue Ausgabe auf 
den Fond zu übernehmen, eine Veräußerung einzelner dazu gehöriger Theile 
zu befchliegen, ein "bedeutender Nachlaß zu bemilligen, oder eine außergewoͤhn⸗ 
liche Verwaltungsmaaßregel in Anwendung zu bringen wäre, die Erklärung 
des akademiſchen Senats einzuhohlen und zu berüdfichtigen hat. 

Der Berwaltungsbeamte der Univerfität ift zwar diefer Gentralftelle in 
der Maaße zunächft untergeorbnet, daß er in allen, zur höhern Gognition 
fich eignenden, Angelegenheiten an diefelbe unmittelbar Bericht zu erftatten, 
und die von ihr ertheilten Befehle zu befolgen hat; er iſt jedoch verbunden, 
dern Senate Über alle, in die Verwaltung einfchlagende, Gegenftände, auf 
Verlangen,’ befriedigende Auskunft zu geben, die jährlichen Woranfchläge, un: 
ter der Leitung einer, von dem Senate ‚hierzu beauftragten, Commiffion, zu 
entiverfen, und gemeinfchaftlic in Berathung zu ziehen, und die jährlich ge— 
ſtellte Rechnung, ehe fie zur Probe eingefchidt wird, der gedachten Com: 
miffion zur Prüfung und Beifügung ihrer Erinnerungen un Verbeſſerungs⸗ 
vorſchlaͤge mitzuthelien. 

$..18.. Für unvorhergeſehene Fälle iſt jedesmal in dem jährlichen 
Etat eine Summe von 1000 fl. auszufegen, welche der. Senat zum Beften 
der Univerfität oder einzelner Snftitute auf unvorhergefehene Ausgaben, bie 
jedoch einzeln nicht uͤber 300 fl. betragen dürfen, ohne vorherige Anfrage, 
auf feine Verantwortlichkeit verwenden kann, und durch den Gameralverwals 
ter verrechnen laffen muß. 

7 Mas davon jährlich nicht ausgegeben wird, fol zu Erhöhung des Uni: 
verfitätsfonds auf Zinfen ausgeliehen werden. 

19. Die früher beftandene Einrichtung des Collegüi illustris zu 
Tübingen wird nicht wieder hergeftellt. Hingegen follen die bisher in biefer 
Anftalt für den Unterricht in den Wiffenfchaften und Leibesübungen feitges 
fegt gemwefenen Fonds für bie Zwecke ber mr noch ferner verwen⸗ 
det werden. 


ihren: der Zeit erhielten die Nachbarftaaten Würtembergs, 8 ayern 
(26. Mai 1818) und Baden (22. Auguſt 1818), neue zeitgemäße (oc⸗ 
teoirte). Verfaffungen. Unter dieſen Verhältniffen Eonnte Würtemberg 
hinter denfelben nicht zurüdbleiben. Das Erfte, nen die neue Der: 
faffung vorbereitet ward, war: 


) Die Organiſation der untern ee in, den De: 
partementö ber Juſtiz und des Innern vom: 31. Decemb. 
1818. Kr dan 


durch welche befonders, nach dem Lorgange Bayerns, daB, en einbe 
wefen,:die Grundlage einer. — ge Beroung in Ehe 
neu geflaltet warb. · EL EEE ie 
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Wilhelm, won Gottes Gnaden König von Würtemberg. Schon 
vor mehrerm Jahren find in der untern Staatöverwaltung Unfers- Könige 
reiches wefentliche Mängel fühlbar geworden, und insbefondere hat man all 
Hemein anerfannt, daß die Oberamtsverwaltung ben gerechteften und drin⸗ 
gendften Forderungen gtoßentheils nicht entfpreche. Die Abficht, fie zu ver 
beffern,; hat nach und nad) auf verfchiebene Mittel. geführt; man hat Kreis: 
ämter (nachher Landvogteien) als Mittelſtellen zwifchen der Regierung und 
den DOberämtern angeordnet, die 'vormaligen wenigen Unteramteien bis auf 
eine bedeutende Zahl vermehrt, zur Nevifion der Gemeinde: und. Stiftsrech- 
nungen eigene unmittelbare Beamte aufgeftellt, für die Adminiſtration der 
Stiftungen befondere Bezirksaͤmter eingeführt, decernirende Provinzialjuftizs 
collegien für die erfte Givilinftanz, und. für jede Landvogtei eine Criminal; 
beämtung errichtet, Diefe Anftalten felbft aber, find, mancher legislativen 
Gorrectioner "ungeachtet, auf dem Landtage von 1815 Segenftände von Be 
ſchwerden gewoͤrden, welchen in mehrern Puncten die Regierung ihre Aner: 
fennung nicht verfagen Eonnte. Es liegt am Tage, daß feit Einführung _ 
diefer Anftalten die frühern Uebel nicht: vermindert worden find; und mas 
aud in diefer Hinficht auf Rechnung zufälliger Einflüffe kommen möchte; 
fo haben doch die dabei gemachten Erfahrungen zu der Meberzeugung beige: 
tragen, daß nicht blos eine Modification, fondern eine wefentliche Aenderung 
der alten Bezirksverfaffung nothivendig fey. Nody immer find die Regimi: 
nalverwaltung und Auffiht in allen Beziehungen, die Polizei in’ allen ihren 
Zweigen, das Griminalmwefen und die Leitung fowohl als die unmittelbare 
Ausübung der ftreitigen und der millkürlichen Gerichtsbarkeit in dem Ges: . 
[chäftskreife des Oberamtmanns vereinigt, — ungeachtet dem Umfang und 
der Vielartigkeit diefer Gefchäfte, zumal bei einem Diftricte von zwanzig: 
taufend Menfhen, die Talente, Kenntniffe, practifche Ausbildung und Thä: 
figkeit eines einzigen Mannes, nad) den Forderungen der jegigen Zeit, nicht 
genügen können. Diefe Ueberzeugung mußte auf der einen Seite eine ſchaͤd⸗ 
liche Nahficht, in -Anfehung der oberamtlichen Thätigkeit, um fo natürlis 
her herbeiführen, als diefe, nach Verſchiedenheit der Functionen, fat von 
allen Zundesftellen in Anſpruch genommen wird, und deswegen "von. feiner 
berfelben mit gerechter Strenge beauffichtet werben fann. ‚Auf der andern 
Seite ftand dem Oberamtmann ſchon feit den älteften Zeiten in der Stadt 
fchreiberei ein Weg offen, auf Koften der. Intereffenten oder. der öffentlichen 
Kaffen ſich die Amtsgefhäfte zu erleichtern; wobei denn beide Stellen, in 
einee dem Gemeinmwohl nicht durchaus zuträglichen Richtung, von ihrem 
eigenthümlichen gefeglichen Charakter: fid) nad) und nach entfernten. Ueber: 
haupt ift nicht zu verfennen, daß manche ältere Gefege und Inſtitute durch 
altmählige Ummandlung der Verhältniffe, für die fie gegeben waren, ihre 
wohlthaͤtige Wirkſamkeit "verloren haben, während mitunter dur fie die, in 
dem größten Theile Unfrer Staaten fchon ſeit Jahrhunderten beftehende, Ges 
meindeverfaffung in ihrer Entwidelung gehemmt worden if. Die Folgen 
dieſer organifchen Mängel aͤußern ſich fortwährend auf mancherlei Weife vers 
derblih. Die nicht überall hinlänglich gerechtfertigte Befhränktung der Mas 
giftrate in Gemeindefächen hat Einrichtungen herbeigeführt, deren Koften und 
andere Nachtheile nicht: durch ein höheres Maaß : öffentlichen Vertrauens auf 
die Verwaltung: verglitet werden. : Den. Einzelnen tft der Betrieb ihrer meis 
ſton Privatangelegenheiten votzuͤglich die tshuͤlfe, ſo ſehr erſchwert und 
verth —— der Zwech nicht ſelten durch das: Mittel aufgewogen wird 
Auch im nalweſen iſt der angſame Gang den! Juſtiz, bei umverhaͤlt⸗ 
Bad li ra bes Staatskaſſe Aſo beſchwerend fuͤr die. Indivi⸗ 
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duen, als — fuͤr die Moralitaͤt und oͤffentliche Si ehe. % ent: 
fchiedener die: Vorzüge find, durch melche die von der, Vorſehung Uns anver⸗ 
trauten Lande in manchen Zheilen ihren geſellſchaftlichen Einrichtung ſich aus: 
zeichnen; deſto weniger: können Wir geflatten, daß dem zablreichern unterm 
Klaſſen des Volkes bedeutende Vortheile der Staatsverbindung,. auf die ‚fie 
gerechte Anfprüche haben, nur unvolllommert zu Theil werden. In. diefer 
Geſinnung, zugleid) aber. auch in Erwägung, daß die Gefeggebung der Cul⸗ 
tur eben fo wenig voraneilen, als hinter , ihr zuruͤckbleiben darf, haben 
Mir die untere bürgerliche Verwaltung nad folgenden Grundfagen: ‚geordnet: 

. Der Gemeindeverband, als die natürliche Grundlage des, Staats: 
verbandes, ift, mit. Rüdficht auf Gemeinfhaft des Wohnfiges, auf eine, 
für den Betrieb bürgerlicher Zwecke hinzeichende, Menfchenzahl, auf Zuſam⸗ 
menhang und Gefchloffenheit des Bodens, Überall zu erhalten und zu ver 
volltommnen. Er erftrede ſich auf alles, was ‚die Gemeindemarkung um- 
fchtießt, und außert feine Wirkung auf alle bürgerliche Verhältniffe, fo weit 
Ihm nicht in beiden Beziehungen allgemeine Staatsgefege oder unftreitige be— 
fondere Rechte. derogiren. . Die Gemeinde ift das, Befte ihrer -Genoffen, und 
eben fo auch das Beſte des Staats zu befördern fchuldig; beides nad) dem 
techtlihen Beftimmungen einer, auf wechielfeitigen Vortheil gegründeten, Ue⸗ 
bereinkunft. 

Zu dieſen Zwecken verfügt fie über ihr gemeines Vermögen, das ihrer 
Verwaltung nicht entzogen werden kann, und. nimmt das in Verband fle- 
hende Privatvermögen, das fie in der Entrichtung der Staatsfteuer vertritt, 
fubfidiarifch im Anſpruch. Die Ausübung ihrer Nechte und Pflichten über 
trägt ‘fie einem, duch Stimmenmehrheit aller: Gemeindebürger aus ihrer 
ı Mitte. geroählten, bleibenden: Gemeinderathe. ı Diefer: hat die ganze Gemein- 
deverwaltung, in Beziehung auf Oekonomie, Polizei, Rechtspflege und aͤu— 
ßere Verhältniffe, theils felbjt zu beforgen, theils unter. feiner Verantwortlich 
keit durch. andere, von ihm beftellte, Perſonen beforgen: zu laffen. In jeder 
Stadts ober: Dorfgemeinde ſteht ein. Mitglied, des -Rathes als Vorſitzer defz 
felben, und als erfter Borfteher. an der Spige der Verwaltung; er hat zu: 
gleich bie Stantsangelegenheiten, ſo weit fie die Gemeinde insbefondere. be- 
rühren, zu beforgen, und ift in diefee Hinficht Regierungsbeamter. . Diefer, 
wie der. Gemeinderath, hat eine feinem Berufe. angemefjene Strafgewalt. 
Dem Bortheil der Gemeinde ift gemäß, daß. die. obrigkeitlichen und verwal- 
tenden Perfonen ihre Gefchäfte ohme fremden Beiftand verfehen; dies erfor 
dert, auf der einen Seite Vereinfachung der Gefchäfte, auf der andern ange: 
mefjene Belohnung der Angeftellten, und in der Regel Iebenslängliche Bei- 
behaltung der Stellen. Ein Ausfhuß der Bürgerfchaft, deſſen : Mitglieder 
nach periodifhen Wahlen nothwendig wechſeln, ift zu erhaltender Aufmerk- 
ſamkeit auf das gemeine Befte ‚verpflichtet. In wichtigern Fällen wird ‚durch 
feinen Widerfpruc ein Beſchluß des Gemeinderaths im feiner Wirkung ges 
hemmt, durch feine Zuſtimmung aber..theils deſſen Amtsgewalt ergänzt, 
theild auch eine Cognition höherer Stellen entbehrlich ‚gemacht. Die eigen 
thümliche Wirkfamkeit des Ausfchuffes wird dadurch ‚gefichert, daß er von 
der. ordentlichen Verwaltung entfernt ..bleibt. Das Auffichts >. und Leitungs: 
recht der Regierung Aufert ſich darin, ‚daß fie. den erſten Vorſteher auf einem 
MWahlvorfchlag der Gemeinde ernennt, der legalen ıBefegung : der,übrigen Ver 
soaltungsftellen ſich verfichert, und fissdurch Beſtaͤtigung „beglanbigkidfe 
Tonomieverwaltung durch ihre: Prüfung: sin] geſehhlicher· Ordrungderbiit;ı 
über —— beſonders aber Streitigkeiten zwiſchen den / Berwaltung 

"ben Ausſchuſſe, entſcheidet Der Staatsdrganismus erfordert eine 
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iche Grundverfaſſung "Aller Gemeinden. "Aber bei. ihrer großen Verſchie⸗ 
ıheit an Umfang und Beſtandtheilen, iſt eine große Verſchiedenheit in der 
ondern Eintichtung ſowohl, als''im dem Verhältniffe zur den” Staatsbes 
rden, ihrem Intereſſe eben fo, twie dem: des Staates gemäß; Sie werden, 
t vorzüglicher Ruͤckſicht auf Bevoͤlkerung, in vier Klaſſen abgetheilt, nach 
en Stufenfolge der Grad der Unabhängigkeit beſtimmt wird, der ihnen 
t oder kuͤnftig einzuräumen iſt. Die fpecielle Ausführung diefer Grunds 
se enthaͤlt das Edict Über die Gemeindeverfaſſung sub Nro. I.. N... 
ee HE A ZIEH s. u he 
M. Die ſtaatsbuͤrgerlichen Angelegenheiten; welchen der Gemelndever⸗ 
nd nicht’ genuͤgt, werden durch den Bezirksverband befördert; ' Indem Wie 
te den natürlichen Verhaͤltniſſen möglichft anpaffende, unſtreitig wuͤnſchens⸗ 
rthe, in: und Zutheilung aller Gemeinden, der kuͤnftigen Gefeggebung 
mzuſtellen, Uns durch hoͤhere ⸗Ruͤckſichten bewogen finden, laſſen Wir, mit 
isnahme der wenigen Aenderungen, die durch ganz beſonders dringende Um⸗ 
de 'motivirt fern möchten, den Beſtand der gegenwaͤrtigen Oberamtsbezirke 
d die Anordnung der Oberamtsfige derzeit unverändert. Der Oberamtmann 
nicht mehr‘ Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorfteher der Ober: 
ıtsftade, Hat Hingegen als Regietungsbeamter des Diſtricts in allen Be— 
hungen, in welcher die ausſchließliche Competenz einer andern Stelle: nicht 
zweifethaft begruͤndet iſt, das Öffentliche und Privatwohl zu ‚befördern, 
zuptgegenſtaͤnde feines Berufes find die eigentlichen Regierungsſachen, die 
anmte Polizei, und die Aufficht über das Dekönomie: und Rechnungs⸗ 
fen der öffentlichen Koͤrperſchaften. Diefe Gegenftände hat ewinad; ihren 
nzen Umfang, unter fteter‘i nfinittelbarer Verantwortlichkeit, zu behandeln, 
ne durch die damit verbundenen Geſchaͤfte irgend: eine Cotporationskaſſe aus 
ner Mache, und nach eignem Ermeſſen zu beläftigen. Getingere Gefege 
ertretungen, mit Einſchluß der’ ſonſt auch unter dem: Namen von Polizeid 
(en begtiffenen gemeinen Vergehen, ſodann Verlegungen des Finatizintereffe 
digt er theils durch eigene Straferkenntniſſe, theild durch Entfcheidung Über 
‘von Straferkenntniffen der: Gemeindevorftände ergriffenen Necurfe, Mich: 
re Fälle legt er, nach gepflogener Ufiterfuchung,; der hoͤhern Adminiſtrations⸗ 
oͤrde, fofern fie für, dieſe geeignet find, zur Entſcheidung vorz wirkliche 
rbrechen uͤberlaͤßt oder übergiebt er’ dem Nichteramt. Ein beftändiger Amts⸗ 
uͤlfe und eventueller Stellvertteter des Oberamtmanns wird’ von Staats⸗ 
jen aufgeftellt. Fuͤr die Gefumdheitspolizei wird ein — oder werden nach 
ordernig mehrere öffentliche Aerzte, auf Vorſchlaͤge der Oberamtscorporatios 
‚ von der Regierung ernannt. Det Amtöpfleger, als Oekonomierechnungs⸗ 
| Kaffenbeamter der Corporation, wird von diefer ernannt, und von der 
jierung beftätigt. Diefer, wie jene, werden vorzüglich aus der Amtspflegs 
e befofdet. Die Oberamtscorpördtion wird berfreten durch bie Amtsvers 
mlung, die, unter dem Worfige des Oberamtmanne, aus den erften Orts⸗ 
fehen und ändern Depntirten der Gemeinderäthe, nad) dem Verhältniffe 
Steuercatafters, in einer Gefammtzahl befteht, die fuͤr die Berathung 
Bezirkes nicht zu Mein, noch für collegialiſche Geſchaͤftsbehandlung zu 
it. Auf'den Beſchluͤſſen ihrer Mehrheit beruht die Verwaltung allee 
atlihen Gorporationsangelegenheiten, befonders der Dekonomie, Der Ober⸗ 
Mann ift zu einer einfeitigen Verfügung über die Kaffe nicht ermächtigt, 
nt aber die. Vorbereitung und BVollziehung der Befchlüffe, auch die Mes 
n der Rechnungen, und ift zur Wachſamkeit über alle Theile dev Ver— 
Ung vorzugsmweife verpflichtet. Sofern feine Theilnahme an ber legten 
reinbar ift mit der Pflicht der Staatsaufficht, wird diefe-von der Kreis: 





430. 2.9. 55 Wüntemberg. 


regierung, als eigentlicher Aufſichtsbehoͤrde, unmittelbar ausgeuͤbt, Alles die⸗ 
ſes ift in dem Edicte sub Nro. II. umſtaͤndlicher entwidelt. 
— Ul. Wer durch Beſtimmung eigener Mittel. zu fortwährender Mob: 
thätigkeit das Beſte der bürgerlichen Geſellſchaft befördert, nimmt, als Unter: 
pfand für, die Erreichung feiner Abfiht, die Treue - der ‚öffentlichen Verwal: 
tung mit Recht in Anfprud). Die hierdurch gebotene Erhaltung. und fundas 
tionsmäfige Verwendung der Stiftungen glauben Wir nicht ficherer ftellen zu 
‚ tönnen, als ‚wenn Wir die Verwaltung, derſelhen wieder, tvie vormals, den 
Gemeinden überlaffen, die dabei ein nahes Intereffe haben, infofern der Erz 
teng ihten Mitgliedern. zu gut kommt, oder ſelbſt auch, zu Erleichterung ge= 
meiner: Laften gereicht, Es wird daher, in dem Edict über die. Stiftungen 
sub Nro. III., der Gemeinderat in Verbindung. mit ben Drtsgeifttichen, 
beren erſter jederzeit die. Mitbirection bat, zum Stiftungsrath erklärt, mit, 
dem Auftrage, durch. Aufitellung tuͤchtiger Officianten, durch Aufficht über 
ihre Amtsführung ,. durch colfegialifhes Erkenntniß über alle wichtigere Ges 
genftünde, und nöthigen Falls durch Bericht. an die höhere Behoͤrde, für, ‚bie 
Erhaltung und gefesmäßige Verwendung aller. örtlichen Stiftungen zu forgen. 
Die laufende Verwaltung ift, innerhalb feftgefegter Grenzen. dem. aus Mit 
gliedern des. Stiftungsrathes beftehenden Kirchenconvent übertragen, Der, Bürs 
gerausfhuß ift zur Aufmerkſamkeit auf die Verwaltung verpflihtet, — fi ich 
darüber zu dußern, und Erläuterung. zw. erwarten: befugt,, Dem, Dberamt 
und Decanat ſteht unter der Oberaufſicht der Kreisregierung die Aufſicht über 
die Localverwaltungen, auch insbefondere bie Reviſion der Rechnungen zu. 
Die zwifchen Stiftungen verfchiedener Gemeinden hin und. wieder beftehenden 
Berbindungen (Gonfraternitäten) find, fofern fie auf rechtlichen Gründen. be: 
when, zu erhalten; - fie ftehen unter der. Leitung, dee Amtsverfammlung, an 
deren Berathungen in biefer Beziehung. der Decan Theil nimmt. Die, pri: 
vativen Interefien, einzelner Gemeinden und. bie Intereſſen der Kirchen ers 
den gefichert, durch eine den Gemeinde: und Gonfeffi onsverhaͤltniſſen entſpre⸗ 
chende naͤhere Beſtimmung der Verwaltungs: und Aufſichtsrechttte. 
IV. Die Privatrechtspflege wird, mit entſcheidender Ruͤckſicht auf bas 
Intereſſe derer, die ihrer beduͤrftig fen koͤnnen, der ‚ordentlichen Gemeinde 
obrigkeit ſo weit überlaffen, als fie mit der ‚allgemeinen. bürgerlichen Verwal: 
tung ſich verträgt. , Die Rechtöfürforge, welche vorzüglich die fogenannte wills 
kuͤhrliche Gerichtsbarkeit und das Curatelweſen begreift, ſetzt Kenntniſſe von per: 
föntihen Eigenfchaften, von Familien, Vermögens: ,und Gerwerbsverhält: 
niffen voraus, iſt auch großentheils adminiſtrativer Natur, fteht daher * 
Gemeinderathe zu. Auch zur Streitvermittelung iſt derſelbe, durch jene bes 
ſondere Kenntniſſe und durch ſeinen naͤheren amtlichen Einfluß auf die Steeis 
tenden, vorzüglich geeignet. , Die Rechtshülfe in unftreitigen Sachen, als 
ein Theil der allgemeinen obrigkeitlichen Gewalt, gebuͤhrt ihm ohnehin, ſo 
wie in eiligen Faͤllen der Rechtsſchutz, und die Ehanung des Ruheſtandes 
durch proviſoriſche Verfuͤgungen. Ueberdies kommt ihm eine Cognition in 
Untergangsſachen zu, und endlich erledigt er Streitigkeiten, die wegen Gering— 
fügigfeit des Objects einen weiteren Nechtsgang nicht vertragen, durch inap: 
pellable Erkenntniſſe. Solche Gefchäfte der Rechtspolizei, die -auf Anwendung 
ſchwieriger Rechtsformen beruhen, und befondere Gefchäftskenntniffe erfordern, 
werden unter der Mitwirkung des Gemeinderathes von dem Gerichtsnotar 
bearbeitet. Fuͤr die Gerichtsnotare werden in jedem Oberamtsbezirke geſchloſ— 
ſene Diſtricte gebildet, und ihre eigentlichen Amtsverrichtungen noch genau 
und namentlich beſtimmt werden. Fuͤr dieſe (mit Ausſcheidung der ihnen 
ſonſt zuſtehenden Notariats- und Schreibereigeſchaͤfte) werden fie aus öffent: 
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chen Kaffen beſoldet, welche dagegen die von Privatintereſſenten zu entrich⸗ 
nden Gebühren. beziehen, | 

-Für den ganzen Umfang der Rechtspflege, mit Ausſchluß adminiſtrativer 
unctionen, wird in jedem Oberamtsbezirt ein Richter ‚aufgeftellt. Diefer 
ıt, unter der Oberaufficht des Kreisgerichtöhofes, mit einem, als Gehlufe 
ad Stellvertreter. ihm beigegebenen, Actuar..die Gemeinderäthe und Gerichtss 
otare in der Ausübung. ihrer, auf die, Rechtspflege ſich beziehenden, Pflichten 
ı beauffichtigen, auch wichtige und ſchwierige Handlungen der Rechtsfürforge 
(bit vorzunehmen, feine Gerichtsangehörigen i in Streitigkeisen mit Eremten 
nd mit: Yuswärtigen durch Verwendung zu unterſtuͤtzen, und uͤberhaupt die 
bliegenheiten eines Juſtizbeamten in allen Beziehungen zu erflillen. Haupt: 
chlich Hat er, in Gemeinfhaft. mit Beifigern, die durch das öffentliche Ders 
auen berufen, und, ben Parteien, unperdächtig find, alle privatrechtliche Shi. 
gfeiten in erſter Inſtanz zu erörtern und zu entfcheiden, ı Bei -der Stellung 
3. Oberamtögerichtes als ‚erfter Inſtanz, bei der. Beſchaffenheit des groͤßten 
heils der an: daſſelbe gelangenden Sachen und bei dem großen Gewinn, den 
e Aufklärung des Richters ſowohl als bie Ueberzeugung ber Streitenden ſelbſt 
irch die unverzoͤgerte lebendige Eroͤrterung einer Sache erlangt, iſt es dem 
ahren Zwecke der Rechtspflege gemaͤß, daß vor dem Oberamtsgericht, ſo 
eit es geſchehen kann, bie. Parteien, ‚perfönlich erſcheinen, — daß, nur niit 
n nothwenbigiten. Ausnahmen, mündlich verhandelt und vorzuͤglicher Be⸗ 
ht ‘auf die Herftellung. einer reinen. Thatgeſchichte genommen. werde, — 
ß der Richter dem, Anrufen, dev. Parteien. jede, die Entfheidung beförbernde, 
»lge von. Amtswegen gebe, — daß er am -ihe Vorbringen allein in Ers 
hung der Wahrheit nicht gehunden ſey, — daß er unter Beobachtung 
e wefentlichen. Erforderniſſe ſchleunig verfahre, — daß er, ‚ohne, Eindohlung 
mden Rathes entfcheide, — und ‚daß nicht. über Zwiſchenurtheile, fondern 
ie. über, die Definitiventſcheidung in der Hauptſache — .eine Streitoerhand« 
ng vor dem Obereichter Statt finde, Der Weg zu diefem, ſteht fuͤr ein⸗ 
he Beſchwerden uͤber den Unterrichter jederzeit offen, und wird fuͤr die 
mliche Berufung, duch Zuruͤckfuͤhrung der bisher geſetzlichen & talien ;und 
rmalien auf einfache Nothfriften, erleichtert. Die gefeglichen Beftimmuns 
1 hierüber ertheilen Wir in dem Edict uͤber die Gerichtovetfafſung sub 

o. IV., 


V. Vorſchriſten Aber ‚bie Steafrechtöpflege, bie gleichfalls dem, Dber; 
itsrichter, theils in der Eigenfchaft eines Richters, theils in der eines In⸗ 
irenten, Berichterſtatters und Vollziehers uͤbertragen iſt, Er ünterſucht 
Iftändig, und ohne Unterſcheidung der General⸗ und der Specialinquifi ition, 


? Gefegübertretungen, deren Entfcheidung nicht den Adminiftrativbehörden . 


teht, oder die Befugniß des Oberamts überfteigt. Es ift feiner wahren 
irkſamkeit gemäß, daß er in Unterfuchungen anderer Stellen nicht unmit: 
yar- eingreife, und daß er, um auf eine Unterfuchung einzugehen, in der 
gel die Anzeige oder Aufforderung einer öffentlichen Behörde, eine Anklage 
r förmliche Denunciation erwarte. Eine gefegmäßig an ‚ihn gebrachte Sadıe 
m er ohne bie entſcheidendſten Gründe nicht ablehnen. Won dem Augens 
k, wo er fie übernommen hat, fteht alles weitere. Verfahren ihm allein 

€ entjcheidet in Gemeinfchaft mit Öffentlich verorbneten Öerichtsbeifigern 
zu einer einfachen Sreiheitsftrafe von vier Wochen und einer Geldftrafe 
ı dreißig Thalern. MWichtigere Falle berichtet er an den Kreisgerichtshof, 
e Einführung eines angemefjenen öffentlihen Verfahrens, zu möglich 
Sicherſtellung von Ehre, Leben, Leib und Gut des Angeklagten, wird 
Gegenftand, fernerer Berathung feyn. 
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VI.Da die gweckmaͤßigkeit jeder Vetwaltunge von’ dem ‘ Intellectuellen 
und moraliſchen Vermoͤgen der Angeſtellten abhaͤngt, und da ber geſetzmaͤßige 
Wille durch Höhere Aufſicht allein nicht erſetzt/ hingegen zum Theile durch 
Aßere Verhäftniffe beſtimmt wird; fo fordert das gemeine Beſte eben, fo ſehr, 
als die Gerechtigkeit, daß, bei Anftellung md Beförderung öffentlicher : Beam⸗ 
ten jeder Art, nur Talente, Kenntniſſe, Redlichkeit und Thätigkeit mit: Ents 
fernung aller üngefeglichen Einflüffe berückſichtigt die Beamten⸗ mit geeignes 
ter Achtung behandelt, und’ durch hinteicheride Belohnung ‚gegen ftörende Sor⸗ 
gen geſchutzt werden. Zu diefem Ende, und in Erwägung, daß die Abhäns 
gigkeit von zufälligem "Einkommen und "befonderen Verdienſtberechnungen, 
eines Theils dem amtlichen Charakter einer‘ obrigkeitlichen Perfon nicht: ent⸗ 
ſpricht/ andern Theils zu Mipbräuchen Anlaß ‘giebt, Haben Wit: die Ber: 
wandlung aceidenteller Dienftbelohnungen im’ feſte Jahrgehalte verordnet, und 
erivarten, daß die Gemeinden, bei den don ihrer Wahl und Belohnung. ab: 
KAnigen Dienften), die obigen Grundfäge gern zur Richtſchnur nehmen wer 

en. Mir Haben aber’ auch num hauptfächkic die Dienftgehnlte der bei: den 
Dberammtsgerichten und Oberämtern anzuſtellenden Beamten in Unferem Edict 
sub Nto. V; auf eine ihren Dienft: und Rangverhältniffen angemeffene Art 
Beftimmt,wober Wir zugleich Jeden verdiente Beförderung‘ auf feiner Lauf: 
bahn zuſichern. Dagegen verſehen Wir" Uns Zu ihnen, daß fie, wozu fie 
nöthigen Falls ohne Nachſicht anzuhalten waͤren, nicht nur ihren Amtsoblie⸗ 
genheiten/ im Bethaͤltniß gegen Untergebene fowohl als: gegen die Regierung, 
mit Thaͤtigkeit und Treue ſich widmen, ſondern auch aller und’ jeder unge⸗ 
eslichen Bermehrung ihres Dienſteinkommens ſich enthalten werden, JIns⸗ 
jefonidere erklaͤten Wir, abgeſehen von dem Verbrechen der Beſtechung, die 
bloße Geſchenkannahme Unſerer Staatsbeamten, von Perſonen, mit welchen 
ſie in amtlichen Verhaͤltniſſen ſtehen, unter'den im Ediete gegebenen näheren 
Beſtimmungen, fir ein Dienſtvergehen, welches. mit Entlaſſung, oder min⸗ 
deſtens mit Zurüuckfetzung im Dienfte zu beſttafen iſt. Und da auch "der nahe 
Verdacht einer Zugänglichkeit Fe Geſchenke derh Öffentlichen Vertrauen und 
fomie dem Dienfte nachtheilig iſtz To hat der Beamte, der im ‘eintretenden 
Falle ſich davon nicht genuͤgend zu reinigen weiß, eine oͤrtliche Berſetzung zu 
erwarten. nu Pie Zr MU MM ei Isle 19 ICH 
VI. Da, bei der gegenwärtigen Abänderung. ber untern Verwaltung, 


an den’ Koſten derſelben die Amtsͤpfleg⸗ und Gemeindekaſſe kuͤnftig weniger, 


als bisher zu trugen haben; fo iſt einige Erhöhung des Auüfwandes der Staats: 
kaſſe, auch bei aller angemeſſenen Rüdficht auf Koſtenerſparniß/ derzeit uns 
vermeidlich, wenn nicht die hoͤhern Zwecke gefährdet werden follen! Es kommt 
jedoch dabei im Betrachtung, daß viele der bisherigen Befolbungen mit den 
gemeinſten Beduͤrfniſſen in einem fo offenbaren Mißverhältniffe fanden, daß 
eine Erhoͤhumg derſelben ſchon laͤngſt als rechtlich und politiſch nothwendig 
etkannt worden iſt, ändere abet m Zufluͤſſen aus dem Vermoͤgen der Ges 
meinden und ‚der Privaten beftanden, deren Ungemefjenheit, — ihrer‘ ſonſtigen 
nachtheiligen Folgen "nicht zu gedenen, — einem großen Theile‘ des Volkes 
ſelbſt auch oͤbdnomiſch weit Läftiger wat, als ihm die gegenwärtige Erhöhung 
der Staatsausgaben werden Eat, "Wie: demnach diefe theild zu Xilgung 
einer Älteren Staatsverbindlichkeit/ theil® zu unmittelbarer anderweitiger Er: 
teichterung gereicht; ſo wird fie einſt auch ganz aufhören, und eine: wirkliche 
Verminderung der Staatsverwaltungskoften dann eintreten Tönnen, went 
2 — begruͤndete Einfachheit der Verwaltung feſten Boden gewonnen 
aben wird. — — 


VIII. Nachdem bereits im Jahre 1817 die Mittelſtellen zwiſchen Re | 


| 
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gierung und Dberämtern aufgehört haben; ſo treten num, in Folge der ges 
genmärtigen Anordnungen, die Oberamtsrichter in die Stelle der Provinzial: 
juftizcolfegien und der Griminalräthe. Da die Revifion der Gemeinde: und 
Stiftungsrechnungen als eigentliches oberamtliches Gefchäft wieder den Dber- 
amtern, fo wie die Stiftungsadminijtration den Gemeinden zugetheilt wird; 
fo kann weder ein Rechnungsreviſorat, noch eine Stiftungsverwaltung, als 
eigene Difkrictsbeamtung ferner beftehen. Die Unteramteien und Oberfchults 
heißereien werden jegt, da die Oberaͤmter fo bedeutend erleichterf find, um 
fo mehr aufgelöfet, als eine Mittelftelle zroifchen den Gemeinden und dem 
Dberamte weder dem Organismus angemeffen, noch dem Gefchäftsgange zu: 
träglih if. Die in den Stadt» und Amtöfchreibereien bisher vereinigten 
Sunctionen fallen, je nad) ihren verfchiedenen Eigenfchaften, dem Oberamts: 
richter, dem Gerichtsnotar, dem Oberamte, der Amtsverfammlung, den Ge: 
meinderäthen und Gemeindeofficianten, und beziehungsmeife den verfchiedenen 
Actuariaten theilweife zu.‘ Die Perfonen, welche durch Aufhebung der von’ 
ihmen beffeideten Aemter außer Dienftactivität Eommen, find ihren Verdien: 
fien gemäß anderwärt3 anzuftellen, und fofern fie an ihrem bisherigen rechts 
mäßigen Dienfteintommen verkürzt würden, billig zu entfchädigen. 

IX. Den in Unferem Königreihe begüterten Standesherren, fo wie 
dem vitterfchaftlichen Adel, bleiben die ihnen zugeficherten Jurisdictiong=, Po: 
lizeis und Aufſichtsrechte unbedenklic vorbehalten, infofern die Ausübung der: 
felben zwar einige Modification der gegenmärtigen Anordnungen veranlaffen, 
aber den wahren Exforderniffen der untern Staatsverwaltung nicht nachtheilig 
werben kann. Endlich 

X. behalten alle Geſetze, ſo weit ſie mit den gegenwaͤrtigen Anordnungen 
nicht im Widerſpruche ſtehen, auch noch ferner ihre Anwendung, bis Wir 
im Stande ſeyn werden, eine hoͤhere Vervollkommnung der Geſetzgebung mit 
einer Staͤndeverſammlung zu berathen, deren Herſtellung Uns fortwaͤhrend an⸗ 
liegt, und die Wir nun ungeſaͤumt in naͤhere Berathung ziehen werden. Zur 
Vollziehung der gegenwaͤrtigen Anordnungen ſind von einer Commiſſion, die 
Mir zu dieſem Ende niederſetzen werden, demnaͤchſt beſtimmte nähere Einlei: 
tungen zu treffen. Ä 

Gegeben Stuttgart, den 31. December 1818. 

(Unter) Wilhelm. Ä n 
Auf Befehl des Könige: 
j | Der Staatsſecretair Vellnagel. 


Am 10. Juni 1819 berief darauf der Koͤnig von neuem die Staͤnde 
zum 13. Juli nach Ludwigsburg, in deren Mitte ſich jetzt ein beſſerer Geiſt 
zeigte, auf welchen die veraͤnderten aͤußern politiſchen Verhaͤltniſſe im teutſchen 
Staatenbunde nicht ohne Einfluß blieben. Dieſe conſtituirende Ver— 
fammlung ernannte 7 Deputirte (unter ihnen Weishaar und v. Varnb uͤ⸗ 
ler) aus ihrer Mitte, welche, gemeinſchaftlich mit 4 koͤniglichen Commiſ⸗ 
ſarien (v. Maucler, v. Grobs, v. Fiſcher und v. Schmiblin) 
einen andern vom Koͤnige vorgelegten Verfaſſungsentwurf beratheten, und 
darüber an bie Verſammlung berichteten. Am 23. Sept. trat die, Ver: 
fammlung den Befchlüffen der Commiſſion ‚bei, und. fo ward ber neue 
Er mit wenigen nicht wef utli gen: Bapenngin, unge noms 


\ 
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men, und am 250September 1819 als das, auf dem Wege des Bew 
trages zu Stande gekommene; Grundgeſetz des Königreiches bekannt 
gemacht. | Fa ; j | 

m) VBerfaffungsurfunde vom 25. Sept. 1819. 


Wilhelm, von Gottes Gndden König von Würtemberg. Thun 
kund wiſſen fuͤr Uns und Unſere Nachfolger in der Regierung: 
in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtaͤt und Gnaden haben 
ſchon ff‘ Jahre 1815 auf die Errichtung einer Staats-Grundverfaſſung für 
das gefammte Koͤnigreich Wiürtemberg ernſtlichen Bedacht genommen, und 
zu diefem Ende mit den zu einer Ständeverfammlung einberufenen Fürften, 
Grafen, Edellenten, Geiftlichen beider Hauptconfeffionen und den von einigen 
Städten, auch ſaͤmmtlichen Oberamtsbezirken gewählten Abgeordneten Unter⸗ 
handlungen eröffnen laſſen, welche unter Unferer Negierung bis in das Jahr 
1817 fortgefegt wurden. | | 
Wiewohl damals ber gemwünfchte Zweck nicht zu erreichen gemefen; fo 
haben Wir denfelben dermoch unverrüdt im Auge behalten, und um eines 
Theils der Uns, als einem Öliede de3 teutfchen Bundes, obliegenden Vers 
bindlichEeit zur Erfüllung des XIII. Artikels der Bundesacte, andern Theils 
den Wuͤnſchen und Bitten Unferer getreuen Unterthanen um endlihe Begruͤn⸗ 
dung des. Öffentlichen Nechtszuftandes, uͤbereinſtimmend mit Unferer eigenen 
Ueberzeugung, zu entfprechen, eine neue Ständeverfammlung auf den 13. Juli 
gegenwärtigen Jahres in Unfere Nefidenz Ludwigsburg berufen. 
Machdem nun über den Entwurf einer den früheren vertrags: umd 
gefegmäfigen Rechten und Freiheiten Unfores alten Stammlandes, fo wie 
der damit‘ vereinigten neuen Landestheile, zugleich aber auch den gegenmärtis 
gen Verhältniffen möglichft angemeffenen, Grundverfaffung die von der Stäns 
deverfammlung hiezu befonders gewählten Mitglieder ſich mit den von Uns 
ernannten Commiffarien vorläufig beredet haben, und die hierüber erflatteten 
Berichte einerfeit8 von Uns in Unferem Geheimenrathe, andererfeitd von ber 
vollen Ständeverfammlung volftändig und forgfältig geprüft und erwogen, 
fodann die gefammten Wünfche Unferer getreuen Stände Uns vorgelegt wor: 
den find; fo iſt emdlich- durch höchfte Entſchließung und allerunterthänigfte 
Gegenerklärung eine vollfommene. beiderfeitige Vereinigung über folgende Puncte 
zu Stande gekommen: ; 
Zr Erfies Kapitel. 
Bon dem Königreihe. 


$. 1. Sämmtliche Beftandtheile des Königreich® find und bleiben zu 
einem unzertrennlichen Ganzen und zur Theilnahme an Einer und bderfelben 
Verfaſſung vereinigt F = 

$. 2. Würde in der Folgezeit das Königreich einen neuen Landeszu⸗ 
wachs duch Kauf, Tauſch, oder auf andere Weife erhalten; fo wird ders 
felbe in die Gemeinſchaft der Verfaſſung des Staates aufgenommen. 

As Landeszuwachs -ift Alles anzuſehen, was der König nicht blos für 
Seine Perſon, fondern durch; Anwendung der Staatskraͤfte, oder mit ber 
ausdrücklichen Beſtimmung, daß es. einen Beſtandtheil des Königreichs. aus 
machen fol, erwirbt... 2 eg — 

Sollte "ein, unabwendbaret Nothfall die Abtretung eines Landestheilss 
unvermeidlich machen; fo iſt wenigſtens daflır zu forgen, daß’ den Eingefeffe 
nen des? getrennten Landescheiles eine hinlaͤngliche Beitfrift geſtattet wird, um 
ſich anderwaͤrts imm u oͤnigreiche mit ihrem Eigenthume niederlaſſen zu boͤn· 


‚sb 
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ner, ohne, in Veräußerung ihrer Liegenfchaften übereilt, ober durch eine auf 
das mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf andere, Weife 
beläjtigt zu. werden. 

6. 3. Das Königreih MWürtemberg iſt ein Theil des teutſchen Bun⸗ 
des; daher haben alle organifche Beſchlüffe der Bundesvers 
fammfung, welde die verfaffungsmäßigen Derhältniffe Teutſchlands, oder 
die allgemeinen Verhaͤltniſſe teutfcher Staatsbürger betreffen, nachdem fie 
von dem Könige verkündet find, auch für Württemberg ver: 
bindende Kraft. Jedoch tritt in Anfehung der Mittel zur Erfüllung 
ber hierdurch begründeten Berbinblichkeiten die verfaffungsmäßige Mits 
wirkung der Stände ein. 


Zweites Kepitei 

Bon dem Könige, der Thronfolge und der Reichsverweſung. 

$. 4. Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt in ſich alle 
Rechte der Staafögewalt, und übt fie unter den duch die Verfaſ— 
fung feftgefegten Beflimmungen aus, 

Seine Perfon ift heilig und unverletzlich. 

$. 5. Der König bekennt ſich zu einer der chriſtlichen Kirchen. 

$. 6. Der Sig der Regierung Fann in feinem Falle außerhalb des 
Koͤnigreichs verlegt werden, 

$. 7. Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsſtamme des 
Föniglichen Haufe; die Ordnung derfelben wird durch die Linealerbfolge nad) 
dem Erfigeburtsrechte beftimmt. Erlifcht der Mannsftamm; fo geht, die 
Thronfolge auf die weibliche Linie, ohne Unterfchied des Gefchlechtes, über, 
und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtfchaft mit dem zulegt regierenden 
Könige, und, bei gleichem Verwandtfchaftsgrade, das natürliche Alter den 
Vorzug giebt. Jedoch tritt bei. der Defcendenz bes fodann regierenden koͤnig⸗ 
lichen Haufes das Vorrecht des Mannsflammes wieder ein. 

$. 8. Die Fähigkeit zur Thronfolge fegt rechtmaͤßige Geburt aus einer 
ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königes geſchloſſenen, Ehe voraus. 

$. 9. Die Volljaͤhrigkeit des Königs tritt mit zuruͤckgelegtem achtzehn: 
ten Sahre ein. 

$. 10. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erft dann abgelegt, 
wenn Er in einer den Ständen des Königreichs auszuftellenden feierlichen 
Urkunde die unverbrüchliche Fefthaltung ber Sanbesverfaffung bei feinem koͤnig⸗ 
lichen Worte, zugefihert hat. 

. 11. Sft dee König minderjährig, oder aus einer andern Urſache 
an der eis genen Ausübung der Regierung verhindert; fo tritt eine Neichsver: 
weſung ein. ‚ 

$. 12. Im beiden Fällen wird die Neichsverwefung von dem, der Erb: 
folge nach, nächften Agnaten geführt. Sollte Eein dazu fähiger Agnat vor: 
handen ſeyn; ‚fo fallt die. Negentfchaft an die Mutter, und nad) diefer an 
die Großmutter des Königs von väterlichee Seite. 

$. 13. Sollte fi) bei einem zunächft nach dem regierenden Könige 
zur Erbfolge beftimmten Famitiengliede eine ſolche Geiftes- ober Eörperlicye 
Beichaffenheit zeigen, - welche demfelben die eigene Verwaltung des Reichs 
unmöglic machen wuͤrde; fo iſt noch unter der Regierung des Königs durch 
ein förmliches Staatsgefeg uͤber den Fünftigen Eintritt ber gefegmäpigen Reiche: 
verwefung zu entfcheiden. 

MWürde der König während feiner Megierung, — bei dein‘ Anfalle bar 
— durch ein ſolchenq Hinderniß won der eigenen eg des Rei⸗ 
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ches abgehalten feyn, ohne daß ſchon früher bie oben beftimmte Vorſehung 
getroffen wäre; fo foll längftens binnen Sahresfrift, in einer von dem Ge: 
heimenrathe zu veranlaffenden Verfammlung fämmtlichere im Königreihe ans 
wefenden volljährigen, nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftehenden Prinzen 
des Eöniglichen Hauſes, mit Ausſchluß des zunächit zur Regentſchaft berufe: 
nen Agnaten, auf vorgängiges Gutachten bes Geheimenrathes, durch einen 
nach abfoluter Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchluß, mit Zuſtimmung 
dee Stände über den Eintritt ber gefegmäßigen Regentſchaft entſchieden 
werben. 

$. 14. Der Reichöverwefer hat eben fo, wie der König, ben Ständen 
die Beobachtung der Landesverfaffung feierlich zuzufichern. | 

$. 15. Der Reichsverwefer übt die Staatsgewalt in dem Umfange, 
wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Königes verfaffungsmäßig aus; 
' daher fteht auch der Geheimerath zum Reichsverweſer in demfelden Berhält: 
niffe, wie zu dem regierenden Könige. r 

Es kann aber der Neichöverwefer Feine Standeserhöhungen vornehmen, 
keine neuen Ritterorden und Hofaͤmter errichten, und Fein Mitglied des Ge: 
heimenraths anders, ald in Folge eines gerichtlichen Erkenntniffes, entlaffen. 
Jede während einer Reichsverwefung verabfchiedete Abänderung eines Verfafs 
fungspunctes gilt nur auf die Dauer der Regentihaft. Auch Eönnen die 
dem Reiche heimgefallenen Zehen während der Regentichaft nicht wieder ver: 
lieben werden. 

6. 16. In Ermangelung einer von dem Könige getroffenen, und dem 
Geheimenrathe befannt gemachten Anordnung, gebührt die Erziehung des 
minderjährigen Königes der Mutter, und, wenn diefe nicht mehr lebt, der 
Großmutter von vüterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung der Erzieher 
und Lehrer, und die Feflfegung des Erziehungsplanes nur unter Rüdfpradye 
mit dem Bormundfchaftsrathe gefchehen, welcher fih aus den Mitgliedern 
des Geheimenrathes unter dem Borfige des Meichsvermefers bildet, fo, daß 
2esterer bei den deshalb zu faffenden Befchlüffen eine mitzuzählende, und, im 
Falle einer Stimmengleichheit, eine entfcheidende Stimme hat. Bei einer 
Berfchiedenheit der Anfichten hat der Vormundſchaftsrath die Entfcheidung ; 
auch liegt diefem nad dem Ableben der Mutter und der Großmutter bie 
Sorge für die Erziehung des minderjährigen Königs allein ob. 

817. Die Reichsverwefung hört auf, fobald der König das Alter 
der Volljährigkeit erreicht hat, oder fonft das bisherige Hinderniß feiner Setbft: 
tegierung gehoben ift. 

. 18. Die Verhältniffe der Mitglieder des Eöniglichen Haufes zum 
Könige, als Oberhaupt der Familie, und unter fich, werden in einem eige: 
nen Dausgefege beftimmt. 

| Drittes Kapitel. 

Bon den allgemeinen Rehtsverhältniffen der 

Staatsbürger. | 

$. 19. Das Staatöbürgerrecht wird theils durch Geburt, wenn bei 
ehelich Gebornen der Vater, oder bei Unehelichen die Mutter das Staatsbür- 
gerreht hat, theilg duch Aufnahme erworben. Letztere fest voraus, daß der 
Aufzunehmende von einer beflimmten Gemeinde die vorläufige Zuficherung 
bed Bürger = oder Beifigrechtes erhalten habe. Außerdem erfolgt durch die 
Anftellung in dem Staatsdienfte die Aufnahme in das Staatsbürgerrecht, 
jedoch nur.aufndie Dauer der Dienftzeit. ! 

$. 20. Der Huldigungseid iſt von. jedem gebornen Würtemberger nach. 
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ruͤckgelegtem Ibten Jahre, und von jedem neu Aufgenommenen bei der 
Xu fnahme abzulegen. 

$. 21. Alle Würtemberger Haben gleiche ſtaatsbuͤrgerliche 
Rechte, und eben fo find fie zu gleichen flaatsbürgerlihen Pflich— 
ten und gleicher Theilnahme an den Staatslaften verbunden, 
fo weit nicht die Verfaffung eine ausdrüdliche Ausnahme enthält; auch ha= 
ben fie gleichen verfaffungsmäßigen Gehorfam zu leiften. 

$..22. Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt von 
irgend einem Staatsamte ausgefhloffen werden, 

$. 23. Die Verpflihtung zur Vertheidigung des Waterlandes und bie 
Berbindlichkeit zum Waffendienfte ift allgemein; es finden im Iegterer 
Hinſicht keine andern, als die, durch die Bundesacte und die beſtehenden 
Geſetze begruͤndeten, Ausnahmen Statt. 

Ueber das Recht, Waffen u tragen, wird sin Sefeg bie nähere Be⸗ 
ſtimmung geben. 

$. 24. Der Staat fichert jedem Bürger Freih eit der Perfon, 
Gewiſſens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums und - 
Auswanderungsfreiheit. 

6.25. Die Leibeigenſchaft bleibt für immer aufgehoben. 

$. 26. Niemand darf feinem ordentlihen Richter entzo— 
gen, und anders, als in den duch das Gefeg beſtimmten Fäl 
len, und in den gefeslihen Formen verhaftet und beftraft, 
noch länger als Einmal 24 Stunden über bie Urſache feiner 
Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden, ' 

$. 27. Seder, ohne Unterfchied der Religion, genießt im Königreiche 
ungeftörte Gewiſſensfreiheit. 

Den vollen Genuß der ftaatsbürgerlichen Rechte gemähren die. drei. chrijt: 
lichen Glaubensbekenntniffe. Andere chriftliche und nicht chriftliche Glaubens: 
genoffen Können zur Theilnahme an den bürgerlichen Rechten nur in dem 
Berhältniffe zugelaffen werden, als fie durch die Grundgefege ihrer Religion 
an der Erfüllung ihrer bürgerlichen Pflichten nicht gehindert werden. 

$. 28. Die Freiheit der Preffe und des Buhhandels fin: 
det in ihrem vollen Umfange Statt,’ jedodh unter Beobad: 
tung ber gegen den Misbrauch beftehenden ober £ünftig zu 
erlaffenden Gefege. 

$. 29. Jeder hat das Recht, feinen Stand und fein Gewerbe nad 
eigner Neigung zu wählen, und fi dazu im In- und Auslande auszubil- 
den, mithin auch auswärtige Bildungsanftalten in Gemäßheit der gefeglichen 
Vorſchriften zu befuchen, 

-$. 30. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum und andere 
Rechte für allgemeine Staats: oder Corporationszwede abzutreten, ald nach» 
dem ber Geheimerath über die Nothwendigkeit entjchieden hat, und gegen 
vorgängige volle Entfhädigung. Entſteht aber ein Streit über die Summe 
der Entfchädigung, und der Eigenthümer will ſich bei der Entfcheidung ber 
Berwaltungsbehörde nicht beruhigen; fo ift die Sache im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu erledigen, einftweilen aber die von jener Stelle feftgefegte Summe 
ohne Verzug auszubezahlen. 

$. 31. Ausfchließliche Handels» und Gemwerbsprivilegien Eönnen nur zu 
Kolge eines Geſetzes, oder mit befonderer, für den einzelnen Fall gültiger, 
Beiftimmung der Stände ertheilt werben. 

Dem Ermeſſen der Regierung bleibt tberlaffen, nuͤtzliche Erfindungen 
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durch Patente zu deren ausſchließlichen Benuͤtzung bis auf die Dauer von 
zehn — zu belohnen. 

Jedem Staatsbuͤrger ſteht es frei, aus dem Koͤnigreiche, ohne 
— einer Nachſteuer, auszumandern;, fobald er bem ihm vorge: 
festen Beamten von feinem VBorfage die Anzeige gemacht, feine Schulden 
und andere Obliegenheiten berichtigt, und hinreichende Verſicherung ausgeſtellt 
hat, daß er innerhalb Jahresfriſt gegen König und Vaterland. nicht dienen, 
‚ und eben fo lange in Hinſicht auf die vor feinem Wegzuge erwachſenen An⸗ 
ſpruͤche vor den Gerichten des Koͤnigreichs Recht geben wolle; 

F. 33. Durch den Wegzug verliert der Auswandernde fein Staatsbuͤr⸗ 
BR für fih und feine mit ihm megziehenden Kinder. 

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit ben Aeltern aus⸗ 
wandern, wird im Lande zuruͤckbehalten. 

F. 34. Wer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt des Staatsbuͤr⸗ 
gerrechtes in auswaͤrtige Staatsdienſte tritt, wird deſſelben verluſtig. 

$. 35. Wer in einem fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt, 
kann fein würtembergifches Staatsbürgerrecht nur mit Eöniglicher Bervilfigung 
und unter ber Bedingung beibehalten, daß er den ihm obliegenden ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlichen Pflichten in jeder Hinſicht Genuͤge leiſte. 

6: 36. Jeder hat das Recht, über gefeg: und orbnungswidriges Wer: 
fahren einer Staatsbehörde, oder Verzögerung der Entfcheidung, bei der unmit- 
telbar vorgefegten Stelle [hriftlihe Beſchwerde zu erheben, und noͤthi⸗ 
gen Falls ſtufenweiſe bis zur hoͤchſten Behoͤrde zu verfolgen. 

$. 37. Wird die angebrachte Beſchwerde von der vorgefegten Behörde 
ungegründet gefunden; fo ift legtere verpflichtet, den Beſchwerdefuͤhrer über 
die Gründe ihres Urtheild zu belehren. 

$.. 38. Glaubt der Befchwerdeführer ſich auch bei der Entſcheidung ber 
öberften Staatsbehörbe nicht beruhigen zu. koͤnnen; fo darf er die Beſchwerde 
den Ständen mit ber fchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen Haben 
ſich dieſe ‚überzeugt, daß jene Stufenfolge beobachtet worden, und bie Be: 
ſchwerde eine Berudfichtigung verdiene; fo ift ihnen auf. ihr Verlangen von 
= königlichen Geheimenrathe die nöthige Auskunft über ben Gegenftand zu 
ertheilen. 

$. 39. Der ritterſchaftliche Adel des Koͤnigreichs bildet zum 
Behuf der Wahl ſeiner Abgeordneten in die Staͤndeverſammlung und der Er: 
haltung ra ige in jedem ber vier Kreife eine Körperf haft. 

$. 40. ie Aufnahme in eine dieſer Körperfchaften hängt von ihrer 
Zuſtimmung — der Genehmigung des Koͤniges ab. In Beziehung auf die 
Aufnahme adeliger Beſitzer immatriculirter Ritterguͤter ſoll jedoch durch die 
Statute dieſer Koͤrperſchaften das Naͤhere feſtgeſetzt werden. 

6. 411 Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, wie andere Lan⸗ 
desgeſetze, verbindliche Kraft. 

$. 42, Den Mitgliedern der Ritterſchaft ſtehen alle allgemeinen ſtaats—⸗ 
bürgerlichen Rechte zu. 

Die näheren Beftimmungen über die Ausübung der im 14ten Artikel 
der Bundesacte der Ritterfchaft zugeficherten Rechte werden den Ständen 
mitgetheilt. 

Biertes Kapitel. 
Bon ben Stanatsbehörden. 
A) Allgemeine Beftimmungen. 

6. 43. Die Staatsdiener werden, ſo ferne nicht Veeſaſſung oder be⸗ 

ſondere Rechte eine Ausnahme begruͤnden, durch den Koͤnig ernannt, und 
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— die Collegialvorſtaͤnde ausgenommen — "auf: Vorſchlaͤge der ‚vorge: 
Gollegien, wobei jedesmal alle Bewerber aufzuzählen finds. 

.. 44: Miemand kann ein Staatsamt erhalten, ‚ohne zuvor ‚gefegmäßig 
t and. für tüchtig erkannt zu ſeyn. Landeseingeborne find. bei gleicher 
gkeit vorzugsweile vor Sremben zu beruͤckſichtigen. 

“ #5. . * den Dienſteid, welchen ſaͤmmtiiche Staatsdiener dem Kb 
bzulegen haben, ift bie Berpfihrung — — die Verfaſſung ge⸗ 
* zu wahren. 

. 46. Sein Staatsdiener, der ein Richteramt bekleidet, kann aus ir⸗ 
An Urfäche. ohne richterliches Erfenntniß feiner ‚Stelle entſetzt, entlaß 
der auf eine geringere verſetzt werden. 
$. 47. Ein Gleiches hat bei den übrigen. Staatsdienern Statt, wenn 
ntfernung aus der bisherigen Stelle wegen, Verbrechen oder gemeiner 
hen gefchehen fol. Es Kann aber gegen dieſelben wegen Unbrauchhar: 
md Dienftverfehlungen, auch auf Gollegialantrage der ihnen vbrgefegten 
rden und des Geheimenraths, die Entlaffung oder, Verſetzung auf ein . 
jeres Amt durch den König verfügt werben; jedoch: hat, in ‚einem foldyen 

der Geheimerath zuvor die oberſte Juſtizſtelle gutachtlich, zu vernehmen, 
ı vechtliher Dinfiht bei dem Ansage der Colieiaiſtele nichs zu erin⸗ 


ſey. 
— dieſem Grundſatze ſind auch die Vorftcher und übrigen Beamten 
Gemeinden und anderer Körperfchaften zu behandeln, 
$. 48. Die nämlichen Beitimmungen,; wie bei Entlaffungen. oder Ver: 
ngen auf eine geringere Stelle, treten bei Suspenfionen ein, welche mit 
luft des Amtsgehalts verbunden find. 
$. 49. Verſetzungen der Staatsdiener, ohne Verluſt an Gehalt und 
ig, koͤnnen nur aus erheblichen Gruͤnden und nach vorgaͤngigem Gutach— 
des Departementschefs verfuͤgt werden. 
Staatsdiener, welche ohne ihr Anſuchen verfegt werden, erhalten für 
Umzugskoſten die gefeglihe Entſchaͤdigung. 
$. 50. Für die Staatsdiener, welche buch Krankheit oder Alter zu 
rung ihres Amtes unfähig geworden find, fo wie für die Hinterbliebenen 
Staatsdiener, ift duch ein Geſetz geforgt. 
$. 51. Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, welche ‚die 
mtöverwaltung betreffen, müffen von dem Departementsminifter oder Chef 
raſignirt feyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird. 
652. Außerdem ift jeder Departementsminifter oder Chef für dasje⸗— 
! verantwortlich, was er für fich verfügt, oder was ihm, vermoͤge des 
zugewieſenen Gefchäftskreifes, zu thun oder zu verfügen obliegt. 
$. 53. Auf gleiche Weiſe ($. 52.) find auch die uͤbrigen Staatsdiener 
ı Behörden in ihrem Gefchäftskreife verantwortlich; fie haben bei eige: 
Verantwortlichkeit nur die ihnen von den geeigneten Stellen in ber ord- 
igsmäßigen Form zufommenden Anweifungen zu beobachten. 
Sind ſie im Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag ertheilte, 
u competent ſey; ſo haben ſie daruͤber bei ihrer vorgeſetzten Behoͤrde an⸗ 
tagen, fo mie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalt einer hoͤhern 
ugung Anftände finden, folche auf geziemende Weife, und unter Vermei⸗ 
ng jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden Stelle vorzutragen, im 
U eines behatrenden Beſcheides aber bie Verfügung zu befolgen. 


B) Bon dem Geheimenrath insbefondere. 
6.54 Dr Geheimerath bildet. bie oberfte, unmittelbar unter dem 
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Koͤnige ſtehende, und ſeiner Hauptbeſtimmung nach blos berathende 
Staatsbehoͤrde. 

$. 5620 Mitglieder bes Seheimencaths fi find die Minifter ober bie 
Chefs der verfchiedenen Departements und diejenigen Räthe, welche der König 
dazu ernennen wird. 

$. 56. Die Verwaltungsdepartements, an deren Spitze die verſchiede⸗ 
nen Miniſter ſtehen, ſind folgende: 

das Miniſterium der Juſtiz; 
das Miniſterium ber —— Angelegenheiten; 
das Minifterium des Innern; das des Kicchens und Schulwefens ; 
das Minifterium des Kriegsweſens, und 
das Minifterium ber Finanzen. 
657. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder des Geheimen: 
raths nach eigener freier Entfchließung. 

MWird ein Mitglied bes Geheimenraths entlaffen, ohne daß Dienftent 
fernung gegen daſſelbe gerichtlich erkannt wäre; fo behält ein Minifter vier 
taufend Gulden als Penfion, und ein anderes Mitglied des Geheimenraths 
die Hälfte feinee Befoldung, foferne dem Einen oder dem Andern nicht 
durch Vertrag eine andere Summe, welche jedoch zwei Drittel des Gehalte 
nicht uͤberſteigen wird, zugeſichert worden iſt. 

6. 58. Alle dem Könige vorzulegende Borfchläge der Minifter in wich⸗ 
tigen Angelegenheiten, namentlich in ſolchen, welche auf die Staatsverfaſſung, 
die Organiſation der Behoͤrden, und die Abaͤnderung der Territorialeintheilung, 
oder auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die Normen derſelben 

fi) beziehen, wie aud in Gegenftänden der Gefeggebung und allgemeiner 
Verordnungen, fo weit es ſich von deren Erlaffung, Abänderung, Aufhebung 
oder authentifhen Erklaͤrung handelt, müflen, foferne nicht bei Gegen: 
ftänden des Departements der auswaͤrtigen Angelegenheiten oder des Kriegs⸗ 
weſens die Natur der Sache eine Ausnahme begründet, in dem Geheimen: 
vathe zur Berathung vorgetragen, und mit deſſen Gutachten begleitet, am 
den König gebracht werden. 

$. 59. Uebrigens gehören zu dem Gefchäftskreife des Geheimenrathe 
als berathender Behörde: 

1) alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten; 
2) ar uf Entlaffung oder Zurüdfegung eines Staatsdienerd nad) 


3) Gompetenzfkreitigkeiten zwiſchen den Juſtiz- und Verwaltungsbehörden ; 

4) die Verhältniffe der Kirche zum Staate, oder auch Streitigkeiten ein— 
zelner Kirchen unter einander, wenn die Gentralftellen diefer Kirchen ſich 
nicht vereinigen Eönnen ; 

5) Alles, was dem Geheimenrathe von bem Könige zur Berathung be 
ſonders aufgetragen wird. 
$. 60. Als entfheidende und verfügende Behörde wirkt der 

Geheimerath 

1) bei Recurfen von Verfügungen ber Departementsminifter, wobei jedes: 
mal die Vorftände des Obertribunals zuzuziehen find; 

2) bei Recurfen von Straferkenntniffen dee Abminiftrativftellen, wobei 6 
Nechtögelehrte zugegen feyn müffen, deren Zahl erforderlihen Falls 
durch Mitglieder des Dbertribunals vom Prafidenten abwärts zu er 

aͤnzen if; 

3) im Falle des $. 30. 
$. 61. Kein Mitglied des Geheimenraths kann außer dem Sale, wenn 
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ber Gegenftand daſſelbe perfönlidy angeht, von ber Thellnahme an den colle⸗ | 
gialifchen Berathſchlagungen ausgeſchloſſen werden. 

| Fünftes Kapitel, 

Bon ben Gemeinden und Amtstörperfhaften. 


8.62. Die Gemeinden find die Grundlage des Staatsvereins. 
Jeder Staatsbuͤrger daher, ſoferne nicht geſetzlich eine Ausnahme be⸗ 
ſteht, einer Gemeinde als Buͤrger oder Beiſitzer angehoͤren. 

$. 63. Die Aufnahme der Gemeindebuͤrger und Beiſitzer hängt von 
ber Gemeinde ab, unter- Vorbehalt der gejegmäßigen Entfcheidung der Staats: 
behoͤrden in flreitigen Fällen. . Indeffen fegt die Erxtheilung des Bürger: 
und Beifigeechts die vorgängige Erwerbung des Staatsbürgerrechts voraus, 

$. 64. Sämmtliche zu einem Oberamte gehörige Gurken bilden 
die Amtskörperfhaft. Weränderung der Oberamtsbezirke ift Gegenftand der 
Gefeggebung. 

8. 65. Die Rechte der Gemeinden werden durch die Gemeinderäthe 
unter gefegmäßiger Mitwirkung der Bürgerausfchüffe, die Rechte der. Amte: 
Eörperfchaften ‚duch die ‚Amtsverfammlungen verwaltet, nach Vorſchrift der 
Geſebe und unter der Aufſicht der Staatsbehoͤrden. 

$. 66. Keine Staatsbehoͤrde iſt befugt, über das Eigenthum der Ge⸗ 
meinden und Amtskoͤrperſchaften, mit Umgehung oder Hintanſetzung der Vor⸗ 
ſteher, zu verfuͤgen. 

§. 67. Weber bie Amtskoͤrperſchaften, noch einzelne Gemeinden ſollen 
mit Leiſtungen und Ausgaben beſchwert werden, wozu ſie nicht vermoͤge der 
allgemeinen Geſetze, oder kraft der Lagerbuͤcher oder anderer beſondern Rechts⸗ 
titel, verbunden ſind. 

. 68. Was nicht auf oͤrtliche Beduͤrfniſſe ‚der ‚Gemeinden oder Amts: : 
koͤrpetſchaften, ſondern zu Erfuͤllung allgemeiner Landesverbindlichkeiten zu 
verwenden iſt, kann nur auf das gefammte Land vertheilt werden. 

$. 69. Saͤmmtliche Vorfteher der Gemeinden und Amtskörperfchaften 
find eben fo, wie die Staatsdiener, auf Fefthaltung der Verfaffung, und - 
insbefondere auch auf Wahrung der dadurch begründeten Rechte der Gemein: 
den und — zu verpflichten. 

Sech stes Kapitel. | 

Don dem VBerhältniffe der Kirchen zum Staate. 

8. 70. Jeder der drei im Königreiche beftehenden chriftlichen Confeffios 
nen wird freie Öffentliche Neligionsübung und der ‚volle Genuß ihrer Kirchen, 
Schul: und Armenfonds zugefichert. 

$. 71. Die Anordnungen im Betreff der innern kirchlichen Ange 
— bleiben der verfaſſungsmaͤßigen Autonomie einer jeden Kirche uͤber⸗ 
laſſen 

$. 72. Dem Könige gebührt das oberſthoheitliche Schutz⸗ und Auf— 
fidhtsrecht über die Kirchen. Vermoͤge beffelben können die Verordnungen 
der Kicchengewalt ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung des Staate: 
oberhauptes weder verfündet, noch vollzogen werden, 
£ $. 73. Die Kirhendiener find in Anfehung ihrer bürger: 
lihen Handlungen und VBerhältniffe der weltlihen Obrig— 
feit unterworfen. 

$. 74. Kirchen- und Schuldiener, welche durch Altersſchwaͤche ober 
eine ohne Hoffnung der Wiedergenefung andauernde Kränklichkrit zur Berfe: 
bung ihres Amtes unfähig werden, haben Anſpruch “| einen angemeflenen 
lebenslaͤnglichen Ruhegehalt. 
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$.:75.: Das Kirchenregiment ber evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche wird 
durch das Eönigliche Gonfiftorium: und. den: Synodus nad ben beftehenden, 
oder Fünftig zu erlaffenden verfaffungsmäßigen Gefegen verwaltet. 

$. 76. Sollte in künftigen Zeiten fich der Fall ereignen, daß der Kö- 
nig einer andern, als der evangelifhen Gonfeffion, zugethan ‚wäte; fo treten 
alsdann in Hinficht auf deſſen Episcopaltechte bie dahin gehörigen Beitim- 
mungen ber frühen Neligionsreverfalien ein. 

$. 77. Die abgefonderte Verwaltung des evangelifchen Kiechenguts des 
vormaligen Herzogthums Wuͤrtemberg wird wieder hergeftellt.— Zu dem Ende 
wird ungefäumt eine gemeinfchaftliche Commiſſion niedergefeßt, welche zuför- 
derft mit der Ausfcheidung des Eigentums diefer Kicche in dem alten Lande, 
und 'mit Beftimmung der Theilnahme der Kirche gleicher Gonfeffion in den 
neuen Lanbestheilen ſich zu befchäftigen, und fodann über bie künftige Ver⸗ 
waltungsart deſſelben Vorſchlaͤge zu machen hat. 

F. 78. Die Leitung der innern Angelegenheiten ber katholiſchen Kirche 
fteht dem Landesbifchoff nebft dem Domcapitel zu. Derfelbe wird in diefer 
Hinſicht mit dem Gapitel alle diejenigen Rechte ausüben, welche nach ben 
Gtundfägen bes katholiſchen Kirchenrechts mit jener Wuͤrde weſentlich ver⸗ 
bunden ſind. 

F. 79. Die in der Staatsgewalt begriffenen Mechte über die katholi⸗ 
fche ah merden von dem Könige durch eine aus Fathofifchen Mitgliedern 
beftehende Behörde ausgeuͤbt, welche auc bei Beſetzung geiftlicher Aemter, 
die vom Könige abhängen, jedesmal um ihre Vorfchläge vernommen wird. 

6, 80. Die Eatholifchen Kicchendiener genießen eben biefelben perfönlichen 
Vorrechte, welche den Dienern der proteftantifchen Kirchen eingeräumt find. 

$. 81. Auch ‚wird darauf Rüdficht genommen werden, daß Fatholifche 
Geiftliche, welche ſich durch irgend ein Vergehen die Entfegung vom Amte 
zugezogen haben, ohne zugleich ihrer geiſtlichen Würde verluftig geworden zu 
feyn, ihren hinreichenden Unterhalt finden. 

$. 82. Die Eatholifche Kirche erhält zur Beſtreitung derjenigen kirch⸗ 
lichen Bebürfniffe, wozu feine örtlichen Fonds vorhanden find, oder die vor: 
handenen nicht zureichen, und befonders für die Koften ber höhern Lehran: 
ftalten, einen eigenen, diefen Zwecken ausfchlieglih gemwidmeten, Kicchenfond. 
Zum Behufe dee Ausfcheidung deffelben von Staatsgut, und der nähern 
Beftimmung der künftigen Verwaltungsweife, wird auf gleiche Art, wie oben 
($.. 77.) bei dem altwürtembergifchen Kirchengute fefigefegt ift, eine Com: 
mifjion niebergefegt werben. 

$. 83. Mas die in dem Königreiche befindlichen teformirten Kirchen: 
gemeinden betrifft; fo wird fowohl auf Verbeſſerung ihrer Eicchlichen Eins 
richtung, und befonders ihrer Unterrichtsanftalten, als auch auf Yusmittelung 
hinreichender Einkünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen: und Schuldiener, und 
zur. Beftreitung der übrigen kirchlichen Bebürfnijfe geforgt werden. 

$. 84. Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren und niede— 
ren Unterrichtsanftalten jeder Art, und namentlich ber Landesumiverfität, wird 
aud künftig auf das zweckmaßioſte geſorgt. 

Siebentes Kapitel. 
Bon Ausübung ber Staatsgemalt. 

$. 85. Der König vertritt den Staat in allen feinen Verhaͤltniſſen 
gegen auswärtige Staaten. Es kann jedoch ohne Einwilligung der 
Stände durch Berträge mit Ausmärtigen fein Theil bes 
Staatsgebiets und Staatseigenthbums veräußert, Peine neue 
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ft auf das Königreich und deffen Ungehörige übernommen, 
ıd kein Landesgefeg abgeändert ober aufgehoben, keine 
erpflichtung, welche den Rechten ber Staatsbürger Ein: 
29 than würde, eingegangen, namentlih aud kein Hans 
lsvertrag, weldher eine.neue gefeglihe Einrichtung zur 
Age hatte, und kein Subfidienvertrag zu. Verwendung der 
niglihen Truppen in einem, Teutſchland— nicht betzeffemn 
n, Kriege geſchloſſen werden. 

‘6. 86: Der König wich von ben: Tractaten und Blndniſſen welche 
a ihm mit auswärtigen Mächten angeknuͤpft werden, Die Stände in Kennt⸗ 
; fegen,, fobald e8 bie Umſtaͤnde erlauben. Ä 

8. 87. Alle Subfidiens und Kriegscontributionen, fo wie — aͤhn⸗ 
ee Entſchaͤdigungsgelder und ſonſtige Erwerbungen, welche dem Könige, 

Folge eines Staatsvertrags, — oder Krieges, ad Theil wers 
ı, find Staatseigenthum. | 

8. 88, Ohne Beiftimmung ber Stände kann fein Gefeg 
geben, aufgehoben, abgeändert oder authentifh erläutert 
:rden. 

‘8 89. Der König hat aber das Recht, ohne. bie Mitwirkung ber 
aͤnde bie zu Vollſtreckung und‘ Handhabung ber Geſetze erforderlichen Ver⸗ 
mungen und Anſtalten zu treffen, und in dringenden Faͤllen zur Sicher⸗ 
t des Staats das Noͤthige vorzukehren. 

$. 90. Eben dieſe Beftimmungen ( S. 88,, 89.) finden auch 

den Sefegen, Verordnungen und Anftalten” im Landespolheiweſen Statt. 
$. 91. Alte Geſetze und Verordnungen, welche mit einer ausdruͤckli— 
n Beftimmung der gegenwärtigen Berfaffungsurkunde im Widerſpruch ſte⸗ 
1, find Hierdurch aufgehoben.“ Die “übrigen find der verfaffungsmäßigen 
viſton unterworfen. | | — 
. 92. Die Gerichtsbarkeit wird, im Namen des Königs und unter 
Ten Oberaufficht, durch collegialiſch gebildete Gerichte, in gefeglicher Inſtan⸗ 
ordnung verwaltet. | 

8.93. Die Gerichte, ſowohl die bürgerlichen als die peintichen, 

nd innerhalb der Gränzen ihres Berufs unabhängig. 


$. 94. Der Eöniglihe Fiscus wird in allen Heatrechtsſtreitigteiten 
den ordentlichen Gerichten Recht geben und nehmen. 


$. 95. Keinem Bürger, der ſich durch einen Act der Staatsgewalt 
ſeinem, auf einem beſondern Titel beruhenden, Privatrechte ase glaubt, 
nn der Weg zum Nichter verfchlöffen werden, 


$. 96. ‚Die Exkenntniffe der. Griminalgerichte bedürfen, um in Meter 
ıft überzugehen, keiner Be Ätigung des Megenten. 

$. 97. Dagegen fteht dem Könige zu, Straferkenntniffe, — des 
egnadigungsrechts, auf erforderten und erſtatteten Bericht des erken⸗ 
nden Gerichts, aufzuheben oder zu mildern. Es find daher die Criminal: 
richte nicht. nur. verbunden, in ſchweren Fällen die Acten fammt ihrem Er: 
nntniffe, vor ber Eröffnung deſſelben, durch das Eöniglihe Juſtizminiſterium 
m Könige zum Behuf einer etwaigen Begnadigung vorzulegen, fondern es 
nn auch, nach Eröffnung. des Erkenntniffes, der Verurtheilte fih an. die 
nade des Königs wenden. 

Auf gleiche Weife kann auch, wenn, nad) dem Gutachten des Eönigli- 
en Juftizminifteriums, binlänglihe Gründe dazu vorhanden ſind, vermöge 
s, dem: Könige zuftehenden, Abolitionsrechts,. und che dag Verbrechen oder 
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Vergehen unterfucht, ober Uber die Beſtrafung erkannt worden ift, alles 
Verfahren. gegen den Befchuldigten .eingeftellt und niedergefchlagen werden. 

Der König wird jedoch bei Ausübung ſowohl des einen, ald des ans 
bern Rechtes darauf Rüdficht nehmen, daß dem Anfehen und der Wirk: 
famteit der Strafgefege dadurch nicht zu nahe getreten werde. | 

$. 98. Die Strafe ber Bermögensconfiscation ift allge: 
mein aufgehoben. 

$. 99. Was bie Militairverfaffung betrifft; fo wird bie 
Baht der, zu Ergänzung des koͤniglichen Militairs jährlid 
erfordberlihen, Mannfhaft mit ben Ständen verabfhiedet. 

. 100. Die Auswahlorduung, die nähere Bezeichnung der übrigen 
Zandesvertheibigungsanftalten und der Verbindlichkeit der Staatsbürger, ſich 
außerhalb des vegulairen Mititairs zu dem MWaffendienfte tüchtig zu machen; 
die. bürgerlichen Verhaͤltniſſe der, unter dem Militaie befindlichen, Staats: 
angehörigen, die militaicifchen Strafgefege, wie auch die Beftimmung. der 
Säle, in welchen das koͤnigliche Militair ausnahmsweiſe bei den Bürgern 
einguartiert werben kann, find Gegenftände ber: Geſetzgebung unb Geſet⸗ 
reviſi on. 

F. 101. Für die Unterftügung der Militairperſonen, welche im Dienſte 
des Vaterlandes ihre Kräfte aufgeopfert _ fo wie ihrer Dintexbliebenen, 
ift durch ein Gefeg geforgt. 

Achtes he 

Bon dem Zinanzwefen. 

$. 102. Saͤmmtliche, zu dem vormaligen herzoglichen Familienfidel⸗ 
commiſſe gehoͤrige, ſo wie die von dem Koͤnige neu erworbenen Grundſtuͤcke, 
Gefaͤlle und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausſchuß des ſogenannten Hof— 
domainenkammerguts, das koͤnigliche Kammergut. 

8103. Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben 
ben perfönlihen Bedürfniffen des Königs, als Staatsober— 
hbaupts, und der Mitglieder des Eöniglihen Haufes, auch den 
mit der Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, fo weit 
es möglich ift, zu beftreitenz es kommt ihm daher die Eigenſchaft ei⸗ 
nes, von dem Koͤnigreiche unzertrennlichen, Staatsgutes zu. 

$. 104. Für den Aufwand, welchen die Beduͤrfniſſe des Königs und 
der Hofſtaat erfordern, wird, auf die Regierungszeit eines jeden Königs, eine 
theils in Geld, theils in Naturalien beſtehende Civilliſte verabſchiedet, de— 
ren Betrag in beſtimmten Raten an die, von dem Koͤnige zu benennende, | 
Berwaltungsftelle abgegeben wird. 

105. Die Apanagen, Witthume, Heirathsgüter und andere ber: 
gleichen Leiftungen, welche die Mitglieder des Eöniglihen Haufes in Ans 
ſpruch zu nehmen haben, werden an biefe von ber Staatskaffe unmittelbar 
entrichtet, 

$. 106. Die Koften der Hofhaltung des Reichsverweſers werden aus. 
den Mitteln der Givitlifte beſtritten; die Apanage beffelben wird bis zum 
Betrag der einem Kronprinzen gebührenden erhöht. 

$. 107. Das Kammergut ift in feinem twefentlihen Beſtande zu er 
halten, und kann daher ohne Einwilligung der Stände weder durch Veraͤu⸗ 
ßerung vermindert, noch mit Schulden oder fonft mit einer bleibenden Laſt 
befchwert werben. 

As eine Verminderung des Kammerguts iſt es jedoch nicht anzuſehen, 
wenn zu einer entſchieden vortheilhaften Erwerbung ein. Geldanlehen aufge: 
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nommen, oder zum Vortheil de Ganzen eine Veräußerung oder Austau⸗ 
ſchung einzelner minder bedeutender Beftandtheile beffelben vorgenommen wird, 
Es muß aber den Ständen in jedem Jahre eine genaue Berechnung über 
‚den Erlös aus ſolchen Beräußerungen und über deſſen Wiederverwendung 
zum Grundſtock vorgelegt werden. 

Auch iſt unter Veraͤußerung der Fall nicht begriffen, wenn vom Könige 
ein heimfallendes Lehen zur Belohnung ausgezeichneter Verdienſte um den 
Staat wieder verliehen wird, 

$. 108. Das oben ($. 102.) erwähnte Hofdomainenfammergut ift 
ein Privateigenthum ber Eöniglihen Familie, deffen Verwaltung und 
Benugung dem Könige zufteht. Der Grundftot darf nicht vermindert wer: 
den; es gelten jedoch, was die Aufnahme von Geldanlehen zu einer vors 
theilhaften Erwerbung, und die Veräußerung oder Austaufchung einzelner 
minder bedeutenden Beftandtheile zum Wortheile des Ganzen betrifft, die im 
dem vorigen $. bei dem Kammergut angegebenen VBerwaltungsgrundfäge. 
: Bu den allgemeinen Landeslaften liefert das Hofdomainens 
tammergut feinen Beitrag, und zwar, fo weit es bisher 
fteuerfrei war, gleich andern früher fleuerfreien Gütern. 

So weit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, 
wird der Staatsbedarf durch Steuern befkittn. Ohne Verwilli— 
gung ber Stände kann weder in Kriegs-, noch in Friedens: 
zeiten eine directe oder inbirecte Steuer anegemeienin, oder 
erhoben werden. 

$. 110, Dem Anfinnen einer Steuerverwilligung muß jedesmal eine 
genaue Nahmeifung über die Nothmwendigkeit oder Müglichkeit der zu 
macyenden Ausgaben, über die Verwendung der frühem Staatseinnahmen 
und über die Unzulänglichkeit der Kammereinkünfte vorangehen. 

111. Zu dem Ende hat ber Finanzminifter den Sauptetat ben 
Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die einzelnen Minifter haben dig Aus: 
gaben für ihre Minifterien zu erläutern. 

$. 112. Der von den Ständen anerkannte und — Haupt⸗ 
etat iſt in der Regel auf drei Jahre gültig. 

$. 113. Die Berwilligung an Steuern darf nit an -Beblngungen 
geknüpft werben, welche die Verwendung dieſer Steuern nicht unmittelbar 


betreffen. 


$. 114. Die auf einen gewiſſen Zeitraum verwilligten Jahresſteuern 
werben, nach Ablauf diefes Zeitraums, in gleihem Maaße, auch im er 
fien Drittel des folgenden Jahres, auf Rechnung der neuen Berwilligung, 
eingezogen. 

$. 115. Die verwilligten Steuern werben auf bie Amtskörperfchaften 
ausgefchrieben, und von diefen ſowohl auf bie einzelnen Gemeinden, als auch 
auf bie, in feinem Gemeindeverbande ftehenden, Güterbefiger vertheilt. Lege 
tere Kiefern ihre Steuerantheile unmittelbar an bie Amtspflegen, 

$. 116. Bon den Amtspflegern, fo wie von ben Obereinbringern der 
indirecten Steuern, werben die Steuergelder theild an die Staatskaffe, theils 
an die Schuldenzahlungskaffe, nach der deshalb bei der WVerwilligung zu 
treffenden Verabſchiedung, eingeliefert. Die erwähnten Steuereinnehmer find 
dafür verantwortlich, daß fie die eingehenden Steuergelder unter keinem Vor⸗ 
wand an eine andere, als an die, durch die Verabſchiedung beſtimmte, Kaſſe, 
oder auf eine, von derſelben im geſetzlichen Wege ausgeſtellte, Anweiſung 
verabfolgen. 

F. 1417. Die hoͤhere Leitung des Einzugs der directen und inbivecten 
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Steuern iſt einer Centralbehoͤrde übertragen. Diefe hat die Accorde uͤber in⸗ 
directe Steuern zu fehließen, die Nepartition der directen zu entwerfen, für 
deren Beitreibung zu forgen, über Steuernachläffe, nach verabfchiedeten Grund» 
fügen, Anträge zu machen, und. biele, fo mie die Steuecrepartition, dem 
Finanzminiſterium vorzulegen. 
8. 118. Das Sinanzminifterium hat ben Ständen bie ihm vorgelegte 
Steuerrepartition, fo wie monatlich ben Kaffenberiht über die eingegan- 
genen Steuern und etwaigen Ausſtaͤnde, mitzutheilen. 

$. 119. Die Staatsfhuld, worunter auch diejenige begriffen iſt, 
welche derzeit noch auf den neuen Landestheilen haftet, ift unter die Ge— 
währleiftung der Stände gefellt. 

$. 120. Die Schuldenzahlungskaffe wird, nad den Normen eines zu 
verabfchiedenden Statut von fländifchen, duch die Negierung beftätigten 
Beamten, unter Leitung und Verantwortlichkeit der Stände, verwaltet. 

121. Es werden dem ftändifchen Ausfhuffe monatlihe Kaſſenbe— 

richte geboppelt ausgefertigt übergeben, und jener hat jedesmal Ein Erem⸗ 
plar dem Finanzminiſterium mitzutheilen. 

$. 122. Der Regierung ſteht, vermoͤge des Oberaufſichtsrechts, frei, 
von dem Zuftande diefer Kaffe zu jeder Zeit Einfiht nehmen zu laffen. 

$. 123. Die Sahresrechnung über diefelbe wird von einer Eöniglichen 
a jtändifchen Commiffion abgehört, das Nefultat aber öffentlich durch den 
Druck bekannt gemacht. 


Ei Neuntes Kapitel. 
Bon den Landftänden. 


. 8.124. Die Stände find berufen, die Rechte des Landes 
in dem, durch die Verfaffung beftimmten, Verhältniffe zum 
Regenten geltend zu machen. Vermoͤge dieſes Berufes, haben, fie 
bei Ausübung der Geſetzgebungsgewalt duch ihre Einwilligung 
mitzuwirken, in Beziehung auf Mängel oder Mißbraͤuche, die fih 
bei der Staatsverwaltung ergeben, ihre Wuͤnſche, Borftellungen und Bes 
fhwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen verfaſſungswidriger Hand⸗ 
lungen Klage anzuſtellen, die, nach gewiſſenhafter Pruͤfung, fuͤr noth— 
wendig erkannten, Steuern zu verwilligen, und uͤberhaupt das unzer⸗ 
trennliche Wohl des Koͤnigs und des Vaterlandes mit treuer Anhänglichkeit 
an die Grundfäge der Verfaſſung zu befördern. 

$. 125. . Angelegenheiten, welche, der ($. 124.) angegebenen Beſtim⸗ 
mung zu Folge, vor die gefammten Stände gehören, werden in feinem 
Falle, weder von dem Könige und der Regierung, noch von den. Landftän: 
den und dem ftändifhen Ausſchuſſe, an einzelne Stände gebracht, oder bie 
Erklärungen einzelner jländifcher Mitglieder, Städte oder Oberamtsbezirke dar 
über eingeforbert werden. 

$. 126. Der Geheimerath ift die Behörde, durch welche ſowohl der 
König feine Eroͤffnungen an die Stände erlaſſen wird, als auch letz— 
tere ihre. Erklärungen, Bitten und? Wünfhe an den König zu beim 
gen haben. 

Der Geheimerath hat bdiefelben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn 
er nicht Anftände dabei findet, welche ihn veranlaffen, vor ber Borlegung an 
den König mit den Landitänden Rüdfpradje. zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen auf: die: Berfaffung 
gegruͤndeten Berichten und Gutachten zu begleiten. 

„127. Der König. wird aller .brei Jahre die: Berfanimäung 
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der Stände (Landtag) einberufen; und ‚auferordentlicherweife, ſo oft es 

zur Erledigung wichtiger ober dringender Landesangelegenheiten erforderlich ift. 
Auch werben bei jeder Negierungsveranderung die Stände — der 
erſten vier Wochen verſammelt werden. 

6. 128. Die Stände theilen ſich in zwei Kammern. | 

$. 129. Die erjte Kammer (Kammer der Standesherren) beſeht 
4) aus den Prinzen des koͤniglichen Hauſes; 

2) aus: den Häuptern der. fürftlichen und graͤflichen Somilim,. und din 
Vertretern der ftandesherrlichen Gemeinſchaften, auf deren Befigungen 

.  . vormals eine Reichs- oder Kreistagsftimme geruht hat; . 
3) aus den von dem Könige erblich oder auf Lebenszeit ernannten Mite 
— gliedern. 

‘6. 130. Bu erblichen Mitgliedern wird ber König nur ſolche Grund: 
befiger aus dem ſtandesherrlichen oder ritterfhaftlichen Adel ernennen, welche 
von’ einem mit Fideicommiß belegten, nad dem Rechte der Erſtgeburt ſich 
vererbenden, Grundvermögen im Königreihe, nach Abzug der Binfen aus ben 
darauf haftenden Schulden, eine jährlihe Rente von fehstaufend 
‚Gulden beziehen. 

131. Die lebenslänglihen Mitglieder werdeu vom Könige, 
ohne Ruͤgſi ht auf Geburt und Vermögen, aus den wuͤrdigſten Staatsbuͤr⸗ 
gern ernannt, 

$. 132. Die Zahl fämmtlicher, von dem Könige: erblich ober auf le⸗ 
benslang ernannten, Mitglieder kann den dritten Theil der übrigen Mitgliedet 
der erſten Kammer nicht uͤberſteigen. 

$. 133. Die zweite Kammer (Kammer ber Abgeordneten). ift zus 
fammengefest: 

4) aus 13 Mitgliedern des vitterfchaftlichen Adels, welche von dieſem aus 
ſeiner Mitte gewaͤhlt werden; | 

2) aus-den 6 proteflantifhen Generalfuperintendenten ; 

3) aus dem Landesbifhoff, einem von dem Domkapitel aus deffen Mitte 
gewählten Mitgliede, und dem ber Amtszeit nad) älteften Decan fa: 
tholifcher Gonfeffion ; 

4) aus dem Kanzler der Landesuniverfität; - 

5) aus einem gemählten Abgeordneten von jeder ber Städte Stuttgart, 
Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und. Reutlingen ; 

6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Oberamtsbezirke. 

6. 134. Der Eintritt in die erſte Kammer geſchieht bei den Peinzen 
des Königlichen Haufes und ben Übrigen erblihen Mitgliedern nach zuruͤckge⸗ 
fegtem Alter der Minderjährigkeit, deren Dauer bei den erfteren von der haus: 
geſetlichen , bei den letzteren von ber gemeinrechtlichen Beſtimmung abhängt. 

In die zweite Kammer kann Feiner gewählt werden, welcher noch nicht 
das dreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat. 

$. 135. Die allgemeinen Erforderniſſe eines Mitglieds der Staͤndever⸗ 
— ſind folgende: 

1) daſſelbe muß einem der drei chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe angehoͤren, 
und das wuͤrtembergiſche Staatsbuͤrgerrecht haben; 

2) daffelbe darf weder in eine Criminalunterfuhung verflochten, noch duch 
gerichtliches Erkenntniß zur Dienftentfegung, zur Feſtungsſtrafe mit 

Zwang »zu ‚Öffentlichen Arbeiten. oder angemeſſener Befchäftigung, oder 

zum Zuchthaus verurtheilt werden, oder megen eines angefhulbigten 
Verbrechens blos von. ber Inſtanz entbunden ſeyn; 


3) 6 dan Fin Goncuns gegen Daft gerichtfich. eff feynz: und ſelbſt 
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nach geendigtem Concursverfahren dauert ſeine Unfaͤhigkeit fort, wenn 

es wegen Vermoͤgenszerruͤttung geſtraft worden iſt. Jedoch werden bie 

erblichen Mitglieder der erſten Kammer durch die Ernennung einer De⸗ 
bitcommiſſi on von der Stimmfuͤhrung nicht ausgeſchloſſen, wenn ihnen 
eine Competenz von wenigſtens zweitauſend Gulden ausgeſetzt iſt. 
Endlich 

4) darf ein Mitglied der Staͤndeverſammlung weder unter väterli- 
her Gewalt, noch unter Bormundfhaft, noch unter Pri- 
vatdienfiherrfhaft ftehen. 

$. 136. Die 13 ritterfchaftlihen Mitglieder der zweiten Kammer werden 
von den immatriculirten Befigern oder Theilhabern der Rittergüter nad) den 
vier Kreifen des Königreichs, in den Kreisftädten, unter der Leitung des be= 
treffenden Regierungspräfidenten, mit Zugiehung zweier Mitglieder der Ritter 
fchaft, aus fammtlichen Mitgliedern ritterfchaftlicher Familien gewählt. 

$. 137. Die Abgeordneten von den Städten, die eigenes Landſtand⸗ 
fchaftsrecht haben, und von den Oberamtsbezirken werden durch die befteuers 
. ten Bürger jeder einzelnen Gemeinde gewählt. 

$. 138. Die Zahl der Wählenden verhält ſich zur Zahl der ſaͤmmt⸗ 
lichen Bürger einer Gemeinde wie 1 zu 7, fd daß 3. B. auf 140 Bürger 
(ungefähre 700 Einwohner) 20 Wahlmänner fommen. | 

$. 139. Zwei Drittheile der MWahlmänner beftehen aus denjenigen 
Bürgern, welche im nächftvorhergegangenen Finanzjahre die hoͤchſte ordent— 
liche directe Steuer, fey es aus eigenem oder aus nußnießlihem Wer: 
mögen, an den Staat zu errichten hatten. Diefe werben jedesmal vor An= 
ftellung einer Wahl von dem Ortsvorſteher, nebft dem Steutereindringer, dem 
Dbmann des Bürgerausfhuffes und dem Rathsſchreiber, oder wenn defjen 
Amt mit der Stelle eines Ortövorftehers vereinigt ift, dem erften Gemeinde— 
rath, aus dem Steuerregifter, ald Wahlmänner ausgezeichnet. 

$. 140. Das legte Drittheit der Wahlmänner wird von den übri: 
gen Steuercontribuenten, unter der Leitung des Ortsvorſtehers, mit Zuziehung 
der ($. 139.) erwähnten Perfonen, gewählt. Die Stimmen müffen einzeln 
(im Durchgang) abgegeben werden. 

$. 141. Die Lifte der Wahlmänner, fowohl derjenigen, welche wegen 
der. Größe ihres Steuerantheils von felbft zur Wahl berechtigt find, als der 

gewählten, wird der Gemeinde bekannt gemacht. 
| ‘6. 142. Zur Ausübung des MWahlrechts jeder Art” werden eben bie 
perfönlichen Eigenfchaften erfordert, welche nad) $. 135. der Abzuordnende 
—— haben muß, nur mit der Ausnahme, daß das Alter der Volljaͤhrigkeit 
hinreicht. 

$. 143. Eine gültige Wahl kommt nur durch die Abſtimmung von 
wenigftens zwei Drittheilen der Wahlberechtigten zu Stande. 

Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht durch einen Bevollmächtigten 
gefchehen, den Fall ausgenommen, wenn der Wahlberechtigte duch Dienft: 
N verhindert ift, fih am Wahlorte einzufinden. 

$. 144. Die Wahlen gefchehen nach relativer Stimmenmehrheit; jedoch 
darf dieſe niemals weniger als den dritten Theil der abgegebenen Stimmen 
betragen. Nur in dem Falle bes $. 140. findet die letztere Beſchraͤnkung 
nicht Statt. 

Im Falle der Stimmengleichheit zwiſchen zwei Gewaͤhlten geht der Ael⸗ 
tere dem Juͤngern vor. 

Niemand kann ſich ſelbſt die Stimme geben. 

F. 146. Wer in mehreren Kreiſen als Rittergutsbeſitzer oder in meh: 
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reren Orten als Gemeindebürger befteuert wird, kann in mehreren Kreifen 
oder Gemeinden das Wahlrecht ausüben. 

$.. 146. Waͤhlbar ift jedet, welchem bie oben ($. 134. und 135.) 
vorgefchriebenen Eigenfhaften nicht fehlen. Jedoch können Staatsdiener 
nicht innerhalb des Bezirks ihrer Amtsverwaltung, und Kirchendiener 
nicht innerhalb des Oberamtsbezirkes, in welchem fie wohnen, gewählt wer: 
den, und eine anderwärts auf fie gefalene Wahl nur mit Genehmigung der 
* vorgeſetzten hoͤchſten Behoͤrde annehmen. 

Auch koͤnnen weder die Haͤupter der ſtandesherrlichen Familien, noch 
bie Rittergutsbefiger gewaͤhlt werden. 

$. 147. Die Wahlmänner eines Kreifes, eines Oberamts ober einer 
- Stadt find in Anfehung der Perfon des Abgeorbneten niht auf ihren 
Wahlbezirk beſchraͤnkt; fie können auch einem anderswo im Königreiche 
wohnenden Staatsbürger ihre Stimme geben. Wer aber an mehreren Orten 
gewählt worden ift, kann nur Eine der auf ihn gefallenen Wahlen annehmen. 

$. 148. Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohn zugleich Mitglieder 
ber Ständeverfammlung werben; fo wird, wenn der Vater nicht aus eigener 
Entſchließung zuruͤcktritt, der Sohn durch denfelben ausgefchloffen. 

8.149. Was das Wahlverfahren betrifft; fo müffen von den Staͤd⸗ 
ten und Oberamtsbezirken längftens binnen acht Tagen, von der Zeit an, da 
das Einberufungsrefcript zu ihrer amtlichen Kenntniß gekommen ift, die Kiften 
ſaͤmmtlicher Wahlmänner an das Dberanıt eingefchidt werden; worauf fodann 
von legterer Behörde Längjtens binnen zehn Tagen, von dem Empfange jenes 
Referipts am gerechnet, ein Wahltermin zu beflimmen ift, deſſen ˖ Bekannt: 
mahung acht Tage vor dem Eintritte gefchehen muß. 

$. 150. Die Wahl gefchieht in der Amtsſtadt durch die perfönlich ans 
weſenden Wahlmänner vermittelft der Uebergabe eines von ihnen gefchriebenen 
oder wenigftens unterfchriebenen, oder, wenn der Wahlmann nicht ſchrei⸗ 
ben kann, mit deſſen beglaubigtem Handzeichen, ftatt der Unterfchrift, vers 
fehenen Stimmzettels. 

$. 151. Die Leitung der Wahl fteht dem Oberamtmann zu, bei den . 
zu eigener Landſtandſchaft berechtigten Staͤdten, unter Zuziehung eines aus 
wenigſtens vier Perſonen beſtehenden Ausſchuſſes von dem Stadtrathe und 
dem Buͤrgerausſchuſſe; bei den Oberamtsbezirken beſteht dieſer Ausſchuß aus 
vier Mitgliedern der Amtsverſammlung, nebſt einem Mitgliede des Buͤrger⸗ 
ausſchuſſes von der Stadt und einem von dem Lande; das Protocoll hat 
der betreffende Actuar zu fuͤhren. 

Die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes ſind nicht waͤhlbar in ihrem Bezirke, 
und eben ſo wenig bei den Wahlen der Ritterſchaft die zur Leitung der Sehe 
handlung zuzuziehenden ritterfchaftlichen Mitglieder ($. 136.). 

$. 152. Die MWahlhandlung darf nicht über drei Tage dauern, welche 
ſich in ununterbrochenen Reihen folgen muͤſſen. 

$. 153. Kann oder will der Gewaͤhlte die Wahl nicht annehmen; fo 
kann der nächfte in der Stimmenzahl für ihn eintreten, vorausgefegt, daß 
biefer nicht weniger als den dritten Theil der abgelegten Stimmen erhalten 
hat; außerdem muß eine neue Wahl vorgenommen werden. 

Das Legtere muß dann auch gefchehen, wenn nach bereit6 angenommes 
ner Wahl die Stelle des Abgeordneten twieder erledigt wird. 

8. 154. Nach dem Schluſſe der Wahlhandlung muß für den Gewaͤhl⸗ 
ten zu deſſen Legitimation eine Wahlurkunde mit der Unterſchrift ſaͤmmtlicher 
zur Leitung und Beurkundung der Wahl zugegen geweſenen BR aus: 
gefertigt werden. 

I. 29 
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$., 155. Der Gewaͤhlte iſt als Kbgsorbueter, — des einzelnen 
Wahlbezirks, ſondern des ganzen Landes anzufehen. 

Es kann ihm. baher auch Feine Inftruction, an welche er bei feinen 
künftigen Abftimmungen in der Ständeverfammlung gebunden wäre, ertheilt 
werben. 

$. 156. Die Mitglieder beider Kammern haben ihre Stimmrecht. in 
Perſon auszuüben ; nur den erblihen Mitgliedern der erften Kammer ift ges 
' ftattet, ihre Stimme einem andern in der Verſammlung anwefenden Mit 
gliede biefer Kammer, oder einem Sohne, oder dem fonftigen präfumtiven 
Nachfolger in der Standesherefhaft zu übertragen. | 

Dieſes beſondere Recht der Stimmenuͤbertragung kann auf gleiche Weiſe 
auch fuͤr einen wegen Minderjaͤhrigkeit oder anderer perſoͤnlichen Unfaͤhigkeit 
unter Vormundſchaft ſtehenden Standesheren von deſſen Vormund ausgeuͤbt 
werden. 

In jedem Fall aber kann ein Mitglied der erſten Kammer oder ein 
Stellvertreter deffelben niemals mehr als Eine übertragene Stimme führen. : 

$. 157. Alle ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Abge— 
ordneten, welche nicht Amtshulber Sig und Stimme in der zweiten Kams 
mer haben, vorgenommen werden; bie bisherigen [ind wieder 
wählbar, 

$. 158. Während biefes fechsjährigen Zeitraums erfolgt der Austritt 
eines Mitgliedes der Kammer, außer dem Falle des freiwilligen Entfchluffes 
oder der gerichtlich erkannten Ausjchliefung ($. 199.), nur dann, wenn 
. 4) ein Mitglied das Grundvermögen, den Stand oder dus Amt, worauf 

deffen Befähigung beruht, zu befigen aufhört; 
Ä 2 wenn das Mitglied in der Zwiſchenzeit eine der oben ($. 135.) feſt⸗ 
gefegten Eigenfchaften verliert, 
In ſolchen Fällen wird, wenn das austretende Mitglied ein gewählter 
‚ Abgeordneter war, eine neue Wahl’ von einem neuen Wahlcollegium vorges 
nommen. 

$. 159. Die Mitglieder beider Kammern haben fid vor Eröffnung 
des Landtags zu legitimiren, und zu dem Ende einige Tage vor dem in dem 
Einberufungsreferipte vorgefchriebenen Termin an dem beflimmten Orte der 
Berfammlung fih einzufinden. Die Legitimation gefchieht, für den erften 
künftigen Landtag, auf die bisher übliche Weiſe, in der Folge aber bei dem 
ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe ($. 187.) durch Vorlegung des Einberufungsſchreibens, 
welches in dem ($. 156.) erwähnten Falle der Stimmuͤbertragung mit der 
hierauf gerigpteten Vollmacht begleitet feyn muß, und vermittelft der Mahl: 
urkunde, Ä 
Die zur Verfammlung aufs neue. gewählten Mitglieder bes Ausſchuſſes 
ſelbſt werden zur Pruͤfung ihrer eigenen Legitimation durch die zuerſt legiti— 
mirten Abgeordneten erſetzt. 

Es haͤngt von dem Koͤnige ab, zu dem Legitimationsgeſchaͤfte Commif: 
farien abzuordnen, | 

$. 160. Die erfte Kammer wird duch die Anweſenheit ber Hälfte, 
die zweite Kammer. durch das ‚Erfcheinen von zwei Drittheilen ihrer Glieder 
als voliftändig befegt angefehen. 

Der ftändifche Ausfchuß hat am Tage vor dem, in dem Einberufungs⸗ 
fehreiben beſtimmten, Zermin dem beimentach⸗ von dem Erfolge des 
timationsgeſchaͤfts Anzeige zu machen. 

Der Koͤnig wird hierauf, wenn jene Zahl durch ſolche Abgeordnete er⸗ 
fuͤllt iſt, bei deren Legitimation ſich kein Anſtand gefunden hat, den Land 
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tag in- den für diefen Fall vereinigten Kammern eröffnen; wobei der vom 
König ernannte Präfident der erſten Kammer, oder, wenn noch feiner ernannt 
iſt, derjenige, welcher es bei der vorigen Verſammlung war, die Stelle des 
Vorftandes vertritt, 

Die Legitimation ber etwa fpäter eintreffenden Mitglieder, fo wie die 
Erledigung der noch übrigen Legitimationsunftinde, gefchleht bei der betreffen: 
den Kammer. Das Refultat muß dem Geheimenrathe vorgelegt werden, 
und ift der andern Kammer davon Nachricht zu ertheilen, 

$. 161. Sollte bei Einberufung eines Landtags eine der beiden Kam: 
mern nicht in der nach $. 160. erforderlichen Anzahl zufammentommen; fo 
wird fie als einmilligend in bie VBefchlüffe der andern angefehen. Jedoch 
fteht in diefem Falle den erſchienenen Mitgliedern der unvollzähligen Kam: 
mer frei, ben Sigungen der andern mit Stimmrecht beizu— 
wohnen. | | 

$. 162. In der erfien Kammer nehmen bie Prinzen des Föniglichen 
Haufes den erften Platz ein; auf fie folgen die Standesherren, beide unter 
fih nach ihrem fonft beftchenden Range; fodann die übrigen erblihen und 
die auf Lebenszeit vom König ernannten Mitglieder, nach der Zeit ihrer Er: 
nennung. J* 

In der zweiten Kammer ſitzen die verſchiedenen Klaſſen, woraus ſie zu— 
ſammengeſetzt iſt, in der $. 187. angegebenen Ordnung; unter den Gliedern 
jeder einzelnen Klaffe entfcheidet, je nad) Befchaffenheit devfelben, das Amts: 
oder das Lebensalter, und unter den Geiftlichen Eatholifcher Gonfeffion der 
Vorzug der Amtswürbde, 

Die Abftimmungen gefchehen nad) der Sigordnung, jedoch fo, daß in 
der zweiten Kammer bei dem Stimmenaufrufe immer zwifchen den vier erften 
und den zwei übrigen Klaffen gewechfelt wird, bis jene erfchöpft find. 

8. 163. Jedes Mitglied der erſten und der zweiten Kammer hat bei 
feinem erfimaligen Cintritte in diefelbe .den Ständeeid abzulegen, Diefer 
lautet fo: 

„Ich ſchwoͤre, bie Verfaffung heilig zu halten, und in der Stänbevers , 
ſammlung das unzertrennlihe Wohl des Könige und des Vaterlandeg, 
ohne alle Nebenrüdfiht, nady meiner eigenen Ueberzeugung, treu und 
geriffenhaft zu berathen. So wahr mir Gott helfe!” | 

Der Ständeeid wird von einem bei Eröffnung eines Landtags neu eins 
tretenden Mitgliede in die Hände des Königs felbft, oder des zur Eröffnung 
bevollmächtigten Minifters, außerdem in die Hände des. Präfidenten einer 
jeden Kammer abgelegt. 

$. 164. Der Vorſtand der Ständeverfammlung befteht aus einem 
Präfidenten und einem Vicepräfidenten in jeder der beiden Kammern. Das 
Amt deffelben dauert big zum Ablaufe des fehsjährigen Zeitraums. ($. 157.) 

Den Präfidenten der erften Kammer ernennt ber König ohne Vorſchlag; 
für die Stelle des Vicepräfidenten werden von ber erften Kammer drei ftan= 
desherrliche Mitglieder durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt, aus welchen 
der König eines ernennt, ; 

Eben fo wählt die zweite Kammer aus ihrer Mitte, ohne Unterfchied 
der Klaffen, drei Mitglieder zur Stelle ihres Prafidenten, und wenn hierauf 
die Fönigliche Ernennung erfolge it, auf gleiche Art zu dem Amte des Vice: 
präfidenten, welchen der König ebenfalls aus den hierzu vorgefchlagenen drei 
Mitgliedern ernennt. 

Kommt nah Ablauf des fechsjährigen Zeitraums die zweite Kammer 
zum erften Mat zufammen; oder follte fonft der Sal eintreten, daß bei ders . 
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felben beide Präfibialftellen zugleich erlebigt wären; fo vertritt bis zur Er⸗ 
nennung des Präfidenten das Altefte vechtögelehrte Mitglied bie Stelle bes 
Borftanded. 

Jede der Kammern mählt auf bie Dauer eines Landtags einen oder 
mehrere Secretaire aus ihrer Mitte, 

8.165. De Präfident einer jeden Kammer forgt für bie Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung, beſtimmt die Sipungstage, eröffnet und ſchließt die Sitzun⸗ 
gen, orbnet den Gang der Verhandlungen, und leitet die Berathungen und 
* Abftimmungen. | | 

$. 166. Die Mitglieder der Kammern find verbunden,  jeber Sigung 
anzumohnen; im Fall eines gegründeten Hinderniffes haben fie folches den 
Präfidenten. anzuzeigen. 

Mährend der Dauer der Verfammlung dürfen fie fich nicht ohne Er 
laubniß des Präfidenten entfernen, und bei einer über acht Zage dauernden 
Abweſenheit nicht ohne Bewilligung der Kammer; jedoch kann der Präfident 
in befonders dringenden Fällen, auch einen folhen längern Urlaub ertheilen, 
hat aber davon der Kammer in der folgenden Sigung Kenntniß zu geben. 

$. 167. Die Sigungen der zweiten Kammer find öffent: 


lich; auch hat fie ihre Verhandlungen durch den Drud be— 


Eannt zu machen. Don der erften Kammer muß wenigftens das legs 
tere gefchehen. 

Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifall oder ber Mißbilligung geben, 
werden unverzüglich entfernt. 
| $. 168. Die Sigungen werden geheim, theils auf das Begehren ber 
Minifter und koͤniglichen Commiſſarien bei Vorträgen, bie fie, ihrer Erklaͤ⸗ 
rung nah, im Namen des Königs zu machen haben, und welche nur im 
Kalle einge ſolchen Erklärung für amtliche Aeußerungen zu halten find; theils 
auf den Antrag von wenigftens drei Mitgliedern, wenn diefen, nad vorlaͤu⸗ 
figem Abtritt der Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beiftimmt, 

8. 169. Die Minifter find befugt, den Verhandlungen ber beiden 
Kammern anzumohnen, und an den Berathichlagungen Theil zu nehmen. 
Sie können fi) auch von anderen Staatödienern begleiten laffen, welche etwa 
den vorliegenden Gegenftand befonders bearbeitet haben, oder fonft vorzüge 
liche Kenntniß davon befigen. An den Sigungen der ftändifdhen Commifs 
fionen fteht ihnen im Hall einer ausdruͤcklichen Einladung gleichfalls Theil 
nahme zu. | 

$. "70. Deputationen kann die Ständeverfammlung weber annehmen, 
noch ohne Erlaubniß des Königs abordnen. 

8171. Nur den Miniſtern oder Eöniglichen Commiffarien, ben Bes 
tichterftattern ber fändifchen Gommiffionen und den Mitgliedern, welche einen 
Gegenftand zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion zu machen) 
haben, fteht die Befugniß zu, | chriftliche Reden in der Verfammlung 

abzulefen. Außerdem finden bloß mündliche Vorträge Statt. 
' $. 172. Gefegesentwürfe können nur von dem Könige 
an bie Stände, nicht von den Ständen an den König gebragt 
werden. Den Ständen ift aber unbenommen, im Wege der 
Petition. auf neue Geſetze ſowohl, als auf Abänderung oder 
Aufhebung der beftehenden, anzutragen. 

Der König allein fanctionirt und verkündet die Gefege, unter Anführung 
een des Geheimenraths und der erfolgten Zuſtimmung ber 

taͤnde. | 
$. 173.” In der Regel fol Fein Gegenftand der Berathung in berfel: 
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ben Sigung, morin der Antrag dazu gemacht wird, zur Verhandlung und 
Abftimmung gebracht werden. Wenn jedoch drei Wiertheile der Mitglieder 
einftimmen, fann ein Gegenſtand fuͤr ſo dringend oder ſo unwichtig erklaͤrt 
werden, daß von jener Regel abgegangen werden darf. 

Königliche Anträge find, ehe fie zur Berathung in der Verfammlung 
tommen Eönnen, an Commiffionen zu verweifen, melde über deren 
Inhalt Vortrag zu erftatten haben, 

$. 174. Bei der Abftimmung ift ber Antrag, mit dem während der 
Berathfchlagung in Vorwurf gekommenen Modificationen, in einzelne, einfache 
Tragen fo aufzulöfen, daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung oder Vers 
neinung feine Stimme abgeben kann. 

$. 175. Zu Faſſung eines gültigen Befchluffes wird in jeder Kammer 
die zur vollftändigen Beſetzung derſelben ($. 160.) nothwendige Anzahl von 
Mitgliedern erfordert. 

$. 176. Die Befchlüffe werden nad) der Stimmenmehrheit, welche 
nad) Beſchaffenheit des Gegenſtandes eine abſolute oder relative ſeyn kann, 
abgefaßt, fo daß im Fall der Stimmengleichheit der Praͤſident den Ausſchlag 
gib. Wenn jedoch von Abänderung irgend eines Punctes ber Verfaffung 
die Rede ift; fo iſt die Beiftimmung von zwei Drittheilen der anweſenden 
Mitglieder in beiden Kammern nothwendig. 

$. 177, Die zum Wirkungskreife der Stände gehörigen Angelegenheit: 
fen werden in jeder Kammer befonders behandelt. Doc fönnen, um 
eine Ausgleihung verfchiedener Anfihten zu verfuden, beide 
Kammern fih mit einander zu vertraulihen Befprehungen, 
ohne Protofollführungen, und Befhlußnahme, vereinigen. 

$. 178. Es hängt von dem’ Könige ab, die Gefegesentwärfe oder anz - 
dere Worfchläge an die erfte oder an die zweite Kammer zu bringen, ausge 
nommen, wenn fie Berwilligung von Abgaben betreffen; in welhem Falle 
foldhe immer zuerſt an die zweite Kammer gelangen. 

$. 179. Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe werben der 
andern zu gleihmäßiger Berathung mitgetheil. Nur zu Ausübung des 
Rechts der Petitionen und Befchwerden, fo wie zu einer Anklage wegen vers 
fester Verfaſſung ($. 199.), ift jede Kammer auch einzeln berechtigt. 

$. 180. Die Kammer, an melde die Mittheitung. gefchieht, kann den 
Antrag der mittheilenden verwerfen oder annehmen, und zwar entweder un: 
bedingt, oder mit beigefügten Mobdificationen. Die Verwerfung muß aber 
jederzeit mie Anführung der Gründe gefhehen. 

$. 181. Bon der vorftehenden Regel ($. 180.) macht bie Abgabenver- 
willigung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 

4) Eine Abgabenverwilligung wird. in der zweiten Kammer, nad) der von 
ihr in Gemäßheit des $. 110. ‚vorgenommenen Unterfuhung, in Bera⸗ 
thung gezogen, und nad) borgängiger vertraulicher Beſprechung mit der 
erften Kammer ($. 177.) Beſchluß darüber in der zweiten gefaßt. 

2) Diefer Beſchluß wird fodann der erften Kammer mitgetheilt, welche 
denfelben nur im Ganzen, ohne Xenderung, annehmen oder verwer⸗ 
fen kann. 

3) Erfolge das Legtere; fo werden bie bejahenden und bie verneinenden 
Stimmen beider Kammern zufammengezählt, und nad) ber 
Mehrheit fämmtliher Stimmen wird alsdann der Ständebefhluß ab⸗ 
gefaßt, Wuͤrde in diefem Falle Stimmengleichheit eintreten; fo hat 
der Präfident ber zweiten Kammer die Entſcheidung. 

$. 182. In allen andern Fällen gilt der Grundfag, daß nur folche 


454. | Wuͤrtemberg. 


Beſchluͤſſe, woruͤber beide Kammern, nad) gegenſeitiger Mittheilung, einver— 
m. find, an den König gebracht, und von dem Könige beftätigt werden 
können. 1 - 
$. 183. Der von ber einen Kammer verworfene Antrag der andern 
kann auf demfelben Landtage nicht wiederhohlt werden. Wird aber ein folcher 
Antrag bei der naͤchſten Ständeverfammlung erneuert und abermald verwors 
fen; fo treten die zwei Kammern zu einer vertraulichen Befprehung über den 
Gegenftand zufammen. Sollte auch hierdurch die Verfchiedenheit der Anfichs 
ten nicht ausgeglichen werden; fo haben die Kammern, wenn die Frage einen 
ihnen von bem Könige zugefommenen Gegenftand betrifft, ihre Nichtüberein: 
flimmung dem Könige blos anzuzeigen, woferne fie nicht mit einander übers 
einfommen, bie Entſcheidung dem Könige zu überlaffen. | 

$. 184. Kein Mitglied der beiden Kammern kann, während der Dauer 
der Ständeverfammlung, ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu 
Verhaft gebracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher That wegen 
eines Berbreheng ausgenommen. Sn legterem Fall ift aber die Kammer 
von ber gefchehenen Verhaftung, mit Angabe des Grundes, unverzüglich in 
Kenntniß zu fegen. | 

$. 185. Niemand kann wegen feiner In der Ständeverfammlung ges 
haltenen Vorträge und gegebenen Abftimmungen zur Verantwortung gezogen 
werden. Jedoch find Beleidigungen oder Verlaͤumdungen der Regierung, der 
Standeverfammlung oder einzelner Perfonen, der Beſtrafung nad) den befte 
henden Gefegen, in dem ordentlichen Wege des Rechts unterworfen, 

Berfehlungen gegen die Gefege des Anſtandes oder der innern Polizei, 
oder gegen die Gefchäftsvorfchriften, hat der Prafident zu bemerken, und wenn 
fie bedeutend find, folche zur Kenntniß der Kammer zu bringen, mweldye nad) 
Veſchaffenheit der Umſtaͤnde ihre Mißbilligung ausdrüden, Verweis ertheilen, 
oder auch Widerruf verlangen kann. zu 

$, 156. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfummlung ent: 
weder in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Minifter. 

Dem König ſteht auch das Recht zu, die Verfammlung zu vertagen 
oder ganz aufzulöfen. | u | 

Im Falle der Auflöfung wird fpätefteng binnen 6 Monaten eine neue 
Berfammlung einberufen werden; es ift hierzu eine neue MWahl’der Abgeord- 
neten nöthig, bei welcher jedoch die vorigen Mitglieder wieder gewählt wer: 
den Eönnen. —— 

$. 187. So lange bie Stände nicht verſammelt find, beſteht, als 
Stellvertreter derfelben, ein Ausſchuß für diejenigen Gefchäfte, deren Beſor— 
gung von einem Landtage zum andern zur ununterdrochenen Wirkfamkeit der 
Mepräfentanten des Landes nothwendig iff, 
8188. In dieſer Hinficht liegt dem Ausfchuß ob, die ihm, nach der 
Berfaffung zu Erhaltung derfelben, zuftehenden Mittel in Anwendung zu brins 
gen, und hiervon bei wichtigen Angelegenheiten die in dem Königreich woh— 
nenden Ständemitglieder in Kenntniß zu fegen, in ben geeigneten Fällen bei 
der höa,iten Staatsbehörde Vorftellungen, Verivahrungen und Beſchwerden 
einzureichen, und nach Erforderniß der Umſtaͤnde, beſonders wenn es ſich von 
ber Anklagé der Miniſter Handelt, um Einberufung einer auferordent: 
lichen Ständeverfan mlung zu bitten, welche im legtern Falle nie verweigert 
werden wird, wenn dir Grund der Anklage und die Dringlichkeit derfelden 
gehörig nachgewiefen ift. — — 
| Außerdem — Ausſchuß anf Ende der in die Zwiſchenzeit fallenden 
Sinanzjahre nad) Maaßgahe deffen, was F. 140. feilgefegt iſt, die richtige, 
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der Verabfchiebung angemeffene, Verwendung der verwilligten Steuern in 
dem berfloffenen Sahre zu prüfen, und den Etat bes künftigen Jahres mit 
dem Finanzminifterium zu berathen. Auch fteht dem — die Aufſicht 
uͤber die Verwaltung der Staatsſchuldenzahlungskaſſe zu. 

Insbeſondere gehoͤrt es zu feinem Wirkungskreiſe, die für eine Stänbes 
verſammlung ſich eignenden Geſchaͤftsgegenſtaͤnde, namentlich die Eroͤrterungen 
vorgelegter Geſetzesentwuͤrfe, zur kuͤnftigen Berathung vorzubereiten, und für Ä 
die Vollziehung der Landftändifchen Beſchluͤſſe Sorge zu tragen, | 

$. 189. Dagegen kann ſich der Ausfhuß auf ſolche Gegenſtaͤnde, wel⸗ 
che verfaſſungsmaͤßig eine Verabſchiedung mit den Ständen erfordern, na= 
mentlih auf Gefeggebungsanträge, Steuerverwilligungen, Schuldenübernah: 
men und Militairaushebungen, nicht anders, ald auf eine vorbereitende 
Weife einlaffen. 

6. 190. Der ftändifhe Ausfhuß befteht aus zwölf Per: 
fonen, nämlih den Präfidenten der beiden Kammern, zwei 
Mitgliedern der erfien und acht aus. ber zweiten Kammer. 
Die Wahl derfelben gefchieht von den zu diefem Zwecke vereinigten Kam: 
mern nad; refativer Stimmenmehrheit auf die Zeit von einem ordentlichen 
Landtage zum andern (auf 3 Sahre), und ift —— dem Koͤnige anzu⸗ 
zeigen. 
Ein in der Zwiſchenzeit abgehendes Ausſchußmitglied ‚wich von. der naͤch⸗ 
ften Verſammlung der Stande wieder definitiv erfegt; bis dahin rüdt an 
deffen Stelle dasjenige Ständemitglied ein, welches bei der legten Ausfchuß- 
wahl / die meiften Stimmen nad) dem Gewaͤhlten erhalten hatte. 

In Verhinderung der Präfidenten treten die Vicepräfidenten für fie ein; 
find Iegtere ſchon Mitglieder des Ausfhuffes, fo werben deren Stellen auf 
die fo eben feitgefeste Weiſe erſetzt. 

Schs Mitglieder des Ausfchuffes, die Neäfidenten der beiden Kam⸗ 
mern mit eingefchloffen, müffen in Stuttgart anmefend feyn. Die übrigen 
ſechs Mitglieder koͤnnen außerhalb Stuttgart ihre Wohnungen haben, und 
werden, fo oft es die Umftände erfordern, von den Anwefenden einberufen. 

$. 191. Bet jeder Ständevnerfammlung hat der Ausſchuß 
über dasjenige, was von ihm in der Zwifchenzeit verhandelt 
worden ift, in einem Bufammentritte beider Kammern Res 
henfchaft abzulegen. 

$. 192. Die BVerrichtumgen des Ausſchuſſes hoͤren mit der Eroͤffnung 
eines neuen Landtages auf, und werden nach einer bloßen Vertagung deſſel⸗ 
ben, oder nach Beendigung, einer außerordentlichen Staͤndeverſammlung, wie⸗ 
der fortgeſetzt. 

Bei der Aufloͤſung eines jeden Landtags und bei der Entlaſſung eines 
ordentlichen, muß ein neuer Ausſchuß gewaͤhlt werden, wobei die vorigen 
Mitglieder wieder wählbar find. Zu dieſer Mahl wird den Ständen jedes— 
mas, auch bei der Auflöfung der Berfammlung, Die erforderliche Sigung 
10 geftattet, 

Sollten außerordentliche Umftände es ihnen unmöglich machen, dieſe 
Sitzung noch zu halten; fo haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stell: 
sertreter ($. 190.), infofern fie zugleich Ständemitglieder find, die Verrich— 
‚ungen des Ausfchußcollegiums wieder zu übernehmen. 

F. 193. Das ftändifhe Amtsperfonal befieht, außer den Beamten der 
Zchuldenzahlungskaſſe ‚für beide Kammern aus einem Acchivar, für jede 
dammer aus einem Regiſtrator und den erforderlichen Kanzelliſten; die Re: 
iſtratoten haben zugleich bei dem Ausſchuß das Secretariat zu verfehen. — 
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Jede Kammer wählt ihren Negiftrator und Kanzelliftenz; die Beamten 
der Schuldenzahlungskaffe, fo wie ber Acchivar, werden von den hiezu ver- 
einigten Kammern gemählt. 

Dem König it die Beſtellung ber Kaffenbeamten, des Archivars und 
der Regiftratoren zur Beſtaͤtigung vorzulegen, und von der Wahl der Kan 
‚zelliften Anzeige zu machen. 

Die Dienftentlaffung diefer Beamten geſchieht auf. gleiche Art, wie bes 
ren Anjtellung, durch die einzelnen oder. durch die vereinigten Kammern, und 
richtet fich im Uebrigen nad) den deshalb bei den Föniglichen Beamten gel 
tenden Gefegen. 

Die Annahme und Entlaffung ber ftändifchen Kanzleidiener hängt von 
den Präfidenten ab. 

Das gefammte Amts: und Dienftperfonal ſteht bei nicht verſammeltem 
Landtag unter der Auffiht und den Befehlen bes Ausfchuffes, welcher aud 
in der Ztoifchengeit die erforderlichen Amtsverweſer zu beftellen, und ungetreue 
oder ſonſt fich vergehende Diener in den gefeglichen Fallen den Gerichten zu 

übergeben hat. Ä 
| $. 194. Eine eigene ftändifhe Kaffe, welche bie für fie jedesmal zus 
gleich mit dem Finanzetat zu verabfchiedende Summe aus der Staatskaſſe 
in beftimmten Raten erhält, beftreitet den ftändifchen Aufwand. 

Hieher gehören die Taggelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Stän: 
deverfammlung, die Befoldungen der ftändifchen Ausfchußmitglieder, Beamten 
und Diener, die Belohnungen berjenigen, welche durch befondere Aufträge 
der Stände ober des ftändifchen Ausfhuffes bemüht gewefen find, die Un: 
terhaltung einer angemeffenen Büdherfammlung, bie Kanzlei: 
Eoften überhaupt, und andere mit der Gefchäftsführung verbundene Ausgaben. 

Die jährliche Kaffenrehnung, melde mit Angabe aller einzelnen Ein: 
nahmen und Ausgaben zu führen ift, wird von einer befondern fändifchen 
Commiffion probirt, in der Ständeverfammlung zum Vortrag gebracht, und 
von diefer juftificiet. Jedes Mitglied der Verſammlung kann die eigene Eins 
ſicht dieſer Rechnung verlangen. 

Die Befoldungen der Mitglieder und der Beamten des Ausfchuffes, fo 
wie die Taggelder und Weifekoften der Ständemitglieder, werden durch Der: 
abſchiedung beftimmt. werden. 

Die in Stuttgart anwefenden Mitglieder des Ausfchuffes erhalten, wenn 
fie einberufen werden, gleiche Diäten und Meifegelder, wie die Ständemit: 
glieder, und beziehen ſolche aus ber fländifchen Kaffe. 


Behntes Kapitel. 

Bon dem Stantsgerichtshofe. 

8. 195. Zum gerichtlihen Schuge der Verfaffung wird ein Staats: 

gerihtshof errichtet. Diefe Behörde erkennt über Unternehmungen, welche 

auf den Umſturz der Verfaſſung gerichtet find, und über Verlegung einzelner 

Puncte der Berfafjung. 

$. 196. Der Staatögerichtshof befteht aus einem Präfidenten, welcher 

von dem Könige aus den erften Vorftänden der höhern Gerichte ernannt wird, 

und aus zwölf Richtern, wovon der König: die Hälfte aus den Mitgliedem 

jener Gerichte ernennt, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte nebſt 

” Stellvertretern im Zufammenteitte beider. Kammern außerhalb ihrer Mitte 
waͤhlt. 

Unter den ſtaͤndiſchen Mitgliedern muͤſſen wenigſtens zwei Rechtsgelehrte 

ſeyn, welche auch, mit Vorbehalt der Einwilligung des Königs, aus koͤnig⸗ 
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lichen Stantsdienern gewählt werden können: Außerdem muͤſſen die Mitglie: 
der alle zur Stelle eines Ständemitglieds erforderliche Eigenfchaften haben: 

Das Kanzleiperfonal wird aus dem Obertribunal genommen, 

$. 197. Sämmtliche Richter werden für diefen ihren. Beruf beſonders 
verpflichtet, und Eönnen, gleich den übrigen Juftizbeamten, nur durch Urtheils⸗ 
Ipruch ihrer Stelle als Mitglieder diefes Gerichtshofs entfegt werden. Nimmt 
jedoch ein ftändifcher Richter ein Staatsamt anz fo hört er dadurch auf, 
Mitglied dieſer Stelle zu feyn, kann aber von der Ständeverfammlung wies 
der gewaͤhlt werden. , Eben fo tritt ein vom Könige ernanntes Mitglied aus 
dem Gerichte, wenn es aufhört, fein richterliches Hauptamt zu bekleiden. 

$. 198. Das Gericht verfammelt ſich auf Einberufung durch den Präs 
fibenten,, welche von diefem fogteich gefhehen muß, wenn er dazu einen von 
dem Juftizminifter contrafignirten Befehl des Königs oder eine Aufforderung 
mit Angabe des Gegenſtandes von einer ber beiden Kammern durch berem 
Präfidenten erhält. 

Das Gericht Iöfet fi auf, menn der Prozeß geendigt if. Der Präs 
fident hat für die Vollziehung der Befchlüffe zu forgen, und in Anftande: 
fällen ‚das Gericht wieder zu verfammeln, 

$. 199. Eine Anklage vor dem. Staatsgerichtshofe wegen der oben 
($. 195.) erwähnten Handlung kann gefchehen von der Regierung ges 
gen einzelne Mitglieder ber Stände und des Ausfhuffes, und 
von den Ständen ſowohl gegen Minifter und Departementss 
Chefs, als gegen einzelne Mitglieder und höhere Beamten 
der Ständeverfammlung. Andere Staatsdiener, als Minifter und De: 
partementschefs, Eönnen vor dieſem Gerichte nicht angeklagt werden, außer 
wegen’ Uebertretung ber $. 53. enthaltenen Vorſchrift. 

Anklage und Vertheidigung gefchieht öffentlich. Die Protöcolle wer: 
den mit den Abftimmungen und Befchlüffen durch den Drud befannt gemadht. 

8.200. Wenn es erforderlich ift, Inquirenten zu beftellen; fo wählt 
der Gerichtshof diefelben aus den Raͤthen der Criminalgerichte. Der Unter 
fuhung hat jedesmal ein Eönigliches und ein fändifches Mitglied des Ge⸗ 
richtshofs beizuwohnen. 

$. 201. Es werden jedesmal zwei Referenten beſtellt. Iſt der erſte 
Referent ein koͤniglicher Nichter; fo muß ber Correferent ein ſtaͤndiſcher ſeyn, 
und umgekehrt. 

$. 202. Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl von koͤniglichen 
und ſtaͤndiſchen Richtern anweſend ſeyn. Sollte durch Zufall eine Ungleich: 
heit der Zahl eintreten, welche nicht fogleih durch anderweitige Ernennung 
oder Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden Eönnte; fo tritt der Juͤngſte 
im Dienfte von der überzählenden Seite aus; doch darf die Zahl der Richter 
nie unter Zehn feyn. 

Im Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des Präfidenten ber erfte Eds 
nigliche Richter. 

Dem Präfidenten jteht Feine Stimme zu; im Falle der Stimmengleich: 
heit entfcheidet die für den Angeklagten günftigere Meinung. 

6. 203. Die Strafbefugnig des Gerichtshofes erſtreckt fih nur auf 
Verweiſe und Geldftrafen, auf Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf 
zeitliche oder immerrwährende Ausfchliefung von der Landftandfchaft. 

Wenn diefes Gericht die hoͤchſte in feiner Competenz liegende Strafe 
erkannt hat, ohne eine weitere ausdruͤcklich auszufchließen ; fo bleibt den or: 
dentlichen Gerichten vorbehalten, gegen den WVerurtheilten ein weiteres Vers 
fahren von Amtswegen eintreten zu lafjen. 
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$. 204. Gegen den Ausſptuch des Staatsgerichtshofes findet Keine 
Appellation Statt, fondern nur das Rechtsmittel der Revifion und der Wie 
dereinfegung in den vorigen Stand. | 
“8.205. Der König wird nicht nur die Unterfuchung niemals hem⸗ 
men, fondern’ auch das ihm zuftehende Begnadigungstecht nie dahin ausdeh: 
nen, daß ein von dieſem ‚Gerichte in die Entfernung. vom Amte verurtheilter 
Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, oder daß derfelbe in einem 
andern Juſtiz⸗ oder Staatsverwaltungsamte angeftellt würde, e8 wäre denn, 
daß in Rüdfiht auf Wiederanftellung das gerichtliche Erkenntniß einen aus: 
druͤcklichen Vorbehalt zu Gunften des Verurtheilten enthielte; 


Dieſe neue Berfaffung, auf dem Wege des Vertrages zwi: 

fhen König und Volf begründet, ward im ganzen Königreiche 

mit hohem Intereffe und reiner Freude aufgenommen. Allein auch der 

König freute fih feines Werkes, und deshalb folgt hier 
n) das Manifeft des Königs vom 26. Sept. 1819, . 


durch welches er die Vollendung und Annahme der neuen. Verfaffung 
bekannt machte. 2 | 


| Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von MWürtemberg.. Durch 
Unfer Manifeft vom 10. Juni 1819 haben Wir Unfere Abſicht ausgefpros 
hen, durch die Stände Unfers Königreid;s volftändig die Wünfche zu ver 
nehmen, welche dem Lande in Beziehung auf die ihm von Uns zugedachte 
Verfaſſung noch übrig bleiben möchten, um hiernächft das ganze Wert mit 
gemeinfhaftlihem Einverftändniffe zu vollenden. Wenn Wir, nach den man 
nigfaltigen. Erfahrungen ber legten Fahre, Unferm Volke nochmals die Hand 
zum Vertrage boten; fo gefchah dies im Vertrauen auf diejenigen Gefinnunz 
‚gen treuer Anhänglichkeit an feinen Negenten, durch welche fich das wuͤrtem⸗ 
bergifhe Volk von jeher ausgezeichnet hat. Diefes Vertrauen hat Uns nicht 
getaͤuſcht. Durch freie Uebereinfunft mit den Ständen des Landes ift das 
Grundgefeg des Staats zu Stande gekommen; das fchönfte Denkmal. der 
Eintracht zwifchen dem Könige und feinem Volke. Die Verfaffungsurkunde 
des Königreichs iſt von Uns und den fämmtlihen Mitgliedern der Stände 
verfammlung, welche zu biefem wichtigen Werke berufen waren, unterzeichnet; 
und aus Unferm Munde haben die verfammelten Stände die feierliche Ver— 
fiherung der unverbruͤchlichen Fefthaltung des Verfaffungsvertragd vernom⸗ 
men. Mit freudiger Empfindung verkünden Wir Unferm getreuen Volke dies 
fe8 Ereigniß, welches der Regierung ihre wohlthätige Wirkfamkeit, dem Volke 
feine gefegmäßige Sreiheit, und dem gefammten Vaterlande eine glückliche 
Zukunft fichert. Möge die Vorfehung Unfere Bemühungen für das Gluͤck 
Unfers Volks fegnen; mögen alle Keime des Guten, welche in die Verfaſ— 
fung gelegt find, unter der forgfamen Pflege treuer. Diener des Staats und 
würdiger Stände des Königreichs, gedeihen; mögen. Fünftige Gefchlechter bie 
Fruͤchte der Anflvengungen genießen, welche die gegenwärtige Zeit gebietet. 
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62 B 9, sa 
 Großherzogtbum Baden. 

Unter der Regierung des Großherzogs (erſt Markgrafen, dann Chur: 
fürften) Karl Friedrich von Baden, ward biefer Staat binnen. einem 
Jahrzehent von nicht ganz 300,000 Menfchen, bis über eine Million 
Einwohner vermehrt und vergrößert. Bei ber Einverleibung einer gros 
Ben Zahl vormaliger geiftliher Befisungen und. Reichsſtaͤdte in das Erb⸗ 
land der Dynaſtie Zaͤhringen, und bei der Unterordnung mehrerer vor⸗ 
mals reichsunmittelbarer Fuͤrſten, Grafen und Ritter unter die Souve⸗ 
rainetaͤt des Großherzogs, entſchloß ſich Karl Friedrich, die bis dahin be— 
ſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung in den alten und neuen Laͤnderbeſtand⸗ 
theilen aufzuheben, um dem ganzen Staate eine neue und — 
maͤße Verfaſſung zu geben. 

Dieſe neue Verfaſſung ward bern — durch Ediet won 
5. Juli 1808 (ſ. Winkopps rhein. Bund, Heft 20, S. 312 ff.) dem 
ganzen Staate von dem verewigten Großherzoge feierlich zugeſichert, 
nachdem ſchon mehrere organiſche Edicte von demſelben in Hinſicht der 
Vorrechte des Adels, der Standesherren, des Verhaͤltniſſes der kirchlichen 
Confeſſionen gegen einander u. ſ. w. erlaſſen worden waren, Der Groß⸗ 
benzog ſagte ausdruͤcklich in jenem Ebdictes. : ° } 


„Die Reihefolge der wichtigen - Veränderungen, — die NAuflöſung 
der Verfaſſung des teutſchen Reiches und die Bildung des rheiniſchen 
Bundes herbeigeführt haben; die Einverleibung fo verſchiedenartiger 

‚ Ränder in Unfern Staat; die Wahrnehmung, daß, ungeachtet der von- 

Uns erlaffenen Conftitutionsverordnungen, neue Verfügungen nothwendig 

find; die vielfältigen Erfahrungen über die, den Zeitforderungen mehr ent: 

ſprechenden, Verwaltungsformen; die jüngften Borgänge endlich im 

den beiden größern Bundesftaaten Bayern und Weſtpha— 

len, ſprechen das Bedinfnig -ftärker als je aus, Unferm Großherzog: 
thume eine Grundverfaffung und zwedmäßigere Verwaltungsord: 
nung: zu geben. — Mir find daher entfchloffen, die Staatsverwaltung 
- auf einfache und pragmatifche Grundfäge, welche dem Geifte der Zeit 
entiprechen, zurückzuführen; Wir wollen, daß die verfchiedenen.. Provin= 
zialgeſetzgebungen aufgehöben. und der Code ‚Napoleon, als das vor 
züglichfte Reſultat gefeggebender Meisheit, mit einiger Nüdficht auf 
bie, wegen. der Landeseigenheiten nothwendigen, Modificationen und ber 
in Frankreich wieder neuerdings eingeführten fideicommiffarifhen Eiger: 
thumsverhältniffe eingeführt werde. Wir wollen ferner ein gleich 
förmiges.Abgabefpftem, duch Tilgung der durch die Kriegsver— 
- hältniffe angewachfenen Schuldenmaffe des Staatscredits erhoben, und 
 mittelft einer Landesrepräfentation, wie fie in Weftphalen 
und Bayern eingeführt worden, das Band zwifchen Uns und 
den Staatsbuͤrgern noc). tiefer, wie bisher, geknüpft. wiſſen.“ ꝛtc. 


Bumdchf ward durch dieſes Edict das bis bahin beftanbene geheime 
Nathöcollegium, als oberfte Staatsbehörbe, völlig aufgehoben, und bie 
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Gentonküerwalkung des Staats iu fuͤnf Minifterialdepartements (der Su: 
ftiz, der auswärtigen Verhaͤltniſſe, des Innern, der Finanzen, des Kriegs: 
wefens) eingetheilt. — Doch dieſe Einrichtung erhielt durch das Edict 
vom 26. Nov. 1809, mit welchem mehrere Beilagen verbunden waren, 
eine völlige Veränderung, und der Staat eine neue Drganifation, ſowohl 
in Hinficht der geographifchen Eintheilung, als auch in Hinſicht aller 
einzelnen Zweige der Staatöverwaltung. (Berge. Winkopps rhein. 
Bund, Heft 40,.©. 27 ff. und Heft 44, ©. 239 ff.) Bemerkenswert 
ift es, daß bei diefer neuen Organifation des Staates das frühere Ver 
fprechen einer ffändifhen Repräfentation nicht wiederhohlt 
ward. — 
| Se blieb es, ſelbſt nach dem Regierungsantritte des neuen Großher⸗ 
zogs Karl, der feinem Großvater (1811) auf dem Throne folgte, bis end⸗ 
lich die teutfche Bundesacte für die Einrichtung fländifcher Verfaffungen 
in allen teutfchen Bundesftaaten entfchied, und auch in Baden mehrere 
öffentliche Stimmen. für dad Bebürfnif dieſer Errichtung fich erklärten. 
So weit diefe Angelegenheit damals zur Öffentlihen Kunde Fam, ward 
fie behandelt in dem allgemeinen Staatsverfaffungsarchive 
(Weimar 1816), 1. Band, 3. Heft, S. 391 ff) ES erfchien auch in 
ber. That am 16. März 1816 folgendes großherzogliched Reſcript, wel 
ches das Zufammentreten der Landflände auf den 1. Auguft 1816 
anfündigte, die aber nicht erfolgte: - 

Wir Karl, von Gottes Gnaden Beofseniog von Baden x. 

. Mit der wieberhergeftellten Ruhe und Ordnung in Europa iſt aud 
der Beitpunct erfchieren, der Uns erlaubt, die künftigen verfaf: 
fungsmäßigen Rechte Unferer Unterthanen*) näher feflzufegen, und 

. ihnen eine höchfte Grundlage und Garantie zu geben. Wir find über 

zeugt, daß Mir diefe Rechte nicht dauerhafter begründen, und zugleich 
Unfern Unterthanen aller Klaffen über ihr Verhaͤltniß gegen Uns 
und Unfere Behörden und über Unfere Regierungsgrundfäge mit beru: 
higenderm Zutrauen erfüllen Eönnen, als durch die Einführung einer 
landftändifhen Berfaffung in Unferm Großherzogthume. Wir 
haben bereitö hierzu die nöthigen Vorarbeiten angeordnet, und biefe 

ſind fo weit gediehen, daß Wir, nach angehörtem Staatsrathe, befchlofs 
fen haben, daß auf den 1. Auguft d. 3. die erfte ftändifhe Bew 
ſammlung Unferes Großherzogthums eröffnet werben ſoll.“ 

Statt biefer Eröffnung erfchien in dem badenfchen Regierunsblatte eine 

großherzoglihe Erklärung vom 29. Juli 1816 (vgl. Allg. Zeitung, Nro. 

219, ©: 874) folgenden Inhalts: 
„Bel der auf ben Anfang Augufts feftgefegten erften fländifhen Wer 
fammlung hätte der Großherzog gehofft, daß in der Zwiſchenzeit dieje— 
nigen Gegenjtinde der teutfchen Bunbdesverfaffung, mit welchen er bie 
befondere Verfaffung des GroßherzogthHums in Einklang zu fegen 
gedächte, durch mähere Uebereinkunft mit den fämmtlichen Bunbdesglie: 


*) Der vorige Großherzog bediente fh in — Edicten des Ausdrucks: 
Staatsbuͤrger. 
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dern wuͤrden verabredet und beftimmt werden; dieſe Hoffnung aber fey zur 
- Beit noch nicht in Erfüllung gegangen, und er fehe fich daher veranlaft, 
die dem Lande zu gebende ftändifhe Conftitution, welche 
bereits vollendet zu feiner hoͤchſten Sanction vorliege, 
für jest noch nicht zu verkünden.” 

Sein, in der legten Hinficht gegebenes, fürftliches Wort Töfete der 
Broßherzog Karl, ald er, wenige Monate nach dem Erfcheinen ber 
neuen bayrifchen Gonftitution, am 22. Aug. 1818 die neue Verfaſ⸗ 
fung bes Großherzogthums ald Grundgefe& bekannt machte. Zwar 
erjchien diefelbe nicht auf dem Wege ded Vertrages mit den Ständen; 
fie war vielmehr eine octroirte, die ald Act der Souverainetät ind 
Leben trat; allein fie zeichnete fich durc) ihren einfachen Charakter, nad 
welchem fie nicht mehr enthielt, ald in ein Grundgefeg gehört, und die 
Einzelheiten der Verwaltungögegenftände von ſich ausſchloß, — und durch 
die auögefprochenen zeitz und volksgemaͤßen Grundfäße vor vielen ans - 

dern neuen Berfaffungen aus. 
| Bald nach der Bekanntmachung diefer Verfaſſung ſtarb der Groß⸗ 
herzog Karl (8. Dec. 1818.) Sein Oheim und Nachfolger, der Großs 
berzog Ludwig, beftätigte diefelbe in den feierlichften Ausdrüden, und 
berief, in Angemefjenheit zu derfelben, die Stände des Staats zuſam⸗ 
men, deren Berfammlung am 22. April 1819 eröffnet ward. Doc) bald 
trübte fich der politifche Horizont, als Über manche Landesgebrechen, fiber 
das entdecte Deficit in dem kuͤnſtlich geftellten und den Ständen vorge 
legten Budget, befonderd aber über die großen, den Standesherren vers 
liehenen, Vorrechte ſtarke Stimmen in der zweiten Kammer fich erhoben. 
Denn mit der, noch vom Großherzoge Karl am 23. Apr. 1818 unters 
zeichneten, Verordnung, die Rechtöverhältniffe der vormas 
Ligen Reihöftände und Reihsangehörigen betreffend (ſie 
fteht in der Schrift: die landſtaͤndiſche Verfaffungsurkunde für das Großs 
berzogthum Baden, nebft den dazu gehörigen Actenftüden, Karlsruhe, 
1819, 8. ©. 71 ff), waren diefe nicht zufrieden gewefen, und hatten 
fih Dagegen an die Bundesverfammlung gewendet. Diefen Forderuns 
gen ber vormaligen Reichsftände abzubelfen, machte daher der Großhers 
zog Ludwig am 16. Apr. 1819 ein Edict, die Standes: und 
grundherrlihen Rechte betreffend (daS weiter hinten folgt), 
gleichzeitig mit der Eröffnung der Ständeverfammlung, befannt, worin 
die Vorrechte jener fehr erweitert waren. Diefes Edict warb nun von 
den verfammelten Ständen hart angegriffen, und dies, fo wie bie übrigen 
eingetretenen Mißverftändniffe zwifchen der Regierung und den Ständen, 
bewirkte die plöglihe Vertagung der Ständeverfammlung am 28. Juli 
1819. 
a) Verfaſſungsurkunde vom 22. Auguft 1818, 


. Karl, von Gottes Gnaden ıc. As Wir bereits im Jahre 1816 Un: 
fern Unterthanen wieberhohlt bekannt machten, dem Großherzogthume eine land⸗ 
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ftändifche Derfaffung geben zu mollen; fo hegten Wir den Wunfch und bie 
Hoffnung, daß ſaͤmmtliche Bundesglieder über eine unabänderliche wefentliche 
Grundlage diefer, allen teutichen Völkern zugeficherten Einrichtung übereinfoms 
men und nur’ in Entwidelung, der aufgeftellten Grundfäge ein jeder einzelner 
Staat feinen befondern Bedürfnifjen, mit Rüdjiht auf beftehende Verhaͤltniſſe, 
folgen möchte. 

Da fich jedoch, nach den letzten, uͤber dieſen Gegenſtand bei dem Bun⸗ 
destage abgelegten, Abſtimmungen der Zeitpunct noch nicht beſtimmt voraus⸗ 
ſehen laͤßt, in welchem die Geſtaltung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung einen Ges 
genſtand gemeinſchaftlicher Berathungen bilden dürfte; fo fehen Wir Uns nun: 
mehr veranlaßt, bie Unfern Unterthanen gegebene Zufiherung auf die Art und 
Meife in Erfüllung zu fegen, wie fie Unfter innern freien und feften Ueber: 
zeugung entfpricht. 

Von dem aufrichtigften Wunfche durchdrungen, die Bande des Vers 
trauens zwifchen Uns und Unferm Volke immer fefter Enüpfen, und auf dem 
Wege, den Wir Hierduch bahnen, alle Unſre Staatseinrichtungen zu einer 
Köhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nachftehende Verfaffungsurkunde 
gegeben, und verfprechen feierlich für Uns und Unfre Nachfolger, fie treulich 
und gewiffenhaft zu halten und halten zu laffen: 


1. Bon dem Großherzogthbume und ber Regierung im 
Allgemeinen. 

$. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beftandtheil des teut— 
fhen Bundes. 

$. 2. Ale organifhen Befhlüffe der Bundesverfamm: 
lung, welche dieverfaffungsmäßigen Verhältniffe Zeufchlands 
oder die Verhältniffe teutſcher Staatsbuͤrger im Allgemei— 
nen betreffen, machen einen Theil des badiſchen Staatsrechts 
aus, und werden fuͤr alle Klaſſen von Landesangehoͤrigen verbindlich, nach— 
dem fie von dem Staatsoberhaupte yerkuͤndet worden find, 

$. 3. Das Großherzogtum ift untheilbar und unveräußerlich in 
allen feinen heilen. 

$. 4 Die Regierung bes Bandes iſt erblich in der großherzoglichen 
Familie nad) den Bellimmungen der Declaration vom 4. October 1817, die 
als Grundlage des Hausgeſetzes einen wefentlichen Befkandtheil der 
Verfaffung bilden und als wörtlich in gegenmwärtiger Urkunde aufgenommen 
betrachtet werden foll. 

$. 5. Der Großherzog vereinigt in Sich alle Nechte der Staatsgewalt, 
und übt fie unter den in diefer Verfaſſungsurkunde feitgefegten Beſtimmun— 
gen aus. 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

$. 6. Das Großherzogthum hat eine ftändifche Verfaſſung. 

I. Staatsbürgerlihe und politifhe Rechte der Badener, 
und befondere Zufiherungen. 

6.7. Die flaatsbürgerlihen Rechte der Badener find 
gleich in jeder Hinficht, wo die. Verfaffung nicht namentlich) und aus: 
druͤcklich eine Ausnahme begründet. 

Die großherzoglihen Staatsminifter und fänmtliche Staatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Verfaffung verantwortlid. 

$. 8. Alle Badener tragen ohne Unterfhied zu allen 
Ööffentlihen Laften bei. Alle Befteiungen von birecten oder 
indirecten Abgaben bleiben aufgehoben. 
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$. 9, Alle Staatsbürger von ben drei chriſtlichen Confeſſionen 
haben zu allen Civil: und Militairftellen und Kichenämtern 
gleihe Anfprüde. 

Alle Ausländer, welhen Wir ein Staatsamt conferiven, erhalten duch) 
diefe Verleihung unmittelbar das Indigenat. 
| $. 10. Unterfchied in der Geburt und ber Religion begründet, mit ber 
für die ftandesherrlihen Familien durch die Bundesacte gemachten Ausnahme, 
keine Ausnahme der Militairdienſtpflicht. 

$. 11. Fuͤr die bereits für abloͤslich erklärten Grundlaſten und Dienft: 

pflichten und alle aus der aufgehobenen Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben 
fol, durch ein Gefes ein angemeffener Abkaufsfuß regulict werden. 

$. 12. Das. Gefeg vom 14. Auguft 1817, über die Megzugsfreibeit, 
wird als ein Beftandtheil der Verfaſſung angefehen. 

6.13. Eigenthum und perſoͤnliche Freiheit der Badener ſtehen 
fuͤr alle auf gleiche Weiſe unter dem Schutze der Verfaſſung. 

$. 14. Die Gerichte find unabhaͤn gi g innerhalb der Grenzen ihrer 
Competenz. 

Alle Erkenntniſſe in buͤrgerlichen Rechtsſachen muͤſſen von den ordentli⸗ 
chen Gerichten ausgehen. 

Der großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus privatrechtlichen Verhält: 
niffen entfpringenden Streitigkeiten Recht vor den Landesgerichten. 
| Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum zu öffentlichen Zwecken 
abzugeben, als nad) Berathung und Entſcheidung des Staatsminifteriumg, 
und nad vorgangiger Entfhadigung, 

$. 15, Niemand darf in Criminalfahen feinem ordent— 
lihen Richter entzogen werden. 

Niemand kann anders, ald in gefeglicher Form, verhaftet und länger als 
‚zweimal 24 Stunden. im Gefängnis fefigehalten werben, ohne über den Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu feyn. 

Der Gröherzog kann erkannte Strafen mildern oder 
ganz nadhlaffen, aber nit f[härfen. 

16. . Alle Vermögens = Confiscationen follen abges 
fhafft werden. 

$. 17. Die Preffreiheit wird nach den kuͤnftigen Beſtimmunger 
der Bundesverſammlung gehandhabt werden. 

$. 48. Jeder Landeseinwohner genießt der ungeſtoͤrten Gewiſſensfreiheit, 
und in Anſehung der Art ſeiner Gottesverehrung des gleichen Schutzes. 

$. 19. Die politiſchen Rechte der drei chriſtlichen Religionstheife 
ſind gleich. 

$. 20. Das Kirchengut und bie eigenthuͤmlichen Guͤter und Einkuͤnfte 
der Stiftungen, Unterrichts- und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten duͤrfen ihrem Zwecke 
nicht entzogen werden. 

$. 21. Die Dotationen ber beiden Landesuniverſitaͤten und anderer 
höherer Lehranſtalten, fie mögen in eigenthümlichen Gütern und Gefällen, 
oder in Zufhüffen aus ber allgemeinen Staatskaſſe beftehen, follen unges 
ſchmaͤlert bleiben. 

$. 22. Sede, von Seite des Staats gegen feine Gläubiger uͤbernom⸗ 
mene, Verbindlichkeit iſt unverleglich. 

Das Inftitut der Amortifationskaffe wird in feiner Berfaffung aufrecht 
erhalten. ’ 
6. 23. Die Berechtigungen, die durch dag Edict vom 23, April 1818 
den dem Großherzogthum angehörigen ehemaligen Neihsftänden und Mitglier 
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dern der. vormaligen unmittelbaren Reichsritterfchaft verliehen worden find, 
bilden einen Beftandtheil der Staatsverfaffung. 

$. 24. Die Rechtsverhältniffe der Staatsdiener find in der Art, wie 
fie dag Gefeg vom heutigen feftgeftellt hat, durch die Verfaſſung garantirt. 

8. 25. Die Inſtitute der weltlichen und geiftlihen Wittwenkaffe und 
der Brandverficherung follen in ihrer bisherigen Verfaſſung fortbeftehen, und 
unter den Schuß der Verfaffung geflellt feyn. 

UL Ständeverfammlung Rechte und pflichten der 
Staͤndeglieder. 
$, 26. Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt, 
$. 27. Die erfie Kammer befteht: 
4) aus ben Prinzen des großherzoglichen Haufes, 
2) aus den Häuptern der ftandesherrlihen Familien, 
3) aus dem Landesbifhoff und Einem vom Großherzog lebenslanglich 
ernannten proteſtantiſchen Geiſtlichen mit dem Range eines Praͤlaten, 
4) aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels, 
5) aus zwei Abgeordneten der Landesuniverſitaͤten, 
6) aus den vom Großherzog, ohne Rüdfiht auf Stand und Geburt, zu 

Mitgliedern diefer Kammer ernannten Perfonen. 

$. 28. Die Prinzen des Haufes und die Standesherren treten, nad) 
erlangter Volljährigkeit, in die Ständeverfammlung ein, Won denjenigen 
ftandesherrlihen Familien, die in mehrere Zweige fich theilen, ift das Haupt 
eines jeden Familienzweigs, ber im Beſitz einer Standesherrfchaft ſich befins 
det, Mitglied der Erſten Kammer. 

Während der Minderjährigkeit des Beſitzers einer Standesherrfchaft ruhet 
deſſen Stimme. 

Die Häupter der abeligen Familien, welchen ber Großherzog eine Würde 
des hohen Adels verleihet, treten, gleich den Standesherren, ald erbliche 
Zandftände in die Erſte Kammer. Sie müffen aber ein, nad dem Rechte 
der Erxftgeburt und der Linenlerbfolge, erblihes Stamm: und Lehngut befigen, 
das in der Grund: und Gefällfteuer, nad) Abzug des Laſtencapitals, wenige 
‚ftens zu 300,000 Gulden angefchlagen if. 

$. 29. Bei der Wahl der grumdherrlichen Abgeordneten find fimmtliche 
adelige Beſitzer von Grundherrſchaften, die das 2Aſte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
und im Lande ihren Wohnſitz haben, ſtimmfaͤhig. Waͤhlbar ſind alle ſtimm⸗ 
faͤhige Grundherren, die das 25fte Rebensjahr zurldgelegt haben. Jede Wahl 
gilt fir Acht Jahre. Alle vier Jahre tritt die Hälfte der grundherrlichen 
Deputirten aus. 

Adeligen Güterbefigern kann der Großherzog die Stimmfähigfeit und 
Mählbarkeit bei der Grundherrenwahl beilegen, wenn fie ein Stamm = oder 
Lehngut befigen, das in der Grund: und Gefälffteuer, nad) Abzug des Las 
ftencapitals, wenigftend auf 60,000 Gulden angeſchlagen ift, und nach dem 
Mechte der Erftgeburt nad) ber Pinealerbfotge vererbt wird. 

6. 30. In Ermangelung des Landesbifhoffs tritt der Bisthumsver⸗ 
weſer in die Ständeverfammlung. 

$. 31. Jede der beiden Landesuniverfitäten mählt ihren Abgeordneten 
auf vier Fahre aus der Mitte der Profefforen, oder aus der Zahl der Ge 
Iehrten oder Staatsdiener des Landes nad) Willkuͤhr. Nur die ordentlichen 
er. find ftimmfähig. 

32. Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mitglieder der erſten 
— darf niemals acht Perſonen uͤberſteigen. 
633 Die zweite Kammer beſteht aus 63 Abgeordneten ber 
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— und Aemter nach der dieſer Verfaſſungsurkunde angehängten Vers 
ie * Dieſe Abgeordneten werden von erwaͤhlten Wahlmaͤnnern er: 
tt. 

6.35. Wer wirkliches Mitglied der erſten Kammer ober bei der Wahl 
der Grundherren ftimmfähig oder wählbar iſt, kann weder bei Ernennung der 
MWahlmänner ein Stimmrecht ausüben, noch als Wahlmann oder Abgeords 
neter dee Städte und Aemter ‘gewählt werben. 

6. 36. Alle übrige Staatsbürger, die das 2öfte Lebensjahr zuruͤckge⸗ 
legt haben, im Wahldiſtrict als Buͤrger Fa find, oder ein öffentliches 
= befleiden, find bei -ber Wahl der Wehlmanner ſtimmfaͤhig und 

Ibar, | 
$. 37. Zum Abgeordneten kann emannt werden, ei 
Wohnort, jeder durch den 6. 35 nicht un Stantsbirger, der , 
4) einer der drei chriftlichen Confeffionen angehört, 
2) das 30fte Lebensjahr zuruͤckgelegt hat, und 
3) in dem Grund, Häufer- und Gerverbiteuerfatafter wenigftens mit 
einem Capital von 10,000 Gulden eingetragen ift, ober eine jährliche 
lebenslaͤngliche Rente von wenigftens 1500 Gulden von einem Stamm = 
oder Lehngutöbefige, oder eine fire ſtaͤndige Beſoldung oder 
Kirhenpfründe von gleichem Betrag als Staats =-odes Kirchendie⸗ 
ner bezieht, auch in biefen beiden legtern Fällen wenigitens irgend 
eine directe Steuer aus Eigenthum zahlt. 

Landes⸗, Standess und grumdherrliche Bezirksbeamte, Pfarrer, Phyſici 
und andere geiftliche ober weltliche Localdiener Eönnen als Abgeordnete nicht 
von den Wahlbezirken gewählt werben, toozu ihr Amtsbezirk gehört. 

$. 38. Die Abgeordrieten der Städte und Aemter werden auf acht 
Jahre ernannt und fo, daß die Kammer alle zwei Jahre zu einem Diertel 
erneuert wird, 

% $. 39. Jede neue Wahl eines Abgeorhneten, die wegen Auflöfung der 
Berfammlung oder wegen bes regelmäßigen Austritts eines Mitglieds - nöthig 
wird, — eine neue Wahl der Wahlmaͤnner nach ſich. 
Jeder Austretende iſt wieder waͤhlbar. 

Jede Kammer erkennt uͤber die ſtreitigen Wahlen der ihr an⸗ 
gehoͤrigen Mitglieder. 

F. 42. Der Großherzog * die Staͤnde dufanmen, vertagt fie und 
kann fie auflöfen. 

$. 43. Die Aufloͤſ ung der Stände bewirkt, daß alle duch Wahl 
ernannte Mitglieder der erſten und zweiten Kammer, die Abgeordneten der 
Grundherren, der Univerfitäten und ber Städte und Aemter ihre Eigenſchaft 
verlieren. 

$. 44. Erfolgt die Aufloͤſung, ehe der Gegenſtand der Berathung er: 
fchöpft iftz fo muß Längftens innerhalb drei Monaten au einer neuen Wahl 
gefchritten werden. 

$. 45. Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den Praͤſidenten 
der erſten Kammer; die zweite Kammer waͤhlt fuͤr die Praͤſidentenſtelle drei 
re wovon ber Großherzog für die Dauer der Verfammlung Einen 
beftätigt 
j $. 46. Ale zwei Jahre muß eine Ständeverfammlung Statt 

nbden. 

$. 47. Die Mitglieder beider Kammern innen ihr Stimmrecht nicht 
— als in Perſon ausuͤben. * 
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$. 48. Die Staͤndeglieder find. berufen, über «die Gegenftände ihrer 
Berathungen nach eigener Ueberzeugung abzuftimmen.' Sie dürfen von ihren 
Committenten keine Inſtructionen annehmen. 

$. 49. Kein Ständeglied kann während ber Dauer der Verfammlung, 
ohne ausdruͤckliche Erlaubniß der Kammer, wozu es gehört, verhaftet werden; 
. den Ball der Ergreifung auf frifcher That bei: ———— peinlichen Verbre⸗ 
chen ausgenommen. 

$. 50. Die Stände koͤnnen ſich nur mit den nad) gegenwärtigen Grunde 
gefeg zu ihrer Berathung geeigneten, ‚oder vom Grofherzog befonderd an fie 
gebrachten Gegenftänden. befchäftigen. 

$. 51. Es beſteht ein ſtaͤndiſcher Ausfhuß aus dem Präfidenten der 
legten Sigung und drei andern Mitgliedern der erften und ſechs Mitgliedern 
ber zweiten Kammer, deſſen Wirkfamkeit: auf ben: namentlich in dieſer Urkunde 
ausgedruͤckten Fall, oder auf die von dem legten Landtage mit — 
des Großherzogs an ihn gewieſenen Gegenſtaͤnde, beſchraͤnkt iſt. 

Dieſer Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Landtags, auch bei — 
Vertagung deſſelben, in beiden Kammern durch relative Stimmenmehrheit 
gewaͤhlt. Jede Auflöfung des Landtags zieht auch die Auflöfung des, wenn 
gleich ſchon — Ausſchuſſes nach ſich. 

5.52, Die Kammern tunen ſich weder eigenmaͤchtig verſammeln, 
noch nach erfolgter Aufloͤſung oder Vertagung beiſammen bleiben: und: beraths 


ſchlagen. 7 

- WW. Wirkſamkeit ber Stände, 
$. 53.: Ohne Buffimmung ber Stände kann keine Auf: 
lage re er und erhoben werden. 

Das Auflagengefeg wird in ber Regel für zwei Jahre, ge: 
geben. Solche Auflagen jedoch, mit denen auf längere Zeit abgefchloffene 
Verträge in unmittelbarer Verbindung ftehen, Eönnen vor Ablauf des betref: 
fenden Contractes nicht abgeändert werden. 

$. 55. ‚Mit dem Entwurfe des Auflagengefeges- wird das Stantsbubget 
und. eine betaillirte UWeberfiht über bie Verwendung ber verwilligten Gelder 
von den fruͤhern Etatsjahren uͤbergeben. 

Es darf darin kein Poſten fuͤr geheime Ausgaben vorfomnten, wofür 
nicht eine fehriftliche, von einem Mitgliede des Staatsminifteriums contrae 
fignirte, Verſicherung bes Großherzogs beigebracht wird, daß bie Summe 
zum — Beſten des Landes verwendet worden ſey, oder verwendet wer⸗ 
den ſolle. 
$. 66. Die Stände koͤnnen die Bewilligung der Steuern nicht an 
Bedingungen Enüpfen. 

$. 57. Ohne Zuftimmung der Stände kann Fein Anlehen gültig ges 
macht werben. - Ausgenommen find die Anlehen, wodurch etatsmaͤßige Ein⸗ 
nahmen zu etatsmaͤßigen Ausgaben nur anticipirt werden, fo wie die Geld- 
aufnahmen ber Amortifationskaffe, zu denen fie vermoͤge ihres Fundations: 
gefeßes ermächtigt ift. 

Fur Faͤlle eines außerordentlichen unvorhergefehenen dringenden Staatde 
bebürfniffes, deffen Betrag mit den Koften einer außerordentlichen Verſamm⸗ 
lung der Stände nicht im Verhaltniß fteht, und wozu das Greditvotum der 
Stände nicht reicht, ift die Zuftimmung der Mehrheit des Ausfchuffes hin- 
veichend, eine Geldaufnahme gültig zu machen. Dem nächften Landtag wer: 
ben bie gepflogenen Verhandlungen vorgelegt. 

.$ 58. Es darf keine Domaine ohne Zuffimmung der 
Stände veräußert werden. Ausgenommen find die zu Schuldentil- 
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gungen bereits befchloffenen Veräußerungen, Ablöfungen und Lehen, Erbbe⸗ 
ftänden, Gülten, Zinfen, Scohndienften, Verkäufe von entbehrlichen Gebäus 


den, von Gütern und Gefällen, die in benachbarten Staaten gelegen find, 


und alle Veräußerungen, die aus flantswirthfchaftlihen Rüdfichten zur Be: 
förderung der Landescultur oder zur Aufhebung einer- nachtheiligen eigenen 
Verwaltung gefchehen. Der Erlös. muß aber zu neuen Erwerbungen verwen⸗ 
bet oder der Schuldentilgungsfaffe zur Verzinſung übergeben werden. 

Ausgenommen find auch Zaufche und Veräußerungen zum Zweck ber 
Beendigung eines, über Eigenthbumss oder Dienftbarkeitsverhältniffe anhängis 
gen, Rechtsftreits; ferner die Wiedervergebung -heimgefallener Thron:, Ritters 
und Kammerlehen während der Zeit der Regierung des Regenten, dem fie 
ſelbſt heimgefallen ſind. 

Da durch dieſen und ben $. 57. der Zweck ber pragmatifchen. Sanction 
über Staatsfchulden und Staatsveräußerungen vom 1. October 1806 und 
vom 18, November. 1808 volftändig erreicht iſtz fo hört die Verbindtichkeit 
derfelben mit dem, Tage auf, wo bie landſtaͤndiſche Verfaſſung in Wirkſam⸗ 
keit getreten ſeyn wird. 

—SG. 59. Obngeachtet bie Domainen, nad) allgemein anerkannten Grund⸗ 
fügen des Staats: und Fürftenrechts, unftreitiges Patrimonialeigenthum des 
Regenten, und feiner. Familie find, und Wir fie auch in diefer Eigenfchaft, 
vermöge obhabender Pflichten als. Haupt der Familie, . hiermit ausdruͤcklich 
beftätigen; fo wollen Wir. dennoch den. Ertrag berfelben, außer der darauf 
radicirten Givillifte und außer andern darauf haftenden Laften, fo lang als 
Wir Uns nicht durch Herftellung ‚der Finanzen in dem Stand befinden mwers 
den, Unfere Unterthanen nad Unferm innigften Wunfche zu erleichtern, — 

der Befkreitung der Stantslaften ferner belafjen. 

Die Civillifte-fann, ohne Buftimmung der Stände, nicht 
erböpet und, ohne Bewilligung bes Großherzogs, niemals 
gemindert werden. 

$. 60. Jeder die Finanzen betreffende Gefegesentwurf geht zuerſt 
an die zweite Kammer, und kann nur dann, wenn er von dieſer an= 
genommen, worden, vor bie erſte Kammer zur Abftimmung über Annahme 
und Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht werden. 
$.:61.. Tritt die Mehrheit der erften Kammer. dem Beſchluß der zwei⸗ 
ten nicht beiz fo werden die bejahenden und verneinenden 
Stimmen beider Kammern zufammen.gezählt.und nad) der ab: 
foluten Mehrheit fämmtliher Stimmen der & tändebefchluß gezogen.’ 

$. 62. Die alten auch nicht fländigen Abgaben dürfen nad Ablauf 
der Vermwilligungszeit noch ſechs Monate fort erhoben werden, wenn die Stan: 
beverfammlung aufgelöfet wird, ehe ein neues Budget zu Stande kommt, 
oder wenn fich die ftändifchen Berathungen verzögen. 

$. 63. - Bei Rüftungen..zu einem Kriege und während ber Dauer eines 
Kriegs kann der Großherzog, zur fchleunigen und wirkſamen Erfüllung feiner 
Bundespflichten, auch vor eingehohlter Zuftimmung der Stände, gültige Staats: 
anlehen machen oder Kriegsfteuern ausfchreiben. Für diefen Fall wird den 
Ständen eine. nähere Einfiht und Mitwirkung in der Verwaltung in der 
Art eingeräumt, 

1) daß der alsdann zufammen zu berufende Ausſchuß zwei Mitglieder an 
die Miniſterien der Finanzen und des Kriegs und. einen Cornmiſſair 
zue Kriegskaffe abordnen darf, um darauf zu wachen, daß bie zu 
Kriegszwecken erhobenen Gelder auch wirklich und ausfchließlich zu dies 
fem Zwede verwendet werden, und daß derſelbe 
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2) zu der jeweils, wegen Kriegspraͤſtationen aller Art aufzuſtellenden Kriegs⸗ 
commiffion eben fo viele Mitglieder abzugeben hat, als ber Großher⸗ 
309, ohne den Voritand zu rechnen, zur Leitung des Marſch-, Ber 
pflegungs: und Lieferungswefens ernennt. Auch foll der Ausfhuf das 
Recht haben, zu gleichem Zweck einet jeden Provinzialbehoͤrde, aus der 

Zahl der in dem Provinzialbezirk wohnenden Staͤndeglieder, zwei Ab⸗ 
geordnete beizugeben. 

$. 64. Kein Geſetz, das die Verfaſſungsurkunde ergänzt, erläutert oder 
abändert, darf ohne Zuſtimmung einer Mehrheit von zwei Drittel der anwe⸗ 
fenden Ständeglieder einer jeden ber beiden Kammern gegeben werben. 

$. 65. Bu allen andern die Freiheit der Perfonen oder das Eigenthum 
der Staatsangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Lanbesgefegen, oder zur 
Abaͤnderung der authentifchen Erklärung der beftehenden, ift die Zuftimmung 
der abfoluten Mehrheit einer jeden der beiden Kammern erforderlich. 

$. 66. Der Großherzog beftätigt und promulgirt die Gefege, erläßt bie 
zu deren Vollzug und. Handhabung erforderlichen — die aus dem Auflichts: 
und Verwaltungsrecht abfließenden — und alle für bie Sicherheit des Staats 
nöthigen Verfügungen, Reglements und allgemeinen Verordnungen. Er er: 
laßt auch foldhe, ihrer Natur nach zwar zur ftändifchen Berathung geeigirete, 
aber durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, deren worüber: 
gehender Zweck durch jede Verzögerung vereitelt würde, 

$. 67. Die Kammern haben das Recht der Vorftellung und 
Beſchwerdez Verordnungen, worinnen Beftimmungen eingefloffen, wodurch 
fie ihe Zuſtimmungsrecht für gekraͤnkt erachten, follen auf ihre erhobene ge: 
gründete Beſchwerde fogleih außer Wirkſamkeit gefegt werden. Sie Eönnen 
den Großherzog unter Angabe ber Gründe um den Vorſchlag eines Ge: 
feges bitten. Sie haben das Recht, Mißbraͤuche in der Verwal: 
tung, bie zu ihrer Kenntniß gelangen, der Regierung anzu: 
zeigen. Gie haben das Reht, Minifter und bie Mitglieder der 
oberften Staatsbehörden wegen Berlegung der Verfaffung 
oder anerkannt verfaffungsmäßiger Rechte förmlich anzukla= 
gen. Ein befonderes Geſetz foll die Fälle der Anklage, die Grade der Ahn⸗ 
dung, die urtheilende Behörde und die Procedur beftimmen. 

Beſchwerden einzelner Staatsbürger Über Kränkung in ihren verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gerechtfamen Eönnen von den Kammern nicht anders als fchriftlich 
und nur dann angenommen werben, wenn ber Belchwerdeführer nachteifet, 
daß er fich vergebens an bie geeigneten Landesſtellen und zulegt an das Staats⸗ 
minifterium um Abhülfe gewendet bat. 

Keine Vorftellung, Befchwerde oder Anklage Bann an ben Großherzog 
gebracht werben, ohne Suftimmung ber Mehrheit einer jeden ber beiden Kam: 
mern. 

V. Eroͤffnung der ſtaͤndiſchen ee Sormen ber Be: 

rathungen 
$. 68. Jeder Landtag wird in den für biefen Fall vereinigten Kam 
mern, vom Großherzog in Perfon, oder von einem von Ihm ernannten 
Commiffair —* und geſchloſſen. 

. 69. Sämmtlihe neu eintretende Mitglieder ſchwoͤren bei Eröffnung 
des Landtags folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehorfam dem Gefege, Beobachtung 
und Aufrechthaltung ber Staatsverfaffung, und in ber Ständeverfamm: 
lung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beftes ohne Rüd: 
fiht auf befondere Stände oder Klaffen nach meiner innern UWeberzeu: 


’ 
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gung zu berathen: So wahr mir Gott helfe und fein- heiliges Evan: 
elium.“ | 

$. 70. Kein landesherrlicher Antrag kann zur Discuffion und Abftim: 
mung gebracht werben, bevor er nicht in befondern Commiffionen erörtert 
und darüber Vortrag erftattet worden ift. | 

$. 71. Die Iandesherrlihen Commiffarien treten zur vorläufigen Er- 
Örterung der Entwürfe mit fländifhen Commiffarien zufammen, fo oft es 
von der einen oder andern Seite für nothmwendig erachtet wird, Keine mes 
fentlihe Abänderung in einem Gefegentwurf kann getroffen werden, die nicht 
mit den Iandesherrlichen Commiffarien in einem ſolchen gemeinfchaftlichen Zu⸗ 
fammentritt erörtert worden ift. 

$. 72. Die Kammern Eönnen einen zum Vortrag gebrachten Entwurf 
nochmals an die Gommiffionen zuruͤckweiſen. 

$. 73. Ein von der einen Kammer an bie andere gebrachter Gefeges: 
entwurf oder Vorſchlag irgend einer Art, kann, wenn er nicht Finanzgegen⸗ 
ftände betrifft, mit Verbefferungsvorfchlägen, die in einer Commiffion nad) 
F§. 74. erörtert worden, an bie andere Kammer zuruͤckgegeben werden. 

$. 74. Jeder gültige Beſchluß einer Kammer erfordert, wo nicht aus: 
drüctich eine Ausnahme feftgefegt worden tft, abfolute Stimmenmehrheit bei 
vollzähliger Verfammlung. Bei gleiher Stimmenzahl giebt die Stimme des 
Dräfidenten die Entfcheidung. Xritt der Fall ein, daß in Finanzfachen die 
Stimmen beider Kammern zufammengezählt werden müflen; fo entfcheidet 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Präfidenten der zweiten Kammer, 

Man ftimmt ab mit lauter Stimme und den Worten: 

Einverftanden! oder: Nichteinverftanden! Mur bei der Wahl der Ganz, 
didaten für die Präfidentenftelle der zweiten Kammer, — ber Ausfhußglieder 
und der Glieder der Commiffionen, entfcheidet relative Stimmenmehrheit bei 
geheimer Stimmengebung. 

‘ Die erfte Kammer wird durch bie Anmefenheit von 10; bie zweite durch 
die Anmefenheit von 35 Mitgliedern, einſchließlich der Präfidenten, vollzählig. 
Bur gültigen Beratbfchlagung über die Abänderung der Verfaffung wird in 
beiden Kammern die Anmefenheit von brei Viertel der Mitglieder erfordert. 

$. 75. Die beiden Kammern können weder im Ganzen noch durch 
Commiſſionen zufammentreten; fie befchränten fi in ihrem Verhaͤltniß zu 
einander auf die gegenfeitige Mittheilung ihrer Befchlüffe. 

Sie ftehen nur mit dem großherzoglichen Staatsminifterium in unmit- 
telbarer Gefhäftsberührung; fie können keine Verfügungen treffen oder Be: 
tanntmachungen irgend einer Art erlaffen. 

Deputationen dürfen fie nur, jede befonders, nad) eingehohlter Etlaubniß, 
an ben Großherzog abordnen. 

$. 76. Die Minifter und Mitglieder des Staatsminifteriums und . 
großherzogliche Commiffarien haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer 
Sigung Zutritt in jeder Kammer, und müffen bei allen Discuffionen gehört 


-werben, wenn fie es verlangen. Nur bei der Abftimmung treten fie ab, 


wenn fie nicht Mitgiieder der Kammer find. Nach ihrem Abtritte dürfen die 
Discuffionen nicht wieder aufgenommen werben. 

. 77. Nur den landesherrlichen Kommiffarien und den Mitgliedern 
der ftändifchen Commiffionen wird geftattet, gefchriebene Reden abzulefen; al- 
len übrigen Mitgliedern find blos mündliche Vorträge geftattet. 

$. 78. Die Sigungen beider Kammern find oͤffentlich. Sie werden 
geheim auf das Begehren der Regierungscommiffarien, bei Exöffnungen, für 
welche fie die Gehsimhaltung nöthig erachten, und auf das Begehren von 
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drei Mitgliedern, denen nad dem Abtritt ber Zuhörer aber wenigſtens eh 
Viertel der Mitglieder über die Nothwendigkeit der geheimen Berathung bei⸗ 


treten muß. 

$. 79. Die Reihenfolge, wornach die Abgeordneten der Grundherren 
und der Städte und Aemter aus der Verfammlung austreten, wird auf dem 
erften Landtage für die einzelnen Wahlbezirke ein für allemal durch das Loos 
beftimmt. Die Hälfte der grumbdherrlichen Abgeordneten tritt im Jahre 1823 


aus, und dann alle vier Jahre wieder die Hälfte. Im Jahre 1821 tritt | 


ein Viertel der Abgeordneten ber Städte und Aemter und dann alle zwei 
Sahre wieder ein Viertel aus. 

. 80. Bei der erften Wahlhandlung erkennt über alle, wegen Guͤl⸗ 
tigkeit der Wahlen entftehenden, Streitigkeiten die landesherrliche Gentralcom: 
miffion, die mit ber erſten Vollziehung des Conftitutionegefeges beauftragt 
werden wird. 

$. 81. Die Zeit der Eröffnung des erften Landtags wird auf dem erften 
Februar 1819 feftgefegt. 

6. 82. Der zur Zeit der Eröffnung des erften Landtags, wo die Con: 
ftitution in Wirkſamkeit tritt; beftehende Zuftand in allen Zweigen der Ber: 
waltung und Gefeggebung dauert fort, bis die erfle Verabfhiedung mit dem 
Landtage in den Gegenftänden, die ſich dazu eignen, getroffen feyn wird. 

Insbeſondere wird das erfte Budget bis zur Vereinbarung mit den Staͤn⸗ 
den proviforifch in Vollzug gefest. 

6. 83. Gegenwärtige Berfafjung wird unter die Garantie des teutfchen 
Bundes geftellt. 

Gegeben unter Unferer eigenhändigen Unterfchrift und dem beigedrudten 
. größern Staatsfiegel. 

RN ben 22. Auguſt 1818. 
Karı. 
(L. S.) 
vdt. 8. A. Wielandt. 
Auf Befehl Seiner Eöniglichen Hoheit. 
Weiß. 





b) Wahlordnung vom 23. Der. 1818. Zur Verfaſſungs⸗ 
urkunde des Großherzogthums. 


Zum Vollzug ber, über die Wahl der Abgeordneten für die erſte und 
zweite Kammer in ber Verfaffungsurkunde gegebenen, allgemeinen grundge> 
feslihen Beflimmungen werden folgende nähere Vorſchriften ertheilt. 

L Wahl der grundherrlihen Abgeordneten in bie sen 
Kammer. 

$. 1. Das Großherzogthum ift in zwei grundherrliche Wahlbezirke ein: 
getheilt, welche die Murg fcheidet. Ein jeder der beiden Bezirke wählt vier 
Abgeordnete. 

$. 2. Stimmfähig find alle adelige Beſitzer von Grundherrfchaften, 
die im Lande wohnen, und das 21fte Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Waͤhlbar ift jeder im Lande wohnende Grundherr, der das 2öfte Le⸗ 
bensjahr zuruͤckgelegt hat. 

Der Beſitz mehrerer. Grundherrſchaften giebt kein Recht auf mehrere 
Stimmen, 


| 
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Bon: mehreren Theilhabetn an. einer Grundherfchaft tft jeber ſtimmfaͤ⸗ 
big und wählbar. ; 

Grundherren, welche in beiden Bezirken Herrſchaften beſitzen, uͤben ihr 
Stimmrecht nur in demjenigen Bezirke aus, wo der groͤßere Theil ihrer 
ſteuerbaren Guͤter und Gefaͤlle gelegen iſt. 

$. 3. Das Miniſterium des Innern wird, vor Vornahme jeder Wahl, 
eine Lifte der ftimmfähigen und wählbaren Gtundherren in. jedem Bezirke 
bekannt machen. Reclamationen dagegen follen, wenn fie nicht fogleich als 
gegründet erfcheinen, in dem geeigneten Wege erörtert und entſchieden ters 
den. me Entfcheidung hat Feine Ruͤckwirkung auf die ER früherer 


7 4. Jeder Bezirk wählt feine Abgeordneten aus * Mitte der, ihm 
angehoͤrigen, waͤhlbaren Grundherren durch relative Stimmenmehrheit. 

8. 5. Der Wahlort iſt für den Bezirk oberhalb der Murg Freiburg, 
für den unten Bezirk Mannheim. 

8. 6. Der Großherzog ernennt aus ber Zahl der hoͤhern Staatsdiener 
oder der Grundherren des Bezirks einen Commiſſair zur Leitung der Wahl 
in einem jeden der beiden Bezirke. 

8. 7. Diejenigen ſtimmfaͤhigen Grundherren, bie, aus welch immer 
einer Urfache, bei der Wahl zu erfcheinen verhindert find, können einen. an⸗ 
dern zur Abgabe ihrer Stimme bevollmächtigen. 

Die Vollmacht muß von dem Ausfteller eigenhändig unterzeichnet, und 
mit deffen Bamilienfiegel verfehen feyn. 

Mer weder perſoͤnlich erfcheint, n einem andern ſtimmfaͤhigen Grund⸗ 
herrn ſeine Stimme uͤbertraͤgt, wird dafuͤr angeſehen, daß er fuͤr dieſen Fall 
auf ſein Stimmrecht verzichtet habe. 

$. 8. Bor den, am Tage der Wahl verſammelten, Grundherren wer: 
den ‘die zwei Aelteften, unbeſchadet ihres Stimmrechts, zur Leitung bes 
Mahlgefhäfts dem landesherrlihen Commiffair beigegeben. 

Diefer wählt einen Secretaiv aus ber Zahl der, im Wahlorte ange: 
ſtellten, Kanzleiperfonen. 

8. 9. Bei der Abftimmung muß jeder Stimmende eben fo viele Ab: 
geordnete in —— bringen, als der Bezirk zu waͤhlen hat. | 

$. 10. Die Abftimmung gefchieht durch Uebergabe eines MWahlzettels. 

Der MWahlzettel muß auf der innern Seite, welche den Vorſchlag ent: 
hält, mit einem beliebigen Wahlſpruch, ober einer andern ſchicklichen Bezeich⸗ 
nung verfehen feyn. 

6. 11. Wer zur Ausübung des Stimmrechte für einen Abmwefenden 
bevollmächtigt ift, übergiebt für die übertragene Stimme einen befondern 
Mahlzettel, deffen Bezeichnung von derjenigen verſchieden ſeyn muß, die er 
ſeinem eigenen Wahlzettel gegeben hat. 

$. 12. Die Wahlzettel find in Briefform fo zufammenzufegen, daß 
der Vorſchlag die innere Seite bildet. Jeder Wahlzettel iſt mit einem Um: 
ſchlag zu verfehen, dem der Stimmende die Auffchrift feines Namens eigen: 
händig beizufegen hat. Die Wahlzettel der Abmefenden, fo wie die Auf: 
fchriften der Umfchläge, worin ihre Abſtimmung enthalten ift, Eönnen fos 
wohl von ben Vollmachtgebern, als den Bevollmächtigten gefchrieben feyn. 

$. 13. Die mit diefen Auffchriften verfehenen und gefammelten Ab- 
flimmungen find mit ber Lifte der Anmefenden und der, buch Vollmachten 
vertretenen, Grundherren zu vergleichen. 

$. 14. Ergiebt fich dabei kein Anftand; fo find ſaͤmmtliche Wahlzet: 
tel, in Gegenwart aller erfchienenen Srundherten, aus den Umfchlägen ber: 
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auszunehmen. Ehe dies mit jeber einzelnen Abſtimmung geſchieht, hat je: 
desmal derjenige Grundherr, der dieſelbe übergeben · hat, die Namensauf⸗ 
uf: —— recognoſciten. 

aͤmmtliche Wahlzettel werben in einer Urne geſammelt und gemifcht: 

: 15. Ohne Unterbrehung des Acts werden die einzelnen Wahlzettel 
von dem landesherrlichen Commiſſair eröffnet, und die Vorſchlaͤge mit ber 
Bezeichnung der Zettel von dem Secretair in eine Lifte getragen. Einer 
— dem Ianbdeöherrlihen Commiſſair beigegebenen, Grundherren führt die 

egenlifte. 

$. 16. Diejenigen vier Grumdherren, welche. unter allen vorgefchlage: 
nen die meiften Stimmen erhalten haben, werden als ernannte Abgeordnete 
in das Protocoll eingetragen. 

$. 17. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos, zu deſſen Zie— 
bung zwifchen den Betheiligten fogleich gefchritten wird. Für Abwefende, 
die betheiligt find, zieht ihre Bevollmächtigter, und wenn fie Feine Vollmacht 

gegeben haben, oder ihe Bevollmächtigter felbft betheiligt ift, ernennt der lan- 
besherrliche Commifjair zur Ziehung des Loofes einen Stellvertreter. 

$. 18. Wahlzettel, die unleferlich gefchrieben find, oder die Perſon 
des Vorgeſchlagenen nicht hinlänglic bezeichnen, werden ben anmwefenden 
Stimmgebern vorgelegt. Wenn fich der Ausfteller zu dem sweifelhaften, 
oder unleferlichen Vorſchlag befennt; fo kann die Berichtigung noch gültig 
nachgetragen werden, Gefchieht diefes nicht; fo wird hierauf, bei Erhebung 
der Stimmenmehrheit, Eeine Rüdficht genommen. 

$. 19. Beim Schluffe der Wahlhandlung werben alle Wahlzettel ver: 
nichtet, mit Ausnahme ber beanftänbigten, die dem SProtocoll beizule: 
gen find, 

6.20. Der Iandesherrliche Commiffair und fämmtliche anweſende Grund⸗ 
herren unterzeichnen das abgehaltene Protocoll, das, unter Anſchluß der über: 
gebenen Vollmachten und übrigen Beilagen, an die landesherrliche Central: 
— einzuſenden iſt. 

Es iſt jedem, der in Perſon, oder durch einen Bevollmaͤchtigten abge⸗ 
ſtimmt bat, geſtattet, eine Abſchrift vom Protocoll zu nehmen, oder neh: 
men zu laffen. 

Il. Wahl der Abgeordneten der Landesuniverfitäten in bie 

erſte Kammer. | 

$. 24. Die Mahl der Abgeordneten der Lanbesuniverfitäten wird von 

einer jeden der beiden Univerfitäten in einer vollftändigen Verfammlung ber 
ordentlichen Profefforen vorgenommen, 

$. 22, Sie kann nicht gültig vor fi gehen, wenn nicht wenigftens 
4 ber activen ordentlichen Profefforen erfcheinen, oder duch Bevollmaͤchtigte 
. vertreten find. 

Kein Stimmberechtigter kann fein Stimmrecht anders, als in Perfon 
— er nicht erweislich, zu erſcheinen, ohne eigene Schuld, ver⸗ 
hindert i 

Sn dieſem Falle vertritt, bei allen vorkommenden Handlungen, ber Be 
vollmägtigte die Perfon des Vollmachtgebers, 

$. 23. Der jeweilige Protector ift landesherrlicher Commiſſair bei ber 
Wahlverfammlung, unbefchabet feines Stimmrechte. 

$. 24. Der Abgeordnete wird nach Willkuͤr aus der Mitte. der Pro: 
—— oder aus der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener bed Landes 
gewaͤh 
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$. 5. Die Wahl gefchieht durch abfolute Stimmenmehrheit. 

6. 2. Die Abftimmung erfolgt durch Uebergabe von Wahlzetteln, 
welche den Borfchlag des Votanten enthalten. Es gelten hierüber die Vor⸗ 
ſchtiften, welche in den $$. 10. bis 15. für die Abftimmung der Grund= 
herren bei der Wahl der grundherrlichen Deputicten gegeben find. 

G. 27. Wenn bei der erften Abſtimmung für die Stelle des Abgeord⸗ 
neten auf eine Perfon nicht wenigftens eine Stimme weiter, als die Hälfte 
der Stimmen aller Anweſenden und Vollmachtgeber gefallen ift; fo wird zu 
einer zweiten Abftimmung gefchritten. 

$. 28. Nur in dem Fall, daß nur zwei Perfonen vorgefchlagen wur⸗ 
ben, beren jede eine gleiche Stimmenzahl, alfo eine jede die Hälfte ſaͤmmt— 
licher Stimmen erhielt, tritt zwifchen dieſen beiden fogleic die Entfcheidung 
durch das Loos ein. 

$. 29, Bei einer zweiten Abflimmung darf nur zwifchen den drei 
Borgefchlagenen, welche bei der erften Abftimmung die meilten Stimmen er 
halten haben, gewählt, werden. Wenn aufer einem oder zweien, welche bie 
meiften Stimmen zählen, nody mehrere gleich viele Stimmen erhalten 
haben; fo findet die Wahl unter allen Statt, welche nach dem erften,. oder 
nad den zwei erften, zumächft die. meiften und glei viel Stimmen erhal 
ten haben 


$. 30. Wenn bei bdiefer zweiten Abftimmung wiederum keine abfolute 
Mehrheit vorhanden ift, und auch der im $. 28. vorbergefehene Fall nicht 
eintritt; fo wird zur dritten Abftimmung gefchritten, wobei nur zwifchen den⸗ 
jenigen zwei Borgefchlagenen gewählt wird, die bei diefer zweiten Wahl die 
meiften Stimmen erhalten haben; infofern nicht wiederum eine Stimmen= 
gleichheit ſich auf mehrere erftredt, in welchem Fal die Wahl unter allen 
Statt findet, die nach dem einen, der etwa. die höchfte — — erhal⸗ 
ten hat, zunaͤchſt die meiſten und gleich viele Stimmen zählen. 

. 31. Wenn fih in diefem legtern Falle, bei der dritten Abftimmung, 
feine abfolute Stimmenmehrheit ergiebt; fo entfcheidet relative Stimmen= 
mebrheit, und bei Gleichheit der Stimmen das Loos, wobei nah $. 17. 
verfahren wird. 

$. 32, Bei unleferlichen Abftimmungen ober unvollftändigee ober un: 
richtiger Bezeichnung bes Vorgefchlagenen wird nad $.18. verfahren. Wenn 
der Anftand nicht gehoben wird; fo ift zwar der Vorfchlag nicht zu beach— 
ten, die Stimme aber, bei Berechnung der Stimmenzahl, bie zur abfolten 
Mehrheit erforderlich ift, mitzuzählen. 

$. 33. Die Bellimmungen, welche in den $$. 19. und. 20. über die 
Mahl der grundherclichen Abgeordneten enthalten find, gelten auch für die 
Mahlen der Landesuniverfitäten. 


II. Wahl der Abgeordneten der Städte und Aemter. 

$. 34. Das Großherzogthum ift, unter Ausfchluß nachbenannter Staͤdte, 
in 41, mit Rüdficht auf die directe Steuerlaft der verfchiedenen Aemter zu: 
fanmengefegte, Wahlbezirke eingetheilt, deren jeder einen Deputirten ernennt. 

$. 35. In Berüuͤckſichtigung theils ihrer commerziellen Bedeutenheit, 
theils ihrer frͤhern Verhältniffe, theils und. vorzüglich aber in Betrachtung 
ihres —— Beitrags zu den indirecten Abgaben, haben die Städte Karls- 
ruhe 3, Mannheim ebenfalls 3, Heidelberg, Freiburg Pforzheim, Lahr, jede 
>> Abgeordnete, —— Senkung, Offenburg, Raftadt, Baden, Dur: 
lach, Bruchfal und h eine jede Einen Abgeordneten zu er 
nennen. 
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$. 36. Die: Abgeorbneten dev Stäbte und Aemter werden von gewaͤhl⸗ 
ten Vahlmaͤnnern ernannt. 
A) Wahl der Wahlmänner. 
1) Eintheilung der Wahlbezirke in Wahldiſtricte. 
4 37. Die Wahlbezirke der Aemter werden, zum Vollzug der Wahl 
der Wahlmaͤnner, in Wahldiſtricte eingetheilt. 

$. 38. Jeder Ort mit eigenem Gericht, der wenigſtens 250 Einwoh⸗ 
nee und darüber zählt, bildet einen eigenen Wahldiftrict, und ernennt wenig: 
ftens einen Wahlmann. 

$. 39. Größere Orte, bie wenigſtens 750 Einwohner oder darüber 
zählen, wählen je auf 500 einen, und auf den Reſt der Bevölkerung, in: 
fofern ee 250 erreicht, einen weitern Wahlmann. 

Es follen aber in keinem Aemterwahlbezirt weniger, ald 32 Wahlmän: 
ner ernannt werden. In Wahlbezirken von geringerer Bevölkerung ift dar: 
nad die Vertheilung der zu ftellenden Wahlmänner, nad) Verhaͤltniß der 
Einwohnerzahl der einzelnen Orte, zu treffen. 

$. 40. Kleinere Orte, die nicht 250 Einwohner haben, werden mit 
dem zunächft gelegenen Drt in einen Wahldiſtriet vereinigt. Die Zahl ber 
MWahlmänner wird in biefem Fall nad) der vereinigten Einwohnerzahl beiber 
Orte beftimmt. 

$. 41. In den Städten, welche eigene Abgeorbnete zu ernennen ha= 
ben, wird je auf 300 Einwohner ein Wahlmann, und wenn der Ueber: 
fhuß 150 erreicht, ein weiterer ernannt. Jedoch follen ebenfall® nie weni: 
‚ger ale 32 Wahlmänner erwählt, und darnach für die kleinern Städte, bie 
eigene Abgeordnete zu ernennen berufen find, die Zahl ber zu mählenden 
MWahlmänner erhöht werden, 

Zur Erleichterung diefer Wahlen find alle folche Städte nah Duar- 
tieren, mindeftens in fo viele MWahldiftricte einzutheilen, daß kein einzelner 
Diftriet über 8 Wahlmänner zu ernennen hat. Die Vertheilung richtet fich 
nach der Einwohnerzahl der Quartiere, 

$. 42. Die mit der Leitung der Wahlen ber Abgeordneten beauftrag: 
ten landesherrlichen Commiſſarien haben gemeinfchaftli mit den Aemtern 
die Eintheilung der Aemterwahlbezirke in Wahldiftricte zu entwerfen, und bie 
von den Stadtmagiftraten entworfenen Abtheilungen der Städte zu prüfen 
und zu genehmigen. 

Die erftimals getroffene Eintheilung gilt bis zur gefeglichen Anordnung 
einer allgemeinen Revifion. 

2) Stimmreht und Wählbarkfeit bei Ernennung ber Wahl: 
manner. 

$. 43. Bei Emennung der Wahlmänner find ohne Unterfchied der 
Religion ftimmfähig und wählbar alle Staatsbürger, bie 

1) das 25fte Lebdnsjahr zuruͤckgelegt haben, 

2) nicht Mitglieder der erften Kammer und bei der Wahl ber grund: 
herrlichen Abgeordneten nicht ftimmfähig und nicht wählbar, und 

3) im MWahlorte ald Bürger angefeffen find, oder dafelbft ein öffent 
liches Amt. bekleiden. 

Ausgefhloffen find alfo blos Hinterfaffen, Gewerbsgehuͤlfen „Geſinde, 
Bediente u. ſ. w. 

9. 44. In Wahldiſtricten, die aus zwei Orten beſtehen, kann jeder, 
in einem der beiden Orte wohnende, waͤhlbare Staatsbuͤrger von allen 
—— berechtigten des Diſtriets, ohne Ruͤckſicht des Wohnorts, gewaͤhlt 


Wahlordnung vom-23. Dec. 1818. 475 


' 845. Im Städten, die in mehrere‘ Wahldiſtricte abgetheilt find, koͤn⸗ 
nen die Bewohner einer Abtheilung, die einen oder mehrere Waͤhler zu er⸗ 
nennen haben, jeden waͤhlbaren Stadtetnwohner waͤhlen, opne Mara 
auf das Quartier, das er bewohnt. 

8) Anordnung und keitung der Wahlder Wahlmänner. 

$. 46. Das Bezirksamt hat auf die, von der Iandesherrlichen Gen: 
tealcommiffion ergebende, Weifung die Wahl der Wahlmaͤnner anzuordnen. 

$. 47. Zur Beforgung des MWahlgefchäfts wird in jedem Wahldiſtrict 
eine MWahlcommiffion niedergefegt, deren Mitglieder ihr Stimmrecht durch 
biefe Function nicht verlieren. 

Diefe Wahlcommiffion befteht: 

1) aus dem erften DOrtsvorgefegten als Vorſtand; 

2) aus der älteften Gerichts oder Rathsperſon, und bei deren Verhin⸗ 
derung aus der im Alter zunaͤchſt folgenden; 

3) aus zwei weitern Mitgliedern und Urkundsperſonen, die vom Gericht 
oder Stadtrath aus der Zahl der 10 hoͤchſtbeſteuerten Bürger des 
Mahrdiftrictd zu ernennen find; 

4) aus dem Raths- oder Gerichtöfchreiber, als Protocolführer und 
Mitglied, 

In Difteicten, die aus zwei Orten gebildet find, treten ber Vorgeſetzte 
und Gerichtsfchreiber des größern Orts als Vorſtand und resp. Protocoll⸗ 
führer, und der WVorgefegte des Eleinern als Gerichtsperfon ein. 

Wahlort' ift der größere Ort des Diſtricts. Im Städten, melde in 
mehrere Diftricte eingetheilt find, hat jeder Diftrict befondere Urkundsperfos 
nen, bie ebenfalld aus der Zahl der 10, im abflimmenden Diftrict höchft 
befteuerten flimmfähigen Staatsbürger zu wählen find. 

4) Berfahren bei Ernennung ber Wahlmänner. 

: 848 Die Wahlcommiffion eines jeden Diſtricts hat, wenn wegen 
Anzahl der Stimmberechtigten die Abſtimmung nicht in einem halben Tage 
vollbracht werden kann, auf jede halbe Tagſitzung deren ſo viele durch ſpe⸗ 
cielle Umſagen zur Abſtimmung einzuladen, als in einer Sitzung ihre 
Stimme abgeben koͤnnen. 

Dieſe Einladung muß jedesmal dem Abſtimmungstermin wenigſtens 
zwei Tage vorausgehen. 

F. 49. Die Abſtimmung geſchieht vor vollſtaͤndig verſammelter Wahl⸗ 
commiſſion in dem Verfammlungszimmer der Gemeinde. 

$. 50. Die Regifter über fammtliche wahlfähige Drtseinwohner müf- 
fen zur beliebigen Einfiht der Stimmenden aufgelegt feyn. 

$. 51. Jeder Stimmfähige, der fein Stimmreht ausüben will, muß 
perfönlich erfcheinen. Abweſende oder auf andere Weife Verhinderte werden 
zur Abſtimmung duch Bevollmächtigte nicht zugelaſſen. 

$. 52. Jeder Stimmende hat fo viele MWahlmänner in Vorſchlag zu 
bringen, als der Diftrict, wozu er gehört, zu ernennen hat. Wenn aber 
einer oder der andere der Stimmberechtigten auch nicht fo viele Perfonen 
vorfchlägt, als der Diftrict ernennt; fo ſchadet dies der Gültigkeit der Wahl: 
handlung nicht. 

$. 53. Die Abftimmung wird vollzogen, indem der Stimmgeber in 
das zu eröffnende Megifter die Namen der, in Vorſchlag gebrachten, Perfo: 
nen, mit der erforderlichen Bezeichnung ihres Standes oder Gewerbes, ein: 


trägt, und feine Namensunterfchrift beifügt. -Wer nicht [reiben "kann, 


giebt feinen Vorfchlag mündlich ab, Der Gerichtöfchreiber beforgt in dieſem 


ee 


ü 
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Fall, in Gegenwart des Stimmenden, den Eintrag in das Regiſter, und 
der Vorſtand und eine der Urkundsperſonen unterzeichnen flott des Bo: 
tanten. 

Sn dem Protocol wird hieruͤber das Nöthige bemerkt. 

$. 54. In Wahldiftricten, die. mehrere Wahlmänner zu ernennen 
haben, kann bie Einrichtung getroffen werden, daß die Stimmenden ihren 
Borfchlag auf befondere Wahlzettel zu Haufe oder im Wahlzimmer aufzeich: 
nen, benfelben unterfchreiben, und der Wahlcommiffion perfönlich überge 
ben, Wo dies gefchieht, haben die Stimmgeber nur ihren eigenen Namen 
in das zu eröffnende Regifter einzutragen. Jeder Mamenseintrag erhält 
im Regiſter die Ordnungszahl, und jeden übergebenen MWahlzettel bezeichnet 
det Commiffionsvorftand mit der nämlihen Nummer, welhe der Name 
des Votanten in dieſem Regiſter erhalten hat, und mit feinem Vidit. Ein 


+ weiteres Vidit fegt eine der Urfundsperfonen bei. 


Für Perfonen, die des Schreibens unerfahren find, beforgt der Ge 
richtöfchreiber den Namenseintrag in das Regifter, und, nad der muͤndli⸗ 
hen Abftimmung der Votanten, die Ausfertigung des Mahlzettels, der eben 
fo das Vidit des Vorftandes und einer Urkundsperſon erhält. 

Nach jeder Sigung werben vie während berfelben überreihten Wahl: 
zettel zufammengeheftet, und an bie beiden Ende des Bandes das Drtsfie: 
gel und das Privatfiegel einer Urkundsperfon angelegt. — 

$. 55. Streitigkeiten über die Stimmfähigkeit der, zum Abftimmen 
erfcheinenden,, Perfonen entfcheidet die Wahlcommiffion durch Stimmenmehr: 
beit. Die Entfcheidung ift nur für den einzelnen Fall gültig, und es ſteht 
dem Betheiligten frei, über die, in Zweifel gezogenen, flaatsbürgerlichen Rechte 
den Ausſpruch ber ordentlichen Staatsbehörden zu veranlaffen, der jedoch 
nicht ruͤckwirken Eann. 

$. 56. Die Wahlcommiffion darf weder durch Empfehlung oder Vor: 
fhläge, noch auf fonft — eine Weiſe ſich erlauben, die Wadhlfreiheit der 
Abſtimmenden zu beſchraͤnken. 

Sie hat die geſetzlichen Eigenſchaften eines Wahlmannes nur im All⸗ 
gemeinen anzugeben, die Abſtimmenden, die da, wo mehrere Wahlmänner 
ernannt werben, weniger Perfonen vorfchlagen, als ernannt werden follen, 
zu erinnern, ihren Vorfchlag zu ergänzen; diejenigen aber, die etwa aus 
Verſehen mehr vorfchlagen, als der Diſtrict zu wählen berechtigt ift, anzu: 
weifen, ihren Vorſchlag auf die feftgefegte Zahl zu befchtänten. 

Sie hat bei unvollftändigen oder unrichtigen Bezeichnungen, welche Über 
bie Perfon des Vorgefchlagenen einen Zweifel Laffen, den Stimmgeber fo: 
gleich zur Vervollftändigung oder Berichtigung zu veranlaffen. 

6. 57. Wer, nady Ablauf des Abftimmungstermind, die relative Stim⸗ 
menmehrheit erhalten hat, ift Wahlmann. 

Wo mehrere Wahlmänner ernannt werden, find es Bicienigen, die un 
ter allen übrigen die meiften Stimmen zählen, und zwar eben fo viele, als 
der Diftrict zu wählen hat. 

Bei eintretender Stimmengleichheit entfcheibet das eoos, deſſen Zie⸗ 
hung die Wahlcommiſſion anordnet, indem ſie die Betheiligten dazu einla⸗ 
det, und fuͤr die etwa Abweſenden, oder nicht Erſcheinenden Bevollmaͤchtigte 
aufſteut. Eine freiwillige Abtretung eines oder des andern Betheiligten wird 
nicht angenommen. 

5. 58, Die Annahme des Wahlamts kann von keinem Staassbünge, 
ren — Urſache, als: Krankheit, nothwendige Aboeſenheit, wem 

werden 
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$. 59. - Wenn in der’ Zwiſchenzeit bis zur Abgeordnetenwahl ein er⸗ 
nannter Wahlmann mit Tode abgeht; ſo ſteht es dem Diſtrict frei, eine 
neue Wahl vorzunehmen, inſofern es bis zur Vornahme der Abgeordneten⸗ 
wahl noch geſchehen kann. Dieſe letztere darf aber dedee nicht aufgehal⸗ 
ten werden. 

Die Ergänzung dee Wahlmaͤnner die ihre Eigenſchaft bis zum regel⸗ 
maͤßigen Austritt des Abgeordneten, oder bis zu einer etwaigen Aufloͤſung 
der Kammern, nach Art. 39. der Verfaſſungsurkunde, behalten, mu ß in 
dem Falle vorgenommen werden, wenn in der Zwiſchenzeit von der erſten 
Wahl des Abgeordneten bis zu dem regelmaͤßigen Austrittstermine eine neue 
Abgeordnetenwahl wegen Abgang des Bewaͤhlten nothwendig wird, und die 
Anzahl der noch ledenden, und im Behiiegkt noch wohnenden, — | 
ner bie a 32 nicht mehr erreicht, '' 

$.:60.. Die Wahlcommilfion hat dem Bezirksamt das eſultat der 
Wahl anzuzeigen, und zur öffentlichen Bekanntmachung derſelben die ſtimm⸗ 
fähigen. Einwohner des Diſtricts einzuladen, denen auch auf dem Rathhaufe 
die Einficht. der Wahlverhandlungen auf Verlangen geſtattet werden muß. - 

Die ernannten Wahlmänner erhalten eine, von ſaͤmmtlichen Mitglie: 
dern der Wahleommiffion unterfchriebene, und mit dem ‚Drtöfiegel: verſehen⸗ 
Urkunde tiber ihre Ernennung zugeſtellt 

$. 61. In Städten, welche in mehrere Wahldiſtricte abgetheilt find, 
muͤſſen die in einem. Difkvicte gewaͤhlten Wahlmänner-fogleih, und ehe zur 
Wahl in. einem andern Quartier gefchritten wird, : bekannt gemacht, und 
ihre Nanten in. dem Sigungszimmer‘ der Commiſſion angeſchlagen werden, 
damit die von einem Diftrict Ernannten nicht noch einmal von einem der 
fpäter abftinnmenden Diftricte gewählt werden, - » 

$. 62... Die Wahlprotocolle find: von fämmtlichen. Mitsliedem der Com: 
miffion zu unterfehreiben, eben fo die Regifter und die Bufammenftellungen 
der Wahıftimmen. Die Protocolle' werden in der Gemeinderegiftratur auf⸗ 
bewahrt, die Abſtimmungszettel aber von der Toinhenniffien vertilgt. 

B. Wahl'der Abgeordneten in den Städten und Aemtern. 

$. 63.: Der. Großherzog ernennt -Commiffarien zur, Leitung der. Wahl 
der Abgeordneten in den Städten und Aemtern, ‚Die Aemter überfenden 
denfelben, fogleich nach vollzogener Ernennung der Mahlmänner in allen 
zum Amtsbezirk gehörigen Diftricten, ein Verzeichniß der Emmannten, 

$. 64. Sämmtliche: Wahlmänner eines jeden, Aemterwahlbezirks waͤh⸗ 
In einen. Abgeorbneten; fämmtlihe. Wahlmänner einer: jeden‘ deijenigen 
Städte, die befondere Wahlen halten, wählen bie im $. 35. feſtgeſetzte Ans 
zahl von Abgeordneten, — aus ber. Zahl ber wäptbasen Staatsbürger, mit: 
telſt abfoluter Stimmenmehrheit. ! 

8. 65. Nach Art: 37. der Befflungsuntune iſt wählbar, ohne Kid 
fiht auf Wohnort, jeder Staatsbürger, ber 

4) weder wirkliches Mitglied‘ der. erften Kammer, noch bei der Wahi der 
grundherrlichen Abgeordneten wählbar oder ſtimmfaͤhig iſt; 
2) einer der. drei. chriſtlichen Confeſſionen angehoͤrt; 
3) das 3Ofte Lebensjahr zurückgelegt hat, und 
4) wenigfiens mit einem Capital von 10,000 fl. in dem Grund⸗, Häu: 
fer= und Gewerbſteuerkataſter zufammengenommen eingetragen it, - 
oder eine Iebenslängliche jährliche Rente von wenigftens 1500 fl. 
von einem Stamm: oder Lehengutbefige, oder eine fire fländige Be— 
ſoldung ober ee von gleichem Betrage, als Staats- oder 
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Kirchendiener bezieht, auch in dieſen beiden er Fällen, wenigſtens 
irgend eine diverte Steuer aus Eigentum, di -i. von Grundſtuͤcken, 
ſteuerbaren Gefaͤllen oder Gebaͤulichkeiten zahlt. 
Landes⸗ Standes⸗ und grundherrliche Bezirksbeamte, Pfarrer, Phyſici 
a: andere geifttiche oder weltliche Localdiener Eönnen als, Abgeordnete nicht 
von ‚den: Wahlbezirken gewählt ‘werden ,; wozu Ihe Amtsbezirk gehört. 

Mer an. mehreren. Orten in’ die Guͤter⸗, Haͤuſer⸗ und rbſteuerka⸗ 
tafter ‚eingetragen ift, darf die Capitalien, die er an biefen verfchiebenen Dr: 
ten verfteuert,. zufammenrechhnen, 

Dem. Gatten werden bie Gapitalien, ‚bie feine —* zu verſteuern hat, 
* aber nicht die aeg der beigebrachten Kinder ſeiner 
Frau, die Wittwe war. 

Dem Vater werden die —*8 —*8 winderjöinigen. Kinder, ohne 
Ruͤckſicht, wie lange, von un dei der Mahl en, die Minderjahrigkeit noch 
dauert eingerechnet . 

Wer die Nutznießung a kraft Helihen Rechts ober 
Eraft Teſtaments, beſitzt, rechnet die‘ Steyercapitalien. dieſes Vermögens. ein. 

Eingerechnet darf dem Eigenthümer fonft ‚nicht werden das Capital des 
Vermögens, deffen Bafig and Nusniefung,, kraft ehelichen Rechts. oder Kraft 
Teſtaments, feinem Water oder —— f ‚oder reſp. xEgend SUN; 

m zuſteht. | — 

Als Gehalt werden die fignaturaöfigen. Frm; fändigen Bezüge, und 
zwar. die, Naturalien,; nach der hertſchaftlichen Aufrechnungstare, und die 
' —— und. Barmammeacats — De — Laſchlag be⸗ 

net. er 

Zufällige oh. —— ie. — nicht —* chtigt. 

Fuͤr ‚bie Kirchenpfruͤnden werden die Anſchlaͤge angenommen, welche zum 
Amel: ber Beſteuerung der Pfarrgiter ‚gemacht. worden ſind. Die Kirchen: 
diener ſind auch, ohne Ruͤckfiche auf; die Größe ihrer Pfruͤnde, wählbar, 
wenn ſie von. den, ihnen zur Nutzung uͤberlaſſenen, Pfarrguͤtern, Gefaͤl⸗ 
len und Zehenten ein Capital von wenigſtens 10,000 „fl. wirklich ver: 


ftetern. 
$. 66.) Der''äue' Reitung des Wählgefchäfts ernannte landesherrliche 

"Gimme hat ſaͤmmtlich· Wahlmaͤnner des Bezirks "oder der wählenden 
"Stadt mittelſt Requiſition der Aemter, durch de Ortövorgefeßten ‘zur Ab⸗ 
geordnetenwahl auf "einen. beftimmten Tag, und zwar wenigſtens 6 Tage 
fehtber; als fie vor fich gehen ſoll, fchriftlich einzuladen: : 
At. In dem Einlabungsfchreiben M ind bie geſeblichen ctgenſchaften eines Ab⸗ 
geabnsten kurz auseinanderzuſt etzen. 

Jeder Vorgeladene hat einen Sufinuntionsfchein. uber die am ihn ergan⸗ 
gene — ſogleich bei Empfang derſelben auszuſtellen. 
| Vornahme der Abgesrbnetenwahl,. il .C 

6. 67. Es kann nur dann zur: Wahl. der Afgeordneten. gefehritten 
werden, wenn wenigſtens Sder Wahlmaͤnner, bie ber Bezirk nach den Be 
KRimmungen der 89. 38. bis 41. zu fielen hat, gegenwaͤrtig find. 

$. 68. Kein Wabimann kann ſeine Stimme einem andern uͤbertragen. 

$. 69. Wenn auf den feſtgeſetzten Wahltag mehr als + fämmtlicher 
MWahlmänner des Bezirks ausbleiben; fo ‚haben: die Ausbleibenden, die nicht 
Durch legale Hinderniffe zu erfcheinen abgehalten waren, die Koften ber Ein: 
berufung: und Verſammlung zu tragen, und es wird alddann von dem lan: 
desherrlichen Commiffair ein zweiter Wahltag angeordnet. 

$. 70. Zur Vornahme der Wahl bildet ſich bie Wahlcommiſſion, 
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die aus dem landesherrlichen Commiſſair, aus den drei aͤlteſten Wahlmaͤn⸗ 
nern, und wenn dieſe aus Gruͤnden dieſe Function ausſchlagen, aus den 
im ‚Alter zunaͤchſtfolgenden, und: aus einem Amtsreviſor des Wahlorts oder 
des Wahlbezirks beſteht. Der Amtsreviſor führt das Protocoll. 

$, 74. Der landesherrliche Commiſſair hat im Allgemeinen die Eigen⸗ 
ſchaften eines wuͤrdigen Abgeordneten nochmals auseinanderzuſetzen, darf ſich 
aber eben ſo wenig, wie irgend ein anderes Mitglied der Wahlcommiſſion 
erlauben, durch Empfehlung ober Vorſchlag, oder auf. ſonſt icgend eine Weiſe 
auf das Reſultat der Wahl einwirken zu wollen, ; 

$. 72. Sämmtliche Wahlmaͤnner betheuern durch Handgetübbe: „baß 
fie, nach: ihrer eigenen: Ueberzeugung, ihre: Stimme ablegen wollen, wie fie 
es für das Beſte des Landes am. dienlichſten erachten, daß fie, in- Bezug 
auf ihre Abſtimmung, weder von irgend. jemand. eine Gabe oder itgehd eis 
nen Vortheil erhalten:.haben, ober je annehmen werben, noch’ auch, um 
ſelbſt gewaͤhit su Be“ einem Andem etwas — vder ne 

- 


ha 

6. 73 Es iſt ben Mählern geſtattet, im enge. ie cheilweiſe PR 
Dein abgutreten, um ſich vor der Abſtimmung unter einander zu be⸗ 
ſpre 
> * 74 Die Wahlmaͤnner der «Städte, bie mehrere Abgeochnete zu 
nennen haben, wählen :einen jeden durch befondere; Wahl. nn. 
+75: Die Wahl gefchieht durch gbfointe Stinimentefehet uns mi 
telſt geheimen Stimmgebung. 
$. 76. Jeder Wahlmann erhält hierzu einen Wahʒettel mit Ainenl 
Umſchiag. 
* Di Mahlzettel werden vom landesherrlichen Commi ante, nach bir Zahl 
der Stimmgeber, mit einer fortlaufenden Reihe von Nummern verfehen. 
Jeder MWahlzettel erhält feine Nummer auf ber Innern ‚Seite, worauf bie 
Abſtimmung gefchrieben wird. 

‚Der Umfchlag des Wahlzettels erhält bie eigenhändige Namensauffchrift 
des gene Wahlmanns. 

Nachdem ſaͤmmtliche Wahlmaͤnnet ihren Vorſchlag nieberge⸗ 
ſchaͤeben 2, werden die, in Briefform zufammengelegten . und im Um⸗ 
ſchlag befindlichen, Wahlzettel geſammelt, und bie, chern Auffchriften ‚mit 
der Lifte der Stimmgeber verglichen, 

In Gegenwart der Waͤhler werden die Zettel aus den Ümfehlägen her⸗ 
ausgenommen, in einer Urne gemiſcht und ſodann eröffnet, * 

Jeder Wahlmann hat unmittelbar vor Hinwegnahme des umſchlage 
ſeines Wahlzettels die auf erſterm befindliche Aufſchrift ſeines Namens zu 
tecognofeiren. 

Der landesherrliche Commiſſair lieſt die Vorſchlaͤge mit den Nummern 
der Wahlzettel ab; der Secretair trägt ſie in das Protocoll. Ein anderes 
Mitglied der Commiffi ion, das bie abgeleſenen Bettel empfängt, führt bie 
Gegenliſte. 

$. 78. Wahlzettel, die unleſerlich geſchrieben ſind, oder welche die 
Perſon der Vorgeſchlagenen nicht hinlaͤngiich bezeichnen, und zu denen ſich 
der Ausſteller zur Berichtigung nicht bekennt, werden zwar als Vorſchlag 
nicht beachtet, die Nummer des Ausftellers, bei Berechnung ber abfoluten 
Stimmenmehrheit, aber mitgezählt. 

$. 79. Wenn, bei der erſten Abftimmung für bie Stelle des Abgeord: 
neten, auf einen der Vorgefchlagenen nicht wenigſtens eine Stimm: weiter, 
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als die Haͤlfte der Stimmen aller Anweſenden gefallen iſt; ſo wird eine 
zweite — vorgenommen. 

80. Nur in dem Falle, daß.nur zwei Perfonen vorgeſchlagen wur⸗ 
den, deren jede die Hälfte der Stimmen aller anmwefenden Wahlmänner er 
hielt, wird ſogleich zur Entſcheidung durch das Loos geſchritten; wobei nach 
$. 17. verfahren wird. 

6.81. Bei einer zweiten Abſtimmung darf nur zwiſchen den drei Vorgeſchla⸗ 
genen, welche bei ber erſten Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten ha⸗ 
ben, gewählt werden. Wenn außer einem oder zweien, welche bie meiften 
Stimmen zählen, mehrere gleichviel Stimmen erhielten; fo findet die Wahl 
unter Allen Statt, welche, nach dem erften: ge zweiten, zumächft die meiften 
und * ze Stimmen erhalten hab 

$..82. Wenn nad bee zweiten Abftimmung : wieberum keine abſolute 
Mehrheit — Stimmen vorhanden iſt, oder der im F. 80, vorhergeſehene 
Fall nicht. eintritt, in welchem auch. hier das Loos emtfcheibet;. fo wird zur 
dritten Abftimmung gefchritten. Bei dieſer dritten Abftimmung wird nur 
zwifchen den. zwei Vorgeſchlagenen gewählt, die bei der zweiten Wahl bie 
meiften Stimmen: erhalten haben; infofern nicht wiederum eine Stimmen: 
gleichheit fih auf mehrere ausbehnt, in —— Fall ſich auch die Wahl 
auf alle diejenigen erſtreckt, die nach dem erſten, der etwa die relativ hoͤchſte 
Stimmenzahl erhielt, zunaͤchſt die meiſten, und gleich viel Stimmen zählen. 

Bei dieſer dritten Wahl entſcheidet relative Stimmenmehrheit, und bei 
Stimmengleichheit das Loos, wobei nach der im $. 17, über die Grund 
herrenwahl gegebenen Beſtimmung verfahren wird. 

. 83. Nach gezogener Stimmenmehrheit iſt noch, in Anmwefenheit 
ahlmänner, das Protocoll zu fchließen, und von. fämmtlichen Com⸗ 
— oerrei und wenigftens 10 andern Wahlmännern eben fo, wie 
die Zufammenftellung der Abftimmungen zu unterfchreiben, bie Wahlzettel aber 
zu vernichten, mit Ausnahme der etwa beanftändigten, bie dem Protocol ans 
gefchloffen werden. 

$. 84. Der Ianbeöherrliche Commiſſair hat die erforberliche Beſcheini⸗ 
gung über die geſetzlichen Eigenſchaften des ernannten Abgeordneten zu erhes 
ben. Beſitzt der Gewählte die gefeglichen Eigenfchaften nicht; fo hat ihm 
ber Commiffair dies zu eröffnen, und feine Erklärung darüber zu verneh- 
men. Wenn der ernannte Abgeordnete den Mangel der MWählbarkeit zuge: 
fteht, fo tie in dem Falle, daß dies zwar nicht gefchieht, der Commiffair 
aber die Erklärung des Betheiligten, nad den Elaren Worten der Berfaf: 
fungsurkunde, ungenügend und die Sache durchaus nicht zweifelhaft findet; 
fo hat derſelbe ohne weiteres eime zweite Wahl anzuordnen, und beide Wahl: 
handlungen der landesherrlichen Genträlcommiffion zur Entſcheidung vor: 
zulegen, 

Wenn bie erhobenen Befcheinigungen tiber die Mählbarkeit des erwaͤhl⸗ 
ten Abgeordneten genügend find; fo wird. das Wahlprotocoll fogleich mit 
fämmtlichen Beilagen an bie Iandesherrliche Centralcommiſſion eingefendet. 
885. Jede Verfammlung von. Stimmberechtigten. oder Wahlmän- 
nern, welche zur Wahl eines Abgeordneten für bie erfte oder zweite Kam⸗ 
mer zufammentreten, darf fich mit keinem ‚andern Gegenflande, als mit bie: 
fer Wahl beſchaͤftigen. 
Karlsruhe, den 23. December 1818. 

Großherzogliche ann Kabinetskanzlei. 

t. Weiß. 
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3 eyiet vom 16. pa 819, die Standes: und geunbfetr 
| lichen Rechköverhältniffe betreffend. 


—— vom! Sottes. Gnaden, Großherzog; zu ‚Baden, Herzog‘ zu 

—* eähbgrofi zu ro age — Lu — — und 
nau 10" a, 

e Unſer dei in Gott ehren Kepiorungsvnifahter und Neffe, des: Groß⸗ 
Herzogs Karl Liebden ‚hat: inneiner/ unternn 23: Aptil 1818 erlaffenen, Ver: 
pednung die Mechtsverhältniffe: der) vormaligem Reichsſtaͤnde und Reichsange— 
hoͤrigen zu beſtimmen -gefache und‘ fie: ſodann ſelbſt bei dem Bundestag zu 
ihrem Beitritt oder zu Beibringung ihrer allenfallſigen / Einwendungen: aufs 
gefordert. Dieſe haben hierauf auch in verſchiedenen ſchriftlichen und gedruck⸗ 
son Eingaben ihte Beſchwerden und Wünſche bel dem Bundestag mit der 
Bitte angebracht, daß dafetdft darüber entſchieden > werden moͤchte. Da 
Wirnes fin einenlinfeten etſten Regentenpflichten halten, jedem ſein ihm ge 
bührendes Recht ohne Abbruch wiederfahren zu Lafjen und jeder. gegründeten 
Bechwarderinon: felbft abzuhelfen/ ohne daß esnder Einmiſchung . "dritter 
hierzu beduͤrfezuſo haben Mit ſogleich mach Unſerm Regierungsantritt Unſere 
Aufmerkſamkeit auf dieſen Gegenſtand gerichtet md. ſaͤmmtliche, nunmehr 
Unferm Großherzogthum angehoͤrige/ ehemalige Reichsſtuͤnde, ſo wie den ehe⸗ 
maligen » unmitteldaren Reichsadell aufgefordert, ihre Beſchwerden Uns ſelbſt 
vorzutragen, um ſolche alsdanm yon einer, von Uns niedergeſetzten, Comes 
miſſion pruͤfen gu Läffen. 51. Diefes iſt nun geſchehen· Saͤmmtliche ehemalige 
Meichs ſtaͤnde fowohl / als bei mweitumisider groͤßte Theil des: Reichsadels, mit 
weniger Ausnahme ji find durch· bevollmaͤchtigte Abgeordnete dahier erſchienen, 
und) es niſt· Ms won Unſerer niedergeſetzten Commiſſion, nach geſchehener Bes 
ſprechung mit ihnen; Bortvagiibarübet: erftattet; worden. Geleitet auf der 
einere»Seite durch jene Unſere arſte Pflicht der Handhabung einer unpar⸗ 
teiiſch und gleichdurchgeheuden orechtigbeit, und auf der andern Seite: durch 
die. Uns ‚eben: fo ſehr obliegende Sorge für die Wohlfahrt des Landes, womit 
Wir Unſere ſaͤmmtliche! Unterthanemumtit glelcher ‚Liebe: umfaſſen, haben Wir 
beſchloſſen / Folgendes zu werordnen) womit Wir. zugleich. das. Ediet vom. 
23. April 1818unbeſchadet jeuer Berechtigungen, welche nach dem $. 23. 
ber Berfaſſungsurkunde den Beſtandtheil Derſelben bilden, zum Theil beſtaͤti⸗ 
F ‚zum Theil erlaͤutern and: zum · Theil maͤher beſtimmen. We 


v haͤl n der she aligen Reichs ände, nn“ 
—— 5 — den Stat HVeb erren.' Ser ; 
une cu ns Allgemeing pegſoͤnlihhe Vorzüge. | 
nit 66. 1.0 Jene ‚ehemals, seihsftändiihen, fürfklihen und ‚gräftichen Häufer 
erben fortan gu dem hohen Adel im. Teutſchland gerechnet,. Ihnen verbleibt 
das Recht der Ebenbuͤrtigkeit in, dem —— der vor ihrer: Dies 
eilig: ‚damit verbunden Milan. it em 
$. 2. Die: Haupter derſelben gehoͤren * — Standes herren; N fie 
unbe ihre ‚Familien, bilden ‚bie privifegigtefte Kaffe in linferm Großher ʒog⸗ 
thum.., Sie,.keilten „Uns. als ihrem Souverain die Huldigung aufsbie,. in 
denn Biasberhersickisehic, Su nlerbefshriebene ,.. Weiſe 
Sie und ihre Familien Haben: die unbeſchraͤnkte Freiheit hten 
— in: jebem ‚zu dem teutichen Bunde gehörenden, ‚oder mit demſel⸗ 
. Ben; in n Freundſchaft lebenden, Stante;, zu. nehmen, - Die nämliche Freiheit 
kommt ihnen nud) in Anſehung des Eintritts, in fremde Kriegsdlenſte zu. 
sr. 3. Zbre noch ———— werden, nad den Örunde 
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fägen ber frühern. teutſchen —— aufrecht erhalten, und. ihnen bie Be⸗ 
fugniß zugefichert, über ihre Güter: und Familienverhaͤltniſſe verbindliche Ver: 
fügungen zu treffen; diefe müffen Uns jedoch, fo weit es noch nicht gejches 
ben ift, zur Beftätigung vorgelegt: werden, weiche ihnen niemals ohne 
erhebliche Urfachen erfchwert, oder verweigert ‚werden ſoll. Diefe Berfüguns 
gen werben fodann bei Unfern hoͤchſten Lanbesftellen zur allgemeinen Kennt: 
nis und Nachachtung gebracht: Alle biſsher etwa dagegen erlaſſene Verord⸗ 
nungen follen ‚für £ünftige Fälle: nicht weiter anwendbar ſeyn. 

$..5: Sie haben: in allen, : fie... betreffenden, Real: ‚und -Perfonalf 
chen einen befreiten Gerichtsſtand in  erfler -Inftanz bei. Unferem Hofgericht, 
von 100: amifich der weitere Rechtszug nach Unferer oberen: Gerichtsord⸗ 
nung richtet. u. "is FREE 5 | JF wg 

$. 6. Verlaſſenſchaftsverhandlungen, welche Mitglieder. der: Familie bes 
treffen, werden durch die: Haͤupter der: Familie erledige. - Wenn aber: Rechts: 
freitigkeiten. dabei -entftehen; fo muͤſſen ſolche zum rechtlichen: Verfahren an 
das competente. Hofgericht vertiefen. werden... u 0020 re 
— 6. 7. In peinlichen Fällen fegen, Wie für die ftandesherrlichen. Hdups | 
ter ber Familie und ihre Gemaplinnen, ſo Lange: ihre Gatten. am Leben 
bleiben, folgende: Auſtraͤgalinſtanz. et ai dd Mn v 
- Der Befchuldigte: benennt «drei Standesherren Anferes Landes, jeder der⸗ 
felben ernennt zwei fubdelegirte Räthe ans Unfern Unterthanen, Wir: ernennen 
den Präfidenten, welcher jedesmalen aus Unſerm jeweiligen Juſtizminiſter oder 
Oberhofrichter beſteht. Das Gericht ernennt zwei Unterfuchungschm: 
miſſarien, die aber nicht zugleich Mitglieder des Gerichts ſeyn koͤnnen, und 
einen Aetuar. Die Unterſuchungscommiſſarien inſtruiren den ganzen Pros 
ceß, unter Leitung des Gerichte: Der. Präfident ernennt: den Re⸗ und Cor⸗ 
referenten unter ben Raͤthen zdas Urtheil wird anı Unſere oberſte Staatsſtelle 
zur: Beſtaͤtigung eingeſendet. Inden: Fällen, wo, nach Unſern Landesgeſe⸗ 
gen, die Berufung von Urtheilen der Hofgerichte an das Oberhofgericht ge⸗ 
ben Kann, fteht dieſe dem Verurtheilten ebenfalls frei. Die gegem den Stam 
‚besherren etwa nöthigen polizeilichen Maaßregeln werden in gewoͤhnlichen, je: 
doc) ihrem Stand und Anſehen angemeſſenen "Wegen, auf Anoidnung Unſe⸗ 
ter oberften "Staatsbehörde, oder wenn eilige Fälle vorkommen: follten., der 
mittleren Landesſtellen, ergriffen. Die Güter des: Veruetheilten dürfen in 
keinem Falle confiscirt, wohl aber während: feiner Lebenszeit ſequeſtrirt 

werben. Fur | ee NE. za 

$. 8. Die Standesherten und, ihre Familien find von der Militair⸗ 


pflicht befreit. ae ee a 

$. 9. Die Standesherren führen ihre gegenwaͤrtigen Titel und Wap⸗ 
pen fort, fie benennen ſich von ihren Herrſchaften, jedoch mit Weglaſſung 
aller jener Wuͤrden und Beiſaͤtze, welche ein bormaliges Reichsverhaͤltniß 
bezeichnen; fie haben das Recht, auf. ihre Koſten ſich von- ihren‘ Medlatuns 
terthanen huldigen zu laffen, und fich dabei der, in dem Standesherrlich⸗ 
keitsedict in $. 18. Beilage B. enthaltenen, Formel zu bedienen. - 

$..10. Wir geftarten ihnen außerdem noch folgende. perſoͤnliche Vor⸗ 
zuͤge. Die Familienhäupter dürfen ſich in allen’ Zertigungen: und Schriften, 
die nicht am Uns oder an Unfere Behörden 'gehen, des Praͤdicats, regierender 
Kürft und Standesherr, fammt der erften Perfon in: viefacher Zahl, Wir, 
Unfer, Uns, bedienen; Wir felbjt im Unſern“ Kabinetsſchreiben an Sie, 
tollen Uns der Anrede: Dürhlaudtig, Hochgeborner Fürſt, und 
an die Grafen: Hochgeborner Graf, und in der Courtoiſie des Aus⸗ 
drucks Liebden, bedienen. '. Unfere Staatsftellen muͤſſen in ihren Schreiben 
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fie eben: fos und Ahnen: im KContert den; Titel: Direchlaucht,, geben, 
woehingegen in den. Schreiben an Ans oder Umfere obem Staatsbehörden es 
bei dem bisher angeführten Kanzleiceremoniel fein Bewenden behält. Die 
Kirchengebete im.denfinudeaperzlichen Gebieten. und aller dazu gehörigen Kir: 

chen müffen in der Fuͤrbitte nach Uns und Unſerer Familie auch das Haupt 
des ftandesherrlichen Haufes und deſſen Familie erwaͤhnen, die Trauergelaͤute 
eben: fo wie die Einſtellung des Saitenſpiels muͤſſen halb ſo lange, als in 
gleichen Faͤllen bei Uns: und. Unferen Familie geſchieht, angeordnet und ihr 
nen geſtattet werden, eine: Trauer unter ihren. Dofleuten und Dienern anzu⸗ 
legen.·Ihnen ſteht frei, eine: Ehrenwache ;von. Unſerm Militair auf ihre 
Koſten an allen Orten ihres Standesgebiets, wo ſolches in Garniſon liegt, 
zu verlaugen, oder auch ſtatt deſſen ein eigenes: Trabantencotps von 25 bis 
30: Mann’ in ihrem Wohnort aufzuſtellen, auch ſich der, bei ihnen uͤblichen, 
Hofaͤmter zu bedienen, amd: demſelben Hofuniformen, ‘die jedoch von: der Uns 
ferigen verfchieden feyn muͤſſen, zu ertheiten. Eben ſo ſollen biefelben be⸗ 
rechtigt ſeym 0 ‚bei ihren Beamten und Ewildienen ——— ein⸗ 


$. 11. "Den Stanbeähereen feht das Recht dee Bandflandfchaft zu, 
ſo og es in der Verfaſſungsurkunde des Großherzogthums bereits ausge⸗ 
Wir werden aber auch wegen der gebetenen Beiziehung eines 
——— Vormunds waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit eines Standesherrn 
und wegen Subſtituirung eines bevollmaͤchtigten Ebenbuͤrtigen bei geſetzlicher 
Verhinderung bes. — und Bfoneiiihe: am Unfere: Sandftände ge 
dangen:taffen. n:.' OA 
$. 12. as übrigens die Bormundfhaften PR Guratelen. aber die 
mindetjaͤhrigen Rinder eines verſtorbenen Standesherrn hetrifft; fo. *8 nach 
Unſerm Landrecht dein Aeltern das Recht: zu, ihren Kindern Vormuͤnder zu 
feben;ʒ auch gebichrt dem Überlebenden; Aeiterntheile hierzu das Recht ſchon 
nal. dem Geſetz In nallen Faͤllen, wo weder das Landrecht, noch bie or 
teriiche Dispoſition eintritt, behalten Wir. Uns vor, das Rechtliche, fo weit 
eine Einſchreitung der Staatsgewalt erforderlich if, duch ed oberfte 
Eeaatsbehoͤrde fuͤrzukehren. 4J— 
5 18.Es verſteht ſich von ferbft, daß — wo ſich durch vorſtehende 
VWerfuͤgung die bemerkten Vorzuͤge nicht: auf die ganze Familie erſtrecken, ſon⸗ 
dern auf die Haͤupter oder ihre Gemahlinnen eingeſchraͤnkt haben, es, in 
Anſehung des uͤbrigen, dabei ſein — — behaͤlt, was die Landesge 
und Verordnungen mit ſich bringen, wie quch, ‚daB diejenigen Standesherz ' 
ven, welche ſich in Unfere Ci sie und Militkirbienfte begeben, fi), in Anz 
fehung des ihnen gebührenden Range, j 08 nach den Dienſtreglements und 
el kr zu richten: haben, 
II Gerehtigkeitspflege ' 
$. 14. Den Standesherren ſteht die Ausuͤbung der buͤrgerlichen und 
peinlichen Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz zu, eben: fo im zweiter Inſtanz, 
Wwenn fie im Beſitz derſelben vor 1813 geweſen find, und ihr Gebiet 20208 
Seelen in ſich faßt. 

8:15. Im etſter Jnſtanz wird fie durch Aemter verwaltet, die in als 
der Hinficht wie bie landesherrlichen Aemter formirt ſeyn muͤſſen, und als— 
dann den naͤmlichen und ganz gleichen Gewaltsumfang, in Anſehung der 
Gerechtigkeitspflege/ haben, wie dieſelben 
G. 16... Die Gerechtigkeitspflege in zweiter Inſtanz wird durdy ein. Col⸗ 
legium verſehen, das den Namen Standesherrliche N. — fuͤhrt. 
Gleiche Benennung fuͤhren die Aemter Standesherrliches N. Juſtizamt. 

31* 
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6. 17: DIE Zufttjlängtelent: wmuͤſſenn aus ein a) ober: Di 
tector und: drei Rathen beſtohen *nveiche färnımmitich die Beſtaͤtigung von 
Uns durch Unferdüoberfie Staatsbehoͤrde erhalten wauiſſen. ziel mir. 


9. 18. Die Subalternen in den — hen von den Standes: 
herren ohne Betätigung enamsitzfie müuſſen abey - don dieſen —⸗ 
vi. — Aan die oberſte Stüntssehdxde mahenzv und. iu .i 

9: Inc Anfſehung der peinlichen- Unterſuchung wird bin ſtandes 
— Juſtizkanzleien/ hinſichtlich der buͤrgerlichen und peinlichen "Straf: 
gerechtigkeitspflege/ gerade der naͤmliche Gewaltumfang zugeſchieden; nie Uns 
ſeren ee und ben“ ee ee sage en wies den 
Jandesherrlichen Aemtern. Britain 11:7 no m 
ic 8, 20, Die ſtandesherrlichen Hemtit und aſintemi koͤnnen in 
geintichen: Fällen‘ keine‘ hoͤhern Geldſtrafen ‚anfegen, als das: Geſetz erlaubt, 
und eben fo wenig andere Strafen in Getpftrafen — als da: und 
inſoſem das Gefeg hierzu die Etlaubniß ertheilt na. 

8 21... Die Untesthanen, die ſich eines —— — gehen ıben Lande 
herrn ſchuldig machen, können nicht von ben nee — ur 
von den landeshertlichen Gerichten belängt werben,‘ 

6. 22. - Eben fo die: landesherrlichen: Diemer, * —* außer ih⸗ 

rem Dienft noch ein anderes buͤrgerliches Gewerbe treiben, ut in Sachen, 
— Dienſt betreffen „ un: ſtehen — — ihten — 

— 2722 84,11% * iu 
* ADie ländeshentichen Zusfkigbakıpleten abs Kemttr; ‚werden F 
unſe — Staatsſtellen in allen Stüden in dem Geſchaftsgang rben / ſo he⸗ 
Janden, wie Unſere elgne Süftigfkelteng. 7 sd un. an nd ur 

8. 24.1 Die: in dem’ Edict vom 23: Apeil- 1818, GA: Bubilitm 
— angeordnete Revifion fällt hinweg‘, und Haben“ die) Stäntesherrem: das 

Reit, ihre liquiden Gefaͤlle · ſelbſten / nöchigenfans; mittel det Erecntion, je 
dot unter genauer Weöbächtung. der Erecutionsotdnung/ beitteiben zu laſſen 
illiquide und feige ee. ‚werden an den amei Richtert up 
wieſen. Lv Teile un 

$. 25. Da vor der in Jahre 1813 "gefchehenen':Xufhebtung: deu. Ge 
richtsbarkeit Statt gehabte Zuſtand der ſtandesherrlichen Aemter wird ) jedoch 
alſo wieder hergeſtellt/ daß auf die. oben: ſchon unter $; 160 bemerkte: gleiche 
Formirung mit den — — * deren en Zahl Rück 
ſicht BEE wird, Eu u ST 7 
u — — * ——— en 
E: 5 24. Den Standesherren ſteht die A iu. a at 

Sie üben folhe durch ihre Juſtizbeamte in, dem —4 "mfong,, in 
welchem folche den unmittelbaren landes herrlichen Juſtiz⸗ und Polizeibeamten 
dberteagen iſt, aus. T 412 

Sie ernennen die Sanitaͤtsbeamten in dem Umfang: ihtes ‚Gebiets, 
biefe müffen aber “vor ‚der Einweiſung Unſere re get —2* 
erhalten. 

: . 25. Weber alle: diefe Gegenftände: koͤnnen jeboch die ——— 
ihre eamte entweder felbft, ober durch ihre Juſtizkanzleion mit Bericht. ver 
nehmen, und ihnen. hierüber nad) dem Sinne Unferer Landesgefege. Reſolu⸗ 
tionen ertheilen, auch fie zur fleißigen und guten Gefhäftsführung anhalten; 
fedoch alfo, daß fie, twie auch weiter umten geordnet wird, nicht befugt fern 
follen, ſolches auf eine Dienftfuspenfion,, Dienftentlaffung oder: Dienſtent⸗ 
ung. auszudehnen. Nirgends darf ‚auch dieſe, ihnen Über: ihre Beamte ges 


— 


Edict vom 16 April 1819. 485 | 


rende, Aufficht-in: eine zweite ¶ Inſtanz audarten; ſondern ſio —* ihre 
richtungen mit ihren Beamten in dee Art treffen, daß; zum, Voraus ſchon 
mut iſt,welche Geſchaͤfte ihre Beamte für ſich und ohne vorherige Mes 
tionseinhohlung definitin erledigen koͤnnen und bei welchen fie an die letz⸗ 
‚ gebunden ſind. Iſt einmal in’ einem Gefchäft der Endbeſchluß gefaßt; 
indet kein weiteter Recurs an fie, die Standesherren, ſondern lediglich de: 
oder Unſere Kreisdirectorien Statt.. .n 

8. W.Die Standesherren und ihre Beamte Haben‘ —— bafi 
vachen, daß Überall die Geſetze und gute Ordnung gehörig beobachtet, 
derten Verletzungen und Uebertretuugen, To weit es den ihnen angewieſe—s 
Geſchaͤftskreis betrifft gehoͤrig geahndet, andernfalls abor Unſern betref⸗ 
en Kreisdirectotien angegeigt werden; insbeſondere uͤbertragen Wir ihnen 
die Vollziehung desjenigen, was von Uns und Unfern Landesbehörden, 
nöge Unfeter Oberaufſicht uͤber Heerſtraßen und Fluͤſſe, ſo wie über die 
rdnung und Leitung des Strafen: und — zur Befoͤrderung 
Handels, der Mauth und Zollgeſettgebung, der obern Leitung des Zunft: 
n8,' dev’ Boftätigung neuer Zunft ¶ und Handwerksordnungen, der Ver: 
mg neuer Gewerbsconceſſtonen, als Theile: der obern Polizei, ferner‘ we⸗ 
der allgemeinen Landescultur befchloffen wird, und find nicht : weniger 
igt, ihnen den Vollzug 'aller uͤbtigen, vernöge. der . Uns als Souvetain 

Landesheren zuſtehenden oberſten Staatsgewalt und Gefeßgebungstecht 
All gemeinen/ und fo. weit’ es einen Bezug auf das Gebiet der Standes 
em hab,‘ ergehenden Verfuͤgungen zum Vollzug zu überlaffen, erwarten 
auch dagegen deſſen prompte Beforgung, und behalten Uns hierinnen 
indender Abaͤnderung, beſonders aber auch da sirheuor,. daß da, wo eine 
tiſche Kenntniß beim’ Vollzug erfordert wid, Win ſolche durch Unfere: 
ı beftellten Diener verrichten laffen. Insbeſendet⸗ verſehen Wir Uns, daß 
wo zu Führung Unſerer obern Aufſicht Berichtsetforderungen in tabella⸗ 
er Form oder ſonſten beries npadat find, ſolcher gehoͤrige ‚Bolge ge: 
t werde. 

$. 27. Wenn, — der Uns zuftehenden Obetaufſicht über die, den 
ndeöherren zuftehende untere Polizei, ald weswegen Wir Uns! Berichts- 
srderungen oder auch anzuordnende Viſitationen jederzeit vorbehalten, ober 
n Mefolutionen auf die, an Unfere Kreisdirectorien ergriffene, Recurfe er: 
t werden, ober überhaupt Communicationen, Verfügungen und Befehle 
wendig find; fo follen folche in der Regel an die ftandesherrlihen Kanz- 

. gerichtet werden, welche aber gehäften find, fie-fogleih und wenigftens 
halb zwei Tagen ohne allen Aufenthalt oder Abänderung in. reiner Ab— 
ft an.die Beamten abgehen zu laſſen; auch dürfen deswegen den Unter— 
en eine weitern Koften verurfacht werden. Sn dringenden und eilenden 
en, und aus fonft erheblichen Urſachen können jedoh Wir und Unfere 
atsbehörben auch unmittelbar Verfügungen an die ftandesherrlichen Beam: 
ergehen‘ Iaffen, werden Aber den Bedacht nehmen, daß die Standesherren 

ihre Kanzleien in folchen Fällen jedesmal, von bem Inhalt der Verfuͤ⸗ 
} benachrichtigt werden. OR. | 

1? har, Aufficht. 

"28; - Dib Mesht der Staatskirchengewalt » und beſonders auch das 
yt, Conſiſtorien uͤber ꝓroteſtantiſthe Glaubensgenoſſen zu errichten, ſteht 


"Uns; ala dem Kandesherrn, zu; hingegen uͤbertragen Wir den Siandes⸗ 
ndie ahnen / vermoͤge der, Bundesacte, zugeſtandene Befugniß und. Auf: 


———— Schulweſan/ auch uͤber milde "Stiftungen, nach Vor⸗ 


ſchtift Unferer Landesgefege, zu Führen; auch fleherihnen: nach denenfelben 
das Patronatrecht, nach Maaßgabe der hieruͤber beſonders erlaffenen, Verord⸗ 
nung, zu. Sie haben daher das Recht, Pfarter zu praͤſentiren, die Schul⸗ 
meiſter zu beſtellen und beibe in. ihr Anit einzuweiſen, denſelben über ihre 
Amtsführung muͤndlichẽ oder Icheiftliche Admonitionen zu machen, kwerin. aber 
ſcharfe Einſchteltung nörhig werden folte, hierkber an unfere Sberſtaatskic 
chenbehoͤrde zu berichten, und koͤnnen fie dieſe ihte Aufficht nie auf eine Ent: 
fernung odet Sufpenfin vom“ Amte, oder auf eine andere wirkliche Strafe 
ausdehnen. Sie haben ferner das Recht det Aufficht über die Almofen und 
milden Stiftungen, die gewählten: Verrechner derſelben zu beitätigen ‚ ihre 
Rechnungen zu durchgehen und abzuhoͤren, auch die Unfern Beamten duch 
Unfere Landesgeſetze und Ordnungen diesfalls eingeräumten -Mechts durch die 
ihrigen beſorgen zu laſſen. Es ſteht ihnen frei, dieſe ihre Aufſicht durch 
ihre Juſtizkanzleien zu beforgen, und. hierbei einen oder mehrere Geiſtliche 


zuzuziehen. en oe F 

| Borfigerihtsbarteit und Forftpolizei.. 

S. 29. Den Stanbesherten fteht die Korfigerichtsbarkeit und die Forſt⸗ 
polizei in ihren eigenthümlichen und denen : Gemeinde, Kirchenz, Stif: 
. tungs= und Privatwaldungen, Uns aber. die. Oberforft= und Jagdpolizei zu, 
nämlich die Oberaufſicht über die Waldeultur, die Anordnung von: Waldvi— 
fitationen, die Verbote des Holzverkaufs außer Landes, wo es nöthig erach⸗ 
get wird, die Anftalten gegen Wildfhaden , die geſebliche Beſtimmung ber 
Sorfktaren und: Sttafen, und ihre Ermäßigung in Recusfällen. Es ift 
hierbei Unfer ernſtlicher Wille, daß die Standesherren, im Genuß ihres Ei: 
genthums, fo wenig als möglich und nur im, fotveit befchränkt werden, als 
noͤthig ift, einem unerfeglichen. Schaden vorzubeugen. Geſetze, bie: diefer Un: 
ſerer höchften Abſicht entgegen find, follen abgeändert werben. Hingegen 
miünfen fich aber auch die. Standesherren und ihre angeftellten Forſtbediente, 
in Anſehung des Forſt- und Jagdweſens, genau nach Unſern Gefegen, 
Forſt- und Jagdordnungen richten, und insbeſondere darauf ſehen, daß uͤber⸗ 
all nur durch Unſere Staatsbehoͤrden examinirte und. qualificirte Forſtpracti⸗ 
eanten hierbei angeſtellt werden, und die Unterthanen durch allzu vieles Wild⸗ 
halten feine gerechten Beſchwerden erleiden, ald worauf Wir durch Unfere 
Iandesherrliche Behoͤrden genaue Aufſicht tragen zu laffen, nicht erman- 
geln werden. 
Da übrigens die Zorftfachen meiftentheils forftwiffenfhaftliche Gegen: 
fände umfaſſen; fo Eönnen Recurfe in folchen nur am Unfere oberfte Zorft: 
behörde Statt finden. | 
; Berg: und Salinenrecht. 

.$. 30. Das Salinenrecht in den flandesherrlichen Gebieten ſteht Uns 
nad) den ſchon längft emanirten Randesgefegen und Edicten allein zu, und 
hierbei muß ed um fo mehr fein Beenden behalten, als auch höhere Staats: 
ruͤckſichten Uns gebieten, darauf unabmweichlih zu beharren. Jedoch bieibt 
den Standesherren das Eigenthum der. Salinen, die fie ſchon vor ihrer Me: 
diatifirung befeffen haben, ungefhmälert, und auch bei denen etwa künftig 
errichtet werdenden, dürfen durchaus feine Cigenthumsrechte gekraͤnkt werben. 
In Anfehung der Bergwerke, behält —— nhalt des Standesherrlich⸗ 
keitsedicts vom 22. Zul. 1807 fein’ Versenden /wornäch die Oherpoligei in 
Bergwerköfachen, bie gefeggebende und richtetliche Gewalt ruͤckſichtlich deifel- 
- ben die Ertheilung der Vergbauconceffiönen, wenn ein Standes herr im Stan⸗ 
desgebiet außerhalb feines Eigenthum einen neuen Bergbau anlegen will; : fo 
wie das Verkaufsrecht der Bergwerkausbeute Uns — die Einkimfte der 
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Bergwerke ſelbſt aber den Standesherren zugehoͤren, mit dem Anfuͤgen ſein 


Bewenden, daß ſolche innerhalb ihrer Standesgebiete nur alsdann von an⸗ 


dern neu angelegt und bebaut werden koͤnnen, wenn die Standesherren ſich 
nicht im beſtimmter Zeit erklaͤren, fie ſelbſt bauen zu wollen, wobei es jedoch 
Uns, dem Landesherrn, unbenommen bleiben muß, ſich dieſes — ver⸗ 
moͤge des Uns zuſtehenden Conceſſionsrechts, wenn Wir es fuͤr das Wohl 
des Landes fuͤt dienlich erachten, vor allen andern ſelbſt zu bedienen. Das 


Recht, auf Gyps und Bohnerze zu graben, verbleibt, in —* Unferes 


ſiebenten Organiſationsedicts, den. Standesherren. 
Beftteuerung 

ı 31. Im Anfehung der, ee. behalt es bei dem, in der 
Verfaſſungsurkunde ausgeſprochenen, Grundſatz einer gleichen Beſteuerung 
ſein unabaͤnderliches Bewenden, und ſind daher die Standesherren zu allen 
conſtitutionsmaͤßig ausgeſchriebenen ordentlichen und außerordentlichen Staats⸗ 
ſteuern, von allen ihren, in: Folge der beſtehenden Steuerordnung, einge— 
ſchaͤtzten Haͤuſern, Guͤtern, Gewerben und Grundgefaͤllen beizutragen ſchul⸗ 
dig. Hingegen duͤrfen ſie eben fo wenig durch, die Einſchaͤtzung über den 


wahren Werth praͤgravirt werden. Es ſteht ihnen daher frei, wenn ſie ſol⸗ 


ches glauben, bei Unſerer betreffenden Staatsſtelle um eine neue Schaͤtzung 
einzukommen, der Wir jederzeit zu entſprechen geneigt ſind, und zwar durch 
eine: unparteiiſche Commiſſion mit Zuzug. der Intereſſenten, um die fleuer- 
baren Gefälle und Güter der Standesherren in ein gerechfes und billiges Eben: 
maaß mit andern fleuerbaren Gütem, unter Beruͤckſichtigung der fideicom⸗ 
mifjarifchen und Lebensqualität derfelben, in foweit diefe auf die Abfchägung 
der Güter und deren Werth Fifuf. bat, und ber. auf ihnen ruhenden Laſten 
zu ſetzen. 

§. 32. Die Standesherren fi nd nicht ſchuldig, an den eigentlichen 
Gemme adefchulden und ſolchen Landſchaftsſchulden, die durch einen Social: 


verband mehrerer Gemeinden zu einem. gewiffen Endzweck gemacht wurden, 


und nad dem Ebdict vom 6. April 1815 $. 4. fih auf die Gemeindekaffen 
eignen, beizutragen; fie bleiben hiernach davon fuͤr die Vergangenheit und 
die Zukunft befreit. 

$. 33. Hingegen find ſie ſchuldig, zu allen, auf dem verfaſſungsmaͤ⸗ 
Figen Wege ausgefchriebenen, Kriegäfteuern, Kriegslaften, Lieferungen und 
Eingquartierungen eben fo wie zu allen andern gemeinen Landesangelegenhei⸗ 
ten, und wozu fie ſonſt, nach Unſern Geſetzen, ausſchließlich der einer Ab⸗ 
aͤnderung unterworfenen Verordnung vom 5. Auguſt 1816, verbunden 
find, beizutragen. Dieſe Beitragspflicht fängt von der Zeit ihrer Mediati⸗ 
firung an. 

F. 34. Kriegs- und Landesfrohnden, beſonders der Vorſpann, koͤnnen 


> 


weder für die Zukunft, noch für das Vergangene auf den Steuerfuß ausgetheilt _ 


werden, indem fie auf dem Viehſtand beruhen, und alfo diefer bei der Be: 

rechnung: als Maanfftab zum. Grunde gelegt werden muß. ine ähnliche 

Beichaffenheit Hat es mit der Einquartierung, die ſich nad dem. Local rich⸗ 

tet;uo”. rege Schloͤſſer werden mie Unfere eigenen RUE: bes 
Gefälle. 

om 85 In Anfehung ber Gefälle, bleibt es bei derjenigen Abtheilung, 


wie: ‚fie, indem Standesherrlichkeitsedict vom 22. Juli 1807 geſchehen ift. 


Es ‚verbleiben: fomit. den Standesherren alle Einkünfte von ihren Domanlals 
böfen; eigenthuͤmlichen Gütern, Schäfereien und Erblehen, alle bisher bezo= 
gene: ‚Behenben ‚fammt. dem —————— wo derſelbe als Zugehoͤr des 
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Zehenden hergebracht iſt, Bodenzins von Guͤtern, Handlohn von Gütern; 
eigenthuͤmliche Brauereien/ Bier⸗ und Branntweinderlage, alle aus der Erb⸗ 
pflicptigkeit heefliefende Abgaben, ais Leibfepilling ;’ Rauchhühner, Zodfall, 
Manumiſſionsgebuhren, die Teither uͤblich geweſene Bannnugungen, wänients 
lich Bannkeltern, Bannbadöfen ji Bannmuͤhlen, Bannweine und Bannbrau⸗ 
rechte, die Forftgefälle und Waldrugſtrafen, die Jagd und Fiſchereinutzun⸗ 
gen, die’ Hertſchaftsfrohnden und Frohndreluitionsgelder, bie: Nachſteuer oder 
Abzuigsgebühren bei Auswanderungen in Staaten außer: ber teutſchen Bund 
in ſolche, mit denen nicht allgemeine Freizuͤgigkeitsvertraͤge ſchon jetzo beſte⸗ 
hen, oder noch kuͤnftig von Uns werden abgeſchloſſen werden. 

J. 36.: Fuͤr diejenigen Faͤlle, welche, kraft der erlaſſenen Steuer⸗ und 
Accisordnung, fuͤr aufgehoben zu achten find; wohin namentlich das Ohm: 
Hold und die Gewerbsrecognitionen gehoͤren, wird den Standesherren: eine 
billige Entſchaͤdigung, wo es noch nicht geſchehen iſt, geleiſtet werden, fo 
bald ſie das Erforderliche, nach den beſtehenden Vorſchriften, beobachtet ha⸗ 
ben werden. Sollten den Standesherren auch außer den genannten andere 
Gefaͤlle entzogen worden ſeyn; fo ſteht ihnen frei, ſolche bei der, won Uns 
niedergeſetzten, Commiſſion, unter der Benennung und Anfuͤhrung ber des⸗ 
faltfigen Rechtsgründe, zu veclamiren, worauf Wir Uns. das Weitere. mit ber 
vorläufigen Buficherung vorbehalten, baß ſich die. Standesherren. der Wies 
—— alles ihnen etwa unrechtmaͤßig Entzogenen verſichert Halten 

rfen 

$. 37. Auch die gefegtich erlaubten Zaren, Sporteln und Streafgelbei 
Ä verble ben zwar den Standesherren, jedoch wollen Wir auch in ihren Gebie— 
ten die Amtskaſſen beſtehen laſſen, wohin alsdann alle Taxen, Sporteln und 
ſonſtige Gefälle, fo wie fie in Unfern unmittelbaren Landen in bie Amtss 
Eaffen fließen, eingemworfen, dagegen aber eben fo alle erforderliche Ausgaben 
daraus beftritten, der etwaige jährliche Abmangel aus der Steuerfaffe zuges 
fhoffen, der fi davon ergebende: Weberfchuß aber derfelben zugefchieden ters 
ben muß. Es verfteht fi von felbft, daß es dieſemnach bei: der Abfchafs 
fung der Bemtkaffen und allen. andern, auf bie oben: erwähnten Gegen: 
j a Bezug habenden, Abgaben und Gemeindsbeiträgen fein Bewenden 
halte, 

$. 38. In einer befondern: Verordnung werden Wir demnaͤchſt dasje⸗ 
nige beſtimmen, was wegen Reluition und —— der Gefaͤlle zu Be⸗ 
foͤrderung der allgemeinen Landescultur zu beobachten iſt, und werden den 
Bedacht darauf nehmen, daß hierbei eine angemeſſene EN feftges 
tee werde | 

Dienerverpältniß. 

839. Die feit der Entziehung der Gerichtsbarkeit in * ſtandes⸗ 
herrlichen Gebieten angeftellten Beamten werden Wir, mit Wiederabnehmung 
der Gerichtsbarkeit, zuruͤcknehmen, wogegen aber auch die damalen übernoms 
menen ftandesherrlichen Diener von ihnen zuruͤck mit der Befoldung. genoms» 
men merden müffen, die fie zur Zeit. der Abnahme gehabt haben. Die uns 
terdejfen erhaltenen Befoldungszulagen ‚werden. bei den Beamten: und Polizei⸗ 
bedienfteten auf die Amtskaffen, bei ben übrigen auf den Penfionsfond 
übernommen, 

$. 40. Alle ftandesherrliche Dience⸗ vhn⸗ Unterfehisd des Standes und 
der Art ihrer Anſtellung, muͤſſen innerhalb des Großherzogthums geboren, 
oder naturaliſirte Auslaͤnder und nad Erſtehung der nachdem: Geſetzen, er⸗ 
forderlichen Prüfung ihrer Kenntniſſe gehoͤtig von "Uns: in die Receptions⸗ 
“Ren aufgenommen worden ſeyn. Hiervon findet auch, in Anſehung der 
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dameraldiener, keine Ausnahme Statt nur werben "Mid denjenigen Stans 

ahenem dienna in Rn ‚Staaten Befisungen haben, nicht er⸗ 

hweren, wenn ſie — r gut finden, ihre auswuͤrts angeſtellten Kameraldies 

r beein und die i en hinaus zu verſetzennnn Zedoch Jindſie gehal⸗ 

n, Unſers Benehmigung hieruͤber einzuhohlen so urnagliindd ôön 

841Die Bid) Juſtiztanzlei Angeftelltennind beſtaͤtigten Raͤthe und 

Belfiger müffen, ſo wie die Beamten, von den Standesherren und ihren Ber 

oͤrden, auch für Uns verpflichtet werden, worüber jebesmalen bie rn au 

aſee betreffender Staatsbehoͤcde gemacht werden muß si U 

42Ein Juſtig und Polizeibeamten, der einem. Amt; Br RE ober 

(8 erſter Beamter vorfieht, muß mwenigftens 1000 .1fl.i- mehftı freien, Woh⸗ 
ung? ein zweiter todnigftend: 800 fl, ein Aſſeſſor 600fl. ind ein Amts⸗ 
viſor, oder ber am: feine Stelle tretende Staatsdiener/ 700 fle Beſoldung 
aben zues koͤnnen aber in Faͤllen/ wo es die —— Rage nicht geſtat⸗ 
t,Abieb Aemter auf die gefepläche „Größe: zu bringen, (die: Geſchaͤfte dee Amta 
ute mit denen der Amtsreviforen vereinigt werden, und in star: — 
all werben "auch bie Amtskaſſenbeſoldungen hiernach ermieſſen. 

— 4 Kein Beamter irgend einer: Art darf auf Spartin dit 
en; Jul % FRE Lau 1 ı DL, i. 
SA Die ffnndesherttichen. Juſtihbeamten. er wie. bie, Mitglieder. ber 

uftizEanzleiew: Löhnen ntw, nach vorangegangener Unterſuchung und: Ent⸗ 

yeibung, won ihrem  Dienft entlaſſen ober deſſelben entſetzt werden 

‚6:45. Die Standesherren koͤnnen ben, zu: ihrer Juſtiz⸗ und: Domai⸗ 
1langlei: Veronönehit, Präfidenten;, Directren ‚ Rüthen, Amtleuten, Revis 
ren, Sewetaien ‚SsRegiftratören und Kanzliſten, die ihrem Dienſt angemefa 
ie Zitel ertheilen, und. eine paffende Uniform für fi fi e einführen, Bloße 

tel’ ohne Amt zu ertheilen, iſt ihnen ‚nicht erlaubt 5 
8. 46. JZuſtiz⸗ und.Rentimtet zu vereinigen, iſt in der Regel nicht 

aubt, doch werden Wir in dringenden Fällen Ausnahmen dispenſations⸗ 

iſe heſiatten „ins welchen der Beitrag der Amtstaſſen verhaͤltnißmaßig nach 

: Seelenzaht beftimmt werden muß. 

A Die Formen. des. Gefchäftsgangs find, wo ein anderes ni 
ombers verordnet iſt, die — —— den Staatsſtellen. TR 

tivtle 

+ 48, Den Stanbrehenen bleiben ihre Activlehen, nach Maaß gabe 

bereits hierüber in dem kehens⸗ und rin. hem —— 
ebenen Vorſchrift. 

B. Reqchtsverhaͤltniffe— det ÖBrunbbursen. 

6.49. Dem ehemaligen Reichsadel kommen die ihm in ber Bundes: 

e Art. 44. zugeſicherte Rechte der unbeſchraͤnkten Freiheit, feinen Aufenthalt 

jedem, zuni Bumdrgehötendem, .oder ‚mit demſelben in Frieden lebenden, 

aat zum nehmen, der Familienverträge unten: Bezug auf $. 3. und 4. ges 
mwärtigen Ediets, dei Antheile der Begüterter ander, Landftandfchaft 
er Bezug rauf? dies Verfaſſungsurkunde, die Pateimonials und: Forjiges 
tsbarkeit, ſo wie: ber Detspotigei;: mib::der Verſicherung zu, daß —* 
amte hierinnen mit den landesherrlichen Beamten; gleiche Gewalt in der 
itafuͤhrung axrhalten· follenn. nella) sim 28 spiondiie.: 
§. 50. Dien Beamtenfielie: darf nicht butch Advotaten/ fonden. mu 
ch eigene Beninte, die kein anderes Geſchaͤft ı bamebın.: iiben/n vezwaltet 

demis een müflen'spamtinizte und xecipitte Inlaͤnder oder a 

ılifivtei Auslunder undgehoͤrig⸗ qualificirt ſeyn, und wenn Win nicht in rein 
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—— — wollen Mir ihnen geflatten, die Amtsrevi⸗ 


ſorsſtelle damit zu vereinigen, vorausgeſetzt, *— dem — ein er. 
Aetuar zut DR: gegeben werde. can Ip at 3 a, 


| richts ober Amtsfprengel gehörigen: Det; wohnen; 4 re 
tw; daß der‘ Amtsſitz in eine nah gelegene inlänpifche Stadt } ’die aber 
wide :4 Stunden von dem weifen ‚Amtser mins [pn dnıf, ven 
legt werde. 1. N MIT ra 

$. 52. Die Renteiabminiſtration darf. nicht: mit ‚km. Amte: Hereinigt 
werden; jeboch behatten Wir Uns in befender⸗ Re Zälten Die 
penfationen zu ertheilen ı ® ; 
—6. 653.Diejenigen Orte, weiche fraͤher volgen Unfern: — Pr 
dem Reichsadel :gemeinfchaftlic waren, fallen, in Anfehung ber - polizeilichen 
Gegenftände, lediglich unter : die Gerichtsbarkeit. Unſerer Beamten, in Anſe⸗ 
bung ber gerichttichen. nur alsdann, wenn die: ——— im Orte wicht haͤu⸗ 
ſer⸗ oder familienweiſe getheilt ſind. 
| 54. In Anfehung bei Forfigerichteberkeit und Forſtpoltzei behält 
08 bei den ſchon beftehenden Lanbesgefegen und Ordnungen, und insbeſon⸗ 
dere bei dem en gen Inhalt des Grundherrlichkeitsedictd mit dem. An: 
- hang fein Bewenden, daß, da die Forſtfrevelthaͤdigungen, nach dieſen Gefe: 
gen, nur gemeinſchaftlich mit den Forſtbehoͤrden geſchehen Anne; ‚ber. Zuzug 
der letztern aber in manchen Fällen: wegen: ihrer. Entfernung: nicht wohl 
Stätt finden kann, die Forftfrevelprotocolle zur Einſicht und Beſtaͤtigung an 
die obere Landesbehörde eingefchiet ‚werden muͤſſen. Die Forſtſtrafen biei: 
* denen — wo. ſie ihnen, nach Geſet ud. Pertommmn, ge⸗ 
buͤhren. 
$. 55. Das Kirchenpdtzonatrecht. ſteht ihnen, — Bezug ‚auf bag 
Grundherrlichkeitsedict, zu, nebſt dem Recht, den Präfentirfen und landes⸗ 
hertlich Beſtaͤtigten, auch in: landesherrlichem Namen. zu inſtalliren. 
6. 66. Eben ſo gebührt ihnen die Aufficht uͤber das; Richenn, Schul: 
und Stiftungsvermögen, unter Leitung. ber oben Behörden. 
6. 57. &8& verbleiben: ihnen die hergebrachten Ehrenrechte des Zrauerge 
laͤuts und des Kirchengebetzs 

$. 58. Im Anſehung der — werden fe eben fo gehalten, 
wie oben unter Ziffer 31. ‘geordnet iſt. Das: ndmliche findet bei: den Ge 
fällen Ziff. 35. , nur mit dent’ Unterfchied, Statt, daß ſich bei ihnen auf 
das Gtundherrlichkeitsedict bezogen wird, und ihr Antheil - auf das Juden: 
ſchutz⸗ und Hinterfaffengeld Auf bie: Hälfte: beftimmt wirde 

6. 59. Auch foll beiden Grundherren die Einzichturig der Amtskaſ⸗ 
fen und, was diesfalls unter Ziffer 36. angeordnet iſt, Statt finden. 

$. 60. Was oben Ziff! 32., 33. und 34. wegen Beitrag zu ‚den 
Gemeindefhulden, Kriegslaften und allgemeinen Landesfrohnden: angeordnet 
ift, findet auf die Grundherren ducchgehends feine Anwendung: im. ur 

$. 61. Bon dem Mitizgug ſind bier Söhne: der: Grundherren zwar 
nicht frei, diefelben ſollen aber zu Cabetten gezogen, und ihnen. das Recht 
eingeräumt: werben, Rekruten zu: flellen, wie andere Unterthanen amd. :.: Alle 
unanftändige Auftritte follen bei der Meſſung ihrer Soͤhne hinaegfallen, und 
biefelben daher ſo diel moͤglich befonberdvärgenummen: werden. 

62. Den: Grundherren wird wine allen ihren, Gliedern eigene Uni⸗ 
fat; und den Fansitienhäuptern , welche ſich nach: dem: zu ertheilenden Star 
tüten" hierzu vereigenſchaften, der er in — — — bereits 
— Meſicherte Orden ertheilt ‘werben. u 


| 
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3 8163, Auf den Fall daß die Grundherren auf die bürgerliche Gerechtig⸗ 
keitspflage und DOrtspolizei verzichten wollten, find- Wir geneigt, denſelben fol, 
gende perſoͤnliche Vorzuͤge und Verguͤnſtigungen zu ertheilen. 

a Das Recht, ihre liquiden Gefälle, durch ihre Rentbeamten executlviſch 
beizutreiben, unter Zuſicherung“ ſchneller "and kraͤftiger Huͤlfe, im 
— der Biderfeglichteit, und unter‘ ſenden⸗ ——— der 

Beamten: .55:9 

b. Das Recht, die niebdere Polizei im Umfange Men: Sälöfter, Woh⸗ 
nungen und Zugehoͤrden ſelbſt auszuuͤben, kleine Exceſſe mit: Geld zu 
beſtrafen, vorbehaltlich des, an die obere Staatsbehoͤrde zu rn 
— und mit oe da di uͤbrigen nie unter die amts 


sans 


fin. Stimmen en ben Gutfindenden — oder R a 
feiner von den Gewählten anftändig feyn ſollte, das ‚Recht, eine noch⸗ 
malige Wahl zu verlangen. 
g- Das Recht, ſelbſt, oder durch ihre Rentheamten, den Vogt: und Rüge: 
‚gerichten, den Kirchen und Schulöifitationen, den Abhören der Ge— 
meindes, Kirchen, auch Schüfftiftungs: und Almoſenrechnung beis 
zuwohnen, die Befugniß, über alle diefe Gegenftände Erinnerungen zu 
machen, mit der Obliegenheit der. Beamten, ihnen von allem hierher 
Gehörigen Nachricht zu geben. 
h. Das Recht, perfönliche Beleidigungen, ihnen, durch die, grundherrlichen 
Ortseinwohner zugefügt, zu rügen, wovon fie. jedoch den Ortsvorge— 
fegten Nachricht geben müffen; alles, wie fich von ſelbſt verfteht, un: 
ter Beobachtung der gefeglichen Sednung und mit Vorbehalt bes es 

“ eurfes an Unfere Staatsbehörben. 

8. 64. Unſern uͤbrigen begüterten Landadel wollen Wir — mie 
dem ehemaligen Reichsadel wieder in ein gleiches Rechtsverhaͤltniß fegen, mie 
es durch das Grundherrlichkeitsedict von ‚1807 gefchehen und Unferer gegen: 
wärtigen Verordnung angemeffen. ift. 

. 65. Sn allem übrigen hier nicht Beruͤhrten behält 'eö bei ben be: 
fiehenden Gefegen und: Verordnungen fein. Bewenden, und ſoll diefe Unfere 
gegenwärtige Verordnung, unter Bezug auf den $. 23. der Berfaffungsur- 
Funde, einen. Beftandtheil der Staatsverfaffung bilden... Sobald die Stan= 
des= und Grundherren ihre völlige Zufriedenheit und Annahme berfelben er: 
Märt haben werden, und auch das noch zu Erörternde gehörig in Nichtigkeit 
gebracht werben wird, fol dieſelbe in der kurzmoͤglichſten Zeit zum — 
— und zur Ausführung geſchritten werden, 

ge Karlörube, den 46. Aprit 1819. 
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Kutz vor · dem Schluſſe ¶ des Eaudtaget dm Jahre ;4825 ,"erlieh ber 
*5 vudwig ein Geſetz dutch —— vie‘ ‚beiden: . 
Bi 38, und, 46: ußn sup | = 6 * — 
— —— de. Seiore, und, Yemer imerden. auf, alt, Sahıe 


‚4 —— und ſo⸗ —— Kammat alle zieh, Jahre, zur einem Viertheile 
erneuert wird.” "46: ‚Ale zwei gr eine Ständeverfamm: 


2." Jung, State finden.‘ Im mi un ie ee re sd 
weft derändert mirben. ad at uν AUG — SEEN 
sin 29 4) Geſetz vom —— —* RD * nn F 
aben, unter Zuſtimmun Unſeret uen Ense, 
sehen, Ai Ahd —S ee wie‘ folge: kn ger 


1. Die Abgeordneten der Srundherren, ber Unfverfitäteh, der Stähre und 
Aemter zur- Staͤndeverſammlung werden "auf fech s Jahre gemählt. Nach 
Ablauf dieſer Zeit, und ſo immer von ſechs zu ſechs — treten die ges 
wählten Deirgtieber fünmttich wieder aus, wenn nicht die Kammern früher 
aufgeloͤſet worden ſind. Diefe ’ gefebfiche Beſtimmungen —* ſich auch 
die gewaͤhlten Mitätieber der’ gegenwaͤrtigen Staͤndeverſammlung gus. 
2*Alle drei Jahre süß” eine Staͤndeverſammlüng Statt finden. -' 
3. Das Auflagegefeg wird in ber Regel’ auf drei Jahte gegeben. 
Bu en Aue Karlsruhe in Unfeie ag Ka 
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© Allein, nachdem‘ der Großherzog Leopold (1830): feinem Stief⸗ 
Bruder Ludwig in der Regierung 'gefölgt war, und bie Kammern im 
März 1831 zum erften Landtage unter der neuen Regierung ſich ver⸗ 
ſammelten, wurden, auf den Antrag und, Beſchluß der Mehrheit in beis 
den Kammern. (Mai 1831), von dem Großhergoge . die Beflimmungen 
des Geſetzes vom 14. Apr. 1825 aufgehoben, und bie sg. 38. und 40 
ber Berfaffungsurfunde wieder hergefteltt. — 

Auf den wiederhohlten Antrag der ‚Stände, und nach der VBegutach⸗ 
tung von denſelben, traten nicht nur uͤberhaupt mehrere wichtige Ge⸗ 
ſetze ind Staatsleben einz es erſchien auch am 28. Dec. 1831 das Ges 
feb über bie Polizei der Preffe, -mit tele einige anbere Gefege 
im genaueften Sufanmenhange, fanden. ars 


e) Gefeg über. die Polens ber Preffe vom. 28 Dr 
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s Mit Ruflimmung:ı Unſerer rn "Stände — Wir beſchloſſen 
und berorbnen, wie folgt: 
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sin shot sd ı 19 rc +» Ihe.‘ ost Yin 81: An nich mehr 
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Verfaſſers, der Rane des Berl * — 194 "Druders, Ferner die Attgabe 
des Su ts, und die” age 9 ng der Zeit des rt, e — 
4 Die Vetle PR SR a s; Kat a 
Druder ode erderheimifigen Virbie duf din jur‘ gr 
Fr eine Bi von fünf ‘di un ie gi u} hr 
Dee 34 ter Wi vo a 5 — — Malen am 
hı des Inlänpif erle der Dru * u der rdurch die 
— Bi Kg Vellegers⸗ Iub>_ mirn 
5... Sind die — 9 3. —F en “ ber. iu: beigefetzten 
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Name des, verantwortlichen Redac gefegt I ** KA 
1187 To Den; ne Redacteur hat r 3 
ſchrift oder zeitung wenn; fie, nicht me erſchein 
fuͤr Koſten, Entſchaͤdigungen = * Ku eine — A 


eintauſend «Gulden, m: eu aufn Me 
Gulden in Liegenſchaften Mo —— chen Kin er 
. Bürgem zu ſtellen. In jedem Falle — upe 
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— — 
ar ya * ben Beſtimmungen ber 88. 6, 7 und 8. 
find‘ dh vbezeichneten Blaͤttet oder Schriften trin Aſſcaſchafuichen 
ae oder technifchen Inhalts und amtlich herausgegebene Blätter. 
BürBeitfgriften und Zeitungen⸗ rein wiſſenſchaftlichen / — oder 


si re ‚einer Zeitfchrift,, Biatte einer eituung FAIRE 
— — 
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techniſchen Inhalts gilt jedoch ‚ebenfalls die — daß — 
ein verantwortlicher Redacteur —* — * ‚and, fein Name jedem erſchei⸗ 


nenden, Blatte „bei 
—3 Men: Heraudgeber *9 reg "ober. "Bettrchrif En 
ie oder „amplich beglalibate ‚Berichtigung ‚ber, da 
Tha achen — I jede, ‚andere, Berichtigung. ‚von 
gegriffenen gegen, ichen „Eincücfungsgebühren —* — —* 
uptza — das ——“ Blatt ober. Heft aufzunehmen, 
8.4 Die Aeberttetung ber, Vorfehriften der — 6,7, 78,9 und 10, 
if. N — a ne von. fünf bis hundert. Gulden. zu belegen,  - 
und Beitfhriften,, ‚Anfoweit fie, die Verfaffung, ober 
— des een Bundas, ‚oder einzelner, teutſchet Bundesſtaaten au⸗ 
Fer Baden, ‚zum Gegenſtande haben, und, andere Schriften, dieſes Inhalts, 
die nicht de zwanzig Bogen im Drud ſtark find, follen nur ‚mit Bor 
ein: und Ai ug gige en — ——— ſolche 
nur den na immungen der is r ar a 
tenden Sariften oder le iu, verjagen hat, zum FH befördern 


* 13. "Dur bie, erhältene Deucket ibn werben Berfaffer 3 
Berleger und Druder hinſichtlich des Inhalts, der Saft, Yo den ch 


die Bruhn von der Verantwortlichkeit frei. 
ee) ——— die 5 des 12,, Fmghngen, "und gef, 
“ ein ner d in Bund e oder einem Bundesſtaate erhobenen Befchwerde, 
halt ber ⸗ rift von, den, Gerichten ſtrafbat gefunden; „fe derfä t der 
bige ‚upben der, duech den Inhalt ber Druckſchrift vermwickten Strafe, 
wegen des ehens der Do orſchrift ‚de —. 12, in "an Strafe - von 
* bis na 
3 "Die im vorhergehenden Pargeiphen dag Bette Im * 
Bi zu D: oppelten erhöht werden, wenn die nachgeſuchte 
und’ darauf der Druck dennoch vorgenonimene w iſt. 
ni 9 — Kr 56. 12'519 45° werden, beim’ mächften ‚gandtnge einer De 
2 0% 
j "ol — iſt —— Bf Aus Beh auget Bittſamteit 
u vor iR“ vs dd 
UM: 47° Die Ettentung det in dieſem zit angebropten rum Reh 
Aue) ben Seiten‘ au ind a A 
sanmalt auf-eine, Kreiheitsftrafe ——— J Ho 
4 Me Horb? alt X Appellatio An das 3 tz; ® Wr 
2) wenn die vom Staatsanwalt angetragene Strafe” eofkcfe m 
I ‚den Gerichten J Iuftänz, Vorbepätelich ber Aopeion an ‚die Sof 
gerichte. 
* Yen. fe binnen einer Nöthfeift von see Pr dem 
chte, weiches erkannt hat, anzuzeigen" und zu rechtfertigen: 7" 2 
—J Beſttafung des Umgehens der ihr * des 5. 12. und eben Ri 
die Beſtrafuug der Ueberttetung des Drückverdots ($. 15.)'gehött nusfchliep: 
lich vor dag naͤmliche Gericht, welches für, ni frafung, des  Inpates de 
Schrift * zuftändig tft.“ Lu oe 
BT na te, 
Von ben Strafen ber tach die * begangenen Verhrechen und 
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oder. eines dent Driaißfchriftert glelchgeſtellten Bilbwerks( F. 2); ſich eines Ver 
brechens oder Vergehens ſchuldig made verfällt zunächft in diejenige: Strafe, 
womit bie —5 Shieebebaig daſfelbe — oder —“ — 
haupt bedrohtt u in: Be ü Fa 

$. 19. Die Verlbung durch den Drud, oder PR ander, dem Dazu 
gleichgeftellte Bervielfältigungsart ($. 2.) ift jedoch: in der ‚Migel ein * 
fſchwerungsgrund/ welcher eine Straferhoͤhung zur Folge hat. 

$. 20. Im Falle der Verleumdung, veruͤbt durch die Preſſe gegen 
den Großherzog, Eatin die im F. 1. des Geſetzes vom 28. December 1831 
über die Beſtrafung der Ehrenkraͤnkungen gedrohte Strafe bis auf drei Jahre 
gemeines Gefaͤngniß, und im Falle anderer SIR big zu einem 
vn —* erhoͤhet werden "©. 
Wer eine im Großharzogthume ‚anerkannte Retigtonsgefeiffchaft 
in — ober Bildwerken ($. 2.) durch Ausdruͤcke der ‚Beratung 
oder 'berächtliche Darſtellungen angreift;: ober der Verachtung: Preis’ zu geben 
fucht, berfaͤllt in eine: Geldſtrafe von: ‚fünf big hanader erg, übe: in eint 
Gefängnißftraft bis zu drei Monaten. 

6.221In die naͤmliche Strafe ($. 21.) verfalt, wer‘ durch Darfket 
lung :unzlichtiges Gegenſtaͤnde in Rruitiärifien oder Bildwerken ($. 2): ‚of 
Fentliches Äergerniß giebt. =" © 

$. 23. Sehftrafen, die nicht alegt werden. hosen, werben in Gefüngs 
ipfttafen, von einem Tage fuͤr je dreii Gulden, verwandelt. 

8.24 Yebes verurtheilende Erkenntniß kann zugleich bie unterdruckung 
oder —335 der fuͤr ſtrafbar erklaͤrten Schrift, oder des fuͤr ſtrafbar er⸗ 
klaͤrten Theils derſelben ausſprechen, in Bezug auf die mit Beſchlag beleg⸗ 
ten, und alle noch im Beſi a —* — Herausgebers, Verlegers, Buch⸗ 
haͤndiero ober Druckers vorfind oder/ ſonſt hinterlegten und noch nicht 
verkauften Exrempiare. 

$. 25... Die, Derfonen, welche zum Erſcheinen einer, fräftichen. Dup 
ſchrift migewiet haben, ſind in folgender Ordnung verantwortlich: 
4) zufoͤrderſt der Berfa ffer,. infofern Druck und Herausgabe wit fele 
a ven Wiffen und Willen erfolgt find; * * 
| der. 9 — inf e nicht. den Verf ke daet, d.ng: 
A "weifet, bag derfelbe die ——n —— fi) gend A 
3) der Verleger; fofern ah her an betannt ift, 
4) der Drucker, und = 19% | Bir nd moi | 
— —— J Ru RR 

2 is Verbreiter inne bes; — Dim ra art 

ve der — Beer wenn er eine an a m a 
reitet: — — HE tr pr * 

1) welche ihm ER dem De bed ordenttchen Buchänbee sugefome 
open, oder ©” 

2): auf welcher nicht der Narke) ——* des Verfaſfets rn des Heraus: 
gebers, Verlegers oder Dudero nebſt den WBezeichnung des Orts und 
der uͤblichen Bezeichnung der Zeit des Drucks angegeben, oder 
3) megen" welcher" eine BVeſchlagnahm⸗ verfüge ib ihm amtlich belannt 
— — — — 

5 nhalt der een und’ ebens 
ve det verantwortliche ‚Nebacteur, inſofern e feine ——ã 
arthut. 3 
8.28. Wein ſich echlebt, daß von: denk‘ ——— Verleger. oder 
Druder der Verfaffer falſch angegeben iſt; fo fällt die Verantwortlichkeit auf 
a 
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beit; der: die ſalſche Angabe: — at, praen. a oiaa den ohren, Bo 

fafjerbasflellt. 13 ni sı0...n ; 3 unse y 

23:15 8.29. Die Uehsstretangen * Stenfpefege, durch die Bee mm 
nur dann gerichtlich berfolgt und aus Strafe gesogen — mean ‚fie. up 

nbE; findi 4scun snis mir Tem m? „Gans Bein ID — et 3 
Sie! geuen fuͤr vollendet⸗ we ir yall5i 

4) wenn bie ſirafliche Schrift; in: Veteht —55 sie. ae use. eye 
39 in Amlaufẽ gebracht smorben iſtz oder cf 
: 2) wenn der Druck wollendet und die Vabeatung mur —* nnfſtände 

die ‚nicht von dem —— des Angeſchuldigten heehhun; verhindert 
missils worden iſt. —— 3700 Nun” 

‚. Sm Testen Falle kann jedod Feine andere: Stenfe —— 8 als 
Die: ri er der — Schrift. oder des ſtrafu⸗ 
ehem Theiles berfelben. ; u ur 2) 59 ii uch“ : 

119255 813 Much: der auswaͤrtige Berfafter, — ** Berleger und Druydes 
kann wore die inlaͤndiſchen Gerichte gezogen werden wenn eing Schrift gegen 
das Inland oder gegen einen Inlaͤnder einen fräfichen, Angriff enthaͤlt 
LE Ahr Wenn: der. auslänndifche Hercuisgeber einen Zeitung oder Zeit: 
Fhrift dei wider ihn ergangenen Attheile micht: genügt hat, und in einem 
Wiederhohlungsfalle nicht genuͤgtz ſo kann die Zeitung * Zeitſchrift auf 
die Zeit bis ipunsdrei Monaten "gerichtlich verbotenn werden“. 2 
$. 32. Das: Recht auf Beſtrafung iſt durch Bertha. erlofchen,. wenn 
Monate von dem Zeitpunete an: ‚abgelaufen. find,. wo das gen ober 
rbrechen vollendet, oben, ſeltdem be m. rals guo⸗· Bee 
nic, ._ ‚förtgafest worden iſt. Zr: is 
er TR a Fan 8 adan us "Np- @ mi * u 6ua Me 
2 ou Hthechoeitfahren bei‘ me, und Discefergefen. 
Air Die ſtrafrechtliche Verfolgung ber durch die Hteſſe oder * 
ih gleichge Pe, Setvieffäftigumgemittel ( 2 verlibten — bi 
menden: [hie t im Wege des Anklageprdkeffes, | 
en ift oͤffentlich ind 7* * 
3, Toll jedenfalls beim naͤchſten RE mit auf 
F Bin Is F —— elner —— — 
E nn Kr PR Pu 74 fer ; 
Bon ber Befhlagnahme von Dimdidriften. 49 
8. 34. Die Polizeibehoͤrde iſt ermaͤchtigt, jede, Orugſchrift (& 
4), wor, oder nach ihrem Yysgeben min Beſchlag zu belegen. Be 
ayul 8) wenn eg der chrift an dar I 3, ‚geforderten: —— oder 
Bezeichnung Fit, ober wenn dieſe Benennung ober Bezeichnung 
Hupe falſch Afty fo: wie wenn ur ıi99 "un mer shi (OR 
J die erforderliche —* * nicht geftellt, oder, ing: ‚Eslle.einer ein- 
* getretenen Wrrminderung innerhalb. der vonn Gericht, Dazu anberaum⸗ 
Aen Friſt. nicht wieder agaͤnzt worden ib Ehen: fo kann ‚von der 
polig ibehörde sh? © 4 Yist, 4 dh 2 worlan 3 

N auf ;eine, Drucſchrfft, mit deren Au geben bereit, ihegonnen. worden 

ft, Befchlag gelegt werden, wenn der Inhalt derſelben ein ſolches Ver: 
a0,2,7 brechen eg im; Öffentlichen Intereſſe von 
Win Amtswegen verfolgt werben ka rs raum 3.9 & 

$. 35. In allen andern Fällen ge der Befchlag nur vom Gericht⸗ 
(Brsisksamte) erkannt, Reed U N auf Antrag des Staatsanwalies 
der eines Pilot di daumen N tn nd mund 
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3 6 36. Der Staatsanwalt kann auf bie Beſchlagnahme antragen in 
den Faͤllen des $. 24. und zwar im Falle des h. 34. Meo. 2, felbft alss 
dann, wenn die: Druckſchrift noch nicht ausgegeben, oder wenn die Hand⸗ 
ſchrift zum. Drucke erſt abgegeben iſt vorausgeſetzt, daß dringende Verdachts⸗ 
gruͤnde nachgewieſen ſeyen, daß der Inhalt der Schrift ein von Amtswegen 
zu verfolgendes Verbrechen ober Vergehen begrümden wuͤrde. 
6G37. Der Antrag eines Privaãtklaͤgers auf — Drucfehrift 

vor soder.; nach ihrem Ausgeben, oder einer zum Drucke abgegebenen Hand: 
ſchrift ift ftatthaft, wenn er gemügend befcheinigt, daß; ihm duuch ‚Verbreitung. 
der Schrift eine Rechtsverletzung zugehe, und wenn er zuglrich, wo ſolches 
— erſcheint, für etwaige Schaden: und Koſten ‚Sicherheit leiſte.. 

fd. BB Das — — über das Veſchlagegeſuch ſogleich nach 
beſen Empfang. 

$. 39. ‚Die Polizeibehörde ‚hat jet. von: ihr auogegangene Beſchlag⸗ 
nahme ($. 34.) innerhalb der naͤchſten wier und zwanzig Stunden dem. Staats⸗ 
anmalt und dem Gerichte “anzuzeigen, und dem: legtern bie Artenftüde über 
die Begruͤndung umd: den’ Vollzug bes Beſchlags zu übergeben. 
Sogleich nach erhaltener Anzeige erkennt das Gericht, od ber Beſchlag 
en: aufzuheben. ſey, oder fortzubeftehen habe. 
Im letztern Falle, fo. wie da; mo das Gericht ſelbſt den Beſchlag er⸗ 
kannt hat, nimmt daſſelbe die Unterſuchung des Verbrechens oder Vergehens, 
wegen welches der Beſchlag erkannt wurde, ſogleich vor. 
6F. 40. Alle Gerichtsbeſchluͤſſe werden den Parteien und dem Staats⸗ 

anwalte bekannt gemacht, ausgenommen, wo dieſe Bekanntmachung fuͤr die 
— der Unterſuchung ſelbſt einen unwiederbringlichen Nachtheil hervor⸗ 
braͤchte. —X 
8 41.5. Wird in den Fallen, wo die Polizeibehoͤrde den. Beſchlag ver: 
fuͤgt hat, demjenigen, gegen welchen derſelbe verfuͤgt wurde, die richterliche 
Beſtaͤtigung oder Aufhebung des Beſchlags ($.. 38.) nicht innerhalb drei Ta⸗ 
gen, von der polizeilichen Befchlagnahme an gerechnet, eröffnet; fo verliert, 
der Beſchlag ohne weitere Verfügung: von Rechtswegen feine rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit, und: dem durch den Beſchlag Befchädigten gebührt der Erfag des 
Schadens und ber Koften aus der Staatskaffe. 

8.42. Sn den Fällew,; wo das Gericht, ohne ſchon ein Spemplar der 
mit Beſchlag zu belegenden Schrift vor fi zu haben, die Beſchlagnahme 
auf andere Bifcpeinigung bin erkannt (F. 35.), oder beftätige ($. 38.) hat, 
kann daffelbe fpäter, wenn es ſich im Laufe der Unterfuchung bei der Ein: 
ficht der Schrift von dem Nichtdaſeyn des angegebenen Inhalts oder der an: 
gegebenen’ Form derfelben —— den Vefehlag gleichzeitig mit der Unter 
I ſelbſt wieder aufheben. 


B:mettede, Kayiehe 


Bon, bem, ‚Strafverfahren. 

ns‘ 3... sr BE und ihra Subftituten: verfolgen die Pref- 
verkrechen ‚und Preßvergehen man Amtswegen, ausgenommen in ben Fällen, 
wo nach dem Geſete hen Ehrenkgängungen mb Verlaͤumdungen nur auf 
die; Klagerıded Welgidigten:; eingeſchritten wperden barf.⸗Bei Beleidigungen ges 
gem. auswaͤrtige Regierungen: erhebt der Staatennmalt; die Klage 
auf eine durch das großherzogliche Suftigminifterium ihm zugefommene Be: 
ſchwerde ide; betreffenden pe ng Maschen. kann er bei 
Beleldigundon ngegen eine inlaͤndiſche St order wenu ein oͤffentlichern 
a in Bezug auf fein Amt beleidigt murde, auf Antrag it „beleidigten. 


P #.# 
’ } I 
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Stelle ober des: beleibigten "Diener®,. ‚oder. der dieſen — — die 
Klage erheben. ‚Mit auf einen gleichen Antrag kann der Staatsanwalt in 
jenen Faͤllen Hagen; in ‚welchen nach dem Ehrenkraͤnkungsgeſetze die Beleidi⸗ 
gungen gegen oͤffeutliche Diener. — ihres — von Amts — 
verfolgt werden duͤrfen. 737 70 | 
$. 44. Die. Klage; ob ſie Stantsanwalte. in: von ‚einem: Prie: 
vatkläger angebracht wurde, muß bie genaue. Anzeige der Schrift: und der 
Stellen, worin: das Verbrechen oder Vergehen liegen ſoll, — und dem 
zuffändigen. rer übergeben ‚werben. "itıu: 
$. 45. Das Gericht erkennt längftens in ben nachſten Het: — 
nachdem die Klage uͤberreicht iſt, ob Grund zut gerichtlichen Verfolgung: des 
angezeigten Verbrechens vorhanden ſey, und nimmt ſogleich⸗ wenn ſolcher 
Grund vorhanden iſt, die Unterſuchung vor. 
$. 46. Die urtheilenden Gerichte Aber —“ und Vtehdetgehen 
ſind die Hofgerichte in voller Verſammlung. 
$.. 47. Der unterſuchende Richter ſowohl, al. bie urtheilenden Gerichts⸗ 
perſonen, koͤnnen — werden wegen Unfaͤhigkeit und wegen beſorgter 
Befangenheit. | 
$. 48. Die Unfähigkeit und Bifangenheit der Richter und Gerichts; 
perſonen iſt nach ben. in der Procefordnung für. —— —— 
gegebenen Beſtimmungen zu beurtheilen. 
$. 49. Die Vorunterſuchung tft nach ben Regeln bes beftehenden. Uns 
terfuchungsverfahrens: vorzunehmen, jedoch fällt das Schlußverhoͤr hinweg. 
Vom Staatsanwalte oder vom Privatiläger Eönnen bei dem Unterfuchungs- 
richter während der Vorunterfuchung allartige auf. folche bezügliche Anträge, 
geſtellt werden. 
$.:50.. Die Unterfuhungsacten- find, wenn der Staatsanwalt Aagte, 
an ihm einzufenden. Derfelbe kann, wenn er die Vorunterfuchung noch uns 
volftändig findet, auch jetzt noch unmittelbar bei dem Unterfadpungsckdjere 
bie ‚Anträge auf Vervoliftändigung ftelem: 
-$..51. Sit die Vorunterſuchung volftändig; fo’ übergiebt bet Staats⸗ 
anwan binnen acht Tagen die Acten mit der — — Hofgerichte. 
Die Anklageſchrift enthaͤlt: Moa 
I): die genaue Bezeichnung der Drudigeif mad der Selen, auf ‚welche 
die Anklage gegründet wird, | 
2) die Benennung des Verbrechens oder Veehens wegen fen ie A 
klage erhoben wird, | 
3) die Benennung der angeſchuldigten Perſonen, 
4) die Benennung derjenigen. Zeugen und. Sachverſtaͤndigen, beren Sch 
nen in ber Gerichtsfigung der Stantsanmalt fuͤr nochwendig hält, - 
5) den Antrag auf Schuldigerklaͤru und J das Maaß der Strafe. 
$. 52. Ebenſo ift, — die K ge. nicht om Staatsanwalte erhoben 
wurde, dem Privatkläger am‘ & tuffe det‘ —E v om Unterſuchungs⸗ 
richter die Acteneinſicht zu geſtatten und er —— ‘auf. feine) Anz 
träge vorerft noch ‚eine‘ —— — Pa wird, eine 
Anklage nach den. Exrfo BT 20 SR. 10% ft detſelben ' innerhalb 
einer ihm anzuberaumenden griſt non ticht · Tagen · entweder gu Protocoll zu 
geben, oder ſchriftlich ein zuteichen werauf⸗ — an das Hofgericht eine) 
gefendet werden. .ss mm tet ‘; 
8. di: Daß‘ — — ————— "Anklage Altgeben Mt ;öder 
im Sau: des 8: 500 we Acten entommen/ "ehren Serichesing: er 
handfung van ern ta TE AT V Jun le ala ti Io 
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» Zugleich theilt es das Duplicat der Schrift dem Angeklagten mit, und 
—— ihm, an dem angeſetzten Gerichtstage ſelbſt und, wenn er wiu, mit 
einem Vertheidiger zu erſcheinen, auch wenigſtens acht Tage vor. ber ange⸗ 
fegten Tagfahrt diejenigen Zeugen und Sachverſtaͤndigen, die er dazu. vorges 
laden haben will/ und. den gewählten Vertheidiger zu benennen, 

2% 54. Die im: vorigen Paragraphen; erwähnte Vorladung ift den Ans 
geiagten wenigſtens vierzehn ‚Tage vor dem Gerichtstage zuzuſtellen. 

Zu dieſen vierzehn Tagen wird ein weiterer Tag fuͤr je ſechs Stunden 
Entfernung: des Mohnfiged des Angeklagten ‚vom Sitze des Gerichts gerechnet. 
Gleiche Zuſatztage gelten bei Berechnung: der in. den 88. 75. 78. u. 88. 

$.:55. Da wo der Staatsanwalt auf peinliche Strafe antraͤgt, wird 
ein Vertheidiger von Amtswegen angeordnet, wenn der Angeklagte einen ſol⸗ 
chen zu waͤhlen unterlaͤßt. | 

$..56: Dem Angeklagten und feinem Bertheidiger ſteht die Einſicht 
der Unterſuchungsacten in. der. Gerichtskanzlei offen. 

6.57. Zu der. Gerichtsfigung. werden ferner bie klagende Partei, ber 
Staatsanwalt. und diejenigen Zeugen und. Sachverfländigen vorgeladen, deren 
Borkadung von den Parteien oder dem Staatdanmalte verlangt, oder. von 
dem Gerichte für nothwendig erachtet wird. 

‘$. 58: - Die Gerichtsfigung ift öffentlich. Das Gericht kann eine ge: 
heime Sigung anordnen, wenn daffelbe ermißt, daß aus: der Deffentlichkeit 
der Verhandlung. Verlegung der fittlichen Schicklichkeit entftehen würde. Dieß 
iſt jedoch nie zuläffig, wenn es ſich um en RER gegen den Staat ‚ober 
gegen die Staatsbehörden handelt, 
$. 59. In geheimer Sigung hat jeboch jede Partei das Mecht, drei 

Freunde oder Verwandte zur Seite zu. haben. 


In Einem Falle erſtreckt fich die Ausfchliegung auf die bei dem Ge: 


richtshofe angeftellten Rechtsanwälte, . 

‚$. 60, In der Gerichtsfigung wird zuerſt die Anklagefchrift, fodann 
werben, wenn nicht der Angeklagte fhon vorher etwas vorzufragen verlangt, 
die nöthigen Urkunden verlefen, Zeugen und Sachverftändige vernommen, 
Beweiseinreden erörtert, und die Parteien und der Vertheidiger mit ihren 
Ausführungen und Gefuchen gehört, wobei dem Angeklagten und feinem Ber: 
theidiger immer das legte Wort zu geftatten ift. 

Selbft wo die Klage nicht vom Staatsanwalt erhoben wurde, ift ber 
ſelbe gleichwohl im Intereſſe des Gefeges zw hören. 

+ Der Prafident, die Richter und der Staatsanwalt find befugt, an bie 
Pltteien, Zeugen und. Sacyverftändigen Fragen zu fellen, die Parteien ſelbſt 
nur, indem’ fie fid) deshalb an ben Präfidenten wenden. 

“8. 61. Die. Zeugen werden in der Gerichtsſitzung vor ihrer Einver: 
nahme beeidigt, im Falle bloßer Privatklage jedoch nur, wenn eine Partei 
es verlangt. Die frühere Beeidigung eines Zeugen durch“ den Unterfuchungs: 
. richten, ‘oder durch ein anderes requitirtes Gericht, if ausnahmsweife alsdann 
zuläffig, wenn die Vorladung des Zeugen in die: Gerichtsfigung, wegen zu 
weiter Entfernung ober wegen Krankheit, nicht angemeffen oder nicht möglich 
iſt. In ſolchen Fällen wird‘ die Ausfage der Zeugen, wenn es vom einer 
Partei begehrt, oder vom Ne für nöthig erachtet wird, in der Gerichtö- 
fi * verleſen... 

-.$. 62. Die auf —** Vorladung und ohne hinreichende Entſchul⸗ 
— ausbleibenden Zeugen und Sachverſtaͤndigen werden in die Koſten der 
Tagfahrt verfaͤllt, und alsdann, unter Androhung einer ar von ‚fünf bis 


* 


— 
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zwanzig Gulden und einer neuerlichen Verurthellung in die Rofen, zu einer 
weiten Tagfahrt nochmals vorgeladen. +" 
| . 63: Sind die Verhandlungen vom Gericht als gefehtoffen etlärt; 
fo folgt fofort nach geheimer Berathung die Urtheilsfaffung. > 
Das als Reſpicient aufgeſtellte Gerichtsmitgtied, dem wenlgſtens sheeii 
Tage: vor der Sitzung die Acten zugeftellt werden, macht hiezu den. Antrag. 
‚864 Das Gericht kann auf keine höhere Strafe. erkennen, als: auf 
diejenige, welche. vom Staatsanwalt: oder vom Privatklaͤger in Antrag ges 
bracht wurde. : So-lange das Urtheil nicht verkündet iſt, kann der. Kläger in 
jeder Lage des Verfahrens, gegen Verguͤtung aller: Koften und Schaden, die 
Klage wieder zuruͤcknehmen, und eben fo kann der Staatsanwalt mit .techtli- 
cher Gültigkeit’ gegen den Angeklagten die gerichtliche Verfolgung: wieder auf⸗ 
geben, in welchem Falle die Staatskaſſe die Koſten traͤgt. 
$. 65. Das Urtheil wird durch die Mehrheit der Abſtimmenden, ben 
Präfidenten mit eingefchloffen, gefaßt. Bei gleicher Stimmenzahl wird der 
Angeklagte freigefprochen. Sogleich in der. nämlichen Gerichtsfigung wird das 
Urtheil, nachdem vorerft (im Falle der Verurtheilung) die Gefegesftelle, in 
deren Anwendung. die Strafe ausgefprochen wird, wörtlich verlefen worden 
ift, mit den Entfcheidungsgründen bekannt gemacht. Den Parteien, welche 
nicht erfchienen find, wird daſſelbe im gefeglicher Weiſe eingehändigt. 
$. 66. Das Gericht kann zur Verfündung des Urtheils eine andere 
Sitzung beftimmen, oder bie Sache zu weiterer Berathung ausfegen, und 
zugleich anordnen, daß zu dem Ende ein fchriftlicher Vortrag in Öffentlicher 
Sigung erftattet werde. Auch in dem legtgedachten Falle ift fogleich in der 
Gerichtsfigung der weitere Tag der Vertragserftattung und ber Urtheilsverkuͤn⸗ 
dung feſtzuſetzen, und den Parteien bekannt zu machen. 
$. 67. Der ſchriftliche Vertrag enthält das Thatſaͤchliche des Rechts: 
ftreites, die Anträge der Parteien, die Ergebniffe der Beweisführung, bie 
Aufftellung der die Entfheidung der Sache umfaffenden Rechts: und Thats 
fragen, nebft der Erläuterung derfelben ohne allen Antrag bes Noferenten. 
„s. 68. Die Parteien Eönnen unmittelbar nad) erſtattetem Vortrage 
dem Gerichte ſchriftliche Bemerkungen überreichen, um im Vortrage wahrges 
nommene, Unvollftändigkeiten oder Irrthuͤmer hinfichtlih der Ihatfachen oder 
der Frageſtellung bemerklich zu machen. Muͤndliche Bemerkungen der Par⸗ 
. teien über den Vortrag finden nicht Statt. 
$. 69. Das Sigungsprotocoll enthält die Benennung der anmwefenden 
Gerichtsmitglieder und des Staatsanwaltes, ber erfchienenen Parteien und 
des Vertheidigers, die Bemerkung der gehaltenen Vorträge, die Aufeihnung 
derjenigen Puncte, deren Protocollirung das Gericht auf Antrag, einer Partei, 
des Staatsanwaltes, oder von Amtswegen verordnet, insbefondere das für die 
Entfcheidung der Sache Weſentliche von den Beugenausfügen und Geftänd: 
niffen, — fo wie alle Beichlüffe des Gerichts. 
$. 70. Ein in der Vorunterfuhung abgelegtes Geftändniß, welches in 
der Gerihtsfigung widerrufen wird, hat nur die Kraft eines außergerichtli= 
chen Geftändniffes. 
$. 71. Erfipeine der Angeklagte auf bie Vorladung zur EIN 
nicht; fo iſt er 
1) wenn er * in der Vorunterſuchumg nicht eiſchienen war, der ange: 
fhuldigten Thatſache, deren Gegentheit aicht hetgeſtellt iſt als — 
dig zu betrachten, — oder 
2) wenn er in ber Vorunterſuchung bereits. vernommen war, nach der 
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dort abgegebenen Erklärung zu beurtheilen, und ber "Einwendungen 
gegen bie in ber Berichtsfi isung vorgebrachten ife verluſtig. 

Die: m cemalhtheile Ayla und 2.. find bei der Vorladung ausdrüd: 
ic ‚anzubtehen. 

.$-3720‘ SCHE der Angetiagte in ber Vorunterfuchung ausgeblieben; ſo 
ann ee in der Gerichtsfigung noch das ;frühere Verfäumte nachhohlen. 

’ 8 735: Iſt der Angeklagte abweiend, und fein. Aufenthalt, unbekannt; 
oder kanm die Einhaͤndigung der. Vorladung nicht an ſeinem ‚Aufenthaltsort, 
ober endlich bei einem angeklagten Fremden uͤberhaupt nicht gefchehen; fo iſi 
bie‘ Borladung ‚unten. Ep „der-im 8. 74; segaungen. Rechtsnachtheile 
Öffentlich. zu erlaſſen. —* 

Diefe Vorladung it an beim Gigungsorte des Angbellmien: Gerichts öf- 
Feintlich} anzufdikägen; und in der von der Regierung ;hiefe allgemein zu bes 
zeichnenden Zeitung der — bekannt zu machen gleicher Art 
iſt das — ettheil ‚be achen . 4 u &p 

ft der Angeklagte im uslande, und Fann; bie" Behubfgung 
der — an ihn geſchehen z fo wird ihme damit — bie Benennung 
eines inlindifhen« im. Drte des Gerichts wohnenden, Gewalthabers für Em: 
pfangnahme ber richterlichen Beſchluͤſſe aufgegeben, unter —— daß 
ſonſt auf ſeine Koſten ein ſolcher vom Gericht geſtellt wuͤrde 
in 62: Den Angeklagte ;s gegen,den ein — ag 
iſt, kann innerhalb vierzehn ‚Tagen, vom Tage der Bekanntmachung 
cheils am, bei dem ‚Gerichte, welches das Urtheil erlaffen hat, — — 
lung nachſuchen, und, ohne Begruͤndung der een u um u 
mung: * weitern Gerichtsſitzung bitten 

$: 76: „Das Gericht, ſetzt hierauf eine meiterg, Sigung an., 

Leſhain⸗ der Angeklagte hierbei eis) fo wird das ergangene Berfiu 
*— als ein endguͤltiges erklaͤt. 

Jedenfalls, auch wenn er gegen das Urtheil wieder hergeſtellt wird, blei- 
ben ihm ‚bie. Koſten zur Laſtwelche durch die Werſaumuns veranlaßt wor: 
u AM: Ce : aa Tan 5 E 

$. 77. Gegen jedes hofgerichtifche Urtheil ſteht Problem Angeklagten, 
als ii Kläger,. die Appellatfon: bei dem Oberhoſgerichte Bu, und eben fo. dem 
— wenn er bie Klage erhob. 0 mo‘ 

$ 78. " Die Appellation iſt innerhalb einer‘ Mothfriſt von drei Tagen 
sad) eroͤffnetenn Urtheile bei dem’ Hofgerichte -fchriftlich anzuzeigen, und läng- 
ſtens innerhalb weiterer acht Tage zu rechtfertigen. 

79. Bis zum Ablaufe der Nothfriſt iſt mit dem Urtheilsvollzuge 
einzuhalten. Durch die innerhalb‘ ber Nothfriſt geſchehene Appellationdanzeige 
wird der Vollzug aufgehalten. 

Untechleibt Die“ Anzeige in ber Mothfeift; fo iſt gielchwohl innerhalb ber 
acht Tage ($. 78.) die Rechtfertigung noch zulaͤſſig mit der Wirkung, daß 
vom Augenblick ‘diefer Rechtfertigung an ber fernere. Vollzug wieder aufge: 
‚halten wird. 


$. 80. Bei Eiöffnung des Urtheils ift bie Belchrung uͤber die Foͤrm⸗ 
ahiha der. Appellation zu ertheilen. 

§. 81. Die Rechtfertigung ‚enthält die Xngsten der. Beſchwerden gegen 
das Urtheil oder ‚Verfahren, mit oder ohne Ausführung derſelben, und den 
Antrag auf Abänderung oder Aufhebung des angefochtenen Urtheils. 


Die Anführung neuer Thatſachen und Antrtns neuer — wird 
nicht zugelaſſen. 


ft 
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‚82. Auf bie Rechtfertigung hat bie —“ ae Tagen 
ihre Gegenerklärung "abzugeben. | 

$. 83. Nach Ablauf der. zur ——— gegebenen gaſt werden, 
dieſelbe mag eingekommen ſeyn, oder nicht, ſaͤmmtliche Acten dern Oberhof⸗ 
gerichte vorgelegt, wo im Öffentlicher Sitzung ein ſchriſuche outtüg. des in 
6. 67: angegebenen Inhalts erflattet wird. - NN LE U 

Iſt diefer Vortrag erftattet; fo werden der —— — und die Par: 
teien, welche in Perſon oder durch Bevollmaͤchtigte dazu vorzuladen ſind, mit 
ihren Ausführungen gehoͤrt, auf: ihr Verlangen auch die beim Höfgerichte var 
Iefenen Urkunden und das hofgerichtliche Sitzungsptotocollwoͤrtlich verleſen, 
und darauf, nach den bei den Hofgerichten gegebenen Bospapeifen ($. ‚63. 65. 
und 66.), ſogleich das Urtheil berflindet., M' 

Winn eine Partei oder ihr Bevollmaͤchtigter onicht erfäkinty fe wird 
ihre Appellationsrechtferfifung, beziehungswefeiGegenerklaͤrung/ ſtatt des muͤnd⸗ 
lichen Vortrags in der ER ae j was be 2. bei ber 
der zu eroͤffnen iſt. 

"Das Vttheil· bes —— En; oa: nie dee Seeatsan⸗ 
walt N de Privatklaͤger die Appellation 'rgeffen Sat, ale ya — 
des Angeklagten abgeaͤndert werden. es | 

$. 85., Die Wiederhetftellung auf den Geund Met aufgefandener That⸗ 
fachen und Beweiſe findet von’ "Seiten des: Angeklägten: jederzeit Statt, der 
Bollzug des Urtheils aber wird nicht a — wenn die Wiederherſtellung 
nicht innerhalb der Appellationsnothfriſt nachgeſucht wird. | 

" Die Wiederherſtellungsklage witd "Bei. demjenigen Gerichte angebracht, 
von welchem urſpruͤnglich das Urtheil, gegen das die Wiederherſtellung · geſucht 
wird, ausgegangen iſt, und fie wird dort in der gleichen Welfe, wie bei dem 
erftmalfgen Hauptverfahren, verhandelt und abgeuttheilt. Gegen ein vom Hof: 
gerichte über die Wiederherſtellungsklage gefaͤlltes Erkenntniß findet wieder: die 
Appellation an das Obethofgericht Statt. + 

$. 86. Gegen das Erkenntniß des Anterfuchungsrichters, womit er Be 
fchlagnahme verfügt oder aufhebt, oder womit er erkennt, daß fein Grund 
zur gerichtlichen Verfolgung vorhanden .fey;)'oder womit peefönlicher Verhaft 
erbannt wird, findet die Appellation bei dem Hofgerichte Statt. 

Die Appellation gegen Erkenntniſſe des. Erftinftanzgerichtes. an das Hof: 
gericht werden im Allgemeinen in: gleicher Weife gerechtfertigt; verhandelt und 
abgeuctheilt, wie jene von ben Unbeilen, des, Hofgerichts, an das Oberhof⸗ 
gericht. 

Der Vollzug eines untertichtetlichen ‚Extenntniffes wirb— duch bie, dage⸗ 
7 ergtiffene Appellation nicht aufgehalten, wenn Gefahr auf dem Berzuge 
aftet. 

$. 87. Der Recurs zur Gnade findet nur Statt, wenn ber Staats: 
anwalt die Klage von Amtswegen erhoben Hat. 

» Die Recursfcgrift wird bei dem Hofgerichte übergeben, welches dielelbe 
ſammt Acten an das Juſtizminiſterium einſendet. 
$. 88. Mit dem Strafvollzug wird in, dieſem galle mu nur aldbann eins 
gehalten, 
4) wenn bie Hecursſchrift innerhalb drei Tagen, don Bereünbigting des 
verurtheilenden Erfenntniffes an, übergeben — oder 8 : 
2) wenn mit der Appellation eventuell det Rente zur Gnade wibunde, 
— oder 
I) wenn von dem Duſtizminiſtetium oder von der pen Stantsbehäre 
Einhalt geboten wird. 
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6. BB... Die Biſtiumung ber: V chriften fuͤr das hier im All⸗ 
gemeine bezeichnete Verfahren bleibt befonderen Verordnungen vorbehalten, : 
Ar Worſtehendes Geſetz tritt mit; dem nfa: Maͤtz 1832 An Wirkſamkeit. 
> Gegeben: zu Karlsruhe‘ Amcuuſace m en Staatersinifteelui, 
ven 28 December 1831... 207. Ri ke 


Leo p ound. 
* hing? NA nd aba an Winter, 
Er | = A vote: —— — A — des eg 


na ah: a 3 
un ir = tzpeſe 


ey ine 9 


ch Gefet über die ehren vom 28. Dec 


2 A * wn Pr 11. 





| Loy old von Goaer Gnaden Großhetzog von Sıdan, —* von 
Zaͤhringen. 

‚Mix haben, unter ‚Auftimung,; unlerna agiuen re: beſchoſſen 
un verordnen, wie folgt: « 

kr Wer. von, einem Anderen, eine beffingusee. Roalſeche welch⸗ ein 
von den Gefegen mit Strafe bedrohtes Verbrechen begründen, ‚ober ben Ans 
deren der oͤffentlichen Verachtung preisgeben wurde, ' öffentlich oder vor der 
ODbrigkeit, ober vor Perſonen, die auf das Mohlsdes; Anderen ‚Einwirkung 
haben, oder endlich unter Umftänden, aus welchen die Abficht, den: Anderen 

am der Ehre zu Eränken, hervorgeht, wiſſentlich kalſch ausſagt, iſt dev: Mer: . 
ehe ſchuldig, und mit buͤrgerlichem ———— a die Dauer won 
* Jahren nicht uͤberſteigen darf, zu beſtrafen. TEE? » 15 

>. 6502, © St bie ausgefagte Thatfache: nicht von abe An, daß fie, wenn 
x wahr wäte, im Allgemeinen eine: Bucdjtis gdersomirtionshausfirafe zur 
Folge haben müßte; fo ann * Gefaͤngnißſtrain: Aie Daum; von dert Mas 
naten nicht uͤberſteigen. 73). 5 rd Fur sin. 

63. Alle andere. ——— und Bandiungen durch wei Jemand 
das Recht eines Anderen quf Ehe abſichtlich verleet, werden mit. Verweis 
oder mit Gefaͤngniß, das jedoch nie vier Monate uͤberſteigen darf, beſtraft. 

$::4. Das Maaß der in den vorhergehenden Artikeln auf die, Bars 
laͤumbang und auf die Ehrenkraͤnkung geſetzten Straſe richtet ſich, außer ‚ber 
Ruͤckſicht auf die übrigen allgemeinen : Gruͤndender Strafbarkelt, namentlich) 
auch: nach dem Grade der Deffentlichkeit der zugefuͤgten Beleidigung ‚und 
darnach, ob die Beleidigung mit Eörperlicher Mifhändlung oder: anderen, kein 
beſonderes — oder Vergehen legrandenden NRechtsverlebungen verbun⸗ 
den war 
Be: 5. Geſchah die Verleumdung — eine mit koͤrperlicher x Dißhanung 
verbumbene » Ehrenkraͤnkung an Staatsbeamten, Officieren, Geiſtlichen oder 


Ortsvorgeſetzten bei einer Amtsverrichtung; fo kann die Strafe das in den 


65. 4, 2 und 3. feſtgeſetzte Maaß bis um die Hälfte deſſelben uͤberſteigen. 
Eine gleiche Erhöhung des Strafmaaßes kann Statt finden, wenn die 
Berleumdung, oder eine mit Eörperlicher Mißhandlung verbundene Ehrenfräns 
tung, von Staatsbeamten, Dfficieren, Geiſtlichen oder Ortsvorgeſetzten bei 
einer Amtsverrichtung verübt wurde. 
$. 6. Eine Erhöhung bes in ben $$. 4, 2 und 3. feftgefegten Straf⸗ 

maaßes bis um ein Viertheil deſſelben kann eintreten bei Verleumdungen und 
Ehrenkraͤnkungen, welche in Druckſchriften oder durch —— oder auch 


502 2.1.50 88.0 Meere ge 
in Schriften, in waen or Varſaſſue Gute al Enaum if, ver- 


breitet: wurden dran 1 nonalsd Id nude sunblapnd manionraa 

8.7. : Der Beweis der Wahkhatt: einzu: audgeſagten Thatſache hebt das 
Daſeyn einer Verleumdung auf⸗gdas Daſeyn neiner —— page nur 
infofern, als die Beleidigung Se > Ausſagt⸗ uud ir der Form 
derſelben liegt. 

8.86 Wird eine Zhatfache 4 ii F 7 — Art in Druckſchrif⸗ 
ten oder durch Bi itet; ſo wird Wahrheit nicht 
zugelaffen, und die a der, 833* * — alle als ein Preß⸗ 
vergehen mit der Strafe der Ehrenkraͤnkung ($. 3. und 4.) belegt. 

Ausnahmsmeife wird der Beweis der Wahrheit zugelaffen, und hebt, 
fo weit nicht in der Form ber Ausfage wi ihrer —— eine Ehren⸗ 
kraͤnkung liegt, die Sttafe auf, wenn die b arbleitete Thatſache im Alldeniei⸗ 
nen eine Zucht= * rg 84 haben muͤßte, > wenn 
andernfalls. der Befchuldiger zur Teen ee g der Beſchuldi⸗ 
digung ein beſtimmtes —— ober —— Mana Seele 
hatte, 

8. 9. Fuͤr eine nicht mit koͤrperlicher Mißhandlung verbundene Ehren⸗ 
kraͤnkung, die als Exwiederung auf eine vorausgegangene auf der Stelle Ad 
in nicht hoͤherem — ui "als bie — — erfolgte, Rand feine 
Strafe: Statt. 

Wer eine ohne eönpentiche: Veißhandlung gegen ihn — — 
kung in nicht geiagermn Naaß. eiviedert — damit ſeine Rüge‘ auf 
Genugthuung. — ns 
10 Be Chunteintungen (6. 3.) Bi Bei. der ‚im 5.2 Arien 

Vetleumdungen vongeringerer Strafbarkeit: kann auch, ſtatt bes Gefaͤngniſſes, 
eine dem beleidigten Kläger zufallende Geldſtrafe erkannt werden/die jedoch 
(mit Vorbehalt der in den 6906 und 6. vorgeſehenen Erhöhungen)“ im Falle 
des F. 2, nicht einhundert: ofunfzig Gulden, ‚und im Falle — u * 
zweihundert Gulden uͤberſteigen darff. 2 4 

Die Geldſtrafe faͤllt dem Beleidigten nicht au, warn. er due 
Verſchulden Anlaß zu been Beleidigung gegeben hat 

"$ 11. Im allen‘ Fällen kann der Beleidigte die —— * Urs 
thells vor drei Zeugen, oder ſofern die Beleidigung öffentlich. geſchah, ben 
Öffentlichen Anſchlag beſſelben verlangen, auch wenn die Ehrenkraͤnkung oder 
Verleumdung in oͤffentlichen Blaͤttern verübt wurde, ſich ebenderſelben Blaͤt⸗ 
ter zur öffentlichen Verkuͤndung des Urtheils auf Koſten des Beleidigers be— 
dienen. Ueberdieß bleibt dem Beleidigten die Klage auf Erſatz des * durch 
* Ehrentrankung oder Verleumdung zugefuͤgten Schadens. 

F. 12, Ehrenkraͤnkungen und Verleumdungen werben —* ‚auf die 
lage * Beleidigten, oder derjenigen, die un feiner zu Hagen — 
Bi , beftraft. 

‚ In dem Sale bes $. 5. kann auch der Staatsanwalt bie Ringe, er⸗ 


Eben ſo kann die Klage vom Staatsanwalt ER werben; wenn bie 
Beleidigung an ben nicht unter bie eigentlichen Staatsbeamten gehörigen un: 
tergeordnneten Öffentlichen Dienern bei Ausübung ihres Amtes gefchah, fo wie 
wenn duch Ehrenkränkungen und Verleumdungen gegen Staatsdiener, Dffi: 
ciere, Geiftliche und Drtsvorgefegte außerhalb ihres: Dienftes Verhaͤltniſſe zur 
Sprache gebracht find, welche, wenn fie wahr. wären, nad) den Gefegen ober 
Verordnungen die vorgefchriebenen — oder die ———— 
zur Folge haben koͤnnten. 
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51 030 1 Wei eide hing ader Verlaumdu Fr ge 
en ober bei öffentlichen: Bufa minegkuͤnften oder in Schriften, welche, 


t un ckt, angeſchlagen oder eh urden; fo findet ei 
— nie ER r Verubun eleid (fit: Role 
‚safe —2 — nd Verieumdu an in OR hier 


Oneten Art, oͤ ei verüb *3* 

De Tagehn da der 1 —52* oder — 

von dem Ak —— RN an ? bp * 
ach · Nmnfluß Lines Jahres dont der fiabe 


Rei in keinenm Falle — —— ad rar ar 
— erhielt,! vorbehli hattuch d Ber inn 6 „442 etlbaͤhnten tie auf 
up RR ee 4 91 Koh gi ige tert 
Ta rer renkraͤnkungen —— findet: Aut reichte 
Re are een Bauern de ordentuchen Richters des 
ibigers fteht jebem der beiden Theile die Berufung an das Sbergericht ya! a 
Wird der Kläger bei dem Vorfalle, durch den’ er ſich beleidigt hä, * 
Frese verübt ertibe zu Haben‘) beſchuldigt; ſociſt· e iötin Sem 
lichen Ridhtersdehler Seife zuerſt angegangen Hat)‘ Anterwerfen, wenn 
Beklagte nd vor ‚Verkündigung des ——— desha ðeinichuuns 
7 DR ICH. —5 en roh (5 md ri 
Aubgenommnien hlervon find die Faͤlle/ wo der‘ w That einen: befreiten 
—* hat, ohne Ai Rn folcher von gleicher Art zugleich auch dem 
richeitetzüfteht." "Kg ſolchen Faͤllen kann die Unterſuchung Femeinſchaft⸗ 
gefuͤhrt werdet" das Urcheil iſt Aber gegen den einen und den andern 
eiligten immer von ſeinem zuſtaͤndigen Richter zu faͤllen 9 me nn 
Diefe Ausnaͤhme Son detr Siatthaftigkelt eines nie: der Wie: 
ige Fälle weg, wenn ber befreite Gertäptsftand bes Bellagten zugleich bis 
gericht des Klägers 1 2 nal 
Ausländer) twelche fit‘ ebene Etentrintung ober Berleuindung 
ten‘, Eöriiien ver bas ‚zuftändige inlänbifche Gericht ‚gezogen werden. 
$. 15. Wurde‘ wegen eiriek einem Officier, Staatöbeamten'’oder Geiff- 
"zugefügten Beleidigung’ die’ Klage von dem Staatsanwalt erhoben 5 fo 
‚iefer de einſchlaͤgige Dienſtbehoͤrbe durch Mittheilung einer fee! des 
genen Urtheite vom Erfolge in Kenntniß zu fegnzion nl © Au 
$. 160% Die Geſetze vom 13. und 24. Auguſt 1805 üben) Dle Be: 
ng der — Civil⸗und Militairperſonen vorfallenden Stteitigkeiten 
Beleidiglin dle E6. 45 und 46.des Strafediets die Verordnung 
28. — 1817, — ———— Nro. XL; fo’ wie alle andete, 
gegenwaͤrtigen wiberfpredjehbe, efehe und BVerotdnungen find Hiermit 
hoben. | 
$. — Sero aenes Ser it mit: —* 4: Febtuge 1832 in 
amkiit.‘ 4 gi Te u3Ann 
Auf ! fruͤhere giu findet es nur cine. —— wenn die darin at. 
en Deftimmungen milder find, als die früheren. 2 
Gegeben ziir'Rärtstuhe in un ferem: Grofperzegngen Ssknnfum 
8; December 1831. 
ER 0: dm: 
on Gulat ng 
Auf) höchften Befehl nn ne ‚Dabrie des Srfteuen: 
Eichro 
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Bor zu — etz ee e, 
LI "vom 18. eher“ 1832 Nun jed ndo m 


Ai „bean 01 von Goties —— Burke X von, Babe den abe, Serena 
hs Mach; Ant „86-6. BQu-heR, — ————— gu * Er 


rdnet and perordnen, tig; Folgt: un rer} narsfi I — * 
AIct.¶. Die Beztkopolneiſtelle ‚des ah, in ‚dem ging, Beituing oder 
Zeitfehrift erfcheint, en diejenige Behörde, bei i welcher, der Redacteur die en 

Sr hr des Geſetzes vorgefchriebenen Eigenfhaften —3 —— e 

de Gautiomsurfunde, die. der S sach wi 
find, —— auf 7. des Gelebes, die Koſten, 
Geloſtrafen, in welche der verantwortliche Redacteur, wegen — 
Vergehen, dundy die Preſſe, zund wagan ‚Vergehen „gegen die :Mieß — | 


urtheilt OR kann, „als ; bie » —. a 
—— ud R > ‚6, —7* fernen 
Art 3, Die Sicherheit ; Fed os“ IR 20 GR 


in a), ‚In Liegenfchaft ‚wird. wie. ein, — — E—— 
a en in, * durch —* —— Alf —— Dar 
en, u 
*5 jene in Stantspapieren, no den‘ Formen FR Fauftpfandvertragy 

‚ 4) bie, Sicherheit durch Buͤrgen aber ** Raclaats der Saͤte 2045 bis 
22020 des Landrechts beftellt. -... ee 
1. Art, 4. Das Unterpfand gift fir ln in, — der, —— 
lic) abgeſchaͤtte Werth ber genſchalt den por Hehenen, Betrag, der Cau⸗ 
tion um ein Drittel überfleigt,  ; murnsi_ mod vorn 
35 Wet: Bar Dat; ‚Stantsintereffe, in, Beug auf, Stel lung und "Ergänzung 
der Sicherheit, ‚wird won dem Yumtäfefliyer,;deg Brile wertale in welchem 
der Herausgeber der Schrift feinen Wohnſit hat. 3 Kran 

Urt. 6, Binnen acht Tagen, yom Heitpunct ber, ‚üngebotenen Gaütion, 
muß ber figcalifche Vertreter feine, Erklaͤtung uͤber deren Annahme BER 
Rai ‚Ablauf: dieſet Friſt kann auf Annahme ‚geklagt. werde; © 
In Streitfatlen uber die. Zulaͤnglichkeit der Caution. —— le, son 
eichte, Die uf befugtzmgch Umſtaͤnden, ‚dns Erfcheinen des Blattes 
rend ber Rechtshängigkeit, der Frage, zu erlauben 

Art, 7: Sowohl der Pfandhrief, als ‚die. —E — werden 
der. einſchlaͤgigen Amtskaſſe in Verwahrung -gegebenz.; auch die Effecten in 
Geld oder Staatspapieren werden derſelben behaͤndigt, ‚Bon ‚Ihe, aber. denmaͤghſ 
an die Amortiſationskaſſe abgeliefert. 
Der -Sigherheitsftelfer traͤgt bie Roſten des Gautionsperfahtene bis zur 
Schändigung der Urkunden und Effecten an die Amtskaſſe. 
Wi Het 8. Den Herausgebern den im Gtoßherzogthum — (on 
beftehenden Zeitungen und Zeitfchriften, ift zu der durch die 69. 6. und7 
sefohen Madpmetung und. erhetiifunge.ein Ar vi, Ha. 3 
ewillig PR 
Art. 9. Diesim Kt. 4. bezeichnete Polleiſtelle if aualeich hie. Staats: 
Behörde, bei melcher die nach $. 8. des Gefeges nöthige Hinteriegung gefchieht, 
und welche’bdie im $. 12. erwähnte vorgängige Sewehmhaltuus zu ertheilen, 
oder zu verſagen hat. 
Art. 10.In Betreff ‚der Zeitſchriften ſoll die Volhheibehottde des Be: 
zirks, nach Vernehmung der beteiligten Redactoren, mit Rüdficht auf bie 
Ankunft und den Abgang der Poften, auf ftändige Weife eine Stunde fell: 


— 


Vollzugsverorbnungssoii 13. Febr. 1832. 80% 


ſetzen/ in welcher ſowohl dieo Hinterlegung nach h G, als dic Nachſuchung 
der Druckerlaubulß —— — —— ‚geben Tag· geſchehen kaun. 
Findet ion den Redaetoren eine. Vereinbarung 
nicht Siatty6 fe: — — Kreisdireeterium 2. or 
Die ——— ——— de Hinterlegungn unda der Urbundq 
über die Geftattung oder Verfagumg. des Druckes darf nicht verzöhert mrden, 
Art. 11. Bei der Hinterlegung des $. 8. —— Dollyelbe cute 
dns Eremiplar mit Handzug und ertheilt· den) Sichein tnter genauer Wezeich- 
nung des Zeitungsblattes, des Heftes oder der Schrift y tdtauf die Verackung | 
des Ortes und der Zeit, fo wie bie Muterfchläft des Beamten folgen. 
Arts In den Fällen des $. 12. des Gefeges, muß der Verleger, 
welchen. Bauchabnitung nachſucht rbeny einzelnen Blatt einer Zei⸗ 
tung, aim jedem: einzeinep „Hefte Yiner —— in, von jeder Schrift, die 
nicht über 20. Bogen im Drude beträgt, ein mit Seitenzahlen verfehenes 
—— oder den uͤbergeben. 


in: Bit on 
th 
u * and u J ea dei Kun de Sn 


— EN zu erinnert 
sm Brnifdensäume darf Beh. seh hai ei 


allen. 
> Art. Ads, Das Mamufaint, ober dep Möbrug ch von, dom W * 
beamten auf ieder Blattfeite durch rothen — eine Stempels 
am Schluſſe aber, unter Angabe des Drtes, des Tages. und der. Stunde Ri ä 
ſes Actes mit der Beurkundung verſehen, daß die Genehmhaltung zum Drud, 
oder in Den an Theile ‚fie gegeben/ oder daß ſie verſagt ſey. 
Der Stempel traͤgt das Due ln BR und „ Die, U het 
„Bezivtsamt, Prem N Win m; 3 Bm named ober her 
Art. 14 f folche Weife —23 toi das Maunnkerigt, 
Abdınd dem Verleger zuruůckgeſtellt, und ſoll in den Faͤllen der dr en 
theiltweißg. erhaltenen: —— dem. Berl Redecentu eiſer * 
u m Belag DIN. nam 
"Der imaBalfe dei $. 15.0008, Gafehesz nörbige, Berge, übe 
die gar ve nachgefuchten Druderlaubniß; im Ganzen —— eſtimnit 
Theile,wird durch die Inſinuationsbeſcheinigung geſfgihtt, we che gunger 
Urſchrift Des betreffenden Decrets zu ſeben Me a re sch 
Art. 16. Die Beſchwerde gegen eine Verfagung den; Drudsrtausnif 
geht an die mittlere ee ei A waolche ‚im;tester Sb ‚entfchpidet. 
Art. 17. Zur Aufnahme: der „öffenglichen Vorladung a Se ie oder 
frember Angeklagte, neben dem Anſchlag gw dem "Sigungsorte des Gerichts, 
in den; Källgundeang. 73., wird anmit die Karlsruher Zeitung beſtimmt. 
Art. 18. Das Einfchreiten des Staatsanwaltes bei Verbrechen und 
Bergehen * * — richtet ſich nach dem 8. 43. des Geſetzes. Die 


en cheift i k — Fällen der 
ss, se 1 —S — ale tn 5 Des Preſſe igden 


1910er Staatsainiwali fendet don jedenn in Sachen et uff 
ne ohne Werzugökine Abſchrift am: das Zuftizininif 
Außerdem hat er dieſer Stelle am Anfang jeden Monats eine Wen. de der 
vr Pe —— Monate won thin: angeſteuten Klagen vorzulegen. In 
—* geſchieht die Anzeige unmittelbar nach Eingabe der Rlage 
dieſer Vorlagen der ———— wirb vom een 
ni * ————— des Innern zur Einſicht mitgetheilt. 
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. —— Die ER Iatıijebeisiheczußorantende Machricht 
eſetzwihrige Handlungen 2sdie nach Dernð. AI ches —— nach 
— 48. dieſer Bollzugs perordnung von Den ı: alte. verfolgt 
were follen;; "biefens sohne, Verzug witzutheilen zAn den Fuͤllen bes: GB iſt 
fe: ermůchtigt; neine fiteſorgliche —— —— HT 
Das Miniſterium ber i-Juftig, des Innern und: der ‚Binargen find «mit 
Dam Beinug. beauftkagt. 3 ine IR 423% 
Gegeben zu ——— Unf exe: Sroßsegogihen Sinti 
bon 8 Gebiace 1882. 9m da Hd ai 3: am 
rt an a en 9] er 13. (ni 839% & 
par EU) Be; FL: BEE FIPIL 1 3 AT GR zu 85 — min, Binter 
n& ml — 3 auf — St. Koͤnigl. Hohelt des Großherzogs 
ra Hs. eth oynhinia mot nos 
— 4 —RF ‚rd +. win 0% 
j ni ‘“ 1140 —* bi 


ky guftracttbuttotbruhh —* Vollzu Een 5 
„Die, Ehrenkraͤnkungen und. ‚Pedeumb un nr 
17. $ebr. 1832, .,, EREN 

ns Vollzug des Geſetzes Über’ die Beſtrafung der — 

nmund Verleumdungen, vom 28. December 1831, wird hinſichtlich 
De Haber Statt Findeiiden’ gerichtlichen? Berfahren⸗ mit hoͤchſter Er⸗ 
maͤchtigung aus’ Großherzoglichem Staats mtnimiſterlum vom 9. IRRE Mo: 
nats Nro. 671. verordnet: 

F. 1. Die in den 88. 48 44, "46.047; 48, 49. vr 50 bes 
Geſeh— s uͤber die Polizei der Preffe enthaltenen Beſtimmungen, ſo weit ſolche 
fich ng gerichtliche "Verfahren und die‘ Befugniffe des Staatsanwalt 
beziehen, kommen auch bei Klagen wegen Re und Berkeum: 
dungen zur Auwendung > 

5 2. Die Besiekdärnter (Untergeniähte); * * bieher auch die ur⸗ 
theilenden Gerichte. über Ehrenkraͤnkungen und Vetleumdungen in allen Fällen, 
wo nicht auf eine ‚höhere Strafe als vierwoͤchentliches Gefaͤngniß zu erkennen 
HE,’ ode nach bem'g. 10, des Geſetzes nur eine: dem beleibigten Kläger zu: 
falfende Gelöftcafe ert annt Wird. > © 
13.8 Die im d 14. des Geſetzes —* Baufung it: das: Ober 
gericht unterliegt —— Foͤrmlichteiun/ welche die s au des Pe 
gefepe® vorſchreiben. be | 

. Sartenuhe‘ den 47. Zotuar 62 — 





——— Kuna > a". 
ee a en n Guide. eh —XR 
N mn Gin At Baurittel 
j ;* z di . 94 Mıd My ) 
ba SR GBA DE CU Bi rt Tr GERT 


ng Taer EN Miniferiatertäp vom’ 29. Zebt. Be 


Da bei. dem Vollzug zuge des Prehgefeieh ſches vom: 28. ‚December 1831 aus 
den 8$:.14;- und 43.; Zweifel entſtehen könnte, ob der Beſchlagnahme der 

gegen den teutfhen Bund oder gegen — — 
‚gerichteten ſtraͤflichen Schriften jedesmal eine von dem Bunde, oder einem Bun⸗ 
desftante erhobene Beſchwerde vorausgehen, muͤſſe; ‘fo wird darüber, folgende 
— — „Das probiforifche Bundesgeſeb über bie Preſſe 
vom 20. September 1819 bleibt, alt beſonderes Geſetz, neben dem badi⸗ 


Großherzogl. Verorduung dom 28. Juli 1832. 500 


2 Preßgefege, mo tm voller Wirk fa mke it. Da nn in $.4; jenes 
—* die — Regierung. für. ſaͤmmtliche Drucſchrifteth 
fern dadurch die Wuͤrde oder ‚Sicherheit anderer; Bundesſtaaten verletzth 
Verfaſſung oder ee derfelben angegriffen wird, nichk-murubden 
ittelbaren Belsidigten, fondern auch der Geſammtheit vekihtrosetlich erklärt 
'; fo folgt hieraus unmittelbar, daß bie Regierung im öffentlichen ‚Ans 
Te des Großherzogthums ſolchen Angriffen vorbeugen muß. In folhen 
(ken kann zwar: die--Befchwerbeführung: auswärtiger Bundesſtaaten, oder 
Bundes, die Veranlaffung zur Berfolgung der een Angriffe, feyn; 
ift aber nicht. die ausſchließliche Bedingung. Es iſt demnach der $. — 
„2. bed Preßgeſehes in der Art zu vollziehen, daß die Polizeiftelle, bei 
her nach F. 1. und 9. der Vollzugsordnung die Genehmhaltung nach⸗ 
ichen iſt, und die Hinterlegung geſchehen muß, ihre Aufmerkſamkeit darauf 
richten habe, ob dieſe Schriften ſtraͤfliche Angriffe gegen den teutſchen 
nd oder Bundesſtaaten enthalten; in welchem Falle die Schrift, im öf: 
lichen Men und ven ic mit PAD zu —— J 


2. ach . 


— Verordnung v. 28. Jali 1832, 
wodurch das Preßgeſetz fuͤr unwirkſam erklaͤrt wird. 


J. Leopold von Gottes — Großherzog von Baden, Herzog 
Zaͤhringen. 

Nachdem mittelſt eines. von der Bundesverſammlung am 5, 1. M. ge: 
ten Beſchluſſes Unſere fämmtlichen Bundesgenoffen einmüthig. erflärt haben, 
das von Uns unter bem 28. Dee. v. J. erlaffene Preßgefeg mit: der der: 
(igen Bundesgefeßgebung Über die Preſſe unvereinbar fey, und daher nicht 
chen bürfe; nachdem auch die einzelnen Beflinnmungen bes Preßgeſetzes, 
che als Anlaß zu diefer Erklärung betrachtet werden müffen, in, einem 
heren Bundescommiffionsbericht : verzeichnet find, deſſen Inhalt fich die 
ındesverfammilung durch ihren- Befchluß zu eigen gemacht; in Erwägung, 
die Bundesverfammlung berufen ift, den Sinn der Bundesgefege, wenn 
über Zweifel erhoben werden, behufs ihrer gleichförmigen Anwendung zu 
immen; auc) daß, vermöge $. 17. der Verfaffungsurkunde, die Preßfreiheit 
h den Beftimmungen der Bundesverfammlung gehandhabt werden follz. 
n Wir Uns veranlaft, das Preßgefeg vom 28. Dec. v. J., infoweit der 
gedachte Commiſſi onsbericht folches als der Preßgeſetzgebung des Bundes 
erfprechend bezeichnet, für unwirkfam zu erklären und hiernach weiter zu 
onen, wie. folgt: 
Urt, 1. Schriften, die in der Form täglicher Blätter ober. heftweife 
heinen, desgleichen ſolche, die nicht uͤber zwanzig Bogen im Druck ſtark 
„ dürfen ‚nur. mit Vorwiſſen und vorgaͤngiger Genehmhaltung der betref⸗ 

ven Polizeibehörde zum Druck befördert werben. 

Art. 2. Wird diefe Vorfchrift umgangen; fo verfällt der Schulbige in 
» Strafe von fünf bis funfzig Gulden, vorbehaltlich derjenigen Strafe, 
wegen des Inhalts der Drudfchrift eintreten kann. 

Yır,; 3... Die. im vorhergehenden Artikel gedrohte: Geldſtrafe Fam bis 
» Doppelten erhöht werden, wenn bie nachgefuchte Druderlaubniß aus⸗ 
cklich verſagt und hierauf. der Drud ‚dennoch vorgenommen worden iſt, 

Urt, 4. Wird das Einhohlen;der Druckerlaubniß umgangen, ober das 
ackverbot übertreten; fo iſt die Polizeibehoͤrde verpflichtet, die Druskfchrift 
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ı At. 5i — ober Verſagung BETEN 
P A as: Bunkbtpnifsshe unit, — 1819, ſodann die 
5. — —— —— RBB. Dec. v. 3 — 
zu m 


€ YT. 


a Pr C jı 3 
11. Aei6 Die: Deffenstihtet vw geictchen Berfahens wegen Pur 
vrchen ober Pteßvergehen iſt aufgehoben. =: 

Art. 7. Ale Vorſchriften deB Prefigefegeb: vom 28. — — welche 
mit vorstehenden Beftimmungen unvereinbar: find, wohin nansentlich die in 
den 1. 8. 12. 14.:15. 16.-und17. ——— dann die 

Vorſchrift wegen: Deffentlichkeit des 'Werfahrene in den 6.33 63, 58. 59. 
66. ‚und 83. gehören, treten außer Wirkfanikeit. 
Dieſe Verordnung iſt ſogleich zw vollziehen.’ 
BGegeben z —r in unſerm ‚geoßhergoglichen uneraninlemum 
den 28. Sun 1 
Auer teopokb. 
geb v. Retzenftein. Sehr. v. Se vi ni, gehr. v. 
er v. Gulat. Winter. Jolly. Fehr. v. Weiter. 
Fe. Befehl St. Koͤnigl. Hoheit des TREE, 
Eichrodt. 2 


10 


u. geoyols von Gottes — u f. w. | 

Zum Vollzug Unferer Verordnung vom Heutigen, das Pace vom 
28. Dec. v. 3. betreffend, fegen Wir hiermit Nachſtehendes fefb: 

Art. 1. Die im Art. 1. Unferer Verordnung erwaͤhnte Poltzeibehörde 
ift die Bezirkspolizei des Orts, wo eine Druckſchrift erſcheinen ſoll 
Artt. 2. Der Verfaſſer oder Berleger, welcher die nach demfelben Art. 
erforderliche Genehmhaltung nachgefucht, "muß von’ jedem einzelnen Blatt einer 
Zeitung, von: jedem einzelnen Heft einer Zeitſchrift, und“won jeder Schrift, 
die nicht über zwanzig Bogen im Drude- beträgt, ein mit Seitenzahlen ver: 
ſehenes Manufceipt, oder bei Zeitungen den zur erften Correctur bejtimmten 
Probebogen an die Polizeibehötde übergeben. Die legtere ift nicht verant: 
wortlich für die Randzufäge, Einfchiebungen oder Ausftriche, welche von ihr 
nicht durch Handzug befonders: beurkundet wurden. Der Verleger kann diefe 
Beutkundung: verlangen, wenn gegen ben Inhalt gefeglich nichts‘ zu erirnem 
ift. — Zwiſchenr ͤume datf die Polizelbehoͤrde ſelbſt mit einem Striche 
ausfüllen | 

Art. 3. Sn Betreff der. Zeitfchriften foll die Polizeibehörde des Bezitks, 
nad Vernehmung der betheiligten Redactoren, mit Ruͤckſicht auf. die Ankunſt 
und. den: Abgang’ der Poften, auf ſtaͤndige Weiſe eine Stunde feftfegen, in 
welcher die Nachſuchung der Druderlaubniß jeden Tag gefchehen kann. Fin 
det darüber zwifchen ber Polizeibehörde und den Redactoren eine Vereinbarung 
nicht Statt; fo erfolgt die’ Feſtſetzung durch die Kreisregierung. Die Aus: 
ftellung der Urkunde über Geſtattung oder Verſagung des Drucks darf nicht 
verzoͤgert werden. | 
Wi 4. Der im Kalt des Art. 3. Unferer Eingang: gelchant Ber: 
ordnung noͤthige Beweis’ Über die Verfagung dei nachgefüchten Druckerlaubniß 
im Gängen: oder fir‘ beſtimmte Theile, twird Birch die Inſinuationsbeſcheini⸗ 
gung Yefühet, welche unter die Urfchrift' des betreffenden Decret3 zu fegen iſt. 

Art. 6. Die’in'den Artikeln 2. und’ 3. der Verordnung‘ begeichetten 
Uebertvetungen verfolgt der Staatsanwalt Eraft feiner Amtspflicht. 
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Art. Gin Die, Bezirkspolizeiſtelle hat jede ihr: zukommende Nachricht von 
1 in den Artikeln 2. und 3. den Verotdnung bemerkten Faͤllen dem Staats: 
walk „ohne Verzug mitzutheilen; in dem Halle’ des Artikels 4. iſt ſi ſie vers 
ichtet, eine fürforgliche Maaßregel feloft zu treffen - 

Ar Die! Urtifeh 9: 10488: 82.,amd 1kd: Unferer Bollyugbnerorhe 
n 13. —** J. (Regierungsblatt Nro. IX.) find aufgehoben. br 

Gegeben zu —— in Unferm Großherzoglichen Staatsminiſterium, 
ı 28, Juli * 


U eg? Keopetd. 
Winter, 
"Huf hochttn Br &. ‚Königl, Soße —* Sethenene· 
| —— 
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pasliäniujissıd! 354 4612 
Geſetz uͤber die Berfaffung. und ‚Verwaltung der 
Gemeinden wom:31. Dec. 1831. 
Leopold‘ von Gottes Gnaden,  Großherzög von Baden, Herzog von 
hringen. Mit Buftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beſchloß 
und verordnen, wie folgt: 


J Fi tell 
Allgemeine Beftimmungen. 

6. 4: Die. Gemeinden theilen ſich in Stadt: mb: — 

Wo dieſes Geſetz keinen Unterſchied macht, gelten deſſen — 
beide Arten von Gemeinden. 

8. Die Bewohner einer Stadt xoder einer Landgemeinde find ent: 
er Gemeindebürger, oder ſtaatsbuͤrgetliche Einwohner mit: dem Recht des 
idigen Wohnſitzes, oder Inſaſſen. >: 

Die bisherige Eintheilung in: Orts⸗ und Scugbinge iſt aufgehoben z 
bermaligen Orts⸗ amd Schugbürger bilden die Klafje der Gemeindebürger. 

$., 3: Waldungen, einzelne Höfe und. andere: Güter, die ſeither Beinen 
sgemarkungen zugehört haben, bleiben als beſondere — auch 
er davon getrennt. — 

Sie koͤnnen aber, unter Siwilligung der Betheiligten, * anſtoſenden 
sgemarkungen unter Staatsgenehmigung verbunden werden. 

Die Verhaͤltniſſe dieſer abgeſonderten Gemarkungen und * Einopner 
den unter. $. 153. bis 156naͤher beflimmt werden. 

$. 4. Keine: beftehende Gemeinde kann : aufgelöfet * ine neue gebe 
werben, außer im Wege ber Gefepgebungud 

6:50: Die new zu — Semeinde u * —* ‚einer abgfon 
m Gemarkung nachweiſen. oc | 

Einzelne: Weiter, und Hofgkter, ibie ſeither mit * Gemeinde Abnigt 
em, koͤnnen, wenn fie eine eigene Gemarkung haben/ ſich mit einer an⸗ 
Gemeinde; mis Einwilligung der: betheiligten Meineinden und unteb Staats⸗ 
bmigung) verbinden, anti ms ein u le 

$. 6. Sebei Gemeinde hät das Recht, Die auf ben Gemeladevetband 
beziehenden Angelegenheiten zu beſorgen, nd. ht: Vermoͤgen · ſelbſtſtandig 
erwalten. nöd Mo mm noise, WE 
Es wirdeihn:femeendie Ortspokizeiiimitinfung de6 Disk umd bir: Ge: 
ung übertragen; ſoweit nicht anahmsteiſe einaelne Ami dorfarhn‘i 

beſonderen vo 
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nu Die niedere — im Umſange EEE INNE 
lichen Bezirten gelegenen Schloͤſſer, Wohnungen ſammt Zubehoͤrbe der Stans 
des⸗ und. Grundherten, wird von biefeh,: a — ur die. amtliche 
Na ausgeubtg =; Mir Yusla] Benni shi 2 Br ei 

. 7. : Die Verwaltung "der. Genretnden! —55 —— Aufſichtsrechte 

des Staats, wi Ru ber‘ —— Teer Be kuͤnfti⸗ 
gen Geſetzes. m 

Tite [ u. tel * 
Von den Verwaltungsſtellen und deren Se 

$. 8. Die Verwaltung, in jeder Gemeinde ift dem Gemeinderath an: 
vertraut. Er beſteht aus dem Bütgermeifter undeden Gemelnderäthen. Jeder 
Gemeinderath ſoll einem Rathsſchreiber haben. 

$. 9. Neben dem Gemeinderath beſteht in jeder Gemeinde ein Bür: 
gerausſchuß und die Gemeindeverfammlung. 

I 2. VREEBEEEEER Tod 5 
Wh dem:-Gemeiwderäch. 

$. 10, Die Zahl ber Mitglieder ‚des. ‚Gemneinberathe; fol, außer dem 
Büngermeifter nicht; unter, drei, und nicht, über fünfzehn fepn, 

Die Beftimmungen, bie in ber Mitte liegen, richten. ſi ch nach ber Zahl 
der Einwohner und nach dem Verhaͤltni der Dertlichkeit. Durch Gemein: 
defhluß wird die Zahl ber Gentein ai ent und von der Staatsbe 
hoͤrde beftätigt. 

$. 11. Der Blrgermeifier be "die ‚Gtmeinderäthe: werden von der Ge 
NIE, gewählt, ‚und. der ete wird dom: der : Staatsbehörde 
beftätigt 
- , Die Verfagung der erringen fkann nur von der Mickibeföne nad) 
collegialiſcher Berathung: befchlafjen ‚werben 

Zur Gültigkeit der Wahl wird erferhei, daß ſaͤmmtliche Wahlberechtigte 
dezu eingeladen, und daß wenigſtens zwei Drittel derſelben erſchienen ſind. 
In dem Einladungsausſchreiben muß die Zeit beſtimmt werden, innerhalb 
welcher die Abſtimmung zu gefchehen bat.‘ Rad): Ablauf der beſtimmten Friſt 
wird die Wahlhandlung ageſchlaſſen. F 

Bei der Wahl des ———— gilt derjenige für erwaͤhlt, auf wel⸗ 
hen: die meiſten Stimmen gefallen: ſind, verausgeſetzt, daß er wenigſtens ein 
Drittel der Stimmen aller Wahlberechtigten: erhalten hat. 

Kann dieſes Reſultat durch die erſte Abſtimmung nicht erreicht werden, 
oder wird der Gewaͤhlte von der Regierung nicht beſtaͤtigt; ſo muß zu einer 
weitern Wahl geſchtitten werden/ u welcher ‚bie: (intopemg auf die vorge: 
fchriebene Weife zu gefchehen hat. »as10& 

Wird auch der bei der gweiten Wa Gewaͤhlte von der Regierung nicht 
— ſo wird zur dritten Wahl geſchritten, und dem bei dieſer Wahl 
Gewaͤhlten kann unten der Vorma ſetuugdaß er die — — 
ten hat, die Beſtaͤtigung micht verſagt werden. | 
„Hans; die Zahl der Bittger durch drei nicht —— fo werben 
eine, oder nach Umftänden zwei Stimmen von der Geſammtzahl abgezogen. 
AxcErhalten mehrere gleiche Stimmenzahl; fol entſcheidet das Loos. 
unonadie Wa Ar: Bürgerndeifferangefshicht: mittalf. geheimet Stimmgebung. 

Die Inſtruction beftimmt die Form berfelben, nure 85 

#) Bei der: Wahl der Gemeinderaͤthe entſcheldet immer telnkive; Stinmen: 
— —— erſchienenen Wahlherechtigten Siuol zranmant usa“! 

Geben nuchndergleir! Midsuita ende nifipeitetnepuhe das Loos 
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Die Wahl des Bürgermeifters leitet die ihm zunaͤchſt vorgeſetzte Staats: 
verwaltungsftelle mit Zugiehung -von. zwei. Urfundsperfonen, welche der Ge: 
meinderath und Buͤrgerausſchuß aus der Mitte der Bürger wählt, die nicht 
in dem Gemeinderath und Bürgerausfhuß fich befinden. Die Wahl: der 
Gemeinderäthe leitet der Bürgermeifter mit Zuziehung des Rathoſchreibers 
und des Älteften und jüngften Mitglieds des Gemeinderats als Urkundsper: 
onen, — ee 
In ftandes: und grundherrlichen Orten kann die Beftätigung des. Buͤr⸗ 
germeifterd nur dann erfolgen, wenn der betreffende Standes= oder Grund: 
herr über die Wahl mit feiner Erklärung vernommen, und ‚ferne etwaigen 
Einwendungen gegen die Perfon des Gemwählten, durch collegialifche Entſchei⸗ 
dung der mittleren Verwaltungsbehoͤrde, als unbegründet verworfen wor⸗ 
den find, 
$. 12. Wahlberechtigt find fämmtlihe Gemeindebürger. a 

$. 13. Waͤhlbar find alle Gemeindebürger hriftlicher Religion. 

Ausgenommen find, und können nicht gewählt werden diejenigen : 

4) die nicht wenigftens ein Jahr. in der Gemeinde das Bürgerrecht haben; 
2) die das fünfundzwanzigfte Lebensjahr nicht zurüdgelegt haben; 
3) die Entmündigten, Mundtodten und in Gant Gerathenen;. 
;4) die mit dem Bürgermeifter oder einem andern Mitgliede des Gemein: 
. deraths in aufs oder-abfteigender Linie, oder im zweiten oder -dritten 
Grad der Seitenlinie verwandt oder verfchmwägert find. Hiernach Eöns 
nen Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Schiviegervater und 
Tochtermann, Großſchwiegervater und Großtochtermann, : Brüder und 
und Schwäger, Oheim und Neffe nicht zu gleicher Zeit.im Gemein: 
death figen; eben fo auc nicht die Ehemänner noch lebender Schwes 
ftern. Wird ein Bürger, der mit einem Mitgliede des Gemeinderaths 
auf die vorbezeichnete Weiſe verwandt oder verfchwägert ift, als Bür: 
germeifter gewählt; fo muß der Verwandte oder Verfchmägerte aus dem 
Gemeinderath austreten; 
5) die Soldaten im wirkligyen Dienftz 
6) alle, welche eine Zugft oder Correctionshausftrafe erftanden haben. _ 
7) Wenn-ein ald Bürgermeifter Gewählter das Wirthſchaftsgewerbe treibt; 
fo kann er nur betätigt werden, wenn er fein Gewerbe niederlegt, 
In hoͤchſt dringenden Fällen kann jedoch Staatsnachficht eintreten, wenn 
v ° » der Gewählte zwei Drittel der Stimmen aller Wahlberechtigten: verei⸗ 
nigt hat. Gemeindebürger, die zugleich als Staatsdiener- oder: flandes= 
oder geumdherrliche Beamte, ald Drtsgeiftliche oder Schuklehrer- anges 
ſtellt find, Eönnen die auf fie gefallene Wahl alsdann annehmen, wenn 
fie ihre Stellen niebderlegen. 2: J 

h. 14. Das Amt des Buͤrgermeiſters und der Gemeinderaͤthe dauert 
ſechs Jahre. Jedoch ift der Austretende wieder wählbar. se 

Der Gemeinderath erneuert fich. alle zwei Jahre zu einem Dritte. Wird 

die Stelle eines Gemeinderath durch den Tod oder Austritt ſechs Monate 
vor dem Ablauf der gefeglichen Dienftzeit erledigt; fo haben ber Gemeinderath 
und det. Ausfhuß, und. in Städten über: 3000. Seelen noch weiter der groͤ⸗ 
ßere Ausſchuß zufammen einen Stellvertreter. für ihn zu wählen, deſſen Stell⸗ 
vertretung nur bis. zue nächften regelmäßigen, bei der Erneuerung des. Ges 
meinderaths eintretenden, Wahl dauert. Der bei. diefer Wahl neu Gewählte 
wird nur für fo viel Zeit gewählt, als derjenige, an deſſen Stelle er‘ tritt; 


| 


noch im Gemeinderath zu bleiben gehabt Hätte. 
Erfolgt die Erledigung ſpaͤter; fo findet Eeine Stellvertretung. Statt. 
33 


514 . "0... Baden. 


6. 15. uber Gewählte muß die auf ihn gefallene * annehmen. 
Ausgenommen ſind, und koͤnnen ſolche ablehnen diejenigen Gemeinde⸗ 
bürger: 
‚ 4) welche als Staatsbiener, als Seiftliche, oder als Schullehrer in Ruhes 
ſtand verfegt find; 
: 2) welche das. fechzigfte Lebensjahr zurückgelegt; 
3) welche das Bürgermeifteramt ſchon ſechs Jahre verfehen, und die, 
4) welche die Stelle eines Gemeinderaths ſechs Fahre, oder als Stellver 
treter wenigſtens drei Fahre verwaltet haben. 
Jedoch fteht den in Nr. 4. erwähnten Perfonen die Befugniß, die 
Wahl aus Ddiefem.. Grund abzulehnen, nur ſechs Jahre, von der 
Beit ihres Austritts .an, zu; nachher tritt die Pflicht zur Annahme 
wieder ein. 
Endlich 


5) biejenigen, welche anbere echebtiche Entfehuldigungsgründe vertingn, 
worüber der Gemeinderath und Bürgerausfhuß, vorbehaltlich des 
Necurfes, entfcheidet. Die Verweigerung der Annahme der, auf eis 
nen Gemeindebürger gefallenen, Wahl, felbft wenn er nur als Stell 
vertreter gemählt worden ift, ohne genügende Entfchuldigungsgründe, 

zieht die Suspenfion der Wahlberehtigung auf fehs Sahre und bie 

Erlegung eines Beitrags von 25 fl. bis 50 fl. in die Ortsarmen⸗ 
kaſſe nad) ſich. 

WUeber die, von dem Buͤrgermeiſter oder einem Gemeinderath, oder 
dem Stellvertreter derfelben angegebenen, Urfachen des Austritts ent: 
fcheidet gleichfalls der Gemeinderath und Bürgerausfchuß, vorbehaltlid 
des Recurfes. 


$. 16. In den Städten über 3000 Seelen kann, auf den Vorſchlag 
des Gemeinderaths von der Gemeindeverſammlung, neben dem erſten Buͤr⸗ 
germeiſter, ein zweiter Buͤrgermeiſter als deſſen Stellvertreter und zu ne 
Unterftügung gewählt werben. 


Er ift Mitglied des Gemeinderathd, und wird in die feftgefegte Zaht 
der Gemeinderaͤthe eingerechnet, die duch ihn nicht uͤberſchritten wer— 
den darf. 

Hinfichtlich der MWählbarkeit, Wahlart, des Gehalts, der Entlaßbarkeit 

und der Beftätigung kommen die Beftimmungen der $$. 11, 12, 13, 19, 
20, 21, 22, 23, 24 und 25 in Anwendung. 

Das Amt des zweiten Bürgermeifters dauert ſechs Jahre; ber Austres 

tende ift wieder wählbar. 


$. 17. Wird die Stelle des Bürgermeifters durch Tod oder Austritt 
erledigt; fo. muß binnen vier Wochen zu einer neuen Wahl gefchritten wer: 
den. Das Nämliche tritt, auf Antrag des Gemeinderaths oder Buͤr⸗ 
gerausfchuffes, ein, wenn die Krankheit des WBürgermeifters ein Jahr 
Dauert. 
Bleibt der Bürgermeifter über die, von der Staatsbehörde und dem 
Gemeinderath ihm. bewilligte, Urlaubszeit aus, und kehrt er in dem, weiter 
ihm zur Ruͤckkehr anberaumten, Termine nicht zurüd; fo hat dee Gemeinde: 
rath, nach Vernehmung der Gemeinde, bei der Staatsbehörde den Antrag 
zu ftellen, daß der Dienft als erledigt erliect, und eine neue Wahl angeord⸗ 
net werde. 
Auf den im RER Dienft Abweſenden — * — keine 
Anwendung. 
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In der Swifchenzeit, wenn Eein zweiter Buͤrgermeiſter da iſt, verſſeht 
der. dienftältefte Gemeinderath die Stelle des Bürgermeifters, | 

:: 8. 18.. Der Rathefchreiber wird von dem Gemeinderath, unter Zu: 
flimmung des Ausfchuffes, aus der Zahl der Gemeindebürger auf längere 
oder kürzere Zeit ernannt. Nach Ablauf diefer Zeit kann der Abtretende wies 
der angeftellt werben. 

Mur in: Landgemeinden koͤnnen Schullehrer, jedoch nur nach erlangter 
Erlaubniß der oben Schulbehörde, welche jederzeit widerruflich ift, die Raths— 
fpreiberftelle erhalten, aud wenn fie nicht Gemeindebürger find. 

$. 19. Die gegenwärtigen Gehalte der Bürgermeifter, Gemeinderäthe 
und Rathsſchreiber können duch einen Beſchluß der Gemeindeverfammlung 
erhöht, vermindert und umgewandelt, auch koͤnnen auf gleiche Weiſe da, 
wo noch Eeine Gehalte beftanden haben, ſolche eingeführt, nie aber während 
der, durch das Gefeg oder durch die Ernennung beftimmten, Dienftzeit die 
eingeführten Gehalte vermindert werden, 

$. 20. Für Dienftverrichtungen innerhalb des Orts erhalten der Bürs 
germeifter, die Mitglieder des Gemeinderaths und der Rathsſchreiber Beine 
Belohnung, für Dienflverrichtungen in der Gemarkung aber die gefeglichen 
-Gebühren. 
| Statt diefer letztern koͤnnen jedoch für einzelne, jährlich wiederkehrende 

beftimmte Verrichtungen beftimmte Belohnungen von ber Semeindeverſamu⸗ 
lung angeordnet werden. - 

Auch für auswärtige Verrichtungen, fo wie für Dienftgefchäfte bei Pri⸗ 
vaten, koͤnnen dle geſetzlichen Gebuͤhren gefordert werden. 

6. 21. Die einſtweilige Enthebung des Buͤrgermeiſters, der Gemein: 
deräthe und des Rathefchreibers vom Dienft kann von ben Staatsverwaltungs⸗ 
ſtellen erkannt werden, wenn ſich gegen ſie im Laufe einer Unterſuchung 

nahe Verdachtsgruͤnde eines ſolchen Verbrechens an den Tag legen, das, 
wenn es erwieſen waͤre, die Entlaſſung zur Folge haben wuͤrde, oder wenn 
die Unterſuchung durch die fernere Dienſtfuͤhrung des Angeſchuldigten ſehr 
erſchwert oder verhindert wuͤrde. 

Auf Antrag des Gemeinderaths und des Buͤrgerausſchuſſes, kann mes 
gen Belchuldigungen, auf deren Grund die Dienftentlafjung eintreten Tann, 
die, sinftweilige Enthebung vom Dienft erfannt werden. 

$. 22. Die Dienftentlaffung der vorgedachten ala muß im Wege | 
der Verwaltung ausgefprochen werden: > 

1) wegen erwiefener Dienftunfähigkeit, 

2) wegen jeder peinlihen Strafe, wenn die Entlaffung nicht ſchon im 
1 Urtheil ausgedruͤckt ift, 

3) wegen einer, die öffentliche Achtung ihnen entziehenden, bürgerlichen 

Strafe, worunter insbefondere die Strafe des Ehebruchs begriffen ift, und 

4) wenn durch Unfittlichkeit ein ſolches Aergerniß gegeben wird, daß eine 

wirkfame Dienftführung nicht mehr zu erwarten ift. 

$. 23. Wegen Willkuͤhrlichkeiten im Dienft, infofern fie nicht zu ef 
ner peinlichen Unterfuhung fi eignen; wegen Dienftnadhläffigkeiten und 
Ungehorfam gegen zuftändige Verfügungen und Anordnungen der Staatsbes 
hörden, müffen Warnungen zum Zweck der Befferung in nachfolgender Ord⸗ 
nung ergehen: 

4) Verweile, | 

2) Andsohung der Dienſtentiaſſung. 

Die Betheiligten muͤſſen, wenn die Warnung als ein gefeglicher Beſ⸗ 

ſerungẽverſuch gelten ſoll, jedesmal vorher vernommen, er muß das 


% 





516 Baden. 


Protoeoll von ihnen unterzeichnet, und das Erkenntniß, unter Beziehung auf 
diefe Geſetzſtelle, ertheilt werden. "Auf den zweiten Verweis ift zue Andro⸗ 
hung der Dienftentlaffung zu fchreiten, und- wenn biefe nicht fruchtet, in 
dem weitern Falle die Entlaſſung auszuſprechen. 

$. 24. Auch aus andern Urſachen, welche die Dienſtfuͤhrung ſehr em 
ſchweren ober vereiteln, kann, auf Antrag des Gemeinderaths und Bürgers 
ausſchuſſes, die Dienftentlaffung Statt findenz die Urfachen müffen, nad 
gepflogener Unterfuhung, in dem Erkenntniß angegeben, und der Gemeinde 
und den Betheiligten eröffnet werden. Der in biefem Fall Entlaffene kann 
erſt nach ſechs Jahren wieder gewählt werden. 

25. Wenn gegen den WBürgermeifter oder einzene Gemeinderäthe 
wegen Schulden die Voliftredung vollzogen werden muß; fo findet die Dienſt⸗ 
entlaffung Statt, inſofern fi f e nicht nachweifen, daß ih Vermoͤgensumſtaͤnde 
nicht zerruͤttet ſi ind, 

$. 26. In allen, in $. 21. bis 25. erwähnten, Fällen führe bie 
naͤchſt vorgefegte Staatsverwaltungsftelle die Unterfuchung, und die naͤchſt 
hehere rät das Erkenntniß in collegialer Form. 

Bweites Kapitel. 
Bon dem Bürgerausfhuß. 

8. 27. Die Zahl der Mitglieder - des Buͤrgerausſchuſſes ift der Zahl 
ber Gemeinderäthe, mit Einfchluß des Buͤrgermeiſters, gleich. 

Sn Städten über 3000 Seelen muß die Zahl der Ausſchußmitglieber 
um die Hälfte höher feyn, als die des Gemeinderathes, ‚Sie werden von 
der Gemeinde gewählt. 

Die Leitung der Wahlhandlung gefchieht von dem Buͤrgermeiſter, unter 
Zuzug des Rathsſchreibers und des Alteften und jüngften Mitglieds des Aus⸗ 
ſchuſſes, der Letztern als Urkundsperſonen. 

$. 28. Die Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem Drittheil 
aus dem höchftbefteuerten Drittheil der Bürgerfchaft nad dem Ortskataſter, 
zu einem Drittheil aus dem niedrigftbefteuerten Drittheil, und zu einem Dritte 
theil aus jenen gewählt werben, welche fich zwifchen dem erfien und bem 
legten Drittheil in der Mitte befinden. 

Wenn bei der Theilung dieſer Zahl durch drei Einer übrig bleibt, fo 
muß diefes Mitglied aus ber mittleren; und wenn zwei übrig bleiben, fo muß 
eines von diefen Mitgliedern aus der hoͤchſt-, und das andere aus ber nies 
drigfibefteuerten Klaffe gewählt werden. 

$. 29. Wahlberechtigt find alle Gemeindebürger. 

$. 30. Waͤhlbar ift, unter der fo eben gedachten Kubbeßrtmg jebes 
Gemeindebürger, ohne Ruͤckſicht auf aa jedoch jeder nur fuͤr diejenige 
der obgedachten Klaſſen, zu welcher er gehoͤrt. 

Ausgenommen ſind, und können nicht gewählt werden: 
4) Vorgefegte, Staatsvermaltungsbeamte. Andere Staatsbiener Binnen 
nur mit Erlaubniß ihrer vorgefegten Stellen das Amt annehmen, 
2) Die Gemeinderäthe. 
3— Die Gemeindebuͤrger, die nicht zu Gemeinderaͤthen gewaͤhlt wer⸗ 
den koͤnnen. 

Doch ſind verwandtſchaftliche Verhaͤltniſſe zu dem Buͤrgermeiſter und 
den Gemeinderaͤthen, oder unter ſich ſelbſt, und der Umſtand, daß ein Buͤr⸗ 
ger in Gant gerathen iſt, kein Hinderniß der Waͤhlbarkeit. 

$. 31. Das Amt eines Mitgliedes des Ausſchuſſes "dauert * Sahre. 
Der Ausfchuß erneuert fich alle zwei Jahre zur Hälfte. Wird "eine Stelle 
im Ausfhuß durch Tod oder Entlaffung ſechs Monate vor Ablauf: der ges 
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sglihen Dienſtzeit erledigt; fo wird von dem Gemeindesath und Aus⸗ 
Huf, und in Städten über 3000 Seelen von dem geößern Ausſchuß zus 
ummen ein Stellvertreter evwählt, defien Stellvertretung. nur- bis zur naͤch⸗ 
en ‚regelmäßigen, bei dev. Erneuerung des Bürgerausfchuffes eintretenden, 
Bahl dauert... Der bei diefer Wahl Gewählte tritt zu der Zeit wieder aus, 
ı welcher derjenige, an defien Stelle er gewählt — auszutreten gehabt 
itte. Bei einer ſpaͤtetn Erledigung unterbleibt die Wahl eines Stell⸗ 
ꝛctreters. 

$. 32. Jeder Gewaͤhlte muß die auf ihn gefallene Wahl eines Aus⸗ 
yußmannes annehmen, und nur derjenige kann ſolche ablehnen, der dieſe 
stelle, oder die eines Buͤrgermeiſters oder Gemeinderaths, die geſetzliche Zeit 
yon verſehen hat. 

Die Verpflichtung zur Annahme tritt jedoch nad) Verlauf von vier 
ahren, von ber Beit feines Austritts von einer der obgebachten Stellen an ' 

Wegen — Verweigerung der Annahme⸗ einer, pen einen . Bürger 
fallenen, Wahl tritt der im $. 15. beſtimmte -Nachtheil ein. 

$. 33. Der Ausfchuß wählt unter, fi nach Stimmenmehrheit einen 
mann. ‚Sein Amt dauert mel Sabre, er iſt nach) * Ablauf wieder 


ihlbar. 
$. 34, Die Miczleder des Ausſchuſſes chalen wer Gehalt od) 
bten. 

Bei: Gemeindeangelegenbeiten: ‚außerhalb Orts, — der Bürgrraut: 
uß, aus Aufteng des Gemeinderaths oder vermöge Vorladung einer Staats, 
le, gu erſcheinen hat, find die Erſchienenen berechtigt, die gefeglichen Ge: 
hrem aus der Gemeindekaſſe, gleich den Gemginderäthen, zu fordern. In 
hen Fällen hat nur der Obmann; mit. boͤchſtens zwei Mitgliedern des Buͤr⸗ 
ausſchuſſes zu erſcheinen. 

6. 35. Landgemeinden unter. ſechzig ‚Bürgem, Eönnen, mittelſt eines 
ſchluſſes der Gemeindeverſammlung, bis auf Widerruf auf das Inſtitut 

Buͤrgerausſchuſſes verzichten, und in dieſem Falle taitn die ewindever 
ımlung an feine Stelle. — 
Drittes —X . A 
. Von der Gemeindenerfammlung, 

6. 36. Zum Erſcheinen bei ber Gemeindeverſammlung fi ind "alte Ge 
ndebürger berechtigt und herpfliätet, die in der Gemeinde ihren fändigen 
bnfig haben. 

Der Gemeinderath kann, mit Zuftimmung bes Bürgerausfchuffes, Stra: 
des nicht gerechtfertigten Ausbleibens feftfegen, deren Betrag nicht ‚einen 
den überfteigen darf. 

Jeder muß in Perfon erfeheinen; 3 Abweſende koͤnnen burch N 
nicht vertreten werden. 

Zu der Gültigkeit eines Gemeindebeſchiuſſes wird erforbett: 
) baß ſaͤmmtliche ſtimmfaͤhige Gemeindebuͤrger zeitig zu der Gemeinde: 

\ verfammlung ‘eingeladen werben. “Die Art ber — — 

wird durch eine Inſtruction beftimmt. 

Die Vorladung wach Zuͤnften iſt unzuläffig. Der ER 7 

) daß wenigftens zwei Drittheile davon. erfihienen find; 
) daß: mehr als die. Hälfte, der. Stimmen ‚aller Rimmfäpigen Bingen fih 
für eine Meinung entfhieden habe. | 

Ausgenommen von. der obaedachten "Mehrheit find bie ar. 
Gefeg eine größere oder F 


Sr Wade, 


$. 38. Eine Gemeindeverſammlung muß Statt finden, 

1) wenn, kraft Geſetzes oder Verordnung, eine öffentliche —— 
an die Gemeinde zu geſchehen hat, inſofern nicht durch die, an einem 

Orte erſcheinenden, Wochenblaͤtter, oder auf andere, in der Gemeinde 

uͤbliche Weiſe die Bekanntmachung eben ſo gut geſchehen 3 
2) wenn die Vornahme einer Handlung an die Einwilligung iner Ges 
meinde gefeglic gebunden ift; 
, 3) wenn von den Staatöbehörden bie Bernefmung der Gemeinde befoh⸗ 

"fen wird; 

4) wenn von dem Büuͤrgermeiſter, bei Meinungsverfchiebenheit bes Gemein: 
. berathes und des Bürgerausfchuffes, der Gegenftand ‚der Gemeinde zur 
Entſcheidung vorgelegt werden muß; 
5) auf’ dei Antrag des Gemeinderaths oder des Blirgerausſchuſſes, oder 
einer Anzahl von Buͤrgern, die der Zahl der Mitglieder des Gemein⸗ 
beraths und des Ausichuffes zufammengenommen gleich kommt; wenn 
im Namen und aus Auftrag det. Gemeinde eine Vorftellung an Uns, 
. an bie Ständeverfammlung, oder die Staatsbehörden gerichtet, und 
"+ Die Gemeinde um ihre Zuftimmung vernommen werden fol. In ber 
„1. befchloffenen Vorſtellumg oder : Befchwerde muß ausdruͤcklich des Ge 
meindebefchluffes gedacht feyn, um als eine Bitte der Geſammtheit 
angeſehen werden zu koͤnnen 
6) Auf die ſchriftliche, von wenigſtens eben ſo viel Mitgliedern: der Ge 
mieinde, als der Gemeinderarh und Ausfhuß ſtark find, unterzeichnete 

: Anzeige bei der Staatsverwaltungsftelle, daß fie Beſchwerden gegen 

- die Amtsführung und Verwaltung des Buͤrgermeiſters oder des Ge: 

'meinderaths, oder des Ausfhuffes zu. führen Hätten, :unb auf ihre 

“ Bitte, die Gemeinde zu vernehmen, ob ſie dieſe Beſchwerden als: Ge 

meindebeſchwerden unterfucht willen wolle, ‚hat die Verwaltungsſtelle 
die Gemeinde zu‘ verfammeln, und in Abweſenheit derjenigen, gegen 
welche die Beſchwerde gerichtet ‚ij, zu vernehmen. Wird durch bie 
Gemeindeverſammlung die Beſchwerde nicht als Gemeindebefchiwerde er⸗ 
kannt; fo haben diejenigen, welche die Derfammlung veranlaßten, die 
Koften derſelben zu 'trageni 
. Eine von einzelnen Bürgern bei Staatsſtellen eingereichte, nicht auf 
die, in NE. 5. und 6, bezeichnete, Art zu Stande getömmene "Vorftellung 
= als "Sache der Einzelnen, welche die Vorftellung "unterzeichneten, be: 
. banbelt, 
$, 39, Die Verſammlung ber Gemeinde kann Statt finden, wenn 
der Buͤrgermeiſter, oder der Gemeinderath, oder der Buͤrgerausſchuß ſolche 
in irgend einer Angelegenheit fuͤr raͤthlich erachtet. 

F. 40. Den Staͤdten uͤber 3000 Seelen iſt geſtattet, er größern 
Ausſchuß, bei defien Beſetzung die Vorſchriften der 6. 28, 31. entſchei⸗ 
den, zu wählen. Hierzu ift ein Gemeindebefchluß nothwendig. Durch einen 
folhen kann auch die Einrichtung wieder abgeändert werben, 

Er muß viermal fo ſtark feyn, als der. Eleinere, under: vercin in al⸗ 
len Faͤllen die Gemeindeverſammlung, ausgenommen: 

1) wenn eine Verkuͤndigung an die ganze Gemiinde geſchehen ſoll, 

2) fo oft!’ der Gemeinderath oder größere — die Zuſammenberufung 
der Gemeinde verlangt, und 

Hd Wahlen, inſofern nicht ein: Stellvetzter in ben — und 
in ben Ausſchuß gewaͤhlt wird. 
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Zu jeder Verſammlung des größern Ausfchuffes gehoͤrt auch * Ge⸗ 
einderath und der kleinere Ausſchuß. 

Die Stimmen werden burchegaͤhlt, und der Burgenmeiſter dat bei 
timmengleichheit die entfcheibende Stimme. .. 

Ale EOUREINGER D bes — Ausſchuſſes ſind öffent. 


Tiüten . un — 
Von der Verwaltung der Gemeinden. 
Erſtes Kapitel. —D— 

Von den ‚Amtsbefugniffen des Bürgermeiftere. 


& 41. Der Buͤrgermeiſter verkuͤndet und vollzieht. die Geſete die au⸗ 
meinen und beſonderen Verordnungen, ſo wie die Verfuͤgungen der ihm 
rgeſetzten Staatsbehoͤrden, und verfügt auf die Erſuchungefchreiben an⸗ 
ser Behörden. Alle amtliche Criaffe werden an ihn gerichtet „„umd, er um 
zeichnet alle Ausfertigungen. - - 

Die Heimathefcheine und bie Dermögensjeugniffe muͤſſen von den zwei 
eſten Gemeinderathsmitgliedern mit unterſchrieben werben. 

Er verwaltet die Ortspolizei ſelbſt da, wo die Stgatsverwaltunheſtele 
en Sig hat, fo weit nicht der im $. 6. bemerkte Fall eintritt, 

Er führt die Auffiht über das Gemelndevermögen und. leitet‘ beffen 
erwaltung ſo wie die oͤffentlichen Bauten und Arbeiten der Gemeinde. 

In dem Gemeinderath hat er den Vorſi itz, bringt die Gegenſtaͤnde zum 
ottrag und die Befchlüffe des erftern zum Vollzug 

Er allein in der Gemeinde ift berechtigt, folche zu einer Verſammlung 
berufen. Jede andere Zuſammenberufung iſt, bei Vermeidung einer an⸗ 
neſſenen polizeilichen Strafe, inſofern nicht die. Handlung ein gefeglich hoͤ⸗ 

zu beſtrafendes Verbrechen enthält, verboten, 

In dem Gemeinberath und in der Gemeindeverfammlung , ent[cheibet 
ıe Stimme, wenn, diefe mit eingerechnet, Stimmengleichheit entfteht. 

Die Verwahrung des. Gemeindefiegels ift ihm anvertraut, ‚und. er Nelt 
erhalb der. Graͤnzen ſeiner Amtswirkfamkeit Beglaubigungen aus. 

Er verſieht gerichtliche Functionen, ſo weit ihm ſolche vor W Sie 
tragen. find. 


weites Kaptten; a 
Von den Amtsbefugniffen des Gemeinderathe. 


$. 42. Der Gemeinderath berathfchlage und befhlieft:  - 

L) über alle Angelegenheiten, die nad) den Gefegen und Verorbnungen, 
fodann nach den Verfügungen der Pragttbehfehen * Zerachumg 
unterlegt werden ; — ah 

>) über alle, Angelegenheiten der Gemeinde; u 

3) über Alles, mas auf die, Berwaltung, RER OR RER Verwendung 
des Gemeindevermoͤgens, fo wie auf Stellung und Abhoͤr der, Ger 
meinberechnung Bezug hat; 

H über die Bürgeraufnahmen und über, Antritt des angebornen Din 
gerrechts; 

) über den Gehalt und die Anſtellung des Gemeindebienfkperfonals. r 
Demſelben ift ferner. die Führung der Grund-, Gemahr: und Unters 

idsbuͤcher, nach dem beſtehenden und Eünfeigen Öefegen, übertragen. 
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938.2 2er Baer — 
Das Rathsprotocoll muß von allen anweſenden Rathsgliedern unter: 


ge werden. 
Zur Gültigkeit: eines Beſchluſſes wird erforbert,. daß wenigſtens mehr 
— Haͤlfte der Mitglieder, den Bürgermeifler nicht eingerechnet, : anwe⸗ 
end ſey. 
$. 44. In den Städten hat fich ber Gemeinderath in der Regel woͤ⸗ 
chentlich einmal, in Landgemeinden monatlich zweimal zu verfammeln, 
ee nicht auferstbentle Beranlaffungen weitere Berfammlungen nös 
g machen. 

$. 45, Wenn ber Gegenftand der Berathung den Buͤrgermeiſter ober 
ein Mitglied des Gemeinderaths, ober deffen Verwandte und Verſchwaͤgerte 
in: auf: und abſteigender Linie und bis zum zweiten Grad betrifft; ſe duͤr⸗ 
fen ſolche an der Berathung keinen Antheil nehmen . * 
In allen andern Fällen darf sim Mäitgied von der Berarfung ausge 
ſchloſſen“ werden. 

Drittes Kaptitei. 


" Bon den Pflihten des Rathsſchreibers. 
$. 46.. Der Rathsfchreiber führt und beglaubigte das Rathsprotocoll, 
beforgt und unterfchreibt die Ausfertigungen des Bürgermeifterd und Gemein 
deraths und die Regiftratur, und bewahrt die Gefeg: und Verordnungsblaͤt⸗ 
ter, fo wie die öffentlichen Bücher, unter Auffiht des Bürgermeifterg. Er 
iſt verpflichtet, die ihm vom VBürgermeifter oder dem Gemeinderath aufgetra: 
genen ſchriftlichen Verhandlungen und Kanzleigefhäfte aller an fo wie aud 
das * 129, benannte Tagebuch zu beforgen. 
VBierted Kapitel. 
Von ber Verwaltung der Drtspolizei. 


& 47. Die Ortspolizei ift nach’ den beſtehenden und‘ künftigen Ge: 

ſeten, Verordnungen und Inſtructionen zu verwalten. 

| Zur Ortspoligei gehören die: Sicherheits⸗, Reinlichkeits⸗, Ge: 
ſundhtits⸗ Armen=, Straßens, Feuer, Markt, niedere Gewerbs-, melt: 
liche Kirchen-, Sittlichkeits>, Gemarkungs:, Bau: und Befindepolizei, fo 
wie die Aufficht auf Maaß und: Gewicht. 

$. 49. Zu jedem Aufwande aus ber Gemeinbetaffe, wozu die vom 
Staate aufgeftellte Polizeiſtelle des Orts nicht dur den Voranfchlag ber 
— — im Voraus ermächtigt iſt, muß ſolche die Zuſtimmung 
vis Gem: nderathe einhohlen. 

Sn Fällen, wo Gefahr auf dem Verzuge fchwebt, und wo bie vors 
gängige ‚Wernehmung des Gemeinderaths nicht möglich it, Eönnen von ihr, 
jedoch auf ihre Verantwortung, Maafnahmen und Anordnungen getroffen 
werden, die eine Koftenzahlung zur Folge haben. 

$. 50. Dem Bürgermeifter können zur’ Unterftügung in. der. Verwal: 
tung der Polizei, wo es die Ausdehnung des Dienſtes erfordert, Mitglieder 
des Gemeinderaths als Beigeordnete zugegeben werben, 

- Das Dienft= und Polizeiperfonale ſteht unter feinen Sefehtch. 

In wichtigern, dad Gefammtintereſſe betreffenden Gegenftänden, beſon⸗ 
ders hinſichtlich der Gemarkungspolizei, hat er ſich mit dem Gemeinderath 
zu berathen, in jedem Fall aber zu jedem Koſtenaufwand aus: der Gemein: 
bekaffe vor der Vornahme einer, mit Koften verbundenen, Einrichtung die 
Zuſtimmung des Gemeinderaths zu erwirken. 

In Nothfaͤllen tritt die obgedachte Ermaͤchtigung ein. 

$. 51. Dem Buͤrgermeiſter ſteht, wo ihm bie Drtspoligei ‚Übertragen 
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t, bie Befugniß zu, gegen jeben Uebertreter wegen Ungehorfams ‚und Polis 
ifreveln Strafen zu erkennen und zu vollziehen; und Den: — 
a) Geldſtrafen ——— mt, 

in Städten bis zu fünf Guben; 

in Landgemeinden bis zu zwei Gulden. 

b) In beiben anfkinbige. — welingeg sie, au; tn 
Stunden. si 

e Andere und beſonders chemaldeie Suoſn dbelen nicht erkannt 

yerden. 

——— von dieſer poffzeitichen Gewalt ;;det Büngermeifters find 
ie «Standes: amd: Grundherren, Staatsdiener, Geiſtliche Schullehter, ſtan⸗ 
es- und grundherrliche Beamte, und die Foͤrſter, inſofern ſie in ihrem 
dienſtbezirke eine Uebertretung — Polizeiftevel, welche dieſe Sea 
at en — ihm vorgeſehten Stelle annweigen- welche dad Weitere zu; bes 
gen hat 5% 4 

Poltizeiliche eff ar, wehhe. ih gewiſſe Ushertretungsfill ſchon 
n Voraus beftinumt ‚find; werden von dem Buͤrgermeiſter gegen jeden Ue⸗ 
ertreter erkannt, undausgenommen gegen die unmittelbar Vorgeſetzten, fos 
ann gegen Stanbess umb | Grmoheusn. im; Umfange. * Standes⸗ und 
rundherrſchaft, vollzogen. 

Gegen dieſe iſt deren unmittelbar.. vorgefente Stelle um ben Vollus 
nzugehen. 

$. 52, Waldfrevel werden mad) belondern Geſetzen und von ben pie 
szeichneten Steuen gethaͤtigt. 

Fuͤnftes Kapitel. 

Von * Verwaltung des ———— 
Allgemeine Beſtimmungen. * 

. 53. Alles liegende und führende Vermoͤgen ber Gemeinden, el 
rag Gemeinde: oder Almendgut ſeyn, ift das Eigenthum ber, Gemeinbebir: 
er als Gefammtheit. 

$. 54. Der Ertrag des Gemeindevermoͤgens iſt zunaͤchſt zur Beſtrei⸗ 
ing des Gemeindeaufwandes, nach den Vorſchriften dieſes —2 be eſtimmt. 

Ausnahmsweiſe verbleibt der Genuß von dem Almendgut, welcher feits 
er allen Bürgern, oder einer berechtigten Klaſſe der Gemeindebürger zuge 
anden ift, den gegenwärtig und kuͤnftig Berechtigten mit den darauf ruhen⸗ 
en Laſten unter folgenden Beſtimmungen. 

$. 55. Das Grundſtocksvermoͤgen darf nur in außerordentlichen 
aͤllen zu laufenden Beduͤrfniſſen verwendet werden. 

Zu einer ſolchen Verwendung iſt ein Beſchluß der Semeindevetſamm— 
ng erforderlich. 

$. 56. Die Befoͤrſterung der —— untꝛtlgi den su 


lizeigeſetzen. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Einnahmen und 531 der Gemeinden. 
$.. 57. Dierordentlihen: Einnahmen beftehen: . 
1) in dem: Ertrag aus den. Gemeindeliegenfchaften,; FR Gemeinden 
too und dem fahrenden Vermögen ber — —X 
2) in dem Ertrag aus Berechtigungen ; 
a) von Sate 
bh‘ 


. t — 10 44 = , no ru 
BR -'-- - ee 


*1 ) un Eichanſtalten,“ —— * mo mr, 
e) von ————— „a a Boikal. 
f) von Weg:, Pflafter:, Beiden, Baage und Borpergeem, 
g) von Zaren, 
— h) von 886* und m: nz. 
on an Gefaͤllen die ie Gemeinde: auſtchen 

$. 58. Die außerordentlichen — al in n, 

2:4) aufgenommenen Kapitaliengennt 8; 

2) Auflagen auf den ie. 
EB): dem Ertrag aus Umlagen; ag 3. 
ef; oe dent Zuſchuß (von Grmbfisänsningen, wen. en * age 

Ausgaben wendet werden dacf ; 

— Octroigefaͤllenz .22 Milspts bie... 6; 

6) allen andern —— welche nicht ambih mbenchem un 

zum Grundſtocksvermoͤgen gezogen werden muͤſſen. N 
59, Die Kdften far Dry Fluß⸗VBruͤcken⸗ und Wegbauten 
‘außerhalb Orts welche auf dem Gemarlungsderbande zuhen,; find;,. jedoch 
nur fo weit, ald zum Ankauf: von Grund und Boden, Materialien, oder 
gu; Beffreitung dabei noͤthiger Kunſt⸗ und Handwerksarbeiten baare Mictel 
erfordert werden, durch Umlage auf das Geſammtſteuercapital der Gemar⸗ 
kung, alſo mit Einſchluß des Steuercapitals der Gemeinde, zu decken. Alle 
Gemeindebeduͤrfniſſe, unter welchen auch der Werth der Gemeinde 
»e e Wegriffen iſt/ werden aus den ee zu zwei Dritteln 
e 

Wo die Haͤuſer zerſtreut in der Gemarkung liegen, for ein. gewiſſer 
Umfang —— welcher den Etter des Orts beſtimmt. 

$. 60. Werden durch dieſe ‚Einkünfte nicht zwei Drittel der Beduͤrf⸗ 
niſſe gedeckt; fo kann, fp weit 48 zur Ergänzung diefer zwei Drittel, noth- 
mendig ift, eine Auflage auf die Buͤrgernutzungen gemacht, "jedoch muß 
das im $. 92, betgefkpeichene Maaß nebſt zwei Klaftern Gabhoiz freigelaſ⸗ 
ſen werden. 

$. 61. Mas, nach Verwendung der Gemeindeelnkunfte und der, im 
Falle des 60. auf die Bürgernugiingen zu miachenden, Auflagen, an obi: 
gen zwei ritteln der Gemeindebedhrfniffe noch ungedeckt ift, wird von den 
Gemeindebürgern. und den, im $. 62, ihnen gleichgeftelkten, ſtaatsbuͤrgerli⸗ 
chen Einwohnern nad dem directen Steuerfuß, oder einem andern, durch 
Gemeindebeſchluß feſtzuſetzenden, aber von den Staatsbehörden zu genehmis 
genden Beitragsfuß, beigebracht. Die Beſitzer von einleibigen Schupflehen 
werben den Gemeindebürgern gleich gehalten. Hinfichtlih der Umlage auf 
das Lehen, werden ſolche mit dem’ Steuercapital deſſelben angezogen, das, 
nach Abzug des Steuetcapitals des Canons, den ſie zu entrichten haben, 
uͤbrig Bleibt. a ee | 

Das Übrige Drittel wird auf. ſaͤmmtliche Steuerpflichtige ber Gemars 
tung nach dem Ortskataſter umgelegt. 

-$. 62. Jeder’ Bürger und ſtaatsbuͤrgerlicher Einwohner, ſofern dieſer 
in der Gemeinde ein buͤrgerliches Gewerbe treibt, ober ein zur Bewirthſchaf⸗ 
tung feiner: in’ dev Gemarkung: liegenden: Güter erforderliches: Gefpann: befigt, 
oder überhaupt eine ‚eingerichtete Landwirthfchaft: in. der Gemeinde treibt, ift 
verpflichtet, in Perfon oder durdy einen. Stellvertreter jährlich : bis zu drei 
Tagen Handdienfte zu leiften, oder den Werth dafür zu entrichten. 

$. 63. Die im 6. 61. und 62. ausgefprochene Beitragspflicht der 
ftantsbürgerlihen Einwohner, melde Landwirthſchaft treiben, bezieht" fi nur 
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auf: das Steuercapital derjenigen Liegenſchaften, auf: welchen N: 
fchaft treiben, Die Gemeinde kann - durch Stimmanmehrheit tun nn 
Salt auch auf dieſe Woltbefteuerung: verzichten. 

6. 64: ' Die übrigen - bisherigen Gemeindefeohnden, fo weit fie nach 
Köpfen oder nach dem Viehſtand unentgeldlich geleiſtet werden mußten, Fink 
den in Zukunft nicht mehr Statt, es fey denn, * duch Gemeindebe chuu 
ſelbſt etwas anderes feſtgeſetzt wverbe. er) | 

9 65.Eine unentgeldliche Zicwelſan der Fahedienſt⸗ an bie Augskehe 
befiger und der Handdienite an die übrigen Bürger und Einwohner; bie in 
der :Gemeinde ein Gewerbe oder: eine: Landwirthſchaft treiben,” katin nur 
befchloffen werden, wenn ſowohl adie Mehrheit: der Bugviehbefü itzer, als * 
Mehrheit berjenigen, die kein Zugvieh befigen, dazu. beiltimmen.: is) son 
8,66. ? Das Geldbeduͤrfniß für die zu Teiftende: Arbeit, ſo weit bie 
Leiſtung nicht gemaͤß der 868. 62. bis 65. unentgeldlich heſchhi wird wie 
eine andere Gemeindeausgabe behandelt. 

$. 67. Wenn nicht. die Gemeinde dieſe Semelndearbeiten: 4 ‚bei 
Mege: der Verſteigerung an den Wenigſtnehmenden uͤberlaſſen will; fo) bleibt 
jeder Gemeindebürger und ftaatsbürgerlicher Einwohner ober Auslaͤnder / wel⸗ 
‚her ein Gewerbe oder Landroiethfchaft treibt und Zugvieh befigt, zur ‚Leitung 
der Fuhrdienfte, und: jeder, der kein Zugviehbefige, zur keiſtung der Hand⸗ 
dienſte gegen eine mäßige Entſchaͤdigung verpflichte,. 

$. 68. Dee Werth ader Dlenſte wird durch einen Beſchluß des Ge 

'meinderaths. und Buͤrgerausſchuſſes/ nach den oͤrtlichen Preifen und nad 
der Größe der Gemarkung, feſtgeſetzt, darf aber für den Tag und. das ‚Pferd 
wo 40 te und für: den Handdienſt nicht 16; Er: uͤberſteigen. 

8, 69; Weber: die.geleifteten‘ Dienſte wird. vom einem. hieczu fonds 
Beauftcagten Mitgliede des Gemeinderathsiein: Verzeichniß gefuͤhrt. ' 
1 Die Verghtung und? Ausgleichung der geleiſteten Dienfte gefchieht mi 
beendigter Arbeit, oder fpäteftene am Ende des Rechnungsjahtes Yin: der Art, 
daß, wer mehr ald das auf fein Steuercapital fallende Betreffniß geleiſtet 
hat, den Mehrbetrag von der Gemeindekaſſe bezahlt erhält; wogegen berjes 
nige, der weniger: als ſein Dh" —— das Mongeiabe an die Ge⸗ 
meindekaſſe zu erſetzen hat 9 

$. 70. Auch denjenigen Yusmärtem, weiche nicht in dee: ‚Gemeinde 
wohnen, iſt Hierbei geſtattet, nach Verhaͤltniß ihrer, zu den in den: 68:67. 
und 63. erwähnten Vergütungen fhuldigen,; Beiträge Naturatbienite zu leis 
fen, wenn: ſie vorher einen. Gemeindeeinwohner bezeichnet’; haben, wel⸗ 
Be an ihrer Stelle die Aufforderung sur keiſtung des Dienſtes geſche⸗ 

n fol. © 
$. 71. Frei von allen. Beiträgen zu Gemeindebebürfniffen find: J 
1) die landesfurſtlichen Reſidenz⸗ und Luſtſchloͤſſer und. Gärten, fo wie 

die Schloͤſſer und Gärten der großherzogl. Prinzenz 
2) die Refidenzfchlöffer und die dazu gehörigen Gärten: der Standedhetrenz 
3) Kirchen, Bethaͤuſer, Synagogen und Friedhöfez :. 
4) Lehr⸗ und Bibliochefgebäude, und andere; fuͤr Lehranſtalten, fo wie 
= Ara Wiſſenſchafts⸗ und Kunſtzwece beſtimmte genu⸗ 


5) — Entbindungs⸗ Waifen: und —eſ— — — 

6) Rathhäufer, Thor⸗ und Wachthauſer und andere: Gebaͤude Melde & 
genthum dev Gemeinde als Gefammtheit find; 

» DT): Rafernen;. Beughäufer, Empasethe und andere ‚um Mutuatdienn eis 
tige. Gebäude; 


9 
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8) Kanzlelen, Amts» und andere zum Staatsbienfe u Gebäude ; 
9) Gefaͤngniſſe, Zuchts, Irren⸗, Siehens und Arbeitshäufer. 

Alle übrige Gebäude, Liegenfchaften. und: Gefälle, namentlich auch jene 
der geoßherzoglichen Domainenverwaltungen, unterliegen demnach der Gemeinde 
befteuerung ; gemäß‘ der allgemeinen Borfchrift des $. 61. - 

$: 72. Die Pfruͤnden der Drtögeiftlichen und Schullchrer toönnen in 
der Gemeinde, im welcher fie angeftellt find, nur mit dem Steuercapital, 
welches, ben Seirag Dee: Congrua uͤberſteigt, zu Gemeisbobebürfuiften beige 
gögen: werden...’ 
ee Bel Berechnung: des: Congrua werden dicjenigen zur Pfruͤnde — 
Gegenſtaͤnde, welche in anderen Gemeinden in das Steuerkataſter aufgenom- 
men find, nicht in Anfchlag gebracht. 

:$& 73. Pfarrer und Schullehrer können in dena Drt, wo fie angeſtellt 
Ab ;. mit ‚dem. Gemeinderath und Ausfchuß, unter Zuffimmung. des Aus⸗ 
ſchuſſes der Ausmärker, über ein, ſtatt der ‚jährlichen Umlagen zu zahlendes, 
Beitrags averſum auf beſtimmte Sabre, übereinfommen. 

:& 74. Die Betriebscapitalien und die Fabrikgebaͤude ber Fabrikanten, 
die blos zum Zwecke ber Fabrikation benutzt werden, bleiben von. dem Bei: 
zug: nach dem Steuerfuß frei; jedoch koͤnnen die Gemeinden zur Beſtreitung 
jeder Art. von. Gemeindebeduͤrfniſſen einen Averſalbeittag yon ben, Fabrikbe⸗ 
ſitzern fuͤr obgedachte Gegenſtaͤnde nach dem Verhaͤltniß des Nutzens, welchen 
der Fabrikant von der Gemeinde, und dieſe von ihm hat, fordern. Kom: 

—⸗ Theile — nicht — überein; . fo. hat die Staatsbehoͤrde zu 
e 

In aller — Hinſicht beſonders in Bezug auf Wohngebaͤude und 
auf den Detailhandel, werben die Sabeifanten in den gedashten Gemeinden 
ben Gemeindebürgern: gleihgehalten: 

8. 75. In allen Gemeinden kann ftatt einer Umlage, ober — 
ſolcher mit Zuſtimmung der Gemeinde, eine Verbrauchſteuer eingeführt werden. 
Dajzu wird erfordert: 

4) die Verwendung zu, beffimmten. —* 

2) die. Nachweiſung über. die Nothwendigkeit des. Zwecks; 

3) w —n über bie — des ordentlichen Ein- 


+) pr R folcher Gegenſtaͤnde, deren Beſteuerung fo viel moͤglich 
nme bie Einwohner trifft; 
5) ‚die Beſchraͤnkung auf eine gewiſſe Zeit, nach deren Ablauf die Bewib⸗ 
ligung erloͤſcht, wenn ſie nicht erneuert wird. 
6. 76. Befreit von ber Verbrauchſteuer ſind die Fabriken hinſichtlich 
ber zu ihrem Gewerbsbetrieb eingeführten Gegenſtaͤnde. 
> Gebraucht aber. dee Fahrikinhaber legtere auch zur Confumtionz fo hat 
er dafür einen Averfalbeitrag in die Gemeindekaffe zu zahlen. Kommen folder 
ud die Gemeinde nicht gütlich überein ; ſo entfcheidet die Stantsbehörde. 
$. 77. Da, wo ein Bicinals oder Gemarfungsweg durch die Benu: 
gung von Salinenz, Berg: ‚und Eifenmwerken, größeren Waldungen, ober jeder 
anderen Gemwerbsunternehmung gewöhnlich: ober. zeitlich verborben wird, kann 
der Eigenthümer oder Unternehmer zu einer Beihuͤlfe zur Unterhaltung des 
MWegs- angehalten; werben. 
MWenn die. Gemeinden und die Eigenthuͤmer oder Unternehmer: nicht: auf 
gütliche Weife über den. Beitrag uͤbereinkommen können; fo haben’ die Staats: 
behörden, mit Nückficht auf den Vortheil, der’ den Gemeinden — eine der 
gedachten Unternehmungen zugeht, zu entſcheiden. 
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$. 78. Ausgaben, welche nicht durch Zwecke ber Gemeinde, in ihrer 
Gefammtheit oder. als Staatsanftalt betrachtet; veranlaßt werden, fondern ‚bie 
Abwendung befonderer Nadjtheile, oder die Erreihung befonderer Bortheile 
beftimmter Klaffen von Gemeindeangehörigen, Einwohnern oder Beligern 
zue Folge haben, werden als Socalausgaben nad) einem befonderen, den 
Berhältniffen des einzelnen Falles entiprechenden, Umlagsfuß erhoben. x 

$. 79. Die befonderen Gefege und Verordnungen über bie. Tilgung) 
umd Verzinfang der Keiegsfchulden und die hierzu erforderlichen Umlagen, fo 
wie über Kirchen⸗ und Scyulbaulichkeiten, bleiben in Kraftz es foll aber in 
Gemäßheit des $. 26. des Kirchenbauedicts vom 26.’ April 1808 der .. 
ber Gemeindeglieder an den Kirchen: und Schulbaulaften nur dann ganz oder 
theilweife auf die Gemeindekaffe übernommen werden dürfen, wenn das Eine 
kommen ber Gemeinde von ihrem’ Eigentum und ihren Berechtigungen, ohne 
Umlage und nach Befkteitung von zwei Dritteln der Gemeindebedürfnifie, einen 
hierzu verfügbaren Weberfchuß gewaͤhrt. Nur in der gleichen Vorausſetzung 
fol auch, nad) der Verordnung vom 4. November 1813, eine Verwendung 
von Gemeindevermögen und Einkünften zur Zilgung und Verzinfung der 
Kriegsfchulden Statt finden. 

$. 80. Die noch vorhandenen eigentlichen Gemeindeſchulden find von 
der Gemeinde aus dem Ueberfhuß des Gemeindeeintommens, und, fo weit 
ſolches nach der Beftimmung des $. 59. nicht vorhanden oder unzugänglid 
ift, duch Umlage auf die Gemeindebürger und die im F. 62. benannten 
ftantöbürgerlichen Einwohner zu vetzinfen und abzutragen. Da, wo für die 
vorhandenen Gemeindefchulden oder einen beflimmten Theil derfelben, mit 
Genehmigung der Staatsbehörde, - gewiffe Gemeindeeinkünfte oder Umlage 
zur Berzinfung und Tilgung ausgefegt find, wird diefe Beſtimmung aufrecht 
erhalten; es können aber folche bei ber Dedung der Gtmeindebedüsfniffe von 
der 24 nicht aufgerechnet werden. 

Wenn in einer Gemeinde ſeit 1819 Ausgaben gemacht wurden, * 
welchen nach ben damaligen Geſetzen die Ausmaͤrker beitragspflichtig waren; 
ſo haben dieſe ihre Beitraͤge, mit welchen ſie noch im Ruͤckſtand ſind, nach⸗ 
— 

6. 81. Die in gegenwärtigem Gefege vorkommenden en 59 bis 76 
follen auf dem naͤchſten Landtage einer Revifion unterworfen werden. 

2, Abſchnitt. 
Bon den Anleihen det Gemeinden, 

$. 82, Der Gemeinderath befchließt die Capitalaufnahmen, melde zu 
Abtragung aufgefündeter Capitalien gemacht werben, 

Zu anderen nöthigen Anleihen ift die Einwilligung ber Gemeinde ey 
forderlich. 

Sie koͤnnen nur noͤthig werden, wenn die ordentlichen Einkunfte der 
Gemeinde erſchoͤpft und zu einer unvermeidlichen oder hoͤchſt nüglihen Aus— 
gabe Feine anderen, zwedmäßigeren außerordentlihen Einnahmen aufzufins 


ben find, 
3. Abſchnitt. 
Bon den Ueberfhüffen der Gemeinbekaffe. 

$. 88, Die nach gefeglicher Beſtreitung bon zwei: Dritteln der Gemeine 
debebürfniffe vorhandenen Ueberfhüffe find zur Schuldentilgung zu verwenden, 
und, wenn keine Schulden vorhanden ſind, zu Capital anzulegen. Die 
Größe der Capitalanlage richtet fich nad) dem Werth der: Gemeindegebäude, 
welche durch ein Unglüd zerftört werden Eönnen, oder wenigftens nach dem, 
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das den bite 5 Merth hat, und nach den mahrfcheinlichen — welche 
—— denen das Gemeindegut ausgefegt iſt, außergewoͤhnlich ver⸗ 
anlaſſen koͤnnen. 

6.84. Eine andere Verwendung der Ueberſchuͤſſe, als zur Schulden 
bezahlung und zu Capitalanlagen, und über die Verwendung. derer, die nicht 
mehr zu Capital angelegt ‚werden follen, kann nur von ber Gemeindeverfamm: 
lung. befchloffen merden. 

Wecerden ſolche Ueberſchuͤſſe unter bie Gemeindebürger vertheiltz fo. gefchieht 
bie Vertheilung nach . Köpfen. 
' Die Wittwen der. Gemeindebärger schalten den- vollen Antheil, der ih⸗ 
rem — Abeman⸗ wenn er noch am Leben wäre, zufiele. 
4. Abſchnitt. | 
WVon dem Almendgenuf. f 

6. 85. Die Art der Benutzung der. ungetheilten Almendgüter, die 
Größe der Genußtheile, und die ‚Art der periodifchen Vertheilung der legtern 
bei getheilten Almendgütern, fo wie die Größe der WBürgerholzgaben, richtet 
ſich nad) dem unbeftrittenen Zuftande vom 4. Januar 1831. 

Er kann duch einen Beſchluß von zwei Dritteln dee Stimmen aller 
Berechtigten auf eine andere Weife feftgefegt werden, und zwar nur, infofern 
nicht die Genuftheile unwiderruflich auf dem Befig beftimmter Güter oder 
Häufer haften. 

Eine Verminderung ber Größe der Holzgaben tann in Folge der ver⸗ 
minderten nachhaltigen Ertragsfaͤhigkeit der Waldungen Statt finden. 

86. In dem eben gedachten Falle trifft die Verminderung ſaͤmmt⸗ 
liche aben in: gleichem Verhaͤltniſſe. Sinken die Gaben auf ein halbes 
Klafter herunter; ſo koͤnnen ſolche nicht weiter vertheilt werden, und wenn 
ſie noch weiter vermindert werden ſollten, ſo iſt ihre Anzahl ſo zu beſchraͤn⸗ 
ken, daß nur die, welche am laͤngſten im Genuſſe ſind, ſo weit es der Er⸗ 
trag des Waldes zulaͤßt, ein halbes Klafter erhalten, die ſpaͤter Eingetretenen 
aber ihren Antheil auf ſo lange verlieren, bis ſie in erledigte Genußtheile 
eintreten koͤnnen. 

$. 87. Der zum Bürgergenuf Berechtigte ruͤckt in folchen ein, wenn 
er das fünfundzwanzigite Jahr zurückgelegt, und eine eigene Yaushaltung oder 
Gewerbe auf eigene Rechnung gegründet hat, 

Nach zurüdgelegtem 25ften Jahre tritt auch der Soldat in den Rang 
bed Bürgergenuffes ein; er kann aber den Genuß felbft nur unter den oben 
gedachten Beftimmungen erhalten. 

$. 88; Iſt das Almendgut in beftimmte Theile getheilt, und bie Zahl 
ber Berechtigten ift größer, als die dev Theile; fo findet das Einruͤcken erſt 
Statt, wenn ein Theil erledigt wird. 

Das Gleiche tritt bei den Holzgaben ein. 

Sind in folhem Falle zur nämlichen Zeit mehrere zum Einruͤcken ge 
Berechtigte vorhanden; fo entſcheidet das Loos uͤber den Vorzug des einen 
vor dem anderen. Die, welche in dem Looſe durchfallen, ſind bei der naͤchſten 
Austheilung der Almendgenuͤſſe die zuerſt Berechtigten. 

89. Die Berechtigung zum Almendgenuß darf durch Veräußerung 
ober Erbfchaft auf. Andere nicht. übertragen werden, außer wo das Nukungs: 
recht auf. dem Beſitze gewiſſer Liegenfchaften haftet, und in ſolchem Falle 
nur zugleich mit dieſem letztern. 

$. 90. Der Verkauf von Bürgerholsgaben ift nur erlaubt, wenn det 
u 6. bat, daß er m — eigenen — — ge⸗ 
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6. 91. Auf den. Ertvag- von’ einem halben Morgen Almen | 
und von einem: halben Morgen Almendwieſen, oder: wo Feine: Almendwieſen 
vorhanden ſind, von einem ‚Morgen Ackerlande, oder umgekehrt, welche 
ein. Gemeindebuͤrger im Genuß hat, ſodann eben fo. auf zwei Klafter Buͤrger⸗ 
holzgaben, * kin gerichtlicher Zugriff erkannt werden. 

: 5. Abſchnitt. 8 
‚Bon ber Mestpeituung des Almend= und Gemeindegute” 


; A), Allgemeine Beftimmungen. , p, 

. 92. Almend⸗ und Gemeindegut, fofern fie volles Gigenthun * Gr 
meinbe, find zum Genuffe.oder zu Eigenthum theilbar, 

Sn dem legtern Falle. muß jedoch vorher unter, fammtliche Gemeindes | 
bürger. ein. halber Morgen Acker und ein halber Morgen Wiefen, oder ein 
Morgen Aderland oder ein Morgen Miefen, zum Almendgenuffe ' vertheilt 
werden, infofern nicht jeder einen gleich: großen Almendgenuß bereits: befigt. 

Nur das noch Uebrige kann zu Eigenthum vertheilt werben, 

Ausgenommen von aller Vertheilung find die Gemeindewaldungen. : 

Ausgenommen find ferner die Almendgüter, von welchen bie Genufrechte 
in einer — Morgenzahl unwiderruflich an beſtimmten Hofguͤtern oder 

uſern ha 
* §. 93. NE a bas zu vertheilende Gemeinde: oder Almendgut zu Unter⸗ 
pfand gegeben; ſo kann, wenn der Glaͤubiger nicht einwilliget, deſſen Ver⸗ 
theilung zu Eigenthum ſo lange wg Statt finden, bis ſolches von dieſer 
Laſt befreit iſt. 

$. 94. Wo bie Beibehaltung eines gemeinfchaftlichen Weidfeldes oder 
eines Tummelplatzes fuͤr das Vieh noͤthig iſt, oder die Verwendung eines freien 
Raums zu oͤffentlichen Plaͤtzen zweckmaͤßig erſcheint, muß, vor der Theilung, 
ein den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen angemeſſener Theil zu dieſem BZwecte ausge⸗ 
ſchieden werden. 

$. 95. Ruht auf ben zum Eigenthum oder zum Genuſſe zu verthel⸗ 
lenden Laͤndereien eine unbeſtrittene, unwiderrufliche Berechtigung Dritter, die 
mit der Vertheilung nicht beſtehen kann, der dritte Berechtigte will aber ſolche 
nicht abtreten; ſo kann bei der oberſten Staatsbehoͤrde nachgeſucht werden, 
— er dazu gegen vollſtaͤndige vorgaͤngige Entſchaͤdigung verbindlich erklaͤrt 


a diefe Erklaͤrung erfolgt, und der dritte Berechtigte und die zur Thei⸗ 
lung Berechtigten kommen nicht in guͤtlichen Wegen uͤber eine Abfindung 
überein; fo iſt der Werth in rechtlicher Form abzuſchaͤtzen, und dem Berech⸗ 
tigten vor der Vertheilung zu entrichten; dem Letztern bleibt der Rechtsweg 
vorbehalten, jedoch nur wegen vermeinlich zu geringen Betrages des abges 
ſchaͤtzten Werthes. Wenn der Rechtöftreit erhoben iftz' fo bleibt. die. Verthei⸗ 
lung bis zur vechtskräftigen Entfcheidung aufgefchoben. 

6. 96. Steht zwei oder mehreren Gemeinden eine Ränderei in Ges 
meinfchaft zu; fo muß folche zwiſchen den Gemeinden felbft: getheilt ſeyn, 
ehe die Theilung unter die Einzelnen erfolgen Eann. Jede Gemeinde kann 
die Theilung, wenn die andere Gemieinde nicht beiſtimmt, vor Gericht ver⸗ 
langen. 

8) Beſondere Beftimmungen, a 


I. Bon ber Vertheilung. bes feither gemeinfſchaftlich — 
ten Almendgutes zum Genuffe unter die Einzelnen. 


$. 97. Zu der Vertheilung gemeinſchaftlich benugter Almendfändereien 
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ainter die einzelnen berechtigten — zur Cultur und zum — 
iſt bie’ Zuſtimmung der letzteren mit: abſoluter Mehrheit erforderlich. 

Will ſich die Mehrheit zu einer Theilung nicht entſchließen z fo koͤnnen 
Einzelne, unter Bericht auf dem: gemeinſchaftlichen Genuß, verlangen, daf 
jedem von ihnen ein feinem Genuß verhältnißmäßig gleich kommender Theil 
‘an einem ſchicklichen Ende des Almendguts auf ihre Koften zur ausfchlies 
lichen —— zugeſchieden werde. 

8. 98. Iſt die Theilung von ber Gemeinde befchloffen ; fo‘ find dis 
Art der — ſo wie die den kuͤnftigen einzelnen Theilnehmern aufzule⸗ 
genden Bedingungen, "feftzufegen. 

$. 99. Die Theilung gefchieht, wenn nicht bie Gemeinde etwas Ans 
deres befchließt, oder nicht ein anderer Maaßſtab vermöge Privatrechtstitel 
_ einzelnen Bürgern Borrechte giebt, nach Köpfen in möglichft gleichem Werthe 
durch das Loos. 

6: 100. Wo bereits Almendgut in einzelnen Theilen zum Genuß gege⸗ 
ben iſt, kann bei zunehmender Zahl der Berechtigten eine weitere Dertheilung 
biefer Genußtheile Statt finden, jedoch nur in fo weit, als ſolche das in 
$. 91. beftimmte Maaß uͤberſteigen. 

8. 101. In diefe Genußtheile, welche wo möglich ale in der fo eben 
angegebenen Größe zu bilden, oder infofern einige einen geringern Betrag 
erhalten, nach und nad auf ſolche zu bringen find, rüden die neu hinzutte⸗ 
tenden Berechtigten ein, und verbleiben darin, bis fie im größere erledigte 
Genußthelle einruden können, 

$. 102. Wittwen erhalten, fo lange fie im Wittwenftande verbleiben, 
Basjenige, was ihr verftorbener Ehegatte erhalten haben würde. 

103. Wo Drtsgeiftlihe und Schullehrer Antheil an bem gemeine 
fehaftlichen Genuß hatten, muf jedem von ihnen zu gleichem Zweck ein im 
Verhaͤltniß feines Genuffes zu bemeffender. Antheil zugetheilt werben. 

N, Bon der BVertheilung des Almendguts zu Eigenthum. 

G. 104. Einzelne können nicht auf Zheilung des Almendguts zu Ei⸗ 
— und zur Cultur klagen. Wenn aber eine Anzahl von Gemeinde⸗ 

uͤrgeru, ber doppelt fo groß iſt, als der Gewmeinderaty und. Ausſchuß zus 
fammengenommen, bem Bürgermeifter den Wunſch ausdrüdt, daß getheilt 
werden möchte; Fo ift er verpflichtet, dee Gemeinde diefen Wunfſch vorzulegen. 

Das Naͤmliche hat zu geſchehen, wenn der Gemeinderath die Theilung 

für noͤthig und nuͤtzlich hätt, 
| $. 105. Iſt die Theilung burch drei Viertel aller ſtimmfaͤhigen Buͤr⸗ 
ger von ber Gemeindeverſammlung, unter Ruͤckſicht auf den $. 92, befchlofs 
fen; fo find die “Art der Vertheilung und die Bedingungen, unter. welchen bie 
Antheile den künftigen Beſitzern zufallen follen, feftzufegen, 

$. 106. Werden ſeither gemeinfchaftlic; benugte Almendgüter zu Eigen: 
thum vertheilt; fo gefchieht die Theilung, wenn von der Gemeinde nichts Ans 
beres beſtimmt ift, ohne Rüdfiht auf den Genuß, unter fämmtlide Ge 
en nad Köpfen, in Theilen von möglichit gleichem Werth, buch 
das Loos, - 

+ & 107. Almendgut, das feither in einzelnen Theilen zum Genuß ab: 
gegeben worden ift, kann, unter Beobachtung des $. 92, ebenfalls getheilt 
werben. 

Dieſe letzteren, in Gemäßheit des $. 92. von der Almendtheilung aus⸗ 
genommenen, Antheile find untheilbar, und muͤſſen fortdauernd als Buͤrger⸗ 
genuß erhalten werden. 

6. 108. Wittwen erhalten bei aller. Vertheilung zu Eigenthum dem 


Geſetz üb. d. Verf. u. Verw. d. Gemeinden v. 31. Dec. 1831. 529 


Antheil, den ihr letztverſtorbener Ehemann ‚erhalten haben würde, wenn er 
am Leben gemwefen wäre. Stirbt ein. Gemeindeblirger, nachdem. die Theilung 
bereits. vechtsgültig befchloffen, und: von der Staatsbehörde genehmigt, aber 
nicht vollzogen war; fo geht fein Antheil an. feine Erben über, 

8. 109. Wo Ortögeiftliche und Schullehrer Antheil an dem Almend: 
genuß hatten, . muß der Pfarr⸗ ſo wie ber: Schulpfrůnde ein Buͤrgertheil zu 
Eigenthum zugeſchieden werden. 

IL Bon ber Vertheilungdes Gemeindeguts zu Eigenthum 
oder Genuß. 

$. 110. Einzelne Theile ded Gemeindeguts Binnen nur m fo weit zu 
Eigenthum der’ Genuß: vertheilt werden, als ihre "Ertrag zur Beſtreitung 
fämmttlicher Gemeindebebürfniffe nicht erforderlich und zugleich nad) dem $. 83. 
für mögliche Ereigniffe Sürforge getroffen ift. 

Die BVertheilung kann nur gefchehen, wenn drei Viertel ber Stimmen 
aller ftimmfähigen Bürger in die Theilung willigten. 

$. 111. Kein Einzelner ann auf Ausfcheidung und Thellung klagen. 
Wenn aber, nad) der in $. 104. vorgefchriebenen Weife, die Vertheilung des | 
von der Gemeinde für entbehrlich erklärten Gemeindegutd von folcher zu Ei: 
genthum oder zum Genuß befchloffen worden iſt; fo Hefchieht die Theilung 
in jedem der beiden Fälle unter‘ fämmtliche Gemeindebürger nach Köpfen in 
möglichft gleichem Merth und * das Loos. 

$. 112. Auf gleiche Weife wird dag Nottfeld von ausgeſtockten Wal: 
dungen zu Eigenthum und zum Genuffe, je nachdem das eine oder das ans 
dere von der Gemeinde befchloffen worden ift, vertheilt. 

F. 113. Hinſichtlich der Wittwen, und ber zwiſchen ber befchloffenen 
Theilung und dem Vollzuge verſtorbenen Bürger, findet ber $. 107. au 
bier feine Anmendung. 


F 


6Abſchnitt. 


Von der Erwerbung, Veraͤußerung, Verpachtung und Ver— 
pfaͤndung des emeindevermögens und von Cultur— 
veränderung. 


$. 114. Die Ermerbung von Liegenfchaften, Gebäuden und Berechti: 
gungen genehmigt der Gemeinderath, wenn der Werth. dafür aus den ordent⸗ 
lichen Einkuͤnften der Gemeinde beſtritten werden kann. 

Sind außerordentliche Mittel dazu nöthig; fo: wild die Zuftimmung ber 
Gemeinde erfordert. A 
Saolche Ermwerbungen bee Genieinden, fo wie neu aufgeführte Gebäude 
derfelben, wenn fie ausfchließlich. die Vermehrung des Gemeindeguts und Ein: 
fommens zum. Zweck haben, find aus dem etwaigen Weberfchuß des Ertrags 
des Gemeindevermögens,. oder fo weit Eeiner vorhanden ift, aus beſondern 
Umlagen auf die Gemeindebürger zu beſtreiten. 
8.115. Freiwillige Veräußerung. von einzelnen Theilen des Gemeinde: 
guts und non, Berechtigen kann in: fofern Statt finden, als folche zu enties 
gen find, oder aus irgend einem Grunde. einen weit ıminderen Ertrag für die 
Gemeinde abmwerfen, ald ber Erloͤs aus folchen gewähren wuͤrde. 

Gebaͤude koͤnnen veraͤußert werden, wenn ſie fuͤr die Gemeinde nicht 
mer nöthig find. 

Bu: allen allen Veraͤußerungen von, Liegenſchaften und Gebaͤuden, die in 
Städten über dreitauſend Seelen den Anſchiag von 1000 fl., in den uͤbri⸗— 
gen Staͤdten und Landgemeinden. ben : — von 300 fl überfleigen, wird 
— Beſchluß der Gemeinde. erfordert. mi si . 
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$. 116. Vertaufhung, Verpachtung und Veränderung: des. Gemeinde 
guts in der Cultur genehmigt der Gemeinderath; zu Waldausftodungen und 
außerordentlihen Holzhieben ift die Zuftimmung der Gemeinde nothmendig, 
nachdem vorerft das Gutachten der Forftbehörde eingehohlt worden ift. 

$. 117. Der Gemeinderath befchließt ferner. über: die. Verwerthung des 
Ertrags bed Gemeindeguts und über bie Veräußerung und Vertauſchung alles 
beweglichen Vermögens. 

$. 118. Alle Veräußgrungen bes beweglichen und unbeweglichen Ver⸗ 
moͤgens und alle Verpachtungen muͤſſen in oͤffentlicher Steigerung geſchehen. 

Eine andere Art der Veräußerung und Verpachtung kann nur Statt 
‚finden, wenn ein beweglicher Gegenftand zweimal, ‚und ein unbeweglicher 
dreimal zur Öffentlichen Steigerung ausgefegt war und. nicht. angebradjt 
werden konnte, ober wenn, bei beweglichen Sachen der Gemeinderath und 
Bürgerausfhuß, bei unbewẽglichen Gegenftänden die Gemeinde, eine andere 
Veraͤußerungs⸗ oder Verpahtungsart für zweckmaͤßig finden, 

Wer zweijährige Ruͤckſtaͤnde in die Gemeinde fhulbig ijt, darf vor deren 
Berichtigung zu feirem Kaufe von Gemeindevermögen und zu keinem Pacht 
zugelajfen werden. 

119. Der Erlös aus veräußerten Liegenſchaften und Gebaͤuden, 
der Erlös von ausgeftodten Waldungen und außerordentlihen Ho — 
muß zum Grundſtocksvermoͤgen gezogen, und daher entweder zu Capital 
angelegt, oder zu Schuldentilgung, oder zu neuen Erwerbungen verwendet 
werden. Es iſt jedoch geſtattet, einen Theil bes Erloͤſes von Waldausſtockun⸗ 
gen und Holzhieben zur Cultur des ausgeſtockten Bodens zu verwenden, 

$. 120. Das liegende Vermögen der Gemeinde darf in folgender Drb- 
nung zu Unterpfand gegeben werden: 

1) Die Grundeenten,, Gefälle und nugbaren Berechtigungen, das Ge 

"meindegut und bie Gemeindewaldungen. 

2). Das Almendgut. 

Nicht zum Unterpfand dürfen "gegeben werden: Kirchen, > ⸗ 

ee Pfruͤnd⸗ und — 
u Abſchnitt. 
Vom NEN A F 

$. 121. Ueber die Aufführung neuer Gebäude, fo wie über ZEN 
ferung der vorhandenen, befchließt ber Gemeinderath, wenn ber Aufwand 
aus den ordentlichen Gemeindeeinkünften beftritten werben kann. 

Werden aber dazu außerordentliche Mittel erfordert; fo ift vor aller 
Vornahme eines neum Baues und aller Hauptausbefferungen im Einne des 
Satzes 605. und 606. des. Landrechtes die BZuftimmung der : Gemeinde 
einzuholen. Die Eleineren Ausbefferungen find aus den parateften ordentlis 
en, und in deren gänzlicher Ermangelung, aus ben PIEafEnm - außerordent: 
lichen Mitten zu beftreiten. 

Die Baukoften für Gebäude, in fo weit fie bie Berinchrutig des Ge 
meindeguts und Einfommens zum Zwecke — * — ir BE 
des Nachſatzes von $. 114. zu beſtreiten. ie 

8 Abfhnitti oo » 
Don den Verträgen, Vergleichen, Forderungen: und gerigt: 
lihen Berhandlungen. 

$. 122. Verträge, die eine Lieferung von: berveglichem Gut ober eine 
Leiftung zur Folge haben, und alle zum laufenden Dienſte —— 
Anſchaffungen und Koſtenaufwendungen, genehmigt ber Gemeinderath; Ver⸗ 
gleiche genehmigt er dann, wenn ber dafuͤr zu entrichtende Wetiag oder bie 
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Summe, welche durch den Vergleich zum Opfer gebracht werden foll, aus . 
den im Voranſchlag aufgenommenen Einfünften der Gemeinde befteitten 
werden: kann. 

Zu andern Vergleichen, fo tie überall, two der Vergleich ein dingliches 
Recht an Liegenſchaften zum Gegenſtande hat, iſt die Zuſtimmung der Ge: 
meinde erforderlich. Bei oͤffentlichen, um Lohn zu verrichtenden Arbeiten 
und bei Lieferungen, die nicht ber laufende Dienſt erfordert, wird Steigerung 
eingeleitet, nachdem der Gemeinderath einen Ueberſchlag eingehohlt hat. Aus: 
nahmen treten nur ein- bei Arbeiten, die eine: befondere Kunftfertigkeit vor= 
ausfegen, oder; wo Gefahr auf: dem Verzuge ſchwebt, oder wo Gemeinderath 
und Buͤrgerausſchuß die Verſteigerung nicht fuͤr zweckmaͤßig erkennen. 
6423. Erfuͤllt eine Gemeinde ihre perſoͤnlichen Verbindlichkeiten nicht; 
ſo kann ſich der Forderungsberechtigte vor Anſtellung der Klage an die der— 
ſelben vorgefegte Staatsvermwaltungsitelle beſchwerend wenden, inſoferne er nicht 
vYorzieht, den. Rechtsweg fogleich zu betreten. Letztere Hat in diefer Eigen- 
fchaft dern Gemeinderath darüber binnen 14 Tagen zu vernehmen, und wenn 
folcher die Nichtigkeit :der Korderung anerkennt, binnen vier Wochen, vom, 
Tage des dem Gläubiger zu eröffnenden Anerkenntniffes an gerechnet, für 
die; Befriedigung deffelben aus den ordentlichen oder außerordentlichen Mitteln 
der Gemeinde zu forgen. Erfolgt die Befriedigung des: Gläubigers nicht; fo 
ev es ihm frei, bei den hoͤhern Verwaltungoſtellen daruͤber Beſchwerde zu 
erheben. 

Iſt die Forderung durch Unterpfand gefichert; fo muß die Verwaltungs: 
ſtelle, wenn ſich der Forderungsberechtigte zuerſt an fie gewendet hat, für die 
Zahlung ber geforderten verfallenen Zinfen in der obengedachten Zeit, für die 
Abteagung des aufgekündigten ‚Capitals aber. Längftens binnen ‚einem Sahre 
ſorgen. Gefchieht Letzteres nicht; ſo kann dev: Forderungsberechtigte in gericht⸗ 
lichen Wegen den Zugriff auf das Unterpfand verlangen. 
9124. Hat der Gemeinderath die Richtigkeit der Sorberung in dem 
anberaumten Termin:nicht anerkannt; fo iſt dem Gläubiger unter Eröffnung 
ber Gründe des verweigerten Anerkenntniffes,. ‚fogleich davon Nachricht zu geben. 

$. 125. Der Gemeinderath hat darüber zu berathen und zu beſchlie⸗ 
fen; ob einem. gegen. die Gemeinde. angebrachten Anfpruch; gerichtlich zu be: 
gegnen, oder ob ein Anfpruch oder eine Forderung der Gemeinde, deren Rich: 
tigkeit und Gültigkeit nicht anerkannt, oder denen Bach Senüge gethan wer: 
er will, in gerichtlihen Wege zu verfolgen ſey. ; 

"Die Zuftimmung der Gemeinde wird immen ee wenn der Ge: 
genftand, er mag gegen ober für die Gemeinde, in Anſpruch genommen wer: 
den, ein dingliches Recht am. Liegenichaften. ‚betrifft. - 

Verweigert die Gemeinde diefe Zuſtimmung, oder, wird der Entſchließung 
des Gemeinderaths, wo es der Einwilligung der ‚Gemeinde nicht bedarf, bie 
Zuſtimmung des Ausſchuſſes verſagt, ſofort aus dieſem Grunde der Gegen: 
ſtand von dem Buͤrgermeiſter zur Entſchließung der Gemeinde ausgeſetzt, und 
es verweigert auch dieſe die Zuſtimmung zur Fuͤhrung des Rechtsſtreites; ſo 
koͤnnen einzelne Mitglieder der Gemeinde denſelben auf- ihre Gefahr führen. 

‚Erfolgt bie endliche rechtskraͤftige Entſcheidung entweder ganz, oder mes 
nigffeng in einem erheblichen, der. Koſten werthen Theile zu Sunften der Ge: 
meinde; ‚fo muͤſſen ihnen--die :Koften aus ‚der Geme’ 1, Tafle,exrfegt werden. 
si 6. 426. Iſt die Uebernahme des Rechtsſtreites i. geſetzlicher Form be⸗ 
ſchloſſen; fo führt ſolchen der Gemeinderath durch; alle Rachtszuge. 

«x Ensernennt aus feiner Mitte zwei Beigeordnete, welche mit bem Buͤr⸗ 
germeifkr im Namen dev Gemeinde; das. Geeignete Beinen. 1 
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9. Abſchnitt. 
Vom Gemeinderechnungsweſen. 

5. 127. Der Gemeinderechner wird von dem Gemeinderathe mit Zus 
flimmung des größeren Ausfchuffes in den Städten, und in ben Landgemein- 
den nach Gemeindefchluß auf längere oder Bürzere Beit aus der Zahl der Ge⸗ 
meindebürger ernannt, 

In Landgemeinden und in Stäbten unter 3000 Seelen kann er zw 
gleich —— des Gemeinderaths ſeyn. 

Der Gemeinderechner x für die richtige Erhebung de m fo 
wie für bie Beobachtung ber vorgefchriebenen Drömung fu ben Ausgaben, 
allein nerantwortlich. 

Die Vorfchriften bee 65. 19. 2126. find auch auf den Gemeinde 

rechner anwendbar. 

764238, Er erhält einen beftimmten, von dem Gemeinberath  feftzu 
fegenden Gehalt. Durch Beſchluß der Gemeinde kann audy fein Gehalt uf 
Zantiemen gefegt werben. 

Kür die Stellung dee Gemeinderechmung wird en dem Umfange beiſel 
ben angemeſſener Betrag ausgeworfen, fuͤr welchen er die Rechnung ſelbſt zu 
ſtellen, oder ſolche durch einen tauglichen Rechner ſtellen zu laſſen hat. Fuͤr 
Schreibmaterialien duͤrfen keine beſonderen Anſaͤtze gemacht werden. 

F. 129. Der Rathoſchreiber hat die Pflicht, ein genaues Tagebuch 
über alle wandelbare und zufällige Einnahmen ber Gemeinde zu führen, 
und dem VBürgerausfhuß alle Monat vorzulegen. 

$. 130. Der Gemeinderath decretirt alle Einnahmen und Ausgaben 
auf die Gemeindekaffe. 

Die Taggebuͤhren und Auslagen bes Blrgermelfters, ber Gemeinderäthe 
- und bes Rathsſchreibers werben von bee nächit vorgefegten Staatsverwaltungde 
behoͤrde decretirt. 

Jede Bezahlung einer Rechnung ohne vorherige Decretur des Gemein⸗ 
derathes oder, ſoweit ſolche bie vorerwaͤhnten Gebühren und Auslagen betrifft, 
ohne Decretur der Staatsverwaltungsbehoͤrde, geſchieht auf Gefahr des Ge⸗ 
meindeverrechners. 

$. 131. Keine Staatsbehoͤrde kann unmittelbat auf die Gemeindekaffe 
decretiren, wohl aber Verfügungen wegen Auslagen, wozu Geſetze ober Vers 
ordnungen bie Staatsbehörde ermächtigen, zur Decretur erlaffen, mit Aus 
nahme des im vorigen Paragraphen gedachten Falles, 

FS. 132. Sm jeder Gemeinde muß jährlich auf ben Antrag des Buͤr⸗ 
germeifters ein Voranſchlag der Gemeindebedürfniffe von dem Gemsiabenf, 
unter Zuzug bes Gemeinderechnerd, aufgeftellt werden. 

Er muß enthalten: 

1) die Gemeindeeinnahmen, 
2) die Gemeindeausgaben, 
3) die Dedungsmittel der letztern. 

Die flaatsbürgerlihen Einwohner in einee Gemeinde, die Ausmärker, 
und überhaupt alle, die zu Umlagen oder Gemeinbebienften beigezogen wers 
den follen, find von dem Würgermeifter einzuladen, durch Abgeordnete der 
Beratung über ben Woranfchlag beisumohnen. 

Diefe Abgeorbneten haben mit den Mitgliedern bed Gemeinderaths ent⸗ 
fcheidende Stimmen. Sie ftehen ber Zahl nad zu ihren Committenten in 
dem Verhaͤltniſſe, wie der Ausſchuß zur VBürgerfchaft. 

In jedem Falle, mag die Zahl diefer Seneindefiuepfügign au — noch 
ſo gering ſeyn; ſo muß wenigſtens ein Abgeordnetet an· iſſn werben 
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Die Verwalter des Domalnenfisfus, ber Standes⸗ und Grumdherten, 
fo wie der über mehrere Drte ober über einen, ober mehrere Bezirke fich er— 
ſtreckenden Stiftungen find außerdem zur Berathung des Voranſchlags einzus 
laden, und. Jeder von ihnen, der perfönlich erfcheint, hat Stimmrecht. 

Auf Verlangen muß jedem Betheiligten Einficht des Voranſchlages be⸗ 
voilligt, und gegen die Gebühr Abſchrift mitgetheilt werden, 

Ausnahmsweife kann auf den Antrag bes ern die Stellung 
bed Voranſchlages auf drei Jahre geflattet, den Gemeinden aber, melde ges 
einge Einnahmen und Ausgaben haben, die Stellung ganz ne werben. 

6. 133. Die geftellte Gemeinderechnung ift in dem verfammelten Ges 
meinberathe zu prüfen, und fodann mit dem Prüfungsprotocoll in bem Raths 
hauſe, oder in einem anderen geeigneten Gebäude, vierzehn Tage lang zur 
Einfiht der Gerneindefteuerpflichtigen. aufzulegen, 

Nach diefer Zeit iſt folche öffentlich zu verkünden; die Bemerkungen ber 
Einzelnen find zu Protocol! zu nehmen; endlich, ift bie —— mit ſaͤmmt⸗ 
lichen Pruͤfungsprotocollen zur Abhoͤr einzuſenden, ſofort nach ihrer Abhoͤr 
und Ruͤckkunft abermals auf die obgedachte Art vorzulegen. 

Alle Jahre ann von dem Gemeinderathe ein Rechenfchaftsbericht, mit 
Angabe aller Einnahmen und Ausgaben und mit ben wichtigſten Nachweis 
fungen, bearbeitet und gebrudt unter alle Bürger und Einwohner vertheilt 
werben, In den Städten Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg und Freiburg 
muß eine folhe Bertheilung gefchehen. 

6. 134. Eine landesherrliche Verordnung wird bie Som bes Rechnungs: 
weſens beflimmen. 

10. Abſchnitt. 
Bon ben Amtsbefugniffen bes Bürgerausſchuſſes. 


$. 135. Ohne Zuſtimmung des Bürgerausfchuffes innen die Befchlüffe 
des Gemeinderathes über folgende Gegenftände nicht zum Vollzug kommen: 
1) wenn der Antrag auf Suspenfion oder Dienftentlaffung des Bürger: 
: meifters, eines Mitgliedes des Gemeinderathes, Rathsſchreibers und 
' Gemeindeverrechners geftellt werden follz 
2) bei Feftfegung. des Werthes der Spanns und Handdienfte; 
3) über die Ernennung und den Gehalt des Rathoſchreibers und Gemein⸗ 


deverrechners; 
uͤber die — neuer ſtaͤndigen Geweinbebienfke, ben dafür auszu: 
werfenden Gehalt, fo wie über. bie Erhöhung der feither beftandeien 
Gehalte der Gemeindebienerz 
5) über die Beſtimmungen des Betrages, bis zu welchem bie Ueberſchuͤſſe 
‚bee Gemeindebaffe. zu. Capital angelegt werden ſollen; 
x über Beräußerung von umbeweglihem Vermögen, ſoweit ſolche nicht - 
.... von der Buflimmung ber Gemein ($. 115.) abhängt, über. Ver: 
pfändung des unbeweglichen Vermögens, Über Verpachtungen, über 
Eulturveränderungen bed Gemeindeguts, über Veraͤußerungen, welche 
‚nad 6. 118. aus freier Hand geſchehen; 
N über die Erwerbung unbeweglicher Güter, foweit nicht die Genehmi⸗ 
gung: der Gemeinde erforderlich ift; 
‘ 4 über neue. Bauten und —— ſoweit nicht die Zuſtim⸗ 


—52336 die — $. * — Gemeinderath genehmigt, fo wie 
hber die in 5. 122. erwähnten andern Verträge, Anſchaffungen und 
Ausgaben, foweit dazu nicht die Einwilligung der Gemeinde nothwen⸗ 
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dig if; und nicht dadurch die im Voranſchlag dafur beſtinuten Sum- 
men überfchritten werben; "-.- 

10) über Anerkennung und Befriedigung jeder Forderung, die Rechts⸗ 
geſchaͤften abgeleitet wirb, zu deren Eingehung die Zuſtimmung des 
Ausſchuſſes geſetzlich erfordeilich iſt, infofern die Ausgabe nicht. [chon 
im Voranfchlag begriffen, oder als auf einer öffentlichen Urkunde be 

ruhend, nach ihrem Nechtstitel und Umfang ganz’ unzweifelhaft. ift; 

11) über die Eingehung eines Rechtöftreites ſowohl für, als gegen die Ge 
meinde, ſoweit nicht die Zuſtimmung der Gemeinde‘ nöthig iſt; 

12) über Abgangsdecretuien von Schufdigkeiten an die Gemeinde; 

1) * die Auſſtellung der —— und Schuldentilgungs⸗ 


19) * ——— welche zur Abtragung aufgefünbigter Capite 
lien gemacht werben follen; 
15) uͤber Accorde wegen öffentlicher Arbeiten und Lieferungen, die nicht auf 
dem. Steigerimgstwege eingeleitet werden! follen. 

Er muß endlich zur Pruͤfung der Gemeinderechnung in den Gemeinde: 

rath zugezogen, und feine — Wuͤnſche und Veſchwerden muͤſſen 
zu Protocoll genommen werden. 
Zu Holzverſteigerungen muͤſſen, wenn der. Anſchlag des zu verſteigern⸗ 
den Holzes die: Summe von: 50 bis 100 fl. bettaͤgt, ein Mitglied. des Buͤr⸗ 
gerausſchuſſes, wenn er aber 100 fl. überftelgt; zwei Mitglieder deſſelben bei⸗ 
gezogen werben. 

$. 136, In allen Fiuen, in ehe. bie Zuſtimmung des Bůͤrgeraus 
ſchuſſes zur Wirkſambeit eines Gemeinderathsbeſchluſſes noͤthig iſt, hat der 
——— denſelben in den Gemeinderath einzuladen, ihm den Gegenſtand 
der Berathung und die Anſicht des Gemeinderathes zu eöfimen, und feine 
zu vernehmen, 

Es müſſen mehr als die Hälfte, den Obmann 'mit aingenechnet ef 
nen, wenn eine gültige Zuffimmung erfolgen fol. 

Der Bhrgerausfchuß kann fich auch ohne Sufitnenberufung; — Ex: 
— des Buͤrgermeiſters verſammeln, hat dieſem jedoch vorerſt über 
den Ort, die Zeit und den Gegenſtand der‘ Rinajufindenbest ———— die 
Anzeige zu machen. 
$. 137. Iſt die Mehrheit der erſchienenen Ausſchußmitgleder mit dem 
Gemeindetath 'einverftanden; ſo iſt die Erklaͤrung der Erſtern in das Protocoll 
einzutragen und won dem Obmann und ‚ben zwei Were Mitgliedern des 
Ausfchuffes zu unterzeichnen. 

Findet der! Ausſchuß Anftände; fo ir ihm eine abgefonderte Berathung 
zu geftatten. Da Ausſchuß kann, ſo Mr er es verlangt, eine . Be 
rathung pflegen 1 

Komme nad. foldyer eine Vereinigung nicht zu Stande; ſo it bie Wei: 
gerung ‘der Zuſtimmung ebenfalls in: das Protocol einzutragen: i 
„Sofort atritt die Pflicht des Buͤrgermeiſters ein, den Gegenſtand der 
Gemeinde zur Entſcheidung vorzulegen. Nur in den Faͤllen, in welchen durch 
dieſe Meinungsverſchiedenheit eine unverſchiebliche Verpflichtung der Gemeinde 
oder des Gemeinderaths gegen die Gemeinde unerfuͤllt bleiben‘ wuͤrde, und 
dabei Gefahr auf dem Verzug haftet, hat der Buͤrgermeiſter, mit Umgehung 
der Gemeinde, die verfchiedenen Anfichten des. Gemeinderath3 und des Bür- 
gerausſchuſſes der ‘ihm vorgefegten: Staatsverwaltungsſtelle zur — 
vorzukgen, welche Entfcheidung ſogleich zu venzichen iſt⸗ — 
zn des einen oder des andern‘ Theils. 
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6.,438..: Schriftliche: — zwiſchen dem Gemeinderath und 
dem ——— finden nicht Statt. 

Es ſteht jedoch dem Buͤrgerausſchuß frei, ſeine abweichenden Anſichten 
dem Protocoll ſchriftlich beizufügen, 

F. 139. Auf Verlangen der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde muß der Aus: 
ſchuß auch, in. andern — zu den Berathungen des re 
zugezogen werben. DER 

Titel W. 


Bon den Scheinben welche aus mehreren Orten zuſammengeſetzt find. 


.140. Wenn eine Gemeinde aus zwei oder mehreren Orten beſteht; 
fo hat fi e ben Namen von einem bdiefer Orte, in der Megel von dem größe: 
ren, zu führen, der dadurch der Hauptort wird. 

$, 141. -Der Bürgermeifter ift in der Regel aus den Bürgern des 
Hauptorts zu wählen; doch Tann er, wenn bie einzelnen Drte nahe beiſam⸗ 
men- liegen, aus einem ber. ‚übrigen gewählt werben. 

$. 142. Die Gemeinderäthe find aus fümmtlihen Orten zu. wählen, 
über welche ſich der Gemeindeverband erſtreckt. | 
Die Wahl des Burgermeiſters und der Gemeinderaͤthe geſchieht nach 

Vorſchrift dieſes Geſetzes 
Die Staatsbehoͤtde hat, nach DVernehmung der Gemeinde, und unter 
Beruͤckſichtigung der Buͤrgerzahl jeden Orts und der Übrigen Berhältniffe, zu 
beſtimmen, wie viel Gemeinderäthe aus jedem Drte von dem einzelnen Orten 

u werben müffen. 
Das ‚Nämtiche findet. infichtie bes zu waͤhlenden Buͤrgerausſchuſſes 


1a, Der Burgermeiſter verwaltet die Polizei in ſaͤmmtlichen Orten. 
och koͤnnen dem dienſtaͤlteſten Gemeinderath in jedem der übrigen 
Orte unter dem Namen „Stabhalter” einzelne Zweige ber —*— na⸗ 
mentlich die Sicherheitspolizei und. die Erhaltung der Ruhe und Ordnung, 
übertragen werben. 

6. 444, ‚Haben Kämmtiche Orte eine gemeinſchaftliche Gemarkung; ſo 
find be Verhaͤltniſſe aller Bürger umter fid und. in Bezug auf die Gemar- 
kung gleich, ſoweit nicht dieſes Geſetz uͤberhaupt in irgend einer Beziehung 
einen Unterſchied macht. Es beſteht nur eine Gemeindeverwaltung. 
6445. Hat einer und ber andere Nebenort eine von der Gemarkung 
des Hauptorts 'verfchiedene Gemarkung; fo find diefe Orte in Bezug auf das 
Gemteindegüt, Almendeut⸗ und das Semarkungeverhaituit als getrennt zu 
betrachten. 

Daſſelbe iſt in Bezug auf das Gemeinde⸗ und Almendgut der Fall, 
wenn diefe Drte zwar eine gemeinfchaftliche Gemarkung; aber befonderes Ge: 
meinbdevermögen haben. 

$. 146. Der Buͤrgermeiſter und‘ Gemeinderath beforgen in Fällen des 
8.145: nun; die Angelegenheiten, welche den Gemeindeverband betreffen, für 
alle Drtengemeinfcpaftlich. „In dem Hauptorte beforgt der Bürgermeifter und 

— enlabe auch die Gemeindevermögensangelegenheiten ; jedoch. haben 
4 Tolcoem: die Gemeinderaͤthe der Mebenorte keine Stimme. 

In den-Mebenorten verwaltet unter der Leitung des dienſtaͤl⸗ 
teften Gemeinderathe oder Stabhalters -ein von den Bürgern bes Orts zu 
wählender Verwaltungsrath das Gemeindevermögen. Cr lann bie Zahl von 
vier nicht überfteigen. - Ä 

Die Gemeinderäthe, welche von den Nebenorten gewählt wurden, find 
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von Rechtswegen Mitglieder dieſes Verwaltungsrathes. Die. Eineiterung 
der übrigen Mitglieder gefchieht alle zwei Jahre zur Hälfte, - 

Sn Faͤllen, in welchen nach biefen Gefegen bie Buftimmung bes’ Bür: 
gerausfchuffes erforderlich ift, wird im den Angelegenheiten: biefer- Orte die 
Zuſtimmung der Buͤrgerſchaft des Orts ſelbſt erfordert. 

Die oben feſtgeſetzten Vorſchriften hinſichtlich der Dahu erechtlgung und 
Wahlfaͤhigkeit der Gemeinderaͤthe finden auch hier Anwendung.’ 

$. 148. Die Drtsbürger ‚haben ferner einen DOrtsrechner auf längere 
oder kuͤrzere Jahre zu. wählen, der in die. Zahl ber vorgedachten Verwaltungs: 
tathsmitglieder einzurechnen. ift. 

Derfelbe ift an die dem Gemeinderechner vorgeſchtiebenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gebunden. 

$. 149, Die geſtellte Rechnung hat der aͤlteſte Gemeinderath ben Otts⸗ 
buͤrgern gehoͤrig zu verkuͤnden, und mit ihren Bemerkungen durch ben Bür 
germeifter zur Abhoͤr einzufenden. 

$. 150. Wo bag Beitragsverhjättn der Mebenorte in die Gemeinde: 
kaſſe zur Beſtreitung der Ausgaben des! Gemeindeverbands noch nicht geord: 
net ift, hat foldes, de die Rechnungsführung, bie Staatsbehoͤrde nad) 
Vernehmung aller Bethelligten zu vegulicen. 

Die Ausgaben, welche die Bebürfniffe des. Ortsverbandes ſelbſt noͤthig 
machen, hat derſelbe aus dem Ortsvermoͤgen zu beſtrelten * er des 


il he 
„irrt we 


Von ber * Staats uͤber die — 

F§F. 151. Die Verwaltung ber — ſteht unter ‚ber ununterbro⸗ 
chenen Aufſicht des Staats. 

Hinſichtlich der uͤbrigen Gemeindepenwaltung- wird die Sinai bas 
Auffichtsrecht im Allgemeinen in des Art ausüben, daß fie . * 

1) den Gang derſelben beobachten und bei den Rüigegerichten davon Ein, 
fiht nehmen läßt, in welchem Iegteren Falle der Staat bie Hälfte und 
bie Gemeindekaſſe die andere Hälfte der Nügegerichtskoften zu tragen hat. 

Sn’ anderen Fällen, in welchen: die Einficht des. Gemeindehaushak 
tes bienftpflichtgemäß nöthig void, “hat bie Gemeinde die Befien: zu 
beftreiten, 

2) Sie: wird die Voranſchlaͤge bes Gemeinbepausfaites r) jedoch ebenfalls 

‚ohne Koftenaufiwand für die Gemeinden, prüfen und genehmigen, ferner 

3) bie Gemeinderechnungen abhörem, die entdeckten Mängel verbeffern, die 

Nachläffigkeiten rügen, umd ——— Gefegüibertretungen, ‚beftrafen 


laſſen. 
Außer dieſem "erfordern folgende, Handlungen, ver dern Bomahne bie 
RENNEN: | 
L Sn allen Gemeinden... Ru 
4) Aue Berkuferingen des —— Gemeindevermoͤgens das den 
Anſchlag von 1000 fl. uͤberſteigt, "und die Bertheitiing ideffelben, fo 
wie die Art der Vertheilung und‘ te‘ "Abanderungen im Almendgenuß 
2) Alle Verwendung des Grundſtocksvermoͤgens zu laufenden Bedirrfniſſen 
3) Die Capitalaufnahmen, wenn die düfzunehmenden Geider nicht ‚zu Tits 
gung aufgefümdigter Capitalien verwendet werden follen. 
4) Alle Neubauten, die nicht aussen ordentlichen Eimtänften der. Ss 
meinde befttitten werden koͤnnen. 
5) Die Einführung eines Detroi, 
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6) Aue Waldausſtockungen und außerordentliche Holzhiebe 
Y — Vermehtung oder: Verminderung der Gehalte des —— 
bet Gemeinderaͤthe, des Rathefcreibers und —— ſo wie 
bie Einfuihrung neuer Gehalte. 


In Staͤdten unter 3000 Seelen und in Eant gemelnden 
außer den Untet Nro. 1. aufgeführten‘ Fälten. 
1) Die Veräußerung und. Rerpfändung. ‚ber Gemeindeliegenfchaften ohne 
Rüdfiht auf den. Werth. 
2) Die Veräußerung berosglicher und unbeweglicher Gegenſtaͤnde außer, der 
Steigerung, wenn ber Betrag 50 fl. überfteigt, und die Verpachtung 
inſofern fie die Dauer von neun Jahren uͤberſteigt. 
3) Die Erwerbun ungen, —A Güter, wenn foldje nicht aus den or: 
— Einkuͤnften erkauft werden. | 
4) Die Verwendung bes Gemeindeuberfhäfle. . , , . | 
Zitel VL :: — og 
Won dem Recht des Mecurfes, | 

515% Gegen alle den — dieſes Geſetzes güitolberfaufende 
tfcheidende Verfügungen, un Anor en in Gemeindeangelegenheiten 
ht jedem Betheiligten ber — don dem Bürgermeifker und Gemeinderath 
er eine Be eſchwerde gegen ſolche an die naͤchſtvorgeſetzte, und von einem 
kenntniß dieſer lehteren an die hoͤheren Versaktungsftelln, nach ben befte: 
nden und on — uͤber Recurſe, Bu 

* aeg en, ' ie Y) 

ande. abgefonbeten Balbangen und: Sefgkte. 2 

158, "Befinden fi in Waldungen, bie eine abgefonberte Gemaꝛr⸗ 

ng Vi fie mögen am zwei ober mehrere Gemeindegematkungen angrän: 
Einfaffenz fit: die poligeiiche Auffiche. fiber ſoiche dem QWünrgermeifter 
— zu. Übertragen, welcher dieſen Waldeinſaſſen am naͤchſten Liege; 

Ser Buͤtgermeiſter hat die'Tagsgebühren fuͤr polizelliche Verrichtungen 
dieſen Kolonien von dem Eigenthuͤmer des Waldes zu fordern, wenn fol⸗ 
' nicht Über: eine” jaͤhrliche ⸗ Aberſalſumme mir: ihm übereinkommen will. 
— hat der Eigenthumer die erlaunten pollzeluichen Getöftrafen zu be 
en. ’ ) ji * 

Fuͤr A Sicherheit in foldyen Barunge, bie mehreren Gemarkungen 
grängen, hat die Staatsberwaitung zu forgen. - -' 

$.' 454. Belaͤuft ſich die Zahl der —* cinem eſonderten Hofgut 
enden Menſchen wenigſtens auf dierzigz ſo Bann einem‘ oa und 
ſens kundigen Einwohner bie polizeiliche — über ſolche unter dem 
amen /Stabhalter“ ibertragen werden. 

Derfelbe iſt det Staatsverwaltungsſtelle des Builts unmittelbar unter⸗ 
yehnet, an welche erftere auch die Mecurfe zu richten ſind. * 
Die vbon dem Stabhalter nach Vorſchrift der Geſetze eifetiwten: Stinfen 
Ten dem Eigenthlimer des Hofguts zu, unter der MWerbindlichkeit, dem Er⸗ 
en eine nn Entſchaͤdigung für feirte- Bemühungen: abzureichen. 

Wird ein ſolcher Stabhalter nicht aufgeſtellt; fo tft das Hofgut der 
Auſſicht des Buͤrgermeiſters des naͤchſtgelegenen Orts zu — 


Die "fallen in bie Kaffe der Bemieinde, welcher der Burgermeli⸗ 
r dorgefegt tft, N 
8158. Wieknahtege, Die drei ae ns rn un 


ben, hat der Eine 


- dem 
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von ben — aut ‚Hofe; welche —* Segen; eig iR ie 
Tage Zuhrdienfte von jedem, und; von denen, die keines befigen, “ein bi bon 
Tage Handdienſte im Jahre zur. Unterhaltung: nn ne uf 

— — iſt der — eines Babes in gleichem val = 
ben Waldeinfafjen zu verlangen 

$. 156. ‚Die, „Üelteen in ——— und auf — die 
Koſten für den Unterricht ihrer Kinder,. wenn. fie, der Entfernun en, nicht 
in eine benachbarte Schule geſchickt werden koͤnnen, feldit zu ——— 

Der Eigenthuͤmer der Waldungen oder des Hofs Aber iſt zu einem ‚bie 
ligen, im Weigerungsfalte von ben Staatsbehoͤrden fefzufegeben, Beittag 
verpflichtet. 

“ | fo hat er für die Unterhaltung der Einwohner in Säuren der. Ar: 
beitsunfähigket und Dürftigkeit zu forgen, wenn loiche kein anderes Heimaths 
recht haben. 

Die Beſtimmung der Dongerotſcheiten zu vorſtehendem Geſetz bleibt 
beſonderen Verordnungen vorbehalten. 

Daffelbe tritt mit dem 23. April 1882. in Wirkfamkeit. 

- Gegeben .zu Karlsruhe. ;in Unferem — Staatsminiſterium, 
den 31. Desember 1634, BR 


keopelh., nn. 
Winter 
Auf ben wern St. Eönfgl. Hoheit. des Großperzoge: 
 Eihrodt.:.. :. 


(Zranfitorifche ————— ‚über die Erneuerung der Gemeinderäte x.) 
Leopotd von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden; Herzog von 
Bäbringen,. Mit Zuftimmung Unſerer re Staͤnde Na Br befchlof: 
fen und werprönen, wie folgt: 
Art. 4 Die ‚gegenwärtig beſtehenden Saadtriche und Drei bil: 
ben den Gemeinderath ihrer Gemeinde... 
Die feitherigen Vorſteher derſelben ehaiten Firm, ie, Benennung: 
Bürgern. 
vn Art. 2. Sammuiche Bürgermeifker | und ‚Gemeinderäthe,. fr wien. des 
finitio ober proviſoriſch angeſtellt ſeyn, verwalten-ihe Amt bis zum d. Juni 
1832, und dann noch fo lange, bie bie neuen Wahlen vor fi “ gegangen 


werben. 

Art. 3. Bom 1. Juni 1882 bie um 31. Mirz 1833 ‚Yöfen. fic 
ſaͤmmtliche Genreindgräthe mach, und nach aufz: die. Buͤrgermeiſter, und nach 
— die Gemeindenechegheder, werden aha dieſes Zeitraums neu ge⸗ 


* Eine landesfuͤrſtuche Verordnung oh bie Art bes Vollzuges- —— 
Ast. 4. Sollte in ‘einer: Gemeinde die Stelle eines, Buͤrgermeiſters vor 
dem 1. Zuni 1832, duch Tod, Entlaffung ‚ober. Austritt erledigt. ee; 
ſo iſt die neue Wahl: nad Borfcheift des Gefeges über die ee 
Verfaſſung der. Gemeinden ſogleich vorzunehmen. 
Die Erneuerung des Gemeinderaths in, einen bolchen Gemeinhe muß, 
‚fobald der Bürgermeifter, gewählt ift, erfolgen. 
sin At De ‚Dierauf, Kebens+ obev..auf. eine —— dei» angeſtellten 
‚Gssichtefepreiber. bfeiben für, dieſe Dauer: als Rathefchreiber., 5 
Die übrigen müfjen, fobald die Gemeinderäthe und Würgerausfchäffe 
neu gewaͤhlt find (Art. * eo tun ahesänfen. m. — er⸗ 
want werden. * ce } 


s 
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"Ast. 6. Die Gemeinderechner "bleiben auf ihrer Stelle: F zum Rech⸗ 

agsſchluſſe des Jahres 1832, alſo bis zum 31. Mai. 168 
Wenigſtens vierʒehn Tage vor: dem Rechnungsſchluſſe as bie neuen Ge⸗ 
inderechner nad). Vorſchrift des Gemeindeſetzes zw ernennen. 

Art. 7. Nach Ernennung der — loͤſen ſich die Burgeraus 
iſſe, in welcher Form ſolche ſeither auch beſtanden haben moͤgen, auf — 
> werben nach den — * Geſetes uͤber die Verfaſſung der Ge⸗ 
inden neu gewaͤhlt. 

Bis zu dieſem Zeitpuncte ſeten die — Mitglieder der Buͤr⸗ 
ausſchuͤſſe ihre Dienſtverrichtun n fort, und es, findet. kein Austritt durch 
ahlen Statt, wenn ietztere auch nach dem Geſehhe vom 23. Auguſt 1821 
ten eintreten muͤſſen. 

Art. 8. Sobald die neuen Ge einderaͤthe und Birgerauſchůſſe aͤhlt 
d, wird durch das Loos beſtimnt, welche Mitglleder derſelben nach zwei 
hren, und nach vier, beziehungsmwelfe ſechs Jahten, nach Maafgade des 
‚meindegefeßes wieder anzutreten ‚haben, 

Gegeben zu rt in Unferern srofheregiäen Stanteminfertum, 
ı 31. —— ev; 

m; e 6 p o | > 
Winter. 


Auf hoͤchſten Vefehl &. Eöniol, Hoheit. des Großhetzogs: 
HER — 
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) Befes über die: Redte — —E — — —— — und 
die Erwerbung des — s, vom SL. ‚Dee‘ s 
8 


geopolb, von Gottes Gnaben, Grofhenog von Boten, verneg ‚bon 


htingen. 

Mit. Bufimmung J e— rer venuen Sind Ann Wir the 

ıd men folgt: Ä Mr 7 

Kae EEE ii Sitten. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Bon dem Rechten der Gemeindebürger, 
$.. 1. Die Rechte der Gemeinbebürger finde : 

4) das Recht des fländigen Aufenthalts in ber Gemeinde und 8 Ve⸗ 
nutzung aller Gemeindeanſtalten ; J 

2) der Stimmengebung bei — e 

3) der Wahlfaͤhigkeit und Waͤhlbarkeit zu allen Gemeindeaͤmtern; 

4) ‚der Theilnahme an dem’ Gemeinde⸗ und Almendgut, und zwar die 
unter Nro 2. 3. 4 bezeichneten Rechte nad) Vorſchrift des Geſetzes 
uͤbet Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden; 

5): des Betriebes eines jeden Gewerbes nach. Vorſchuft der Geſetze; 

6) des unbeſchraͤnkten Erwerbs von Liegenſchaften; 

7) das Recht, in der Gemeinde, deren Buͤrger Jemand iſt, durch Heirath 

: eine Familie zu gruͤndenz 

8) das ‚Recht. des Anſpruches auf: Umtefitgung | aus den Gemeinde⸗ 

mitteln in Faͤllen ber Duͤrftigkeit. 
Denjenigen, bie -* 


4 - mare 


md a nd nö ame a, flehen - bie unter Mio. 4.6. 

und 8, genannten 

4.2. Die Methte aller Gomeinbeblger find gleich, wo nicht das Ge 
feg über Verfaſſung dev Gemeinden und das gegenwärtige einen Unterfchied 
* 


3 —— tana in Sei das Bürgercht in mefr als einer 


u. zT t t el. SL 
Bon der Erwerbung des Buͤrgerrechts. 
F. 4. Das Buͤtgerrecht wird erlangt: 
T) duch) Geburt; 
52; duch Annahme. 
Bürgertöchter haben en angeborenes Bürgerrecht, koͤnnen daſ⸗ 
ferbe ur erſt antreten, wenn ſie ſich mit einem Gemeindebütrget verheirathen, 
" Andere Frauensperſonen ehlpeh das Bürgerrecht nur durch Werehelis 
hung ‚mit einem Bemeindeburger, oder durch Aufnahme ihres Ehemannes 
in das Buͤrgerrecht. 

Auch nach getrennter oder nichtig, erklaͤrter Ehe behätt‘ die Ehefrau the 
Bürgersecht in der Gemeinde, in welcherihr — daſſelbe zur Zeit der 
Aufloͤſung der Ehe hatte, Sie hat jedech, fo lange ihr Ehemann lebt, kei: 
nen. Anfpruch an die Buͤrgernuzngen. 

Erfties’ Kapitel, 

Bon ber Erwerbung bes Bürgerrehts duch Geburt. 

$. 6. Alle ehelihe Kinder haben das angeborne Buͤrgerrecht in der 
Gewie inde, in welcher ihr Vater Hari Zeit ber Geburt, oder wenn ! ec’ früher 
geſtorben ſeyn ſollte, zur Zeit: feines Abſterbenz Buͤrger geweſen iſt. 

$. 7. Uneheliche Kinder erlangen, das Buͤrgerrecht in der Gemeinde, 
in velcher bie Mutter zur Zeit der Entbindung das angeborne Blrgerreit 


6. 8. Dur nachgefolgte Ehe ber Yeltern erwerben bie der. aͤlterlichen 
Gewalt noch nicht entlaſſenen/ int Ehevertrage oder vorher "gefeglich von dem 
Bater anerkannten Kinder das Buͤrgerrecht in ber — in welcher der 
Vater zur Zeit der Verehelichung Sohn Aa; ba® frühere, durch die Mut: 
ter erworbene hört auf. _ 

$. 9. War das Kind zue Zee der Vualhelichung ſeiner Aeltern der 
älterlichen Gewalt: bereits entlaſſen; ſo behaͤlt es fein bieheriges Buͤrgerrecht. 

F. 10. Zu dem Antritte des angebomen Dürgersedhes wird terforbert: 

4): die Volljaͤhtigkeitz 
2) der Befig eines den: Unterhalt; ‚einer Garne fihernben -Beundgens 
oder Kahrungszweiges, und a 
We) infofern die Ausübung des Nahrungehweiges an geſetliche Bedingun⸗ 
qen gebunden iſt, die Nachweiſung, daß ſolchem Genuͤge gethan ſey. 
>. 41. : Wer fein Bürgerreiht antreten: will, hat. bei dem Gemeinde: 
— ver Willen: zu erklären, und. die Exfocberniffe nachzuweiſen. 
| 9. 12. ir. ben intrist im dab: angehorne Bürgemecht ft gu ent 


richten : 
In bis Gain Satan, Memddeim, — 
— in Den gen Gen se 3000 En Er Bf. 
in allen Übrigen —— RIO HS R ai wg 5fl. 
* in den Laudgemeinden eve,“ nein * Sf. 
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Der. Semeinberath kann unter Buftimmung des Ausfuffus;' den Une 
nögticen biefe Gebühren ganz ober —— nachlaſſen. Frauenspetſo⸗ 
aben fuͤr den Antritt ihres angebornen Bürgerrecht ($. 5.):bie obigen 

* nicht zu bezahlen. 
§. 13. —— dieſen Gebuͤhren bünfen keine weitern, ‚unter welchem 
men es auch fen, weder. für die Gemeindekaſſe, noch für den. Gemeinde 

), gefordert werben, 

‚14. Wo in einer Gemeinde von einem neu aufgenommenen Buͤr⸗ 
(8. 38.) befondere Beiträge für gemeinnuͤtzige Localanftalten. en 
dem len; Pen ehe Be eiträge. auch — des angebomen 


irgerrechts 
a Kapitel. * 
Bon der Erwerbung des Bürgerrehts durch Aufnahme. 


. 15. Dem Gemeinderath ſteht allein dag Recht der  Bürgeraufs 
bme zu, nach Vorſchrift diefes Gefeges. 

Der Belhluß des Gemeinderaths kann aber — nad) erfolgter Zus 
nn des Bürgerausfhuffes in Wirkfamkeit tre 

In flandes= und grundherelichen Orten muß as der Standes: und 
:undherr in den Fällen der $$. 40 und 54. über bie Annahmageſuche ger 
rt werben. 

8. 16. Die Bürgeraufnahme darf wedet auf eine beſtimmte Zeit, 
ch unter einer, die gefeglichen Rechte bes — —— beſchraͤnlenden, 
edingung ertheilt werden. 

8. 17. Jeder badiſche Staatsbürger hat das Recht, die Sfingerliche 
ufnahme in jeder Gemeinde des Großherzogthums für ſich und feine, der 
ewalt nicht entlaffenen, Kinder zu verlangen, wenn er die perfönlichen Ei⸗ 
Bee befigt und die — Bedingungen erfuͤllt. Die noch unter 
terlicher Gewalt ſtehenden Kinder des Aufgenommenen erwerben das Buͤr⸗ 
rrecht durch die Aufnahme des Vaters, verlieren aber das we in einer 
dern Gemeinde ihnen zugeftandene Bürgerrecht. 

$. 18. Die perfönlihen Eigenfchaften find: un Bea 

4) die Volljährigkeit Ä 
2) ein guter Leumund. 

6. 19. Einen ſchlechten Leumund haben: 

4) ale: die durch ein gerichtliches Erkenntniß zu einer mehr ats mMwehih— 
rigen Freiheitsſtrafe, oder zur Dienſtentſetzung veruttheilt worden ſind; 

2) alle, die in den 'Iegten fünf Jahren, welche ihrer Aufnahme vorher: 
gehen; wegen Diebftahls oder Betrugs, ober wegen Unterfchlagung, 
oder wegen eines ausichweifenden kebenswandels, mit irgend einer ge⸗ 
ringern Strafe belegt worden find; 

3) alle, welche zur Zeit der Anbringung ihres Geſuchs in eine ER 
Unterfuchung verwickelt find; 

4) alle offenkundige ſchlechte Haushalter. 

6. %0. Der Nahfuchende hat das Zeugniß des guten Leumumbs von 
om Gemeinderath derjenigen Gemeinden beizubringen, in welchen er ſich in 
em legten Fahre vor Anbringung feines Gefuchs aufgehalten hat. 

Der Gemeinderath derjenigen Gemeiride, in welche die Aufnahme nach⸗ 
eſucht wird, kann bie. Beibringung dieſes Beugniffes nachfehen, wenn ber 
dachſuchende kurze Beit vor feinem Anfuchen mit guten ZBeugniffen aus ber 
tembe zuruͤckgekommen iſt, oder wenn überall Bein Verdacht eines böfen 
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a, Auch den Entmiindigten an Mandiodim fan von dem Be 
mindert die Aufnahme verfagt werben.) # . 
::8.:22, Die geſetzlichen Bedingungen ber ——— find: 
4) die Nachweifung eines — Rafrungkpueiges — RO 
des $: 10: No. 2 und 3 | 
2) der Befig des inug.. 28. feftgefegten. Vermögens. 2 i 
$. 23. Das Vermögen muß — 
1) in den Städten Karlsruhe, Mannheim, Zrelburg und Hadelberg in 
Ein: Tauſend Gulden; 
- 2) in den Städten Konſtanz, Raſtatt, Pforzheim, Werte Bruchfal, 
—— Durlach, Lahr, Baden und Ettlingen in Sechshundert 


Gulden 

3) in den Ali "Städten und Landgemeinden Im Dreihundert Gulden. 

$. 24. Von jeder fremden Frauensperſon, welche mit einem Gemein: 
debuͤrger fich verehelicht, fo wie von der Ehefrau des in eine Gemeinde auf: 
zunehmenden Bürgers, muß ein Vermögen von 150 fl. nachgewieſen werden. 

$. 25. Nur dasjenige Vermögen kommt in Berechnung, welches der um 
die Bürgerannahme Nachſuchende eigenthümlich und nach Abzug ber Schulden 
- im Beſitz hat. 

$. 26. Ausgenommen von der Vermögensberehnung find, und Eom: 
men bei folcher nicht in Anfchlag, ‚die Kleider und das Leibmweißzeug. 

8.27. , As nachgemwiefenes Vermögen wird nur dasjenige -angefehen, 
u — Abzug des von dem Bewerber zu entrichtenden Einlaufegeldes 

ig bleibt. 

5.28. Wird die Aufnahme zum Behuf der. Verheirathung mit einer 
Blrrgerstochter ober -Bürgerswittwe nachgeſucht; fo ift das. eigenshlimliche 
fhuldenfreie Vermögen beider Verlobten :zufammenzurechnen. 

8.29 + Im diefem Falle kann dem Bewerber nur bie vorläufige Ber: 

ficherung gegeben: werden, daß ihm, wenn die angegebene Heirath zu Stande 
komme, das Bürgerrecht ertheilt werde; die Bingeufuahune teitt dann erſt 
in Wirkſamkeit, wenn die Ehe geſchloſſen iſt. 

$. 30. Ay den gefeglichen Bedingungen in die baare * Cnirtung 
eines Einkaufsgeldes vor der Aufnahme, + 

Der Betrag des Einkaufsgeldes wird feſtgeſetzt 

a) in den. Städten. Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und Helen auf 
Einhundert und. zwanzig Gulden ;- 

b) in allen übrigen Städten über 3000 Seelen auf zehn Procnt von der 
Summe, welche ſich ergiebt, wenn das Gefammtfteuercapital des Drts 
durch deſſen Seelenzahl, ohne Einrechnung ber; ſtaatsbuꝛcgerlichen Ein⸗ 
wohner, getheilt wird; 

c) in Städten unter 8000 Seelen anf acht Droge, in. den Landge: 
meinden auf fünf Procent von der Summe, welche durch die vorge: 
dachte Theilung des Gefammtfteuercapitals auf den Kopf faͤllt. 

Ueberſteigt jedoch in beiden letztgedachten Fällen ber: Kopftheil von 
dem . Sefammtfteuercapitale den Betrag von 1000 fl.; fo koͤnnen von 
dem hoͤheren Betrage keine Procente gerechnet werden. 

F. 31. Fuͤr die Frau des Bewerbers, welche keine Buͤrgerstochter * 
Buͤrgerswittwe der Gemeinde iſt, in welche die Aufnahme geſucht wird; To 
wie für die fremde Frauensperjon, welche einen Gemeindebürger heirathet, ift 
die Hälfte des Einkaufsgeldes, welches die .aufzunehmende: fremde Manns: 
perfon nach dieſem Gefege zu bezahlen hat, zu entrichten. * —V 
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$. 32, ‚Für Kinder des Bewerbers, die noch unter vaͤterlicher Gewalt 
Zeit ſeiner Aufnahme ſtehen, wird kein beſonderes Einkaufsgeld bezahlt. 

5. 33. Wird, die Aufnahme: in das Buͤrgerrecht in der Abſicht nach⸗ 
icht, um ſich mit. einer Buͤrgerstochter oder Buͤrgerswittwe zu verehelichen ; 
iſt nut die Hälfte des Einkaufsgeldes zu entrichten, Zerſchlaͤgt ſich bie 
rath nach der Aufnahme; fo iſt, inſofern nicht der Fall. des $. 29. 
ritt, der Aufgenommene die andere Haͤlfte nachzuzahlen verpflichtet, er 
3 fpäter eine Buͤrgerstochter heirathen oder nicht. 

Hat der Tod bie BVerehelichung unmoͤglich gemacht; ſo iſt die andere 
fte:nicht mehr zu enteichten«.. 

234: Befinden: fich. in.. einer Gemeinde Almendnugungen; fo hat der 
zunehmende noch weiter, außer dem Einkaufsgelde, ben nad) einem zehn⸗ 
igen Durchſchnitt zu. berechnenden dreifachen Betrag. der jährlichen Al 
idnutzungen, nach Abzug der darauf ruhenden Laſten, an die Gemeinde⸗ 
e, jedoch erſt, wenn er wirklich in den Genuß einruͤckt, zu entrichten, in⸗ 
en der Genußberechtigte nicht vorzieht, der Gemeinde für drei Sabre den 
mf der Almend zu uͤberlaffen. 

Iſt der Almendgenuf in verfchiebenen Klaſſen von verſchiedenem Werthe ge⸗ 
ltz fo iſt der dreifache Betrag des Durchſchnittswerthes aller Klaſſen bei dem 
ruͤcken in die erſte Klaſſe zu entrichten. Wenn der Genußberechtigte den Betrag 
t baar bezahlen kann; ſo wird das ihn treffende Almendſtuͤck ſo lange von der 
neinde — bis durch den Vecheſchiulinz der zu zahlende Beitrag 
onnen 

$. 35. Beſtehen in einer Gemeinde Buͤrgerholzgaben; fo iſt auch daz 
ein, nach den oben angegebenen Vorſchriften zu entrichtender, Betrag zu 
bien. 

$. 36. Außer der vorgefchtiebenen Einkaufsſumme, und, in dem vor: 
menden Falle; dem dreifachen Jahresbetrag der Buͤrgernutzungen, hat der 
taufgenonmmene keine weitere Abgabe in die Gemeindekaſſe und für, den 
neinderath zu entrichten, unter weichem Namen ſolche feither auch gefor⸗ 
worden ſeyn mag. ° " 

$. 37. _Ueber Bürgereintaufegeiber, — ſeither von andern, als: von 

- Gemeinden, in welche die Aufnahme gefchieht/ bezogen wurden, wird 
nähere - Beftimmung einem: beſondern Gefege vorbehalten 

Der Betrag des feitherigen Bezugs kann’. nie erhöht werden, auch nie 
— an dem Einkaufsgelde beſtehen, welches in die Gemeinde⸗ 

fällt. 

g 38. Wo bisher herkoͤmmlich übefondere Beiträge der nen eintretenden 
‚ger zu Armen⸗ ober. VBerpflegungs> aber anderen Locglanftalten bezahlt werden 
ten, follen diefe Beiträge auch noch ferner bezahlt werden. Auch. in ans 
ı Gemeinden Eönnen durch den Gemeinderath , mit Buftimmung. bes 
gerausfchuffes und mit —— der Staatsbehoͤrde, ſolche Beiträge 
ocalanſtalten eingefuͤhtt 
$. 39. Einer — ——— die ſich mit einem Gemeindebuͤrger ver⸗ 
ht, kann, wenn fie den im $. 24. und 31. enthaltenen Borfchriften 
üge Leiftet, und wenn. gegen ihren Zeumund im Sinn des. $. 19. nichts 
wenden ift, die: Aufnahme nicht vermweigert werben. | 

40. Einem Ausländer ;Eönnen der Gemeinderath. und. Ausſchuß 
bie vorläufige Verſicherung ertheilen, daß er nach erlangtem Indigenat 
Buͤrgerrecht erhalten werde. 

Die Aufnahme tritt erſt in Wutſmteit, m wenn der Auslaͤnder das In⸗ 
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Ein Auslaͤnder hat das — des Vermögens eines — nach⸗ 

zuweiſen, und das doppelte Einkaufsgeld ($. 30.) zu entrichten. Ein Aus 

laͤnder, ber. Unterthan eines teutfchen Bundesſtaates iſt, hat nur das ein: 

füche Vermögen, glei einem. Inlänber, nadhzuiweifen, aber: das. ‚boppelte, 

im $. 30. beftimmte,: Einfaufsgeld zu. erlegen. : 

> Die in:$. 31. und 33, enthaltenen Veſtimmungen Koma: einem fol; 

chen nur dann zu Statten, wenn er ſich mit einer Bürgerstochter oder Bür 

gerswittwe verheirathet. 

4. Wenn ber aufzumehmende Inlander die: gefeglichen —— 
ten hat; fo darf ihm die Aufnahme aus dem Grunde nicht: verſagt 

daß die Einmwohnerfchaft oder das — welches der Zufanehmende trei⸗ 

ben will, uͤberſetzt ſey. 2.2 y 

..v ‚8.42. Dem: Gemeinderath fh in Städten. über 3000. Seelen, un 

tee Zuſtimmung des Ausſchuſſes, in Städten unter. :3000: Seelen und in 

Zandgemeinden aber, unter Zuftimmung ber Gemeinde, das Recht zu, das 

einzubringende Vermögen ganz oder. theifweife inachzufehen, das Einkaufsgeld 

theilweiſe oder ganz nachzulafien, wenn es für bie Gemeinde von befonderem 

e ift, ben Aufzunehmenden zu erhalten. 

Die Gemeinde und in Städten, in welchen ein’ — Ausfchuß be: 
fteht, diefer Ausfchuß, kann auch das Erforderniß de guten Leumunds des 
Aufzunehmenden nachſehen. 

$. 43. Die Einkaufsſumme *8 maß. fl, den Antheil an dem 
Buͤrgergenuß entrichtet wird, iſt zum Grundſtocksvermoͤgen zu ziehen. Das 
Er darf nicht au Laufenden ‚Ausgaben verwendet werden... 
| Drittes Kapitel. 

Wirkungen bes angetretenen Bürgerrechts. 

$. 44. Bon dem Tage des angetretenen Bürgerrechte erwirbt der neue 
- Bürger die im $. 1. aufgezählten Rechte, In Bezug: auf. das. Recht zu 
dem Almendgenuß und. zu dem Bürgerholzgaben 1. entfcheidet bie ** 
des F. 87. des Geſetzes uͤber die Verfaſſung und ‚Verwaltung der Ge 
meinden. 
94. Bon dem nämlien. Tage des Antclits des Buͤrgerrechts an 
tritt er auch in alle Pflichten ein, die der Gemeindeverband auflegt und 
uͤbernimmt alle Gemeindelaſten. 


$. 46. Frei von perſoͤnlichen Laſten, ſo weit ſie noch Suet fin: 


den, find: 
1) je Gemeindbebürger, bie zugleidy  Staatsdiener, ſtandes⸗ und grund- 
— Beamte, Gare und —— ſind, die — oren und 


2) der. Birgermeifkerz e 
3) die Ehemänner ber. Hebammenz 
4) die Soldaten, Bollgardiften und Oenbarmen in abe Dim; Saite 
und Gemeindebiener; : - 
5) Invaliden; 
6) diejenigen, melde das fünfundfechziofte Jahr ihres Alters erreicht: er 
$. 47. Don Geldleiftungen, welche für Gemeindebienfte umgelegt wer⸗ 
ben, finden in der Regel keine Ausnahmen Statt; «8 kann jedoch der Ge: 
meinberath mit Zuſtimmung des Bürgerausfchuffes einzelnen Klaſſen von 
Bürgern diefe Leiftung nachlaffen, oder weitere Befreiungen vom. perfönlichen 
Dienfte, als das gegenwärtige Gefeg erkennt, beroilligen. 
$. 48, Die Laften, die auf-dem Bezug des. Amengenuffes: und. der 
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tgerholzgaben liegen, bat jeder erſt von der Beit: an zu tragen, in wel⸗ 
er in den Genuß einrüdt. - 

$..49. Wenn Naturaldienfte geleiftet werben; fo ſteht es jedem frei, 
ye ſelbſt oder durch einen tauglichen Stellvertreter verſehen zu laſſen. 

Ein Buͤrger, der wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder Abweſenheit, 
aus andern erheblichen Verhinderungsurſachen, im einzelnen Fall ben 
ft nicht felbft verfehen kann, ift zur Stellung eines Stellvertreter nicht, 
A aber zur Nachhohlung des Dienftes verpflichtet, wenn ihm folcher nicht 
I dem Gemeinderath nachgelaſſen wird. F 

Viertes Rapiten. 
Bon den Ortsabweſenden. 


$. 50. Von ber Zeit an, als ein Gemeindebürger- feinen ſtaͤndigen 
ohnfig in einer andern inländifchen oder ausländifhen Gemeinde, auffchlägt, 
> fo lange er in diefer andern Gemeinde feinen Wohnfig hat, ruhen fein 
cht ber Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen, bie Wahlfaͤhigkeit zu 
meindeämtern und die Theilnahme an Almendgenuf. 

$. 51. Der Gemeindebürger, welder, ohne feinen fländigen Wohnſitz 
einer andern Gemeinde aufzufchlagen, ein Jahr lang in einer andern Ges - 
inde ſich aufhält, verliert nach Ablauf dieſes Jahres, während der Dauer 

Abweſenheit, das Recht zum Bürgergenußz; er wird aber auch. auf eben 
lange von der Entrichtung der darauf ruhenden Laſten befreit. Nach feiz 
Rctehn ruͤckt er jedoch bei der erſten Eroͤffnung von Genußtheilen wie⸗ 
ein. 

Er bat. ferner beine perfönfichen Gemeindedienſte zu leiſten, wohl aber 
Laften zu tragen, zu welchen bie ER af dem DBefige von Lies 
ifchaften jeder Art ruht. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf denjenigen, bei feine, 

e eigene Haushaltung bildende, Familie in der emeinde zurütäßt: 

Der. Gemeinderat) kann auch andern Drtsabmwefenden, welche einen 
elfvertreter zur Erfüllung, ihrer gemeindebürgerlichen. Verpflichtungen be⸗ 
It haben, ben Bürgergenuß zukommen laſſen. 

$. 52. Die nämlihen Beſtimmungen treten bei der Wittwe eines 
meindebuͤrgers ein. 

Ausgenommen vun dem Verluſte des Burgergenuſſes fuͤr die Dauer 
er Abweſenheit ſind die Buͤrgerwittwen, welche außer dem Orte auf ‚Aips 
e oder kürzere Zeit in Dienfte treten. 

$. 53. Wer feinen fändigen Mohnfig außer der Gemeinde verlegt, it 
alten, jährlid eine Bürgerrechtsrecognition, welche, bie Summe von ‚zwei 
ben. nicht, Üüberfteigen darf, zu. entrichten. 

Fünftes Kapitel 
Von dem Bürgerrecht der Sfraeliten. ' 

5. 54. Im Bezug auf die bürgerlichen Rechte der Sfraeliten, findet 
ver daß gegenwärtige, noch das Geſetz Über Verfaffung der Gemeiriden, 
Anwendung. Es bleiben daher bie beftehenden Gefege, — ichtlich 2 
Rechtsverhältniffes zu den Gemeinden, in Kraft. 

Schfes Kapitel, 
Von bem Buͤrgerrechte der Rinder der Staatsdienet. 

$. 55. Die Kinder der; Staatsdiener, Officiere und die mit Officiers⸗ 
9 Angeftellten mit eingefchloffen, der Geiſtlichen und Schullehred haben 
neigen; ‚Gemeinde dns angeborene: Buͤrgerrecht, wo ihr Bemangfieht 


— 
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HE’ oder aitgeffellt'-war, inſofern dieſer nicht in einer Gemeinde das ange 
borene oder durch Aufnahme erlangte Buͤrgerrecht hat, oder zur Zeit ſeines 
Todes hatte; in welchemn Falle ſolches auf feine Kinder übergeht. 

8.56. War: der” Vater, welcher angeborenes Bürgerrecht hatte, in 
mehreren Gemeinde’ angeftellt; - fo verliert das Kind durch die Niederlaffung 
in einer diefer Genieinden dae Recht, ſein angeborenes Bürgerrecht i in der 
andern anzutreten: re 

8. 57.” Die'tm vorigen Paragraphen genannten Söhne find, um das 
— zuſtehende angeborene Bürgerrecht anzutreten, an: die im $. 1043, 
vorgefchriebenen Erforderniffe; gebunden, und: müffen, wenn fie in den Bürs 
gergenuß einruͤcken wolen, die im $, 34. und 35. vorgefchriebene Einkaufs: 
ſumme bezahlen. 

'& 58: Die Pflicht, dieſe Kinder ($. 56.), fo lange fie ihr angebote⸗ 
‚nes Buͤrgerrecht nicht angetreten haben, im Falle ber Dürftigkeit ‚we unter: 
‚fügen, liegt dem Staate ob. 

8. 59. ° Die Kinder anderer vom Staate Angeſtellten Haben’ das Vlies 
gereecht nur ‚da 700 fothes ihrem Water, kraft feiner Geburt odet der ur 
nahme, zufteht, oder zut Zeit ſeines Todes zugeſtanden iſt. — 
: * Siebenztes Kapitel, 

Von * von in Gemeinden, die aus berfchle denen 
DOrten zuſammengeſetzt find. =. us. 

8,60, ' Sn Gemainden, die" aus mehreren‘ Orten quſamamengeſeht Mn, 
= die eine gemeinfchaftliche Gemarkung haben, kann jeder in ſolcherbe⸗ 
kfindliche Bürger aus dem einen Orte in den andern frei uͤberhichen und bas 

. *felbft@fein Gewerbe treiben. ei 

8. 61. Jeder, ber in eine ſolche —— geſetzlich neu NE 
men erden muß, kann in jedem der, zu ber Gemeinde gehörigen, Drte ng 
nen Wohnſitz nehmen © 

8: 62. Habendie Orte, oder haben einige derſelben, aus welchen die 
— zuſammengeſetzt iſt, verſchiedene Gemarkungen, und es hat ſeither 
ein freier Ueberzug aus einem Orte in ben andern Statt — u behält 
es dabei fein Bewenden. 

..$8..63. Im andern go iſt ber Ueberzug von einem De, der’ eine 
"eigene Gemarkung hat, in einen andern, wie der ‘Ueberzug aus einer Ges 
meinde in eine andere in fofern anzufehen, daß der Ueberziehenbe fich in den 
‚Bürgergenuß der Gemeinde, in welche er zieht, einkaufen muß, Das Naͤm⸗ 
‚liche tritt ein, wenn "die fämmtlihen Orte zwar eine gemeinfhaftliche Ges 
markung, aber abgeföndertes Almendvermögen haben. 

$. 64. Im zwei Drten fann einer‘ den Amendgenuß und" die Buͤr⸗ 

gerholzgaben zu gleicher Zeit beziehen. Zr 

$. 65. Jeder, ber in eine ED Gemeinde aufgenommen 
werden will, in welcher einer oder mehrere Orte eine ‘abgefonderte Gemar—⸗ 
‚Lung, ‚haben, hat fich zu. erklären, in welchem er feinen —7 — zu neh⸗ 
men gedenkt, und ſolcher das Einkaufsgeld und: dem — Bürger 

nugens zu entrichten, fofern, legterer zu bezahlen, iſt. ar, 
ahead, Kapitel, 
Se Dem, vuhenben, Bürgerrechte: und. bem we des 
* en —— RN — 
—— y 66; Dat Bürgeirecht ruht: ie. 3 —D ui 
nl V del⸗ don Ortsabweſenden, nach —E der 6 50; * Big: 
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2).:bei.den Bürgern, welche ihren . Lebensunterhalt Armuths halber aus öf: 
fentlihen Kaſſen oder Localanftalten erhalten, und zwar in der Art, 
daß dieſe Bürger, fo lange fie diefe Unterftügung genießen, von Theil: 
nahmen ‚an. Gemeindewahlen -ausgefchloffen find. . 
3) bei. den Entmündigungen und Mundtodten. 
Bei. den ‚unter Nummer 3. Genannten ruht das Recht der Stimmges 
ng bei Gemeindeverfammlungen, die Wahlfähigkeit und die Wählbarkeit, 
$. 67: ‚Das ‚Gemeindebürgerrecht .geht verloren: 
1) durch ben Verluſt des Staatsbürgerrehte. 
Die. Beftimmungen des bürgerlichen Gefegbuches über den bürgerlichen - 
»d und feine. Rechtswirkungen bleiben. bei Kräften. Jedoch kann der bürs 
rlich Todte an dem Drte,. wo er ein Buͤrgerrecht hatte, ſich aufhalten, 
d auf Unterflügung aus öffentlichen Mitteln Anſpruch machen. 
5468. Die Berechtigung der Ehefrau des bürgerlich ZTodten zum Als 
endgenuß, in welchen ſich der Verurtheilte vor der DVerurtheilung - befand, 
htet fih nah den Grundfägen, welhe für die Wittwe eines Bürs 
BÄREN: ein er — 
&.:69. .., Das Gemeindebuͤrgerrecht geht ferner verloren: 
2) duch die definitive Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht einer andern 
} *73 — —— 

3) durch Aufkuͤndigung zum Behufe der Auswanderung, oder des Eintritts 
in’ den Staatsdienft, und waͤhrend deſſelben. 
Er tert ss, 

ee Bon dem Einfaffenreöhte. 

$ 70. eder Staatsangehörige, der nicht, vermöge feines Standes 
er Berufs, oder des angebornen oder durch Aufnahme erlangten Bürger: 
chts einen fländigen Wohnfig hat, kann von einer Gemeinde des Groß: 
rzogthums freiwillig aufgenommen, oder einer ſolchen zugewiefen werden, 

$. 74. Ein derartiger Heimathloſer erhäft durch diefe Aufnahme oder 
umelfung für fih und feine Familie in folcher "Gemeinde das Ein: 
ſſentrecht. 
Ehe eine ſolche Zuweiſung erfolgen kann, muß vorher ausgemittelt 
on, ‚ob ber, Zuzuweifende als badiſcher Staatzangehoͤriger betrachtet wer⸗ 
nm | RES TE SR 

$. 72. Das Einfaffenrecht giebt die Befugniß, einen jeden erlaubten 
tahrungszweig, nach Vorſchrift der Gefege, in der Gemeinde zu treiben, 
e öffentlichen Gemeindeanſtalten zu benugen, und endlich ben Anſpruch an 
e Gemeinde auf die Unterflügung in Fällen der Dürftigkeit; ausgenom⸗ 
en, wo ber Staat die Verbindlichkeit der Unterftirgung hat. 
873. Wenn keine Gemeinde einen heimathlofen Staatsangehörigen 
eiwiliig aufnehmen will; fo iſt er einer folhen vom den Staatsbehörden, 
iter Beobachtung folgender Vorfchriften, zuzumeifen: "" | | 
Ä). diejenigen, ‚welche. ihr angebomes oder durch Aufnahme erlangte Buͤr⸗ 
gerrecht in der Abficht, auszumandern, aufgegeben haben, auch wirt 

lid ausgewandert, und,. ohne ein — Heimathrecht zu erlangen, 

zurü ehrt find, „werben bei Gemeinde zugerdiefen, in welcher fie fruͤ⸗ 


1 her, Bürgerrecht ‚hatten; z u 

2) berjenige Heimathlofe, der fih fünf Jahre in einer Gemeinde unun- 

terbrochen ‚für ſich ober mit feiner Famille aufgehalten hat, iſt der 
Gemeinde ‚des Aufenthalts zuzumeifen.. — — | 


Hat exr ſich in mehreren Gemeinden fuͤnf Sahıe lang aufgehal- 
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ten; wird er ber Gemeinde des legten fünfjährigen A 
zugewieſen. 

3) Iſt ein fünfjähtiger Aufenthalt im einer Gemeinde nicht darzuthun; 
ſo wird er der Gemeinde zugewieſen, in welcher er geſetzlich getraut 
worden iſt, und zwar, wenn mehrere Gemeinden zu ‘einer’ Pfar⸗ 
rei gehören, derjenigen Gemeinde, in welcher bie Trauung vorgenom⸗ 
men wurde. 

Findet auch dieſe ing beine Anwendung; ſo iſt 

der Heimathloſe derjenigen Gemeinde zuzuweiſen, in welcher er ſich 
zwar nicht fuͤnf Jahre, aber doch mehr als drei Monate zuletzt auf⸗ 
gehalten hat, und wenn dies nicht anwendbar iſt; fo kommt 

6) die Reihe an die Gemeinde, wo er geboren, oder als Findling aufe 
‘ funden morben ift. 2 

7° Auf Kinder, welche in Gebaͤhthaͤuſetn, Strafanftalten 4 an⸗ 
dern Gefaͤngniſſen geboren wurden, findet ‚iefe Vorſchrift keine Ans 
wendung. 

6) Iſt der Geburtsort nicht auszumitteln; fo ift der Heimathiofe derjenl⸗ 

gen Gemeinde zuzuweiſen, in welcher er ſich zuletzt aufgehalten hat, 

oder in welcher er aufgegriffen worden iſt. 

7) Die Ehefrauen der Heimathlofen, deren Ehe vom Stäate Als Birgerfich 
güftig erffärt wird, erhalten in dem Orte das Einſaſſentecht, welchem 
ihre Ehegatte zugetheitt‘ worden ift. 
$. 74. Die Zumeifung. der Wittwen von Heimathlofen tft, * den 

obengedachten Beſtimmungen im 8. 73. 1. bis 6., zu entſcheiden. 

Können. foldye nicht in Anwendung kommen; fo- find diefelben der Ge⸗ 
meinde. zuzutheilen, in welche ihr Ehemann hätte gewiefen werben müffen, 
wenn er am Leben gewefen wäre, 

$. 75. Werden. Heimathlofe in MWaldungen, die eine abgefonderte Ges 

markung haben, aufgegriffen; fo find fie der nächften Gemeinde zuzuweiſen, 

welcher die ‚polizeiliche Aufficht nach $. 153, des Geſetzes über, Gemeindevers 
faffung zuſteht. 

$. 76.. Die Kinder der Heimathlofen, die noch unter her väterlichen 
Gewalt find, erhalten das. Einfaffenreht in der Gemeinde, ‚welcher, ihr Bas 
ter, oder bei umehelichen Kindern bie Mutter zugetviefen worden iſt, oder 
zugeiviefen worden: wäre, wenn bie eltern fich- noch. am Leben befüns 
den hätten. 

$. 77. Die Einfaffenverhältniffe der, ‚der Alterlichen Gewalt zur Zeit der 
Zuteifung der Aeltern in eine Gemeinde bereits entlaffenen, Kinder werden 
nad) den Borfchriften des $. 73. 1. bis 6. beurtheilt. 

6. 78. Bei benjenigen Heimathlofen, welche einer Gemeinde aus dem 
runde der Zrauung in derfelben, oder. weil fie in folcher geboren, oder in 
Maldungen, bie eine abgefonderte Gemarkung. haben, aufgegriffen worden i 
find, zugewiefen wurden, liegt in Fällen des Nothftandes dem Staate die 
Unterhaltöpfliht ob, und eben fo nad ihtem Abfterben hinſichtlich ihrer 
Kinder. 

§. 79. Einſaſſen, die ſich zehn Jahre in ber Gemeinde, welcher fie 
zugeibieſen worden ſind, klaglos betragen, md hren Unterhalt dutch Fleiß 
und Thätigkeit ſich erworben haben, kann der Gemeinderath, mit Zuſtim⸗ 
mung des Bürgerausfchuffes, das Buͤrgerrecht ertheilen. 

$. 80, Den Sinnen der Einſaſſen muß, wenn fie das Dſte Jahr 
eejct, einen guten Leumund haben, die in den 88. 10-13 Orgefehries 

“ Bedingungen erfüllen und zehn Jahre berdits in ber Gemeinde ſich 
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tlaglos aufgehalten haben , das Buͤrgerrecht ertheilt. werben. Sie find jedoch 
ſchuldig, ſich nach den Voeſchriſten der $$. 34. und 35. in den — 
nuß einzukaufen. 
TV. T ite L. 
Don dem Berfahren in Bürgerannahmefaden. | 
$. 81. Die Gefuhe um Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht find 
mit allen erforderlichen Zeugniffen dem Gemeinderathe der Gemeinde, in 
welche die Aufnahme gefchehen fol, vorzulegen, welcher zu entfcheiden hat, 
ob nach Vorſchrift diefes Gefeges die Aufnahme zu bewilligen oder abzufchlas 
gen fey. Nach erfolgter Entfchließung ift der Bürgerausfhuß, und im Falle 
des $. 42. die Gemeinde über ihre Zuftimmung zu vernehmen, fofort die 
Aufnahme zu verfagen , ober zu bewiiligen, 
$. 82. Jeder Betheiligte kann den Recurs gegen die Entfchliefung bes 
Gemeinderaths nach den gegenwärtigen und kuͤnftigen Vorſchriften über Re— 
eurfe einlegen. Betheiligte find: 
1) der, welcher um Bürgerannahme, oder ald Heimathlofer um Zulaſſung 
in eine Gemeinde nachgeſucht hat; 
2) der Buͤrgerausſchuß, wenn er über eine Buͤrgerannahme nicht gehört, 
oder feine Einfprache nicht beachtet worden ift; 
3) er = und Grundherren in gleichem Sale, nah Maafgabe des 
Einzelnen Mitgliebern ber Gemeinde fteht eben fo wenig ein Recurs zu, 
als dee Gemeinde felbft, oder einer Zunft. 
$..83. Die Stelle, an welche der Recurs ergriffen wird, hat immer 
nur darüber: zu. entfcheiden, ob die Vorfchriften des Gefeges in richtige Anz 
wendung gekommen feyen oder nicht, und ob hiernach die abmweifende Wer: 
fügung. zu beftätigen, oder die Gemeinde zur Aufnahme verpflichtet fey. Die 
Gründe eines abändernden Erkenntniffes find jedesmal Eurz anzugeben. 
Der Gemeinderath ift ebenfalls zum Mecurs gegen abaͤndernde Ent: 
ſchließungen ber- Staateverwaltungsftelen, oder wegen Zutheilung von ‘ 
SHeimathlofen berechtigt, nach den obgedachten Vorfchriften über Recurſe. 
$. 84. Jedem, ber durch betrügliche Angabe oder auf falfche Urkunden, 
oder auf Urkunden, welche unrichtige Angaben enthalten, deren Unrichtigkeit 
er gewußt hat, um die Bürgeraufnahme nachſucht, kann von dem Gemeinde: 
rathe die Aufnahme als Bürger verfagt werden. Er leidet außerdem die ges 
fegliche Strafe feines Verbrechens. 
$. 85. Der gefeglichen Strafe unterliegt eben fo derjenige, der auf ſolche 
Urkunden ober betrügliche Angaben das Bürgerrecht erfchlihen hat. Außer 
biefem ift bemfelben,, wenn er ein babdifcher Staatsangehöriger ift, auf Klage 
bes Gemeinderathes von den Staatsvermaltungsftellen das Bürgerrecht wieder 
zu entziehen, und derfelbe in feine frühere Heimathsgemeinde — 
wenn der Gemeinderath dieſer Gemeinde wiſſentlich, oder durch grobes Ber: 
ſchulden, ein falfches Zeugnig ausyeftellt hat, durch welches die Aufnahme in 
ber andern Gemeinde veranlaft wurde. 
. Das bezahlte Einkaufsgelb wird demjenigen, deſſen Buͤrgerrecht als 
nichtig erklaͤrt worden iſt, nicht zuruͤckgegeben. 
$. 86. Wird im Falle des $. 85. dee Aufgenommene auch nicht zu= 
ruckgewieſen; fo verliert er dennoch, und zwar. der Inlaͤnder auf drei Jahre, 
der Auslaͤnder aber auf ſechs Jahre, den Buͤrgergenuß. 
$. 87. Dieſe Klage kann jedoch nur ein Jahr lang, vom Tage ber 
Aufnahme an gerechnet, angeftelft werden. | 
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F. 88. Der gefegfichen Strafe unterliegen ferner die Aeltern, Vormuͤn⸗ 
der, obrigkeitlihe Perfonen und alle, welche an ber eigen) fafe 'oder 
» unrichtiger Urkunden oder Zeugniffe Theil genommen haben. -; 


Zranfitorifhe Beſtimmungen. 


Den Uebergang der Schugbürger in das Gemeindebürgerrecht 
betreffend. 


$. 89. Bor dem Tage an, am melchem biefes Gefeg in Wirkſamkeit 
tritt, erhalten die ſeitherigen Schutzbuͤrger das Gemeindebuͤrgerrecht, mit Aus⸗ 
nahme des Bürgernugeng, wo fie ſolchen feither nicht bezogen haben, und fie 
übernehmen zugleich alle Pflichten und Laften der Gemeindebürger, 

Von dem nämlichen Zeitpunet an hören auch alle befondere perföns 
Er Gemeindedienfte auf, welche die Schugbürger feither als ſolche zu leiften 

atten. 
Die beſonderen Gemeindeabgaben, die die Schutzbuͤrger ſeither als ſolche 
zu entrichten hatten, hoͤren erſt am naͤchſten Verfalltag auf; bis dahin ſind 
ſolche zu bezahlen. 
. 90. In Gemeinden, in welchen ſeither für den Antritt des ange⸗ 
borenen Bürgerrechts eine befondere Gebühr bezahlt wurde, haben die Schutz⸗ 
bürger für das durch das gegenwärtige Gefeg ihnen verliehene Gemeindebuͤr⸗ 
gerrecht die im 8.12. beftimmten Antrittsgebühren, nach Abzug defjen, mas 
fie für ihre Aufnahme als Schugbürger bezahlten, zu entrichten, 

$. 91. In den Gemeinden, in welchen zunn beftehbt, bat der 
feitherige Schugbürger nach den Vorſchriften der $$. 34. und 35. dem dreis 
fachen Fahresbetrag der Bürgernusungen in die Gemeindekaffe zu entrichten, 
Ihm gehen alle Gemeindebürger vor, melde an dem Tage, an: welhem das 
Geſetz in Wirkfamkeit tritt, zum Bürgergenuß berechtigt und befähigt waren, 
und alle, welche fic) bis zu dem Tage, an welchem er obgedachte Beiträge 
in die Gemeindekaſſe entrichtet, befähigt haben. 

| $. 92. Durch die Aufnahme der feitherigen Schugbürger zu Gemein 
debuͤrgern Eönnen die Genuftheile der jegt im Befig von Buͤrgergenuͤſſen bes 
findlihen Ortsbürger, fo lange diefe leben, nicht gefchmälert werden. 

$. 93. Soweit die vorhandenen Genußtheile nicht für alle feitherige 
Schugbürger hinreihen, ruͤcken diefe nad der Meihe, nach. ber fie in das 
Schusbürgerreht aufgenommen wurden, in die künftig offen werbenden Ge: 
nußtheile ein. Sind, ehe diefe Genuftheile offen werden, andere Bürger 
aufgenommen worden, oder haben diejenigen, welche ein angeborenes Bürs 
gerrecht hatten, daſſelbe angetreten; fo concurriren dieſe mit den feitherigen, 
nod) mit feinen Genuftheilen verfehenen,. Schugbürgern hinfichtlich des. Eins 
rüdens nach dem Verhältniß ihrer Anzahl zur Zahl aller vorhandenen frühes 
ten Ortsbuͤrger. 

8. 94. In den Gemeinden, in welchen bie "feitherigen Schugbürger 
Antheil an dem Bürgergenuß hatten, verbleibt er — in der bisherigen 
Art und Groͤße. 

Bei dem Anſchlage des vorgedachten dreijährigen Werthes des Buͤrger⸗ 
genuſſes iſt der nach gleichem Maaßſtabe zu berechnende Betrag des Antheils, 
den die Schutzbuͤrger ſeither zu beziehen hatten, in Abrechnung zu bringen, 
und nur der Reſt in die Gemeindekaſſe zu bezahlen. 

$. 95. Die Söhne der ſeitherigen Schutzbuͤrger, welche an dem Tage, 
an welchem biefes Gefeg in MWirkfamkeit tritt, noch nicht volljährig find, 


twerden von da an fo angefehen ’ als wenn . das — ange⸗ 
boren waͤre. 
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1. 6... Die Toͤchter der feitherigen Schutzbuͤtger werben, wenn. ſie ſich 
mit einem Gemeindeduͤtger verheirathen, in Bezug auf Vermögensnachigeifuns 
gen und Einkaufsgelder, wie die Töchter ber Ortsbürger behandelt, _ 
an Borftehendes Geſet tritt mit dem 23. April 1832 in Wirkfamkeit t’d 

Gegeben zu Karlsruhe in Unf evem Großherzoglichen rg 
den. 31. — 1834. 
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SHurfärfentgum Seffen: — 


m) dem Staate des (feit 1803) Churfürften Wilhelm L- von 
Heffen-Eaffer beftand, bis zum Jahre 18067 eine, aus der ‚zweiten 


Hälfte des: Mittelalters flammende, landftändifhe Berfaffung. Ei 


gab -diei’Klaffen der Landftände: Praͤlaten, Ritterfhaft, und 
Landſchaft, "welche letztere die Abgeordneten der Städte ums 
ſchloß. Nur der Güterbefig befaͤhigte und berechtigte zur Standſchaft; 
Fabrikanten, Kaufleute und der gelehrte Stand waren auögefchloffen. 

Als Präalaten erfchienen: 1) der Landeomthur der Ballei Heſſen; 
2) die drei Dbervorfteher der adeligen Stifter Kaufungen und Wetter; 
3) ber Dbervorficher der Gefammthofpitien Haina, Merrhaufen, Hofheim 


und Gronaus 4) die“Univerfität Marburg, vepräfentirt durch ihrer: Pros 


rector, den Kanzler oder Bicefanzler (Waͤhrend des. Rheinbundes 
ward der teutfche Orden aufgehoben, fo daß die Würde eines Landcom⸗ 
thurs erloſch; und von den Aa — geweſenen Hoſpitien Fan 
Hofheim an Damiftadt) - 

Die Ritterfchaft war- — ‚fünf Strͤmen eingetheilt: 1) din 
Fuldaz'2)'der Diemelz-3) der Schwalm; 4) der Werra, und 5) der 
Lahn. Die erfte befand aus 20, die zweite aus 14, die dritte aus 24, 
die vierte aus 19, und bie fünfte aus-14-zu Landtagen berechtigten ade⸗ 
ligen Familien. 


Bei den Landtagen bideten Pralaten und‘ Kitterſchaft nur Eine 


Curie, in welcher von den Rittern nach dem Alter) dann von den De: 
putirten ber -Univerfität. Marburg, : von dem Obervorſteher ber abeligen 
Stifter, und zulegt von dem Erbmarfchalle, (aus der freiherrlichen Fa— 
milie Riedeſel), ‚dem. Praͤſidenten dieſer Curie, votirt ward. 

Die Staͤdte, welche zuſammengenommen den Namen der Land⸗ 
ſchaft führten, wurden, gleich der Ritterſchaft, nach den genahnten fuͤnf 
Fluͤſſen eingetheilt. Zu der Landſchaft an der Fulda gehoͤrten 7, an der 
Diemel 9, an * Scwalm 9, an der Werra 6, und an ber Lahn 8 zu 


Landtägen bereihfigte Städte, über welche das Directorium der Magiſtrat 
einer Stadt führte. Sogenannte ausfchreibende Städte waren nad) 
diefen ‚Stromgebieten, Caſſel, Heröfeld, Eſchwege, Homberg und 
Marburg. 

Die Grafſchaft Katzenellenbogen ward durch ein, aus den Landes⸗ 
vorſtehern gewähltes, Individuum auf dem Sandtage vertreten. Die 
Graffhaft Schaumburg hatte befondere dagegen das Fürs 
ſtenthum Hanau gar keine Vertretung. | 

‚ Die in Hefien gehaltenen Landtage zerfielen i in große und engere, 
Große wurden genannt, auf. welchen fämmtliche Prälaten, und uns 
ter diefen wenigftens zwei Deputirte der Univerfität Marburg, ſaͤmmtliche 
Glieder der Nitterfchaft, und von jeder landtagsfaͤhigen Stadt ein 
oder mehrere Deputirte , erfchienen. — Im neuerer. Zeit waren große 
Landtage, wegen ihrer Koften, und weil die‘ Beichlüffe des fläns 
diſchen Ausſchuſſes Den Übrigen Ständen zur Ratification vorgelegt 
wurden, nicht ‚mehr: gehalten worden. — Zu dem engern Lanbtage 
traten weniger ‚Stände 'zufammen; nur vier ber Obervorfteher der abe 

Ugen Stifter; nur ein Deputirter der Univerfitätz ein vitterfchaftlicher, 
und, nebft dem. Blirgermeifter der Stadt Cafjel und dem Deputirten der 
Grafſchaft Kabenellenbogen, ein landfchaftlicher Deputirter von jedem Strome, 

Es gab feinen: Landfyndicus, fondern der Confulent der Familie 
Kiedefel verfah deffen Stelle; auch befand ſich dad landſtaͤndiſche Archiv 
(außerhalb Landes) zu Lauterbach unter der Verwahcurg der Familie 
Riedelel. 

Zunaͤchſt beſchraͤnkte ſich der Wirkungskreis der Stände nur auf das 
Beroilligungsrecht zu Reichsſs-, Kreis- und Landfteuern, die, ohne ihre 
Buftimmung, weder angefeßt noch. erhoben werden durften. In andem 
Angelegenheiten des . Staates‘ Fonnte, zwar; der, Regent den Rath der 
Stände in Anſpruch nehmen (nad der Refolution vom Jahre 1655 
„behielt es der Landesherr fich vor, die-Stände bei wichtigen Landesan⸗ 
gelegenheiten zu Rathe zu re nach, der Praxis war er a nicht 
baran — 





Als nun im Jahre 1806 nach der Sglacht bei Auerftädt, der 
Churfuͤrſt durch Napoleon ſeines Landes beraubt, und daffelbe im Tilfiter 


Bol. Beurbundete Darftellung der Hurheffifhen Landtags 
verhbandlungen, mit Blidin a auf die Dergangenpeit, Gegenwart und Zukunft, 
„Cohne Verleger und Werlagsort) 1816. 8 — Churheffif nbtasaure 
bandlungen vom Zahre 1816.-8 Abtheilimgen. (ohne Verl.) 1816.8. — Ber 

- bandlungen der hucheffifhen Landſtande in den — 1815 — 16, 
in (Luden8) alarm, Weageiuerfalfungsantitoe, Band 1. St. 4. ©. 501 f. und 
Band 2, St. 3 | — Was bedürfen, was wünfhen und was er: 
warten —— —— Bewohner x. von dem auf den 16. 
Diet. 1830 u ae engerm Kandtaget 2 —8 Srankfurt a. M. 


: 
2 — 
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Frieden (7. und’ 9. Juli 1807) mit dem neugeflifteten Königreiche 
Weftphalen verbunden, fo wie Gaffel zur Hauptſtadt dieſes Königreis 
che erflärt warb; da galt auch die oben (S. 38.) mitgetheilte, Vers 
faffung des Königreihes Weftphalen in den churheffiihen Erb⸗ 
kindern; durch fie ward wenigſtens das erfte Beduͤrfniß einer andern. und 
zeitgemäßen Verfaffung angeregt. BR 

Diefe Verfaffung erlofch aber mit dem Exlöfchen des Königreiches 
felbft im Spätjahre 1813. Der Churfürft kehrte nach Caffel zuruͤck, nach⸗ 
dem. er mit den Verbimdeten zu Frankfurt am Main am 2, Dee. 1813 
einen Vertrag abgefehloffen hatte, in welchem er in feine vorigen Rechte 

eingefeßt, und: verpflichtet war, die Berfaffung vom Jahre 1806 
berzuftelten. | J | 

Allein diefe Herftellung erfolgte nicht; es berief vielmehr der Chur⸗ 
fürft, durch Verordnung vom 27. Dec. 1814, zum 1. März 1815 zwans 
zig fländifche Deputirte (2 aus den Prälaten, 5 aus ber Ritterfchaft, 
8 aus den Städten, und 5 aud dem — im früherer Zeit nie vertrete⸗ 
nen — Bauernitande). So beftanden nun drei Eurien des Lands 
tages, wi 


a) Verordnung Wilhelms 1 vom 27. Dec. 1814, | 
bie Wiederherftelung der vaterländifchen Steuerverfaffung und 
die Convocation der heffifchen Landftänd. betreffend. -: 


Bon Gottes Gnaben Wilhelm 1 x. Nachdem, nad gluͤcklich errungenem 
Srieben, die Hinderniſſe größtentheild befiegt find, die ed Uns bis jest unmöglich 
machten, eines Theils Unfern geliebten Unterthanen eine größere Erleichterung, als 
bisher gefchehen konnte, ep die erforderlichen Staatsbebürfniffe nothwendig ges 
worbenen Abgaben angebeihen zu laſſen, anbern Theils Uns mit Unfern getrguen 
Ständen über die wichtigften Landesangelegenheiten zu berathen, finden Wir Uns, 
um ‚keinem weitern Zweifel über Unfere Willensmeinung Raum zu geben, und um, 
fo viel es in Unfers Kräften fteht, die Wunden zu. heilen, ‚die ein fiebenjähriger 
verhängnißvoller Zeitraum Unfern Unterthanen flug, aus eigenem Antriebe bewos 
gen, unmittelbar Folgendes feftzufegen und zu verorbnen: 

Es ift nämlich Unfer ernfter Wille und fefter Entfhluß, daß 


1) mit dem 1. Jannar k. 3. in Unfern Staaten diejenige Verfaffung wieber 
bergeftellt werbe, welche im Sahre 1806, ſowohl hinfichtlich der —— 
und landſchaftlichen, auf Petri- und Martinitag fälligen, Steuern, als auch ber 
fländigen und unftändigen Gontribution beftand. i 

2) Die milden Stiftungen und Kirchen, die Geiftlihen und Schullehrer follen 
jedoch von gedachtem Zeitpuncte an, der ihnen im Jahre 1806 verfafjungsmäßig zus 
geftandenen Immunität von jenen Abgaben um fo mehr fich zu erfreuen haben, als 
die Benugung von Grundftüden, Binfen, Zehnten und Gefällen den Geiftlichen und 
Schullehrern ftatt eines firen Befoldungstheild angewiefen tft, mithin im Fall einer 
Befteuerung der Staat fowohl zu einer Entfhädigung derfelben, ala bei eintreten: 
der Schmälerung ber Fonds der milden Stiftungen und Kirchen in das Mittel zu 
treten verpflichtet ift. 

3) Da Gefege aller Art, wenn ein günftiger Erfolg fie begleiten fol, den Zei⸗ 
ten und Sitten angepaßt werben müffen, und es einer der erften Grundfäge einer 
vernünftigen Staatsadminifträtion und eines gerechten Abgabefyftems ift, daß gleiche 
Laſten mit gleichen Schultern getragen werben; fo follen ‚diejenigen Corporationen 
. und einzelne Unterthanen, welche nicht unter der Kategorie der sub 2 erwähnten 

begriffen find, gefest auch, daß biefelben im * 1806 eine Immunität genoſſen 
hätten, zur Goncurrenz herangezogen werben. In Beruͤckſichtigung jedoch, daß ci» 
nem großen Theile diefer Staatsglieder, in ber Eigenſchaft ald Vafallen, beſondere 
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obliegen, und daß, aͤhrend des ufurpati eſitzes Unſerer 
a Bee De ——— e Steurranfalag en Vor⸗ 
wurtf der Uebereilung und — tatrifft; ſo ſollen, nachdem vother uͤberall 
bie: fogenanhten- Zulagsheller, welche hierdurch fuͤr die Zukunft gaͤnzlich aufgz hoben 
und. abgeſchafft werden, abgeſetzt worden, gedachte Corporätionen und einzelne 
Staatsglieder, als Beſitzer ehemaliger exemten Güter; zu den Staatslaſten mit 2 
deejenigen Antheils concurriren, mit bemopiefelben fuͤr dieſes Fahr" zur Contribu⸗ 
tion geſetzt worden ſind. Dieſe Abgabe Pi als ertraordinaire Kriegsſteuer, eine 
Beftimmung, bie diefelde ohnehin ſchon für dieſes Jahr Hatte, in dem folgenden- 


N... 1 PTR . 

».% Die Frohnden und, Dienſte ſollen zwar im Allgemeinen had dem Maaßſtab, 

nach welchem ſie uns im’ Jahre 1806 geleiſtet wurden‘, — 2*— eingefuͤhrt werden; 

ea? iſt jedoch hierbei vor allen Dingen ber Flor und das Intereſſe des Ackerbaus zu 
eruͤckſichtigen, und dieſes mit wohl hergebrachten Rechten in eine, das Wohl des 

anzen zu bezweckende, Uebereinſtimmung zu bringen, wobei es ſich übrigens von 
ſelbſt verſteht/ daß dieſe Leiſtungen, wie chemals, nach einem gewiſſen Anſchlag von 
dem zu verhaltenden Steuercapital zuvor abgezogen, der Reſt aber nur zum Ber: 
alt gefgeienen, und hiernach der Contributionsbetrag regulirt werde. _ 

5) Den’ Beihes, Erbliihes und Bandfiedelgätern, welche, nach der Verfaſſung 
5 1306, und nad. dem Inhalt. der Erbleihebriefe, von, Entrichtung ber 
onteidution und Steuern befreit waren, wird auch diefe Immunität für die Zus 

kunft — es ſey denn,‘ —— zu⸗ lc Du geringe- Canon mit beim 

wahren Extrage: in einem zu ‚gro Mißv tniß ſteht, in weldem. Fall Wir 

Uns, auf den Antrag. der Bepkenen, Un —— —E alten. 

6) Die dandesſchuldentilgungsſteuer, deren Beſtimmung fehen der Name aus⸗ 

druͤckt, und die zur Erhaltung und Sicherung des oͤffentlichen Credits nothwendig 

iſt, ſoll auch für das kuͤnftige Jahr, jedoch als eine extraordinaire Steuer, derges 
ſtalt erhoben werden, daß gegen deren Entrichtung keine Art von Steuerfreiheit 
geltend gemacht werben kann. if | 
Es ſoll aber die Zweckmaͤßigkeit des Anſchlags, nach. welchem berfelbe in bies 
fem Jahre erhoben worden iſt, genau geprüft, und dem vorgaͤngig die deshalb zu 
treffenden Abänderungen zu Unferer Genehmigung einberichtet werben. 

*7 Alle übrige Abgaben, welche ein fiebeniähriger Despotismus auflegte, und 

die der ehrwärdigen Verfaffung Unferer Staaten fremd. find, werben. hierdurch 

gänzlich abgefhafft und aufgehoben. 

8) So gewiß es fi) auch erwarten läßt, daß die Befchlüffe des, in Wien 
glüctich begonnenen, Gongreffes auf die innern Verhältniffe ber teutfchen Staaten 
und insbefondere auf die landftändifche Verfaffung, von bebeutendem Einfluß feyn 
werben; fo ſoll dennoch die durch bie ‚bisher Statt gefundenen Eriegerifhen Umge— 
bungen, und durch die Nothwendigkeit einer fchnellen und energifhen Regierungss 
weife verzögerte Zufammenberufung ber Landftände nicht länger ausgefegt bleiben. — 
Wir wollen daher, daß auf den 1. März £& 3. der engere Landtag zufammentreten 
fol, und ernennen daher zu Unfern Commiffarien, und zwar zum. erften, Unſern 
Etatöminifter v. Schmerfeld, und zum zweiten, Unfern geheimen. Regierungsrath 
Haflenpflug. — — 

Da jedoch bei den veraͤnderten Zeitverhaͤltniſſen die Gruͤnde wegfallen, welche 
in vergangenen Tahrhunderten den Stand der Bauern, als Leibeigenen, von jedem 
Antheil an landſchaftlichen Verhandlungen ausſchloſſen; fo wird dieſer Klaſſe Unfe: 
rer Unterthanen das Recht hiermit eingeräumt, zu dem bevorſtehenden Landtag Des 
putirte zu wählen und abzufenden. Die Eintheilung nach den 5 Strömen, fo wie 
die Wahl der Deputirten, wozu jedoch der Verfaffung Kundige genommen. werden 
— erg fih, fo viel als möglih, nad den, für die Städte vorhandenen, 

orſchriften. 

9) Die zur Regulirung verſchiedener adminiſtrativen Gegenſtaͤnde niedergeſetzte 

Commiſſion hat ihre Arbeiten zu beſchleunigen, damit dieſelben bei dem bevorſtehen⸗ 

den Landtage benutzt werden koͤnnen. 

Damit nun dieſe Unſere, lediglich das Wohl Unferer Unterthanen bezweckenden, 

aus eigener Bewegung getroffenen, Verfuͤgungen alsbald in Vollzug geſetzt werden; 

haben Unſere nachgeſetzten Behoͤrden, eine jede, ſo weit es ſie angeht, ſofort das 
öthige allenthalben zu verfügen. 

Urkundlid Unferer hoͤchſteigenen Unterfchrift und beigedruckten hurfürftlichen ge 
heimen Infiegeld. So geſchehen Caffel, den 27. December 1814. 

 (L.8.) | Wilhelm, Ehurfürft. 
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Kati wären abet bie” Deputirten am 1. Mary 1015 zu Caffel‘ ver 
—— als bedeutende Mißhelligkeiten zwiſchen denſelben und ‚der, 
Regierung entſtanden; theils uͤber die beabſi ichtigte Herſtellung der vor⸗ 
maligen Verhaͤltniſſe (mit Erneuerung. der Frohnden und anderer Dienfte,, 
mit Zuruͤcknahme der verkauften Domalnen ic. )3:theild uͤber die verlange; 
ten großen Geldſummen; theils über die, ohne Mitwirkung der, Stände; 
erfolgte, Berufung des Bauernftandes: zur ftändifchen: Verfammlung ip 

, In den Gegenvorftellungen der Stände vom 11. März auf. die 
churfürftliche Propofition, „erbaten diefelben auch die Feſtſetzung einer, 
der Vernunft und ben, Erfaprungen der Zeit entfpreihenben, katve aton 
ſtitution.“ | 

Auf dief en Gegenſtand anworteie am 48. Mir bie churfucſiiche 
Entſchließuug: „In Anſehung der Abfaſſung einer Landesconſtitution waͤ⸗ 
ren die Beſchlüͤfſe des Wiener Congrefſes abzuwarten? 
Bis dieſe erfolgt waͤren, muͤſſe man ſich in Churheſſen nach dem Bor 
gange früherer Zeiten richten.” - 

Als nun darauf auf. „Wiederberftedung der aiten Verfaſſung⸗ an⸗ 
getragen wurde, antwortete der Churfuͤrſt am 1. Mai 1815: „er habe, 
nach der Wiederkehr in ſeine Erbſtaaten, die Wiederherſtellung der alten 
Verfaſſung in allen ihren Theilen ſich angelegen feyn laſſen, und insbes 
fondere der fländifchen Verfaffung durch Zulaffung bed Bauernz 
ftandes einen neuen Glanz gegeben,” womit er bie Erklärung 
verband, bie Stände möchten den Hauptzweck des Antraged nicht aus 
den Augen. verlieren: die Mittel zur Aufbringung der Koften für die Uns 
haltung des Militaird, und die Regulirung der Landesſchulden. 

Sn Hinficht der vom Churfürften geforderten Bewilligungen hatte der. 
Bauernftand von den beiden Altern Gurien fid) getrennt. Diefe letzteren 
erließen daher, auf bie ER ——— vom 1. Mai 1815, fol⸗ 
gendes 


b) Promemoria der anweſenden Staͤnde und De pu⸗ 
tirten, von Praͤlaten und Rittern, vom 12. Mai 


. In der hochverehrlihen Refolution vom 1. d., worauf verfammelte Stände 
und Deputirte von Prälaten, Rittern und gandfchaft, aud dem Bauernftande, mit 
dieſem zugleich die allen Staͤnden gemeine Antwort zu uͤbergeben die Ehre haben, 
ſind einige Gegenſtaͤnde enthalten, worauf Stände von Prälaten und Rittern, die 
babei allein betheiligt find, ſich befonders aͤußern zu dürfen, die Erlaubniß ſich ers 
bitten müjfen. 

* *. Die Trennung bes ihnen nun eingeimpften Bauernftandes, in Anfehung bies 
fer Gegenftände, von ihnen, der er fogar einen einfeitigen Widerfprud hinter * 
nen her hat vorangehen laſſen, auf den ſich jetzt gegen ſie berufen wird, ungea 
tet ſie ihrer Seits es an nichts fehlen laſſen, die wuͤnſchenswerthe Eintracht durch 
behufige Vorſtellungen zu erhalten, damit auch in allen uͤbrigen Faͤllen die Abſicht 
gluͤcklich erreicht haben, beweiſet ſchon die Inconvenienz einer, durch Einführung 
eines neuen Standes entftandenen, dritten Curie, die den Glanz überwiegen 
bürfte, den Se. königliche Hoheit durch deffen Hinzufuͤgen der ftändifhen Verfaf: 
fung zu En die Abſicht gehabt zu haben verfichern, die fi) auch gehörfamft 
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Unterzogene zu bezweifelm nicht erlauben. In der That ift auch, in jedem Reprä- 
fentatiofyftem ein dritter Stand, überhaupf. mehr als zwei en eine ſolche 
hoͤchſt nachtheilige Unform, daß fie billig vom den Eonftitutionen ausgeſchloſſen ift, 
die. allgemein. für die mufterhafteften gehalten werben , und: die vielen Proceſſe, die 
unter der alten Reichöverfaffung über die Frage an den — 5— Reichsgerichten 
entſtanden: ob zwei Stände den dritten uͤberſtimmen koͤnnten, die ſelbſt den vor⸗ 
maligen allgemeinen Reichstag oft in Verlegenheit ſetzte, lieferten die ſprechendſten 
Beweiſe darüber, und gewiß würde eine Regierung, die eine ſolche 
Berfaffung als ein Mittel gebrauchen wollte, ſtatt des ihr erſprieß⸗ 
lichen Gleichgewichts zwiſchen zwei Staͤnden, aus der Trenuung 
mehrerer, und aus dem Miftrauen unter denſelben, Vortheile zu 
ziehen, durch den Berluft des Vertrauens Aller, Heck Veh Rad 
theil davon empfinden. . WE NNINITZ,, TREE 5 779 
Allerdings ift der Bauernftand. der zahlreichfte, und vielleicht der. vers 
dienteſte um den Staat, billig daher, daß er in einer guten Ber: 
faffung repräfentirt werde. Eben fo wohlthätig für ihn, und ohne bie 
ge eines dritten Staudes, kann und. muß diefem dadurch ein Genuͤge ges 
chehen, daß der Bauer, unter der gehörigen Qualiſication als Gutsbeſitzer, activ 
und paſſiv wahifähig und dadurch befähigt werde, umter dem zweiten Stand feinen 
Sig zu nehmen. In Heſſen würde dadurch zugleich; der Mißverftand gehoben wer 
den, daß bie nicht ritterfchaftlichen des Adeld und andere Beſitzer ehemals. ritters 
ſchaftlicher Güter an der Repräfentation keinen Antheil Haben. 
Haben daher gleich treu gehorfamfte Stände ‘von: Prälaten und Rittern, ben 
Bauernftand, jedoch nur proviforifch, und. für diesmal anerkannt; jo müffen 
fie ſich doch gegen denfelben wiederhohlt verwahren, und um beffen Abſtellung bei 
et henn nr vielmehr es bei ber Aufrechthaltung nur zweier, Eurien zu 
laffen, geborfamft bitten. -;.. — Bor 
Die Entbehrung der Patrimonialgerichtsbarkeit ift einer von den allein ausge: 
bobenen beiden. Gegenftänden, welche devoteſt Untergeichnete als -Beftandtheile der 
verfprochenen alten Berfaffung mit dem aegrünbelfee Rechte anfpredyen. . Sie find 
damit beliehen, und daher berechtigt, den Schug ihres gnäbigften Zehnsheren dabei 
ausdem Lehnsvertrage zu verlangen, können: und werben: ſich deswegen auch, 
ohne daf er ihnen gewährt wird, weder belehnen laffen, noch Lehnbriefe men, 
die etwas enthalten, was ihnen zugleich entzogen werben foll; wobei zugleich bie 
entzogenen fruetus dieſer Gerichtsbarkeit, die, neben der entbehrenden, d die 


Vandesherrlichen Beamten aͤußerſt erſchwerten, Hülfe in Beitreibung ihrer g i⸗ 
chen Gefälle, die entzogenen Strafen, beſonders der auf 4 heruntergefesten Forſt⸗ 
ſtrafen, welches den Holzwerth nicht vergütet, auch daß die Ortſcha ihrer ge⸗ 


ſchloſſenen Gerichte zum Theil unter mehrere churfuͤrſtliche Aemter zerſtuͤckelt ſind 
ihren Verluſt hoͤchſt fühlbar macht. Abgeſehen davon, mögen fie aber auch dies 
noch einzige, wechfelfeitig wohlthätige Band zwiſchen den Gerichtäherren und Ge: 
richtsunterthanen nicht entbehren, und dabei bemerken, daß in Heſſen das beinah 
einzige Beifpiel der Ausnahme von der Achtung feyn würde, das nahezu alle Staa: 
ten, felbft nad) den neueften Ereigniffen, durch Erhaltung. oder, Zuruͤckgabe dieſem 
Bande bezeigt haben. Ein außergerihtlicher Widerſpruch der Juſtiziablen gegen 
ein unvordenklich hergebrachtes,, ohne denfelben ausgeübtes Recht, Tann bei dem 
Lehnsheren unmöglich ein Motiv zu der Entziehung feyn, deſſen feit Jahrhunder⸗ 
ten wieberhohlte Verleihung zugleich ihr unumftößlicher Titel if. Diefen Wibder- 
fpruch erwarteten die Gerichtsherren vielmehr im Wege Rechtens, zu dem fie bie 
MWiberfprechenden ex lege diffamari auffordern Fönnnen, fürchten ihn aber um fo 
weniger, ba letztere ihr eigenes, unverlegtes Intereffe nicht mißkennen werden, wenn 
den Mißbräuchen vorgebogen wird, die ihnen allenfalls hier und da Anlaß zu Bes 
ſchwerden gegeben haben koͤnnten, deren Rechtfertigung gehorfamft Unt ene zu 
übernehmen eben fo entfernt, als fie gern geneigt find, alle billige SMobificationen 
bei niht gefhloffenen Gerichten, und bei zerftreuten, fo wie bie Bes 
ftellung für fähig anerkannter und hinreichend belohnter Beamten und Gerichtshalter, 
für die fie ohnehin verantwortlich bleiben, eintreten zu laffen. 

Die in der alten Verfaffung gegründeten Eremtionen find ber anbere, aus 
mehreren übergangenen allein: ausgehobene, Gegenftand, auf deſſen —— 

& 


mäßige Reclamation Unterzeichnete zuruͤckkominen müffen, der, aber wieber 
1) in die von ber Eremtenfteuer beibehaltenen 335 


2) die entzogene Immunität von der Accife, dem Licent, dem Ehauffee: und 
Wegegeld; 


* 


Gydie gleichfalls entzogene Tafelgutsfreipeit und alle übrige, notoriſch in ber alte 
heſſiſchen Berfaffung ‚gegründete, Vortheile zerfällt. | 


Promemotia vomn IE Mai 1815. 57 


‚Der beffifche Adel entzog fich niemals den Öffentlichen Laſten, und für ihm hätte | 


es des gerühmten Zuſatzes in der Acceſſionsacte: —435 
„sans que pour cela, aucun individu puisse se süustraire atıx charges 
„communes“ + Bi Bart 22 
am fo weniger bedurft, als er. ſich derfelben, am wenigſten im den Fällen, womit 
jene Stelle offenbar in Bezug fteht, entzog, wo, bei: befonderer allgemeiner Noth, 
ſchon die. ehemaligen. Reichegefege,, mittelft, deö gemeinen 6 ohne Ruͤckſicht 
auf jedwehe Eremtion, von Adel und Nichtadel, aber auch einſchließlich der reiche« 
ſtaͤndiſchen Kammer, den Beiträg von Rechtöwegen im gefehlicher Form erforderten. 


Billig’ kannte "aber der Treyfaer gemeine Landtag das Verhältnig der größern 


‚Gutsbefigen gegen: die nicht, Exemten an, daß jenem fein Stand, befonders auch 
die Erziehung ſeiner Kinder zum Dienſte des Staatesverhaͤltnißmaͤßig weit mehr 
Aufwand auflegt, daß er dagegen ſein Gut bei weitem nicht ſo Hortheilhaft benutzt, 
als derjenige, der keine oder wenigere fremde Huͤlfe dazu bedarf, deſſen Werth oh— 
nehin durch die Beſchraͤnkangen des Lehnsverbands ſehr berliert. Daher die Exem⸗ 
tionen/ die deswegen nichts weniger als ungerecht und unbillig find; wie auch Se. 
koͤnigliche Hoheit Hoͤchſtſelbſt durch den Erlaß von + einigermaßen. anerkannt has 
ben. Wollten aber auch treugehorſamſt Unterzeichnete dem aus dem Revolutions⸗ 
Schwindel entfptungenen, unter der ufurpatorifchen un ng: ra Beitgeifte nach⸗ 
zugeben fich nicht entziehen, vorausgefegt,. daß hurfürftl. Kammer mit gutem Bei: 
fpiefe .vorangeben, und durd) berhälkmißmähine Bertbeilung jeder, Stand. wirklich er⸗ 
Teichtert werden wird; fo kann das jedoch nicht chender, als mittelft einer neuen 
Gonftitution,Ivenfaffungsmäpig, mit ihrer freien Einwilligung 
geſchehen, bis.dahin aber fie Pr feiner. ungebundenen Willkuͤhr überlaffen- ſehen 
Eönnen, gegen die fie duf den Schut der alten Verfaffung ein. in derfelben und in 
der Zuſage ihres, um ſich ihr zu entziehen, zu rechtlichen ‚| verehrten Regenten zu 
gegruͤndete Rechte haben, als daß ſie nicht darauf zuruͤckkommen ſollten. Je 
rechter ihr Geſuch iſt; mit deſto größerer, Zuverſicht verſprechen fie ſich deſſen 
waͤhrung, und empfehlen ſich damit zu geneigtem Wohlwollen.. 7 Min 
Eaſſelden 42, Mai 1313. air) PER HEEN 
Anweiende Stände, und Deputicte von, Präfaten und Bittern.. 


— ISIN : "si; 1,1341 ) an hun? Gm nd 

„Bei den weitern Verhandlungen, wo bie, Stände zu einer Vermeh⸗ 
zung der Iandichaftlichen: Obligationen, . mit 400,000 Thaler ſich erboten, 
‚fprachen ſie zugleich ‚in. dem Promemoria: vom 31. Mai 4846 


Folgendes in Hinficht einer, neuen Berfaflung ausꝛ munundsi@ nad 
Dabei haben ſie zugleich, : feſt uͤberzeugt und vertrauensvoll, vor⸗ 
ausgeſetzt: | 


9 die bereits beſprochenen, erſten Grundlagen einer, bie Kai 
deswohlfahrt fichernden, Gonftitution ſchon jegt ihre Feſtſtellung ers 
halte, und diefe alſo nicht etwa ‚wieder: biß zu ‚einem; andern Zeit⸗ 
Puncte ausgefegt ‚bleibe. _ * BERNER 

Sie erfauben ſich daher, diefe Grundlagen, als einen integritenden Th 
ihres Erbietehs; Hier ſchriftlich zu bemerken, um ſo mehr, als nur d 
durch’ die Landeswohlfahtt, als der hoͤchſte Zweck Sc. koͤnigl. Hoheit, 
erreicht werden kann. nt 230 Arten pe) 

2.05, Diefe Grundlagen ſind, mit Inbegriff der, in der Note ‚des churheſ⸗ 

ſiſchen Gefandten ‚zu. Wien enthaltenen, Puncte, namentlich... ..4 

A) das Mecht der ftändifchen Einwilligung bei neu zu erlaffenden 
„allgemeinen, Landesgefeken ; RR ER 
on 2 aha, Rechk, der Werwilligung und. Regulirung ſaͤmmtlicher, zur 
EStaatsverwaltung mothwendiger, Abgabenz. ı ». >» sc myonim 
50.3) das Recht der Mitauffihjt Über’ die Verwendung derſelben fu 
allgemeinen Staatszweden; Raet SORTE IRNHEREN 


Jiaun 
} 


we am hehe 


44) das Recht ber Beſchwerdefuͤhrung inäbefondere ini Fallen der 
Malverſation der Staatsdlenet und bei ſich ‚ergebenden _ Miß⸗ 
braͤuchen jeder Attz ⸗ 
— 5 die, gänzlich Frische: des bochanbenen und zu erwerbenden 
| Staatsvermögens von dem Privatvermägen des Regenten; 
: 6); die Errichtung  einern allgerheinen: Staatskaſſe — Ditaufficge 
—— der Stände, und als Folge dasen 
er * — — die genate Beſtlwmmniung deffen,,, was in bie Afläheine Staats⸗ 
PER ‚Kaffe; fließt, ‚als. wohin nit nur alle ditecte nd. indirecte 


—R8 .. Steuern, ; fondern —* das Aufkommen -aus den Regalien 
Eꝛu 23. —* Say Domainen, und. mb 5 alfes;, was nicht: gu dem 
; —— vatvermoͤgen des? al; {hör fett Regenten gehoͤrt z 

m un Ach 2) 9 einem — JB, AP, — na 


— —— Srasseaypaahens 


se Bir ken 197 —*8*— 2. "hir 2 
an ah — * —— der — See 
zus ‚gegen. Napoleon, : nach: deſſen Mirdererfcheinen von Elba, und wegen 
Her Dutchmaͤrſche ‚der. "Preüißen veranlaten andere Vegenvorſtellungen 
der Stände: . . Diefe führten endüch am Juu 4845 wi Proroga 
tags" dutch die churfuͤrſtlichen E en, welche 
en die alle a vom 30. Iyni wit eilten: nd) daß 
Gsgenftand, (die, Feftftelung der Grundlagen einer, die Landeswohl⸗ 
ein — — VConſtitution) bis zur —S— be Landtags blei⸗ 
ben, und dann näher erörtert werben folle*) ; und 2) daß der Lands 
jaß bls auf weitere Verordttufigt prorogtet werde, Umd die Beſtimmung 
des Termins zu Wiebeterdffnung beffelbeit, unter den · dermaligen "its 
Naindenausgeſetzt bleibe; doch" folle‘ jur Berichtigung‘ und Ausarbeitung 
der Rechnungen, des Schuldenwefens eine ans einem Mitgliede der 
Ptaͤlaten und n Ritterueinem · Mitgliede ‚ber. Lanbſchaft / und⸗ einem Mit⸗ 
gliede bei des Run, beftehende Deputation. in Ar CH bleiben. 


I , re ns n ‚rd haut 

nf Jum 15: eh: 1816 * im. ;afre 1845 or, Lands 
i yon neuem. verfammelt, auf welchem diefelben Deputirten  erfchienen. 
8. wurben ihnen von, neuem, Dusch die hurfürftlichen Commiſſarien große 
Geitforberingen. der, Regierung vorgelegt, ‚und. biefe in Berathung gezo: 
gen. Gleichzeitig, am 16. Febr., machte ber ritterſchafrliche Deputirte 
des Diemelſtromes der Staͤnd everſammlung 'bie Erdffnung daß ihm von 
„dem NYringhalevinmiſf aruc· zit ‚sine ‚tohfibentieifen Mistheibing an bie 
Ä der, Refoluti 10, Era! sie ah x : 
es > SELL net 
würden, der rauhen Shen Verfü fungi deine: Mstchei Du :HEgeben, die auf 


NN * il ſas es⸗ heruhe⸗auntdas Glůͤck Zhrir golcteuen Unter: 


sam rnelse 
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tände, der Entwurf einer Fünftigen Verfaſſung übergeben 
ren waͤre Die. Saande beſchloſſen nach. Curien darüber. au beraten, 


Entwurf‘ einer "Verfaffungsurkunde, den hurheffi- 
ſchen Ständen im "Februar 1816 mitgetheilt. — zwei 
nlagen, x 


Erſee Kapitel. u ı mariy mt lo 


Hl) 3 I) 


"Von den Regenten, der Erbfolge und der Kegierungsform.. 


1: Die Regierungsform iſt monarchiſch, die Linealfolge und in — 
cht der Erſtgeburt, mit Ausſchluß des iblichen Geſchlechts, fuͤr alle Segen 
e und künftige hurhefſifche Staaten hultt S 
‚2., Der Er wird, ‚mach ben Seftshenben Hausgefegen, oe id 
3. Im Fall ber Minderjährigkeit uͤhrt die die De Mutter, und. wenn 
Mate mehr am Lehen Äft, ‚dev. naͤt fte Agnat die" ſormnbſchaft uiid“ Re⸗ 
it 
* allen Fällen ſteht bir Regierung während" der —— des 
Wr herrn ein hoͤchſtens aus „6 Mitgliedern beſtehender Regentſchaftsrath Fur 
ste, welden die Vormundſchaft "tn auen Regierangefachen zu Rathe ziehen ni 
5. Die, Regentfchaft wird, gebildet aus den "Mintftern des abgegangenen R 
ten und aus eAnigen, von den Ständen zu waͤhlenden, "Mitgliedern der Staats ⸗ 
nerfehaft, deren ettaiger Abgang. während der‘ Vormundſchaft duch eine gie 
zahl ur A, 
. Seder Ri ent gelobt, leich nach dem Antritt ſeiner Rei erung, die Bun 
ag diefer Conftituft on, und ftellt daruͤber Eine ſchriftliche V derung * 
eiches muß von der etwaige Vormundſchaft gefchenen. 9° ubi 
7. Die nuchdebornen Prinzen des Chnrhaufes bleiben im — Beruf 
: bisherigen Apanagen, welche bdenfelben ſtets puͤnctlich auszuzahlen Find St 
aftigen Fällen werben ſolche pom — dem Herkommen und den en 
— gemaͤß xecgulirt. W5 & 
19 Yi 9 135 50 9 


aid RR NEL Fa BR 


om We — «welche den chucheſfiſchen Staat bilden —— 
barkeit und Einfuͤhrung einer allgemeinen landſtaͤndiſchen Verfaſſung. 


‚3. ‚Dad. Ghurfurſtenthum Heſſen in feinem gegenpärtigeh ümfange br 
9 a) ‚die Eonbaraffcaft. — Ya oe Ms 
b) das Großherzogthum. Su I, Frhr — — — 
Ehdas Fuͤrſtenthum Herefellz 4 IR 
‚cd),das Kürftentyum Dana. 14... ame. ak vl Aus 
“ e) do6 Fuͤrſtenthum Briglar, >... ua ot monslohsen un * 
f) die Graffchaft Ziegenhangggg jung e ch 
8 die Grafſchaft Eden —— — Ren a 
die Herrihaft Schmalkalden. ° — nn 
2. Dieſe Laͤnder, deögleichen. auch, ‚die in der deie hinnttonmenden ag 
unthei ie unver äußerliches, Ganzes. 
‚Eine — aͤmmtliche Provinzen umfaffenbe landſtaͤndiſche Verfaſſung wird h 
ch eingefü et, und. hören demnach die —5 Ren, ‚einzelher Probingen bur 
ondere ‚Sandftände. von ſelbſt ‚auf. — J—— 3 
Drittes Br a pt t eb ou tan 9 KERN. 
| nn Von: den, ‚Landfländen, Pag RD. N 
1, Beſeider — Praͤlaten, den, Ritterfchaft,. ber He 
de Bauern hoͤren, gu Vermeidung, alles Anlaſſes zum Zwieſpalt der Stände, f 
Zukunft hr Saͤmmtliche Landesdeputirtt zufammen machen dig he la } } 
rſchied de 


b rg Landtagsdeputirte irepräfentirte bie ; Unterthanen ohne HR 
an 


2. Die Anzahl der Depoͤllblen 178 autzer dem Präfidenten, aus dreißig Per» 


—V— — 


— 


ni M012 
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14 Polen am laͤngſten vbelleidet A dar find ohne weitere , Baht, 
brigen 27 Deputirten follen jedoch, in Rüdficht ber orzfig * ie —— je⸗ 
ve Stand bei der Wahl einer geriffen Bahl der Deputicten genoſſen 
-8) zu — Da aus Yralaten und Aicterſchat and 2“ mit “ Prolateꝛ 
un tern; 


b) ‚zu; einem Drittel aus ben Siadt di jedes: 
Eh Bürgermeifters zu Caſſel, — als — diger Deputirter anzu⸗ 
ehen ı 


e) zu einem Drittel aus ben Grundeigenthuͤmern des platten Landes und ber 
übrigen Unterthanen, welche bei den erſten Wahlen nicht zugezogen, genoms 

men und aus dieſen Claſſen gewählt werden; 
5,3 8. Um zum Deputirten gewählt werben zu koͤnnen, ift erforberlich, daß ber 


u nde „ 
u; a) zu einer der 3 —— Gonfefflönen fi ch bekenne; 

) das 26. Jahr zuruͤckgele 26 

ae —— einer rechtm ßigen Behörde verhängte Sefüngaipafe —— 

n en unterſuchun begriffen ſey. 

‚din Die einzelnen Borfähriften des Vehlacts beſagt bie Amege A. 

+ 5; ‚Die Deputirten äußern ihre Meinung nicht nad), Vorſchrift eines etwa er⸗ 
baltenen, Auftrags, fondern nad) Ucherzeugung. 

6. Sie können. weder einen Dritten, noch felbft einen Landtagsdeputirten 
beauftragen , in ihrem Namen zu ſtimmen. 

“3nn. 2a Die. Deputirten find, I Regel nach, auf 6 Jahre gewählt; in dem 6. 
Sabre wird zu einer neuen Wahl gefhritten, jedoch Fönnen die naͤmlichen Deputir⸗ 
ten wieder gewählt werben. 

8. Sie verlieten ihr Recht als Landtagsdeputirte früher, wenn entweder der 
were err die ganze, 59* Verfammlung aufhebt, ober, fie fi ie ſich eines Verge ge) 
us 20° gemacht haben, welches von den competenten Gerichten, mit ve = 

worden. dem erſten alle * fe jedoch — 
wen —* — werden. se tehn —* 


N 2 yeeeee rn Kap el 


Bon dem Wirkungsfeife, ben Pflichten und — FA 

u. 4,, Die Stände ſind verpflichtet, für Aufbringung aller orbentlichen und au⸗ 

— Staatsbeduͤrfuiſſe durch Verwilligung von “A 

u, jorgen. 

E 12, „Die Stände haben das Recht, einen jeben Staatöbeamten, wetär 

einer Uebertretung der Cönftitution, einer Malverfation ober Concu Idig 

gemacht, anzuklagen. Die Sache muß alsdann auf gefeglichem Be € eg 

und den Ständen vom Erfolge Nachricht gegeben werden. 

8. Die Deputirten können während der Siguingsperiobe 2. ans als mit 
Buftimmung der Verfammlung verbaftet, und auch nachher, zu einer Zeit wegen 
ihrer Meinungsäußerung im Berufe zur Rechenſchaft gezögen werben. 

4, Ohne Buftimmung der Stände kann Fein das Steuerweſen 'betreffendes, 
auch Fein die Eigenthumsrechte, bie perſonliche Freiheit oder die — 
air Geſetz gegeben- werben. 

Verordnungen, welche zur Volſſtreckung ber Erläutei ig choir beft 
Ps oder zur Verhütung -von bei Betreibung der Gewerbe ergebenden 
Schleifen 66 und Verfügungen, welche —— ‚nd, — auch, 
‘ohne die Stände darüber fi hören, vortäuftg etla 

6. Die Landftände koͤnnen zu neuen Geſetzen if zu Verbefferhngen’ber alten 
Anträge machen, und [che dem Regenten sale Br vortragen. 

7. Im bdiefer Form können fie ‚die. befondern, Beſchwerden ur? Unterthas 
nen, welche zu ihrer Kenntniß gelangen‘, vorbringen, infofern es n dt das Inter: 
eſſe — betrifft, mithin zur Entſcheidung der. Gerichte gehoͤrt. 

Auf jeden: Antrag der Stände wird. eine: Refolution, ar baldui 
— erfolgen. · 
one ne wapiteke era re 


Bf Sins kun nuimditde Von, den honhtagen. 
We Der Lanbeers: tzochet bie Bufamanenkunft. Are ha, fofie fe fir 
ndthig gl Bert 133 dr — wir ur. BR ma 


u 
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2. Die Zufannmenberufung muß zum wenigften alle 6 Zahre geſchehen, und 
ift alödann, der Regel nach, der Anfang des Monats März dazu bejtimmt. | 
Eine außerordentlihe Bufammenberufung der Stände ift jebesmal nöthig, 
wenn ber Landesherr mit Tode abgeht; der Tag der Zufammenkunft darf nicht läns 
ger, ald einen Monat nad) dem Zodestage ausgeſetzt werben. 
4. Ohne befondere Echreiben an die Deputirten zu erlaffen, geſchieht die Zus 
. fammendberufung der Stände durch eine allgemeine Bekanntmachung in dem Blatte, 
welches alle Gefege enthält. a 
5. Alle das gemeine Wohl betreffende Gegenftände find dazu geeignet, auf 
dem Landtage verhandelt zu werden. \ 
. Die Art der Einrichtung und Behandlung der Gefchäfte, fo wie bie 
Zahl der DOfficialen und deren Befchäftigung, ift in der Anlage B. enthalten. 
7. Der Regent kann die Eisung vertagen; er kann auch ben Landtag auflds 
fen, ift jedoch verbunden, zugleich mit der Auflöfung die Wahl neuer Deputirten 
zu — und kann ſie noch in demſelben Jahre zu einer Zuſammenkunft 
berufen. 
8. Die Landtage dürfen, der Regel nach, nicht länger als 2 Monate dauern, 
und ift aus diefem Grunde mit ben wichtigften Gefchäften der Anfang zu machen. 


Sechſtes Kapitel. 
Bon den Steuern. 


1. Den Ständen wird bei Steuerverwilligungen die Nothwendigkeit berfclben 
gezeigt. Bu dem Ende find ihnen die Etats Über die Staatdeinnahme und Ausgabe 
vorzulegen und fie mit ihren Einwendungen dagegen zu hören. rer 

2. Wenn der ganze Betrag des Staatseinkommens und des Staatsbebürfnife 
fes feftgefegt iſt, bleibt es den Ständen überlaffen, die beftmöglichfte Art der Auf: 
bringung des Zehlenden in Berathung zu ziehen, und ihre Auſicht zur allerhöchften 
a vorzulegen. 

. Das Gtatseinfommen beftcht in ben Regalien, Staatsdomainen und Staats: 
capitalien, welche fi von nun an bei beiden Hauptkaffen vorfinden, oder noch das 
bin abgegeben werden. 

-4 Zur Feftfegung aller directen und indirecten Steuern ift die Einwilligung 

der Stände nothwendig. I 

Sn den Ausfchreiben und Verordnungen, welche Steuern und Abgaben bes 

treffen, foll die landſtaͤndiſche Verwilligung erwähnt feyn, ohne welche weder die 

es zur Einforderung berechtigt, noch die Pflichtigen zum Abtrage fchuls 
ig find. \ 

6. Ehe eine neue Steuer’ gefordert werben Tann, ift die Verwendung ber frü- 
ber verwilligten zu den beftimmten Staatszwecken den Ständen duch Vorlegung 
der Rechnungen darzuthun. o 

. Kein Grundeigenthum in dem Staate kann fteuerfrei feyn. Alle Eremtio: 
nen, auch die der Domainen, der Kirchen: und Schulgüter und andern wohlthäti- 
gen Anftalten, find aufgehoben, 

8. Der Staat foll jedoch die Steuern von den Grundftüden, welde bisher 

u Erhaltung der Kirchen, Pfarren, Schulen und wohlthätigen Anftalten gedient 
eben, und in diefer Hinfiht bisher fteuerfrei waren, benfelben fd lange erfegen, 
als fie ihrer bisherigen Beftimmung angehören. Auf andere acquirirte Grundftüde 
wird aber diefer Erfag der Steuer nicht ausgebehnt. | 

9. Die bisher eximirten Güter follen, nad) einem billigen Verhältnig, mit 
Contribution belegt werden. 

10, Es fol nur eine Gattung von Grundfteuern Statt finden. 

Siebentes Kapitel. 
Bon dem Militairſtande und der Militairpflichtigkeit. 

1. Es foll-in Friedenszeiten fo viel Militair gehalten werden, als zur Stel—⸗ 
lung des Bundescontingents, zur Lanbeöficherheit und zu den Haustruppen des 
Souverains noͤthig iſt; jedoch find die Landſtaͤnde auf den Fall eines Kriegs ver 
bunden, nicht nur dasjenige, was zur Vermehrung und Ergänzung der Contin⸗ 
gentstruppen, fondern auch zu dem, alsdbann für die allgemeine Sicherheit im Lande 
nothwendbigen, Militair erfordert wird, aufzubringen. 

2. Die Verbindlichkeit zum Militairdienit ift allgemein und erſtreckt ſich über 
——— der Unterthanen, ohne Ausnahme. Es ſoll ein Geſetz wegen des zu 
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leiſtenden Militairdienſtes erlaſſen, und darin bas Alter der Militairpflichtigen und 
die Dauer des zu leiſtenden Militairdienſtes feſtgeſetzt, auch moͤglichſt dafuͤr geſorgt 
werden, den Ackerbau, die Gewerbe, Kuͤnſte und Wiſſenſchaften dabei vor Na 
theil gu bewahren. 

. Wenn das Vaterland in Gefahr iſt, muß jeder Waffenfaͤhige bie Waffen 


ergreifen. 
| » Uhtes Kapitel. 


Suftizpflege. | 

1. Einem jeden, ohne Unterfchied der Perfon, fol fchnell und unparteiifd 
Gerechtigkeit geleiftet. werben. 

Ein jeder genießt völlige Sicherheit feiner Perfon und feines Eigenthums. 

3. Kein Unterthan kann weber in bürgerlichen, noch peinlichen Fällen feinem 
— Richter entzogen werben; es ſey denn auf eine in Geſetzen vorgeſchrie— 

ene Weife. 

4. Wenn jemand, in Gemäßhelt ber Gefege oder wegen Gefahr für das oͤf⸗ 
fentlihe Wohl, verhaftet iftz fo muß er innerhalb 24 Stunden verhört, und von 
ber gegen ihn erhobenen Befhuldigung in Kenntniß gefegt werben. : 

i Keinem Angefchuldigten ann bas Recht der, Vertheidigung verweigert 
werben. 


6. Die Verwaltung ber Juſtiz fol überhaupt gänzlich von der Abminiftration 
getrennt werben. 
7. Die Richter und Gerichtshoͤfe find als ſolche unabhängig. _ 

8. Alle urtheile in bürgerlichen und peinlichen Sachen werden von den Gerich⸗ 
ten audgefprochen, und follen die Hauptentfcheidungsgründe enthalten. Diein peim 
‚lihen Sachen ergangenen ‚Urtheile müjfen in den durch die beftehenden Gefege 
beftimmten Fällen an den Landesherrn eingefendet werden, um das Begna— 
digungsreht ausüben zu können. Die — einer ſchaͤrfern, als durch 
das — uUrtheil ausgeſprochenen Strafe, findet nur auf den Antrag eines 
andern Juftizcollegiums ftatt, an welches die Sache zur gutachtlihen Aeußerung 
in bem ale abgegeben wird, wenn von dem geheimen Minifterio einftimmig bie i 
dem erften Urtheile feftgefegte Strafe zu gelinde befunden wirb. | 

. Die bisher beftandenen privilegirten Gerichtsftände follen vermindert, auch 
in diefer Rüdficht die Juſtizpflege vereinfacht und befördert werben. 
Es foll ein neues allgemeines bürgerliches und peinliches Geſetzbuch, auch eine 
neue Proceß= und Sportelorbnung entworfen, beren Abfaffung möglichft befördert 
und bamit ſchon in diefem Jahre der Anfang gemadjt werden. 


Neuntes Kapitel. 


Bon der öffentlihden Schuld. 


1. Alle, nad) Vereinigung ber verfchiedenen Provinzen contrahirt werdende, 
neue Schulden bilden eine allgemeine heſſiſche Staatefhuld, und ftchen unter ber 
Garantie der gefammten Landftände. 

/ — Fr früher contrahirten Schulden haften auf ben Provinzen, welche fie com 
rabirt haben. - 

Eine jede biefer Provinzen zahlt in die allgemeine Landesſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe ben Betrag, welcher zur Verzinfung und zu dem Abtrag ihrer Provinzialſchuld 
beftimmt ift, und die Gläubiger empfangen aus berfelben die ihnen verfprochenen 
Zins- und Gapitalzahlungen nad) Verhältniß der aus ber betreffenden Provinz ein 
gegangenen Beiträge. 

. Die allgemeine Landesfhuldentilgungskaffe wirb in der Refldenz feyn. Sie fteht 
amter ber Oberaufficht des Regenten, welcher zu dem Ende zwei herrfchaftliche Com⸗ 
miffarien anordnet; den Sandftänden wird aber bie Verwaltung und Anftellung des 
—* noͤthigen Perſonals, jedoch mit Vorbehalt allerhoͤchſter Beſtaͤtiguug, über: 
alien. 


5. Bis bie alten Schulden getilgt find, wird über die Schulden einer jeden 
Provinz eine befondere Rechnung geführt, und felbige auf dem verfammelten Landtage 
ten Landtagsdeputirten der betreffenden Provinzen abgelegt. 


Zehntes Kapitel. 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. Die Verſchieden eit der drei chriſtlichen Confeſſionen macht keinen Unterſchied 
im Genuffe der bürgerlichen und politiſchen Rechte. 
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2. Kein Staatödiener kann ohne Urtheil und Recht feiner Stelle oder feines 
rechtmäßigen Dienfteintommens verluftig erklärt werden. _ AB 

3. ‚Ein jeder Ctaatödiener, welcher Alters oder Schwächlichkeits halber feiner 
Stelle vorzuftehen nicht mehr im Stande ift, hat Anſpruch auf'eine, feinen geleiftes 
ten Dienftien und bezogenen Befoldung entfprechente, Penfion. - 

4% Abänderungen diefer Conſtitution oder davon, abweichende Ausnahmen koͤn⸗ 
nen von dem Regenten nur mit Zuziehung der Stände vorgenommen werden. 


XnlageX. 
Borſchrift über die Wahl der Landtagsdeputirten, 
KapitellL 
Allgemeine Vorſchriften. 


$..1. Bei jeder Wahl eines Deputirten wird zu gleicher Zeit für benfelben 
ein Subftitut gewählt, damit bdiefer auf den Fau des Todes, einer bedeutenden 
Krankheit oder anderer Verhinderungen bes erfteren, deffen Stelle vertreten Eönne. 
$. 2. Die gewöhnliche Wahl muß jedesmal in dem Jahre vorher, che die bis— 
herigen Deputirten biefe Eigenſchaft verlieren, vorgenommen werben, und im Monat 
uguft beendigt feyn. - 
$. 3. Wo daher der Deputirte nur nad) vorgängiger dreifacher Wahl ernannt 
wird, muß die erfte Wahl im Anfang des Monats Juni, den 2. Zuli und 3. Auguft 
borgenommen werden. | 
$. 4. Das Loos entfcheidet allenthalben bei Stimmengleichheit. 
.5. Zu jeder neuen Wahl eines andtagsdeputirten müffen vorher auch neue 
Repräfentanten der Städte, der Dörfer und der Aenıter gewählt werben. | 
i Derjenige, ber bereits bei einem Stande zur Wahl zugezogen worden 
oder dabei concurriren will, kann fo wenig bei einer Wahl, welde ein anderer 
Stand vornimmt, mitwirken, ald von diefem zum Deputirten gewählt werben. 


Kapitel U. 
. Befondere Vorfchriften bei den Wahlen aus den verfchiedenen Ständen: 


I. der Prälaten und Ritter; 
II, der Städtebewohner ; 
Il. der auf dem Lande wohnenden Grundbefiger und übrigen Unterthanen, wel⸗ 
che bei obigen Wahlen nicht zugezogen werden. 
Ds ad I. A. Mahl der beiden Prälaten. Ä 
$. 1. Zur Wahl der beiden Deputirten aus dem Prälatenftande find vier Stini⸗ 
men, und biefe haben a) die Dbervorftcher der adeligen Stifter Kaufungen und 
Wetter, b) die Univerfität Marburg, c) das Fräuleinftift Fiſchbeck und d) das 
Zräuleinftift Obernkirchen. 
$. 2. Die Direction diefer Wahlen und bie Einfammlung der Stimmen wirb 
bem ältefien Obervorfteher der adeligen Stifter aufgetragen, welcher bie übrigen 
Prälaten zur fchriftlichen Abgabe ihrer Stimmen auffordert. 
$. 3. Da die beiden Prälaturen, ald Fräuleinftifter, keinen aus ihrer Mitte 
wählen koͤnnen; fo follen bie zwei Deputirte blos aus Prälaten sub A et B und 
zwar aus jeder biefer beiden Klaffen einer nebft feinem Gubftituten genommen 
werben. | 
$. 4. Jedem durch Stimmenmehrheit oder Entſcheidung bes Looſes gewählten 
Deputirten aus dem Prälatenftande, fo wiejedem Subftituten, ertheilet der Director 
der Wahlen eine Befcheinigung zu feiner Legitimation, und giebt dem. Präfidenten 
der Landftände davon Nachricht. | 


“adl. B. Bon der Wahl der Deputicten bei der Mitterfchaft. 

$. 5. Die aus der Ritterfchaft zu wählenden Deputirten follen, und zwar jeber 
nebft Subftituten, theils aus der zu einem Strom gehörigen, theild aus der in 
* Pl Kreife wohnenden Ritterfchaft, folgendermaßen genommen werben, 
naͤmlich: 

a) — Deputirte der heſſiſchen Ritterſchaft und deren Subſtituten werden nach 
der aͤltern Eintheilung der Stroͤme, und zwar von der zu jedem Strom ge— 

hoͤrenden Ritterſchaft, auf die bisher uͤblich geweſene Art gewaͤhlt. 

b) Ein Deputirter nebſt einem Subſtituten wird aus der Schaumburger Ritter: 
haft und zwar auf eben die Art, wie es vorhin bei den ritterjchaftlichen 
Deputirten der all geweſen, gewählt. 
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ı ©) Ein Deputirter nebft Subftitut wirb aus der vormaligen Reichsritterſchaft im 
" Fürftentyum Hanau und dem Budifchen Quartier des Santons Rhön und 
Werra genommen. 

Diefe Mitglieder der ehemaligen Reichsritterfchaft treten zufammen, und wäh 
len unter ſich einen Director, unter deffen Leitung aledann jedesmal der Deputirte 
und fein Subftitut gewählt werben, und von ber getroffenen Wahl giebt ſodann der 
Wahldirector dem Präfidenten der Stände Nachricht. \ 


ad I. Mahl aus den Städtebewohnern. 


8. 6. Saͤmmtliche Städte präfentiren 9 Deputirte mit Einſchluß des Bürger 
meifters zu Caſſel; 5 bderfelben werben, nad) ber bisher üblichen Eintheilung, in 
5 Strömen gewählt und die in diefem Bezirk: gelegenen , bisher aber zur Wahl ber 
Landftände zugezogenen Städte, follen eben fo, wie die andern Städte, zu diefer 
Wahl zugelajjen werden, und zwar: ' 
a) zum Diemelftrom die Städte Sarlöhafen und Naumburg, 
b) W. St. die Stadt Grosalmerobde, 
c) Sch. St. die Städte Friglar und Neuftadt, . 

9) 2. St. die St. Amöneburg und Schweinsberg. 

Ein Deputirter nebft Subftitut wird aus den Städten des Fürftenthums Ha: 
nau, Einer nebft feinem Eubftituten aus den Städten des ©. H. Fulda gewählt. 

: 8.7. Die Wahl wird folgendermaßen vorgenommen: Alle Einwohner einer 
‚Stadt werden, infofern fie Hausväter find, im Anfang des Monats Julius von 
dem amtöführenden Bürgermeifter vorgeladen, um aus- ihrer Mitte einen Repräfen: 
tanten diefer Stadt zu ernennen. Diefer Repräfentant muß die in der Eonftitution 
Kap. III. A. 3. bei den Deputirten vorgefchriebenen Eigenfchaften haben. Nad be: 
endigter Wahl, wobei die Mehrheit der Stimmen der zur Vornehmung der Wall 
Erſchienenen und bei etwa gleicher Anzahl derfelben das Loos entfcheidet, giebt der 
‚Bürgermeifter dem amtsführenden Bürgermeifter der Stadt, welcher für den befrag 
ten Bezirk die.Direction des Wahlgefhäfts hat, davon Nachricht; biefer ladet fos 
dann auf einen beftimmten Zag, in dem Anfang des Monats Auguft, ſaͤmmtliche 
ai vor, und dieſe wählen fodann, unter feinem Vorſitz, den Landtags⸗ 

eputirten. | 
Ä $. 8. Die das Wahldirectorium führende Städte find: Diemel, Gaffel, Fulda, 
Hersfeld, Werra, Eihwege, Schwalm, Homberg, Lahn, Marburg; für das Für 
— Hanau: Hanau; Grafſchaft Schaumburg: Rinteln; für ©. H. Fulda: 

ulda. 

$. 9. Ehe zur. Wahl des Deputirten gefchritten wird, macht der mit ber Di. 
rection der Wahl beauftragte Bürgermeifter den Stadtrepräfentanten bekannt , daf 
ihre Wahl auf Männer fallen müffe, welche anerkannt rehtihaffen und ber Landes: 
verfaffung Fundig ſeyen — welche die in der. Conſtitution Kap. III. A. 3. feſtgeſetz⸗ 
ten Eigenfchaften haben, in einer der Städte, deren Repräfentanten fie find, woh— 
nen und iveber zur der Wahl der Deputirten aus der Kitterfchaft, noch zu der Wahl 
ber Deputirten aus ber Klaffe der Landbewohner zugezogen worden, Er laͤßt fie 
die Befolgung diefer Vorfhrift, durch Handgelöbnig an Eidesftatt, geloben. 

$. 10. Der Stadtfchreiber führt bei der Wahl das Protocoll, und ber amts— 
führende Bürgermeifter bezeuget deffen Richtigkeit durch feine Namensunterfhrift. 
Gleich nad) beendigter Wahl wird das darüber anfgenommene Protocoll dem Bes 
amten, welcher die Juftig Über die Einwohner der Stadt verwaltet, vorgelegt, wel: 
cher fodann dem gewählten Deputirten, fo wie deſſen Gubftituten zu ihrer Legitimation 
eine Befcheinigung über die auf fie fallende Wahl, unter Gerichtsfiegel, ertbeilt. 
Den Ausgang des Wahlgefhäfts und den Namen des gewählten Deputirten macht 
der amtsführende Bürgermeifter dem Praͤſidenten der Landftände bekannt. 
ad IM. Bon der Wahl des Deputirten aus der Klaffe der Güterbefiger des 
platten Landes und. ber Übrigen Einwohner, welche bei der Wahl eines 

Deputirten aus der Ritterfchaft und den Städten nicht mitwirken. 

$. 11. Sobald die Wahl des Lanbesdeputirten angeorbnet worden, unterrich— 
tet jeder Beamte die Ortögreben über dasjenige, was diefen dabei zu thun obliegt. 

$. 12, Die Obliegenheit des Ortögreben ift bei der Wahl des Deputirten fol: 
gende: Im Anfang Iunius des Jahres, in welchem die Deputirten gewählt werben 
follen, beruft der Grebe jedes einzelnen Orts fämmtliche Einwohner deffelben, welche 
Hausväter find, fo wie die Familienhäupter, welche die zu dem Dorf gehörige ein: 
zelne Mühlen und Höfe bewohnen, zufammen, um ben Dorfrepräfentanten zu wäh: 
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Ion. Die meiften Stimmen ber Erfhienenen entſcheiden diefe Wahl, und der Grebe 
macht, nad) Beendigung der Wahl, den Namen des Gewählten dem vorgefesten 
Beamten bekannt. | 

$. 13. Im Anfang des Monats Julius beruft jeder Beamte fämmtliche Dorfs- 
repräfentanten, um zu der Wahl der beftimmten Anzahl Amtsrepräfentanten zu 
fhreiten. Bei Eröffnung diefes Wahlgefhäfts macht der Beamte den Dorfsreprä: 
fentanten bekannt, daß der zu Wählende die in der Eonft. Kap. III. A.3. bemerkte 
‚Eigenfhaften haben, und außerdem nicht nur aus dem Amtsbezirk, fondern auch 
aus der Klaſſe derjenigen Guͤterbeſitzer ſeyn muͤſſe, welche des Monats zum wenig— 
fien 1Rthlr. an Grundſteuer entrichten. Ueber die Wahl ſelbſt wird ein Protocoil 
aufgenommen. Gleich nad) beendigter Wahl macht der Beamte die Namen der 
gewählten Amtsrepräfentanten dem Beamten bekannt, unter deffen Leitung der Land: 
tagsbdeputirte gewählt werden fol. 

$. 14. Um nun bie Wahl der anbesbeputirten vornehmen zu Eönnen, follen 
vorläufig, und bis eine andere Zerritorialeintheilung verordnet wird, fämmtliche 
Provinzen in neun Wahlkreife eingetheilt werden, und fol den einzelnen Aemtern 
nad) Verhältniß ihrer Stärke eine beſtimmte Anzahl Repräfentanten zur Wahl des 
Eandesdeputirten abzufenden gejtattet feyn. t 

$. 15. Die Kreife find folgende: 1) der Kreis Hofgeismar wird gebildet aus 
den Xemtern Grebenftein und Hofgeitmar 2 A. Repr., Amt Wolfpagen 2 A. R., 
die -Aemter Naumburg und Fritzlar 1 A. R., Amt Zrendelburg nebft Dorf Langen 
thal 2 4: R., Amt Zierenberg 4, Sababurg 4, Wilhelmshoͤhe nebft Vogtei Hafun— 
gen 5, Ahna 2. Summa A. R. 22. 

2) Kreis Hersfeld Hierzu gehört: ' 
Amt Hersfeld und Oberngeis, fo wie Petersberg 2 A. R., Amt Neuenftein und Ge: 
richt Wallenftein 2, U. Lande nebft Dorf Kreuzburg 2, Hauned und Johannes: 
berg 2, Oberaula 3, N. Aula 3, Nentershaufen 2, Friedewald 2, Neukirchen 2. 
Eumma 20 A. R. Ä 

3) Kreis Eſchwege befteht aus * 

Amt Cſchwege 2, Allendorf und Gericht Altenftein 2, Ludwigſtein und Vogtei Ruͤcke— 
rode 2, Wannfried 2, Schmalkalden 2, Brotterode 2, Hallenberg 2, Derrenbrei: 
tungen 2, Bifchhaufen 4, Bielftein 4. Summa 4X R. 

4) Kreis Rotenburg, hierzu gehört 
Dberarıt Rotenburg 4, Unteramt Rotenburg 4, Amt Melfungen 2, Lichtenau 2, 
Sontra 4, Spangenberg 4, Kaufurigen & Summa 24 A. R. 

5) Kreis Biegenhain faßt in ſich: 

Amt Homberg ftellt 4, Ziegenhain und Gericht Frielendorf 4, Echönftein 2, Fels: 
v0 8 Gubdensberg 4, Borken 4, Jesberg und Gericht Waltersbrüd 2. Summa 

ZUR. 

6) Kreis Marburg. Hierzu gehören fämmtliche Aemter in Oberheffen. 

7) Kreis Hanau, fämmtlihe H. A. 

8) Kreis Schaumburg, fämmtliche A. der Graffchaft. 

9) Kreis Fulda, fämmtlihe U. des ©. H. Fulda. 

Die Zahl der Amterepräfentanten in den & legten Kreifen, fo wie die jedes ein: 
zelnen Amtes, wird nad) eingezogenem Berichte der Localbehörden näher beftimmt 
werben. 
$. 16, Der Beamte, welcher die Juſtiz tiber die Einwohner bed Orts abmi: 
niftrirt, von welchem der Kreis feinen Namen erhält, hat jedesmal die Wahl des 
Landtagsdeputirten und deſſen Gubftituten zu leiten. Ausgenommen hiervon find 
jedod) die Beamten derjenigen Kreisorte, wo die Zuftizpflege im Namen bes Lanz 
besherrn verwaltet wird, als Rotenburg und Efchwege. In foldhen wird die ei: 
tung, der Wahl des Randesdeputirten den NRefervatencommiffarien anvertraut. Jedoch 
wird auch in biefen Kreifen die Wahl der Amtörepräfentanten den Juſtizbeamten 
überlaffen. Die Wahl des Landesdeputirten wird im Anfang des Monats Auguft 
vorgenommen. 

$. 17. Die zum Behuf der Wahl des Deputirten vorgelabenen Amtsrepräfen: 
tanten müffen bei Vornehmung des Gefhäfts darauf Rüdfiht nehmen, daß ber zu 
Waͤhlende, außer den in der Conftitution Kap. III. Art. 3. vorgefchriebenen Eigen: 
fchaften, ein der Landesverfaſſung fundiger und anerkannt rechtfchaffener Mann fey, 
daß er in dem Bezirk, deffen NRepräfentanten die Wahl vornehmen, wohne und fo 
wenig zu der Wahl der Deputirten aus den Städten mitzugezogen werbe. Auf 
diefe Puncte macht der, das Wahlgefhäft dirigirende, Beamte die Amtsrepräfentans 
ten aufmerkfam; nimmt fie fodann, mittelft Handſchlag an Eideöftatt, in Pflichten, 
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daß ſie dieſe Vorſchriften befolgen und ohne weitere perſoͤnliche Kuͤckſichten nach ihrer 
Ueberzeugung wählen wollen, und fegt fodann die hierauf folgende Abſtimmung eines 
Jeden in das Wahlprotocoll. Ä 

. 18. Nach beendigter Wahl macht er den Ausgang nicht nur den Wählen: 
ben, . fondern auch den Gemwählten bekannt, ertheilt dem Deputirten fo wie deffen 
Subftituten zu ihrer Legitimation ein unter Gerichtsfiegel ausgeftelltes Document, 
und giebt dem Präfidenten der Landftände von dem Ausgange der Wahl Nachricht. 


Anlage B | 


DOrganifation der Iandftändifhen Verſammlung und ihres Gefhäftsgangs. 


1. Präfident ift der Erbmarfchall. Er wird durch einen nah Mehrheit ber 
Stimmen zu wählenden Bicepräfidenten unterftügt. Die gefchehene Wahl diefes letz⸗ 
tern muß dem Regenten zur Beftätigung einberidhtet werben. 

2. Die Officialen find . 

1) ein Eyndicus, 2) ein Secretarius und 3) ein Pebell, 
16 N ift in der Kegel biftändiger Referendar und entwirft alle fchrift: 
iche Auffäge. 

Der Secretarius führt das Protocol und hat unter dem Mitbefchlus des Syn: 
ieus das landftändifche Archiv in Verwahrung. 

. 8. Den Landftänden foll ein anftändiges Local zu ihren Sigungen und Ardiv 
ngewiefen werben. 

Die landftändifchen Officialen genießen in diefem Haufe freie Wohnung und 
einen firen Gehalt ohne weitere Diäten. 

Das erfte Gefhäft ift die Unterfuchung der Legitimation. Der Präfident 
nimme diefe Unterfuchung vor mit Zuziehung von 3 Mitgliedern, welche ſich vorher 
bei demfelben legitimiren müjfen. Eollte auch die Legitimation bei dem einen oder 
dem andern nicht gehörig berichtigt ſeyn; fo fehreiten doch die übrigen Mitglieder 
zur Behandlung der Gefhäfte. 

6. Sind die Legitimationen in Ordnung; fo überfendet der Präfident das Na: 
mensverzeichniß der Deputirten mit deren Legitimationen an ben erften landesherr: 
lihen Commiſſarius, und wenn von biefem gegen bie Legitimationen Eeine Einen: 
dungen gemacht find, ein gleiches Namensverzeichniß der Deputirten mit Bemerkung 
ihrer Wohnung an den Hofmarfchall. ‘ 

7. Durd) die Landtagscommiffion gelangen bie Adreffen und Petitionen ber 
Stände, welche jedesmal von dem Präfidenten unterzeichnet feyn müffen, an ben 
Regenten, und bie darauf ertheilten Refolutionen unter Auffhrift des Praͤſenta— 
tumsd an bie VBerfammlung. A 

8. Alles, was an die Landftände gebracht wird, und alle von ihnen ausgehende 
Vorfchläge und Petitionen werden in das Landtagsprotocoll eingetragen. Der Eu 
cretair verfertigt täglich ein Verzeichnig von allen zur Deliserarion zu bringenden 
Gegenftänden und legt ſolches dem Präfidenten vor. Diefer beftimmt fodann bie 
Reihefolge ihres Vortrags. 

- 9. Der Verfammlung fteht frei, fih in Ausfhüffe zu bilden zu ‚vorläufiger 
Berathung vorliegender Gefhäfte. 

10. Die Ausfchüffe können, um moͤglichſt fehnell fi zu unterrichten, cine Con⸗ 
fereng mit der einfhlagenden Behörde oder einzelnen Mitgliedern berfelben verlangen. 
Nach Beendigung ber vorläufigen Berathung wird das Refultat in pleno vorge 
tragen. 

11. Ginem jeden Deputirten ftcht es frei, einen Antrag zu machen, und dazu 
mit Aufftehen vom Sitze das Wort zu Pag dere 

12. Begehren es mehrere zugleich; fo beſtimmt der Präfident deren Reihefolge. 

13. Niemals darf mehr als einer reden, ober ber Rebner unterbrochen werben. 
Geſchieht es; fo ruft der Präfident zur Ordnung. 

14. Genügt das nicht; fo gebietet er Stillſchweigen mittelft der Schelle, und 
kann nach Befinden, wegen zu lebhafter Bewegung, die Sigung aufheben. 

15. „Sobald die Discuffion Über einen Gegenftand geendigt ijt, ftellt der Praͤ⸗ 
fident die zu entfcheidenden Fragen auf, und läßt darüber mit Ia und Nein abftim: 
—— Abſtimmen geſchieht mit Aufheben der Haͤnde oder mit Sitzenbleiben 
und Aufſtehen. 

16. Glaubt ein Deputirter die aufgeſtellten Fragen nicht unbedingt beantwor⸗ 
ten zu koͤnnen; ſo kann er bitten, daß ſie anders aufgeſtellt werden. 

17. Der Beſchluß wird nach Mehrheit der Stimmen vom Synbicus abgefaßt, 
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- muß R ehe er an ben Megenten gelangt, dreimal an verfchiedenen Tagen vorges 
en werden. 3 e 
18. Bei jeder Vorlefung koͤnnen Verbefferungen vorgefchlagen werben, über 
welche geftimmt werben muß. 

19. Erſt nach dreimaliger Vorlefung Tann der Beſchluß entweder in ber ur- 
fprünglichen, oder in verbefferter Geftalt als definitiver Befcluß angenommen werben. 


Erfchöpfte diefer Entwurf auch nicht alle Bedingungen einer zeitge— 
mäßen Verfaſſung; fo hätte doch auf diefe Grundlage fortgebaut werden 
Eönnen. Allein der engere Landtag machte gegen den Entwurf mehrere, 
nicht zur Öffentlichen Kunde gefommene, Vorſtellungen; ging auf viele 
“ churfürftliche Geldforderungen nicht ein, und beging den unerklärbaren 
Mißgriff, zu verlangen, daß die neue Berfaffung unter die Garan 
tie zwei teutfher Mächte geftellt würde. Nothwendig mußte ber 
Churfürft, der eine octroirte Verfaſſung geben wollte, dadurch gereizt 
werden. Diefe gereizte Stimmung fprach ſich dann auch nachdrüdlic) in 
der „Refolution der Landtagscommiffion vom 6. Apri 


> 


1816 aus, aus welcher folgende Stellen hierher gehören: | 


\ 7 

„Zugleich aber hat es bei Sr. Eönigl. Hoheit dem Churfürften ein befonderes 
Migfallen erregt, daß Status nicht entfehen haben, Vorfchläge zur Ausglei- 
chung über Dinge zu thun, die eine nicht zuläffige Neigung zur Umkehrung 
der bis jetzt in Heſſen beftandenen Berfaffung an den Zag legen. — 

Es ſteht den Staͤnden nicht zu, jetzt ſchon vorauszuſetzen, daß ihre zu 
dem Conſtitutionsentwurfe hinzugefuͤgten und als ſtattnehmig noch zur Zeit 
nicht anerkannten Bemerkungen fie berechtigen koͤnnen, darauf Anträge zu grüns 
ben, welche ben churbeffifchen Öffentlichen Einrichtungen völlig zuwider find. 

.6&o ift die angetragene Bildung eines befonderen Hausvermoͤgens eine 
aus der weftphälifhen Conftitution entlehnte Idee vom Kronſchatze und den 
Krondomainen, und ftcht im Widerfpruche mit der Verfaffung bes churheffi- 
ſchen Staates und der urfprünglichen Eigenfhaft und Beftimmung der Kam: 
mergüter, deren Unveräußerlichleit durch Primogeniturs und Bausgefege in 
Heſſen längft feftgefest ift. 

So ift ferner wegen ber bis zum Jahre 1806 bei der Kriegs: und Kam: 
merfaffe verwalteten Capitalien durch das Decret vom 18. März 1815 den | 
Ständen bereits das Nöthige bekannt gemacht worden, und Fann daher ber ans 
maßlich verlangten Abminijtration diefer Gapitalien bei ber Landesſchuldentil⸗ 
gungskaffe in Feiner Weife Statt gegeben werden, 

Wenn Ce. königl. Hoheit der Churfürft den Entfchluß gefaßt haben, 
iernähft nad) völliger Berichtigung der Territorialausglei— 
ungen, eine auf fämmtliche Provinzen fich erftreddende Gonftitution (worin 

die Iandftändifche Repräfentation auf eine dem dermaligen Öffentlichen Zuftand 
in Zeutfchland angemeffene Weife beftimmt werben fol) als Landesgrundgeſetz 
befannt zu machenz fo härte der natürliche Zufammenhang der Sache den 
zum gegenwärtigen ag Landtage erfchienenen Ständen und Deputirten ſchon 
die Ueberzeugung einflößen müffen, daß hier nicht von einer neuen Gründung 
bes Staats, nicht von einer vertragsmweife einzugehenden Regierungsform 
bie Rede iſt; daß vielmehr Se. königl. Hoheit der’ Churfürft, als rechtmäßiger 
Regent des churheffifchen Staats, aus Ianbesväterlicher Zuneigung für das 
Wohl Ihrer getreuen Unterthanen, die in verfchiebenen Provinzen noch gänzlich 
ermangelnde ftändifche Repräfentation neu zu gründen, und im Nieder: und 

Oberfuͤrſtenthum Heſſen dem ftändifchen Mitwirkungsreht eine größere 
Ausdehnung zu geben geneigt find, als daſſelbe nach der fürftlichen Refo- 
lution von 1655 und nad dem Herkommen bisher gehabt hat. 

Aber was der Regent in dieſer Iandesväterlichen Abficht zu verwilligen 
und feftzuftellen Willens ift, gehört nicht zu ſolchen Gegenftänden, worüber 
vorerft zu tractiren fteht, und die partiellen Stände einzelner Provinzen — 
feyen es auch die volkreichften des Staats — dürfen ſich nicht ihrem Regenten 
gegen über ftellen, nicht mit ihm handeln, nicht verlangen, daß zur Schmäle: 
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rung der Regierungsrechte er noh ein mehreres als das Intereffe des 
Staats und die Handhabung der Gerechtigkeit und Orbnung, unter Entfernung 
aller willkuͤhrlichen Maaßregeln, erfordern, einräumen folle. 

Was hiernach aus eigenem landesväterlichen Antriche dem ftändifchen Mit: 
wirkungsrecht Kraft eines —— unterworfen wird, iſt fortdauernd 

uͤltig, ohne daß es darum einer vorgaͤngigen Unterhandlung, als uͤber einen 
abzuſchließenden Vertrag, bedarf, weil, ſobald die von dem Regenten ausgehende 
Conſtitution mit der Kraft eines Landgrundgeſetzes bekannt gemacht und dar: 
nach verfahren wird, dagegen nicht gehandelt werden kann, vielmehr ſie auf 
ewige Zeit verbindlich iſt. 

Über es hat den beſonderen Unwillen Sr. koͤnigl. Hoheit veranlaſſen müf: 
fen, daß Status die Gewährleiftung der zu erwartenden Confticution durd) 
zwei teutfche Mächte im Voraus fordern mögen, ba neben dem hierdurch aus: 
gefprochenen Mißtrauen gegen das Gercchtigteitägefühl der Regierung auch bie 
nachtheiligen Kolgen nicht in Erwägung gezogen worden find, welche, nad) allen 
gefhichtlihen Erfahrungen, aus gleichen Garantien in dem Berhältniffe zwifchen 
Fuͤrſten und Ständen gewöhnlich entftehen, wie leicht dadurch die Gelegenheit 
zur Einmifhung fremder Gouvernements in die inneren Randesangelegenheiten 
herbeigeführt und der Same zu inneren Gährungen und KReibungen aufge 

- ftreut, wie ſehr dadurch die Unabhängigteit des Staats gefährdet wird. 

Ein jeder unabhängiger Staat — fey er auch nody fo mindermaͤchtig — 
zählt es zu feiner Nationalehre, nicht zu geftatten, daß fremde Mächte ſich in 
feine inneren Angelegenheiten miſchen; und für Ce. koͤnigl. Hoheit deu Chur: 
fürften ift &8 daher eine bittere Erfahrung, daß die zum gegenwärtigen engern 
gelfiihen Landtage verfammelten heffiihen Stände und Deputirte durd) ih:e 

nträge einen Buftand in dem churheffiihen Etaate eintreten laffen wollen, 
wodurch deffen Unabhängigkeit in Gefahr gefegt wird. 

Aullerhoͤchſtdieſelben vermögen ſich nicht zu erklären, wie Etatus wegen 
Enthörung unzuläffiger und auf Neuerung gerichteter Anträge fogar die Vers 
mittlung der Allerhöcft Verbündeten in Vorſchlag zu bringen keinen Anftand 
genommen haben; ein Vorfchlag, eben fo unfwidlicd, in der Form, als nicht 
begründet in der Sache. 

Stine Eönigl. Hoheit unterlaffen Feine Gelegenheit, Dero Iandesvätcrliche 
Vorforge gegen Ihre getreuen Untertbanen zu bethätigen und jeder Beſchwerde, 
wenn fie nady vorgängiger Unterſuchung gegrüntet befunden worden, auf der 
Stelle abzuhelfen. Defto mehr muß es Allerhöcfidiefelben mit großem Unwil—⸗ 
Yen erfüllen, Ihre Iandesväterlichen Gefinnungen von den hier verfammelten 

* Ständen und Deputirten in ſolcher Art mifdeutet und rerfannt zu fehen, daß 
felbige fogar, wenn ihren Eee Ye verfaffungswidrigen Anträgen aus 
überwiegenden NRüdfichten nicht gefügt werden Fann, ihre vermeintlichen Be: 
fchwerden dahin erheben wollen, daß fie die Vermittlung der Allerhoͤchſt Ber: 
bündeten ald das Mittel zu Erreihung eines friedlichen Einverftändnifjis mit 
ihrem Regenten in Vorfchlag bringen. 

Seine Eönigl. Hoheit haben die Anträge und Defiderien der Stände, wenn 
folchen gleich nicht gefügt werben konnte, bieher mit Nachſicht aufgenommen. 
Aber Auerhöchftdiefelben werden auch wiffen, den fteigenden Anmafungen ber: 
felben ein Biel zu fegen und die zur Aufrechthaltung Ihrer landesherrlichen 
Rechte andienenden Maafregeln in Ausübung zu bringen.’ 


Auf diefe Nefolution erließen die Stände am 23. April 1816 ein 
fehr ausführliches „Promemoria” (es fteht vollftändig in dem „Staats: 
verfaffungsardhive” Th. 2. ©. 14 f.), in welchem fie mit Ernſt 
und Kraft über die ihnen gemachten Vorwürfe ſich erklärten, und am 
Schluffe über den „Verfaffungsentwurf” dahin fich ausfprachen: 

„Denn endlich treugehorfamfte Stande und Deputirte am Schluffe 
ihrer Erklärung auch noch der Fünftigen Staatsconftitution Erwähnung 
thaten; fo würden fie fich, falls es einer Rechtfertigung bedürfte, eines 
eben fo nothwendigen, als längft erfehnten, und nun nad) der darüber 
huldreichſt eröffneten Ausfiht, nahe bevorftehenden mwohlthätigen Eteig— 
niffes gedacht zu haben, ſchon darauf berufen koͤnnen, daß foldes we: 


l 
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gen des Zuſammenhanges erforderlich gewefen, indem fie nämlich un- 
mittelbar vorher auf eine, nach den obmaltenden Umftänden allein thuns 
liche, blos einftweilige and vorübergehende Steuereinrichtung bis zu Ende 
des laufenden Jahrs -angetragen hatten, und baher nothwendig aud) 
des Zuſtandes erwähnt werden mußte, deſſen Stattnehmen fie für das 
nächftfolgende Jahr wünfchten. Sie haben biefen Wunſch bahin erwei⸗ 
tert, daß die neue Conſtitution nach vorgängiger Erörterung der von 
ihnen verfaßten Bemerkungen eintreten möchte, weil fie Übrigens die 
Bortrefflichkeit der meiften der, in dem ihnen vertraulich rnitgetheilten 
Entwurfe bereits enthaltenen, Beflimmungen, und die große Wohlthat 
deren Einfuͤhrung durchaus nicht verkennend, auch die Gegenſtaͤnde jener 
Bemerkungen ihrer Seits fuͤr gut und uraguch halten, und daher in 
dieſer Ueberzeugung, in welcher ſie ſie verfaßten, auch deren Pruͤfung 
und Eroͤrterung pflichtmaͤßig wuͤnſchen muͤſſen. Dagegen haben ſie ſich 
in der befragten Erklaͤrung weder eine Verwechslung der Gruͤndung eines 
Staates, und der Einfuͤhrung einer Regierungsform mit den Zwecken 
und Gegenftänden der Gonititution, wovon hier die Nede ift, zu Schul: 
den kommen laffen, noch al3 partielle Stände, unter irgend einem Vor: 
wand, mit Ausfhliefung oder fonft zum Nachtheile der, in andern 
Provinzen neu einzuführenden Nepräfentation, deren nothwendiger Zus 
ſtimmung vielmehr von ihnen ausdruͤcklich erwähnt tft, ihrem Regenten 
fi) gegen über ftellen und mit ihm handeln wollen, am wenigſten aber 
irgend etwas begehrt, was zur Schmälerung der Regierungsrechte gereis 
yet, dem Intereſſe des Staats und der Handhabung der Gerechtigkeit 
und Ordnung zuwider iſt, — der Entfernung willkuͤhrlicher Maaßregeln 
widerſtreitet. Es war nur die kuͤnftige Form der neuen Conſtitution, 
was ſie noch beruͤhrten, und dieſe iſt durch den allgemein geltenden 
ſtaatsrechtlichen Begriff eines Landesgrundgeſetzes fuͤr jede Verfaſſung, 
wenn fie auch entſtehe, und für jeden gedenkbaren Inhalt derſelben, un: 


abänderlich beftimmt. Nur in ihr erhalt ein Grundfag für ewig ver=- 


bindende Kraft, die natürlich nicht fowohl nach dem Falle, wenn ihr 
gemäß verfahren wird, fondern vornehmlich, nach dem entgegengefegten 
Falle zu prüfen und zu beurtheilen ift, Nur durch fie wird die ‚Erfül- 
lung jener erften Forderungen einer zwedgemäßen Staatseinrihtung für 
immer gefichert. Diefe Form, und daß, zu. Folge derfelben, über bie 
Gegenftände der neuen vaterländiiden Gonftitution mit den in jedem 


Falle dabei Betheiligten allerdings. vorerft unterhandelt, werden werde, 


ift treugehorfamften Ständen und Deputitten von ihrem weifen und 
gerechten Regenten ſchon längft fehr deutlich zugefagt worden, indem 
die unterm 18. März v. 3. ergangene Allerhoͤchſte Nefolution ihnen 
‚ bie ausdrüdliche Verſicherung ertheilte: daß Se. Eönigl, Hoheit, „ſobald 
„nur die Beſchluͤſſe des Wiener Congreſſes über die ftändifhe Verfaſ— 
„fung in ben födericten teutfchen Staaten befannt geworden feyen, als: 
‚bald zu deren Realifirung fchreiten, und alsdann fidy wegen Begrei— 
„fung einer vollftändigen, den Sitten, Gefegen und Einrichtungen Ih— 


„res Volks angemeffenen, die bürgerliche Freiheit für immer fihernden, _ 


„andesconftitution mit Ihren getreuen Ständen berathen würden.” 
Wenn übrigens antvefende Stände und Deputirte im fiebenten, zur, Aus: 
gleichung ehrfurchtsvoll gefchehenen, Antrage zugleich die Gemährleijtung 
zweier teutfcher Mächte, bei der na) ihren Wuͤnſchen und Hoffnungeh 
in Wirkfamkeit tretenden — das Vaterland beglüdenden Staatsconftis 

tution, eintreten zu laffen, allerunterthänigft in Vorſchlag brachten; fo 
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lag darin keinesweges ein an ben Tag gelegtes Mißtrauen gegen bie 
gerechten. und erhabenen Gefinnungen ihres verehrten Landesregenten, 
vielmehr einzig und allein ' die mwohlgemeinte Abficht, die Staatsconftis 
tution felbft gegen alle ſchaͤdliche und nachtheilige Einwirktung von Außen 
fiher zu ſtellen, wobei fie ſowohl durdy die beim vorjährigen Gongreß 
in Wien, koͤnigl. preußifcher Seits, über die Begruͤndung einer unter 
Garantie des’ teutfchen Stantenbundes zu ftellenden Iandftändifchen Vers 


faſſung erfolgten Abflimmungen, als auch insbefondere durch das neuefte 


Beiſpiel St. Eönigl. Hoheit des Herrn Großherzogg von Sachſen-Wei⸗ 
mar geleitet wurden, Hoͤchſtwelche die von den Landſtaͤnden für das 
Großherzogtum. zu entmwerfende Staatsconftitution unter die Garantie 
des teutfchen Staatenbundes ftellen zu wollen, öffentlich erklärt haben.” 

„Sben fo wenig glauben treugehorfamfte Stände, durch die nur im 
Hall der gänzlichen, gar nicht zu erwartenden, Enthörung ihrer ehrfurchts⸗ 
voll gefchehenen Anträge, vorgeſchlagene WVermittelung der hohen Ber: 
bündeten, den fo tief gefühlten Unwillen ihres geliebten Landesregenten, 
verdient zu haben, indem eines Theild die neuefte Zeitgefchichte uns 
Beifpiele einer folhen, zwifchen einem teutfchen Fürften und den Lands 
ftanden wirkſam eingetretenen, Vermittlung an die Hand giebt, andern 
Theils diefer Vorfchlag, als folcher, von der allerhöchiten Genehmigung 
oder Merwerfung Sr. koͤnigl. Hoheit ungezweifelt abhängig war.” 

„Anwefende Stände und Deputirte verehrten gewiß mit dem geſamm⸗ 
ten Vaterlande die landesväterlichen Gefinnungen St. önigl. Hoheit, 
womit Alterhöchftdiefelben jeder gegründet befundenen Beſchwerde Ihrer 
getreuen Unterthanen auf der Stelle abhelfen, wie auch die Uebernahme 
der im Jahre 1814 vorgefallenen Armaturkoften dermalen von dem Lande 
nicht verlangen zu wollen, erklären laffen. Sie getröften ſich auch von 
eben diefen erhabenen Gefinnungen, daß der legtere Gegenftand für ims 
mer huldreichft nicdergefchlagen und er ſonach bei dem gegenmärtigen 
Landtage, ohne ihn über Eurz oder lang wieberhohlten Einwendungen 
auszufegen, gänzlich erledigt werden werde.” 

„Denn aber hierdurd) eine- völlige Feftftellung der, auf dieſem Con» 
greſſe hauptſaͤchlich verhandelten, Gegenftände bezweckt werden foll; dann 
müffen treugehorfamfte Stände und Deputirte fich zugleich verfprechen, 
daß der, hier nochmals eben fo offen als ehrfurchtsvoll dargelegte, In⸗ 
halt ihrer vorigen Erklärung einen günftigern Eingang -finde. — Durch 
das huldvolle Wort ber Gewährung würden Se. koͤnigl. Hoheit dem 
Vaterlande einen Zuftand begründen, der Ihnen die innigfte Liebe und 


-Anhänglichkeit des ganzen Volks, die Bewunderung des Auslandes, und 


den Ruhm der Nachwelt am ficherften verbuͤrgte.“ 

„Webrigens werden die Stände nicht verfehlen, wegen ber Eünftigen 
Steuereinrihtung ihre Anfichten naͤchſtens vorzulegen; wie fie fid) dann 
überhaupt auf alle ihnen mögliche Weife beeilen, bie noch übrigen Ars 
beiten zu vollenden, in welcher Abficht fie ſich hierneben die ihnen noch 
abgehenden allerhöchften Refolutionen und Mittheilungen beſonders er: 
bitten werden.” 

„Einer hochanfehnlichen Landtagscommilfion empfehlen fie nun nod) 
bie gegenwärtige Eingabe zu einem genauen und ausführlichen Vortrage, 
ſich felbft aber zu fernerem Wohlwollen beftens und gehorſamſt.“ 

Gaffel, den 23. Aprit 1816. 

Anwefende Stinde und Deputirte von Prälaten, 
Ritter und Landfchaft, auch dem Bauernſtande.“ 
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Bereitö am 22. April 1816 warb in ber churfuͤrſtlichen Reſolu—⸗ 
tion‘ verordnet, daß die Staͤndeverſammlung am 10. Mai. ihre Ar— 
beiten fchließen und auseinander gehen ſolle.“ Dies geſchah; 
doch reclamirten in ihrem Promemoria vom 10. Mai 1816*) 

„Praͤlaten, Ritter, und die Landſchaft alle ihre Rechte und 
Befugniffe, fo, wie fie im Jahre 1805 beftanden,” . 
und erließen noch für den Iandftändifchen Ausfhuß eine nSnfruc 
ton"). 





- I 
Nach Auflöfung diefes engern Landtages ruhte das ganze Verfafs 
fungögefchäft in .Churheffen. Doch erließ der Churfürft Wilhelm 1 


d) das Haus- und Staatögefeg vom 4. März 1817. 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm 1 Churfürft ꝛtc. ıc. fügen hier: 
durch zu wiffen. 

Nachdem Wir e8 den dermaligen Berhältniffen angemeffen gefunden 
haben, duch ein Haus: und Staatsgefeg diejenigen Anordnungen und 
Beſtimmungen zu treffen, welche Uns die Zuverficht gewähren, daß dadurch 
der Flor Unſeres Haufes und-das Wohl Unferer Staaten dauerhaft befeftigt 
werden; fo verordnen Wir in diefer Hinſicht Folgendes: 

$. 1. Saͤmmtliche chucheffifhe Provinzen, namentlih Nieder⸗ und 
Oberheſſen, da8 Großherzogthum Fulda, die Fuͤrſtenthuͤmer Hersfeld, Hanau 
und Fritzlar, der Uns in Anfehung der Souverainetät zugefallene Antheil des 
Fürftenthums Sfendurg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaumburg, nebft 
ber Herrſchaft Schmalkalden, fo wie alles, was etwa noch in der Folge mit 
Churheſſen verbunden werden wird, bfeiben für immer ein untheilbares und 
unveraͤußerliches Ganzes; nur gegen ein vollftändiges Aequivalent, verbunden 
mit andern wefentlihen Vortheilen, kann eine Vertaufchung einzelner Theile 
Statt finden. 

$. 2. Die Regierungsform bleibt fo, wie bisher, monarchiſch und befteht 
dabei eine ftandifche Berfaffung. Die Linealerbfolge und in derfelben das 
Necht der Erftgeburt, mit Ausfhluß der Prinzeffinnen, fteht für ſaͤmmtliche 
gegenwärtige und künftige churheffiihe Staaten feft. 

$. 3. Der Landeshere wird volljährig, fobald er das achtzehnte Jahr 
— hat. 

$. 4. Im Falle der Minderjaͤhrigkeit deſſelben führt die leibliche Mut— 
ter und, wenn dieſe nicht mehr am Leben iſt, der naͤchſte Agnat, die Vor— 
mund⸗ und Regentſchaft. 

J. 5. Im beiden Faͤllen ſteht der Vormundſchaft ein aus drei Mitglies 
bern beftehender Regentſchaftsrath zur Seite, welchen diefelbe in allen Regies 
rungsangelegenheiten zu Rathe zu ziehen hat. Menn in diefer Hinſicht von 
dem Souverain Eeine eventuelle Anordnung getroffen iſt; ſo erwählt die Vor: 
mundihaft die Mitglieder deffelben, kann aber ſolche nad Willkuͤhr nicht 
wieder .entlaffen. 

6.6. Kein Prinz und keine — in des Hauſes kann ohne Ein⸗ 

willigung des Souverains ſich vermaͤhlen. 


$. 7. Eben fo. wenig darf ein Prinz bed Hauſes ohne vorgaͤngige Ge: 
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nehmigung des Souverains in auswaͤrtige Dienſte treten; jedoch iſt ſolche 
ohne erhebliche Urſache nicht zu verſagen. | . 

$..8. Der jedesmalige präfumtive Nachfolger in der Regierung und 
deſſen Descendenz, gehen allen übrigen Prinzen und Prinzeffinnen des Haus 
ſes im Range vor. Diefe legteren folgen, fo wie fie dem Souverain an 
nächften verwandt find. Bei gleichem Grade entfcheidet das Alter, 
8 9. Außer bei dem Souverain und beffen Gemahlin Eönnen die Lan- 
descolfegien ohne allerhoͤchſte Erlaubniß bei Niemandem anders in corpore, 
oder durch Deputationen, erfcheinen., 

$. 10. Aue feitgefegte Apanagen der nachgeborenen Prinzen und Prinz 
zeffinnen find ſtets pünctlidy und regelmäßig am diefelben auszuzahlen. Was 
von Uns im dieſer Hinficht für Unfere beiden Herren Brüder feftgefegt wor⸗ 
den, erweitern Wir aus befonderer Zuneigung annoch dahin, daß auf den 
Kal des Ablebens des einen oder des andern berfelben, und deffen männli: 
cher Descendenz, die von folcher bezogene Quote auf den Ueberlebenden umd 
deffen männliche Descendenz übergehen, jedoch hiervon, falls der zuerft Ver: 
ftorbene noch unvermählte Prinzeffinnen haben follte, diefen ein verhältniß: 
mäßiger Antheil verbleiben foll. * 

11. Der Souverain kann die Apanagen nach Befinden, beſonders 

bei einem weſentlichen und bedeutenden kuͤnftigen Zuwachſe von Gebiet, ver: 
mehren, in feinem Falle aber vermindern, | 

Ferner verordnen Wir: 

$. 12, daß alle feftgefegte Gehalte und Penſionen fämmtlicher Die: 
ner, fowohl vom Hofitaate ald vom Militair- und Givilftande, ſtets regel: 
mäßig ausbezahlt werden ſollen. , 

6. 13. Kein Staatsdiener darf ohne Urtheil und Necht feiner Stelle 
entfegt, oder demfelben fein vechtmäßiges Dienfteinfommen entzogen werden. 

$. 14. Diejenigen, welche wegen Alters und Schwachheit ihrem Dienjte 
nicht mehr vorftchen Eönnen, follen mit einer ihrem Range und ihrem Dienft: 


alter angemeffenen Penfion verfehen werben. 


Zu Urkunde deffen haben Wir gegenwärtige, aus Allerhoͤchſteigener Bes 
wegung erlaffene, Verordnung, deren allenthalbige Befolgung Wir Unferen 
Nachfolgern in ber Regierung, fo wie allen, die es fonft angehet, zur Pflicht 
machen, und welche dem Gefegblatte einverleibt werden foll, eigenhändig voll: 
zogen, und mit Unferem churfürftlihen Siegel bekräftigt. 

So gefhehen zu Caſſel, am 4. März 1817. 
Wilhelm, Chufürf. Ä 
(L. S.) vt. Schmerfeld. 


Der Churfürft Wilhelm 1 ſtarb am 27. Febr. 1821. Ihm 
folgte fein Sohn Wilhelm 2. Ohne den Gedanken einer neuen flän= 
diſchen Verfaffung wieder aufzufaffen, erichien, wenige Monate nad) feis 
nem Regierungsantritte, am 29. Juni 1821, die nachftehende Drgani- 
fationsurfunde für den Churftaat, die zwar manche einzelne Gegen: 
ftände berüudfichtigt, weldhe in andern neuen Verfaſſungen für teutſche 
Staaten vorfommen, die int Ganzen aber zunächft nur eine vollftändige 
und durchgreifende neue Verwaltungsorbnung enthält. 
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e) Organifationsurfunde vom 29. Juni 1821. 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2, Churfuͤrſt ꝛc. ⁊c. 

thun hiermit kund: 

In der Ueberzeugung, daß bei der, von Uns beabſichtigten, Befoͤrde⸗ 
rung der wahren Wohlfaͤhrt Unſers Landes alle Unſere verſchiedenen Staates 
behoͤrden, nach dem vollen Maaße ihrer Kraͤfte, Uns zu unterſtuͤtzen erſt als⸗ 
dann vermoͤgen werden, wenn der Wirkungskreis einer jeden Stelle voͤllig 
deren Beſtimmung entſprechend gebildet, der Geſchaͤftsgang einfach und fuͤr 
jeden Verwaltungszweig gleichfoͤrmig, auch die Leitung aus einem, die Ue— 
berficht des Ganzen gewährenden, Gentralpuncte möglich gemacht feyn wird, 
haben Wir eine neue Drganifation der Staatöverwaltung beſchloſſen, und 
' verordnen zu dem Ende, wie folgt. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beflimmungen. 
$. 1. Rüdfichtlic) der ganzen Verwaltung, follen vier Provinzen 
gebildet werden: 

1) Niederheffen, beftehend aus dem Niederfürftenthume Heffen, ohne 
die Aemter Friedewald und Landeck, ferner aus den Aenitern Sriglar 
und Naumburg, nebft der Graffchaft Schaumburg; 

2) Oberheffen, beſtehend aus dem Oberfuͤtſtenthume Heſſen und ben 
Aemtern Amöneburg und Meuftadt, fo wie der Graffchaft Zies 
genhain; 

3) Fulda, beſtehend aus dem Großherzogthume Fulda, mit Ausſchluß 
des Amtes Salmuͤnſter, aus dem Fuͤrſtenthume Hersfeld, den Aem⸗ 
tern Friedewald und Lande, und der Herrfchaft Schmalkalden; 

4) Hanau, beftchend aus dem Fuͤrſtenthume Hanau, dem Amte Cal: 
münfter und den Hoheitsaͤmtern Waͤchtersbach und Meerholz. 

G. 2. Jede Provinz [oil wieder in mehrere Kreife, hauptſaͤchlich zum 
Behufe der Verwaltung des Innern, abgetheilt werden, naͤmlich Niederheſ⸗ 
ſen mit Schaumburg in zehn, Oberheſſen in vier, Fulda in vier, und Ha⸗ 
nau in vier Kreiſe, uͤber deren Abgranzung demnaͤchſt das Naͤhere wird bes 
kannt gemacht werden. 

$. 3. Mehrere Aemter aus verſchiedenen Faͤchern ſollen in der 
Regel einem Diener nicht uͤbertragen werden. Insbeſondere ſoll Niemand 
kuͤnftig neben dem Richteramte noch irgend ein adminiſträtives ober finans 
zielles Amt uͤbernehmen, es ſey denn wegen beſonderer Umſtaͤnde und nach 
den einſtimmigen Antraͤgen der betreffenden Miniſterien. 

§. 4. Alle Gerichtstaxen, Sporteln und ſonſtige Gebühren 
für Verrichtungen im öffentlichen: Amte follen in der Negel der Staatskaffe 
berechnet und dahin 'abgeliefert werden. Ausgenommen hiervon find: 

1) die Reifetoften und die Zagegelder, Iegtere ald Zehrungskoſten; 

2) bie Depofitarz, Repofitur:, Erpeditiong: und Abfrifte: 
gebühren, jedoch alle diefe Gebühren nur vorläufig; 

3) die Gebühren der Pebdellen, Gerichtsboten, Zandbereiter 
und anderer folder Unterbedienten; 

4) die Gebühren der Landmeffer und übrigen dergleichen amtlichen 
Derfonen; 

5) die Gebühren für Aufſtellung und Pruͤfung von Rechnungen und 
deren Zubehoͤr in Privatſachen; 

6) die Examinationsgebuͤhren; 


574 | Churheſſen. 


7) bie Dfarreigebhhren, eben fo wie | 
8) die Gebühren dee Medicinalbeamten, 

Die bisherigen Sportelfreiheiten follen fortdauetn. Auch foll bie 
ganze Leitung der Vormundfhaften und Enratelen fportelfre 
feyn, wenn bie Einkünfte des Pflegbefohlenen, nad Abzug der EN 
Eoften, feinen Ueberfhuß gewähren. 

Wegen der amtlichen Gebühren und ber zwedmaͤßigen Einrichtung des 
Sportelweſens uͤberhaupt, ſo wie insbeſondere wegen der Abſ chaffung der 
Sporteln in reinen Verwaltungsſachen, werden Wir ein befonde 
res Negulativ erlaffen. 
| 8.5. Für alle Staatsäniter follen, hinfi chtlich der Befoldung, Eünftig 
in der Regel mehrere Klaffen befichen, fo daß eine Verbeſſerung in 
demfelben Dienftgrade eintreten kann. 

Ebenfalls werden bie Befoldungen derjenigen Diener, welche bisher 
Sporteln bezogen, und folhe kuͤnftig berechnen müffen, mit Ruͤckſicht hier⸗ 
auf von Uns anderweit beſtimmt werden. 

$. 6. Unſer Staatsminiſterium ſoll darauf Bedacht nehmen, daß bei 
den dazu geeigneten Behoͤrden, neben den beſoldeten Staatsdienern, einigen 
Referendarien oder Beiſitzern, ohne Stimme und Gehalt, und Acceſſiſten 
Gelegenheit zur allenthalbigen Ausbildung fuͤr ihren kuͤnftigen 
Beruf gegeben werde. 

$. 7. Die Abnahme des Amtseides geſchieht, hinſichtlich der 
Glieder und Subalternen, durch das Collegium, wobei ſie angeſtellt ſind, ſo 
wie der übrigen Diener durch die unmittelbar vorgeſetzte Behoͤrde. Außer— 
dem ſind diejenigen Officianten, welche gewiſſe Vergehen oder Frevel zur 
Beſtrafung anzuzeigen haben, zur Wahrhaftigkeit in ihren Anzeigen und Pros 
tocolfen durch die betreffende Gerichtsbehörde befonders zu verpflichten. 

6.8. Alle obere Berwaltungsbehörden haben das Recht, ihre, 
innerhalb der Gränzen ihrer Dienftvorfchrift erlaffenen, Verfuͤ⸗ 
gungen auch mit Hülfe der gefeglihen Bmangsmittel zue Ausfühs 
rung bringen zu laffen. (vergl. $. 15.) 

. 9. An ben Berhättniffen zu ber fürftlich= heſſen⸗ rothenburgi—⸗ 
ſchen Linie wollen Wir durch die neuen Einrichtungen nichts abgeändert 
wiſſen, es geſchehe denn mit ausdruͤcklicher Zuſtimmung derſelben. 


Zweiter Abſchnitt. | 
Don den oberfien Stellen im Ötaate, . 


Erſter Titel. 
Von dem Staatsminiſterium. 


F. 10. Die-oberfte Stelle im der Verwaltung ber Churfuͤrſtenthums, 
mit Ausſchluß der reinen Militairangelegenheiten, iſt, als Unſer unmittelba⸗ 
res Organ, das Staatsminiſterium. 

Daſſelbe iſt, nach den Hauptzweigen der Verwaltung ‚in vier De 
partemants abgetheilt: . 

1) in das Minifterium der Juſtiz, 

2) in das Miniflerium des Innern, 

3) in das Minifterium der Finanzen, . 

‘ 4) in das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, und des chur⸗ 
fuͤrſtl. Hauſes. 

$. 11. Einem jeden Miniſterialdepartement ſteht ein Staatsminis 
fter, oder ein deſſen Stelle vertretender Geheimerath, nebſt einem Miniſte⸗ 
tialtathe, vor. 
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Wenn zwei Minifterien unter einem Minifter verbunden werben; fo 
bleiben dennoch alle übrige Beſtandtheile von einander getrennt, 

Ein jeder Minifter ift fowohl für die Zweckmaͤßigkeit feiner Anträge, 
als für die allenthalbige Vollziehung der gefaßten Befchlüffe, Uns verant- 
wortlid. 

d. 12. Die Miniſterialraͤthe find die Gehülfen der Minifter, und ew 
fegen deren Stelle in Verhinderungsfällen. 

Sn denjenigen Sachen, welche in ben einzelnen Minifterien abgethan 
werden, übernehmen fie den Vortrag. Diefer ift jedoch auf ihr Gutachten 
beſchraͤnkt, und die Entſcheidung von dem Miniſter abhaͤngig. 

In den Sitzungen des verſammelten Staatsminiſteriums ſollen diefels 
ben die dazu geeigneten Sachen ihres Departements vortragen, und an allen 
Berathungen Theil nehmen. 

Unter der obern Leitung der Miniſter, haben ſie die Aufſicht über ben 
— in der einſchlagenden Abtheilung der Miniſterialkanzlei. 

Sachen von beſonderer Wichtigkeit werden ſie die Abfaſſung der 
Entnin⸗ auf die genommenen Beſchluͤſſe ſelbſt übernehmen. 
13. Das Staatsminifterium erhält eine eigene Minifterials 
Yanzlei, beftehend, unter einem Generalſecretair, aus eben fo viel Abtheis 
lungen, als Minifterialdepartements; mit Ausnahme des Minifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten und des churfürftlichen Haufes, deſſen Kanzlei 
mit derjenigen des geheimen Gabinets vereinigt bleibt. 

Wegen der Grundetats und anderer, bei dem Miniſterlum vorfommens 
ben, Rechnungsgefchäfte wird die erforderlihe Buchhalterei mit der Mir 
nifterialfanzlei verbunden. 

Sn den Berfammlungen des Staatsminifteriums wird das Haupt: 
minifterialprotocol!l von dem Generalfecretair geführt. 

$. 14. Einem jeden Minifterialdepartement gebühten und Tiegen ob: 

1) die Vorbereitung aller für nöthig und nüslich geachteten Geſetze 

oder anderer allgemeinen Anordnungen, und deren Entwerfung theils 

unmittelbar, theild mittelbar durch die, für Gegenftände von. großem 

Umfange ntederzufegenden, außerordentlichen Commiffionen ; 

2) die zu deren Vollziehung erforderlichen Anträge und gefeglich zulaͤſ— 
figen Verfügungen ; 

9) die Dienflordnun g, nämlich die Vergemifferung uͤber die Fähigkeit 
aller angehenden Staatsdiener für die höhern Stellen mittelft anzuorde 
nender befonderer Prüfungsbehörden; der Vorſchlag zur Anftellung. 
und beziehungsweife zur Beftätigung bderfelben, und, bei geringern 
Stellen, die Ernennung theils unmittelbar, theil® durch die nach: 
gefegten obern Behörden, eben fo die Handhabung ber Dienftdis: 
eiplin, nebft dee Oberaufficht auf die zu leiftenden Dienftbürge 
[haften und dergl. alle erforderlichen Dienftveränderungen,. 

mittelft eigenen Verfuͤgens oder gutachtlicher Anträge, die Einführung 
und Aufrehthaltung eines raſchen, der Sache fürderlichen Geſchaͤfts⸗ 
ganges bei den ihm nachgefegten Behörden, und die Einziehung ber 
nöthigen Gefhäftsüberfichten, auch die Ertheilung des Hei⸗ 
rathsconſenſes, ſo weit er erfordert und zulaͤſſig iſt, und eines 
laͤngeren als vierzehntaͤgigen Urlaubes fuͤr die Mitglieder 
der oberen Behoͤrden; 

4) die Entwerfung des jährlichen Grundetats für da8 Departement, 
und die Verfügung über die, von Uns a Summen, nach 
der — Eintheilung. 
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6. 15. Diejenigen Sachen, welche nur Ein Miniſterialdepartement aus 
fchließlidy betreffen, und entiweber erjt vorzubereiten, oder von fo einfacher 
Beſchaffenheit ſind, daß deren Etledigung unbedenklich iſt, werden in den 
einzelnen Minifterien abgethan. . 

Die Gegenjtande von einiger Vedenktichsit ober größerer Wichtigkeit, 
fo mie folhe, die mwenigftend ein mündliche Benehmen mit einem andern 
Minifterialdepartement erfordern, oder die zu Unferer alterhöchften Enticheidung 
geeignet find, follen in den Sigungen des verfammelten Staatsmi: 
nifteriums zum Vortrage gebracht merden. | 

Zu den Gegenftänden der zweiten Art gehören auch nomenttüch: 

a) Befhmerden Uber folde Verfügungen der oberen Verwaltungs: oder 
Finanzbehörden, wogegen der Meg Nechtens entweder gar nicht, oder 
doch nicht mit aufichiebender Wirkung zuläffig ift, — und 

b) Gompetenzitteitigkeiten unter verfchiedenen oberen Behörden. . 

| . 16. Wenn Wir in den Sigungen Unferes Staatsminiftertums 
nicht feibſt praͤſidiren; ſo ſollen, hinſichtlich aller derjenigen Sachen, 
welche zu ihrer Erledigung Unſerer Genehmigung oder Entſcheidung beduͤr⸗ 
fen, ‚die mit Gründen gehörig unterftügten, fchriftlichen Anträge des Mini: 
ſteriums, nebft den betreffenden Actenſtuͤcken, an den geheimen Cabinetsrath 
abgegeben werden, 

Unfere darauf erfolgten allerhoͤchſten Entfchliefungen find demnächft von 
dem betreffenden Minifter in den Situngen des Staatsminiſteriums bekannt 
zu machen,‘ ohne jedoch in fchleunigen Faͤllen bis dahin ihre Vollziehung 
aufzuſchieben. 

$. 17. In den Sitzungen des Staatsminiſteriums nehmen die Minis 
ſter und Minifterialräthe ihre Plaͤtze nach dem Dienftalter ein, und in Uns 
ferer Abmwefenheit wird das Präfidium von dem aͤlteſten Minifter ges 
führt, welchem überhaupt eine Directorialleitung, binfihtlih des Ge⸗ 
[häftsganges, zufteht. 

8. 18. In den gemeinfchaftlihen Sigungen entfcheibet unter den Mis 
niftern die Mehrzahl:der Stimmen nur da, wo von gefeglichen Stims 
mungen und Anordnungen, oder überhaupt von einem Gegenjtande die Rede 
ift, weldyer zu einer gemeinfchaftlichen Behandlung zweier Minifterien geeig: 
net iſt, und wegen. befjen zwifchen beiden eine Vereinigung nicht Statt fins 
det. Wenn es aber blos auf die Bollziehung ankommt, und. die Sade 
nur ein Minifterium betrifft; fo ift, bei der deshalb eintretenden Verant⸗ 
wortlichkeit des Departementsminijterg, bie Defugnif der ‚bsigen Minifter 
lediglich) auf Berathung befhränkt, 

6. 19. Zu den Berathfchlagungen in. — Miniſterien oder 
dem verſammelten Staatsminiſterium koͤnnen die Praͤſidenten und Di— 
rectoren der obern Behoͤrden hierſelbſt bei beſondern Fällen. hinzuges 
zogen werden. 

F. 26. Alle Ausfertigungen, welche Unferer Unterzeichnung 
beduͤrfen, werdeu in der geheimen Kanzlei beſorgt. Der Miniſter desjenigen 
Departements, in welches dieſelben einfchlagen, und der geheime Cabinets⸗ 
rath haben ſie zu contraſigniren. 

Die Berichte, Schreiben und Reſcripte des geſammten Staatsmi— 
niſteriums unterzeichnen ſaͤmmtliche Miniſter; die Contraſignatur geſchieht 
von dem Generalſecretair. 

Die Ausfertigung der einzelnen Miniſterien unterzeichnet der Miniſter 
und mit ihm, oder in deſſen Verhinderung, fuͤr denſelben, der Miniſterial⸗ 


⸗ 
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xalh. Det Generalſecretair ſoll dieſe Ausfertigungen "ebenfalls contra: 
iren. 

Die als —*7 des Miniſterialprotocolls ausgefertigten 
Befchlüffe jedoch unterzeichnet allein der Miniſterialrath des betreffenden Des 
partements. 

$. 21. Die nähern Beſtimmungen wegen bes Geſchaͤftsganges bei 
Unſerm Staatsminiſterium und deſſen Kanzlei werden einer befondern Ge: 
Ihaftsordnung vorbehalten, .. 


Zweiter Titel, | 
Bon den einzelnen Minifterialdepartements, 
A. Suftizminifterium. 
£. 22, Dem Suftigminifterium kommt zu die Oberaufficht . über die 
gefammte buͤrgerliche und Strafrechtspflege, insbeſondere: 
die Einziehung jährlicher Ueberfichten über die, bei allen Gerichtsſtel⸗ 
len verglichenen, durch Urtheil oder ſonſt erledigten, und noch anhaͤn⸗ 
gigen Rechtsſachen, uͤber die Vormundſchaften und die Curatelen aller 

Art, uͤber den Depoſitenhaushalt, uͤber die Gerichtsviſitationen und 
dergl., die Berichtserſtattung hiernach an Uns uͤber die thaͤtige und 
gewiſſenhafte Amtsfuͤhrung aller Gerichtsbehoͤtden, Anwälte u. ſ. w., 
die Sorge fuͤr ſchleunige Abhuͤlfe aller Beſchwerden uͤber Verzoͤgerung 
‚oder gar Verſagung der Rechtspflege; fo wie überhaupt die Disci— 
plin über das Suftigperfonal, und zwar der Untergerichte mittelbar. 
durch die Dbergerichte, fo wie der legtern unmittelbar, und die des— 

halb ſtets innerhalb drei Jahren vorzunehmende Bifitation aller 

Dbergeridhte; 

2) die Oberauffiht über alle Unterfuhungsgefängniffe, und bie 
Leitung der Behandlung der Sträflinge in den Strafanftalten, 
legtere benehmlich mit dem Minifterium des Innern; 

3) die Borlegung der peinliden Urtheile, melde Todes- oder 
lebenslänglihe Eifen= "oder Kerkerftrafe ausfprechen, zu Uns 
ſerer Erklärung, ob Wir von Unferm Begnabigungsrechte Ge⸗ 

brauch machen wollen; 

8* die Begutachtung der, zu Unſerer Entſcheidung — Ge⸗ 
ſuche um Straferlaß oder Milderung, und wegen anderer, die 

— Juſtiz betreffenden, Gnadenſachen, z. B. Legitimation und 

Adoption, Ehetrennung bei wechſelſeitiger Einwilligung, Dispenfation 
| zur Heirath in gewiffen Fällen, Moratorien u... w.; _ 
5) ‚die Ertheilung der VBolljährigkeitserflärungen und anderer, 
- dem Minifterium überlaffenen, Dispenfationen im Juſtizfache, 
nach vorgängiger Unterfuchung durch die betreffende Gerichtsbehörbe, 

Auch hat das Juftizminifterium 

6) bie rechtlichen Gutachten in Angelegenheiten Unfers 

churfuͤrſtlichen Hauſes zu erſtatten, und die Unſer Intereſſe bes 

— Proceffe im Auslande zu keiten. 

* B. Minifterium des Innern. 

ne 23 Der hoͤhern Leitung und Oberaufſicht des Miniſterlums 

des Innern werdene folgende Gegenftände der allgemeinen Landesverwaltung 

anperftautz 1; 

de „die Auſtechthaltuns Unſerer landeshoheitlichen Gerechtſame 

‚im Jnnerm sand gegen das Ausland, fo weit ſolches ohne neue 


ss 
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rien geſchehen kann, — insbeſondere auch die: BREI der Verhaͤlt 
niſſe der katholiſchen Kirche zum Staate, und zwar benehmllch mit 
dem Miniſterium des Auswaͤrtigen, —— oft en zu andern 
. Staaten, zu dem teutſchen Bunde oder ER er 
eintreten ; | 

2).die landſtaͤndiſchen Angelegenheiten; n 

3) die Aufnahme und Entlaſſung der Unterthanen, ach den 
darauf fich beziehenden Angelegenheiten; 

4) die Geſundheitspflege; 

5) das Kirchen- und Te das Schulz und fonflige öffent: 
liche Erziehungsmwefen; 

6) die Sicherheits: und Orbnungspolizei, mit Rüdfiht auf den 

deshalb im $. 64. gemadjten Vorbehalt; fo wie die Urmen:, Sit: 
ten= und Nahrungspolizei in deren einzelnen Beftandtheilen; 
die Beſchuͤtzung und Beförderung ber Landwirthſchaft, der Ge⸗ 
werbe und Künfte, fo wie bes Handels; | 
8) der Stadt= und Gemeindehaushalt; 

9) die Öffentlichen oder Gefellfhafts-Anftalten und Stiftungen gu 
gemeinnuͤtzigen Zwecken — mit Ausfhluß der, dem General 
Eriegsdepartement untergebenen, Anftalten, und der Forftwittwen, 
Berghülfs= oder andern Sperialinftitute im Finanzfache; | 


10) die Einwirkung auf bie Militairangelegenheiten, fo 
weit bdiefelbe der Civilverwaltung zufteht, wie im $.:30. n äher 
beftimmt ift; 

411) das Straßen-, Brüden:, Waffer: und Eandbaumefen, ag 
teres mit Yusnahme der Domanialbaufachen; 3 

12) das Landfolgedienſtweſen, und bie deshalbige Ausgeichung une 

| ter den einzelnen Landestheilen ꝛc.; 

13) das Lehnmwefen, fo weit diefes den Lehnhöfen obliegt; 

44) die befondern Berhältniffe der Iſraeliten; 

45) die Statiftit des Churftantes, und, die Einziehung der Matetialen 

dazu, nach den, deshalb für alle Fächer vorzuſchreibenden, Muſtern; 
16) das Hierfelbft zu bildende Landesarchiv, fo wie bie Provinzialar⸗ 
chive und die Sammtardhive zu Biegenhain und Büdeburg, in ben 
— Faͤllen benehmlich mit dem a a des Tuenie 


47) bi ads des Gefegblattes, 


$. 24. Dem Minifterium des Innern find ee: die bier 
Regierungen, mit den Polizeiditectionen und Lehnhöfen, bie 
Confiftorien und Eatholifhen geiftlihen Oberbehorden, das 
Dbermedicinalcollegium, die Dberbaudirection, die Landes: 
fhuldencommiffionen, die allgemeine Brandverfiherungscom- 
miffion, die Landgeftütedirection, der Landmwirthfihaftsverein, 
der Handels: und Gemwerbsverein, die Landesuniverfität, die 
Directionenberfandesbibliothefen, Kunftafademieen, Lyceen, 
Gymnafien und Seminarien, das Vorftcheramit der Händ: 
wertöfchule bierfelbft, die Genfurcommiffion, die Dirserionen 
der Civilwittweninftitute, bie Landesaffiftenzkaffen, die Bets 
waltungen der adeligen Stifter, fo wie den Hoſpitäler Haina 
und Merrhaufen, bie Gentralarmentommi [fion en; die Di rec⸗ 
tionen ber Leihhaͤuſer, und die Loͤttet iediretti onen 
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(bie a & Bisanzminifterium. | 

& he Dem ———— wird, außer ben im. $.: 1. für jedes 
Minifterialdepartement beftimmten Gefchäften, insbefondere aufgetragen: die 
Leitung: dei ganzen Steuerwefens, dee Dominial⸗, Forft: 
amd Regalienverwaltumg, die Dberaufficht. über dad gefammte Staats- 

Baffen= und‘ Rechnungsweſen, auch die ganze Vorarbeit wegen der 
‚ine Staatsminiſterium zu berathſchlagenden und fodann von Uns 
— Feſtſtellung des Staatsbedarfs, nach den verſchiedenen 

wattung szweigen, mittelſt des allgemeinen jaͤhrlichen Staatsgrundetats 
8:26. Dem Finanzminiſterium find untergeordnet: die Direction 
der Gensratfaffe, bie bier Finanzkammern, bie Dberforftdis 
gection und die Oberberg: und Salzwerksdirection. . 

Die, —————— der Poſten ſteht ebenfalls unter dem Finanzmi⸗ 


Dafferbe iomm auch im alun, die Dominialbauten betreffenden, Ans 
gelegenbeiten unmittelbar an die Dberbaudirection verfügen, 
ve —— der a und des churfuͤrſtlichen 


u 27.: Das. Minifterium der auswärtigen Angelegendeiten 
beforgt die Anftellung und Inſtruirung der diefjeitigen Gefandten und ande: 
rer diplomatiſchen Perſonen im Auslande, die Gorrefpondenz. mit auswaͤrti⸗ 
gen Höfen, Minifterm und Gefhpäftsträgern, die Einführung der’ bei Uns 
accreditirten geſandtſchaftlichen Perſonen, die Unterhandlung, Abſchließung und 
Wahrung der Vertraͤge mit fremden Mächten, die Angelegenheiten. des teut— 
ſchen Bundes mit: dem. papftlichen Stuhle, und alle Gegenftinde, welche 
Aurfürftlihe Unterthanen oder Gerechtfame außer Landes betreffen und zur 
——— des Miniſteriums ſich eignen. 

6:28, Zu den — des curfuͤrſtlichen Hau⸗ 
re gehoͤren 

I) alle Gegenſt inde, welche Femilienvettruge u das Privatfuͤrſtenrecht 
in Unſerm Hauſe betreffen; 

2) das churfürftliche Hausardhiv; _ 

3) die Standeserhöhungen und Ordensſachen, mit Einſchluß der — 
wirkenden Genehmigung zur Annahme fremder Deden und anderer der⸗ 
gleichen Auszeichnungen. 

Dritter Titel 

| Bon: dem Generalfriegsdepartenent. 

6. 29. Wegen der Bildung und des Geſchaͤftskreiſes Unferes 
Generalttiegsdepartements verweiſen Wir auf Unſere Verortdnung 
vom 21. April dieſes Jahres, 

$. 30. Die obere Leitung derjenigen Sachen, welche nicht blos aus 
militairiſchem Geſichtspuncte zu beurtheilen find, ſoll gemeinſchaftlich durch 
Unſer Staatsminiſterium und Unſer Generalkriegsdepartement geſchehen, und 
in den geeigneten Faͤllen ſoll deshalb zwiſchen beiden Behoͤrden communicirt 
werden, welches auch mündlich geſchehen kann, indem der Chef des erſten 
Kriegsdepartements, ober in: deſſen Auftrag der Director der einſchlaͤgigen 
es zur Berathung im betreffenden Minifterialdepartement zugezo⸗ 


— Aus fothe nicht seine mitenfe Gegenftände find namentlich zu bes 


4): die Mir--’ nr 0 Ronsamänerhältniffe. Kim 
fiche? " 


550... 2 Ghurheffen. © * 
a) bie. — ruf —— von dem — 
departement un dem Dinifterium. des Seraeis befliinns, oder bei 
| Uns in Antrag ee werben, ’ 
b). die Feftfegung des Bedarfs an Mannſchaft — buch das Gene 

| raltriegsdepartement allein beforgt ,: jedoch u 2. 77% 

6) die un, durch die ‚Regierungen, umter: ber) —— de⸗ 

Miniſteriums des Innern, und: unter: — — 

Militaichehörde, geleitet wird; 
2) das Landdragonercorps, welches, ehekfichtlich ber ‚Dieciplin; fo wie der 
innern und dußern .Berwaltung unter dem Generalkriegsdepartement 
fteht, — deſſen Dienftverhältniffe in Beziehung auf Eivitbehörden aber 
durch die deshalbige Verordnung beſtimmt werden . 7: 
- 8) die Militairdienftfuhrem, welde von dem Generalfriegäbeparter 
ment da, wo fie nad den Gefesen erforderlich und landesvetfaſ⸗ 
ſungsmaͤßig zu leiften find, mittelſt “Exlaffes’ an den Kreiscath an: 
geordnet werden, wegen beren aber das Minifterium des Innern die 
‚Bergleihung der dafür gebührenden Entfhadigung unter. den. dienfl- 
pflihtigen Unterthanen jeder Provinz, durch die Regierungen beforgen 
laͤßt, und zu dem Ende vierteljährlich. eine Ueberſi J bet gedachten 

Fuhren vom Generalkriegsdepartement mitgetheilt erhaͤlt 

4) die Eingquartierung; fo wie die am dier Stelle, des, Quartiere und 
anderer Militairnaturallaften , getretenen oder nody tretenden Abgaben 
(Servicegetder und dergl.), hinfichtlic deren . 

a) die Forderung, nach dem gefetlichen Grundfagen, der Miitaichehärde, 
b) die Vertheilung oder Erhebung aber von der Eivilverwaltungsbehörde 
allein geſchiehtz 

5) bie Duchmarfdfahen und die Verpflegung fremder Trup⸗ 
pen, welhe von dem Minifterium:. des Innern, benehmlidy mit dem 
Zinanzminijterium und dem Generalfriegsdepartement, zu leiten ſind; 

6) die. Cartelle und. .Etappenconventionen, welche. vom General: 
friegsdepartement, benchmlich mit dem Minifterium des Ausroärtigen, 
unterhandelt und nur nach zuvor eingepolter Unferer eiehichfen Ge⸗ 

nehmigung abgeſchloſſen werden; 

T).die Militairerziehungs- umd Bildungsanftalten, wegen 
welcher das Generalkriegsdepartement noͤthigenfalls mit dem: Miniſte⸗ 
rium in Verbindung teittz 

8) bie Militairgerichtsbarkeit in ‚alten : denjenigen Beziehungen, 
wegen deren das Generalauditorat ber Dberaufficht nee Juſtizmi⸗ 
niſteriums untergeordnet iſt. 

Vierter Titel. | 
Bon dem geheimen Kabinet. 

$. 31. Das geheime Kabinet iſt das: Organ, durch welches Wir 
ſowoh die ſchriftlichen Anträge des Staatsminiſteriums, der Generalcontrolle 
und anderer unmittelbaren Behoͤrden, als auch ſonſtige, zu Unſerer allerhoͤchſten 
Einſicht geeignete, Berichte, Geſuche und Eingaben empfangen. 

Durch daſſelbe gelangen ebenfalls Unſere Entſchließungen an das Graasi- 
minifterium oder an die übrigen Behörden: ı.. 

6. 32. Dem geheimen Kabinet fteht als Chef ein geheime Ka: 
binetsrath vor, welchem. die.geheime Kanzlei untergebem ft. 

Derfelbe hat Uns aus allen eingehenden, zum geheimen Kabinet gehoͤ⸗ 
tigen, Sachen Vortrag: zu erflatten, und; bie von Uns En — 


* ausfertigen zu RUM 
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Inn den dazu «geelgnetins Angelegenheiten werden "Mir: auch einen der 
—— mit beſonderen Vortraͤgen bei Uns beauftragen. 
An den Sitzungen des Staatsminiſteriums wird der geheime Kabinete 
| u, wenn Wir ihn befonders dazu beauftragen, Theil nehmen, 


Fünfter Titel. 


ka Bon der. Generalcontrolle. 


hemied 


einem, abe: zwei een nebſt ‚dem erforderlichen — 

6.34. Die Beſtimmung der Generalcontrolle iſt, darüber zu wachen, 
daß die Staatseinnahme überall mit. Umficht, Sorgfalt und Treue bes 
handelt, die. Yusgabe nicht auf etwas Ueberflüffi iges erſtreckt, im Ganzen 
ein IASReNR: Staatshaushalt, foweit diefer ſich in Einnahme und Aus⸗ 
gabe Aufert, geführt, derfelbe überhaupt den beftchenden Anordnungen gemäß 
—— und. das Staatseigenthum bewahrt. werde. 

Zu ‚diefens Zwecke find der eneralcontrolle, auf deren Begehren, fowohl 
von: ‚dem Minifterien,,, als von allen uͤbrigen Behörden, die erforderlichen. Nach⸗ 
‚sichten mie ctenſtuͤckke und Rechnungen mitzutheilen, worauf, und nach beendig⸗ 
ter Unterſuchung, Berbefferungen mit dem Staatsminifterium gemein- 
— zu berathen ſind, auch nach Befinden an Uns Bericht zu erſtat⸗ 

ten..i 
| ud 35. ‚Die Generalcontrolle ſoll auch die Rechnung der Generalkaſfe 
abbsten, und- dazu, dag; Duplicnt ‚ber Kammerkaſſenrechnungen, fogleich nad) 
deren Abhörung und Abſchiuß, von den Finanzkammern zugeſchickt — 

An mann 2 Dritter Abfhnittn - © - 

a Bon dei ‘einzelnen Ober s und Unterbepörben. 
.Erjter Zitel. 
yet, Von den Gerichtsbehoͤrden. 

Ä Allgemeine Beftimmung.,: | 

$. 36, Die Gerichte erkennen: nach ben Gefogen in ben: —— 
Inſtanzen allein, und ohne Einwirkung irgend einer anderen — 

1) Bon dem Oberappellationsgerichte. re 
* +4 61.87, Der oberſte Gerichtshof für Unſere fammtlichen Lande if das 
Dberoppellationsgericht zu Caſſel. Daſſelbe ſoll beſtehen aus zwei 
—— naͤmlich einem Civilſenat und einem Criminalſenat, unter der 
Eeitung eines gemeinſchaftlichen Praͤſidenten. Auch find für. beibe: bie. erfor: 
nn SKanzliften und ein Pedell gemeinfhaftlih. - mn 

8. 38. Der Civilſenat des Dperappellntionkgwichtee bat den Pra⸗ 
‚benten zum: Director, : und. ſechs bis acht. ſtimmfuͤhrende Mitglieder, nebſt 
einem Secretair und einem Repoſitar. 

Dieſer Senat erkennt: uͤber alle dahin, meh: Berufung von den Ober⸗ 

gerichten, gebrachte buͤrgerliche Rechtsſtreitigkeiten, wenn der Gegenſtand 
der Beſchwerde unfchägbar ift,. ober: über. zweihundert. Thaler hieſiger Waͤh⸗ 
‚zung, ‚oder jährlich. acht Thaler an Werth beträgt, oder: ausnahmsweiſe bei 
Erkenntniſſen des Dbergerichts zu Rinteln, oder einen; ſtandesherrlichen Juſtiz⸗ 
kanzlei, die Hälfte diefes Werthes hat — oder, ohne. Rüdficht: auf den 
Werth, wenn eine unheilbare Nichtigkeit dargethan wich, Ä 

$..39. Der Criminalfenat des Oberappellationsgerichtes ſou beſte⸗ 
hen aus einem Director, welcher zugleich mitarbeitender ; Rath iſt, und drei 
bis vier ſti⸗ 7“ — 
Rep⸗⸗ 
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Diefee Abtheilung liegt ob die —— ve obrnterhel ea Oberge⸗ 
richte, wenn entweder 
4) dadurch bie Todes⸗ ober (benstängtihe Bien» obe — erfannt 
if, ober. Ä 
2) eine andere härtere, als viertehahrige Gefängniöftrafe, oder eine Geh» 
buße von mehr als funfzig Thalern hiefiger Währung, mit Einrech⸗ 
nung des Werthes des etwa confislirten Gegenftandes, ausgeſprochen 
und dagegen die Berufung ergtiffen worden iſt; oder uͤberhaupt / wenn 
3) die Nichtigkeit des früheren Verfahrens oder die Geſetzwidrigkelt ‘des 
Uttheils nachgewieſen, jedoch nicht von riner bloßen Potigeifrfe 
(f. 8. 46. Nr. 3.) die Rede iſt. 

Det Criminalfenat hat ferner diejenigen Strfürkheite der her! Mi 
—— zu reviditen, welche an ihn nad) unferer Niktakftiafgerichtt 
ordnung gelangen werden. 

Derſelbe iſt auch, det Verordnung vom 1. Mat 1818 gemäß, die Stif 

getichtsbehoͤrde fir die nicht in Unferen Dienſten “ftehenden, Haupter und 

Glieder fürftlicher und geäflicher vormals‘ Ra" nöifhen.. äufee 

$. 40. So oft vom einer Todes’: "bber glichen Eifen⸗oder 
Kerkerfirafe, von Hoch : "ober Randesvertath, ober von bee Aintsentfegumg 
einss von Uns Seibft tefcribitten Staatsdieners die Rede iſt, ſo wie in ans 
deren beſonders wichtigen Fällen, ſoll der Praͤſident bes Oberappellationsge⸗ 
richtes noch fo viel Mitglieder des Givitfenats ju dem Criminal⸗ 
fenäte hinzutreten laſſen/ daß das Erkenntniß von ſ eden Mitgliedern, 
mit Einſchluß des Vorſtandes, gefaͤllt werde. 

Die den Tod oder lebenslaͤnglichen Feriheitpertuft außsfprechenden Ur 
theile find, vor ihrer Vollziehung, mit den Acten an ‚Unfer Suftizminifterium 
t $, 29, Mr. 3.) einzufenden. : - 

2). Bon ben Obergerfähten. 

$. 41. In der Hauptftadt jeder Ptovinz fol ein Obergericht für bie 
—— und bie Strafrechtspflege in zwei Senaten, unter ber rennz 

eines gemeinſchaftlichen Praͤfidenten oder Directors, beſtehen 

Die noͤthigen Kanzliſten, ein Pedell und ein oder zwei Kımyjeisäti, 
werden für beide Senate zuſammen angeftellt. 

Bol eintretender Verhinderung vom Mitgliedern bes einen Senats, darf 
* Praͤſident oder Director die Stelle des — der ſehenen — 
der des andern Senats erſetzen laſſen 

TRUE Der Eipibfenat'des Obergerichts wi befegt mit. dent Praͤ⸗ 
fidenten oder Director, und, mac dem Beduͤrfniſſe des Dienſtes, dtel bis 
ſochs ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern, nebſt einem oder zwei Secretatien, einem 
Ropoſitar, und einem oder zwei Calculatoren (für. bie ——— 
—— —— und anderen Rechnungsſachen). 

G. 43.Der Cibilfendat des Obergerichts erkennt in tüfter Sn 
Per auf die Klagen wider Säriftfäffige, und. über alle Nechtsftreitigkeiten, 
welche Verloͤbniſſe, Trennung von Tiſch und Bert, Ehefcheidung, fo wie 
die Waterfchaft oder Mutterſchaft betreffen; und in weiter Inſtanz auf 
die Berufung von -unfergerichtlichen Entſcheidungen, wenn der Gegenftand 
der Beſchwerde den Werth; von funfzig Thalern hiefiger Währung  überfteigt, 
oder * ch gar nicht ſchaͤtzen laͤßt, ober eine unheilbare Nichtigkeit dargethan iſt. 

Die bisher beſtandenen Reviſionsinſtanzen ſind hiermit aufgehoben. 

$. 44. Der Civilſenat des Obergerichts ‚hat zugleich. die Aufſicht 
auf die Conceurſe und auf das Vormundſchafts⸗, Contracten⸗, Hypothe⸗ 
ken⸗ und Depoſitenweſen, nebſt den übrigen Zweigen ber freiwilligen Gericht 
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barkeit; bei dem ihm: untergeordneten: Gerichten, : Derfelbe: iſt auch die unmit⸗ 
telbare obervormundſchaftliche Behörde - fuͤr alle fchriftfäffige Minderjährige 
und fonflige Pflegebefohlene; doch darf im einzelnen Fällen, mit Rüdficht 
auf das Beſte der Bevormundeten, zu den obervormundfhaftlihen Gefchäfs 
son, wit Einſchluß der Rechnungsabhoͤrung, den Untergerichten Auftrag er⸗ 
theilt werden. Sodann hat er: die freiwillige Gerichtsbatkeit hinſichtlich der 
Güter von Uns und den Gliedern Unſeres churfuͤrſtlichen Hauſes, wenn des 
ren Güter ‚ wirklich adelige, und nicht ; etwa von ihnen erworbene. Bauern⸗ 
grundſtuͤcke find, fo wie von den Standesherrfhaften. Endlich koͤnnen bei 
ihm non: Brderman, legte Witten: hiriterlegt werden. 

= hu Hs Der Criminalſenat des Obergerichtes wird gebildet aus 
einem Dirsttop aber vorſitzenden Rathe, ber. zugleich, mit vorträgt, aber in 
Der Regel nichtu ſelbſt unterſucht, ferner zwei bis vier ſtimmfuͤhrenden Mit⸗ 
— nebſt einem Secretair und einem: Repoſitar. 

Fe 46: Dim Criminalſenate des Obergerichts liegt eb⸗: 
dr die Dauptunterfuhung alles Verbrechen, welche mit peins _ 
Yin. cher Strafe: (nad deren demnaͤchſt zu beftimmenden Begriffe) zu ‚bes 

legen find; fo wie in der Megel folher Amtsvergehungen, bie 

Aion ‚Hofer Disciplinarſtrafe nach ſich ziehen, und das ert eantsis 

daruͤber; 

2) bes Erkenntniß uͤber die, durch die, Landgerichte und Jufliyim: 
enter nterſuchten, Vergehen, welcha weder polizeilich, noch auch pein⸗ 
2.13 lch czu ahnden ſind; m: 

3) dier Reviſion der. untergerichtlichen Erkenntnifſe, weiche 
eine Polizeiſtrafe, d. h. eine nicht haͤrtere Strafe, als vierzehntaͤ⸗ 
giges Gefaͤngniß oder zwanzig; Thaler hieſiger Währung Geldbuße 
Eleſe⸗ mit Einrechnung des. etwa confiscirten Gegenftandes), verhängen, 

in th: wogegen: die Berufung: ergriffen worden ift. . 

° 9 Die Forſtfrevel gehoͤren niemals vor das Obergericht (. $. 56 fg). 
Falls andere, in deffen Buftändigkeit begriffene, Uebertretungen befonberer 
adminiſtrativen Anordnungen, der Gefege für die indireeten Steuern , Rega⸗ 
lien und ‚andere Staatsfinanggegenftände,. zu ahnden. find, follen ſtets zuvor 
Die, Anträge bdesjenigen Beamten vernommen werden, welcher dazu von 
* betreffenden Verwaltungs⸗ oder Sinambe hoͤcde ein fuͤr alle Mal beauftragt 
eyn wird. 4 

$. 47: ‚Km. jebem Jahre ſoll ein Rath des Obergerichtes als Ju tig 
fiscal, mit einem Kanzliften, alle Untergerichte der Provinz nach der deshal⸗ 
bigen Dienflvorfhrift.vifitiren, um ſich von der ernſten Thätigfeit bes 
Gerichtöperfonals, der Ordnung des Gefchäftsganges bei allen Gegenflän- 
den der ftreitigen umd freiwilligen: Gerichtsbarkeit, der getreuen Depofiten= 
and Sportelverwaltung, dem.gehörigen Zuftande ber Unterfuhung&. 
gefängniffe u. f. w. zu überzeugen, und darüber binnen vierzehn Tagen 
nad) feiner. Ruͤckkehr, mit Vorlegung des Protocolls, ‚umfafjenden Bericht 
an ‚das Obergericht, und zwar an jeden Senat fuͤr deſſen Gefchäftetreit, 
erſtatten. 


$. "48. Für Unfere Greffchaft Schaumburg. ſoll ein — 
Obergericht zu Rinteln verbleiben, dieſes jedoch nur einen Senat bilden, 
welcher nach dem geringſten Satze der Beſtimmung im .$. 42. beſetzt wird, 

In Unſerm Fuͤrſtenthume Iſenburg ſoll die Juſtizkanzlei zu Meer 
holz die Geſchaͤfte des — unter den deshalb beſtehenden ei | 
‚men, verſehen. 


$. 49, D⸗·⸗ nt “.. 04 . _ A PER mars Klan u. allen, .in 
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feinem Bezirke allebigten Juſtizſtellen/ deren Beſetzung Uns oder bem 
Miniſterium vorbehalten iſt, vom Obergerichtsrathe abwärtsi' = 
. 50. Die Gerichts barkeit der Uni verfitac zu Marburg in 
Eivil und Straffachen: wird, wegen deren Zuſammenhanges nilt der: Disci⸗ 
plin, aufrecht erhalten, jedoch allein hinſichtlich der Studierenden; nic 
aber der andern Mitglieder oder Verwandten der — MT 5 
! 8) Bon den Untergerichten. > « Su) .mar Wauuer 
6. 51.. Die sieherigen ne RE in Monde Siepur 
ten, als niht g. ’ 
4) mehrere derſelben zu Landgerichten vereiniget oben; wilden; in An: 
ſehung der Drte:-gefchehen ſoll, die in einem: Umkrelſe von ungefähr 
drei Stunden um bie Städte Caſſel, Rinteln, Marburg Fulda, Herd 
‘feld und Schmalkalden, fo wie Hanau, und audit: in: — Ver⸗ 
haͤltniſſe befindliche Staͤdte liegen, — und 
2) einige Juſtlzaͤmter von zu geringem: Umfange auſeeſe, uns bie Be 
un ber. beftehen bleibenden - Juſtizaͤmter theils vergrößert, theils da, 
+ wo die Ruͤckſicht auf das Die ‚der Gerichteuntergebenen es aid 
‚men: abgegrängt werden; He Pre SEE u 
wie eine demnaͤchſt zu erfaffende, neue: Abthellung der Berigıse 
sirte näher ergeben wird, 
52. Die Landgerichte werden befegt mit! cinem Landrichter, einem 
* give Actuarien, ‚einem: Repofitar, dem verforberlichen : Schreibern und Ge: 
richtsboten, — die Juſtizaͤmter hingegen mit einem Amtmanne, einem 
Amtsaffiitenten dba, wo ein foldyer wegen; großer Ausdehnung des Amtes noͤthig 
befunden wird, einem Actuar und einem oder zwei Gerichtöboten. 
62753. Die Untergerichte erkennen über alle bürgerlichen Reſchts— 
flreitigfeiten, welche nicht fhon in eriter Inſtanz vor das Obergericht 
gehören (f. $.43.). . Ferner verwalten - fie die freiwillige Gerichtsbarkeit in 
Ihrem Bezirke, blos mit Ausfhluß dee im 44. 8. genannten Güter, desglei⸗ 
chen aller Vormundſchaften und uratelen über ſchriftſaͤſſige Perfonen. | 
Die Gerichtsbarkeit in Meß: und Markthandels⸗-, auch Gant: 
gerihtsfahen —* ebenfalls durch das Untergericht des betreffenden Ortes, 
unter Beobachtung der deshalbigen befonderen — x ‚und oh 
Rüdfiht auf. Schriftſaͤſſigkeit, ausgeuͤbt werden. 
$. 54. Die Polizeigerichtsbarkeit wird von Im Banbgerichten 
and Juſtizaͤmtern ausgeübt, fo weit fie nicht. befonderen. —— ionen 
in den Städten (ſ. $. 91.) übertragen iſt. 
An dem Tage: unmittelbar vor oder nach dem viertefjährtich: zu halten: 
den Forftdußgerichte ſoll auch ein vollſtaͤndiges Orts- und Feldpolizeigericht, 
ſtatt der bisherigen Ruͤgegerichte, gehalten werden; jedoch ſind die einer fruͤ⸗ 
hern Unterſuchung oder Entſcheidung beduͤrfenden Faͤlle bis dahin nicht aus: 
apben. 


"Die unterſuchung und Beſtrafung derjenigen uebertretungen beſonderer 
re ‚Anordnungen oder eines Staatsfinanzggefeges;.. welches keine 
härtere Strafe, als eine. Geldbuße von zwanzig Thalern hiefiger Währung, 
mit Eintechnung "des etwa configeirten Gegenſtandes, oder _vierjehntägiges 
Gefaͤngniß, nad) ſich ziehen, und nicht zu ‚den, durch die. Obergerichte zu be 
ftrnfenden Amtsvergehungen gehören, wich: ebenfalte den —— und 
Juſtizaͤmtern uͤberlaſſen. i 
| Ferner liegt. denfelben ob, ‚bie: Belkiänbige. Unterfugung ber 
Vergeben, die in der Regel mit härterer, als polizeilichen, "jedoch. nicht 
peinlicher Strafe zu. ahnden find, .fo wie bie vorläufige Unterſuchung 


— 
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Der Verbrechen; deren Seipeantechenig" Send Diugesäie zurinunt, und 
- die Werrichtung der debhalbe von letzterem ertheilten Auftraͤ 
Vom Obergerichto koͤnnen nu —————— gietotff er 
Faͤtle den Landgerichten mdrseiftem Juſtizamte vorzugs weiſe vVor den (andern, 
welchen das — Gefaͤngniß vder dergleichen mangelt, überwiefen: 
werhnn)13 132 tnriin mdna  eritnn m And uni al (dd 
:855.: She Unſere · Refibenzfindt Caffſeln bleibt ein Stadtgericht 
beſtehen Die untergerlchtlichen Geſchaͤfte der Straftechtspflege daſelbſt wer⸗ 
ee en TE NERE ARBEIT, 
vr tu dub] Ynzgrn Eon tn Monderim Forſtſtrafbehorden ms 
$. 56. Die Forſtbußgerichte für die Forſt-⸗, Jagd⸗ und Fhcherel. 
frevel ſonwie dieſelben durch die Verordnung vom 12. Januar 1820 ein⸗ 
gerichtet ſind, Mnn: kuͤnftig in allen Unſeren Landen — gehalten 
werden. nnα ;q * 
ur 57. Ale Beſchwerden uͤber die Entfchelbungen —9* Börftsußgefche 
ſiud von der Forfttügecommiffion'zu beurtheilen, welche in der Haupt⸗ 
Aſtadt jeder Provinz aus. einem Obergerichtsrathe, dem Oberforſtmeiſter ber 
Probing,:und. nad) einem Mitgliede ber Finanzkammer zuſammengeſetzt, und 
wobei das Serretariat durch einen Forſtverwalter verſehen werden ‚folk, 
Dieſe Forſtruͤgecommiſſien hat: auch unmittelbar uͤber diejenigen Frevel 
zu erkennen, welche eine haͤrtere Strafe, als vierzehntaͤgiges Gefaͤngniß, 
—— Waldarbeit vber in — von ‚mans: aa Rad 
14 J 21311, „Ss Hi 2} 


—— enu 1919 Be 33; la t a 
DR mins) aid TTS Eee 
"8 n den her - ⸗ ‚und. Unterbebrben, Handle; innere. Landes: 
0) 3 5 n * a hi verwaltung.“ rer tdi GC) 
uud OTIIER ABIT RE i „Bon ben Kegierungen.., 2 ou STIL. 
ci 58. ‚Su. ie Provinz ſoll eine Regierung beſtehen, Dieſelbe 
wid. ‚gebildet; durch einen Mräfidenten soder- Director, drei bis ſechs fimmfühs 
rende kochen tlich e) Mitglieders: deren eins beſtaͤndiget Referent für 
die Sicherheitsſpolizei iſt, und ein anderes zugleich Archivar Jeyn kann, 
nebſt einem bis zwei Sechetarien, einem; ‚bis. zwei Repoſitarien, einem Gegen⸗ 
ſchreiber, ben. ‚erforderlichen deqnongapiabaceran ee Seribgaten,;;fo wie 
‚einem, Peddk,, un‘ 22 us vu Smanndıd 
— Als außerordentliche Raͤthe —— bes Regierung zugeordnet, 
ein Geiſtlich er zur Bearbeitung der Angelegenheiten des, — Unter⸗ 
richts und, ein. Arzt zur. Bearbeitung der Medisinalpofigeifangn. 

In der Grafſchaft Schaumburg ſoll aine Deputatiom Unferer 
biefigen Regierung mus; mehreren. ” Rinteln; —* in a 
beftelten Dienern gebildet: werden. : 353 pupidbrbind) — 

$. 59. Die Regierung hat folgende Sefchäfte: id 

) die⸗ Aufrechthaͤltung Unferer Tanbeshöheitlihen Serchtfütne, 
ſowohl hinſichtlich der VBerfaffung, Landesgrenzen, Huldigungen, dir 
Aufnahme der Unterthanen und der Entlaffung derfelben mit oder ohne 
> Abzugsgeld,-— als in‘ Kirchenſachen, beſonders zur Verhütung uns 
ftatthafter Einwirkung ausmwärtiger geiftlichen Oberen, Anzulaͤſſiger 
- Bedingungen der. Ertheilung von: Dispenfationen und sbergls, und 
zur Abmwendung von Streitigkeiten —— den verſchiedenen Religions⸗ 

Pi Parteien; / te od (d 
2) bie Bertheitung des Geſebblattes in der Provind⸗ und n die Aufſicht 
5 .vnauf. Die. Verkuͤndiaune *- “ uhren Vor⸗ 


— 
anni ii | IACHYN MH HN oh 
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ſchriften, die zus allgemeinen Kenntniß kommen muͤſſen, fo: wie bie 
beſondere Leitung der Redaction bes: — Genblattit;, 
y; — die Ausuͤbung ber Geſundheitspolizei, als 
Ao) be Obemufficht auf alle; du der Proviz befindige,. übe, Gelund⸗ 
121 25017 heitspollzei angehoͤrige Anſtalten; UT — It EI Win 
b) bie Sorge, daß es an feinem — an der nöthigen ärztlichen, 
6wundaͤrz t liche n Bebutts⸗ und dergleichen Huͤl fe fehle; 
sr We Oberaufficht auf Medicinal Vund Apothekertaxren, bit 
Viſitationen ber Apothekenund alle Maaßregein zur Siche 
rung wider Vergiftung, oder⸗ foaft: — — ſchaͤdliche Ver⸗ 
rn uw. 
nn cd) die Zeitung ber mebisinatpoligettfchen Berkeheungen- bei use 
la..g anfehenden Ktankheitenumd Büchfeuchen;.i vi. 
e) bie Reitung der Shugpodenimpfung. 
‚bie, Leitung des Schul = sind andern oͤffentlichen —* 
hunss wefens, ſoweit diefekhe: bisher dern Oberſchulrathe hierſelbſt 
oder Schul ⸗ und Studiendirection zu Fulda, der Schulcsommiſſion zu 
eins Manau, und den Eonſiſtotien ·oblag, dutch die Kreisraͤthe und Predi⸗ 
ger, voder adie Schulvorſtaͤnde, ſofern nicht letztere denn Miniſterium 
hass), des ‚Innern nauttelbar — fi abs und. in — — 
eg | — 
cs) ‚die. Handhabung der ——— —— —E—— — — 
jedoch $. 64.), fo wie der Armen-, Sitten- und Nah— 
rungspolizei, durch die P ligejbirgegonen und Commiffionen, die 
- Kreisräthe und das ande nl p 4 die Unt Hi rg 
ee Unterſuchuigs⸗ und Strafbehoͤrden In” Alan’ q ie 
6) die Belhügung und Befötderung der en der Ge: 
werbe und Künfte,''fo wie ded Handels, hauptſaͤchlich durch die 
'k Ktreisrathe, und nin den geeigneten Faͤllen benthalich mie der Finanz: 
lu bammer, dem Landwirthfchaftsvereine dem Handels⸗und Gewerbs ⸗ 
Awereine, ober deren Deputatlon, der Oberbaudirection oder deren De⸗ 
putation, auch namentlich die höhere: Leitung der Bunftängelegen 
heiten, ſo weit dieſelbe bisher den Lehnhoͤfen oder Regierungen: zuftand, 
die Wirkung zur Entſcheidung uͤber die Bulaffung des Branntwein⸗ 
brennens im Allgemeinen und über dergleichen die Landwirthſchaft, 
die Gewerbe und den Handel weſentlich mitbetreffenden 
* — inunggeginftinde, auch die Geſtattung der Gewinnung der zwar 
nicht zum Bergregal gehörigen, aber fuͤr das Publicum oder einzelne 
Inbuſtrieanſtalten ninzlichen Etden und Foſſilien, wenn der: Grund: 
eigenthuͤmer diefe Gewinnung vetnachlaͤſſigt jedoch mit · Vorbehalt der 
— ar fie das entzogene odet beſchaͤdigte Eigen⸗ 
thum; vie 
1 bie ‚obere Leitung —* — — — —— und der Aushleichung der⸗ 
ſelben unter den Gemeinden der Provinz ober anderer einzelner Landes: 


theile; 
die obere Aufficht auf den fäbeifgen und Gemeindepauspait, 
insbefondere ©; 
38) bie Senehmigimg der Brundetats, für bie Verwaltung dir Städte 
is im naͤchſten Zadre;. 
») bie Bewilligung aller erforderlichen außerotdentii hen Erhe: 
ungen; 
3 we Geſtattung der Weräuferungen und Berpfändungen 
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hinaus; 

d) die Ermächtigung zur Prosehf ahrung in tigen Fällen, Tun 
ne) die Abhoͤrung der Rechnungen ber Städte, und binfichtfich der Ges 
meinderechnungen bie ee ne we chten ¶. unten 
0 BEE), und moͤth igenfals der Rechnungen ſelbſt 1... i 

9 bie Leitung dei zweckmaͤßlgen Dertonkiund: * ——— oder Ge⸗ 
ſellſchafts⸗ ft alte n und Sea gon Iu gemeint litzig en amt 
den, welche zwar dem Miniſterium des Innern, jedoch nicht unmit⸗ 
ibab⸗ auch· nicht den geiſtlichen Behoͤrden oder durch die Stiftungs⸗ 
urkunden⸗ gewiſſen beſonderen Vorſtehern ausſchließlich ¶ untergeotdnet 
>» find, desgleichen die Abhoͤrung ihrer ‚Rechnungen /NMienn die jährliche 
Einnahme in der Regeld dert Thuler uͤberſteigt; ;: 
op Einwirkung auf die Militairangelegenheiten, ſoweit dieſelbe ber Ei⸗ 
vilverwaltung zuſteht, insbeſondere die Aufſicht auf die deshalbigen Ver: 
u Michtungen der Kreisraͤthe, die: Correſpondenz mit. der vobern  Kriegabes 
hoͤrde wegen der Militairgausnahme, der Einqwastierung, 
des Vorfpanns uf. wdle Mitwirkung zur ——* uͤber 
Er die Meelamationen cicichuich der Militairpflichtigkeit u. Ddal.z: 1. 
Er die obere Leitung der’ beſonderen Werhälmiffe der Iſrae liten, ſowelt 
ſolche she der judenſchaftlichen Commifſſion hieſelbſt und den Megies 
une zuſtand, und nicht zur Straftechtspflege gehört; =; moi 
4 ber Borfhlad zu allen: Provinziate Verwaltungsftelte®, 
rer rn Urs oder dem Miniſterlum vorbehalten iſt/ vom Ratte 
abwaͤrts forawie zu den Landphyſieaten und zu dan Amtes Wumdarze 
ftellen mit Beſoldung, und die. Ernennung sb Beſtaͤt ig ung 
der geringeren ftändifchen: und’Gemeindevotgefegten, Rehnungsführer 
I Ar, ihodttfolche nitht bisher den Boainten Allein )uͤberlafſen 
I —* 16 R ‚88,912, auch det Vorſchlag zur Geſtuttung der Anb 
a er Apotheken An’ den dazu le sd 
u le Fir hun der Nachweiſungen und periodiſchen Bekichte äber * 
a ordentli —— hrung der —— und’ ee d tofe 
über Ar safe Beſtehen aller Einrichtun 
— welche zur innern vepQ ung ehören, . bie. Hanbhahun et an 
pen, Fu weiten € —3 ein "Mitglied BA Ietung jedes 
Jahr einmal ſaͤmmtliche en bereifet. und, bie © eg htung der 
Kreistaͤthe untetſucht, — — die deshalbige & — 2*8* 
ah das Miniſterlum des In 
99 die Aufſtellung des jaͤhrlichen Grundetats fü üt IE iu — 
zur Laſt fallenden Koſten der ganzen innern Verwaltung 
der Previnz,..und die, dazu — Einziehung bet Polizei⸗, Con⸗ 
fiftorial:, Medicinals und anderer ‚dergleichen Special-Grundetats, nut 
mit Ausfchluß ber. ‚zu ‚einer. Sentralfaffenverwaltung. gehörigen. Gegen: 
‚fände, und die Usberfendung biefes Etats im Monat October, an. das 
Winiſterium dis Innern, zur Auswitkung Unſerer Genehmigung; 
45) das Sammeln und Ordnen aller ſtat iſt iſchen Nachrichten. 
Enduch ſollen die Regierungen, zu Caſſel, Fulda und Hanau 
46) die Geſchaͤfte des Lehnhofes;, ‚unter. Del ‚ber: bigherigen: Ab 
grenzung und Dienſtordnung/ bis auf weitere ordnung verſehen. 
$. 60. Die Vertheidigung unſerer Hoheits⸗ und ; bergleichen Staats⸗ 
gerechtſame inc fire" hie Mahruna had Amtoroflea ber Auf: 


‘ 
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ſicht des Siaates A Aunſtalten vor: Gericht: sefiiehe durch den 
Gtaatbanmalt, (f. $. 103.). 

+ 2) Bon den: Yotigeißteeckionen: ic. 
* 61. She jede Ku fol dasjenige a bee. — 
8 bei deifelben die Angelegenheitin der Sichetheitspolizei als deren bnu 
diger Referent beſorgt, zugleich Polizeidai reet ar ſeyn, und ihm in dieſer 
Eigenſchaft ein bis zwei Pelizeicommiſſarien, auch noͤthigenfalls ein Polizei⸗ 
ſecretair, nebſt den· erforden — Agenten m, Din, unter 
geben werden. tie g 

In der Gotheft Schaumburg {oh ‚ein. Mitgkeb, der Regierungsepu: 
tation zu Rinteln die Verrichtungen des Polizeidirectors verſehen. 

. 62mm Jede Polizeidirection hat die, ſpecielle Leitung der Sicher: 
Heitspolizei, und ihren zu dem Ende eriaſſenen Weiſungen haben die 
Meisraͤthe und die Landdragoner in der Provinz ſchuldige Folge zu lciſten, 

— Auch gebührt: derſelben die allenthalbige Leitung der. Verwaltung der in 
der Provinz befindlichen Gtrnfaußasten, ſeloſt wenn diefe allgemeine Lan: 
... find: :o ». 

 $. 68. In den; Provinpiakhanptfbäbten, mit, Einfluß ‚der: Stadt Rin⸗ 
ten, werben alle poligeifiche- Gefhäfte, "melde in dem. übrigen Orten vn 
— obliegen, von der Polizeidirection beſorgt; 

. 64.Mebrigens behalten Wir es Uns vor, durch eine. —— 
unter Unferen ‚Befehlen ftehende: Behörde- in Anfehung der allgemeinen 
Sicherheits: und Ordnungspolize i diejenigen , Maaßregeln —— 
au. laſſen / welche zur Wohlfahrt des Staates ſchleunig no ig ſeyn 
den; — und alle Polizeidirectienen haben: die ihnen: in ged achter —— zu⸗ 
gohruden befonbeuen Aufträge ‚gehörig: zu vollziehen. m 

mr Re Conſiſtorien a6; A mim, ni | 

Sg, 65 EinnenamgetifhesiaGonfiftorkum;foll, in, jeder ‚Provinz 

Aeftchen, mit Ausnahme der Provinz ⸗Fulda, hinfichtlich deren, vorerſt die Wer: 
bättniffe: — zu Caſſel und Hanau fotthauen. 

PR —— wird gebildet aus einem Director, zwei bis vier gef 
"lichen: then ;. ‚mebit, einem Secretait und einem: far, ſo wie einem 
Canzliſten und einem Pebel (bie augleich bei der Reglerung in dieſer Eigen⸗ 
Saft dienen, fönnen). 

Direc or. iſt Jederzeit ein Mitg ed‘ der Regierung mit Vorbehalt des 
etmalgen, orfites eines ättern. geiftichen Rathe⸗ 

Zu den Gefchäften.des. Sonjtftoriums gehören: 

J die uff ht auf den evangelifchen Gottesdienft,.fowohl in — 
tiſcher als ‚in liturgiſcher Beziehung, und den ganzen Neligionsun: 
terricht; auch die befonderen Veranſtaltungen bei außerordentlichen 
Rn Nirchtichen Felertichkeiten; 
die Aufrechthaltung der Kirchenzucht, fo wie, die‘ Aufficht uͤber die 
Amtsfuͤhrung und ben‘ Lebens wandel' der Geiſtlichen und 
anderet zum Kirchendienſte gehoͤrigen Perſonen; 

9)die Prüfung der Bewerber um geiſtliche Aemter, der Vorſchlag 

"su deren Beſetzung, die Ordination und Einfuͤhrung der Prediger, und 

die Anftelung der unteren Kirkhendiener, fowei fi nicht den Gemein: 
den, Kicchenpatronen 2c.- züfteht; 

4) die Ertheilung der Dispenfationen in den Gefettich dazu geeigne⸗ 

ten Faͤllen, oder die bes halbige Berichtoerſtattuus an das Minifterium 
des Innern; 

5) bie Leitung * —E— des ——E Kirchen, 
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+» Pfarreien: und ſaͤmmtlicher, der Auffaht: des Eonſitorums unter⸗ 
—gebenen, fronimen ‚Stiftungeng, .:: 

6) die Vifitation der Kirchen amd der, Schulen auf dem Rande mit Ruͤck⸗ 

Da — auf⸗ resp dien en Superintsupenten. und In⸗ 


* Al 67 ‚In Kinten fu Fr Unfeee; Staff oft, Schaumburg eine 
Conſiſtorialdeputation ;beftehen , welcher Unfer Conſi orium hierfelbft bie mins 
derwichtigen oder — Entſcheidung — Sachen ganz au übers 
kaffen hat 


8:6 „Die. Mlantsintenbanfen ki und. ‚Änfpeetoten, fo wie bie, 


Metropolitane und Pfarrer bleiben vorerft.in ihren bisherigen. Amts: 
verhaͤltniſſen; jedoch ſoll die Grafſchaft Ziegenhain zur Superintendentut in 
Marburg uͤbergehen. 

4) Bon dem Dbermebieinaleollegium und den übrigen Medicinalpepbsben. 

F. 69. Als obere rathende und. auffehende Behörde für die. Angelegens 
AR, der Gefundheitspflege, fol in Unferer Refi idenzjtadt. ein DObermebici- 
nalcollegium: beflehen, 

Diefe Behörde wird gebildet durch einen Director, drei big fünf Raͤthe, 
worunter der Medicinalreferent in der Regierung, ein Lehrer der Geburtshuͤlfe, 
auch ein in der Chirurgie beſonders ausgezeichneter Arzt ſich befinden — 
und drei bis. fünf Aſſeſſoren, die aus den einſichtsvollſten Wundärzten, A 0: 
thekern und Thierärzten gewählt werden, nebſt einem Secretait, einem 
pedienten und einem Pedell. 

:.. :$. 70; Dem: Obermedicinalcollegium liegt ob: 
» die Disciplin über das ganze zu feinem Wirkungsfreife gehörige 
F Perſonal auszuüben, und insbefondere alle nöthige Nachweiſungen uͤber 
die Thaͤtigkeit der Medicinalbeamten und das regelmaͤßige Beſtehen 
aller mediciniſchen Einrichtungen und Anſtalten zur Heilung, Entbin- 
dung, Rettung, zum Unterricht u. ſ. w. einzuziehen, uͤberhaupt die 
‚ganze Geſundheitspflege im Auge zu behalten, und alle in dieſer Hin⸗ 
©... fit zweckdienlich erachtete Anträge unaufgefordert zu thun, jährlich 
deshalb aber einen Dauptberiht dem Miniſterium des Innern vor⸗ 
zulegen; 
2) die von dieſem Miniſterium erforderten gutachtlichen Berichte 
Über Gegenſtaͤnde der Geſundheitspflege zu erſtatten; 
) den Regierungen, im Falle dieſe bei den Vorſchlaͤgen ihrer Medicinals 
© veferenten ‘oder des Medicinalvereins der Provinz Bedenken finden, die 


barüber gewünfchten Gutachten zu ertheilen, und eben ſo die von ein⸗ 


zelnen Medicinalbeamten in mediciniſch-gerichtlichen Faͤllen 


erſtatteten Gutachten auf den Antrag der betreffenden Gerichts⸗ oder 


andern Behoͤrde zu revidiren; 


4) die Aerzte, Wundärzte, Geburtshelfer, Thieraͤrzte, Apotheker und mie 


pharmaceutifchen Waaren handelnden Materialiften; zu ‚prüfen, und 


zwar die Aerzte und Amtswunbärzte fiets im .‚verfammelten. Collegium, 


die Übrigen. nach Befinden durch zuverläffige Medicinalbeamte; _ 

5) zur Geftattung der drztlihen Praris tauglide Aetzte dem 
Minifterium des Innern. vorzufchlagen, und die Zulaffung der 

7: Wundärzte zur Praris mit Rüdfiht auf das Beduͤrfniß der ein 

zelnen Qrte oder ‚Gegenden, vorzunehmen ; 

11.6) uͤber denjenigen Theil der, jähekichen Grundetats der Provinzial 
tegierungen,; welcher die. vom +‘ d⸗aæa 
Wedicinalweſen⸗ 
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alle Materlallen zur ——* dee: verſchledenen Probinzen, über zur 
sen einzelner Städte, aus medicine Bei täpuncen, ſam⸗ 

mein zu iaffen id demnaͤchſt zu‘ ordnen, ©: 

6. 71. In der Hauptſtabt jeder Provinz FOL. ei: Mobitinalderein 

— werden, aus den beſonders ausgezeichneten Aerzten, Wumaͤrzten, Thier⸗ 
gen und Apothekern / welche zu dem Ende von Unſerm Obermedicinalcolies 
gium dem inſſterlum des Jnnen vrergawlaze und —— beſtaͤtigt 
werden. " 
Diefer Medichhalverefn hat, ie dem ibm ſachdienlich ſein naen Bor 
ſchlaͤgen bei dem Obermedicinaͤlebllezium ober der Regierung / insbeſondere 

I) die Gutachten zu ertheilen, welche von ihm uͤber Gegenftände der 
Gefundheitspflege: durch das Obermedicinafcollegiuns -oder den Medicis 
malreferenten in ber Regierung begehrt werden, auch bie gerbchts⸗ 

aͤrztlichen Befundfheine und Gutachten, derem Duplicat ber 
Muebditinalteferent der Regierung von den Gerichtsdrzten erhält und mit 
+ Feiner Abſtimmung dem Vereine vorzulegen hat, zu prüfen, und nebſt 

ben etwa weiter nöthig erachteten Bemerkungen und Antraͤgen an das 
| Obermedicinalcollegium einzufenden ; 

9) bie Lehrlinge ber: Wundheiltunft,‘ die Hebammen amb bie 

‘ Droviforen ber Apotheken zu prüfen; 

8) Streitigkeiten, melde über Gegenftände der Geſundheltspflege zwis 
Achen ärztlichen Perfonen entftehen, mo möglich in der: Güte 
zu fchlichten, oder die Sache, nad) deshalbigem fruchtlofen Verſuch 
an das Ihermedicinalcollegium als höhere Diseiplinarbehörde, oder die 
betreffende Gerichtöbehörde zu verweifen. 

Für die Provinz Niederheffen hat das Dbermebicinalcollegium ae bie 
Berritungen des Medicinalvereins. 

$: 72. Die Medicinalreferneten in den Regierungen ſind zugleich Pros 
vinzialbeamte des Obermedicinalcolleglums, und haben beffen Aufträge in tein- 
medichnifchen Angelegenheiten pflihtmäßig zu vollziehen. Hingegen muͤſſen 
ale Mittheilungen diefes Gollegiums über Maaßregeln ber Geſundheitspolizei 
(f. $. 59. Nr. 3.) an die Regierungen feldft gerichtet‘ werden. 

8. 73. Die Stadt: und Landphpfiker und, übrigen Geſundheits⸗ 
—** bleiben, bis. auf weitere Verordnung, in ihren bisherigen Dienſtver— 
bältniffen, fo weit nicht ſchon eine Aenderung darin. aus den. vorftchenden 
55. und dem §. 59. Nr. 3 und Nr. 12, auch $. 88. Nr, 8, fich ergiebt. 
2, +5) Von der Oberbaudirection und, den ihr untergeorbneten Behörden. 
s..:8.,74 Die Dberbaubditection folk: beftehen aus einem Director, 
vier. bie fünf Mitgliedern, unter welchen. eins für die Landbauten, eins für 
ben Straßen: und Brüdenbau und eins. für den: Wafferbau vorzugsweife, 
jedoch nidyt ausſchließlich, auch eins fuͤr das Rechnungsweſen u. dergl., be⸗ 
— iſt, nebſt einem Sectetair, einem Rechnungsfuͤhrer, einem: Repoſitar, 

einem Probator, mehreren Bauacceſſiſten, den RER Erpedienten und 
einem Dedel. 

$. 75. Dieſe Behörde hat: | 

4) ‚die höhere Aufficht- über das Sandbanwefenz 

2) die obere Leitung des Baues und der Unterhaltung der. Landſtraßen 

und Brüden, fo wie die obere Aufſicht auf die. bloßen Landwege; 

3)‘ die obere Leitung des Ufer⸗ und anderen Wafferbaues,- fo weit 

- ſolcher eine Staates ober Communalangelegenheit ft. 

$. 76. Als berathende und auffehende Centialſt elle ſoll die Ober⸗ 
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baubirection ſaͤmmtlichen — — Betnangelegenbeiten 
zur Hülfe ſeyn, insbeſondere aber «> 
I) dieo jahrlichen Grundetats Für den Sachen und: Waſſerbau Bearbeiten 
1:77 undidend Miniſtetium des Imnern vorlegen, ſo wies über deren Aus⸗ 
fuͤhrung nach erfolgter Allerhoͤchſten Genehmigung: haltenz. : 

> die, den Domanial: und andern Staatsbau betreffenden: Theile bee 
RKammergrundetats pruͤfen ind bögutachten, auch ſonſt ‚alle von ihr 

durch die: Central⸗ oder / oberen Provinzialbehoͤrden begehrten Bauplane 
entwerfen, ober die Bauplane. der Baumeiſter begutachten, die Baus 
ten in den — gauen revidiren laſſen, und die Baurechnungen 

— ermaͤßigen; °° 

‚> die Bewerber und Stellen im Baufache pruͤfen, uͤber die Bauun⸗ 

— terrichtsanſtalten Aufſicht führen, Vorſchlaͤge zur Beſetzung der 
hoͤheren Stellen im Bauweſen thun, oder die Anſtellung, ſo weit ſie 
ihr uͤberlaſſen iſt, ſelbſt vornehmen und — : 

4) die: Disciplin über das ganze Bauperfonal ausüben. we 
8. 7. In Anfehung des Straßen» und Waſſerbaues iſt bie Oben 
baudirection zugleich verwaltende Behörde; jedoch follen fo lange, bis 
dag Strafen und Waſſerbauweſen ‘für Unſere fänmtlichen Lande in die noͤ⸗ 
thige Gleichfoͤrmigkeit gebracht feyn wird, die für ‚einzelne Landestheile beſte⸗ 
henden Deputationen, oder Commiffionen und Infpettionen einftweiten forte 
dauern Die obere Aufſicht Über das Ganze aber fol Unfere Oberbaubivece 
tion fofort übernehmen, und zu dem :Ende duch, die betreffenden Mitglieder 
alle einzelnen Theile jährlich einmal bereifen und darüber ſich einen unfajjens 
-_ richt, mit Vorlegung des‘ Protocolls, erftatten laſſen. 

"8,78 Die Landbaumeiſter, bie Straßen: und Bruͤckenin⸗ 
ME die Wafferbaumeifter, fo wie die Nehnungsführer 
dee befonderen Baukaffen, haben für ſich und ihe Unterperfonal ihre Dienfte 
Vorschriften von: der Oberbaudirection oder ber betreffenden Deputation, ſo 
wie in den geeigneten - Fällen des: Domanialbaues von der — — 
hoͤrde, zu empfangen. 

6) Bon dem Landwirthſchaftsvereine und deſſen ——— 
$. 79. Im Unferer Repderigfiodt Caſſel for ein Landwirthſchafts⸗ 
verein gebildet werden: 

a) aus einem leitenden Ausſchuſſe von vier Mitgliedern, naͤmlich einem 
Mitgliede der Regierung und einem der Finanzkammer, dem Oekono⸗ 
miedirector der zur Muſterwirthſchaft eingeraͤumten Domaine, ud gis 
‚nem befondern Dekonomiecommiffair; — 

b) aus zwoͤlf bis vier und zwanzig der in der Provinz Nieberhefen woh⸗ 

— nenden Gutsbeſitzer, Dekonomen und Gelehrten, welche durch theoreti= 
ſche und practiſche landwirthſchaftliche Kenntniſſe ſich auszeichnen, oder 
in den bei der Beurtheilung oͤkonomiſcher Gegenftände nuͤtzlichen Huͤlfs⸗ 
wiſſenſchaften wohl erfahren find. 

Secretair und Bibiiothekar des Vereins iſt der Dekonomiecommiffalr. 
u: 80. Das Beſtreben des Landmwirthfchaftsvereins wird dahin gehen: - 

1) alle Mängen der Landwirthſchaft nebſt deren Zugehoͤrungen, im den 

verſchiedenen Gegenden 'Churheffetts, mit Ruͤckſicht auf die Befchaffens 

"heit des Bodens und die uͤbrigen örtlichen Verhältniffe, gründlich ause 

Jumitteln, und wegen deten Verbefſerung die von Unſeren Behoͤrden 
— ss begeht Gutathten zu orthälfen , in ie unaufdef⸗ard⸗⸗v u 

Vorſchlage ir 

2) die B- 
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tiegcaͤſiger — —EE —— einzelne Gegen 
ftände der Dekonomie eben fo, wie der, Erd⸗ und Bergkundigen uͤber 
xentdeckte oder doch bisher vernachlaͤſſigte nugbare  Erbarten und Foſſilien 
* * 43: B. Mergel Gyps, Torf und, andere Düngmittel, oder Brenn⸗ 
ſtoffe) zu ſammeln und zw: ordnen, Auch die — weiter noͤthigen 
13,3 22. Verfuche zu ‚veranflaltenz. _. :: 
\r Er alle ';gehörig geprüfte. —— 1 Medrkhten‘ iber: "Geotnfiinde 
ar uhr; Landwirthſchaft, und deren Hülfsgewerbe: dem Landmanne, 
mittelſt einer Beitfchrift inseiner ihm: leicht faßlichen und Is Zheils 
1... mahme rege erhaltenden Spradje;: mitzutheilen; 
9 die an den Verein gerichteten Srasen über Bigien Segenfinde 
29 zu beantworten; 

) ‚für: Gegenftände —— Wichtigkeit Preif e va ‚der won Uns 

bag gefcheheneh Verwilligung auszuſetzen, und über. die Mindigkeit 
der Bewerber zu entfcheiden; - x 

die von Uns zur Mufterwirthfchaft — Bocan mebſt 
der daſelbſt befindlichen Sammlung landwirthfehnftficher Merfzenge, dem 
botaniſchen Garten, dem Naturaliencabinet u; ‚dgl. jaͤhrlich einmal zu 
viſitiren, der Pruͤfung der Zöglinge betzuwohnen, und ein ges 
naues Gutachten Über: den. Zuſtand des Ganzen und — Vewoll 
fommnung abzufaſſen; endlich 1 

— über feine: allſeitige Wirkſamkeit in —88 Bath, nach 
deſſen Ablauf, einen umfaſſenden Bericht an. Unſer — des 
Innern zu erſtatten. ii 

F 81. Der Landwirthſchaftsverein hat in jeder Prorim — Dapas 
tation, welche acht bis fechszehn fachkundige. Mitglieder hat, und wobei 
zwei bis drei Mitglieder, ber Regierung und der Finanzeammer den leitenden 
Ausſchuß bilden. Die Deputation hat dem Vereine hierfeldft und den Pro⸗ 
vinzialbehoͤrden .alfe verlangte Nachrichten und Gutachten uͤber oͤkonomiſche 
Gegenftände mitzutheilen, auch. die zu der. Beförderung der Kandwirtpfejaft 
abzwedenden Anträge unaufgefordert zu tun. et see. 

82. Der Landwirthfchaftsverein (oder deſſen Deputation) kann, fo 
oft es für fachdienlich gehalten wird, mit dem Handels: :und Gewerbe: 
vereine ( oder deſſen Deputatiott) zu einer gemeinfhaftlichen Sigung ge 
fammentreten, fi ! 

7) Bon bem Handels: und Gemwerbövereine und been Deputationen. 

$. 83. Ein Handels: und Gemwerbsverein folk in unſerer Re⸗ 
fibenzftadt Eaſſel beſtehen: 

a) aus einem leitenden Ausſchuſſe von drei Mitgliedern , ‚deren : eins zus 
—— Regierungsrath, und eins Mitglied der Finanzkammer iſt; — 
odann 

b) aus act bis ſechszehn der thaͤtigſten und einſi ichtsvolſten Großhaͤndler, 
Banquiers, Fabrikanten und technologiſchen Gelehrten hierſelbſt, nebſt 
einem Secretair und zugleich Bibliothekar, fo wie einem — und 
Erpedienten.. 

$. 84. Diefem Handes: und, Gewerhöyereine. liegt * VE 

. 1) über alle commerziellen und induſtriellen Gegenſtoͤnde ſein Gutach⸗ 
ten, ſo oft ſolches von Unſerem Miniſterium des Innern oder der 
Finanzen, oder den Provinzialbehoͤrden verlangt wird, zu erſtatten, 

und außerdem unaufgefordert alle ihm ſachdienich ſcheinenden Anträge 
zur Erhaltung und Beförderung. des Handelsderkehrs 
and) der deshalbigen Anſtalten, zut Aufmunterung des 
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 ‚Kunfte und Gemerbfleißes, fo wie zur Benugung:neuer 
wuͤtzlicher Erfindungen, zur Belehrung der Gewerbtreis 
benden u. dgl. zu thun; 

* jährliche Ueberſichten über den Zuftand des Handels und 
der Gewerbe nach den deshalb einzuziehenden Nachrichten anszunnbeiten, 

— — ‚und bei dem Miniſterium des Innern einzureichen; 

3) über die hiefigen Meffen und deren Local fpecielle Yuffiht zu 
führen; 

N. den Gewerbsf ond zu’ verwalten, und ‚für bie orbnungsmaͤßige Ver⸗ 
wendung feiner Einkünfte zu ſorgen; 

z —8 die jaͤhrliche allgemeine Gewerbsausftellung hierſelbſt zu leiten, 
die Prüfung ber dahin gelangten Gegenftände durch Sachkenner zu 
veranſtalten, ſo wie die Preisvertheilung vorzunehmen; 

6) auf alle vom Staate unterſtuͤtzten Fabriken und Manufactu⸗ 

ren, benehmlich mit der Finanzkammer, ein wachſames Auge zu haben. 

Js. 85. De. Handels⸗ und, Gewerbsverein hat. Deputationen in 

den Hauptftäbten der übrigen Provinzen und in andern durch Handels: und 

Gewerbsthätigkeit befonders ausgezeichneten Städten. Diefe Deputationen 

werden aus mehreren: Handelsleuten und Fabrikanten zuſammengeſetzt, und 

ein’ Mitglied der Regierung fuͤhrt dabei in den Provinzialhauptſtaͤdten den 

Vorſitz, ſo wie der Kreisrath in den übrigen Orten. 

Dieſelben haben ſowohl dem hieſigen Handels: ‚und Gewerbsvereine, als 
den Provinzialbehoͤrden, alle verlangte Gutachten und Nachrichten über Hans 
del und Gewerbe mitzutheilen, auch die zu deren Befoͤrderung ; gereichenden 
Antraͤge unaufgefordert zu thun. 

6. 86., Der Handels: und Gewerbsverein (oder deſſen Deputation) 

kann, fo oft, es nuͤtzlich erachtet wird, mit dem Landwirthſchaftsver— 

eine (oder deſſen Deputafion) eine gemeinfchaftliche Sitzung ‚halten. . 

8) Bon den Kreisräthen. 

"887. Die Gefhäfte der Verwaltung des Innern in jedem. Kreife 
werden durch einen Kreisrath beforgt, . welcher hauptfächlich der Regie: 

ung,. zugleich aber auch den neben derfelben fortbeftehenden höheren 

— des Innern untergeordnet iſt, 

de Ihm wird ein Secretair, welcher noͤthigenfalls deſſen Stelle vertritt, 

nebſt einem oder zwei Schreibern und einem Landbereiter, beigegeben; auch 

wird hinſichtlich de Militairangelegenheiten durch das Generalkriegs⸗ 
depattement fuͤr die etwa weiter erforderliche Beihuͤlfe geſorgt. 

In der rothenburgiſchen Quart werden die Reſervatencommiſſa— 
rien mit den kreisraͤthlichen Geſchaͤften beauftragt. 

... $. 88. Der Kreisrath ſoll | 

‚1). eine ftatiftifche Beſchreibung feines Kreifes nach dem deshalbigen Mu⸗ 

ſter, und zwar benehmlich mit den übrigen im Kreiſe befindlichen oͤf— 
‚ fontlihen Dienern und Sachkundigen, fo verfaffen, daß darin feine 

unzuverlaͤſſige Nachricht Platz finde, und jedes Jahr die Statt gehab— 

., ten Veränderungen, fo wie die erforderlichen Ergänzungen oder Berich: 

— dieſer Beſchreibung, an die Regierung einſenden. — 
chat 
= —2 die, beſtehenden Hoheits⸗ und Landesgrenzgerechtſamen zu 

wahren, und deren Beeintraͤchtigung unverweilt der Regierung einzu— 

berichten, — die zur oͤffentlichen Bekanntmachung geeigneten Vorſchrif—⸗ 

ten aus allen Zweigen der Staatsverwaltung den Unterthanen durch 

die Stadt- und Gemeindevorflände verfündigen zu laffen, — bei 
’ * ne ⸗ ——— ud ’ 38 
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der Aufnahme und Entlaſſung von Unterthanen die erfor⸗ 
derlichen Geſchaͤfte durch Erſtattung tabellariſcher Berichte, Abnahme 


des Unterthaneneides, oder Ausfertigung des Entlaſſungsſcheines und 


3) 


4) 


5) 


6) 


8) 


fonft zu verfehen ; 
was die Sicherheits- und Ordnungspolizei betrifft; fo wider 
a) öffentlichen Ruheftörungen und Unordnungen ernſtlich vorbeugen oder 
fteuern laffen, — wider bie Verbreitung verbotener oder politifche 
[hädticher Zeit: und anderen Schriften ein wachſames Auge haben, 
— Landftreicher und fremde oder muthwillige Bettler in feinem ° 
‚ Kreife nicht dulden, die Reifepäffe, mit Ausnahme der Städte, mo 
Molizeidirectionen ihren Sig haben, ausfertigen, oder wegen der 
Ertheilung neuer Päffe in bedenklihen Fällen an die Polizeidirecs 
tion vermweifen, über die Viſirung der Päffe u. dgl., fo weit ſolche 
nicht durch ihn beforgt wird, genaue Aufficht führen, gegen Diebess 
und Räuberbanden nachdruͤckliche Maaßregeln ergreifen, und übers 
haupt ſich die Ausmittelung und Anhältung der -zu verfolgenden 
Uebelthäter (die ſodann dem Unterfuchungsrichter abzuliefern find) 
angelegen feyn Laffen ; 
b) gegen Brand: und Mafferfhaden, fo wie ungluͤcksfaͤlle jeder Art, 
Veranſtaltungen treffen. 
In Anſehung der Armenpglizei ſoll der Kreisrath zunaͤchſt die 
Quellen der Armuth erforſchen, und dieſen nach Kräften entgegen wir 
ken, denjenigen Armen aber, welche oͤffentlicher Unterſtuͤtzung wirklich 
bebirfen, die Aufnahme in die dazu vorhandenen Anſtalten oder die 
noͤthige Beihuͤlfe der betreffenden Gemeinde verſchaffen, — auch die 
Leihanſtalten, Kranken- und Begraͤbnißkaſſen, Sparkaſſen und andere 
theils zur Verhuͤtung der Armuth, theils zur Unterſtuͤtzung in Faͤllen 
des Beduͤrfniſſes beſtimmte Einrichtungen nad geprüften Grundfägen 
begünftigen, gegen verbotene Spiele und nicht erlaubte Xotterieen aber 
gehörig wachen laffen. 
Damit die guten Sitten nicht durch anftößige Schaufpiele, unfitts 
lihe Schriften, Lieder u. dergl. leiden, foll der Kreisrath eine ange 
mefjene Aufficht auf die öffentlichen Beluftigungen, Vorftellungen, Blaͤt⸗ 
ter und Schriften, Leihbibliotheken und Buchläden führen. 
Auf die gemeinen Lebensbedürfniffe, deren Befchaffenheit, Maaß, 
Gewicht und Preis, Vorräthe und öffentlichen Verkauf; fo wie auf 
das Mühlenmwefen in landespolizeilicher Hinficht, foll er bie noͤthige 
Achtſamkeit haben. 
Eben fo fol er 
darauf fehen, daß die Edapassiiin überall gehörig verwaltet 
werde, und bie Befferung der Landwege, benehmlich mit den 
betreffenden Wegebauofficianten, ſich angelegen feyn laffen; 
die Gefundheitspolizgei wird von ihm bei anftedenden Krankheir 
ten und Seuchen, durch Rettungsanftalten für Scheintodte, durch Ver 
hütung medicinifcher Pfufcherei und unbefugten Handels mit Arzeneien 
und Giften, durch Sorge für zwedimäßige Einrichtung der Todtenhoͤfe 
und Beerdigungen, der Abdeckereien 2c., und überhaupt mittelft ber 
Auffiht ausgeübt, welche er allein, oder in Gemeinſchaft mit den Land: 
phyſikern und anderen öffentlichen angeftelten Aerzten, in den Angele 


genheiten der Gefundheitspflege zu führen hat. 


9» 


Im Schul: und Erziehungsmwefen hat er, befonders bei Ele: 
mentar= und Bürgerfchulen, durch nn zur Anftellung tuͤchti⸗ 
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> get. and gepruͤftet Lehrer, fo wie zu deren angemeffener Belohnung, 

durch zweckmaͤßig "angeordnete. Schulviſitationen u. ſ. w., zur Vervoll⸗ 

kommnung beizutragen. 

10 Die Landwirthſchaft, die —— und den Handel ſoll er 

— beſchuͤtzen und auf jede ſtatthafte Weiſe befördern, auch die Geſchaͤfte 

- des Oberzunftamtes, ſoweit daſſelbe nicht durch die Polizeicom⸗ 

h miſſionen verwaltet wird (ſ. F. 92), verſehen. 

41) Das Landfolgedienſtweſen und die deshalbige Ausgleichung Im 
Kreiſe wird durch den Kreisrath beſorgt und beziehungsweiſe geleitet. 

12) Sn Anſehung der ſtaͤdtiſchen und Gemeindeverwaltung ſoll 
ec für die gehörige Beftellung der Magiſtratsperſonen, Ortsvorſtaͤnde 
und Nechnungsführer Sorge tragen, und deren Ernennung oder Be: 
ftätigung, ſoweit folhe bisher dem Juſtizbeamten zuftand, vornehmen, 
die Aufnahme von Grund: und Lagerbüchern, fo wie anderen In— 
ventarien über das Communalvermögen, und deren Vervollſtaͤndi⸗ 
gung veranlaffen, auf zwedmäßige Bewirthſchaftung und Benugung 
defielden nach feinen verfchiedenen Beftandtheilen, auf den richtigen 
Eingang. aller. dahin fließenden Einkünfte und auf die gehörige Ver: 
wendung derfelben zu den beflimmten gemeinnügigen Zwecken Bedacht 
nehmen, auch für die flädtifche Verwaltung im kommenden Jahre die 

: &rundetats aufflellen laffen und deren Genehmigung mittelft gut- 

- achtlihen Berichts bei der Megierung zeitig auswirken, die ftädtifchen 

Rechnungen des verfloffenen Jahres vorrevidiren und fodann an die 

Negierung zur Abhörung einfenden, alle Rechnungen der Dorfgemein: 

ben. aber felbft abhören : und darüber für feinen Kreis jedes Jahr eine 

Ueberficht, die alle Rubriken der Einnahme und Ausgabe enthält, 

mit den nöthigen Bemerkungen, der Negierung zugehen laffen. 

13) Die. milden Stiftungen und anderen im $. 59. Nr. 9. bezeich- 
neten gemeinnügigen Anſtalten ſtehen ebenfalls ‚unter feiner 
allgemeinen Auffiht und Leitung. Die Abhörung ihrer Rechnungen 
gefchiehet durch ihn; es fey denn, daß die jährlihe Einnahme in der 
Regel über 300 Thaler bettage (f. oben $. 59.). 

14) Die Militairausnahme, Einquartierungs: und Verpfle- 
gungs:, Marſch-, Vorſpann- und bergleigen Angelegen: 

"beiten hat der Kreisrath zu beforgen, foweit die deshalbigen Werord- 
; nungen diefe Gefchäfte ihm zumeifen. 

15) In Beziehung auf die befonderen Verhättniffe der Ifraeliten fol 
er dahin fehen, daß die deshalbigen Anordnungen nicht überfhritten 
ss oder umgangen werden. 

‚ 16) Alte übrige vorkommende Gefchäfte der allgemeinen Landesver— 

- "  waltung bat er ebenfalls, nach dem Maaße feiner Gompetenz und 
den vorhandenen Beftimmungen, für die dermal mit jenen Gefchäften 
beauftragten Beamten, durch Berichtserftattung oder eigene Verfügung - 
zu beforgen, 

‚$. 89. Das Verhaͤltniß bes Kreisrathes zu den obern Finanz: 
behoͤrden wird dahin beſtimmt, daß er alle Auftraͤge derſelben in ſolchen 
Angelegenheiten, wobei die Wohlfahrt der zu feinem Verwaltungskreiſe gehoͤ— 
‚ tigen Einwohner; oder Anftalten weſentlich betheiligt if, ‚anzunehmen und zu 
vollziehen babe, foweit eine gütlihe Erledigung nad) den Grundfägen der 
— — oder blos Auskunft gegeben werden ſoll. 

9) Bon den verwaltenden Ortsbehoͤrden. 
$ 90, ‚Die Bürgermeifter und. a ben Stäbten, 
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und die Schultheißen oder Greben in den StedensmdiDärfern haben 
den Gemeindehaushalt und die örtliche. Adminiſttativpolizei unter; der; ‚Leitung 
des Kreisrathes zu verwaleee. 

- Nur die Bürgernteifter und Stadträthe in Unferer Reſi bemſtabt und in 
den Hauptſtaͤdten der Provinzen, mit Einſchluß von ‚Rinteln, — unmit⸗ 
telbar unter der Regierung. 

Der Geſchaͤftskreis und bie ſonſtigen Amtsverhättniffe der Sekwaltenden 
Ortsbehoͤrden, nach ‚den. verfchiedenen Gegenſtaͤnden/ werden, in einer beſon⸗ 
dern Verordnung näher: beſtimmt werden. 

$. 91. Sn den Städten, für welche: bisher — Poligeicommiſ⸗ 
ſionen beſtanden, bleiben vorerſt dergleichen Behoͤrden. Außer den Provin⸗ 
zialhauptorten, einſchließlich det Stadt Rinteln, ſoll der ——— dabei das 
Directorium fuͤhren. 

Hinſichtlich der Adminiſtrativ⸗ umd Disciplinarpolizei werden die etwai⸗ 
gen Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Polizeibehoͤrden, die unmittelbar 
unter der Regierung ſtehen, bei dieſer angebtacht. 

Sn Sachen der. eigentlichen Polizeigerichtsbarkeit hingegen , wenn folche 
auch von den Polizeicommiffionen ausgeübt iſt, gehen ‚die, Berufungen nad) 
8. 46. an das betreffende ‚Obergericht. : : 

$. 92. Im den Städten, wo Polizeicommiffionen fi ſich befins 
den, follen zwei Mitglieder bderfelben auch die Geſchaͤfte : des a 
amtes (vergl, $. 88. Nr. 10.) verrichten. 

10) Bon ben andern Behörden, welche zur innern Verwaltung gehören. 

$. 23. Die übrigen, im $. 24. genannten, bem Minifterium des 
Innern untergeordneten Verwaltungsbehörden für einzelne “bejtimmte Ges 
genftände behalten. bis. auf teitere Verordnung ihre verſchiedenen Wir⸗ 
kungskreiſe. 

Die Rechnungen derſelben, inſoweit deren Geldhaushalt der Auf 
fiht des Staates unterworfen ift, follen für jedes abgelaufene Jahr dem 
Minifterium des Innern. zur REINIGUNG des ——— vorge⸗ 
legt werden. 

Hritter Titel. | r 
Bon den obern und untern Finanzbehörden. 

1) Bon der Dircction der Generalkaffe und. deren Verhältnig zu den Hauptkaſſen. 
7894 Die einzig allgemeine Staatskaffe ift die Generalkaſſe, welche, 
unter der Specialleitung eines Directors, von dem: Generateaſ firer; mit 
einem Gontroleur, ‘verwaltet wird. 

Zu dieſer Klaffe fließen alle Einnahmen der Kenmsrkoffen 
theils baar, theils durch Zurechnung der auf fie getwiefenen Ausgaben. (für 
welche Zurechnung noch nähere Vorfchriften werden ertheilt werben), besgleis 
hen die Ueberfchüffe der vorläufig fortbeftehenden Hauptzollfaffen 
bierfelbft, und die reine Einnahme vom Poftregalz. fo wie alle aus 
ßerordentliche Einnahmen des Staates. 

Hingegen ſollen in den allgemeinen Staatsrechnüngshaushat niemals 
übergehen: die Pandesfchulden, Wegebaus, Brandverſicherungs-, Landfranfenz, 
Wittwen-, Speciale, Penfions:, Schullehrer-, Studien= und bergleichen 
zu gewiffen ausſchließlichen Zwecken auf befondere Beiträge: oder Fonds ge⸗ 
gruͤndete Kaſſen, fo wie die geiſtlichen und milden Stiftungen ler Art, 
die Depofitenkaffen, die Leihhaus: und andere ſolche Geſellſchafts⸗ oder! Pri- 
vatv,rmögensanftalten zu gemeinnügigen Zweden, — der Umfang ihrer Wirk⸗ 

Amteit mag ſo groß ſeyn, als er wolle, und. dev Staatsregierung eine Lei— 
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tung ihter Berivaltiung: ober’ bie —— eines cuſe zuſtehen 
oder nicht. 

Als Specialfonds ſollen gleichwohi⸗ die ——— die Landesſchu⸗ 
denſteuern, der Schullehrerimpoſt und dergleichen ‚Einfünfte in den - betreffen» 
ben Zheilen des Staatsgrundetats nachrichtlich mit aufgeführt werden,u) 

8.95. "Der Director der Generalfaffe hat die obere Kaffen: 
—E— nad) ders don Uns⸗ zu ertheilenden Dienſtordnung, "an "welcher 
demnaͤchſt allein durch Uns, nad Unpdrung zn... —— EUER, 
eine‘ Aenderung göfchehen fol. Mer" 

$. 96, Dem. Director der. Generalkaffe wird, zur König der 
Sotieinnäpikg, ‚ber jätjetiche, Staatsgrunbetat, nebft allen deshalbi⸗ 
gen Verindgruit nach‘ ufolgter Allerhöchften Genshmigung, vom Finanz 
miniſterium nit heitt; dich Tolten ihm jeden Monat gehörig beglät- 
bigte fumimariiche Webe aflchten (f. unten‘$. 108.) von den faͤmmt⸗ 
lichen Hauptkaſſen zugeſandt werden. 

—9 der ——— ein — Mifverhä tenip it Then. der, 
Solleinnahme und der wirflihen Einnahme; fo hat. gr jolches 
dem Sinanzminifferium anzuzeigen, welches, bie erheuge Br uns 
berzüglich einziehen, witd. 

Per Dikector der Generaltaffe iſt Baflır. betamerhot 

daß ordeitliche- jährliche, ſo wie, ‚der, ‚etwa ‚gußerorbenttithe Gredik, ‚Wil, 
*. für; die ‚neifchiedenen Zweige dB. öffentlichen, Dienſtzs die A *— 
aben nicht. ausgenommen, „dom, Uns‘ verwilligt worden / „nicht, uͤhetſchuit⸗ 
ten werde. 

"Zu dem Ende follen Alte Zahlzings anweiſu gen, zahl die Genen, ttaffe, fo 
wie an die Finanzkammer wegen der Kammertaffen  Tept led u dur die 2 
nannte Ditection, mit Zeftfegung dir, —— termine, „gutheilt —5 
zwar, fo. weit es angeht, auf das ‚Dup licat er mein Daule de ‚Ahle 
chen ee welche durch Yen. Director „an * einen Bez 
hörden „gelangen, ‚Auch ſoͤllen bie ‚Sinqugkanımme * bie,‘ Mu, ihnen 
— gu ‚alle, einer bean nden 9 aa ffenett Hin 
Dienft verfügten, 9 ungen, —2 zu dem ‚Dazu Nat gef In —*— — in 

jedem abgefaufenen, onat, —59 einen” genaue uf ertaletät nicht blog 
Be Si tanzyiiniftertun, fondern, auch dem Dierk Sera fie ein lies 
fern, Sof daBurch, der, „dem 6 tieffenden Bil ih er öffnete, ——— 
credit uͤ Afcheitten ſeyn ſollle iſt ing das einſcht Min iſterium Unfete 
weitere allerhoͤchſte Bewilligung auszuwirken. 

6—98Die Generalt aſſe leiſtet Diejenigen Yahlunaen,, weiße dar⸗ 
9— von dem Director, kraft des; ‚vorhergehenden 6. in augewiefen fen wer⸗ 
den, Auch, zahlt fie die Koſten Unſeres Hoffiantes, fo. weit ſolche, nad) 
dem Staatsgrundetat, ‚von der Staatskaſſe zu fragen. find, 

8.99, Füıdie ſaͤmmtlichen AUsgaben des Generalkriegsde— 
partements, uͤber welche die Hauptkriegskaſſe die Specialrechnung zu fuͤh— 
ven hat, und welche nur im: Hauptbetrage durch die Generalkaſſe ‚laufen, 
muͤſſen bei) dieſer die, durch den Stgatsgrundetat dazu bewilligten, Sum: 
men in der Mitte jedes Monats ſchon fuͤr den folgenden Monat in der Art 
bereit gehalten werden,/ daß ſie alsdann theils baar bei der Generalkaſſe, 
theils durch die, von dem Director derſelben jaͤhrlich, ſogleich nach vollzoge— 
nem © aatsgrundetat, der Hauptkriegskaſſe auf jede der Kammerkaſſen eröff- 
neten, monatlichen Credite, bei letztern Kaſſen unverzüglich bezogen werden 
koͤnnen· Die Generalkaſſe verausgabt dieſe Beträge auf die Quittungen der 


Hauptkriegskaſſe, welche. ſie entweder unmittelbas von derſelben, oder durch 
die Ablieferungen der Kammerkaſſen, erhaͤlt. u 
‚Die Hauptkriegskaſſe macht von den, ihr: auf die Kammerkaſſen für 
ie Sahr' eröffneten, monatlichen: Crebiten dergeſtalt Gebrauch, daß 
fie ſelb | ae 
..:a), darauf ihre, einzelnen Ausgaben anmeilet, und fich von jeder Kam⸗ 
merkaffe die zurechnungsfähigen Belege darüber,. mittelft monatlicher 
Abrechnungen, einfenden läßt, und dd : 
b) wegen des etwa unverwendet gebliebenen, ihr gehörigen Geldbeſtandes 
5. berfügt. . — — 
Eine ähnliche Einrichtung trifft die Hauptkriegskaſſe an allen Garnis 
fonsorten und fonft da, wo fie foldhe zur Bezahlung von Penfionen ꝛc. noͤ⸗ 
thig hat, rüdfichtlich derjenigen. Beträge, welche fie ſich auf“ ihre Cres 
bite F ben. Kammerkaſſen, von dieſen auf beten. Unterfaffen anweiz 
fen ld. BRUST ee Bee nn 
.$. 400. Die Jahresrehnung ber Generalkaffe wird von der Dis 
— dieſer Kaffe votrevidirt, und von der Genetalcontrole abgehoͤrt (ſ. 
oben ‚35.), j 44 — 1 | — 12105151 N e 
—— je Bel der Direction der’ Generalkaſſe ſollen Übrigens durch das, 
zu dem Ende beftellte, Unterperfonal diejenigen Bücher gehalten werden, 
weiche noͤthig find, damit jederzeit dee Beſtand det’ Generalkaſſe, "deren Eins 
kuͤnfte und Laften, nad) den verſchiedenen Zweigen des öffentlichen Dienſtes 
nachgewieſen werden können, Diefe Bücher ſtehen ſowohl dem "Finanzmi: 
niſterium, als der Generalcontrole zur Einficht offen. —— 


* 2) CHR ‚den Zinanglammern und ben. ihnen untergeorbneten Behörden. 2 
—324 — — | 


nanzfammer mit der Kammerkaſſe. = 
1 9.102, In jeder Provinz fell eine Kinanzfammer beſtehen: aus 
einem Wräfidenten oder Director, vier bis acht ftimmführenden Mitgliedern, 
woruntet der Oberforſtmeiſter der. Provinz J befindet, einem bis zwei Se 
cretarien, zwei bis vier Repoſitatien, neb dem erforderlichen Perſonal für 
die Gegenfchreiberel, Buhhälterei, Rehnungsprüfungstaffe und deren Con: 
trole, die Steuerreviſion und die Erpedition, auch einem Pedal,“ 

8. 103. Zu befondern Sitzungen der Finankammer Über Rechts an⸗ 

gelegenheiten kann ‚Unfer Staatsanwalt zugezogen werden, wegen deſſen 

Beſtellung und‘ anderer perſonlichen Verhaͤltmiſſe das Finaiztminiſterium 

benehmlich mit ben, Minifterien der Juſtiz und des Innerk, zu verfähs 

von hat. en 

6. 104. Zum Gefchäftskreife der Finanzkammer gehöten : 
4) die Veranlagung und Erhebung aller direeten Steuern (wovon nad 
wie vor die Lanbesfchulden-, Eremten- und Landdragonerſteuern an 
die betreffenden, zur DVerzinfung und Tilgung der Landesfchuiden -ıc, 
beftehen bleibenden, Kaffen, die Wegebauftenern aber an die Wogebaus 
Eaffen durch die Kammerkaffen abgeliefert werden muͤſſen), desgleichen 
die Erhaltung der Steuerkatafter und. Flurkarten, fo wie deren Errich⸗ 

x tung für die damit noch nicht verfehenen Orte; ee; 

2) die Aufficht über das Accifes, Licent:, Bolls und Stempel: 
wefen; — 

3) die Verwaltung des Domanialeigenthums fowohl an, Gütern 
mit deren Gerechtſamen, einſchließlich der dazu gehoͤtigen Frohnen, als 
an Zinſen, Zehnten und andern Domamialgefaͤllen; 

H die Leitung der Erhebung und Berechnuig alles Geldeintommens 
von den Forſten, Jagden und Fiſchere ien, die außerordent⸗ 


c. 
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—  Hchen. Holzverwilligungen unter Beobachtung des Betriebplanes, die 

Aufſicht auf die Verwaltung und Berechnung der Holzmagazine, ſo 

- „wie die finanzeille Behandluug der Rottſachen; 

5) die Aufjiht auf die Kaffenverwaltung aller der Kammer untergebenen 
Rechnungsführer in der Provinz, und deren Dienftbürgfchaft, fo wie 
die Abhörung ihrer Rechnungen, und die Einfendung des Duplicats 
ber abgehörten Jahresrechnung der Kammerkaffe an die Generalcon- 
trole (ſ. $. 35.); 

6) der Vorſchlag zu allen Stellen, welche bei dem Collegium vom 
Mathe abwärts, und bei deffen Unterperfonal, mit. Einfhluß ber 
Steuer: und Licenteommiffarien, auch Kaffencontrolleure, fo wie bei 
den Kaffen erledigt werden, in fomweit deren Belegung nicht der, Kam: 

- mer überlafjen ift, und die Anftellung im andern Falle nach ver 

nommenem Borfchlage der betreffenden Unterbehörde, desgleichen die 

Disciplin diefer Perfonen. 

Die ‚genannten Hauptgefchaftszweige find, fo weit es zweckmaͤßig be: 
funden wird, mittelft befonderer , Protocolle und Repoſituren getrennt 
zu halten. 

Die Prüfung der Gefuche um Erlaß an den oben genannten 
Staatsabgaben und an Forſtbußen oder andern Strafen, die 
wegen Uebertretung der Staatsfinanzgeſetze erkannt worden find, und das wei⸗— 
tere deshalbige Verfahren, zufolge ‚der dafür beftehenden Verordnungen, kommt 
ebenfalls den Finanzkammern zu. 

$..105. Einem Rathe der Finanzkammer ſoll bie. Guratel ber Kaffen 
‚befonders obliegen; auch follen ein oder mehrere, Mitglieder mit dem Vor⸗ 
„trage der, Angelegenheiten . aller directen Steuern, einer mit denen, ber indi= 
recten Abgaben, ein.-oder mehrere mit denen der, Domainen, und. der 
Dberforftmeifter mit ben Sachen feines Faches vorzugsmeife beauf⸗ 
dag werden: 

6. 106. Die der Kammer obliegende Sinangircmaktung, fo. weit folc 
ſich in der Form von Einnahme und Ausgabe aͤußert, ſoll auf den jährh: 
‚hen Kammergrundetat geſtuͤtzt ſeyn. Der. Entwurf dieſes Etats für 
‚das jedesmal naͤchſte Jahr fol ſaͤmmtliche Einnahmen angeben, welche. bie 
Kammerkaffe in;demfelben Fahre, nach der Meinung der Finanzkammer, zu 
leiſten haben moͤchte, und wegen deren, ruͤckſichtlich der Juſtiz, der innern 
Verwaltung u. ſ. tv. der Provinz mit dem Obergerichte, der Regierung, Ar. 
oben, F. 59, Nr. 14.) und andern Behörden, . zu communiciven ift. 
Die Einfendung des entworfenen Etats an das Staatsminifterium muß im 
Monat, October gefchehen. | 

Ausgaben, zu welchen die Finanzkammer nicht ermaͤchtigt worden 

iſt, koͤnnen von derſelben nur im Falle einer dringenden Nothwendigkeit fuͤr 
den oͤffentlichen Dienſt einſtweilen zur Zahlung angewieſen werden, und iſt 
alsdann die Votſchrift des $. 97. zu beobachten. 

8.107. Die Kammerkafſe wird anvertraut einem Hauptkafs 
‚firer- (Kammerzahfmeifter oder - Obereinnehmer), - welhem ein Gontro: 
leur beigeordnet, und ein Erpedient untergeben iſt. | 

Die Zurechnungsbelege der Unterkaffen werden bei der Kammerprobatur 
geprüft, und darauf von ber Gegenfchreiberei atteſtirt. 

. 108. Dee Kammerhauptkaſſirer darf, bei eigner Verant— 
wortlichkeit und ſtrenger Ahndung, keine Ausgabe leiſten, oder durch die Un— 
terkaſſen leiſten laſſen, welche ſich nicht auf einen foͤrmlichen, von dem Kam⸗ 
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ſichttich des ent’ feſtſtehenden Monatsbetrags der ten Auf die 
Anweiſung des Kriegszahlmeiſters gruͤndet. 

Saͤmmtliche, im kLaufe eines jeden Monats bei ber Kammertaffe wirt: 
lich Statt gefundenen, Einnahmen und Ausgaben follen in eine, 
nah den Titeln und Artikeln bee Iahresgrundetats abge: 
theilte, ſummariſche Ueberficht bei dem Schluſſe des Monats gebracht” werben. 
“Che die’ Finanzkanımer diefe Ueberfiht mit ihrer Beglaubigung verficht, 
und der ‚Direction der, Generalkaffe überfendet, hat‘ der Kaffencurator, mit 
gZußiehung eines Gegenſchreibers, die Kaſſe foͤrmlich zu revidiren, fo wie die 
Kaſſenbuͤcher nachzuſehen, und ſodann dericher einen kurzen ſchtiftlichen Be⸗ 
‚sicht vorzulegen: 

ra 109." Ein Kanmueiraͤth von Unferer hieſigen Finanzkammer (außer 
den im 6. 102. beſtimmten Perſonal) foll,als deren Deputirter für Un: 
ſere Grafſchaft Schaumburg, zu Rinteln feinen Wohnfitz haben, und 
mit allen, an Ort und Stelle zu verrichtenden,* ihm ausdrüdlidy uͤberlaſſe— 
nen: oder “feinen Aufſchub lefdenden, Seſchaften "der Finenneammer⸗ vorte⸗ 
haltlich deren Genehmigung, beaufteagt fein! © u ν 

b) Steuer- und Licentcommiſſarien, Kaffencontroleue, Rentmöer 18 
nu Domanialbeamte und Domaniaibaumeiſter 0 pm 

110: ‚Tür‘ bie directen Steuern follen’ Sttwercommt fa arien 
"ammjefteike werden, und zwar in ‘der Provinz Niederheſſen mie Schaumburg 
ſieben bis acht, in der Provinz Dberheffen ’ztvei ’ bis drei, im ber Provinj 
Fulda zwei, fuͤr die Kreiſe Hersfeld und Schtinalkalden. Fuͤr die übrigen 
fuldaiſchen Kreiſe und für die Probinz Hanau - wird bie erforderliche: Anzahl 
von Steuercommiſſarien demnaͤchſt beſtimmt "werden‘, je nachdem bie Kata⸗ 
feritunig des ſteuerpflichtigen Bodens vorgeſchritten fern wird. Einſtweilen 
Follen bdaſelbſt die dermäligen Steuerſchreiber eng —————— ‚beide 
Paͤlten werden, * 126 1, NH Harrer fi 

Der Steuercommiſſair verrichtet fuͤr ſanm — irk das As: Ach 
Zuſchreiben in ben Duplicat⸗ und Sriprientfnch£ntaften. mit Ausnahme 
“der Städte, in welchen dieſes Geſchaͤft den Mägiftiaten, die ſolches regelma⸗ 
"#ig beſorgen, bis auf weitere Verordnung verbfeibt; ° Er’ Hält, mit Zuzie⸗ 
hung der Stadt⸗ det" Gemeindevorgeſetzten, Taxatoten ww. w. die jaͤhrli⸗ 
Shen, und für die groͤßern Städte hafbyährlichen, Umfäge ‘der Gewerb⸗und 
Biehſteuer in dem einzelnen Orten; ıderfertigt die Heberolfen’ für’ die Grund: 
And Eremtenfteuer, für die Gewerb- und Viehſteuer, und beſorgt BE" fon: 
ſtigen, ihm von der Finanztanumer in titten! Sieeufrängiiedengektan? ertheib— 
"n;' Aufträge. rt ki SE. 

In Anſehung der Eandesfhubenfeur, fie t ihr ob, Per den jaͤhtli⸗ 
"hen und vierteljährfichen Liſten der Stadt: ig Gemeindebsrösfegten! ſowohl 
die Heberollen, als die viertetaͤhrlichen Ab und Zugangelten und jahtlichen 
Hauptetate aufzuſtellen. 

111. Mit der ſpeciellen Aufficht auf den regelmißigen Gang des 
Dienſtes und der Erhebung der indirecten Abgaben, werden Li centcom: 
mif farien beauftragt; und zwar zwei -in "ber Provinz Niedetheſſen, und 
einer in jeder der Übrigen Provinzen. Denſelben iſt das erfotderliche Per: 
ſonal von Acciſe-, Licentfchreibern und Controleuten, BoBeetötiketn, Erhe⸗ 
bern, Zollbereitern und Aufſehern untergeordnet. “ . 

Alle dieſe Officianten haben die ihnen kund —— Unterſchleife 
und Uebertretungen, hinſichtlich der indirecten Abgaben, zur gerichtlichen Un⸗ 
terſuchung (f. oben $. 46. und 54.), anzuzeigen. 

Zur möglich genauſten Controle aller Acciſe⸗, kicena⸗ und Zollkaſſen, 
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ſo wie der ganzen Echebung der indiretten Abgaben/ hat: der Areattominaiſ⸗ 
ſair ſeinen Bezire oft Und ainerwartet zu bereifen. m. 
rg Bu der monatlichen fotwohl, als lcherbedenſaichen am feine 
Zeitfriſt ‚gebundenen, Reviſion aller Renteien an Ort und Stelle werben zwei 
bis vier befondere Kaſſentontrolleute jeder Finanzkammer beigegeben, 
welche dieſelben in der nad den Dienſtreiſen uͤbrigen Zeit mit andern Rech⸗ 
nungsſachen hu beſchaͤftigen hat: Sie haben datauf zu ſehen, daß den in 
die Etatds "Und Kaſſenſachen einſchlagenden Ahordrtüngen puͤnctlich · nachge⸗ 
kommen werde, den Kaſſenbeamten uͤberall die hrforderlichen Anleitungen tes 
gen der Erfüllung ihrer Dienſtobliegenheiten zu geben, und fie,‘ hinfichtlich 
ihres, "in dee Betreibung angewendeten gkhötigen Fleißes genau zu⸗ contro⸗ 
ren; auch / datiber jedesmal! das -Nöshige:in ihr Kaſſenreviſionsprotocoll aufs 
zunehmen. Ihnen Eönnen ferner außerordentliche "Aufträge: ki — 
welche die — öder die Domainenverwaltung betreffen. 
0 Die Reutmeiſter haben "auch, außer ihrem eigenttichen 
Kaſſendienſte(ſ. $ 115-fg.); no die, ihnen wegen: dee Domainens 
verwaltung von der Finan tammer —— aufgetengenet, — zu 
verrichten u... — 

$. 114. Die Sandbaumeifter fi —* in ihrer Eigenſchaft als Oo⸗ 
manialbaumeiſter verbunden, alte“ zu Mrem. "Sache ag —— der 
Finantammet zu vollziehen > ie FE 

‚&) Rentereich =, "Hedfes, Litent⸗ und‘ Betffen. — — v 
J. 115., Die Rentmeifter. erheben :, — ng 

Dede‘ die cken Steuern, ‚ mittelbar, dutch die oh 

Hyde Domanidizinfen "und Gefälle allet Art, To wie. 
39, dab, Forſt⸗ Iggd z, und Sifherelauffommen, mit ein 
al! ſchluß der Bufen, theilg uni, theils mttelgt durch die beſon⸗ 

dern Untererhebungen; 

4) bie Sulz, , Finanz: "und andern 1 —— 6 weit fotche nicht 
* den, einzelnen. Dfficianten gelaffen, worden find, ‚und di E_theilg un⸗ 
m mifteldar,, theils mitteldar durch bie. — Spöttefetpe ungen; . 

» bie Givilz, Polizel? Yard andern‘ Geldſt afen,. een, ʒereinnah⸗ 
mung u. fs; ul, gubsn, Behörden, ausaßihsieife iſteht; au 
ſind 
“= 2° Rule ber indireeten X ehin va, ‚wi tr Bit‘ int befon 

‚dern. Exheber beſtehen, und endli 
* detjenigen Üsgapen, elche Zwa r Mich ‚bie, Algentlichen Staaͤlskaſ⸗ 
‚fen Var deren —29 — üch J zungen, gafgetragen 
„ motben iff, 

1; „Meber, Die Gehebungshesiske, And. ‚bie. flieng Trennung "der 
Be vechät ungen, nach den, ‚oben unter, Nr. 1. bie‘ 7. genannten, Gegen: 
ſtaͤnden, wird bas Srforderliche Wr. fanden Dienſtanmeiſungen feſtge⸗ 
ſetzt werden. 

6 146. ‚Die Hentmeiftet hoden a bi Betreidung aller gut Er⸗ 
hebung ihnen uberwiefenen und zuruͤckbleibenden Gelder und Naturalien, nach 
ben beſtehenden Geſetzen, vornehmen zu laſſen, und brauchen in dieſer Hinz 
ſicht .erfl) dann die Huͤlfe der Juſtiz zu requitiren, wenn die Pfaͤndungen 
fruchtlos geblieben ſi ind, und zum Verkaufe eines Grundſtuͤcks heſchticten 
‚werden: foll. | 


‘6. 117. Diejenigen Rentsreen, beren Geſchaftoumfang durch die ihnen 
noch übertragene Mu se fohr ausgedehnt ſeyn 


FAR 


> 
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wird, follen. Raffengehirfen beigegeben, ober für dieſelben ba, Er die Ver | 


haͤltniſſe es erfordern, zwei Rentmeifter beſtellt werben. 

8.118. Die befonderen Acciſe⸗, Licents-und Zollfaffen dauern 
ba fort, wo fie bisher beftanden haben, fofern nicht ihre. Geſchaͤfte an die 
zur Einnahme der directen Steuern u, f. w. in ‚ber rothenburgifchen Quatt 
vorhandenen oder noch zu errichtenden Rentereien uͤbergehen. 

$. 119. In Unferem Fuͤrſtenthume Iſenburg werden alle Unſere 
landeshertlichen Einnahmen und ‚andere dergleichen fpeciellen Finanzgeſchaͤfte 
durch Unfere dazu beſtellten Rentmeifter beſorgt. 

$. 120. Ein jeder diefas Kaſſenbeamten Liefert feine Einnahme an bie 
Kammerkaſſe der Provinz ab, und. leiftet, außer den von der Erhebung un 
zertrennlichen Koften, keine Zahlungen „als auf Rechnung der Kammerkaſſe 
und in Folge ihrer Anweiſung, welche nach bewirkter Zahlung jener anſtatt 
baarer Ablieferung wieder zugerechnet wird, ſo daß in ſeinen Rechnungen, 
außer den vorgedachten Perceptionskoften, feine andere Aus: 
gabe, ald die Ablieferung an die Kammerkaffe vorfommen darf. 

Nur. die den. hiefigen Land zollkaffen untergeorbneten Bollerhebungen 
bleiben vorerft in ihrem dermaligen Berhälinifie ew ben eben genannien 


Hauptkaſſen. | 
WR WM) ‚ Drtserhebungen. 

8. 121. Die Ortserheber der directen Steuern flr. bie Sanbgemeinben 
werden von biefen. gewählt und, vom Kreisrathe beftätigt, welcher in. dem 
. Bulle, daß bie Gemeinde ſich über die Wahl nicht follte vereinigen Eönnen, 

einen folchen aus ben Grundbefigetn derfelben auswählt. Die Städtrecepto: 
ten für die Probinzialhauptftädte werden von Uns, und für bie Übrigen Städte 
von ber Finanzkammer der Provinz beftellt. 
Jeeder Drtserheber bewirkt bie Erhebung nach den vom Steuercom⸗ 
miſſair aufgeſtellten, dutch ‘den Rentmelfter ihm zugefertigten Heberollen, 
‚ und. liefert an ben, feftgefegten Tagen eines jeden Monats. alle Einnahme 

baar ab, fo wie er auch die ettiva gebliebenen Nüdftände mit Vetrzeich⸗ 
niſſen belegef,, welche ber Buͤtgermeiſter oder Ortsſchultheiß, nach Einficht der 
SHebetollen und dem durch bie vorgelabenen Schuldner gefhehenen Anerkennt⸗ 
niſſe, eig haben muß. 

$. 1223. Die befonderen Drtserhebungen für die Domanials: 
und Sorftaufkünfte bleiben nach wie. vor beftchen; aud) find ſolche noch 
da einzuführen, wo es zweckmaͤßig befunden wird. 

8) . ‚Bon, ber Erna Hera en und ben ihr untergeordneten Torftbehörben.. 

$. - . Die Oberforſtdirection übertragen Wir einem Landforft: 
metfter, welcher zwar felbftftändig, jedoch zugleich in finanziellen Forftfachen 
vortragender Rath bei dem Finanzminiſter, und welchem das noͤthige Kanz⸗ 
Teiperfonal, unter der Specialaufſicht eines‘ Kanzleivorſtandes, untergeben ift, 

$. 124. Diefer Behörde liegt ob, die Leitung des geſamiten Zorft =, 
Sagd = und Kifchereibetriebes, insbefondere 

1) die Prüfung und Begutachtung der aus ben Forſtwiethſchaftsplanen 
der einzelnen Forſtaͤmter zuſammengeſetzten Provinzialplane für das 
naͤchſte Jahr, und die Aufſicht auf die gehoͤrige Ausfuͤhrung dieſer 
Plane, ſo wie ſie von Uns genehmigt ſeyn werden; 
-2) die Einziehung periodiſcher — ueberſ ichten bes gefamm- 
ten Forflertrages; Ä 
3) die Auffiht auf die Meffung, —— und Beſchreibung 
der Forſte, auch die zu errichtende allgemeine Forſtkartenſammlung; 
4) der Vorſchlag zu allen im Forſt-, Jagd⸗ und Fiſchereiweſen esle: 


’ 
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w digten Stellen; deren Befegung nicht der Oberforfidirection übers 
laſſen ift, und die Ernennung zu den geringeren Stellen nad vernoms - 
‚menem Gutachten, der betreffenden Unterbehoͤrde; 

5) die Regulicung der übrigen perfönlichen Dienfverhättniffe ber 

: DOfficianten, fo. tie deren Distiplin; 

6) die Aufficht auf die Verwaltung der Forſtwitiwenkaſſe 

7) die hoͤhere Leitung der Forſtlehranſtalten. 

$. 125. Der Landforſtmeiſter bereiſet in einem Bekomme von drei 

Jahren nach) und nach ale Forſte, wobei er ſich von “einem Officianten nad) 

feines. Wahl begleiten lift, ‚und über alle feine- Berrichtungen ein genaues 

Protocol ‚führt. , Diefes dient als Leitfaden bei der jährlichen ———— 

tung’ an das. Finanzminiſterium über den, Zuſtand der bereiſeten Forſte, und 

das pflihtmäßige Verhalten der Forftbenmten aller. Grade, 

Bei den Unterfuchungen: an Ort und Stelle find fo viel, als thunlich, 
ale Beſchwerden zu prüfen, welche auf. örtliche Verhaͤltniſſe Beziehung haben 
un) in das Technifche einfchlagen, oder-wider einzelne Forſtbeamten gerichtet ſind. 

$. 126. Mit der. ‚Oberaufficht uͤber die Forſte in jeder, Provinz wird 
ein Oberfo tfimeifter beauftragt „ welcher in ber Hauptftadt wohnt, und 
welchem Forſt⸗ oder Jagdjunker als Auscultanten beigegeben werden. Det 

Oberforſtmeiſter hat zugleich, die Vorträge in der Finanzkammer über finans 

ielle Forſtſachen. 

* In der Grafſchaft S waumdatg ſoll ein eigener Forſtmeiſter, ieboch 

als von dem Sberforſtmeiſter in Niederheſſen deputitt, ſich befinden. 

427. ‚Die Maafregeln zur Holzerſparung uͤberhaupt, und zur leich⸗ 

ern Befriedigung, des, olbebarfes ‚einzelner Drte, Gewerbe u. f. w., wobei 
Mit wirkung der Regierung, oder einge andern Behörde der Provinz erfors 

rk iſt, ſin durch den —E unmittelbar dieſer Behörde vorzus 

ſchlagen; jedoch iſt davon, im Falle befonderer Wichtigkeit, auch die Oberforſt⸗ 
direction in Kenntniß zu fegen. 

$: 128... ‚Unter. der Sberauffight des Oberforſtmeiſters der Provinz haben 

bie ‚Verwaltung deu Forſte, Jaghen und Fiſchereien in jedem der, demnaͤchſt 
aba rängenden, Sorftdifkeicte,, ,, 

— orſtinſpettor, welchet die verſchiedenen Reviere oft bereiſet, 

‚guf, die allenthalbige Geſchaͤftsthaͤtigkeit und Ordnung der Forſt⸗ 

Er bebienten. hält ;. 

2: ein Sokfiberwalter für das Rechnungsweſen und bie fonftige Bud» 

— Mrz, ‚die Nepofitur und. die Ausfertigungen; nebft : 

3) * 22 der Größe des Diſtricts nöthigen. Oberförftern, ‚welche, 

| — er ihnen obliegenden: Controle über das zur Nuͤtzung kom— 
miende Hol und bergl,, fo ‚mie. die Materialgusgabe, künftig kein Spes 

cialrevier zur Verwaltung, als reitende Förfter erhalten, und von wel⸗ 

chen die durch Kenntniffe und Dienfkeifer fi am meiften Auszeich— 

nenden zu den Sinfpectorenftellen bei deren kuͤnftigen Exledigungen forts 

ruͤcken follenz 

4) die Förfter und das uͤbrige Unterperfonal' im Forſt-⸗, Jagd- und Fis 

ſchereiweſen bleiben bis auf weitere Verordnung in ihren dermaligen 
Dienſtverhaͤltniſſen; nur follen 

a) die Anzahl der reitenden Foͤrſter eines Theils durch die Ver— 

bindung von Revieren, wo ſolche wohl angehet, vermindert, andern 

Theils aber durch die Vereinigung von Stellen gehender Körfker zu 


denen 'reitender. Foͤrſter, ſo wie durch Beſetzung der bis jetzt von 
den Dberfä- u Moniore mieber vermehrt nA 
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M)aus der Baht der geſchickteſten Und zuvberlaͤſſtgſten reitenden Foͤrſter 
iu: einiger zu Brigad ier snernannt und mit der Aufficht auf das Ber 
tragen der übrigemiFörfter, insbefondere wegen ber Handhabung de3 
25c7Forſtſchutzesbeauftragt werdem < —2 
$. 129. Der Forſtinſpector und der Forſtverwalter, nebſt den Oberfoͤr⸗ 
ſtern, vereinigen ſich periobiſch in gemeinfchaftlichen Sſitzüngen "zu 
einem Forſtamte, und hierin werden die) den bisherigen. Forſtaͤmtern uͤberlaſ⸗ 
fenen/ Geſchaͤfte nach wie vor berathſchlagt/ vorbereitet oder erledigt. 
18.430, In Anſehung der zum’ Geſchaͤftskreiſe der’ Finanzkammer ges 
hoͤrigen Gegenſtaͤnde iſt jedes Forſtamt der Fin anzka mmer?untergeordnet. 
— Insbeſondere“ hat daſſelbe die gehörig” aufgeſtellten, beglaubigten und 
abgeſchloſſenen· For ſt⸗und Maftregifter, Fo wie im Falle ungaufſchiebli⸗ 
cher Erhebung einzelne Liſten, als vorlaͤufige Auszüge des Forſtregiſters vor 
deſſen Abfchluß, den Rentereien zur Erhebung zu überliefern. Bur Controle 
dieſer Kafſen aber müffen: vierteljaͤhrlich taberlärifche: Ueberſichten allet 
den einzehten’- Mehtereien zur Ethebüng uͤberwieſenen Forſtaufkuͤnfte vom 
orſtamte unnittelbar der- Finanzkammer zugeſandt werden · — 
BGinfichtiich der Forſtbußtegiſter Und des ganzen Verfahtens wegen der 


— 


Forftfrevet sold" Auf bie Verordnung vom’ 12! Januar 1820 und die 68. 56 
und 57." degchisärtigen Eotets 'Vertoicfett. Weber die Voͤllziehung "der. duͤrch 

Forſtbußgerichte erfannten Waldarbeits tra fen hat.da$, orffamt jedes 
Vaͤht die gehdtige Rathweiſung ſowohl "ber" Finanzeanımer, ald, der Oberforſt⸗ 
Dircetiom "su. berfenden, ee 
N. 43h. Her von je Forſtamte zu entwerfende und an den Ober: 
forfirnetftet ein zuſendende AH ‚ für das kommende’ Jahr iſt 
wegen des Zuſammenhanges! diefes Bettiebes Mit der allgemeinen Flinanzver⸗ 
waltung, dee Verwendung und der Verrechnung “der alderzeitgnife, an bie 
Fihranjeamaltter) zür Meitetbefsrderimg mit ihtem Gutachten in’ fegtere ‚Hinz 
Tot. Jede abzugeben. u. a a ——— 
....$. 132; Den Forſtbehoͤrden tölfb auch die Einlei g und Ausfuͤhrung 
des Forſtbetriebes in ſaͤmnitlichen Wiüngender Städek Gemeinden, 
Kirchen und Öffentlichen Anftalten eben fo/; wie in UhfrtenTändes: 
hertlichen Wätdungen, jedoch mit vorläufigee Beibehältung der" desheilb beſte— 
henden Austihmen, Abatragen In jedem Falle’ aber ſollen ſie den Betriebs⸗ 
plan mit. den. Stadt= oder Gemeindgvorgefepten, oder ben ſonſtigen · Vorſtan⸗ 


Forſtbeamten zu bereiſen, blos um ſich "zu Überzeugen, "daß ſie nicht über 
| chung in die 
. 377% 


dern, „fo wie einem Hauptcontrolleur und einem Bergcommiſſair als- außer: 


ordentlichen Aſſeſſoren, nebft einem Secretair, einem Repofitar, den erforder: 
lichen Probatoren und Expedienten, auch einem Pedel.. 
© 2.8. 134. Diefelbe, ſoll Unfer Berg, Salz: und Münzregat zur Aus: 
bung bringen, ‚und zu dem: Ende: . 0... * 
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* — den Hauptbetriebs plan fuͤr das naͤchſte Juhr; mit Zuziehung der 
hierbei: nuͤtzlichen Berg⸗ und Huͤttenbeamten, aufſtellen, Und dem 
Finanzminiſterium zur Auswirkung ‚Unferer Genehmigung. vorlegen, auch) 
demnaͤchſt auf deffen Ausführung halten, ‚fo weit nicht wegen unvor⸗ 
hergeſehenet Faͤlle das Miniſterlum änderungen geftattet; üßtigens 

2 ſtets 
2)genaue Aufft cht über: — ganze Verwaltung Unferer ——— Berg⸗ 
und Salzwerke, mineralurgifhen Hütten und anderen Werke, 
auch Münzen, fo wie der Berghandlungen und. Salzmagar 
zine führen, und deren Rechnungsweſen controliven; auch fie mindes 
ftens ein Mat’ im Jahre durch ein techniſches a u gruͤndlich un⸗ 

| terſuchen lafien; 
3) die von den Privatperfonen über Gegenſt aͤnde unſeres Beigregals nath⸗ 
geſuchten Schuͤrfſcheine, Bergmuthſcheine, und Bergbeleh- 
nungen den deshalbigen Verordnungen gemäß ertheilen, und darauf 
Acht haben, daß Unſere aus der Regalitaͤt herruͤhrenden Einkuͤnfte 

nicht gefaͤhrdet werden, ſo wie daß die den Gewerkſchaften oder 
einzelnen Privatperſonen zuftehenden Werke in gutem Stande 
bleiben, und darauf. das gehörige Verfahren beobachtet. werde; 

4) zu den erledigten Stellen im Berg = und Hüttenfache, deren Befegung 
Uns vorbehalten iſt, ‚taugliche Männer Unferem Miniſterium vorſchla⸗ 
gen, odet die Anftellung in den geeigneten‘ Fällen, nach vetnommenem 
Gutachten ber betreffenden Unterbehörden. vornehmen, die uͤbrigen perſoͤn⸗ 

lichen Dienſtverhaͤltniſſe reguliren und die Disciplin handhaben; 
über die befonderen Anftalten zum Unterrichte im. Berg- und 
Hüttenfahe Auffiht führen, und die Verwendung der verwilligten Bil- 
dungsteifes und anderen Koften dem Zwecke gemäß leiten. 
| $. 135... Die Berg: und Salzämter, fo wie die befonderen 
Berg⸗, ‚Hütten: nnd Münzvderwaltungen behalten‘ vorläufig ihre 
dermaligen Dienftverhäftniffe bei, fo meit nicht bie Veftimmungen des vor⸗ 
hergehenden $. eine Aenderung ergeben. | 
$. 136. Die Berg:, Hütten ı.-und Salztaffen liefern, nach 
ben Anmeifungen der Oberberg: und Salzwerkdireetion, ihren: reinen Gelder: 
trag an die Kammerkaffe der Provinz ab. Von den verfügten Einzahlungen 
diefer Art hat die genannte Behörde fowohl der. Direction. der : Generalkaſſe, 
als der betreffenden Finanzkammer, unverweilt Kenntniß zu geben. 
Die Rechnungen jener Specialkaſſen werden von der Dry und 
Salzwerködirection abgehoͤt. 
G. 137: Gegenwärtiged Drganifationsedict foll ſpaͤteſtens am 1. Januar 
1822 in Kraft treten, ‚und alle Behörden muͤſſen alsdann in ihren. hiers 
nad) gebildeten Wirkungskreis eingemwiefen feyn, wovon demnächft Uns die 
betreffenden Minifterialdepartements unverzüglich Anzeige zu thun haben. 

Unſer Staatsminifterium, beffen neuer Gefchäftsgang mit dem 

15. künftigen Monats beginnt, hat dafür Sorge zu tragen, daß die einzel 
nen Anordnungen und Dienftvorfchriften, melde zur Vollzie— 
hung der neuen Einrihtungen in deren ganzem, von Uns beabſichtig— 
ten, AUnifange erforderlich find, fammtlich zu Unferer Alerhoͤchſten Genehmigung 
zeitig vorgelegt werden. 

Urkundlich Unſerer allerhoͤchſt eigenen Unterſchtift ps be bccheicien 

—— — zu, Goffel::om 29. Juni 4821. 
bo aber tan. (a) Wilh elm, Ehurfuͤrſt. 
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606 Churheſſen. 

So ward der Churſtaat Heſſen bis 1830 ohne Landflände regiert. 
Allein im. September. 1830 waͤhrend der Churfuͤrſt noch im Karlsbade 
fich befand, entftanden bedeutende politifche Bewegungen in Caſſel, fo 
wie in mehreren Xheilen des Staats. Dem Churfürften ward, nach feiner 
Ruͤckkehr nach Caffel, am 15. Sept. 1830 eine — von faft 1400 Ein 
wohnern Gafjelö unterzeichnete — Bittfhrift zur Einberufung der Stände 
durch den Bürgermgifter Schomburg überreicht, worauf am 19, Sept. 
4830 eine churfuͤrſtliche Verordnung erfolgte, die altheffifchen 
Landftände zu einem Landtage auf den 16. October 1830 einzubgrufen. 


f) Verordnung vom 19. Sept. 1830, die Berufung der 
altheffifchen Landftände zu einem Landtage betreffend. 


Bon Gottes Gnaden Wilhelm ber 2. Churfürft ıc ıc. 
thun hierdurch kund: | 

Da Wir allergnädigft .gut gefunden haben, Uns mit den getreuen Land: 
ſtaͤnden Unferer altheſſiſchen Lande (nebſt dem ſolchen einverleibten Fuͤrſten⸗ 
thume Fritzlar und ber Stadt Volkmarſen) zu berathen; fo. haben Wir be: 
fchloffen, einen engern Landtag in gleicher Urt, wie derfelbe im. Jahre 1815 
Statt gefunden hat, zu berufen. Es ift demnach Unſer huldreichſter Mile 
und Befehl, daß am 16. Detober laufenden Jahres fid) in Unferer Refidenz: 
ſtadt Caſſel zu gedachtem Zwecke einfinden 

I. für die Curie ber Praͤlaten und der Ritterſchaft: 


4) der Erbmarfchall, 

2) einer der Obervorfteher der adeligen Stifter Kaufungen und Wetter, 

3) ein Deputirter der Landesuniverfität, J 

4 — 8) ein Deputirter der Ritterſchaft von jedem ber fünf Stromsbe⸗ 
zirke, gewaͤhlt auf herkoͤmmliche Weiſe; 

I. für die Curie der Städte: 

4) der Buͤrgermeiſter der Stadt Caſſel, 

2) der Bürgermeifter der Stadt Marburg, 

3) der Bürgermeifter der Stadt Homberg, . 

4— 7) vier, nach hergebrachter Drdnung erwählte, Mitglieder aus ben 
Stadträthen in den Stromsbezirken der Diemel, Fulda, Werra und Lahn; 

III. für die Curie des. Bauernflandes: . 

die, durch Wahl der Ortsvorftände (nämlich. der Schultheigen ober Gre 
ben und Vorfteher) der Landgemeinden beftimmten, Deputirten. aus den im 
betreffenden Bezirke anfäffigen Grundbefigern, welche weder zu der Ritter 
Ihaft noch dee Bürgerfchaft in den Städten gehören, auch weder in hiefigen 
gder auswärtigen Staatsdienften ftehen, noch die Advocatur ausüben, und zwat 

4) des Diemelbezirkes, beftehend aus den Kreifen Caffel, Dofgeis 
mar und Wolfshagen; 1 7 

2) de8 Fuldabezirkes, begreifend die Kreiſe Hersfeld, Rotenburg 
und Melſungen (ohne das Amt Felsberg); 

3) des Werrabezirkes, umfaſſend die Kreiſe Eſchwege, Witzenhau⸗ 
ſen und Schmalkalden; De Fr Tee 

4) des Schwalmbezirkes, enthaltend, die Kreiſe Homberg; Sriglar 
und Ziegenhain, auch das Amt Felsberg (aus dem Keeife Melſungen); 

5) des Lahn bezirkes, beſtehend aus-den Kreiſen Marburg, Tram 
Eenberg und Kichhain, Ä 
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Die betreffenden Obervotſteher der ndeligen Stifter Kaufungen und 
Wetter, ber atademifhe Senat in Marburg, die fünf ritterfchaftlichen 
Stromsdeputirten und die Bürgermeifter ber ausfchreibenden Städte 
für die oben genannten Stromsbezirke haben alsbald wegen der Wahl der 
Deputitten nad) landesverfaffungsmäßiger Ordnung das Nöthige zu beforgen, 
auch find fodann die üblihen Vollmachten gebührend auszufertigen, 

| Eben: fo haben die Kreisräthe in den Städten Caffel, Mars 
burg, Efhmwege, Hersfeld und Homberg, weldhe Wir zu Commifr 
farien für die Wahl der Abgeordneten vom. Bauerfinande beftellen, unverzüg> 
lich die Vorſtaͤnde der Landgemeinden des betreffenden Bezirkes zu dieſer 
Mahl dergeftalt zu veranlaffen, daß jeder Ortsvorftand, bei Verluſt feis 
nes Stimmrechts für den bevorftehenden Landtag, einen geeigneten voll 
jährigen Grundbefiger bezeichne; worauf, bei etwa vorhandener Stims 
mengleichheit, mittelft des -Xoofes, in Gegenwart von mindeftens fechs 
Gemeindevorftehern, die Auswahl eines Deputirten für den Bezirk zu bes 
wirken, und diefem das erforderlihe Zeugniß auszuftellen ift. 

Die Iandftändifchen Deputirten haben ihre Ankunft zu Gaffel an 
dem Tage vor dem obengedadhten Eröffnungstage Unferm Oberhofmarſchall⸗ 
amte zu melden, und ihre Legitimation, fo weit es deren bedarf, 
zeitig, jedenfalls vor der Theilnahme an ben fländifchen Berathungen, an 
den Erbmarfchall, oder den beffen Stelle vertretenden Obervorfteher, gelans 
gen zu laffen. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedruͤckten Staats» 
fiegeld gegeben zu Wilhelmshöhe am 19. September 1830. | 


Wilhelm, Churfürft, 
(St. ©. 
Ve Re v. Meyfsnbug. 





Am 16. October 1830 ward die Berfammlung dee churheffifchen 
Landftände zu Cafjel durch die churfuͤrſtlichen Landtagscommiffjaire, dem 
Oberappellationsgerichtöprafidenten von .Porbed, und der Generalfectes 
tair des Staatöminifteriumd, Dr. Eggena, eröffnee. Der erfte hielt 
die Anrede an die Stände, in welcher er denfelben den nachfiehenden 
„Derfaffungsentwurf” zur Prüfung und Berathung empfahl, welcher die 
Grundlage eines pactirten Staatögrundgefeges bilden follte. Vor dies 
fer Rede waren die Abgeordneten der neuen Landestheile (Schaumburg, 
Hanau, Zulda) in das landſtaͤndiſche Collegium eingeführt worden. 


®B Verfaffungsentwurf vom 7. October 1830. 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2, Churfürft ꝛc. 2c. haben, durchdrun⸗ 
ne von den hohen Regentenpflidhten, Uns ftets thätigft bemüht, die Wohlfahrt Uns 
erer verfchiedenen Landestheile, fo wie aller Klaffen Unferer geliebten Unterthanen, 

% befördern, und find daher mit aufrichtiger Bereitwilligkeit den Bitten und Wuͤn⸗ 
hen Unferes Volks entgegen gefommen, weldyes in einer landſtaͤndiſchen Mitlvir: 

fung zu den innern Staatsangelegenheiten von allgemrinerer Wichtigkeit die Träfe 

tigfte Gewährleiftung Unferer landesvaͤterlichen Gefinnungen und eine dauernde 

Siherftellung feines Glüdes erblickt. Um nun über Unfere Abfichten in gedachter 

Beziehung einen Zweifel zu laffen und zugleich cine — Vorbereitung zu 

ben Arbeiten bes durch Unſere Verordnung vom 19. v. M. auf den 16. d. M. bir 

rufenen Landtages zu erleichtern, ertheilen Wir ſchon jest hierdurch Unferen für dies 
fen Landtag ernannten Sommiffarien den Alletgnädigften Auftrag, den getreuen 


sos Ehurheſſen. 2 


Staͤnden Unſerer — ande „. zu denen noch Abgeordnete aus. ben übrigen 
bieher nicht vertretenen Gebietstheilen und aus der Grafſchaft Schaumburg hinzu⸗ 
‚guzichen find, die nachſtehenden, aus freiem Entſchluſſe getroffenen, Beſtimmungen 
vorzulegen, damit fie ‘vor allen andern: Angelegenheiten berathen, demmaͤchſt abır 
im Einverftändniffe mit. den Ständen, deren Einſicht und treuer Anhaͤnglichkeit Wir 
gern vertrauen, in einen: allgemeinen ‚Landtagsabfchieb gebraht werden und ale 
Etaatögrundgefeg das fchönfte Denkmal dei Eintracht zwifchen Fürft und Unterthar 
nen bilden, die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirkſamkeit unterftüsen, das 
Volk über die Bewahrung feiner bürgerlichen Freiheiten beruhigen und dem gefamm: 
ten Baterlande eine fegensreiche ‚Zukunft. verbürgen mögen. Ä i 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Staate und. deffen Regierung im Allgemeinen. 


$. 1. Saͤmmtliche ng rl Lande, namentlich Nieder» und Oberheffen, bas 
Großherzogthum Fulda, die Fürftenthümer Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Sfenburg, 
bie Grafſchaften Ziegenhain und Schaumburg, auch die Herrſchaft Schmalkalden, 
fo wie Alles, was. etwa noch in der Folge mit Churheſſen ‚verbunden werben 
wird, bilden für immer ein untheilbares und unveräußerlidjes Ganzes. Nur gegen 
einen vollftändigen Erfag an Land und. Leuten, verbunden mit andern weſentlichen 
Vortheilen, kann die Vertaufhung einzelner Theile Statt finden. — 

$. 2. Die Regierungsform bleibt, fo wie bisher, monarchiſch, und beſteht das 
bei eine ftändifche. VBerfaffung. — Der 

. 3. Die Linealerbfolge und in.berfelben das Recht ber Exftgeburt, mit Aus 
ſchluß der Prinzeffinuen, ſteht für den churheſſiſchen Staat mit. feinen: ſaͤmmtlichen 
gegenwärtigen und kuͤnftigen Beftandtheilen feft. | | 
$.%. Der Landesherr wird volljährig, fobald er das achtzehnte Jahr zuruͤck 
gelegt hat. — — a 

$. 5...-Während der Minderjährigkeit des Landesherrn führt die Leibliche Mut: 
ter und,. wenn biefe nicht mehr am Leben iſt, der naͤchſte Agnat die Vormundſchaft 
und Regentſchaft. In beiden Fällen fteht der Vormundfchaft ein aus drei Mitglies 
bern beftehender Regentfchaftsrath zur Seite, welchen diefelbe in allen Regierungss 
angelegenheiten zu Rathe zu zichen hat. Wenn in diefer Hinfiht von dem verftor 
benen Zandesherrn Feine eventuelle Anordnung getroffen iftz fo erwählt die Vor— 
mundſchaft die Mitglieder deffelben, kann aber ſolche nur unter Zuftimmung ber 
Landftände wieder entlaffen. = 2* .., 

$. 6. Der Geld: und Naturalbedarf des hurfürftlichen Hofes wird aus bem 
Ertrage derjenigen Domainen entnommen, welche dazu werden vorbehalten, gleich— 
wohl auch ferner durch die Finanzbehörden ganz in ber bisherigen Art verwaltet 


werden. - F 
—— Zweiter Abfhntitt. 
Von den Gliedern des churfürftlichen Hauſes. — 

8, 7. Kein Prinz und keine Prinzeſſin des churfuͤrſtlichen Hauſes in der res 
re Linie oder den GSeitenlinien kann ohne Einwilligung des Lanbesherrn ſich 
vermaͤhlen. | 3 
8. Eben fo wenig barf ein Prinz des Haufes ohne vorgängige Genehmi⸗ 
gung. bes.regierenden Herrn in auswärtige Dienfte treten; jedoch ift Diefelbe ohne 
erhebliche Urſache nicht zu verfagen. — 

8.9. Der kuͤnftige Nachfolger im der Regierung und deſſen Deſcendenz aus 
ebenbürtiger Ehe gehen den übrigen Prinzen und Prinzeffinnen des Haufes im Range 
vor. Diefe folgen fo, wie fie dem Landesherrn am naͤchſten verwandt find. Bei 
gleihem Grade entfheidet das Alter. Ä 

$. 10. Außer bei dem Randesherrn und deffen Gemahlin, Fönnen die Staats⸗ 
behörden ohne Allerhöchfte Geftatsung bei Niemandem anders insgefammt (in cor- 
pore) oder durch Abgeordnete erfcheinen. — 

F. 11. Alte feſtgeſetzten Apanagen der nachgeborenen Prinzen. und Prinzeſſin⸗ 
nen find ſtets puͤnctiich und regelmaͤßig an dieſelben auszuzahlen. Bei eintretendem 
bedeutendem Zuwachſe von. Gebiet kann cine Vermehrung der Apanagen, in keinem 
Halle. aber eine Verminderung berfelben Staft finden. — j 
8. 12. Ueber das Grundeigentkum,. welches den Prinzen zur Apanage, ober 
fonft von dem Landesherrn überwiefen, ober irgend eingeräumt, ober, auf Biefelden 
von väterliher Seite her, oder von Agnaten vererbt, oder ſonſt Übertragen worden 
if, Können die Prinzen, in, Keiner A£ ohne, Igndeapecrliche, Beipiligung, und, Zufime 
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find, ,.fo_wie aus — Aigen iten, De # 


ie al, Grundbefis, glei — der re an „befon Me von en 
drung det Cändftändt, 2 a Sir Wahl wird, un 
u Bel und, einge, AREA Ay irkt —— amilien 


— genannt en Probinzen erden ind "welcher, die ‚etwaige 

erhinderung. Uingeiner Mi —— a Kup ko en u Se ver rechtmäßigen 

—2 ‘bei der Ausfki —9 Me ei über die getrof eine aͤhl unter derjels 

ben beſcheinigen muß. ‚Eine gl — ung: iſt ebenf vom den Bet ksde⸗ 

putitten der super und gie Mahn 3 —— zu ertheilen. Faͤllt 

die Wahl auf ein Mitglied der ob 63 ftlichen oder —5 Familien, 
welches in Kram oder Harn St —— ke 9 bedarf daſſelbe yie 

landeehertliche Gehehmiaung zur Annabıne der San — 

46. Die Curie der Städte, bilden A Bür ie v.Stabt Cafe, als 
deren. Bertreterz, 2), ein Abgeovhneter Dr fick oelieme a Hl 66 
ſtein/ Helmarshauſen, Immenhauſen, Lie — — 
marfen, Wolfhagen und Zierenberg 3) ein; — 8 


Lichtenau, Melfungen , Rotenburg, BER —— ae Sir % ” 
R ‚Se 2 


er * Städte Homberg, — elsbe Sr ve 

ivchen, Niedenſtein, Ehwarzenbo 5 5 ein Abgerordneter 

der —— — — —* — 9! ben Range und Wi⸗ 
senhaufen 5,6) de; iſter Megan san, 2 ein 
Abgeordneter Bi Se Feankenbe berg ‚-. — — Gemuünd en/ —5 

————— Bro uthal,& SE F —— Per: 
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terten Adrl noch zu: ber — se Den. games i hie⸗ 
ſigen “oder — Staatsdienſten ſteh & die Advocatur e 
Die ke a. 4) 8 —— — 

—— u 0 3. a ar 
arm * —5 gr 2 TERN, X is erra * end 
die Kreife Eſchwege, W are in Schwalmbezirk, ent 
haltend die Kreife Homberg, Fritzar am * pe das Amt — (aus 
dem Kreiſe Melfungen); h 2 *6 A „be 3 end 1 Keen urg, 
Frankenberg und Kir ih 


Ida 
—7— Hünfeld; 7) ver M ne und 
chluchtern; 8) der Ka — aus Der —— Kg ı 

Die Kreisräthe oder Midete vvaltun sbeahtten in _ben eh en a 

burg, Fulda, Hanau, Kintein, Efhivegt, Gereftid und — 34 
miffaren für ‚die Seitung der Wahl, der‘ Abgeordneten vom Bau . bi 
werben, "haben jeden Vorſtand einer Landgemeinde betreffen en * 
anlaſſen, duß derſelbe binnen acht Tagen —* „der 4 Ag Bi — 
dachtem Zivedte einen geeigneten Grundbeſter fhriftuh oder mündlich zum 
protocolle bezeichne, und‘ zwar bei Veriuſt ſeines —— für — Wahl. 
Nach der, Mehrheit der, von, den Dxtsvorftänden abataebenen, A 





dann der Abgeordnete für den Bezirk. be immt, und biefem bie erford ne 
über feine Wahl ausgeftelft, das Wahlptotocoll aber ‚an, ‚die, ch en 
kandtagscommiſſare eitgefandt. ,. Bei etwa vorhandener Stimmeng — 


ea mitteiſt des. Eoofes, ‚in Gegeitiwart: don mindefteng he 
ern, zu bewirken, und hiernach das ge zu beforgen, 
$._ 17, Weder Zur Wahl berechtigt, no irgend wählbar u ‚Mienig, 
weich 1) zu einer nicht blos polizejlichen. oder a mariſchen eits⸗ oder 
perlichen Strafe verurtheilt nicht etwa von 9 ER in. diefer 3* 
hung rehabilitirt worden find; 2) eines Berbrechens angeklagt find, Ba © 6 
Obergerichten das Erkenntniß YA ſo lange die unterſuchu 2 
nicht das 25. Jahr, sürhekgelegt aben, oder. &) unter Curatel — der 
deren Vermoͤgen ein gerichtlit (8 Eoncutsderfahren entſtanden if, bis zur 3*— 
Befriedigung der Glaͤlblger uebrigens muß der Gewaͤhlte ſich zur hriſtlichen n Re 
ligion bekennen. 
$. 18. Bei der Wahl eines jeden landſtandiſchen Sönke wird zu gleicher 
Zeit ein Stellvertreter gewählt, auf welchen, in dem Falle‘ des Todes oder einer 
unvermeidlichen Abmwefenheit oder fonftigeh Werhinderung, die landſtaͤndiſchen Pflich- 
er un — des Erſteren während des begonnenen ‚gandtags Bi A deſſen 
uſſe übergehen. 

Ram: oder will der (hauptfaͤchlich —* "gie Aushufe) Geräte bie 
Cindftandfchaft nicht" — fo darf! fuͤr Aihn Ser nachſte in —— 
eintreten, vorauage| daß dieſer wenigſtens ein’ Drittel der" abgegebenen Srim 
me für fich Hat.’ BT muß zu einer neuen Wahl geſchritten werben. + ' te 
res muß auch dann gefehehen, wenn die Stelle eines Abgeordneten, nad bereite er 
Härter —— wieder erledigt wird. | ag 

$. 20. Die’ Deputieteh' find, Außer! der Weiterbefdtderung der ihnen — | 
Waͤhlern ihres: AR anvertrauten befondern Anliegen ni an -Vorfhriften 
eines — „ſondern geben ihre en ‚gemäß den’ Brad 
gegen. ihren HR ae —2 And ihre —— überhaupt ma: er eige 
guns wie ſie vor — und-ihrem Gewiffen zu verantınorten. — 
kdnnen fie weder einen Dritten, noch ſelsſt ein Landtagsmitglied⸗ nn 
ihrem Namen zu fkimnten. > © : 0 3 ann — 

$. 21. Die Berathunen und Arbeiten, eh "geteitet "1 1) 66 
fammlung, überhaupt von dem Erömarfhals 2) in der ritter "tr Gate vo | 
demfelben; 3) in der Staͤdtecuxie von dem Biugermeiſter der Stab | 
der Curie des Baueotang on dem 39 iden, welchen Biefelbe Ss rer Mitt 
exwaͤhlt aben wird. Die Stände beftellen jeden Sandtag, e ii gemeinſchaftli⸗ 
hen, Eee welcher, ‚nad erfolgter. Landesherrlichei tigung, durch db 
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andftände ſtimmen ab zuvdiderſt . Vuelen worin de 
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bes Mehrheit der S im ⸗Falle der Erimmengtetähätt, mib 
Pe alsdann enticheidenden 228 Berker towirdz jedoch iſt zu 
einem guͤltigen Beſchluſſe has, Einperſtaͤndniß von mindeſtens der Huͤlfte ber ord⸗ 
nungsmaßigen Mitglieder erforderlich. Können die drei Turien ſich nicht gweieinem 
Beſchluſſe über eine gemeinſchaftuche Angelegenheit vereiiigen; ſo wird in einer 
Plenapverfammiung von dallen ſtaͤndiſchen Mitgliedern einzeln, bios nach der Reihen⸗ 
folge der Curien, in Gegenwart der Tandesherrlichen en er und 
* Beſchluß nach der Stimmenmehrheit genommen. 

F23. Die gewaͤhlten Deputirten —— ihre: Eigenſchaft die Yanbftä 
diſchen Verrichtungen welche in den naͤchſten ſechs Jahren vorkommen werben. In 
—— Sahre wird — einer neuen Wahl — jedoch können: bei. 5* 

biejelben wieder gewaͤhlt werben 
3 dh Sise verlieren ihre. Eigenfchaft. als Sandtagsbeputirte frößers; wenn end 
nr ber Banbeshere, ‚bie ganze ſtaͤndiſche Verſammlung auflbſet zı.oderı fie, ıma 
Maaßgabe rs :$.t7,; —— landſtaͤndiſchen —— unfähig geworden ſind. "Zu 
dem —— Falle dü ſie jedoch von neuem gewaͤhlt werden ml 
8.26.Ohne —— ber Staͤnde kann kein, bad: Steuerweſen betreffen⸗ 
des, auch kein, bie Siocthumsret, bie perſonliche oder die Vewerbaſecchen be⸗ 
Iepränkenbes,. Geſetz gegeben: werdennnn n 

——— Verordutigen welche zur Vol iehung ‚ober zum Erlauterung ſchon 
bfiepenbe 868 en Kraft ee et „ber — er Betrei⸗ 
ung der Gewerbe end leife abzwecken, und Verfuͤgungen, 
welche, ihrer Natur Lug: ya BR dehnt fi ‚Können auchj ohne die Stände bar: 
über zu hören, en *— 7 DR F w Verbef A 

ze andſtaͤnde koͤnne neuen Ge eben und zur Verbe erung der 

ten Alien nträge' — hd na he dem regiten En Bünfhe vortra 

8. W. dieſer — konnen fie die beſondern Be werden, ein ar unter⸗ 

thanen ‚oder ganzer Klaffen derfelben, welche zu ihrer Kenntnif' langen ‚. vorbrins 

fe infofern nicht die, —532 — als privatrechtliche Verhaͤltniſſe betreffend, zur Ent⸗ 
— der Gerichte gehört. 

* 17 fr 16: ‚Au HL jeden Antrag ber Stände wird eine Befäjtußsähme ,. und ‚war 
glich bald, erfolgen. 

fg fi „Du Fanbeee verordnet die Zuſammenkunft der Stände, ſo oft. Er 

olches n thig. 

Die Zufammenberufung muß zum. wenigften alte“ fechs Jahre Hefches 
fen, im * es iſt alsdann dazu der Regel nach, der Anfang des Monats März 
eſtimmt. 

$. 82. Eine außerord icz Berfontäng "der Stände iſt jedesmal vppthig, 

wenn der Landesherr mit Tode abgeht ag der Zuſammenkunft darf. nic t 
— 5 drei Monate nach dem Todestage ausgeſetzt werben. 
Die, Zufammenberufüng, der Stände geſchieht durch eine allgemeine Be⸗ 


hung in, "dem Geſetzb 
Hindi Be Alle das ah it betreffende Gegenftände, find dazu geeigntt, auf 
ben Landtage —— zu werden. 

. Der Landesherr kann die Sitzung vertagen. Er kann auch den Lande 
tag aufloͤſen, wird jedoch in ‚die Falle mit F Aufloͤſung zugleich die Wahl 
— se Deyutirten verordnen, anb x not binheh ahresfeift zu einer Sufammen: 

t 
$. N Die Banbtage dürfert, dee’ Kegel nad, nicht Länger als drei Monate 
—* — es iſt aus dieſem Grunde mit ben: wichtigſten Geſchaͤften ber: Anfang 
um IWasıt ® 
rg, "g 87. ‚Die Deputirten koͤnnen waͤhrend der Dauer des Landtags’ nicht anders, 
als mit ee Tree der Etändeverfammlung, verhaftet ind zu keiner Zeit wegen 


? 


Aeußerung ihrer‘ — zur Rechenſchaft gezogen werben. 7 F 
une EEE DT Te 
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* 88, "Die Stände, Kind, verpflichtet „für; — *8* aller — und 
qußeror dentiichen Staatebeduͤtfniſfe durch) en — ‚Abgaben zu — — us 
gaben bexen. E 


39. Den Ständen wirb vor jeher Berwill N ine or 
} ats u ;‘ 
zn we EN 2 Fa ir er u t 






612 SET 3 Caesar 
8 iſt? und erſteres zur 
per run An —8— wie Stände —— 
n 


Fehlenden in Berathung Ei sieben, und Aüpbäfen Genehmigung 
vorzulegen. unöRe tk am nu ac en 
2:1. Gh RE, Bu der Sefhfegung aller directen a: indireeten Abgaben, —— * 
naͤchſten ———————— ‚an * werden), er die.) Simsiligung der "Gtänd 
no AiF 2 IHnnmypIer Ma hr * 2* 

*— 42. In ben Ausfäjreiben und —— Abgaben betreffen, & 
die: landftändifche Verwilligung befonders) erwaͤhnt ſeyn, —** welche weder die 
heber — ge berechtigt , noch die Pflichtigen "zum Ab e ſchuldig find, 

3. Vor jeder'neuen Bernilligung won: Abgaben: wird die 

früher Genion Einnahmen zu den beftimmten Staatszwecken durch 







dev Rechnungen den Ständen ‚oder deren Rechnungsausſchuſſe gezeigt, von 
m: zu wählen und zur landesherrlichen Behäfieung. —— a ale 

dem Borfige eines churfuͤrſtlichen Commiſſars, bis zum naͤchſten —— be: 
fteht. Ueber die Verwendung: bes, dem churfuͤrſtllchen Hofe aus 3 \beh Domaniak 


—— ——* Betrags ( 4er & 2. findet jedoch — —— 
ung 
$. 44, Kein im Peivatbeie, befinbtiches Grundeigenthum kann — feon. 
Die fruͤherhin exemten Güter werd en un nad) * * —— mit 
Sontribution belegt. 
—* 
Fanfirer —— — 
Von den Staatsdienern. 
Ale feſtgeſehte Gehalte und Vlnſtonen — —— 
ner, öhne — ſollen ſtets ausgezahlt werden. 
..%6. Ohne Urtheil und Recht datf fein Staatsdiener IcReE, Sie 
. dir demfelben fein techtmä iges Dienfteinfommen entzogen. werben.. — i 
ringen Diener gleichwohl, welche von den Behörden ohne ein, landehet 
Minifterialvefeript angenommen worden. find, Eönnen ' wegen Verl 
ſaͤumung ihrer Berufspflichten von” denfelben Behörden wieder en! — 
nachdem die vorgeſetzte ‚höhere ober hoͤchſte een 2 genatrer 
gehörig in Gewißheit geſetzten Berfehulbensg, ui Enflaffa Geuchmigt — ER 
$. 47. Diejenigen höhern oder geringern Diener, Bo e wegen X 
Schwachheit ihre Amtsobliegenheiten nicht mehr erfüllen kͤnnen, und daher 
Ruheſtand er got —— nit einer, ihrem Range und ihrem 
angemeſſenen, Penſion, verfehen werden 
$. Ein jeder —— welcher ſich einer Verlegung der: 
faſſung, einer Veruntreuung oͤffentlicher Gelder oder ——— le Ki 
kann auch von den Landſtaͤnden oder. deren Ausfchuffe (1. oben $. 43,) des 
der zuftändigen Gerichtsbehörbe angeklagt erden. Die Ca he muß aan 
. efeslichen Wege fhleunig unterſucht, und den Staͤnden von dem 
Nachet Aare werben. idnnarie — 


Schfter Asfhniet 19" *3* | 
Bon der Nechtöpflege. A ee 
g. 49, Niemand kann an ber Betretung bes Rechteiweges it, ws * 
nem geſetzlichen Richter, ſey es in buͤrgerlichen, oder in — re 
gen — es ſey denn auf dem regelmaͤßigen Wege duͤrch das zuftändige 
eri 
BS0. Kein Einwohner darf anders, als in den , durch die Geſete — 
ten, Fällen und Formen, zu gefänglicher: Haft gebracht: nr beſtraft w 
verhaftete Perſon muß laͤngſtens binnen den nadıken, 8 Gtunben:burde © 
richtsbeamten, mit Angabe, ber,,v Won 19 2 erhört werden. 
nem Angefchuldigten Ednn 'das le ber eh wi verfügt werben. 


e 54. Alle Gerichte ſollen inmer oͤrig be Jen wa t 
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en —— — 
Krafte "der" Unterthanen huntichſt ·ſchonen —— derrintjenet 
nn meinen Gefetey oder durch Befondere Are 
Behörden," Een ihren Ei fingen, "Folter Be — 
telſt de ERSTE GENRE are Die’ deshalb erforberkicheh 
Iriften —F ud Ki ein Gefeg zu erlaffen. 





dan Ni: en tter, ihn n Ir ihr 

⸗ — den Standesherren .ıc; ‚und, den nitterſchaftlichen Koͤrperſchaften 
ggg Die beſbnderen N aAeniſſe der Stand eſshert 

Pe in Gema —* Hin she — Rs si — 





in jerung mit’ den 
ein Edict geordnet‘ nk weiches ntchden beſſen Inhalt von A 
Händen >diefer se aſſung G Hprechend befinden toorden, unter deren San 
geſtellt werden a Fi Her Are follen bie befonderen Mechtsverhäle 
| va vormals eehsunmittelbaren Adels geordnet‘ und gefchligt Werben, 
$. 50. Die befonderen "Rechte des althe ef iſch en und des Ich aum⸗ 

burgiſchen viefeefhafttfpen, Adels en den Schutz dieſet Ver⸗ 
faſſung nach dern Inhalle der deehatb u "Antioctfenden‘ Statuten, welche von 
der Staatsreglerung —5 und vor den’ ‚Landftänden ben, — 
dt „Befaffung en prechende funden ſeyn werben. 2 


—X asiladısıa nik eh 8 t, ta bie ch nüht., ‚sch * MEHR 


Bon den Staatödierrern. ii aim erıl®d 0 


/ 


2 EN nn, eo}? 


—53125* Fein ir we ‚derjenigen 
— in ei 


ae le —* un 
tions= oder Wahlrecht ee ‚erfolgt 
Main 62 
„‚merban,; 







tigung, nad, Maßgaben der 
den Burke 


an yorber: mia sep if — 
ben et ara iſt. von —— 

















are 
ae —— Dei, einer, W „ik, eine ‚abermalige Prüfung: nur 


——— — en —* sit bin rar 
ben: o —— 8 en nn ae —— ar eier iſt, 


Van 1 do Ren D en nee N ame 
$. 54. "Die Erteilung — Anwartfhaften a ur — 


dienerſtallen iſt völlig: unſtatthaft — ‚tan den Gehuͤlfen, (mel 
— oder ſonſt an hehoͤriger ehung, won ae 
38 en beigegeben werden, die deinnach he. nach 

—* ihrer ewährten Tüuchtigfeit/ —* werden. EIER BESTER 
seontthe 0.Alle erledigte Stellen ı —— — hun, dem detref⸗ 


—— — — 


aber ib ge ſtinen Balken arten — * demſelb 


einkommen vermindert oder entzogen erben beſ 

deren Beſt mwangenagoglche Dad, Stagtsadi „Diejenigen ges 

Kan na Ban — ——— 
240 fi 

— ode I, Kann Syn ‚Berfegung, dos Seefaumung 

ihrer Beruf asia. am — ai wiedet ng nach⸗ 


dem Bun vo eye — Seh ———— —5 
sehen igin — gelegten: Brink, die, — 6 ber 
wird, 
$. 57. Jed Staatsdi ſich fesu en, * Telnen 
Fähigkeiten 3 * . mp ia Bet — 5 aus hoͤheren 
Ruͤckſichten DS) —* vi — a Rang und Gewalt (vergl. "jedoch 
kn = kafjen.; — gg hp ——— 


56), gefallen 
—— erhen a ae ot 
rang He en. A 55 fe — 


ie ne SRH Vergiktung ‚dafi af au, A De 
* 53 Ye ii a ib 


Net In * * 0% — 


a enge fann bie, * * te Entlaſſuns 
Bat — tlich *— u ganges find a 
in Ni: —* ie gefeß vorgeſchriebenen, — —* DD Fr 


ie Verpflichtung „zur, Beoba tung. ber 
UN I An fol in ‚ei Sa Keio eines jeb jeden ienerd mit auf: 
genommen werden, -Keihe! Di en nee Sf enthalten, was 
den Gefegen zumider if, RD. a0 


ie a Gin ieder, En bleikt, bigfichtlich fehaer Amts ver⸗ 
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ARE EEE EN Derientaen, wehhwiing An Verlegung 
der Landesverfaffung, namentlich auch durch⸗ Vollziehung Ande/owmicht in der, 
verfaffungsmäßigen Borm tgangenen ji Verfügung, einerhoͤchſten / Staatsbe⸗ 
PR 18), net· Weruntreuungt öffentlicher Gelder? odet· einekYErprefs 
ſung ſchuldig —— fi ich Weſtechen laßt e Berufopflichternhehbuch hintan⸗ 

oͤder ſeine An walt⸗ — RC kan Rah vone Laudſtaͤnben oder 
* Ausſchuſſe {8 102) bei der zuſtaͤndigen Gerichtsbehoͤrde angeklagt 
werden. Die Sache muß alsdann auf dem geſetzlichen Wege ſchleunig un: 
terſucht und den — en odet deren Ausſchuſſe von dem tEtgebniffe der 
Ankla ge Machricht eriheilt⸗ wert una ld md ann 

62. Die übrigen befonderen eier Stantss 
Denke, ſowohl des Eibil⸗ Als Mitikriefteiides:(Dfficiete und MititätcheAmten), 
Find in dom Staatsdienſtgeſetzs werhiß unter den Schuger der Verfaffung 
ſtehen wird, naͤher beſtimmt. Die u: gung db ‚ober — der 
Big. geeicieteae Riche "ginn Bfleeleoſtaude Sgehörendert Ktaieperfondn wird 
durch ein — en werden nit * F— 
— J Ei, de D nreyiah f. chn nit, — ni u un 

| 4 den  Hanbffänben. — — TER 


FEN Die Ständenasfa han kung wird "gebildet dur (folgende 
Mitglieder, nämlich (bin ouu 536 
tz — Proͤnze w des churflet ſotlchu a Haufes: für wine: jade, der⸗ 
mal apanagirte Linie deſſelben, welche in Ermangelung von dazu fühis 
st; "gen Gliedern ober: bei deren Verhinderung·ſich durch einen tgeeignetän, 
in Churhoſſen beguͤtetten, Bevollmaͤchtigten vertreten laſſen tan; 
1% um das Hhupt ‚jeder fürftlichen oder graͤflichen, ehemals relchsunmittelbaren 
— welche sine: —— ertſchaft in C befigt, mit 
eſtattung der Stellvertretung duch eines; ihrer dazu Faͤhigen Fami⸗ 
lienglieder, und in deren Ermangelung ‚oder. Vethindetung durch einen 
4 anberen geelgneten Bevolinächtigten; welcher in Churheſſen beguͤtert ift; 
F den Senior oder das fonft mit dem Erbmarſchullamte beliehene Mit⸗ 
Nnglied der Familie ders Freiherren vom Räſe deſelz 9.3 (2. 
9* einen der ritterſchaftlichen Dbervorfieger. der adeltgen Be 
ve Kaffe und Wettettz ie Aula 
18) einen Abgeordneten deu: —— Fa und | 
6) einen Abgeordneten der altheffifhen Ritterfhaft: von (jedem ber 
en funf Beltrke,näntich der Diedel); —— Schwaum, Werra und 
Kur >77 Pe LEBER NEN eiRistetfäjaft Fir Geaſſchaft Schaum⸗ 
ons Aburg, gewählt: von berſelben unter: Mitſtimmung der abeligen Stifter 
Fiſchbeck und Obernkirchen; mal ii) 
By: einen Abgeordneten aus bem ehemals ceicheunmittelbaren Act * den 
Rreiſen Fuld a sungen fiel dguor 25 md ae 951% 
or einen Abgeordneten‘ wis .bernbehenmis.: ——— un faR 
ſtark begüterten Adel in ver Previnz Hanauz ı. 
40) ſechszehn Abgeordnete: Beiden. Bräbten; nämle: E ni r — 
71,40 8 zwei von: Der: Reſidengſtadt Eaffel; u (8 IE 8539,34 317 Yılalın 
=..Di] by zwei von ber Stat: Hana, umiscnim une non mu sin 
id: einen vonder Stabi Marb urg, nommmodnid asian dm @w 
een von ee een Na; 3, rs Bi.mam nn ı 
c) E)winen orte Stadt uche ro fel dh oder ſder —— — 
2240 awelche unterneinander/ dergeſtalt abtvechſein, daß die erſtgenannie 


— 
z& .r 





622 TEIE men KShurbeſſen, Audonuer 
gir — Stadt wu; bee und die Brom Pafungenun: ol Ran 


1 tage ; den, Abgeordneten ſendet er. ide 
a Br einen» bon „der. Stadt, Schmalta ken, — * 16.0 PP 
a* ® einen von der Stadt, Rintein und: ben, Stirn Diemmäinden 
u 101 Oldendorf, Rodenberg,umd Sachſenhagen / ‚hi per 


3,60 *) ‚einen: von, dem, Staͤdten Dofgeisimar, Karlshafen,, Grebenfkein, 
undiesm, Helmarshauſen, Immenhaufen, Liebenau, Naumburg, ; Zrendelburg 
un dinn Volkmarſen, Wolfhagen: und Zierenberg, disc 
339 1:3): eingn won ‚der Stadt Hers fel d oder Beilungen eK oben €.) 
und den Städten Lichtenau, —— Gmum. enberg und 
> :MWalbfappeh; 33 ardn) >» 
gm ven einen an ıden,; Städten, Homberg, "Bosfem, Zelabeng Frislat 
—— — Niedenſtein, Schwarzenborn, — und 


11; 11 Bitgenpain, 4 
:Ä). einen von‘ den Sidi Efhmegsn Albert, Grofaimerobe, War 
feied und Witzenhauſen  cımn eitnin: ots ni 


m) einen von ‚den Städten Srante berg, "Amögebusg. Scankenan, 

| Gemünden, Kitchhain, Neuftadt, Raufche enbetg; Rofenthal, Schweins: 
berg und Wetter, 

2) tinen von den Städten: Huͤmfe iR, — — — So 
den und Steinau, auch 


0); einen won den EIN Bolprin, Wire 


und Windecken 
4) —— Abgeorhmte der —— — ‚mit Aus: 
ſchluß der) darin befindlichen Staͤdte, und: derjenigen ‚abdeligem; Güter, 
deren Beſitzer an der Wahl der ‚oben runter — * Dia A ‚aufgeführten 
„Abgeordneten Theil nehmen. ı Diefer Bezirke ſin 


". a) dee: Diemelbezirk, beſtehend aus den. Sic after, Dofgei: | 


mar und Wolfhagen 9) m. 
b) ber (Mieber») Suldabezirb,: egseifenb: die Keeife, Sersteld, 
Rotenburg und. Melſungen (ahne das Amt Felsberg), 
9 der Werrabezitk, au faffenbrhl Are ei smsn Mitenfar 
J ſen und Schmalkalden, 1106 naar 
d) dee Shwalmbezirk, enthaltend: bie, Kueife Bemkusr Feiglar 
- ge auch das Amt Zelaberg — dem Breit 2. 
— iR Kot Yello 1% 
2 se) der Rahınke zieh, beſtehend aus Ben: Reifen Marburg, Fran 
kenberg und Kirchhain, 72 
mh) drr Dber⸗Fuld ab ezirk, begreifend die Kreiſe Falda wod.Hünfe, 
. gyıbee Mainbezird;, enthaitend bie Kreiſt dann, Gelnhauſen und 
Schlüchtern, ;acbait: 
=: h) der Wefetbezirk, beſtehend aus der Sraffepaft Schaumburg. 
8. 64. Acht von den Abgeorbneten der Staͤdt e, nämlich einer nn 
Caſſel, fo: wie einer firr Hauau, dund· ſechs flir ddie uͤbrigen Städte, : gemäß (d 
nach dem Wahlgeſetze vom Eandtagzu Eandtag eintretenden, Abwechſ 
muͤſſen Ma giſtratagtie der, oder: folche Einwohner ſeyn welche als —* 
glieder dee Buͤrgerausſchuͤſſe im Iweitenmale gewaͤhlt worden ‚find, oder 
ein Vermögen von mindeftend ſechstauſende Thalern befigen, oben ein fihe 
res und fländiges Einkommen nom vierhundert Thalern jährlich, genichen, 
oder monatlich einen Thaler zwölf gGro —— — — 
nr 6. Eben ſo miensache! Abgeoufmetentier Landbhezirke entweder ſo 
vie Grundeigenithum beſtten chaß es ihnen an neigentüchen Gaun dſteuer 
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——— ordentlſchen · Anſatze und nach Abzug Than geſeblich zzu wer 

5* Reallaſten) wenigſtens zwei Thaler » monatlich ertraͤgt/ — oder fie 
mindeſſens fuͤnftauſend Thaler im Vermögen haben und pigleich 
rd rer pre Haupterwerbgquene betreiben. —B 

sind Die Wahl der. uͤbtigen —— wie 
der uͤbrigen acht: Abgeordneten der Landbezirke kaum. ohne Unterſchied auf einen 
Jeden fallen/ welchor shhechnupt wählbar: ((;$. 1674). und in dem Strom⸗⸗ 
bezirke wahnhaft iſt.· Dagegen koͤnnen ausnahmsweiſe die unteren landesfuͤrſt⸗ 
lichen, ſiandesherriichen oder Patt ——— Verwaltungs⸗ und Finaug⸗ 


beamten mur außer dem Wohldeni geroäplt werden, worin fie ihren Wohn⸗ 

Ben mi onugi Daun Da. arm 
he "Meder- zur Bapı- bene geigt mod; drgemb mäplbar 

Find Bingen; mein yes Ah - - 


sc 4 wegen: ſolcher Vergehungen de. emtipeber nach eſelider. Beflimmung 
oder nach allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten find (morüber 
ꝛa Aim Aetztern Falle ıhinfichtlich. der Abgeordneten: die. Ständeverfammlung 
joe zu entſcheiden hat) swor. Gerlcht geſtanden haben, ohne won ber Am 
«in „„ſchuldigung voͤllig losgeſprochen worden zu. feynz 2 nl ma 85 Wi 
2) moch nicht das B0fte Bahr: zuruͤckgelegt — — * 
a)ınnter) Curalel ſtehen, ‚den: 3917494, — se En U 
) Aber ‚deren Vermoͤgen ein erichtliches ———— entfanden iM, 
are nbis zur völligen: Befriedigung: der Glaͤubiget. 1.9 
Die vorſtehenden Gründe. der Ausſchließungn finden auch die oh 
Wahl berufenen Landſtaͤn ec © Anwendunga nu’. : 
ME: We; der ahl eines jeden landſtaͤdtiſchen —— wird * 
gleicher. ZeihiäinStellventketer- gewaͤhlt, auf welchen, im: Falle des Todes, 
der eintretenden Unfaͤhigkeit oder einer laͤngeren Verhinderung ıdie: landſtaͤndi⸗ 
ſchen Pflichten. und. Rechte⸗ des Erſteren waͤhrend des begonnenen’ Landtages 
bis zul deſſen Schiuffe uͤbergehen. Ueber die Einberuhitg 28 rege 
enitfchettiet Die! Staͤndeverſammlung. ln 
$. 69. .n Kamm soder will deu Chnuptfächlich. ‚oder Aushürfe) Ge: 
wähtte die: Landſtandſchaft ni truůbernehmen; ſo ſchreiten die Wählmänner 
zur ne uen Wahlır Legtires.muß auch dann geſchehen, wenn: diei Stelle eines 
Abgeordneten, nach. bereits euftärter Annahme, vor Eröffnung: ober * dem 
Schluſſe even erledigt wird⸗ ss mais. en 
$. .70. »Erfolgt:die Ern enmumng sober Befbtberung: a * Ab⸗ 
gerdimeten. zu.dinem:Stantdamwdtezıfo wird dadurch eine neue Rat 
erforderlich wobei: jeddih berfelbe\twieber: gewaͤhlt · werden fan. (} 10. © 
) 164: Sorte i e nec· des geiftlichen: oder weltlichen 
Standes): zum Abgeordneten gewaͤhlt iſt, hat derſelbe davon der niargefegten 
Behoͤrde Anzeige zun Minchen, sidamit dieſe die Genehmigung. (welche nicht 
ohne ethebliche/ der Staͤndeverſammlung witzutheilende Urſache zu verfagen 
iſt) — u wegen: sinfineiügee Mberfehuig \fähne; — — 
Seien Cem ar rt DR mE Je . 
—* —*8* Die: eimzefneit Borferiften, ‚über‘ ‚diei Auskbung: Be Wabkehte 
fest das et e& feft, welches einen Theil bet Staatsberfaſſung bildet 
nn, Abgeordueten: ſind nicht an Vorſchriſten eines NMuftrages 
oberen geben. ihren Ab ſt im muargen gemaͤß den: Pflichten gegem 
ihren Landesfuͤrſten und ihre Mitbürger: uͤbenhaupt; nach ihrerreigenen Me ber⸗ 
z eugu wi wien, Gott andrihtem Gewi feige verantworten 
gebentenno MW Knweh fie weder einen Dritten. nioch ſelbſt ein Landtags⸗ 
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Abhevtdneten ilbetlaſſen ble diwa Gans ihn flit die helam 
genden befoaderon Anlteg e xwelter zu befoͤrberne (arijnlie se ninsihp 
bin, A gSedes Miralten der Shändeveffarimtunglefter folgeaden: Eid: 
„Ich gelobe, die Staatsverfaſſung heillg zu· halten’ und in dr Staͤndever⸗ 
Iſammlung das ungertrennliche Wohl des Landesfuͤrſten und des Vaterlandes, 
ohne era nach meiner eigenen· Ueberzeugung beld memen Antra⸗ 
— Avbſtimmungen zu „beachten. ‚So wahramir Woher 36a 

J 75. n.Die Beſchluirſife werdennur⸗ in Sitzüngen denen wenigſtens 
que: rittel der ordnungsmaͤßigen Anzahl von Mitgliedern beiwohnen, und 
nach der abſoluten Stimmenmehrheit‘ gefaßt, Wenn Got chhieit Her SDtims 
men eintritt; fo iſt die Sache in einer folgenden Sitzung zum Votttage zu 
bringen ot Wäre: auch o In dieſet Sighing! sine Stimmenmehrheit night zu 
Stande fommen; fo giebt ausnahmsweife die Stimme: des: Vorfigenden ben 
Ausſchlag jedoch muß die abweichrude — in dieſem Fallender Stakts 
regierung mitgetheilt werden. im vor murliapse. tt (has 1969 
ne 76 Abſtimmungen geſchehen von: ‚den einzelnen’ Mitgliedern, 
ohne Ruͤckſicht aiuf Verſchiedenheit deri Stände und der Bezirke, Gteihwohl 
ift e8 den Abgeordneten eines Standes oder eines von den Hauptlanden abs 
gefonderten oder entlegenen Bezirkes unbenommen;, wenn fie einhellig: ‘den 
Stand, aus welchem fie abgeordnet worden, ‚in feinen: wohl erworbenen 
Rechtew;i üben den betreffenden‘ ee: deffen eigenthuͤmlichen Veihãlt⸗ 
niſſen, durch den Beſchluß der Mehrheit beſchwert erachten, ſich uͤber eine 
Separatſtimme zw vereinigen, Eine ſollhe Standes =) oder Bepirkaftiminie hat 
die Wirkung, daß fie in die von dem Landtage ergehende: Erklärung; heben 
dem Beſchluſſe der Mehrheit , aufgenommen werden muß; — und'es/bleibt 
deri Staatsregierung! vorbehaltew, ‚die. gedachte Etklaͤrung/ in Beziehung dauf 
dem: betreffenden Stand oder den beſonderen Bezick,! nach —— betr außer 
Bwelfel — eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe, dJu beruͤckſichtigen. aut 

210.8,777,- Die Verhamdlun gon der Ständeverfarmmlüngen follen der 
Keg el nach oͤffentlich ſeyn. Die naͤheten Beſtimmungen uͤber die land“ 
—2* Geſchaftsbehandlung enthaͤlt die Geſchaͤftsordnung. U) 

.. 78. Dien Abgeordneten rund deren Stellvertreter behalten · ihre Eigen⸗ 
ſchaft fuͤr diei Tandftimbifchen Verrichtungen, welche in den naͤchſtenn drei 
Jah ce vorlommen werden / Zuodem dritten Jahre wird ohne: weite 
Aufforderung von Seiten der Staatsteglerung, zu einer neuen Wahl 
* docht koͤnnen 1bed dieſer dleſelben Perſonen wieder gewaͤhlt werben. . 

8.99, ° teren lee hrs &iganfahaftniriihgeorbware:fche 
her, wenn 1) fie nah Manfygabe: des: 8:67. zur landſtaͤndiſchen Wertretmig 
te ober O)mzu xinem Stantsdienfts ernannt oder darin befoͤrdert erden (ſ. 

$. 70 oder wenn 8) der Landesherr die ſtaͤndiſche Verfamnilung nauftoͤſet ¶ 
$. 83.) Bm den: tegten: beiden Fällen: dürfen. fie von Meumn gemähft werden! 
1.: 80 Der Landeshorv verdrdnet die Bufaoemen kunfteder Stände, 
fo oft ex ſolches zur ı Erledigung wachtiger andedringender Laudegangelegenheifi 
ten noͤthig erachtet. Die Zuſammenberufung muß aber wenigſtens alle dirk 
Jahr e geſchehen/ und: u engem bazıh der Regel nach, der Anfang des 
Monats Mio ve bor beſtimmt. nude Gq 3272 Plan: #6 If 
2 B81. Die Ein Mufung⸗ erfolgt mitteiſt einer, vom Minifterium 
des Innern ausgehenden; ‚allgemeinew: Bekanntmachung in dem Geſetzblatte 
deren) zeitige Bewirtung) dem! Worſtande hes genannten Miniſteriums als ner⸗ 
era iohliegt, und wegen deren) Hintanfesüngicberfeihe bauch; 

den landſtaͤndiſchen Ausſchuß: (FE. MAR bei: der stm 2ODS gewartwteis 
———— ai] uz une u ung Cal 
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?8:82. Eine außerordentliche Ständeverfanimlung iſt jedesmal noͤthig 
bei einem Regierungswechſel, dergeſtalt, daß die Landſtaͤnde ohne beſon⸗ 
dere Berufung am vierzehnten Tage nach eingetretener Regierungsveraͤnderung 
zuſammen kommen. F RE 

$: 83. Der Landesherr: kann die Ständeverfammlung vertagen, 
auch fie auflöfen. Die Vertagung darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im: Fälle der "Auflöfung: des Landtages fol hiermit zugleich die Wahl 
neuer Stände verordnet werden, auch deren Einberufung. innerhalb. ber nädys 
ſten ſechs Monate erfolgen... tn ee, 

$. 84. Der Landeshern eröffnet und entläßt. bie- Ständevers 
fammfumg entweder in eigener Perfon, oder ‚durch einen bazu bevollmaͤch⸗ 
tigten Minifter, oder andern :Commiflar. | Ar le ——— 

8.85. Die:Landtage:dürfen, der Regel nach, nicht über drei Mo: 
nate dauern, und es iſt daher mit den wichtigſten Gefchäften dee Anfang 


zu machen. 


4 


$. 86. Die Urſchriften der Landtagsabfchiede, nebſt den etwa: bei: 
gefügten befonderen Urkunden, werben in doppelten Eremplaren, wovon das eine 
für das Staats: und das andere für das landſtaͤndiſche Archiv beſtimmt iſt, 
von dem Landesherrn, auch von den Landfländen unterzeichnet und unter: 
fiegelt. Die für die öffentliche Bekanntmachung beſtimmten Abdrlde:-aber 
werden in berfelben Form, wie andere Staatögefege, ausgefertigt., «. . - 

$. 87. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, können 
während der. Dauer des Landtages, fo wie ſechs Wochen vor und nach dem⸗ 
felden, außer der Ergreifung auf. frifcher verbrecherifher That, nicht anders, 
als mit Zuftimmung der Ständeverfammlung oder ihres Ausſchuſſes (f. $. 102.), 
verhaftet, und zu Feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer Meinung zur Re— 
cenfhaft gezogen werden, den Fall der beleidigten Privatehre ausge— 
nommen. 

$. 88. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, mit Ausnahme. der 
Prinzen des Churhaufes, fo wie der Standesherren, erhalten angemeffene 
Reiſe- und Tagegelder. | — 

$. 89. Die Landſtaͤnde find im Allgemeinen berufen, die vers 
foffungsmäßigen Rechte des Landes geltend zu machen, und überhaupt das 
ungertrennlihe Wohl des Landeshern und des Daterlandes mit treuer: Ans 
Hänglichkeit an die Grundfäge der Verfaſſung möglichft zu befördern. _ 

$. 90. Die, in Folge des $..82, verfammelten, Landſtaͤnde haben 
insbefondere dahin zu wirken, daß der Thronfolger, bei, feinem Regierungs⸗ 
antritte dem Inhalte des. $. 6. gegenmärtiger Verfaſſung Genüge leiſte 
Sn dem von ihnen hiernaͤchſt geleifteten Huldigungseide liegt zugleich die 
allgemeine Anerkennung des verfaffungsmäßig gefchehenen Negierungsantrittes. 

$.:91. Den Landfländen wird es dereinft obliegen, wegen der. nöthig 


befundenen Maafregeln zur Verhinderung einer Thronerledigung (f.$.4.), 


oder zur Einleitung der nöthigen Regentſchaft (f. $$. 7. bis 9.) geeignete 
Anträge zu thun, | Ä 
8.92. Die Ständeverfammlung ift befugt, über alle Verhält: 
niffe, welche nad) ihrem Ermeſſen auf das Landeswohl wefentlihen Einfluß 
haben, die zweddienliche Aufklärung von den Iandesherrlihen Commiſ— 
faren zu begehrten. Auch werden in geeigneten Fällen die Vorftände 
der betreffenden Minifterialdepartements perfönlich der Stände: 
verfammlung die gewuͤnſchte Auskunft ertheilen. 
& 93. Ein jeder, von den Landftänden zu einer vorbereitenden Arbeit 
er efhäftseinleitung gewählter, Ausſchuß kann zur ir von Auf: 


— 


026 . | Ghurheſſen. | 


ſchluͤſſen Aber die ihm vorllegenden Gegenftände mit bee churfuͤrſtlichen Lande 
tagscommiffion ſich benehmen, ober fchriftliche Mittheilungen von den einfchläs 
digen ‚Behörden, und zwar binfichtlich ber im $. 144. erwähnten. Angelegene 
heiten unmittelbar, einziehen, auc die perfünliche Zuziehung von den dazu 
ſich hauptſaͤchlich eignenden Staatsbeamten durch bie genannte Commiſſion 
veranlaffen. \ Ä a rn 

5 94. Ohne Einwilligung der Stände kann weder dad Staatsger 
biet überhaupt, noch ein einzelner Theil defjelben mit Schulden oder auf 
fonftige Art belaftet werden (vergl. übrigens wegen Veränderung des Staats⸗ 
gebiets F. 1., und wegen des Staatsvermögens $. 142), 

$. 95. Ohne ihre Beiftimmung kann kein .Gefeg gegeben, : aufgehos 
ben, abgeändert oder authentiſch erläutert werden. Im Eingange eined jeden 
Geſetzes ift der Iandftändifhen Zuftimmung ausdruͤcklich zu erwähnen. Vers 
ordnungen, welche die Handhabung oder Vollziehung beftehender Gefege bes 
zweden, werden von der Staatsregierung allein erlaffen. Auch kann, wenn 
die Landftände nicht verſammelt find, zu folchen ausnahmsweiſe erforderlichen 
Maaßtegeln, welche bei außerorbentlichen Begebenheiten, wofür die vorhande⸗ 
nen Gefege unzulänglich find, von dem Staatsminifterium unter Zuziehung 
des landftändifchen Ausfchuffes (f. $. 102.) auf den Antrag der betreffenden 
Minifteriavorftände für mefentlih und unaufſchieblich zur Sicherheit des 
Staates oder zur Erhaltung der ernftlich bedrohten öffentlichen Ordnung er 
Elärt werden follten, ungefäumt gefchritten werden. Hierauf aber wird, nad) 
dem Antrage jenes Ausfhuffes, fobald als möglih die inberufung der 
Landftände Statt finden, um deren Beiflimmung zu den, in gedachten Faͤl⸗ 
len exlaffenen, Anordnungen zu erwirken. Ä 

$. 96. Dispenfationen von ben fchon jegt beftehenden gefeglichen 
Vorſchriften follen nur mit größter Worficht ertheilt werden, und dürfen nies 
mals gegen bie künftig ergehenden verfafjungsmäßigen Gefege Statt finden, 


‚ fofeen nicht foldhe in dem Gefege ausdruͤcklich vorbehalten find. 


6. 97. Die Stände können zu neuen Gefegen, fo wie zur Ab» 
änderung oder Aufhebung der beflehenden Borfcriften Ans 
träge machen. Ä Ä Ä 

$. 98. Den Ständen ſteht dad Recht dee Steuerbewilligung in 


der dafür feſtgeſetzten Weife (f. 8.143 fg.) zu. 


$. 99. Sie dürfen die begründeten Bitten und Beſchwerden ein 


zelner Unterthanen, ganzer Klaffen bderfelben oder Körperfchaften, in fofern 


ſolche auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen feine Abhülfe fanden 


A. 6. 35.), der einfchlägigen höchften Behörde, oder nach Befinden dem 


Landesheren felbft, zur Heeigneten Berkdfichtigung vorlegen, fo wie über bie 
in der Landesverwaltung oder der Rechtspflege wahrgenommenen Mißbräuche 
Beſchwerde führen, worauf, wenn diefe begründet gefunden wird, die Abſtel⸗ 
lung bderfelben ohne Verzug erfolgen fol. 

$. 100. Die Landitände find befugt, aber auch verpflichtet, diejenigen 
Borftände der Minifterien oder deren Stellvertreter, welche ſich 
einer Berlegung der Verfaffung fehuldig gemacht haben würden, vor dem 
Oberappellationsgerichte anzuflagen, welches fobann ohne Verzug die Uns 
terfuchung einzuleiten, felbft zu führen, und nach deren Beendigung in voller 
Verſammlung (im pleno) zu erkennen hat. Die gegründet befundene Anklage 
ziehet, wenn nicht fchon das Strafurtheil die Amtsentfegung des Angeklagten 
ausfpricht, jedenfalls deffen Entfernung vom Amte nad fih. Nach gefälltem 
Urtheile findet, unter den gefeglichen Erforberniffen, die Wiederaufnahme der 
Unterfuchung, fo wie das Rechtsmittel der Reftitution Statt. 
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“ $, 101. Auch ſtehet den kLandſtaͤnden a, deren Ausſchuſſe {f. 402) 
die Befugniß zu, gegen andere Beamten, welche ſich eine der im g. 61. 
genannten. Vergehungen zu Schulden kommen ließen, die gerichtliche: Unter⸗ 
a dieſe nicht ſchon eingeleitet: ſeyn folkte, auf geeignete Weife 

veranlaffen, Dr We} 7 BE ns | | 
e $. 102. Bor der DVerabfehiedung, Vertagung oder Aufloͤſung eines 
jedesmaligen Landtages haben die Ständer ans ihrer Mitte einen Ausſchuß 
von drei bis fünf Mitgliedern: zu. wählen, welcher. bis. zum maͤchſten Landtage 
über die Vollziehung der Landtagsabfchiede: zu wachen und dabei in der ver⸗ 
fafjungsmäßigen Weife thätig zu ſeyn, auch ſonſt das landſtaͤndiſche Interefſe 
wahrzunehmen, fo wie die ihm, nach der jedesmal befonders. zu ertheilenden 
Inſtruction, weiter obliegenden Gefchäfte im: Namen der Landſtaͤnde gu wer 
richten hat. Der Ausſchuß wählt: aus. feiner Mitte einen: Borfiand; und 
kann in Fällen, im welchen ex es für nöthig findet, noch : andere Mändifche 
Mitglieder zu Rathe ziehen, auch mach dem Abgange eines Mitgtiedes ſich 
aus ber Zahl. der Mitglieder ber ‚legten Ständeverfammlung ergänzen. Die 
Mehrzahl der, Mitglieder des Ausfchuffes: darf nicht aus Staats- oder wirke 
lichen Hofdienern beftehen. | | ; 
$..103. Die Landftände find auch befugt, einen: Landſyndicus, 


als befländigen Secretair, auf deſſen Lebenszeit anzunehmen. Dieſer | 


muß ein Rechtsgelehrter von bewährter wiſſenſchaftlichen Tuͤchtigkeit und er⸗ 


probter moralifhen Würdigfeit, auch wenigſtens dreißig Jahre alt feyn. Won 


ber bewirkten Wahl des Landſyndicus gefchiehet dem Landesherrn Anzeige, 
welcher. denfelben, wein gegen deſſen Perſon nichts zu erinnern iſt, befäätiget, 
Mit dieſem Amte ift jeder andere Staatsdienſt, ſo wie jeder andere Erwerbsberuf 
unvereinbar. Der Gehalt des Landſyndicus wird non dem Landſtaͤnden beſtimmt; 

deſſen fonftige Dienftuerhättniffe richten ſich nach dem Staatsdienſtgeſetze 
S. 430% Dee Landſyndieus führt das Proto coll in der Stände 
yerfammiung, und ift der Confulent des Inmöfländifchen Ausfchufs 
Ist (f- 8.102), Er bat ſowohl jener, als diefem, über alle vorkommende 
genftände, fo oft 28 verlange wird, die nöthigen Nachrichten und. Gmtache 
ten fcheiftlich und mündlich zu. ertheilen, das landſtaͤndiſche Archiv zu beaufs 
fihtigen und überhaupt Alles zu thun, was ihm mach feiner beſonderen 
Dienfianmweifung ‚obliegt, welche eu, nach feiner Betätigung, von. deu Stände 
yerfammlung erhält, und worauf er ſodann verpflichtet ' wird. Sein Wohn⸗ 
fig ift in der Reſidenzſtadt und, mo möglich, im Verſammlungsgebaͤude 
$. 105. Auf jeden Antrag dee Landſtaͤnde, fo wie ihres Ausfchuffes 
($.102.), wird eine Beſchluß nahme, und zwar, wenn biefe dem Antrage 

nicht entſpricht, mit Angabe ber Gruͤnde thunlichſt bald erfolgen. 
Ahter Abſſchnitt. | 
Bon den oberften Staatsbehörden. 


$. 106. Füuͤr die Staatsangelegenheiten werben ala. hoͤch ſte Behoͤr⸗ 
den nur beſtehen: das Gefammtnsintfferium: und die. Vorſtaͤnde des Miniſte— 
rialdepartementd. Durch biefe wird deu Regent im dar unmittelbaren Aus⸗ 
übung feiner Negierungsrechte unterftügt, : —— 

$. 107. Die einzelnen Zweige der Staatsverwaltung: die Juſtiz, 
das Innere, worunter auc die Palizeiverwaltung in ihrem ganzen Umfange 
begriffen ift, das Finanzweſen, das Kriegsmwefen, fo weit folches nicht 
für den Landesherrn als. oberften Militairchef ausfchließlich. gehört, und die 
auswärtigen Angelegenheiten find binfichtlic der Competenz ftetg 
forgfältig von einander abgegrenzt zu halten. Keines u ‚Departements 


h 
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darf jemals ohne einen verantwortlichen Vorſtand feyn. Ein ſolcher Tann 
zwar zwei Minifterialdepartements , jedoch nicht. mehrete, "zugleich verwalten, 
Er bleibt aber ſtets fuͤr jedes berfelben befonders, ſo wie uͤberhaupt hinfichtlich 
der zum Staatsminifterium kommenden Angelegenheiten feines Departements 
(vergleiche $. 110.) aud dann, wenn er darüber nicht ſelbſt den Wortrag 
gehalten hat, verantwortlich, 

18. 108. Der Borftand eines. jeden Miniſterialdepartements hat die, 
vom Regenten in Bezug auf die Regierung und Verwaltiing des Staates 
ausgehenden, Anordnungen und Berfügungen,: welche in fein Departement 
einfchlagen, zum Zeichen, daß bie betreffende Angelegenheit auf verfaffungs= 
mäßige, Weiſe behandelt worden. fey, zu contrafigniren, und iſt für die 
Berfaffungs = und Gefegmäßigkeit ihres Inhaltes perfönlic verantwortlich. 
Hinſichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche mehrere oder fämmtliche Des 
partements. betreffen, haben« deren Vorftände gemeinfchaftlicy zu contrafigniren, 
und zwar mit perfönlicher Verantwortlichkeit eines Jeden fuͤr die Gegenftände 
feines .. Departements. Durch bie gedachte Contraſignatur erhalten folche 
Anordnungen und Verfügungen allgemeine Glaubwürdigkeit und Bollzichs 
"barkeit. 

8: 409. Für die wichtigeren Angelegenheiten der Gef esgebung 
Einnen Vorſtaͤnde der oberen Staatsbehörden,: oder fonft vorzüglich geeignete 
Staatsdiener durch das einfchlägige Minifterialdepattement außerordentliche 
Aufträge: zur Vorbereitung der Entwürfe ıc. erhalten, auch von demſelben zu 
den betreffenden Berathungen zugezogen werden. 

;$. 110. Die Vorſtaͤnde ſaͤmmtlicher Winiſterialdepattements, zu wel⸗ 
chen nach Ermeſſen des Landesherrn noch andere, beſonders berufene Staats: 
diener hinzutreten, bilden das Geſammtſtaatsminiſterium. Dieſes 
hat alle Staatsangelegenheiten, welche: der: landesherrlichen Entſchließung be⸗ 

duͤrfen, oder in ſeinen Sitzungen wegen ihrer Wichtigkeit von Seiten der 
Miniſterialdepartements zum Vorttage gebracht werden, zu betathen. In 
außerordentlichen und zugleich dringenden Angelegenheiten des auswaͤrtigen, 
fo wie des Kriegsdepartements, koͤnnen die betreffenden Vorſtaͤnde die landess 
herrliche Befchlußnahme, ohne: vorgängige Berathung im defammten Staats» 
minifterium ; einhohlen. 

:. 8.111: Das Sefammeftaatsmintflerium Hat über bie Beh 
ſchwerden ‚gegen Minifteriatbefchlüffe, und. über erhobene Zweifel hinſi chtlich 
der —“ Competenʒ einzelner Minifterien-zu-entfcheiden. "- 
Neunter Abfhnitt.- - 
Don’ der Rechtöpflege.: - 

$. 112, Die Rechtspflege. foll von ber Lahdeastrwaktung 
fernerhin auf immer getrennt ſeyn. 

$. 113. Niemand kann an ber Betretung und Verfolgung des 
Rechtsweges vor den Landesgerichten gehindert werden. Die Beurtheilung, 
ob eine Sache zum Gerichtsverfahren fich eigne, gebühret dem Richter nach 
Maaßgabe der allgemeinen Rechtsgrundfäge und ſolcher Geſetze welche mit 
Beiſtimmung der Landſtaͤnde werden erlaſſen werden. 

$. 114. Niemand darf feinem geſetzlichen Richter, ſey es in 
bürgerlichen oder peinlichen Fällen, entzogen werden; es ſey denn auf dem 
regelmäßigen Wege nach den Grundfägen des beftehenden Mechtes durch das 
zuftändige obere Gericht. Es dürfen demnach außerordentliche Commiſſionen 
oder Gerichtshoͤfe, unter welcher Benennung es ſey, nie eingefuͤhrt werden. 
Gegen Civilperſonen findet die Militairgerichtsbarkeit nur in dem Falle, wenn 
der Kriegszuſtand erklaͤrt iſt, und zwar nur innerhalb der geſetzlich beſtimm⸗ 
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ten Grenzen, Statt. Wuͤrde die Baht der gewoͤhnlichen Mitglieder bes zu⸗ 
ſtaͤndigen Gerichtes für außerordentliche, und dringende Faͤlle (z. B. bei oͤffent⸗ 
lichen Ruheſtoͤrungen) nicht hinreichen, um ſolche gehoͤrig und mit der noͤthi⸗ 
gen Beſchieunigung zu behandeln; ſo ſoll alsdann durch das Juſtizminiſterium 
die erforderliche Beihuͤlfe durch hingutretende Mitglieder amberer Gerichte ver⸗ 
ſchafft werden. 0 

8.115. Niemand darf anders, als in den durch die Gelete beſtimm⸗ 
ten. Faͤllen und Formen, zur gerichtlichen Unterfuchung gezogen, zu ge⸗ 
faͤnglicher Haft gebracht, darin zuruͤckgehalten, oder geſtraft werden. es 
den Verhaftete muß, wo möglich, fofort, jedenfalls binnen den mächten 48 
Stunden, von ber Urfache feiner Verhaftung in Kenntniß gefegt und durch 
einen Gerichtsbeamten verhört werben, Geſchah die Verhaftung. nicht von 
der zum weiteren Verfahren zuftändigen Berichtobehoͤrde; ſo ſoll der Berhaf 
tete ohne Verzug an diefe abgeliefert werben. . 

$. 116. Geber Angefhulbdigte fol, wofern nicht dringende Anzei⸗ 
gen eines ſchweren peinlichen Verbrechens wider ihn vorliegen, der Regel 
nach gegen Stellung einer angemeſſenen, durch das Gericht zu beftimmenden, 
Baution feiner Haft ohne Verzug entlaſſen werden. Alle Uxtheile über 
politifhe und Preßvergehen follen mit den ‚ Entfcheidungsgründen öffentlich 
bekannt gemacht werben, fo weit nicht ‚etrva eine. Begnadigung des Verurtheil⸗ 
ten erfolgt, oder: ein Privatbeleidiger dagegen Wwerſpruch einlegt, auch nicht 
ein oͤffentliches Aergerniß daraus entſtehen wuͤrde. 

64415. Die Hausfuchung findet nur auf Verfügung: des zuſtaͤn⸗ 
digen Gerichtes oder der Ortsobrigkeit in ben. gefeblich beſtiniten Fallen und 
Formen Statt. 

S. 118. Keinem Angefejufbigten darf das deg —* 8 f werde 
führung mährend der Unterfuchung, ::bas Recht ber ‚Bertheikigung, 
oder der verlangte Urtheil sſpruch verſagt werden. 

. 419. Der Verhaftete iſt berechtigt, unter: der geeigneten gertcht 
lichen Aufſicht mündlic) oder fchriftlich über feine Familienangelegenheiten: mit 
feinent Angehörigen ſich zu benehmen, audy. waͤhrend der Unterfuchung aus 
feinen eigenen Mitteln beffere, als die gewöhnliche, Koſt ſich zu verfehaffen. 
Wegen Mißhrauches, oder aus ſonſtigen wichtigen Gruͤnden, kann dieſe Berech⸗ 
tigung vom Gerichte unterſagt werden. 

$. 120. Damit eine unparteiiſche, tuͤchtige und unverzögerte Rechts⸗ 
huͤlfe erwartet werden koͤnne, ſoll die Zahl der Mitglieder der Ge— 
richte geſetzlich beſtimmt, und jedes Gericht vollſtaͤndig beſetzt ſeyn. t 
$. 121. Das Oberappellationsgericht wird nur. aus wirklichen R äthen 
beftehen; ; bie Obergerichte follen wenigftens zu zwei Dritteln aus wirklichen 
Raͤthen und nur zu einem Drittel aus Beiſichern beſtehen. 
122. Zur Bekleidung des Richteramtes wird jedenfals ein 
Alter von 24 Jahren, in der hoͤchſten Inſtanz aber ein Alter von wenig⸗ 
ſten dreißig Jahren erfordert. 
$. 123. Die Gerichte für die bürgerliche und Strafrechtöpflege fi fi nb 
innerhalb der Grenzen ihres richterlichen Berufes in ‚allen Inſtanzen unab⸗ 
haͤngig. Dieſelben entſcheiden, ohne iegend eine fremde Einwirkung, nach 
den beſtehenden Rechten und den verfaſſungsmaͤßigen Geſetzen. Sie ſollen in 
ihrem: Verfahren, namentlich; auch in ber Vollziehung ihrer Verfügungen. md 
Urtheile — jedoch ohme Eintrag. ufl)die, Verfügungen: der hoͤhern Gericht® 
behoͤtden, und undeſchadet des landesherrlichen Begnadigungsrechtes Aſ. 5.126.) 
⸗elchobt Wnd half Ahnen hlerm Hop alen Kipil = und, Mitimibehörken 
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47483 bieibt aan der — uͤber die Selbſtſtaͤndigkeit 
der Nichtöpflege auch ſetnerhin in Kraft, und zwar mit deren ausdruͤck⸗ 
Ucher era: auf ‚die —— 

$. 124, . Die Berhältniffe. der Stantsanwälte, als Vertreter des 
Staais ‚und ber Landesherrſchaft in den flreitigen Rechtsſachen, werben durch 
ein Geſetz naͤher feſtgeſtellt werden. 
nr 125. Gemeinden und Koͤrperſchaften bebtirfen zu einer 
alage gegen den Staatsanwalt zwar nicht der Ermaͤchtigung einer Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde; indeſſen ſoll derjenigen Behörde, welcher die obere Aufficht auf 
die Verwaltung des Gemeinde⸗ oder Koͤrperſchaftsvermoͤgens zuſteht, mit 
Ausnahme eiliger Fälle (z. B. wegen des juͤngſten Beſitzes), ſechs Wochen 
wor Anſtellung der Klage Anzeige geſchehen, um etwa einen vorgaͤngigen 
Verſuch der Guͤte einleiten zu können. 

$. 126, Der Landesherr ift befugt, Strafen zu erlaffen ode 
zu mildern, Derſelbe wird bei der Ausübung des echtes der Begnabis 
gung oder Abolition darauf Ruͤckſicht nehmen, daß dem wirkſamen Anfehen 
der Steafgefege nicht zu nahe getreten werde. ine gerichtliche Unterfuchung, 
welche. wegen -Dienftvergehungen von ben Landftänden oder deren Ausihuffe 
veranlaßt, ober von der, dem angefcjuldigten Staatsbiener vorgefegten, Ber 
Hörde oder dem obern Gerichte eingeleitet oder angemeſſen befunden ift, wird 
niemals im Wege der Gnade niedergefhlagen werden. - Ausgenommen von 

dem Landesherrlihen Rechte dev Begnadigung und Abolition überhaupt find 
bie Faͤlle, weiche eine Verlegung. dee Verfaffung, oder eine auf deren Um⸗ 
ſturz gerichtete unterne hmung betreffen. 

8. 127. Ein künftig zur Entſetzung vom Amte gerichtlich verurtheilter 
Etaatsdiener kann, ſelbſt nach erlangter Begnadigung, weder feine bid« 
herige Stelle wieder erhalten, noch in einem andern Juſtiz⸗ oder Staatsverwak 
tungsamte angeſtellt werden, ſofern nicht, in Hinſicht auf age ig 
bas — Erkenntniß einen ausdruͤcklichen Vorbehalt zu Gunſten bes 


6. Per Die "Eonfiscatton kann kuͤnftig nur bei einzenen Sa 
hen; welche als Gegenftand oder Werkzeug einer Vergebung gedient haben, 
I ee. Eine allgemeine Vermoͤgeneconfiecation tritt in Tele 

alle ein 
. 129, - Moratorien dürfen nicht ertheilt werden. 

. 4130, Die: Rechtöpflege foll auf eine, der Gleichheit vor dem 
Rechte entſprechende, Weile zweckmaͤßig eingerichtet werden, und fomit bie 
Aufhebung der privilegirten perfönlichen Gerihtsftände unter den buns 

desgeſetzlichen amd andern geelöneten Ausnahmen erfolgen, 
$. 131. .Die: wichtigetn Angelegenheiten ber Bormandfhaften und per 
fönlichen Guratelen follen- tünftig, unter Mitwirkung von Samilienrä- 
then, nach den deshalb zu erlaffenden gefeglichen Vorſchriften, beſorgt 


werden. 
Zehnter Abſchnitt. 
Von den Kirchen, den Unterricht sanſtalten und den milden 
Stiftungen. 

8. 132, Alle im Staate anerkannte Kirchen genießen gleihen Schutz 
deſſelben. Fre verfäffungamäßigen Beſchluͤſſen bleiben die Sachen des des 
Glaubens und der Rturgte übetlaffen. 
a-'$. 133. Die Sgmatsregierung übt die unveraͤußerlichen· hohe itli⸗ 
on Ri ERSCURundeher —— — über die Naien 
im ihrem vollen Umfange aus u 
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$ 134. Die unmittelbare und mittelbare Ausuͤbung ber Nirchenge⸗ 
walt über bie evangeliſchen Glaubensparteien verbleibt, wie bißs 
her, dem Landesherrn. Doch muß bei dem Uebertritte deſſelben zu einer an⸗ 
dern, als evangeliſchen Kirche, die alsdann zur Beruhigung der Gewiſſen ges 
“reichende Beſchraͤnkung dieſer Gewalt mit den Landſtaͤnden ohne Aufſchub 
naͤher feſtgeſtellt werden. Ueberhaupt aber wird in liturgiſchen Sachen der 
evangelifhen Kirchen keine Neuerung ohne die Zuſtimmung einer Synode 
Statt finden, welche von der Staatsregiernng berufen wird. 

. 135. Für das beſondere Verhaͤltniß der katholiſchen Kirche 
zu der Staatsgewalt dienen folgende Beſtimmungen zur Richtſchnur: a) in 
Anſehung des kirchlichen Cenſur⸗ und Strafrechtes, fa wie des biſchoͤflichen 
Amtseinfluſſes auf die Unterrichtsanſtalten bleibt das (mit dem vormaligen 
biſchoͤflichen Generalvicariat zu Fulda verabredete) Regulativ vom 31. Auguſt 
1829 ferner in Kraft. b) Die von dem Biſchoff und den übrigen fatholis 
[hen Kirchenbehoͤrden ausgehenden allgemeinen Anordnungen, "Kreis 
ſchteiben und dergleichen allgemeinen Exlaffe an die Geiſtlichkeit und Dioͤce⸗ 
ſanen, welche nicht veine Glaubens» und kirchliche Lehrfachen betreffen, oder 
durch welche diefelben zu etwas verbunden werden follen, was nicht. ganz in 
dem eigenthümlichen Wirkungskreiſe der Kirche liegt, bedürfen der Genehmis 
gung: des Staats, und Eönnen nur mit folcher kund gemacht und in Aus: 
führung. gebracht werden. - c) Solche allgemeine Erlaffe der Kirchenbe— 
hörde, welche rein geiftlihe Gegenftände betreffen, find der einfchlägis 
gen Staatsbehoͤrde zur Einſicht vorzulegen, und :diefe wird die Bekanntma⸗ 
hung nicht hindern, wenn der Inhalt keinen Nachtheil dem Staate bringen 
würde. d) Bon allen bifhöflihen, ummittelbaren oder mittelbaren, 
Sommunicationen mit dem päpftlihen Stuhle,. welche nicht etwa 
ediglich in Beziehung auf. einzeme Fälle der eigentlichen Seelforge ‚oder auf 
jetuöhnfiche, der roͤmiſchen Curie unftveitig zw£onmmende, Dispenfationen, beab⸗ 
ichtigt werden möchten, noch blos in Gluͤckwuͤnſchungs-⸗, Dankfagungs: und 
idern dergleichen Geremonialfchreiben beftehen,. wird die Staatsregierung. durch 
en landeshertlichen Bevollmächtigten bei dem Bisthume nach mie vor. Ein: 
icht nehmen laffen. e) Im allen Fällen, wo ein Mifbraud ber geiſt— 
ihen Gewalt Statt findet, bleibt die Befchmerde, ober der Recurs, eben 
ohl an ‚die Landesbehörden offen, jedoch, was das geiftliche Perfonal in 
inem Berufe angeht, exit alsdann, wenn ein. bei der zufländigen oben 
icchenbehörde gefchehener, Verſuch zur gebührenden Abhuͤlfe als erfolglos date 
than, oder infofern etwa Gefahr bei dem Verzuge feyn würde. 

$. 136. Der Staat gewährt den Geiftlichen jede, zur Erfüllung th: 
e Berufsgeſchaͤfte erfordesfiche, gefeglihe Unterflügung, und fchügt 
in dem Genuffe der Achtung und Auszeichnung, welche ihrer, vom Stante 
erkannten, Amtswärde gebührt. Hinfichtlich ihrer bürgerlihen Hand: 
ngen und Berhättnt( fe find diefelben der weltlichen Obrigkeit uns 
worfen. 
$. 137. Für ben öffentlichen Unterricht, ſonach die Erhaltung 
d Vervollkonimnung der niedern und höhern Bildungsanflalten, und na: 
ntlicy der Landesuniverfitöt, fo wie der Sanbfdnsiieieerjeminme, ift zu al 
Zeiten: nach Kräften zu forgen. - 
8. 4188. Alte Stiftungen ohne Ausnahme, fie mbar für den Cul⸗ 
den Linterricht oder die Wohlthaͤtigkeit beftimmt feyn, ftehen unter dem 
Re Schutze des Staats, und das Vermögen oder Einkommen -derfel: 
YORF Arad Leihen? Vorrarde zum Staatsvermögen eingejogen, oder fir 
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Falle, wo der ſtiftungsmaͤßige Zweck nicht mehr zu erreichen ſteht, darf eim 
Verwendung zu andern ähnlichen Zwecken, mit Zuſtimmung ber Betheilig- 
ten, und, fofern öffentliche Anftalten in Betracht ——— mit Bewilligung 
der Landftände, erfolgen. 
Eilfter Abſchnitt. 
Don dem Staatshaushalte 


6. 139. Zum Staatsvermögen gehören vornehmlich bie bisher 
bei den Finanz⸗ und andern Staatöbehörben verwalteten, ober, nach erfolg: 
ter Feftftellung diefes Vermögens, zur Staatsverwaltung übergehenden. Ge: 
baͤude, Domanials (Kammer:) Güter und Gefälle, Forſte, Jagden, Fiihe 
reien, Berge, Hütten» und Salzwerfe, auch SFabriten, nusbare Megalien 


und Rechte, Eapitalien und fonjtige Werthgegenftände, welche, ihrer Natut ! 
und. Beilimmung nad, als Staatsgut zu betrachten find, oder. aus Mib 


teln des Staates, oder zum Staatsvermoͤgen erworben ſeyn werden. 


6. 140. Das Staatsvermögen. foll vollftändig verzeichnet, und | 


bierbei,: fo mie bei deſſen näherer Feſtſtellung, der Inhalt derjenigen Verein: 


barungen mit zum Grunde gelegt, werden, welche, hinfichtlih der Sonde 
rung des Ötaatsvermögend vom Sideicommißvermögen des churfuͤrſtlichen 
Hauſes, fo wie hinſichtlich des Bedarfes für den churfuͤrſtlichen Hof, mit den 


dermal verfammelten Landftänden getroffen find, und hiermit unter den. Schug 
diefer Verfaffung geftellt werden. 

$. 141. Für den, in ber betreffenden Vereinbarung. feftgefegten , Be: 
barf des hurfürftlihen Hofes an Geld und Naturalien bleiben die 


dazu durch diefelbe vorbehaltenen Domainen und Gefälle auf immer, beftimmt. : 
Dieſe werden aber deſſen ungeachtet auch ferner durch die Stantsfinangbehir: 
den ganz fo, wie das übrige Domanialvermögen, verwaltet; deren Ertrag 


fließt indie Staatskaſſe, und, hinfi — ihrer Veraͤußerung, finden. bie de 

flimmungen des folgenden $. eben wohl Anwendung. 

| $. 142, Das Staatsvermögen iſt ftets in feinen wefentlichen 
Beftandtheilen zu erhalten, und kann daher ohne Einwilligung der Stände 

weder duch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden, oder font einer 


bleibenden Laft befchwert merden. Unter dem Veräußerungsverbote aber find 


diejenigen Veränderungen nicht begriffen, welche bei einzelnen Beſitzungen zue 


Beförderung der Landescultur, oder. fonft zuc Wohlfahrt des Staates und 


Entfernung wahrgenommener Nachtheile, durch Verkauf, Austaufch, Vererb⸗ 
leihung, Ablöfung oder Umwandlung in ftändige Renten, oder in Folge eis 
ned gerichtlichen Urtheiles nothwendig oder gut befunden werden follten. 
Der Erlös und überhaupt ‚alles Auflommen aus veräußerten Befigungen 
diefer Art muß jederzeit wieder zum Grundſtock gefchlagen, und fobald, als 
thunlih, zur Erwerbung neuer Befigungen, oder auch zur Verbefferung der 
vorhandenen Domainen und Erhöhung ihres Ertrages verwendet werden, 
worüber demnaͤchſt den Landſtaͤnden, oder deren Ausfchuffe eine genaue Nach: 
weiſung geſchieht. Auch die künftig heimfallenden Lehen werden zum 
Staatsgute gehören. Gleichwohl bleibt der Megent berechtigt, die während 
der Dauer feiner Regierung heimgefalfenen Lehen an Glieder des churfuͤrſtli⸗ 
chen Haufes oder der heffiichen (ehemals reichsunmittelbaren, altheffifchen umd 
Ihaumburgifchen) Nitterfhaft, oder zur Belohnung von kundbar arsch 
neten Verdienſten um den Staat, "wieder zu. verleihen, sin, 

$. 143. Die Stände haben fuͤr die as oedent⸗ 
lichen und außerordentlichen Stagts be dar fe s ſoweit udie uͤbrigen 
duͤlfsmittel zu deſſen Deckung nicht. hinreichen, durch Denwilligung, mon: Abe 
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‚gaben zu. forgen. Ohne Iandftändifche Bewilligung kann vom Jahr 1831 
an weder in Kriegs-, nod) in Sriedenszeiten eine directe oder indirecte Steuer, 
fo wenig, als irgend eine ſonſtige Landesabyabe, fie habe Namen, welchen 
fie wolle, ausgefchrieben oder erhoben werben, vorbehaftlidy der, Einziehung 
aller Steuern und anderer Landeseinkünfte von den Vorjahren, auch. Anbe⸗ 
ſchadet der im $. 160. enthaltenen vorläufigen Beſtimmung. 


$. 144. Die Verwilligung bed ordentlichen Staatsbedarfes erfolgt. ‚in 
der Regel für die nächften drei Jahre Es ift zu diefem Zwecke dee 
Ständeverfammlung der Boranfchlag, meldher die Einnahmen und Auge 
gaben für diefe Jahre mit thunlichfter Bolftändigkeit und Genauigkeit ent 
halten muß, zeitig vorzulegen. Bugleih muß die Nothwendigkeit!oder Nuͤtz⸗ 
Vichkeit der zu machenden Ausgaben nachgemwiefen, das Beduͤrfniß der vorge» 
ſchlagenen Abgaben, unter welcher Benennung ſolche irgend vorkommen moͤ⸗— 
gen, gezeigt, auch von den betreffenden Behoͤrden diejenige Auskunft und 
Nachweiſung aus den: Belegen, Acten, Buͤchern und Literalien gegeben wer—⸗ 
den, welche die Staͤnde in dieſer Beziehung zu begehren, ſich veranlaßt ſehen 
koͤnnten. Ueber die Verwendung des, dem churfuͤrſtlichen Hofe aus den Do⸗ 
manialeinkuͤnften zukommenden, Betrages (f. $. 141.) findet jedoch keinerlei 
Nachweiſung Statt, 


68. 445. Ueber bie möglich befte Art der Aufbringung: und Vers 
theilung ber, für dem ermittelten Staatsbebarf neben den übrigen Eins 
nahmequellen noch erforberlihen, Abgabenbeträge haben die Landftände, 
nad) vorgängiger Prüfung der deshalb von ber Staatsregierung gefchehenen, 
oder nad) Befinden weiter zu begehrenden Vorſchlage, die geeigneten Be⸗ 
ſchluͤſſe zu nehmen. 
9. 146. In den Ausſchreiben und Verordnungen, welche Steuern und 
andere Abgaben betreffen, fol die Landbftändifhe Bewilligung befon» 
ders erwähnt fen, ohne welche weder die: Exrheber zur Einforderung ber 
sechtigt, noch die Pflichtigen zur Entrihtung fhuldig find. 

$, 147. Die Auflagen für den ordentlichen Staatsbedarf, infofern ns. | 
nicht ausdruͤcklich blos für einen vorlibergehenden und bereits erreichten Zweck 
beftimmt waren, dürfen nah Ablauf der Vermwilligungszeit noch 
ſechs Monate fort erhoben werden, wenn etwa bie Zuſammenkunft der 
Zandftände durch außerordentliche Ereigniffe gehindert, oder die Ständevers 
fammlung aufgelöfet ift, ehe ein neues Finanzgefeg zu Stande fommt, oder 
wenn die in diefer Hinficht nöthige Beſchlußnahme der Landftände fi ih vers 
— Dieſe ſechs Monate werden: jedoch in die neue Finanzperiode eins 
gerechnet. 

$. 148. Für diejenigen Grundſtuͤcke, welche früherhin als eremite Gh» 
ter, oder fonft wegen ihrer: befondern Verhältniffe mit feiner, oder mit einer 
geringen, als der gewöhnlichen Grundfteuer belegt waren, werben bie ge> 
fesfichen VBorfchriften wegen der ‚bisherigen Eremtenjteuer, und beziehungss 
weife der für die Exbleihes und dergleichen befonders befafteten Güter bisher 
gefegliche Zuftand, fo lange beibehalten, bis die, nad) Möglichkeit zu bes 
fhleunigende, gleihmäßgige Befteuerung, "ünter Bufiherung einer ans 
gemejjenen Entſchaͤdigung für die bisherigen rechtmäßigen Onmefenpiiten und 
Vorzuͤge, gefegfich eingefuͤhrt ſeyn wird. 

$. 149. Die Güter der Kirchen und Pfarielth, “der Sffentli: 
| hen Unterrihtsanftalten und ber milden Stiffungen Bleiben ‚fo 
Lange fie ſich in dexen Eigenthume befinden, von. Steuern befreit. Diefe 
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her ſchon ſteuerpflichtig waren, ober, nach der Verkündung dieſer Verfaſſung, 


von ihnen erworben werden. 

F. 150. Die Grundſtuͤcke, welche von ber Sanbetseriieft m 
eigenem Gebrauche, oder von Gliedern des Churhaufes erworben kind 
oder werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichkeit. | 

§. 151. Die geſetzlich, in Ruͤckſicht ihres dermaligen Befigers, fteuers 
Ben Grundftüde verlieren diefe Eigenfchaft, fobald fie in’ Privateigenthum 

rgehen. 

F. 152, ‘Bei der, im $. 144. erwähnten, Vorlegung des Voranſchla⸗ 
ges für die nächflen drei Jahre muß zugleih die Verwendung des 
Staatseintommens zu den beilimmten Iweden für die, feit Anfang 
bes Jahres 1831 verfloffenen, einzelnen Rechnungsjahre, ſoweit fie noch 
nicht ihre volle Erledigung bei dem Landtage erhalten. haben, nachgewie · 


ſen wvden. 
Bwölfter Abfhnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 153. Zur Annahme einer, in Vorfchlag gebrachten, Abänderung 
oder Erläuterung ber gegenwärtigen Berfaffungsurkunde ift entmeber 
völlige Stimmeneinhelligkeit der, auf dem Landtage anmwefenden, ftändifchen Mits 
Hlieder, oder eine, auf zmei nah einander folgenden Randtagen ſich ausjpres 
ende, Stimmenmehrheit von drei Vierteln derfelben erforberlich. 
G. 154. Sollten deteinft etwa zwifchen der Staatsregierung und? den 
Landftänden über den Sinn einzelner Beftimmungen der Verfaſ—⸗ 
fungsurtunde oder ber, für Beſtandtheile derfelben erklärten, Geſetze 
Zweifel fi erheben, und wuͤrde wider Verhoffen eine Verftändigung date 
über nicht ‚erfolgen; fo muß der zweifelhafte Punct bei einem Compromißges 
richte zur Entfheidung gebracht werden. Diefes wird zufammengefegt aus 
ſechs unbefcholtenen, der Rechte und der Verfaſſung kundigen, wenigſtens 
dreißig Jahr alten Inländern, von welchen drei durch die Regierung, und 
drei durch die Stände zu wählen find. Niemand darf die auf ihn gefallene 
Wahl ohne hinreihende Entfhuldigungsgründe, welche die wählende Partei 
zu beurteilen hat, ausfchlagen. Das Compromißgericht wählt fodann aus 
feinee Mitte duch das Loos einen Vorfigenden mit entfcheidender Stimme, 
im Falle der Stimmengleichheit. 
- 8 155. Alle gefegliche Beftimmungen und andere Anordnungen 
jeder Art, welche mit dem Inhalte der gegenwärtigen Verfaffungsurkfunde und 
ber, für Beftandtheile derfelben erklärten, Gefege im Widerfprude ſtehen, 
ſind hierdurch aufgehoben. 

$. 156. Dieſe Berfaffungsurkunde tritt in ihrem ganzen Um: 
fange fofort nad) ihrer Verkündung in Kraft und MWirkfamkeit, und muß 
ohne Verzug von allen Staatsdienern des geiftlihen und weltlichen, ſowohl 
bes Militair- als Civilftandes, fo wie von allen Unterthanen männlichen 
Geſchlechts, welche das achtzehnte Fahr erreicht haben, beſchworen werden. 
Die oberften Staatsbeamten ftellen über die, von ihnen gefchehene, 
eidliche Angelobung noch einen beſondern Revers aus, welcher im landſtaͤn⸗ 
u. Archive niederzulegen iſt. 

. 157. Eine gleichlautende Ausfertigung gegenwaͤrtiger Verfaſſungsur⸗ 

* wird hohen teutſchen Bundesverfammlung mit dem 
Erſuchen um , Ichernahme, er bundesgeſetzlichen Garantie überseicht weſden 


a Ar WBruniebeugehende Beftimmumgen: ıu | 
Be 2 7:22 We Iu ſammenkunft der, Mach Inhalt dieſer Bi 
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faſſungsurkunde, für die Zukunft beftehenden Landſtaͤnde for am 41, April 
1831 erfolgen. 

§. 159, Zum Zwecke der Bearbeitung des Wahlgeſetzes g $. 72.), 
der landſtaͤndiſchen Gefchäftsordnung (f. $. 77.), und des Staatsdienſtgeſetzes 
{f. $. 62.), ferner zur Berathung angemeffener Erleichterungen in den Steme 
pelabgaben, und der nöthig befundenen vorläufigen Maaßregeln, im Bezie— 
Hung auf andere indirecte Steuern, auch zur Wahl des im $. 102. gedach⸗ 
ten Landftändifchen Ausſchuſſes, fo wie des im $. 103. erwähnten Landſyn⸗ 
dicus, follen die gegenwärtig verfammelten Landſtaͤnde noch ſo 
Jange, als es noͤthig ſeyn wird, ihre Wirkſamkeit fortfegen, 

$. 160. Die dermaligen Steuern und andern Abgaben, blos mit 
Ausschluß. der, für die Landesfchulden beftimmten, Steuern (von welchen les 
diglich die Eremtenfteuer fortdauert), find weiter ganz in der bisherigen Weife 
zu erheben, bis deshalb eine andere Einrichtung. auf verfaffungsmäßigenn Wege 
getroffen ſeyn wird. 

Es iſt Unſer unabaͤnderlicher Wille, daß die vorſtehenden Beſtinmum⸗ 
gen, welche Wir ſtets aufrecht erhalten werden, als bleibende Grundverfaſſung 
Unſerer Lande auch von jedem Nachfolger in der Regierung zu allen Zeiten 
treu und unverbruͤchlich beobachtet, und überhaupt wider Eingriffe und Ver 
legungen jeder Art gefchügt werden. 

Urkundlih Unferer eigenhändigen Unterfcheift und des: beigebructen 
— ĩegels gegeben zu Wilhehmöhöge am 5. Januar 1831.. 

Bu RE STE 


5 Re, v. Meyſenbug. 





Mehrere von den, in der Verfaſſungsurkunde angekuͤndigten, organi⸗ 
ſchen Geſetzen ſind noch nicht erſchienen. Allein folgende zwei Geſetze 
ſtehen mit den Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde ſelbſt in genaue⸗ 
ſter Verbindung: das Geſetz uͤber die Wahlen der Abgeordneten 


zu den Landtagen, und das Geſetz, die Buͤrgergarden be 


treffend. 


i) Gefes vom 16. Febr. 1831 über die Wahlen der Ab: 
geordneten zu den Landtagen. | 


Won Gottes Gnaden Wir Wilhelm 2,. Churfürft von Heffen, 
Großherzog von Fulda, Früft zu Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Iſen⸗ 
— Graf zu Katzenelnbogen, Dietz, Ziegenhain, Nidda und Schaum⸗ 
urg ꝛc. ꝛc. 

haben, auf den Antrag der getreuen Landſtaͤnde und nach Anhoͤrung Unſeres 
Staatsminiſteriums, beſchloſſen, die nähern Vorſchriften über die Wahlen 
der Abgeordneten und ihrer Stellvertreter, in Gemaͤßheit des $. 72, der Ver⸗ 
en ducch das nachfolgende Gefeg zu erlaffen. 

. I... Allgemeine Beftimmungen, 

4. Sn Beziehung auf die nothwendigen Eigenfchaften der Wahlberech⸗ 
tigten und: der Gewaͤhlten, dient der einfchlägige Inhalt der 68. 64. bis 68. 
der Verfaſſungsutkunde zur Richtſchnur 

2 Das Wahlrecht kann hberhaunt nicht durch Roenollmaͤchtiate ame 
geübt werden 
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3.Die erforderlichen regelmaͤßigen Wahlen (ſ. $: 78. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde) ſollen im Monat Juli Statt finden (f. jedoch hinſichtlich des naͤch⸗ 
ſten Landtags unten $. 59.). Bu dieſem Zwecke haben die wahlberechtigten 
Körperfchaften und die Wahlcommifjionen ohne weitere Aufforderung : mit 
dern Anfange des genannten Monats in dem betreffenden Jahre ihre Ger 
fchäfte zu beginnen. 

: + In Anfehung der etwa eintretenden außerorbentlihen Wahlen, haben 
diefelben der deshalb im Gefegblatte ergehenden allgemeinen Aufforderung bes 
Minifteriums des Innern zu entfprechen, auch ohne eine folhe Aufforderung 
zu denjenigen. Wahlen zu fchreiten, welche durch den Abgang einzelner Lands 
tagsabgeordneten und ihrer Stellvertreter nöthig werden. 


I. Wahl eines — adeligen Stifter Kaufungen | 
etter. 

4 Diefe Wahl wird bewirkt durch bie ritterfchaftlichen Obervor⸗ 
Tee, in. Gemeinfhaft mit den fünf Stromsdeputicten . der altheſſiſchen 

itterſchaft. | 

Die. Leitung der Wahl fteht dem im Dienfte Alteften Obervorfteher 

zu. Bei der Wahl entſcheidet Stimmenmehrheit, und bei Stimmengleichheit 
das Loos. An ber Wahl des Stellvertreters nimmt der gewählte Obervors 
ſteher Theil. 
H ueber die geſchehene Wahl Beider ſtellt der aͤlteſte Dbervorfteher, und 
wenn diefer felbft zum Abgeordneten oder zum Stellvertreter erwählt worden 
ift, der nächftfolgende Obervorſteher, oder der —— Stromsdeputirte zu ihrer 
Legitimation eine Beſcheinigung aus. 


II. Wahl des Abgeordneten der Landesuniverfität. 

5. Der Abgeordnete der Lanbdesuniverfität, fo mie deſſen Stellver 
treter, wird von dem akademiſchen Senate aus deſſen Mitte durch geheime 
Abſtimmung gewählt, und dem Erwählten die. nöthige Beſcheinigung ertheilt, 

„IV. . Wahl der vitterfchaftlichen Abgeordneten. 

6. Die Abgeordneten der Ritterſchaft und deren Stellvertreter werden 

folgendermaßen gewählt: 

4) aus ber altheffiihen immatriculirten Ritterſchaft von jedem der fuͤnf 
Strombezirke ein Abgeordneter nebſt einem Stellvertreter, — welche 
Wahl auf jedes landtagfaͤhige Mitglied der altheſſiſchen Ritterſchaft, 
ohne Ruͤckſicht auf deren Eintheilung nach Strombezirken fallen kann; 

2) aus der Ritterſchaft der Grafſchaft Schaumburg, mit Zuziehung ber 
adeligen Stifter Fiſchbeck und Obernkirchen, ein Abgeotdneter nebſt ei⸗ 

nem Stellvertreter; 

3) aus der vormals reichsunmittelbaren Ritterſchaft in den Kreiſen Fulda 
und Hünfeld ein Abgeordneter nebſt einem Stellvertreter; 

4) aus der vormaligen Neichsritterfchaft und dem font far begüterten 

Adel der Provinz Hanau ein Abgeordneter nebft einem Stellvertre: 
ter. — Wir werden diejenigen adeligen Gutsbefiger beftimmen, welche 
mit vorbenannter ehemaliger Neichsritterfchaft an der Wahl Theil zu 
nehmen haben, und deren jeder ein. Gut von. wenigftens breihundert 

Ackern (Morgen) an Garten- und Feldland oder Wiefen befigen- muß. 

«7. „Die Leitung der Wahl in jedem der, fünf Strombezirke von Alts 

beffen, desgfeichen in der Grafſchaft Schaumburg, — bieher dem rit⸗ 
rich aftlichen Stromder tirten gu. E13 — 

In den Kreiſen uida und Fünf, fo * in der 2* — 
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gefchieht bie Reitung diefer Wahl durch die, aus ber Miete ber Wahiberech⸗ 
tigten auf Lebensjeit zu waͤhlenden, Borftände, 

8. Bei der Wahl der Abgeordneten und deren Stellvertreter entſcheldet 
die Stininienmehrheit, und bei: Stimmengleichheit das Loos. 
9. Weber die gefchehene Wahl ſtellt der‘ zitterfchaftliche Steombepus 
tirte, ober wenn er felbft gewählt ift, das von ihm ſubſtituirte Mitglied 
der Ritterſchaft, beziehungeweiſe der Vorſtand den Gewaͤhlten e eine Beſtheini— 
gung dus. 
V. Wahl der ſtaͤdtiſchen Abgeordneten. — 

Die Abgeordneten der Staͤdte werden durch eine doppelte Wahl 
ernann 

Se erfte Wahl beſtimmt bie MWahlmänner, die zweite bie Atheordne: 
ten zum Landtage und deren Stellvertreter. 

Ad Wahl ber Wastminner 


41. An der Wahl der Wahlmänner nehmen alle diejenigen Pe 
hen Stadtbewohner Theil, welche das Staats: und Ortsbürgerrecht haben 
(mithin nicht bloße Veifiger find), und nicht zur Klaffe der Gefellen und 
Tageloͤhner gehören, auch nicht in Koft und Lohn eines Andern ſtehen. 

12. Jede Stadt, welche einen oder mehrere Abgeordnete zu ernennen 
Hat,; mählt für jeden derfelben 16 Wahlmänner. 

Von den andern Städten, welche mit mehreren zufammen einen Ab⸗ 
geordneten zum Landfage zu fenden haben, wählt eine jede für je 500 Sees 
fen einen Wahlmann, ohne Beachtung "der überfchießenden, noch nicht 500 
betragenden, Seelenzahl. 

13. Zur Erleichterung. diefer Wahl ift, wo es nothwendig befunden 

wird, die Stadt nad) Quartieren einzutheilen, dergeflalt, daß kein Wahl: 
quartier, nach Maaßgabe der Bevoͤlkerung, über 8 Wahlmänner zu ernen- 
nen hat. 
414, Zu Wahlmännern einer Stadt können nur folche Einwohner * 
ſelben gewaͤhlt werden, welche nicht nur die aus $. 67. der Verfaffungsur: 
Eunde fich ergebenden Eigenfchaften befigen, und das Staatsbürgerrecht nicht 
verloren haben, fondern auch zu den hoͤchſtbeſteuerten Gtundbefigern (eins 
fehfießlich der Hausbefiger) in der Stadtgemarkung gehören. Als höchftbes 
fteuert find ’aus jeder Stadt fo viel Steuerpflidtige, nah Maaßgabe der bis 
recten Abgaben, welche fie im vorhergegangenen Kalenderjahre an den Staat 
bezahlt ‚haben, zu verzeichnen, als die ſechsfache Anzahl der, nach dem $. 12. 
für die Stadt zu mwählenden, Wahlmänner ausmacht, und zwar bergeftalt, 
daß, wofern die Anzahl der Höchftbefteuerten von gleihem Betrage bie 
ſechsfache Zahl der Wahlmänner überfteigt, dennoch dieſelben fammtlich in 
das Verzeichnig aufzunehmen find. Ausgefchloffen merden jedoch diejenigen, 
welche inzwiſchen den Grundbeſitz, wegen deſſen ſie zu den Hoͤchſtbeſteuerten 
gehoͤrten, veraͤußert haben, ſoweit ſolches naͤmlich zur Kenntniß der Wahlcom⸗ 
miſſion gekommen iſt. 

Dieſe Verzeichniſſe der Hoͤchſtbeſteuerten in den Staͤdten ſind durch die 
Steuerbehoͤrde zeitig vor der Wahl der Wahlmaͤnner, auf Veranlaſſung der 
Stadträthe, aufzuftellen, und durch Letztere 8 Tage vor der Wahl mits 
telſt Anfchlages an dem, zu ſolcher beſtimmten, Verſammlungsorte bekannt 
zu machen. 

In jeder Stadt aber, welche mehr als zwei Wahlmänner zu mählen 
hat, follen den höchftbefteuerten Einwohnern diejenigen gleichgeachtet wer: 
den, welche 
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2) Mitglieder des Stabtrathes find, oder 
b) als Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes der Stadt zum zweitenmale ges 
wählt find, oder 
- ec) in der Stadtgemarkung wohnhaft, ein ftündiges Einkommen von min 
deſtens dreihundert Thalern jährlich, außer der Befoldung aus einer 

Staatskaſſe haben, | | 

415. Die Bewohner eines jeden Duartierd Eönnen zum MWahlmanne 
jeden wählbaren Einwohner der Stadt beftellen, ohne Rüdfiht auf das 
Quartier, in welchem er wohnt. — 

16. Die Wahlcommiſſion, welche bie Wahl der Wahlmaͤnner zu lei⸗ 
ten hat, befteht: 

1) aus dem amtsführenden Bürgermeifter oder deſſen Stellvertreter, 
2) aus vier Mitgliedern des Stadtrathes, und 
3) aus dem Stadtfchreiber oder deffen Stellvertreter, als Protocolfürhrer, 

17. Die Wahlcemmiffien hat die Stimmberechtigten eines jeden Wahls 
quartierd wenigftens 2 Tage vor dem Termine, und wenn wegen großer 
Anzahl derfelben die Abftimmung nicht in einem Vormittage vollbracht mer: 
den Eönnte, deren fo viel zur Wahl der beftimmten Wahlmanner durd; bes 
fondere, gehörig zu befcheinigende Umfagen einzuladen, als in einer Sigung 
ihre Stimmen abgeben können. 

18, Die zur feftgefegten Zeit nicht erfcheinenden Wahlberechtigten wer⸗ 
den für den einzelnen Fall ihres Wahlrechts verluftig. 

419. Die Abitimmung gefhieht vor vollflindig verfammelter Com⸗ 
miffion in dem Stadthauſe oder dem fonjt dazu beſtimmten VBerfamm: 
lungsjimmet. | | 

Seder. Stimmende hat fo viel Wahlmaͤnner muͤndlich zu bezeichnen, als 
das Quartier, wozu er gehört, zu ernennen hat. Die Namen der Bezeich« 
neten find, mit Angabe ihres Standes oder Gewerbes, vollftändig in das 
Wahlprotocoll einzutragen. | 

20. Bei diefer Wahl emtfcheidet überall die Stinamenmehrheit, und 
bei Stimmengleichheit das Loos. Doh muß da, two mehrere Wahlquar 
tiere gebildet find, wenigfiens. die Hälfte der zur Wahl Berechtigten des 
Quartier geftimmt haben, Bei dem Mangel diefer Haͤlfte follen die nicht 
ohnehin zu der Wahl in diefem Quartiere berufenen Mitglieder des. Stadt: 
tathes, auch demnächft des Buͤrgerausſchuſſes, am Orte, ohne Ruͤckſicht auf 
deren Anzahl, hinzutreten, | 

Wo mehrere Wahlmänner ernannt werben, find folches diejenigen, welche 
überhaupt die meiften Stimmen zählen, ober auf welche bei vorhandener 
Stimmengleichheit das Loos gefallen ſeyn wird, | 

21. Die Streitigkeiten über die Stimmfähigkeit ber, zur Wahl «m 

fchienenen, Perfonen enticheibet die Wahlcommmilfion durch Stimmenmeht⸗ 
beit. Die Entfcheidung ift nur für den einzelnen Fall gültig. Den Bu 
theiligten fteht es frei, gegen biefelbe bei der verwaltenden Oberbehörbe der 
Provinz, worin die Wahl Statt fand, hinfichtlih der Stimmfähigkeit für 
ie — Beſchwerde zu fuͤhren (ſ. jedoch die Verfaſſungsurkunde 
. 67. Ne. 1.). 
22. Die Verrihtung eines Wahlmannes kann von feinem Staats— 
bürger ohne eine, duch die Wahlcommiffion für hinlängfich erklärte, Urfache 
(als Krankheit, nothwendige Abwefenheit 2c.) verweigert werden, bei Verluſt 
des Rechts zur Theilnahme an der Bolfsvertretung, 

23. Nach Beendigung der Wahl im einem Quartiere find die Namen 
der MWahlmänner fofort bekannt zu machen, und in dem Sitzungszimmer 
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der Wahleommiſſion anzufchlagen, um zu verhindern, daß die vom einem 
Quartiere Emannten nicht nody einmal gewählt werden. * 
24. Die Wahlprotocolle, deren Einſicht keinem Wahlberechtigten vers 
ſagt werden kann, ſind von ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Wahlcommiſſion zu 
unterzeichnen, und in der ſtaͤdtiſchen Repoſitur aufzubewahren. 

B. Wahl der Abgeordneten zum Landtage. 


25. In den Staͤdten, welche eigene Abgeordnete waͤhlen, ſind ſaͤmmt⸗ 
liche Wahlmaͤnner flr dieſen Zweck von der Wahlcommiſſion (f. $. 16.) 
mit größter Beſchleunigung durch gehörig zu beſcheinigende Umſagen auf eis 
nen, nicht ‚uber zwei Tage hinaus zu beftimmenden, Termin einzuladen. 
26. Die Wahlmänner mehrerer Städte, melde zufammen einen Abe 
geordneten abfenden, find von der Wahltommiffion der ausfchreibenden Stadt 
des Wahlbezirkes einzuladen. 

Die Eigenſchaft ausfchreibender Städte haben die im 8. 63. der Vers 
foffungsurfunde Nr, 10. unter g bis m und o zuerft genannten Städte. 

Von den unter n aufgeführten Städten hat Hünfeld bei einer Wahl, 
und fodann Schlüchtern bei zwei Wahlen die Eigenfhaft der ausfchreiben 
ben Stadt, * 

Bon den Städten Hersfeld und Melſungen (ſ. F. 63. der Verfaffungs- 
urkunde, Nr. 10. e.) gebührt der erfigenannten Stadt zuerft die zweimalige 
felbitftändige Wahl. | | | 

37. Für die Reiſe an den Mahlort erhalten die Wahlmänner auf 
Verlangen die in ftädtifchen Angelegenheiten gewöhnliche Vergütung aus der 
Kämmereitaffe ihrer Statt. 

28. Che zu der Wahl gefchritten wird, macht die Wahlcommiffion 
den Wahlmännern bekannt, dab ihre Wahl auf Männer fallen müffe, welche 
anerkannt vechtfehaffen, der Landesverfaffung Eundig, auch fonft zur Erfuͤl⸗ 
lung der einem Abgeordneten vbliegenden Pflichten hinlänglich befähigt und 
bes Staatsbürgerrechtes (f. $$. 22. und. 23. der Verfaffungsurkunde) . theil: 
haftig find, zugleidy aber die in der Verfaffungsurfunde $$.. 64. bis 67. ers 
forderlichen Eigenfchaften haben. Die Waͤhlenden betheuern ſodann durch 
Handgelübde, an Eides Statt, daß fie nad) ihrer ‚eigenen Ueberzeugung ihre 
Stimmen abgeben wollen, fo wie fie es für das Beſte des Landes am dien⸗ 
lichſten erachten, und daß fie, in Bezug auf diefe Wahl, von Niemandem 
auf irgend eine Weife eine Gabe oder einen Vortheil erhalten haben, oder. - 
je annehmen werden. 


29. Damit die Abwechslung, welche, hinfichtlich der erforderlichen Eis 
genfchaften der Abgeordneten, durch die 85. 64. und 66. ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde vorgefchrieben ift, bei den Wahlen gehörig beruͤckſichtigt werde, has 
ben die Städte, welde in der Verfafjungsurkunde $. 63, Nr. 10. unter 
c, d, e, f, g und h genannt find, mit der Wahl, nad Maafgabe 
bes $. 64., den Anfang zu machen, hingegen bei der folgenden Mahl 
die Städte unter i, k, 1, m, n und o die Wahl nach diefem $, vor: 
zunehmen, und fo ferner, von Wahl zu Wahl wechſelnd, den einen oder 
andern ber genannten Paragraphen ſich zur Richtſchnur dienen zu laffen, 

30. Die Wahlcommiffion und deren einzelne Mitglieder dürfen fich 
in die Wahlen felbft auf keinerlei Weife, 5. B. durch Empfehlung oder Bor: 
ſchlag einer beftimmten Perfon, einmifhen. Wer fi ein folches Wergehen 
gu Schulden kommen läßt, ift mit einer Geldbuße von fünf bis zu zwanzig 
Thalern für jede ſolche Einmifhung zu beftrafen, und das Urtheil öffentlich) 


hefannt zu machen. 
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31. Die Wahlmänner der Städte, welche mehr als einen Abgeordne⸗ 

ten zu ernennen haben, wählen einen jeden durch befondere Wahl. - 

B32. Eben fo wird jeder Stellvertreter nach vollendeteer Wahl ber Ab⸗ 
geordneten durch beſondere Wahl ernannt. 

33. Die Wahl geſchieht mittelſt geheimer Stimmengebung. Jeder 
Wahlmann erhaͤlt hierzu durch Ziehung einen gedruckten Wahlzettel mit eis 
nem Umſchlage in Briefform. 

Die Wahlzettel muͤſſen nur auf ihrer innern Seite von der Wahlcom⸗ 
miſſion mit einer Nummer in fortlaufender Reihe, nach Zahl der Stimm⸗ 
geber, verſehen ſeyn. 

34. Nachdem jeder Wahlmann Namen, Stand und Wohnort‘ des 
von ihm Vorgefchlagenen auf den MWahlzettel gefchrieben, diefen jufammenge: 
legt, und den Umfchlag mit feinem Namen eigenhändig. verfehen hat, wer: 
ben die Wahlzettel gefammelt, und bie aͤußern Auffchriften mit ber eiſte det 
Stimmgeber verglichen. 

Jeder Wahlmann hat, unmittelbar vor der Wegnahme des umſchlags 
ſeines Wahlzettels, die auf erſterem befindliche Aufſchrift ſeines Namens 
anzuerkennen. 

In Gegenwart der Waͤhler werden die Zettel aus den Umſchlaͤgen her⸗ 
ausgenommen, in einer Urne oder auf ſonſt geeignete weil gemiſcht, und 
ſodann die Vorſchlaͤge verkuͤndigt. 

Ein Mitglied der Commiſſion lieſet naͤmlich jeden Vorſchlag mit ber 
Nummer des Wahlzetteld ab, der Secretair trägt denfelben in das Proto— 
coll ein, und ein anderes Mitglied der —— ——— die abgeleſenen 
Zettel empfängt, fuͤhrt die Gegenliſte. 

35. Wahlzettel, welche unleſerlich geſchrieben find, oder bie Perſon 

des Vorgeſchlagenen nicht hinlaͤnglich bezeichnen, und zu denen der Ausſtel⸗ 
ler, behufs ihrer Berichtigung, ſich nicht bekennt, werden zwar als Vorſchlag 
nicht beachtet, die Ausſteller aber beit Berechnung der Stimmen der Mehr— 
heit beigezählt, / 
36. Wenn bei der. erften Abftimmung für die Wahl des Abgeordne— 
ten oder des Stellvertreters auf einen der WVorgefchlagenen nicht mwenigftens 
eine. Stimme weiter, als bie Hälfte der Stimmen (abfolute. Stimmenmehrs 
heit) aller Wahlmänner nach deren: gefeglicher. Anzahl gefallen, mithin bie 
Mahl unentfchieden geblieben ift;.fo. wird eine zweite Wahl vorgenommen ; 
ed fey denn, daß nur zwei Perfonen vorgefchlagen worden, deren. jede die 
Hälfte der Stimmen für ſich hat. In dieſem Falle wird zu einer 
abermaligen Wahl zwifchen den beiden Worgefchlagenen, und bei einer 
etwa wiederhohlten Stimmengleichheit zur Cntfheidung durch das Loos 
gefchritten. 

37. Im Anfehung der nöthigen weiten Wahl dienen folgende Bor: 
ſchriften zur Richtſchnur: 

1) Hatten zwei der Vorgeſchlagenen die meiſten, gleiche oder uns 
gleiche, Stimmen erhalten; fo erſtreckt fich die alsdann vorzunehmende neue 
Wahl nur auf diefe Beiden. 

2) Wenn mehr als zwei ber Vorgeſchlagenen bie meiften, jedoch 
gleiche Stimmen erhielten; ſo ſoll die vorzunehmende neue Wahl ſich auf 
zwei derſelben erſtrecken, welche hierzu aus ihnen durch das Loos beſtimmt 
ſeyn werden. 

3) So oft blos einer ber Vorgeſchlagenen die meiſten Stimmen, je: 
doch nicht die abfolute Mehrheit, für fich hat, und auf Andere gleiche Stim⸗ 
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men gefallen find, wird einer unter den — du daß i ooo bau bes 
ftimmt , Big — ne ur neuen Wahl gebracht 9 werden 

3 D gear aba nme — Wahl⸗ 
maͤnnern — und jedem der Erwaͤhlten einſcheleßlich se Stellvertreter, 
von der Wahlcomraiſſion ‚öde: Befepkinigung: älter Gem Sradtſiegel gur Le⸗ 
ggg ertheilt. miisimaponund 1.0 Iun Gndlsd mundi ($ 
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gr sa Ahlgemieine ge Borfnifkem. Yn..) 05 
39. Die Abgeordneten der, zu den acht Landörgeken: dom, Cab 
'gemeinden werden durch eine breifache, Wahl ernannt 
Die erſte Wahl beſtimmen die Gameindebppekmälhtigten, die — die 
Wahlmaͤnner, und die dritte die Abgeordneten zum Pawdtage. Kr 
Zum Zwecke bieferi Mahlen:ift jeder Kandbeziek, wit Auenahme 
dep, Waſerhagil bea Agoelcher nun einen Wahifktet, hier); | in mer. Mahl: 
diftricte eingethegtt z und», awmen hierbei: bie Nachleigenden — 
Beſtimmungen in Anwenbung: ͤnide Erru. Sa 
a) Sede für fich beftehende Landgemeinde wahl nen Slwoln mhtigten 
aus ihrer Mitte, Größere Orte, melche: —— und „darüber shaben, 
wählen auf je 500 Seelen Enen Beimähtigsen. sihispdın? 86 A 
Außerdem treten zu den Gemeindebev tigten die Etgenchamer von 
ſolchen, im —— are Guͤtern himzunnwelche wyenigſtenã zwei⸗ 
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— durch die Amtsbezirke ag Ab 9, — 
Wahlmaͤnner, und a ik 
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41. Sn der — Bericht 743 H f, Ma os a, — 
Wahldiſtricte, die einzelnen ſolche bil (denden Amts bej Ne Ver einen 
jeden diefer Bezirke zu ernennende ahl von ah napfiern enthalten. , 


I. Der Diemelbezirk beſtehtdaus de Wchdiſticien: b 


1) Caſſel, begreifend die Landgemeinben 3 
a. des Landgerichts. Cafſet, weiche 23 Basti . 
b. des Amtes Naumburg Bun. ac Kr 8 W (t 
c. des Amtes Wolfhagen mit Bierenberg 5 — le 
2) Höfgeisnran; bathaltend ie Laudge meinden > 3 a 
a. des Amtes Hofgeismar 7W. — — 
b. — —  Garlshafen — 4. ie en. Br | 
c. — — Grebenſtein We . N unn i 8 
d. — — Sababurg I Wa m 
e. — — Volkmarſen — 5W. el J 

1. Der (Nieder) Zuldabesht, dur ii rn in die Waſſ Side: 
4) Hersfeld, umfaſſend bie, Landgemeinden. ie MM 


a. des Land ucht⸗ Hersfeld — 13 W. | 
b. des Amtes Friedewald — J Le w. nee a 
c. des churfürftlihen Amtes tehburg — # wi — 
d. des fuͤrſtl. Rotenburgiſchen Oberamtes —* — — F W. 


2) Spangenberg, begreifend die Landgemeinden 
a. doa Amtoe Bnannanlius 
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ub⸗ — Melſungen ⸗ FW sis dien ‚de min 
| ‚Rentershaufen — 6W. mi Brotenburg ne Inn i 
—E io, Kotenburgifchen; Untsranats, Rotenburg — d B 
. des Amtes Sontta W. 5 4— onu = 3 mann 
28 308 ai Mor IH. mDen Werrabezirk hat; bie Mahliffnieter int x 2 I u ı 1 —— 
4) Wigenhaufen, beftehend aus den Landgemeinden ‚isdn nellmmi!; 


a, m ee Amtes Wieeenheuſen LATE, — 9 


b. des fuͤrſtl. Rotnbütg. Amtes Witzenhaufen RN 
vnnꝰ des Amen! Auendorf ZUR ‚1s0 satandıoı * 
d, ae Bitein BB rer ao adassarts 
re} * —* Germerode 8 „tale until Nolie art ai 
eichtenau Lade nah 
wr2y —— deine durch die Landgemeinden sims wn&.. „OR 
A. des hurfürftlichen Amtes Efchivege, welche 6 Wahlmännes fielen. 
ride Fer Rotenburgiſchen Amtes" Eſchwege ·⸗ p EL. it SSESREGESSIE 
c des Amtes Biſchhauſen — 4 W, :omnimun mi mann h 
Hure oruiedeeeeg U. scradaifed Bit ur (& 









ode, sscsund. dm Netra 05)! B rer rue kun 
f. des Landgerichts Sammer Z- SW DONE he 
sog gr Amtes Steinbach 4 Mi 0 1 mo eu 
Ja — 535 aaa [EICHE x KH UR ‚ul na): 
* ES ee tee” —— 
el) ——— St die L * em ER ET: IEY BIT DES BEN ET Ber 
a, des Landgerichts Homberg mit dem Amte Bo 14 6:3 MM 
Mt * Pr des 34 "Feldberg Zu BL: J won — 4 I. | | 
j —9 1213 ie Rn. 6 gi 4111920 93 ade Hi ig (Durd ' er R 
— Gudensberg 7W. —— — 
—* ain, bee Sie Pandgerieftiben ñ— 
Ares, Fegenhain — 8 m Mi 
yarııy | 171 Febeg — 7 WB, rar at DE ni 
PARSE) Yu Heukicchen —— — 
d. —Obexaula RR hin F u r 
e, — Treyſa — 6 W. * N } 
Vs. 115 Der Lahnbezirk beſteht * Weitnen. 
4) Marburg, umfaſſend die Landgemeinden — ZUR | 


a. des Landgerichts Marburg m! Br —* 2 | 


b. des Amtes Frohnhauſen mit Treis an der: Bumöe ART —— — 
c. des Amtes Kirchhain mit ‚dem Amt — — TB. 

d. des Amtes Neuftadt — Wh Er F 
2) Frankenberg, enthaltend die Lamogemiinden ———— 54 
a. des Amtes Frankenberg — 11 WW. re — — 
b. — Rauſchenberg = T. Ww... rn 
c. m Roſenthal — 5 W. {rs TON N 

a Wetter + I WM, Ka: —— ar 
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1) Fulda, begreifend die Landgemeindſen see — 
a. des Landgerichts Fulda — 15 W. Ben u 
r des Amtes. Großenlüder — 8 W. 131370 ‚et ad 

uhef I en 


Neu 
2) Hünfen, —— durch die Libemeinhen 
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a des Amtes Hünfeld — 10 W. 
—— * Burghaun — 11 W. 
e. — Eitetfeld — 11 W. —— 
VI Der Wainbezirk theilt ſich in die Wahldiſtich: Ku el 
; 4) Hanau, umfaſſend die Landgemeinden st 
a. des Landgerichts Hanau — 7 WM. 4 
x. be des Amtes. Bergen — 6 W. 
De Me — 7 Biebr — 2 WI 
a: — Sorheim — 2 W. 
Re Gernhaufen — 4 W. 
4. — Ekangenſelbold — 4 W. 
8 — *cWMeerholz — 4 W. 


Windecken — 8 W. 
2 — beſtehend aus den Landgemeinden 
a. des Amtes: Salmuͤnſter mit dem Gerichte Romsthal — 4 W. 
. — Birnſtein — 65 W. 
c. — Schtwarzenfels —8 W. 
dr Steinau mit dem Amte Schluͤchtern und dem Seie 
Ramholz — 10 W. 
e. des Amtes Waͤchtersbach — 5 W. 


VIIL Dev Weferbezivk bildet nur einen —— und beſteht aus den 
j Landgemeinden: 
a. des Landgerichts Rinteln — 9 U. 
b. des Amtes Obernfichen — 5 WM. 
ni — Oldendorf — 7 W. 
d — Rodenberg — 11 W. 
Der Wahlort fuͤr den Weſerbezirk iſt Rinteln. 
Bit’ einer kuͤnftigen Veränderung der Amtsbezirke ſoll auch die durch die 
Landgemeinden derfelben zu ſtellende Anzahl von Wahlminnern, nach dem als⸗ 
Bann fich ergebenden Verhättniffe der Bevölkerung, anderweit beftimmt werden.. 
42. Mit der obern Leitung der Wahlen iſt beauftragt der erſte lan— 
deshertliche Getichtsbeamte für denjenigen Ort, nach welchem oben der ber 
creffende Wahldiſtrict benannt worden iſt, vorbehaltlich einer etwa zu trefz 
fenden anderweiten gefeglichen Beſtimmung. Als Wahlort ſoll jedoch im 
Waͤhlbdiſtrict Eſchwege die Stade Eſchwege nur bei zwei Wahlen, hingegen. 
die Stadt Schmalkalden bei der dritten Wahl angefehen werden, 
"+ 43; ‘Die mit ber obern Leitung der Wahlen „beauftragten Gerichtsbe⸗ 
amten haben ſofort mit dem Anfange des Monats Juli in demjenigen Jahre, 
worin eine regelmäßige Zuſammenkunft der Landſtaͤnde Statt findet (ſ. $$- 
78 amd 80. der Verf. Urkunde), die übrigen betreffenden Gerichtsbeamten‘ 
zur Beranflaltung der Wahlen der Gemeindebevollmächtigten und der Wahl 
männer innerhalb ihres Amtsbezirkes aufzufordern, für ihre eignen Amtsbe- 
zirke aber felbft das Wahlgeſchaͤft einzuleiten. | 
Um zu verhindern, daß die von einem Amtsbezirke ernannten Wahl-' 
männer in einem andern abermals’ gewählt werden, darf diefe Wahl in meh: 
reren Amtsbezirken nicht gleichzeitig vorgenommen werden. Zu diefem Zwecke 
ift bei jenee Aufforderung zugleich eine beftimmte Reihenfolge anzuordnen. 


B. Befondere Vorſchriften. 
41) Wahl der Gemeindebevollmädtigten., 


4. Die Wahl derjenigen Gemeindebevollmächtigten, welche nicht we⸗ 
gen ihres Gutsbeſikes 7 tm & AN a.) dazu berufen find. noichiahr en 
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ber Leitung des Schultheifen (Greben) und von zwei tn des Orte 
vorftandes duch mündlichen Vorſchlag dee auf gewöhnliche Weife gu ven 


fammelnden, zur Wahl berechtigten, Gemeindeglieder. 


Das Über diefe Wahl mit Benugung eines gedrudten Formulare, zu | 


führende Protocoll, deffen Einficht jedem Wahlbetechtigten frei fteht, ift don 
dem eben genannten Ortsvorftande insgefamme zu unterzeichnen. 

45. Zur Wahl berechtigt und wählbar find alle männliche Einwoh⸗ 
ner ber betreffenden Landgemeinde, welche. die aus dem $. 67. der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde fi ich ergebenden Eigenſchaften haben, und außerdem den  Ader 
bau oder ein Handwerk felbititändig betreiben, oder "ein! Wohnhaus daſelbſt 
befigen, auch nicht das WITTEN —n (f. &. 23. der Verfaß 
fungsurkfunde) haben. 

46. Bei diefer Wahl entfeheißit Cübernit Stimmenmehrheit, und ki 
Stimmengleichheit das Loos. Wo mehrers Beovollmaͤchtigte zu wählen find, 
gelten als ſolche diejenigen, welche die meiſten Stimmen für ſich haben, oder 
dazu bei vorhandener Stimmengleichheit durch das Loos beſtimme ſeyn 
werden. 
47.Das Ergebniß ber Wahl iſt alsbald nach deren Beendigung in der 
Gemeinde bekannt zu machen und dem betreffenden Serichtobeamten das 
hierüber aufgenommene Protocoll einzuſenden. 


uni 2) Wahl der Wahlmaͤnner. 


48, Nach beendigter Wahl der Gemeinbebevollmächtigten bat. der be 
treffende Gerichtsbeamte dieſelben nach den betteffenden Gutsbeſitzern (ſ. F. 40. 


a.) auf einen beſtimmten Termin zur Wahl der fuͤr ſeinen Amtsbezirk feſt⸗ 


geſetzten Zahl der Wahlmaͤnner (f. $. 41.) ſchriftlich einzuladen. 

49. Die Commiffion, welche die Wahl der Wahlmänner zu leiten 
bat, befteht außer dem betreffenden Gerichtsbeamten aus vier VBeifigern, wel⸗ 
he die verfänimelten Gemeindebevollmäcdhtigten, ehe zur Mahl ſelbſt geſchrit⸗ 
ten wird, aus Ihrer Mitte, unter ber Leitung des Erſteren zu ernennen 
haben. 
50. MWählbar find die fämmtlihen männlichen Randbewohner bes 
Wahldiſtricts, welche die aus dem $. 67. der Verfaſſungsurkunde ſich erge: 
benden Eigenfchaften befigen, das Stantsbürgerrecht nicht verloren haben 

. 23. d. ®. U.), und zu den höchftbefteuerten Finwohnern der den 

dahldiſtrict bildenden Amtsbezirke gehören (vgl. jedoch $. 52.) 
. 541. Die betreffenden Gerichtsbeamten haben die Aufftelumg der Ver 
zeichniſſe der Hoͤchſtbeſteuerten aus dem ganzen Wahldiſtricte durch die Steuer⸗ 
behoͤrde zeitig vor der Wahl der Wahlmaͤnner zu veranlaſſen, und dieſe Vers 
zeichniffe, den Gemeindebevollmächtigten zwei: Tage vor dieſer Wahl mittelft 
| Anfhlnges an dem zu berfelben beikinpmten Vecſammlungtorte bekannt zu 
en. 

Als hoͤchſt beſteuert ſind aus jedem Amtsbezirke fo viel Steuerpflich⸗ 
tige nach Maaßgabe ihres Steuerbetrages zu bezeichnen, als die ſechsfache 
—* der im $. 41. erwähnten Wahlmänner dieſes Bezirkes ausmacht. 
Sofern die Anzahl der Höchftbefteuerten von gleichem Betrage die ſechsfache 
Zahl der Wahlmänner überfteigt,. find. dennoch diefe ſaͤmmtlich in das be 

treffende Verzeichnig aufzunehmen. 

52. Bis zu einem Deittel der gefeglihen Anzahl koͤnnen die Wahl 
männer auch ausnahmsweife gewählt werden, fowohl aus ſolchen Ortsvorge 
festen in jedem Wahldiſtricte, welche nicht zu den Höchftbefteuerten gehören, 
als aus andern Einwohnern, welche im Wahldiſtricte anfäßig find, und ein 
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fländiges Einkommen von mindeſtens 300 Thalern jährlich, außer. einer 
Befoldung aus der Staatskaffe, haben. 

53. Bei diefer Wahl kommen überdieß bie Borfchriften zur Anwen⸗ 
dung, welche in 66. 17 bis einſchließlich 23. für die Wahl ber Wahlmaͤn⸗ 
ner in den Staͤdten enthalten ſind. 

54; Das uͤber die Wahl der Wahlmaͤnner aufzunehmende Protocoll, 
deſſen Einfi ht feinem Wahlberechtigten verfagt werden darf, iſt von dem 
Gerihtsbeamten und den ‚Beifigern zu unterzeichnen, 

55. Das Ergebniß der Wahl wird fofort. den verfammelten Gemeinde: 
bevollmächtigten bekannt gemacht, auch den übrigen — — 
amten des Wahldiſtrictes unverzuͤglich mitgetheilt. 


3) Wahl der Abgeordneten zum Landtage. 


56. Zu der Wahl der Landtagsabgeorbneten. hat der mit der deshalbi—⸗ 
gen Leitung zufolge des d. 42. beauftragte Gerichtsbeamte, nach angezeigter Wahl 
der Wahlmaͤnner, dieſe, und zwar ſo weit ſie ſich außer ſeinem Amtsbezirke 
befinden, mittelſt Requiſition der einſchlaͤgigen Gerichtsbeamten auf einen bes 
ſtimmten Termin einzuladen, und hierin zunaͤchſt die Ernennung von vier 
Beiſitzern zur Wahlcommiſſion aus ihrer Mitte zu veranlaſſen. 

57. Die Abwechslung, welche hinſichtlich der Eigenſchaften der Abge— 
ordneten durch“ die 69. 65 und 66. ber Verfaſſungsurkunde vorgefchrieben 
ift, muß unter den beiden Mahldiftricten deſſelben Landbezirkes von Wahl 
zu Mahl Statt finden, und der Anfang nach) Maafgabe des 9. 6. in den 
zuerft „genannten Wahldiſtricten (f. $. 41.) gemacht werden, 

Im MWeferbezirke gefchicht jedesmal die Wahl des einen Abgeordneten 
auf den N Sn des F. 65. umd des andern Abgeordneten nad) Maaßgabe 
des $. 66. der Verfaſſungsurkunde. 

58. Bei biefer Mahl kommen uͤbrigens die Vorſchriften, welche in 
den 69. 28, 30. bis einſchließlich 38. für die Mahl der ſtaͤdtiſchen Abgeord⸗ 
neten enthalten find, ebenmwohl zur Anwendung. in 

VII. Voruͤbergehende Beſtimmungen. 

59. Die Wahlen in Beziehung auf den naͤchſten Landtag ſollen ale» 
bald nad) der VBerfündigung des gegenwärtigen Wahlgeſetzes ihren Anfang 
nehmen und thunlichſt beſchleunigt werden. 

60. Die fuͤr den naͤchſten Landtag gewaͤhlten Abgeordneten behalten 
ihre Eigenſchaft bis zum 1. November 1833, und die neuen. Wahlen der 
Landtagsabgeordneten erfolgen im Monat Juli jenes Jahres, jedoch. un— 
beſchadet der im $. 79. der Verfaffungsurkunde enthaltenen ' Beftim> 
mungen. . 

j "Die Behörden und fonft Aue welche die Vorſchriften des gegenwaͤrti⸗ 
gen: Wahlgeſetzes angehen, haben ſich nach denfelben genau:'zu achten. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen — und des En 
Stantöfisgeld gegeben zu 

. —— am 46. Februar 1831. a N —F 
Wil h eum, Churfuͤrſt. Eur 

(St. ©.) — 
vt. Rieß. 





aßgg xchurheſſen. 
k) Geftg vom 23. Juni 1832, die —— 
betreffend. 


Bon Gottes Gnaden Mir Friedrich Wilhelm, Churpeinz und Mir 
regent von Heffen, Erbgroßherzog von Fulda, Fürft zu Hersfeld,’ Hama, 
Fritzlar und Iſenburg, Graf zu -Kagenelnbogen, Dies, Biegenhain, Nidda 
und Schaumburg zc...2c. ertheilen zur Vollziehung des $. 40. der Werfab 
fungsurfunde, wonach die Einrichtung der Bürgerbewaffnung in den 
Stadt: und Landgemeinden gefeglich. näher beftimmt werden: foll, auf 
den Antrag Unferes Gefammt:Staatsmmifteriums und mit Beiftimmung der 
getreuen Landftände, folgendes Gefes. | 
Erftier Theil. | 
Bon den Bürgergarben der Stäbte | 
I. Altgemeine Beflimmungen. 

$.1. Die Bürgerbewaffnung in den Stadt» und Landgemeinden if 
als eine bleibende Anftalt für. geeignete Mitwirkung zur Erhaltung 
der inneren Ruhe und Ordnung, im Nothfalle au zue Landess 
vertheidigung (f. $. 8.) innerhalb der churheffiihen Grenzen, beftimmt, 

6, 2. Bu dieſem Zwecke befteht in jedem Otte eine der Bevoͤlke⸗ 
eung angemeffene Bürgergarbe, 

$. 3. Diefe Bürgergarden haben allen Gerichts⸗, Verwaltungs— 
und anderen Civilbehoͤrden, welchen die Erhaltung der geſetzlichen Ord⸗ 
nung, anvertrauet iſt, namentlich auch den’ Ortsvorgeſetzten, ſo wie den Ber 
tretern derſelben, jederzeit die verlangte bewaffnete Unterſtützung zu | 

gewähren (vergl. 68. 11. und 12.). 

$. In allen Fälfen,. wo zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Di 
mung, ober zur Sicherſtellung der durch einen außerordentlihen Vorgang: oder 
Bufammenlauf bedrohten öffentlichen Ruhe, die gewöhnliche Polizeigewalt, mit 
Einfluß der Gendarmerie, nicht hinreichend erfcheint, und bie nn 
einer bewaffneten Macht nöthig erachtet wird, follen die im $. 3. 

edachten Behörden fofort die Bürgergarde requiriren, und wenn beren * 
Fand nicht zeitig genug erfolgen ober nicht ausreichend erfcheinen wuͤrde, 
Mitttaicbefehlshaber zur geeigneten Hülfeleiftung ohne. Verzug auffordern. 

Die Militairbehörde hat den beshalbigen Requifitionen der Civilbehörde 
ungefäumt zu entfprechen, und bie erforderliche Hiilfeleiftung und Mitwirkung 
fo. lange eintreten zu laſſen, als folche bie Civilbehörde zur eine der 
Zwecke für noͤthig erachtet. 

Iſt dieſer Fall nicht mehr vorhanden ; fo hat bie Mititaichehöcde, auf 
die deshalbige ſchriftliche Aufforderung. der Civilbehörde, ohne Verzug bie Hüb 
feleiftung und Mitwirkung Seitens des Militairs einzuftellen, und .die hier 
unter nöthigen Befehle alsbald. zu ertheilen. 

Dem Militair bleibt es jedoch uͤberlaſſen, die Steltungen einzunehmen, 
und die Anordnungen zu treffen,‘ welche baffelbe. ſowohl zur eigenen Sicher: 
als auch zur Worbereitung fernerer Hülfeleiftung für nöthig erachtet 

f. $. 8, ber Verordnung vom 22. October 1830). 

$. 5. Der Befehlshaber der Bürgergarde hat ebenwohl die Befugnif 
und Verpflichtung, unter den, Vorausfegungen des $. 31. ber Verordnung 
= 22. Detober 1830, mit den Waffen nad Kriegsgebraud einzu: 

reiten. 

$. 6. Die Bürgergarden haben nicht nur die bei befonderen Ber: 
anlaffungen von den betreffenden Behoͤrden begehrte ——— zu lei⸗ 
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ſten ſondern ui die don dem Stadtrathe ad den umſt duden nothi eu 
achteten. ftähdtgen Waden zu flelfen. ® 4 

BL a A tegerhäßtgen ‚Surhtfönptenfe- — * ſte blos di 
Krieg in und auch dann nur bei Verhinderung, in Abweſencheit ober im 
Ett⸗ nen, des Milttairs, die noͤthigſten Wachen zu befegen verbunden. 

ald "eine Bütgergarde zum Garnijondienfte aufgerufen ift, ſteht bie 

ben jedesmaligen Dienſt thuende Mannſchaft unter dem Drfdcommanr 
a 

Im Mothfalle haben die Buͤrgergarden nach dem, unter land⸗ 

PER —— erfolgten, Aufrufe des Landesherrn auch die Lanz 

desvertheidigung gegen bem eindeingenden Feind, jedoch nur innerhalb 

Der‘ Grenzen des; Staates, mit zu überhehmen. Der Landeshere wird die in 

ſolchem Falle für’dte Dienft: und anderen Werhältniffe erforderlichen Vor— 

ſchriften, in moͤglichſter Uebereinſtimmung mit den Militairgeſetzen, ertheilen. 

Der zur Landesvertheidigung verwendete Theil der Buͤrgergarde wird⸗ ganz, 
dit Urmeecommando übergeben. 

. 9.Wenn bie Buͤrgergarde ganz ober theilweiſe bewaffnet zu Uebun⸗ 
gen oder fonft geſetlichen Zwecken ausruͤckt (vergl. 66. 79. 81. und 82). 
oder ch verſammelt (vergl. 8:65 fg.); fo muß vorher ihr Befehlshaber dem. 
im“ befindlichen Commandanten | Gouverneur) oder commanbirenden, 
Officier der Truppen und dem Ortsvorftande zeitig davon Meldung zutom: 
men lafjen.” Sm Kriege, wenn nämlich das Land von demfelben berührt wird, 
it zu folchem Ausruͤcken jedenfalls die Etlaubniß der genannten Mititairbe: 
*— noͤthig. Wuͤrbe fie verweigert; fo muß die Urſache auf Erfordern ber 
höheren Behörde ‘(T. F. 10.): berichtet. werden. 

. 10. ra die ee betreffenden Anordnungen, ſowohl 
m Sf hung’ 44 ie durch ditſes Geſetz feſtgeſtellten organiſchen Verhaͤltniſſe, 
als auch auf die Bewaffnung und Ordnung im Dienſte, desgleichen die Bez 
ſtaͤtigung der Dfficere, in ſoweit fie durch $. 46. erfordert ift, ergehen von 
dem Minifterium des Innern. 

Auch witd das Miniftertum des Innern durch die Behörden, nament: 
lich die Regierungen, darüber wachen lafjen, daß von den Bürgergarden den 
gefetzlichen Vorſchriften und den ‚erwähnten Anordnungen überall gebuͤhrend 
nachgelebt und fo der Zweck dem Geſete eine ſtets bereite Sthge zu ſchaf⸗ 
fen, um fo ſicherer erreicht wwerde. 

$. 141. Die Anforderungen wegen bewaffneter Huͤlfeleiffung ergehen 
von ber zuſtaͤndigen Behörden (f.$. 3.) ftets an den" Befehlshaber: der Bürz 
gergarbe oder an deſſen Stelfvertreter, in dringenden Fällen aber’ an den’ Wacht: 
cömmandanten (T. 86. 6. und 68.), welcher fofort den Befehlshaber von 
der Requifition und den feinerfeitd getroffenen Maaßregeln in Kenntniß zu 
fegen hat. Gleichzeitig benachrichtige-die requirirende Behoͤrde den Gou⸗ 
verneur, Commandanten oder commandirenden Dfftcier im Orte von! der er⸗ 
laſſenen Requiſition, und von dem Befehlshaber der Burgergatde muß ge⸗ 
nannten Behoͤrden eine gleiche Anzeige geſchehen ⸗ 

Sobald bie requirirende Civilbehoͤrde die Hülfeleiftung des Miataits in 
Anfpruch nimmt, hat dieſe ſowohl, als’ auch der Commandeur der Bürger 
garde, den Mititatibefehlehaber von der Stellung 'ber Buͤrgergatde und dem 
gefäbten Erfotge ihres Wirkens in Kenntniß zu fegen. 

In dem Falle, mo die Civilbehörde das Militair zum ——— 
wirken mit der Buͤrgergarde (ober zum Einſchreiten) ausdruͤcklich requirirt, 
tritt die Buͤrgergarde unter die Befehle des’ Mititaitbefehtdhähers deſſen Anz 

oldnungen fie alatann 
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den Dienſt fich, bestehende Angelegenheiten, fo 3 ‚ben ra t die 
xgeſetzten 


| Die, MAAsintim ,. Köche durch bie, Sen Bert Ange 
Hrden theils durch Die bei denſelben zu bildenden Verwaltüngsz „und - 

tscommif ihnen, geregelt und gehandhadt werhen, , inforpeit, dies 
Tefhen nicht durch gegenwärtiges Geſes den, gewöhnlichen ‚Gerichten; übertnns 


y.,1084% 3 Am nt a) sich 2 ar 
sn, Seht. Für ‚dergleichen Gejcpäfte.und, [chriftliche Berpanblu ; Wet 
den keinerlei Koften berechnet, und bei —— ‚tollen, b 
ſtempel- und gebührenfrei ausgefertigt werden. Iso} 3160 in 
jenk.micht befteffenden, 


pen, ‚gehörigen Perfonen 
| RP, UNSAF N, umterge 
Witrd indeffen von Seiten einer dieſer Behörden die petjönliche, 
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fort zu bewerkſtelligen hat u’ using aid A Ok 
Wenn gegen einen Bürgergardiften eine ‚peimlice, Stra &.volljogen 
werden foll;; fo. hat die betreffende Behörde davon juvor. Das, ege⸗ 


richt ¶ d. 88) zu benachrichtigen, von welchem ‚Die Yusfe ng; En 
N, wobe 
u 


v 


zu erkennen ift, daß biefelbe. der Strafvollziehung vorangehinet 

aber dieſe Dusch etwaige Verzögerung der Augſtoßung in, einen „Me 

ſchub erleiden daff. | hp lilund sarninensse 
Bon dem, mas zur Bewaffnung ‚ober. Dienſtkleid ‚eines, 





Buͤrgergardiſten gehört, kann. nichts der Pfändung, unterworfen, erben... 
$ 17. Ber im Dienfte der Bürgergapde ‚für, die Ur ltung 
der —— Ordnung ‚oder öffentlichen Ruhe dergeſtalt befchäbigt wird daß 
er. zur Betreibung —A— — ganz oder theilweife unfaͤhig m ſoll, 
falls er aber im. Dienſte dag. Leben verliett, feine Familie, deren Ernah 
er war, ‚eine feinen Verhaͤltniſſen angemeſſene Penfion ausyder,, tagats 
kaſſe erhalten. Int IE m a Moll ı 2d 

06. 49. Der Dienſt in der Buͤrgergarde iſt überall ohne Einfluß auf, 
bie Militaipbienfipfligt, Dr a 
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* PEPLEN,, 0 NYtpöRnntundd ar 
I, Berbindtichfgit. zum Dienfte- in, der, Bürgergapde Hl 
$. 19. Die Befähigung, fo wie.die Berbindlihtelt um Yien: 


ſte in der Buͤrgergarde fängt mit zuruͤcgelegten zmeiundzmns 
bensjghre am, und erſtreckt ſich Uber faͤmmtliche mwaffenfähige . Stadtbew 
welche das Staatsbuͤrgerrecht beſitzen, ihrer fpflic ſtehenden 
genuͤgt haben oder davon frei ſind, ‚und noch nicht das funfzi Leb 
zuruͤckgelegt haben. ik. nt ET Frieder Aa 

In dem Falle jedoch, wo nad) $.8, ein, Aufruf zur Landeso, theiz 
d igarıngoengehen würde, werden nach Manfgabe 


faͤhigen vom zuruͤckgelegten zwangigfen Ebenejahre ‚am, ——— 





Gefeg vom 23. Iyni 1832. 649 


im: im fh Sem dienen, oder für dieſes disponibel bleiben; müffen, ‚zu 

für jene Vertheidigung befonders beftimmten Theile der ‚Vürgergarde. Auf 

Dawor des gedachten, vom Landetherrn — Buftanbes und Beduͤrfniſſes 

mit herange zogen. 

5. W.. Cinuch ——— vom, dem Dienſte in der Bürges 
gärbe wegen Unvertraͤglichkeit deſſelben mit ‚ihrens- Berufe fi 11 PIERRE \ 
) » oxdinirtesGeiftliche und Candidaten der ‚Zheologie, :- en: | 
:2).:z3um Armeecorps gehörige Militairperfonen, . fo wie Miftairbemte — 
si) Qubalternen der, oberen Mititaie: Vermaltungsbehörden, = ur ya ri 
„Mitglieder des. Staatsminiſteriums und: der Miniſterialdepartements, 
Directoven ber Oberbehoͤrden, 
65) Mitglieder der Eriminalfenate, der oberen Gerichte und Mitglieder des 

Obergerichtes zu. Rinteln, ‚Mitglieder der Landgerichte, Juſtizbeamte 
und Gerichtsactuare, 

5 Pollzeidirectoren und deren Stellberlretei- Kreistathe. — und 
Polizeibeamte, 

7Buͤrgermeiſter und die Hälfte der, Stadtuathsglieber, 

8) Rentmeiſter und. andere Kaſſenbeamte, nei eine —* ti 
Kaffe in ihrem Haufe führen, 

9 Zollofficianten aller Art, 

10). Phyſiker und Ymsswundärge, desgleichen ſolche Anotheter, — kei 

nem verpflichteten: Gehuͤlfen haben, oder deren Gehuͤlfe ſelbſt in ve 
Buͤrgergarde ſteht, 

44); Lehrer : der Kriegsſchule, welche nicht zum Armeecorps —* fa mie 
Lehrer san den Volks: (Bürger) Schulen, 

a Pedellen der Dberbehörden, Gerichtsdiener; die für die Oits X Feld⸗ 
und Waldpolijei vangeftellten Unterbedienten, Aufſeher ‚über Gefangen» 
haͤuſer oden Strafanſtalten, und dergleichen. Perſonen. 

ie 21. Berechtigt, aber nicht verpflichtet zum Eintritt in die Buͤr— 
gerg arde ſinddie Prinzen’ des churfuͤrſtlichen Hauſes, fo wie die 

* ndeshersen and deren Familienglieder. 

re 22. Einen Entſchuldigungsgrund hinſichtlich der Theilnahme an der 
———— haben⸗· 
A die wirklichen Hofbeamten und Hofdiener, fo wie 'bie zu der Dienerſchaft 
det Prinzen’ und Prinzeſſinnen vom Haufe gehörigen Perſonen, 
Dfficiere, welche in Penfion oder & la suite ftehen, oder mit der Era 
aubniß, die Armeenniform zu tragen, verabfchiedet find, 
9) die ordentlichen Profefforen an der Landesuniverfität, und bie ordentli⸗ 
“chen Lehrer an den höheren Schulen, 
4) erzte und Wundärzte, welche nicht Phyſiker und Amtswundärzte find, 
besglöichen Apotheker, welche einen verpflichteten Gehuͤlfen Haben, - 
9) diejenigen, deren Berufs: odet andere beſondere perfönliche Verhaͤltniſſe, 
* nach der Entſcheidung der im $. 59. angeordneten Verwaltungscom⸗ 
miſſion (vorbehaltlich der Beſchwerdefuͤhrung bei der Regierung), einen’ 
Abhaltungsgrund für fie darbieteen, fo lange biefer beſtzht ſo wie 
9 diejenigen Stadtrathsgliedet, weiche nach J. 20. Nr. 7, nicht ausges 
noinmen find. 
Die- unter 1. genannten Perfonen bedürfen zur, Theiaahme an der 
Bligetgarde ebenwohl der Erlauhniß ihrer hoͤchſten Heufhaften. | 


here 2 **8 obwaltende Bweifel, über. die Anwendbarkeit ‚der in 
dem 89.720, Auad, 22. enthate- uf einzelne Källe finb 
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hrte Ausnahme des unter 5." fin g. 22. bielchueteũ FZalles berh dat — 
giſterium des Innern zu beſeitigen. 


$. 24. Die Stadträthe haben tiber‘ faͤmmtliche zum Dienſt PIERRE an | 


gergarten verpflichtete Einwohner (8. 19.) ein Verzeichniß ————— | 
amd. darin das Lebensalter nach genauer Machweiſung Anjugeben. Mad die 


ſem Verzeichniffe: werden: diejenigen "Einwohner, welche das. reanzige 
Lebensjahr zuruͤckgelegt haben und ihrer Dienſtpflicht im ſtehenden Heere ent: 
ledigt find, zum Eintritt in bie Buͤrgergarde aufgefordert - und zum Dienft 
in derfelben zuerft herangezogen, die Alteften Jahresklaſſen aber, in -fofern fie 


duch jüngere Pflichtige erfegt werden Eönnen, aus der Bürgergarde enttanen | 


Der Tag ihres Eintritts wird in dem Verzeichniffe bemerkt. : Ä 

Damit bie durch vorgerüdtes Lebensalter, durch Todesfälle, oder‘ aus 
fonftigen Urfachen veranlaßten Veränderungen gehörig gewahrt werden Eönnen, 
haben die Stadtobrigkeiten die erforderlichen Nachrichten einzuziehen; und dar: 
nach das Werzeihniß fortwährend zu ergänzen und zu — 
alle ſechs Jahre aber von Neuem aufzuſtellen. 

Dem Dxtsvorftande mit dem. Commandeur ber Bürgergande. ſtehet die 
Befugniß dev: Auswahl der zus. Ergänzung noͤthigen dienſtpflichtigen Mann: 
[haft zu, und bleibt ed dem Ermeffen des Detsvorflandes überlaffen, in ge 
eigneten Sällen die gutachtliche Aeußerung des Bürgerausfchuffes'zu vernehmen. 

$. 25.FJenes Verzeichniß wird bei dem Stadtrathe verwahrt, und be 
blaubte Abſchrift deffelben, fo wieder ergänzenden und berichtigenden Nach— 
träge, dem Befehlshaber der Bürgergarde mitgetheilt. Die Einſicht des Er 





fieren ift jedem zum: Dienft in der Bürgergarde WVerpflichteten geftattet, fo wie 


die im $. 10. gedachten Behörden deſſen Vorlegung verlangen koͤnnen. 

Eine genaue Ueberfiht ber Mannſchaft nach ihrer Abtheilung, mit 
Benennung aller Officiere, iſt jährlih im Monat Januar, von dem Buͤrger⸗ 
meifter und dem Commandeur dev Bürgergarde m an bie Fe 
zung einzufenden. _ 

26. Wer zum Eintritt in die TEN nach, den Be 
fimmungen dieſes Gefeges verpflichtet ift, durch den —— —— 
fen wird und nicht binnen drei Tagen Folge leiſtet, wird, das erſte M 
einen Thaler, und wenn ein zweiter Aufruf binnen gleicher. Friſt un * 
bleibt, um drei Thaler geſtraft, auch ſoll ſogleich ein dritter Aufruf. ‚ergehen, 
und wenn felbft hierauf binnen drei Tagen der Eintritt. nicht folgte, vom 
Drtövorftande und vom Bürgergardegerichte bie Unwuͤrdigkeit eines -folchen 
Bürgers zum Dienft in der Bürgergarde durch einen, nicht nur dem Sin: 
migen einzuhändigenden, fondern aud am Rathhaufe öffentlich. anzuſchla⸗ 
— nden, Beſchluß ausgeſprochen werden. Jeder, gegen welchen: ein fol 

eſchluß ergehet, wird ‚hierdurch während der naͤchſten zehn Jahr. unfähig zu 
einem Gemeindeamte und zur Theilnahme an Iandftändifchen.. Wahlen. 

: 8&2%7. Als niht waffenfähig. werden. betrachtet .alle Perfonen, 
welche mit einer Krankheit oder Gebrechlichkeit behaftet find, wegen deren fie 
nah dem Gutachten des Phnficus zum Dienfte untauglic) find. 

23. Vom Dienſte in der Bürgergarde find ausgef hof fen 
Lehrlinge, Geſellen und Tageloͤhner, Dienſtboten, Leute ohne 
feſten Wohnſitz und ſolche, welche milde Unterſtuͤtzungen erhalten 
ſelbſt wenn ſie im Beſitze des Buͤrgerrechts waͤren. 

F. 29. Ausgeſchloſſen von der Buͤrgergarde iſt ferner ein Jeder, 
welcher wegen ſolcher Vergehungen, die entweder nach geſetzlicher Beftimiming 
oder nach allgemeinen Begriffen für entehrend zw Kalten find, vor Gericht 
geſtanden vu ohne von der Anſchuldigung Bolig firigefprochen zu: tom; fo: 
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fe ein Feder, welcher durch Sittenloſigkelt ſich In der öffentlichen‘ Meinung 
erabgeſetzt hat. Ueber dieſe Ausſchließung entſcheidet das Bürgergardegericht 
$. 113.) auf erfolgte glaubhafte Anzeige, oder anderweit erhaltene Jzuverlaͤſ⸗ 
ge Kenntniß. 

6.30. Etwaige Beſchwerden wegen uebergehung· oder angeblich 
nrichtiger Einſchreibung in die Liſten der Buͤrgergarde find, nach fruchtloſer 
zegenvorſtellung bei dem Stadtrathe, von der Regierung der N zu 


atſcheiden. | 
“ M. Abtheilung der Mannſchaften. 

$. 31. Die Buͤrgergarde einer jeden Stadt wird nach — ihrer 

Stärke in Compagnieen und Bataillone abgetheilt. In der Reſidenz und den 

Provinz: Hauptftädten koͤnnen auch aus den mit eigenen Pferden verſehenen 

Einwohnern Abtheilungen reitender Buͤrgergarden gebildet werden, welche 

Schwadronen formiten. 

Als Regel wird feftgeftellt, daß eine Compagnie nicht über einhundert 
unfzig und nicht unter funfzig Mann, und eine Schwabron nicht über eins 
yundert Pferde ſtark ſeyn fol. Ein Bataillon darf nicht über ſechs und‘ 
nicht unter vier Compagnien zählen. | 

8. 32. Die Bürgergarde kann in Caſſel aus einem Regiment zu dref, 
n Hanau aus einem Regiment zu zwei Bataillonen, in Fulda, Marburg, 
Hersfe m und Efchwege aus einem Bataillon, das Vanuuen zu vier Com⸗ 
pagnieen beſtehen. 

In den uͤbrigen Staͤdten kann die Buͤrgergarde, ch Ermeffen des 
Ortsvorſtandes und des Commandeurs der Buͤrgergarde, eine bis zwei Com 
pagnieen bilden. 

F. 33. Eine Compagnie hat: 

einen Hauptmann, 
einen Oberlieutenant und einen oder zwei Unterfieutenants, nad) Ber: 
haͤltniß der Stärke, 

einen Feldwebel, 

eiinen Öergeanten, 

einen Fourier, ſodann 
je auf zehn Mann einen Unterofficier, 
zwei Trommelſchlaͤger oder zwei Horniſten. 

Cine Schwadron hat: 
einen Nittmeifter, 
einen Lieutenant, oder nach Erfordern dee Stärke zwei Lieutenants, 
von denen der Zelte — iſt, 
einen Wachtmeiſter, | 
auf, zehn Mann einen Unteroffidier, 

zwei bis vier Trompeter. 

$. 34. Zum Eintritt" in die reitende Buͤrgergatde kann 
Niemand genoͤthigt werden. 

Dieſelbe ſtehet ebenwohl unter dem Befehle des am Orte befind: 
lichen Commandeurs der Buͤtgergarde. 

$. 35. An den Städten, no keine Bataillonsbefehlshaber, jedoch meh: 
tere Compagnieen fid befinden, iſt der an — älter Haupt: 
mann Befehlshaber. 

$. 36. Der Befehlshaber eines“ Regiments und eines jden Batail⸗ 
lons, ſo wie der Buͤrgergarde einer Stadt, welche zwar kein Bataillon, jedoch 
mehrere Compagnieen, bildet, wählt ſich den Adjutanten aus den Heute: 

nants; deren: Bat (f. $. 33.) ſich hiernach vermehrt. tie 
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«6.37. Hat die Bürgergarde des Drts eine Fahne; ſo wird zum 
Zragen berfelben, außer der im-$. 33, beftimmten Anzahl Unterofficiere, noch 
ein ‚Untsrofficier mehr gewählt, 

6.38. Die Trompeter, Trommelfchläger x. werden von den 
Hauptleuten angeftellt, wozu in den Bataillons die Genehmigung des Com⸗ 
mandeurs einzuhohlen iſt. Auch kann jede Buͤcgergarde auf eigene Koſten ein 
Muſikchor halten. 

IV. Beſtellung ber Vorgefesten. 

839. Die Regiments und die Bataillonscommandeure 
find von dem Landesherrn aus drei zu jeder diefer Stellen vorzufchlagenden 
und duch die Dfficiere de3 Regiments, beziehungsweife des Bataillons, zu 
wählenden Gandidaten zu beftellen. 

Werden die Vorgefchlagenen von dem Landesherrn aus befonderen Gruͤn⸗ 
den nicht beftätigt; fo findet, auf deshalbige Verfügung des Minifteriums des 
Innern, eine weitere Wahl anderer Individuen Statt, deren Refultut alsdann 
bern Landesheren Behufs ber Beftätigung miederum vorgelegt wird. 
$. 40. Die übrigen Dfficiere und bie Unterofficiere von der 
Bürgergarde werden in der duch 8. 44 fg. beflimmten Art gewählt. 

$. 41: Als Dfficiere wählbar find nur biejenigen , welche im 
Laufe bes letztverfloſſenen Jahres nicht wegen eines ber. in ben $$..109, bis 
114. und 122, bezeichneten .Vergehens eine Strafe erlitten haben, auch ſich 
nicht im Eoncurs befinden. 

$. 42. Die-Officiere und Unterofficiere werden für drei Jahre ge 
wählt, erlangen aber dadurch keinerlei militairifhen Rang, ſondern nur 
innerhalb der Dienftverhältniffe der Bürgergarde die zur Aufrechthaltung ber 
Drdnung im Dienfte erforderliche Amtsgewalt, Auch gebührt ihnen der auf 
die gedachten Verhältniffe fich beziehende Titel lediglich in ihrem Berufe. 

$, 43. Zur Leitung des Wahlverfahrens — in jeder Stadt eine 
Sommiffion, zufammengefegt aus: 

4) dem amtsführenden Bürgermeifter, 
2) dem Befehlshaber der Bürgergarde, 
3) dem biefem im Range zunächft folgenden, und, bei mehreren gleichen 

Ranges, dem an Lebensjahren ältejten, Officier, 
bei welcher Commiſſion ber Stadtſchreiber das Protocoll zu fuͤhren hat. 

. 44. Die Wahlen werden in einem der Gemeinde gehörigen Local 
alsbald nad) der Verkündigung gegenwärtigen Gefeges, und demnaͤchſt in der 
erſten Hälfte des Monats December vorgenommen, und alle drei Jahre er 
‚neuert, — in der Zwiſchenzeit aber fo oft, als durch Zodesfall oder fonftigen 
Abgang eine Stelle erledigt if. Bis zum Dienfteintritte der Neugewählten 
behalten die vorhandenen Vorgefegten ihre bisherige Eigenſchaft. Die in der 
zweiten Hälfte der Zwiſchenzeit, von einer allgemeinen Wahl zur andern, 
Gewaͤhlten behalten ihre. Stellen bis zu, der auf ihre Ernennung Folgenden 
zweiten allgemeinen Wahl. 

An den Wahlen nehmen fümmtliche Ober: und Untrofie, auch 
Buͤrgergardiſten, und zwar da, wo die Buͤrgergarde mehr, als eine Com⸗ 
pagnie bildet, compagnie= oder ſchwadronweiſe Theil. 

$. 45. Für das Wahlverfahren felbft gelten folgende Vorſchriften: 

Einem jeden Mitgliede der Bürgergarde find 24 Stunden vor der Wahl 
fo viel Stimmzettel, als: Jeder Wahlen vorzunehmen bat, durch einen Unter= 
officier mit der Aufforderung einzuhändigen, in jeden derfelben die Namen 
derjenigen einzuzeichnen, die er für die betreffenden Stellen vorfchlagen will, 
und fi) mit biefen Stimmzetteln zur beftimmten Zeit: und am. beftimmten 
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ete ohne Waffen; 2 bei Meldung der ‚gfesfichen Stiafe, perſonlich zur —9 
zzuſtellen. 
a dem Termine iſt — die Vorladung der betreffenden = 
aft Iu befcheinigen ) di fobald zwei Diittel derfelben erſchienen find,“ 
zahl der DObers und Unteröffieiere vom Hauptmanne (diefert WAHL: 
waͤrts, nach einander, zit’ ſchreiten. "Die Abſtinmung heſchieht in, der Art, 
p ein. Miäpler nach dem andern vorgefotdert wird, und in cn Harfe on 

7 Stimmzettel ‚derfchloffen in eine Urne "oder" ein‘ ſonſtiges Gefäß wirft 
Ste Herausnahme der‘ Stimmjettel tus der Urne, die Aufzeichnung its Ptb⸗ 
eat And die Zahlung der Sumimen geſchehen durch die Wahlcommiffion 4 
gmwart der beiden, nach dem Eintritt in bie Bürgergarde alteſten⸗ un | 
ffictere und’ der beiden aͤlteſten Ghrdiften det, Compagnie. —*284 
gg gewaͤhlt tft he der zu bettachten welcher wenigſtens eine Stimme 
ehe Für fi Hat, als die Di aller, die mitgeſtimmt haben), beträgt (Ab: 
ötirte Stimmenmehrheit) at De a — ſo witd 
ine" zweite Wahl votgenommen, wobel nach den Vorſchriften — 36} 
ud 37, des, ‚Sefeges, vom 16. Februar 1831 ‚über, ge Bank 
toneten zu Verfahren 

. 46. Die Se ah [ hr — en — — cart 
ng bes Miniſterlums des Inn — 55 


eek ng ober Boftattqu —— RR Ba * 
— al einer ke Nee erfolgt; fd‘ hat ber bioherig Eommandeur "oder deſ⸗ 
—3 ellvertreter dieſelbe zu —————— iht die * te Nennung ber! ns 
ciere und, die gefchehene Mahl der Unterofficiere ine machen,’ 
das ' Commidhdo‘ ‘art, "den" geuen ' Befehlshaber abzugeben ‚" womit zugleich 
bie — Heuergänhein. Teer und Untevofficiete- in ht, —— 


$. 48. Die Ablehnung einer erfolgten, Lebt Offielet —* 
ge "ber Brgergaede kann nur ans erheblichen, ‚vor. der Wahlcom: 
mifften zu Potocht zu gebenden Gründen, und nach erg ter, — gen 
der Wahleommiffion Sean: finden, In zweifelhaften Fit en " ertefchetb et bie 
Regierung, oder das Minifteiienn des ‚Suneen (f (a F. 46.),, ‚auf den Beulcht 
der gedachten en ; * 
49. Jeder Gewaͤhlte iſt bei allen kuͤnftigen Wa fen wieder 
Berg "Ber — fiber’ — ——— oder Beeintraͤchtig 
den Wahlen werden bei. der Wahlcommiffion angebracht umd. — Et⸗ 
walge Beſchwerdegegem eine fotche Enifihkidung. wird der egiscin de, 
Roh und zwar, fofern von, einem ‚ Stabsofficiere ober Befehlshaber (fe 

36.) * Mede ff, zur Pike theförbetung an das Miniftertum des Ai 
nern, geführt, 
Beeidtgung der Mitglieder der Buͤrgergarde 

§. 50. Jedes Mitglied ber Bürgergarde fol vor der Leon om 
($.,43.) nad) gefchehener Lefung biefes Gefeges und mit‘ Hinweifung auf 
den Huldigungseid, durh Handgelöbnif an Eides Statt feter: 
lich folgendes Berfprechen ablegen: 

u) gelobe „Treue dem Landesherrn, Gehorſam dieſem Gefetze und 

meinen Vorgefegten, und hiermit zugleich bie eifrige Mitwirkung zur 

Aufrechthaltung der WVerfaffung und der öffentlichen Ruhe, fo wie 

die —2 Beobachtung der N für die Buͤrger⸗ 

garde.“ 


an 
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Auf leide. Weiſe werden die neu zug "tin; ‚ber... Bing 
garde verpflichtet, woruͤber ein Protocoll — iſt 
Die. Stabsofficiere und diejenigen Officiere geringern ‚Grades, melde 
die Bürgergarde ‚einer Stadt; commandiren, iegen, nad) ‚obiger Formel, das 
—— auch ſchriftlich ab und ſchicken ſolches an die Regierung, ein. 
Sahnen, Dienſtkleidung und. Bewaffnung 
ae H Buͤrgergarde einer jeden ‚Stabt kann eine Sahne gm 
welche mit dem Gemeindewappen verſehen ſeyn ‚foll, Beſteht bie. | 
garde „einer. Stadt aus mehreren. Baraillong; ;,.[0..dauf, jedes. derſelben eine 
Ep Sahne führen. ‚Eben ‚fo darf eine Schwadron reitender Buͤrgergarde eine 
tand arte, führen, —“ 
$. 52. hi wefentliches und ‚ausfchlefliches Dienftzeihen ber. * 
gergaide iſt die weiffe Binde mit rother Einfaffung um den lin 
Arm, zu: betrachten, Die Binde der Öfficiere ‚hat zwei ſchmale Earmefiı 
zothe Stwifen, in „ber - Mitte. Da, wo. die Bürgergarde, ae 
pagnieen bildet, wird, die Nummer der betreſfenden Compagnie 
des. Binde, coth) bezeichnet, u 
“ Die Dienftbekleidung beſteht in nam Doserod. „o er 
Die Wahl: der farbigen. Kragen; und, der, Ropfbebe@ung.it, Item * übe | 
laffen, muß aber der landesherilichen Geneh hmigun unterſtellt werden. 
bzeichen , , welche, zu. Verwechſelung mit, dem, Niltair ——— 4 
oͤnnen, find nicht zuläffig. — 
Die Anſchaffung der “Angenommenen "Sienflibung bleibe € 
Jeden überlaffen. Diefelbe kann auch außer Dient an Sonn: und. “= | 
en; fo wie ei, — feierlichen Gelegenheiten, jedoch Ui; Arme 
Bi „getragen merde ' | 
83. Fuͤt ‚die af, Kgeihen ber se a 
A bleibt; e8 hei folgender für bie Buͤrgergarde in * 
— die noͤthige — eibung von den ne *— 
aa Beſtimmung. 
Die Epauletten und Acfetklappen der Bhıgerga deofficere eninach: 
9 hei den Secondlieutenants: das Blatt, vom, uch, mit en n 
| an ‚Beh ER Seiten, ch Fk Treſſe, ER ‚mit. He edrehtn 
, joldenen Raupe, in halben: Mondes 5... ; „u * 
un, den Piemieieuinand ——— jeoch * *— | 


. Treſſe; V———— 
8) bei, N Gapitäng: eine saldene, pie, au ceiedie Eien 


tenants J 













* 
4 Be den Stabsofficieren:; a ‚bie. "Sapitänd, ‚Je, "mit. goldenen 
antillen; . 
5) bei ben Offici ciexen ber reitenden Birgergande: "ie obigen: Abaeichen 
“ in Silber. 


Die, Stabsofficiere find.auch zum Tragen eines, ben: Vorfriften do 

vorhergehenden $ entfprechenden, Zrads außer dem. Dienſt berechtigt, a 
$. 54. efentlih nothwendige De wolfknag 

4) für den Bürgergardiften zu Fuß: die Muskete mit jonet ‚und De 

trontafche; ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch den Bewohnern 
Staͤdte, auf den Antrag des Stadtraths und des Buͤrgera 
ſofern die Vermoͤgensverhaͤltniſſe der Stadtkaſſe die Anſchaffung der 
im $. 55. vorgeſchriebenen Musketen nicht erlauben, ‚von der 
ne ber Provinz gefkattet werben ſich mit —— zu ee 
waffnen; 


* 
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np fur bene Unterofficisemußerben ‚nach, dag Seitengeweht, und. in, 
N ’e A Ode Soͤhel mit goldenem Nortepee d —— his 
— rgardiſten, weiche wenigftene eine Fompagnie biden, —* 
Ye, ‚die —— des Seitgmgemehrs vereinigen. he, 
SR einer Amel. ‚Di sur Bildung, Silar — a ai eh 


“IR 


2 Nr Kon Mt, 
24 RE zu De „fi Gi. — On 

noch Piftolen nebſt Kartuſche Y | 

Tre — Weeſn g der Blugergardozu Fuß 


it A * üchfen un Tu — den rofficleren und 
an —* deren an N auf Koſten —— —— 
Belchaffts welche jedoch ‚für michk . mehr, als fünf, Procene der Benäikerung 


Yiefern verbunden iſt. 
J vliate und Trompeten, werben, von 
des einde geftellt 
26:86 Waffen werden ledi id zum, Dienſte in ber, Blige⸗ 
werahreicht,. und follen von den Zuͤrgergardiſten außer dem Pe 
rn aufbe une. demn aͤchſt aber bei. 1; ;Austeite, aus der DO 
garde an den Commandeur a en Stände — J Harn 
PER. Ku ‚Werden die n abgenutztt oder bei, gty— o Aſt ber 
Shader yexbunden / ſolche eigene wohn ‚golden, M aehörigen 
fegen zu en... III 
6 I, zum Dnftgerforbetiche,. in 9, 84, ‚nicht „ge 
nannte egenftände haben bie — der Bürgergarde gus eige ne 
Mittelm,än: F mnd jederzeit in gehoͤzige Stande zuj erhalten. 
a ar) Pe erwaltung ‚det en und: Ausgaben, „jo wie -alfex 
er zur ——2 — noch zur —— fehlöhabers gehoͤrigen Di en ſt⸗ 
gugelagenheiten wird. beider ou exgaxde,.; Siadt, „und: in Caſſel und 
Hanau; für jedes Bataklop, eine Bermaltungscommiffion, beftehe 
38 dem Conimgndeur, ‚einem: Capitaͤn, » einen Fieufangnt, einem Uncerof 
der und einem Bürgergardiften, ‚gebildet, In ben Orten, wo die Buͤrger⸗ 
garde nicht ein Bataillon ausmacht, beſteht jene Commiſſion aus dem com⸗ 
mandi renden Officier, einem zweiten Dfficier, einem Unterofficier und zwei 
Pörgergarhifen.. Außer, dem Sormmmanben». werben die ‚Mitglieder pon ſaͤmnit⸗ 
üchen Officieren, Unterofficieren und VBürgergardiften gewählt, und sivar., alle 
Drei Sabre, nad) erfolgter, Dienſtuͤbernahme der Dfficiere. und, Unterofficiere, | 
Die Wahl geſchieht an einem, vom. Kommandeur. zu beftimmenden, Tage 
dergeftalt, daß jedes Mitglied der Bürgergarde fhriftlich feine Wahl, ſowohl 
der nöthigen Anzahl von Mitgliedern der Verwaltungscommiſſi ion, als auch 
eines Stellvertreters fürrjebes derſelben, abgiebt. Die Zaͤhlung der Stim⸗ 
men geſchieht im, Gegenwart. fimmtlicher Dfficiere, dev zwei aͤlteſten Unterofs 
ciere und, Buͤrgergardiſten von jeder Compagnie, — Als gewählt. find dieje⸗ 
nigen zu betrachten, ‚welche die meiften Stimmen haben. Nach beendigter 
Wahl macht der Commandeur durch eine Ordre die Zuſammenſetzung der 
Verwaltungscommiſſion und. der Stellvertreter bekannt, worauf diefelbe . alss 
bald in Dienftthdtigkei tritt. Der von einer Wahl. zur andern entſtehende 
Bi wird durch ‚die Stellvertreter erſetzt. Der Commandeur beſtimmt ein 
ied der Commiſſion, und zwar einen linterofficier oder Rt ‘ 
Ging bee Rechnun⸗ 
ey Die un‘ 
— find * 
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vathe mitzittheifen, und"tventt dieſer Peine Einwendung m deren Nothwen 


digkeit macht, aus der Kaſſe der Stade ya beehlen in’Fotweit ſie“ nicht dur | 
de eingebe den "Strafgelder gedeckt werden. ° Woeren —— gemacht 


und’ konnen ſolche durch gemeinfehufttiche Berathung nicht befeitigt werden 
fo wird: die Entſcheidung der Provinzlaltegterung eingehohit Art” Eribe %* 
dis Jahres wird die Rechmung von der Verwaltungstommiſſion abge 
—— dem abtrathe, mitgetheitt, — jedem Ditgliebe ‚der ia 
e i et. Zn 
VI, Allgemeine Dienpvseräetfein, —2— 
duß $: 61, Dee‘ Befehlehaber der“ Burgetgarden in jeder Stadt,‘ ben) ef 
— 5* * — po ine — zur Stk 
g achen oder ſonſtiget uͤlfelei an ihn 
blefem Verlangen nd EWR N een chen, —— —— 
ber durch Anſagen die eig Fe annfchaft'verfanmteft oder fh eiligen Fil 
len durch keiner doder leinige Troͤmmelfchlaͤger · dder Hoen iſten · Au cent fgage 
oder 2 laſſen (vergl, $. 11.).. rg 9 
6% Das Allarmzeichen der Buͤrgetgarde, mie Bis, z 
ietliger: Dütfefeiftung verfam melt wltd, Fol: ver 'getto 
— —18 don‘ ‚den mmitalteiſchen Zeichen veehiten und Aberall gi 
förmig bieiben,! 1 a 7 
18.663.Sobalb bie: Mſrge ober das ah —* muß jeder 
Bliae rgatdiſt welcher zur “dei: betikferten M voltſtaͤndig be⸗ 





waffnet und bekleidet ſchleunigſt auf dem Arena Sammel erſchei⸗ 
nen) Woſelbſt er die weitern Bifehle br feiner  Dienfkfking: zu⸗ % Aigen | 


,nd Aenideidetfich" gu befolgen hat, Wil = 


3 3; 64. Met Feet sge fa isn dlertäene Hrn 
garbi 


fr, welche zugleich zur MWaetloſchmanuſchaft der Rettungsgefellſchaft 
gehoͤren 6 vote Die Angeſtellten Welche, nach dert‘ —— ober pe a. 
vorſchrift; ſich in einem beſtimmien Dienſtlocal e⸗ —25* — muͤffen vorm 
ſcheinen auf" ben‘ Sanimelplaͤtzen "der" Würgerdarde- ‚md haben“ * 


bielmehr an: die, fuͤr!die —5 — Mannſt hä ober —— beſtimmiten | 


Drte, — in bas betreffende Dienſtlocal zu — Bun 
Die Vorgeſetten der Buͤrgergarde life Die nur auf 
erfolgte Kauf tion ($. 11), außerdem aber’ zu keinem andern Zwecke aß 
behufs ſolcher Angelegenheiten, welche den tegelmatigen Sient An oil zu 
einer Verſamimlung beördern. ° 
Ohne Erlaubniß ihrer Borgefebtet Sie die Bigergätde, in open odet 
Heinen Abtheilungen weder ſich ver fa mutreln, noch auch nad) beendigkem 
Dienſte die Verſammlung fortfegen; noch hgenbroo fich bewaffnet auffel: 
- ben oder ausruͤcken (fd. 96). 

‚ 66. Auch ift der Bürgergarde oder einer Bsiheung derſechen un⸗ 
terfagt, Berfammilungen zu dem Zwecke zu haften, um über Staats-, 
Bezirks: oder Gemeindeamgelegenheften'zw beräthen, oder Com: 
Mmuntcationen mit Bürgergarden anderer Orte zu veranlaſſen, ober 'eine, 
für die öffentlihe Ordnung oder Privatfiherheit gefährlide, 
Berabredung zw treffen, in — en Faͤllen ſie von den ordentlichen Ge⸗ 
richten beſtraft werden (vergl. $. 95 

$. 67. Die Diimfteitungen: zu welchen fe Bůtgergatde beru⸗ 
fen wird, ſollen jedetzeit puͤnctlhich, tren-und“ gewiſſenhaft von jedem 
Mitgliede derfelben verrichtet werden, 


oder Buͤrgergardiſt foll daher zur angefagten Beit am neun | 


er zum Dienfte ſich einftelten, und die Befehle mr 


Ss 
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ohne Widerrebe: He folgen?) Etwaige Beſchwerden oder Einwenbun: 
gen ſind immer erſt nach beendigter Dienſtleiſtung vorzubringen. 
68. Sm dringenden Faͤllen kann jede obrigkeitliche Be⸗ 
Hörde. fi h mit ihrer Anforderung : wegen‘: bemaffneter: Huͤlfeleiſtung 
anı. den Commandanten sıder sretton, vorhandenen ſtaͤndigen Wache 6. 6.) 
wenden. 
Aüuch iſt der Wachtcommandant auf Anrufen von ‚Seiten irgend eb 
neB), mit gemeingefaͤhrlicher Gewalt bedroheten, : Stabtbemohners verpflichtet, 
bauch fchleunige · Abfendung ‚ einer. dem Beduͤrfniſſe entfprechenden, Anzahf 
von Bürgergardifien ausıderi Wachtmannſchaft den’ gehörigen Schutz zu. 'ges 
währert; und ‚nöthigenfalls ‚die Verſtaͤrkung der Logternnzu veranlaffen. 
KIA Den gewöhnliche: Dienft, vornehmlich bei den: Rönbigen Wach⸗ 
ten wird nah Reihenfolgebgethan. 24 
Die Unterofficiere haben daher alle. Dienſie — zeig, und in de 
ige > Tag vorhertangufagen.) ı .; | 
70. Diejerigen: Mitglieder, der Büirgergarbe, welch öffentliche —* 
* — ſind in denjenigen Faͤllen, wo der Buͤrgergardedienſt mit ihren 
regelmaͤßigen Amtsverrichtungen oder andern unaufſchieblichen Berufsge⸗ 
ſchaͤften zuſammentrifft, mit Erſterem fo weit, als es, und zwar hinſicht⸗ 
lich der Staatsdiener, nach’ der: Beſcheinigung — — Behörden j noͤ⸗ 
thig iſt, zu verſchonen. 
MVoͤllig befrait von der Dienſtleiſtung * der Blirgergarbe find 
zeitweiſe die Mitglieder der. Standeverſammlung und der Landſyndicus 
waͤhrend· — dee ——— | und ſechs — vor und * 
demiekbencis is, 
$. 7. Bar gehäcen Wahrung Fk Reihenfolge hat für jebe Some 
pagnie der Feldwebel, unter: Aufſicht und Controle des Hauptmanns, ein 
genaues D eienſthauch zu: fuͤhren. 

18. 72. Alle unge woͤhnliche Vorfaͤlle im Dienſte der Buͤrgergar⸗ 
den werden voni Umtergebenen dem. Vorgeſetzten gemeldet, amd fo. alsbald 
zur. Kenntniß des, Commandeurs gebracht. Dexfelbe berichtet an die. Regies 
rung über wichtige Dienſtſachen fofort, außerdem aber jaͤhrlich ſowohl uͤber 
den Zuſtand and die Stätte, nal auch uͤber :befondere: Dienftleiftungen der 
Buͤrgergarde. Dem Stadtrathe: wird nor — der Buͤrgergarde Ab⸗ 
ſchrift Diefes Jahresberichtes zugeſchickt. 

- Sn der Reſidenz muß von allen Berichtert des Eommandeure uͤber 
ee Borfälle — at Drylicat an das Miniſterium des Sanern 


— 73..; Befuhe, Eingnken. * —— den Dienſt detref⸗ 
Papiere werden voni- Commandeur nach geſchehener Erledigung in 
der Repoſitur der Bürgergardersaufbewahrt:s. Betreffen die erſteren Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten oder andere erhebliche Gegenſtaͤnde; ; forhat der Comman⸗ 
deur ſie mit der Verwaltungscommiſſion zu berathen und wit · derſelben zu 
erledigen. us 80 —VV— (6 

$. 74. Bürgergardiften, weiche auf Shit mache ober: anfiein ze: 
nen Poften zur Bewachung eines Ortes, einer Sache oder einer Perſon 
aufgeftellt werden, dürfen ihre Stelle innerhalb des „gu dieſem Zwecke ihnen 
angewieſenen/ Maumes nicht vetiaſſen/ noch weniger aber durch Schlafen 
opr ſonſtige. hen Abſichtrihrer 2bufſtellung zunbiderlaufenda, feenpactie Hands 
lungen die Bewachung vernachläffigen, adır 

18.09: Beh dem Iu ſam mentre ff onan pp Mill i ta TE —* Bür- 
oroandım. finden die gewoͤhnlichen Ehre nbe zei — we gegen⸗ 
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ſeitig in: gleicher Art — jedoch nicht gegen Einzelne, ſondern nur gegen 
geſchloſſene Corps und Detachements. Nur wenn die Buͤrgergarde (vergl. 
K. 7 fg.) den Garniſonsdienſt thut, oder zur Landesvertheidigung gebraucht 
wird, ſollen jene Ehrenbezeigungen auch zwiſchen einzelnen Militairperſonen 
und den im Dienſte befindlichen Mitgliedern ber Buͤrgergarde gegenſeitig 
beobachtet werden. 

AR Die Obern follen ihre Untergebenen: mit geziemender | 
Ruͤckſicht auf das, neben ihrer dienlichen Stellung unveraͤnderte, ſonſtige bͤr 
gerliche und perſoͤnliche Verhaͤltniß ſtets mit angemeſſener Schonung beha⸗ 
dein... Jede harte und beleidigende Begegnung iſt uͤberall zu vermeiden. 

$. 77. Während des Dienſtes und zu deſſen Zwecken iſt jedes::Mit 
glied. der Bürgergarde feinen Obern, aufer ber ſchuldigen Achtung, um 
verwelgeruchen Gehorſam zu leiſten verpflichtet. 

$. 78: Die Stellvertretung für einzelne Dienfkteiftungen. durch 
einen andern Bürgergardiften ift blos unter nahen Verwandten, naͤm 
lich zwiſchen Vater und Sohn, Brüdern, Oheim und Neffen, Schwiegervas 
ter und Schwiegerfohbn, und unter. Schwwägern, fo mie zwiſchen Vater und 
Stief- ‚oder Pflegefohn gegenfeitig geftattet, jedoch blos nach vorgängiger Ans 
zeige und-umentgeldlich, ‘wobei es fich von felbft verfteht, daß der Stellvertres 
ter nicht durch eine ſolche Dienftübernahme - verhindert wird, ben ihn ſelbſt 
— Dienſt zu verrichten. 

. 79. Der buͤrgerliche Waffendienft beſchraͤnkt ſich in ber Re 
gel auf den Umfang der Stadbtgemarfung. | 

8. 80... Der Reiche eines Mitgliedes ber Bürgergarde lann die Dann 
ſchaft des Ortes, nach Belieben jedes Einzelnen, in ber RUE fol: 
gen, — ohne Feuergeivehr. 

VIII. Waffenuͤbungen und Aufzuͤge. 

$. 81. Durch ein, von dem Landeshern zu ertheilendes, Reglernent 
foll die Art dee Waffenübungen und nn der Buͤrgergar⸗ 
den vorgefchrieben . wetden.. Die Uebungen werden nicht öfterer, als zwei 
Mal in einem Monat, Statt finden, und fol dadurch dem Gottesdienſte 
kein Eintrag geſchehen. 

§. 82. Feierliche Aufzüge —* nur: bei auferorbenttichen Gele 
genheiten, mit. Zuftimmung des Stadtrathes, oder auf landeshertliche Ver: 
fügung,: Statt, jedoch bei hödyfter Anwefenheit des. — am Orte 
niemals ohne deſſen Bewilligung. die 

IX. ‚Disciplin. im Allgemeinen; 

g. 83. Bur. Aufrehthaltung der Ordnung im Dienfte ber Bürger 
gatde und des, den Borgefegten: hinfichtlich des Dienſtes ſchuldigen, Gehor 
fams, zugleich. "aber auch zur Vermeidung etwaiger. Willtuͤhr der Vorgeſetzten 
ſollen folgende Strafen in N — | 

1) Zurechtweiſung , 0 

2). einfacher Verweis vn. 

3) Geldbuße bis zu drei Thaler, 

-&); Steiheitsftuafe bis zu Deiägigte —— F * 

Hy oͤffentlicher Verweis, | om. 

6) einfache; Ausſtoßung - 

2 Ausftogung vor ‘der Feonte; elite - mitt. feneicher⸗ Betkann⸗⸗ 
erg welche die —— ‚m einim). — nach 

zieht 

gs Dani Viorgefegten har Dienfie Mgtieh: ob/ für die. Aufe 

—— der ——— und für die Beſtrafung jeder: Vernachlaͤſſigung 
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derſelben zu ſorgen. Sie find in biefer Hinſicht "verpflichtet, kleine Dienſt⸗ 
fehler mit Zurechtweiſung, größere Dienſtfehler, oder eine mehtmalige Wieder 
hohlung kleinerer Vernachlaͤffigungen aber mit Verweis zu ruͤgen. | 

8.85. Die Vorgefesten haben diejenigen, zu ihrer Kenntniß gelan 
genden, Dienftwidrigfeiten: derüntergebenen, welche durch. diefes Gefeg 
mit einer, den einfahen Verweis überfleigenden, Strafe be 
droht find, bei eigener Verantwortlichkeit zur Beftrafung anzuzeigen. 

$. 86, Die Vorgofegten verfügen auch ald Sicherheitsmaaßregel au» 
genblidlihe Verhaftung in Fällen der Trunkenheit, der Miderfeglichkeit 
im Dienfte (ſt $. 77.), des Untuheftiftens und thätlicher Beleidigungen, fo 
wie. fonft noch bei folchen Handlungen, welche, nad den beitehenden Gefes 
gen, Verhaftung zur Folge haben. Sie find aber verpflichtet, dem oberften 
Borgefegten hiervon auf. der Stelle, und wenn die Verhaftung bed Nachts 
geihah, vor acht Uhr des. andern Morgend Anzeige zu machen. Diefer iſt 
verbunden, die ihm angezeigte Verhaftung alsbald entweder zu beftätigen ober 
aufzuheben, und mumentlih im Falle eines Vergehens . gegen öffentliche 
zur und Ordnung den Verhafteten den gewoͤhnlichen Gerichten zu 

bergeben. 
| $. 87. Die Beſtrafung der wicklichen Dienſtvergehen bleibt‘ einem, aus 
ber Mitte der Bürgergarde gewählten, Gerichte überlaffen, welches befugt 
iſt, alle im $. 83; genannte Strafen auszufprechen. 

8.88. Das Gericht der Bürgergarde befteht für biefelbe und 
da, wo fie mehrere Bataillons zählt, für deren jedes, aus dem Comman⸗ 
deur, als Vorſitzenden, einem Officier von jeder Compagnie, worunter bei 
einem ganzen Bataillon ein Hauptmann, auch einem Unterofficier und einem 
Bürgergardiften jeder Compagnie, jedoch niemals aus weniger, als neun 
- Mitgliedern, fo daß da, wo es nöthig ift, flatt eines Vürgergardiften vor 
jeder Compagnie zwei gerwählt twerden müffen. Erreicht die Stärke der Bür: 
gergarde eines Ortes nicht die einer Compagnie; fo wird das Gericht thuns 
lichſt ſo zuſammengeſetzt, wie es fich nad) der vorhergehenden Beſtimmung 
für eine Compagtie ergiebt, 

$. 89. Der Vorfigende wird im Verhinderungsfalle durch den nad): 
folgenden Dfficier gleichen Grades, und mo ein ſolcher ift, durch den Alte - 
ſten DOfficier des nächftfolgenden Grades vertreten. 

Unter dem Xeltejten wird hier, wie Überall in dieſem Gefege, der nach 
dem Lebensjahre Aeltefte verftanden. 

d. 90. Die Mitglieder des Gerichts einer. jeden Wärgeigarbe, mit 
Ausnahme des Commandeurs, fo wie für. jeden ein Stellvertreter vom naͤm⸗ 
lichen Grade des zu Vertvetenden, werden in gleicher Art, wie 8 im $. 59. 
für die Verwaltungscommiffion vorgefchrieben ift, und gleichzeitig mit dieſer 
gewählt. Iſt ein gewählten Michter verhindert, oder. bei einer Sache be: 
theiligt, woruͤber das Gericht entfcheidetz fo wird beffen Stellvertreter beru- 
fen. Iſt auch der eintretende Stellvertreter. verhindert oder betheiligt; fo 
wählt das Gericht aus ſaͤmmtlichen Stellwertretern den Erfagmann, und 
zwar nad) Stimmenmehrheit. Wäre die Zahl der. Stimmen getheilt; fo ift 
diejenige entfcheidend, zu welcher der Commandeur getreten iſt. 

$. 91. Nur ſolche können zu Richtern ‚ober: beten Stellvertre: 
tern"gemwählt wer* 
dient haben, 
gerichte ni“ 

Berzeich" 
vr 
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bis 116.) zu etkennen, melde eine von den im $. 83. genannten » Strafen 
nach ſich ziehen. Glaubt daffelbe, daß ein Dienflvergehen harter zu beſtra⸗ 
fen fen; fo chat es, in Gemaͤßheit der. in den folgenden 65. enthaltenen Bes 
ſtimmungen, die Sache mit den etwa darüber ſchon verhandelten Acten an 
das ordentliche. Gerichts: abzugeben, und; zwar bei eigener Verantwortlichkeit 
des Vorſitzenden. Hat: ein Mitglied der ‚Bürgergarde im. Dienft auch ein 
gemeines Vergehen oder Verbrechen begangen; fo ift das zugleich 
begangene Dienftvergehen blos als. ein Straffchärfungsgrund zu betrachten, 
und das Bürgergardegericht hat in diefem Falle nur nach erfolgten Urtheile 
des ordentlichen Gerichtes die etwa, in Gemüßheit des $. 15., eintretende 
Ausſtoßung des BVerurtheilten, sum gwecke der Vollziehung des Straferkennt⸗ 
niſſes, zu bewirken. 

Wenn ein Vorgeſetzter eine der im 83. unter Mr. 1. und 2, be 
flimmten Strafen verhängt ($. 84.); fo kann das Bürgergardegericht, fos 
fern es diefe Strafe für zu gering hält, nad vorgängiger Unterſuchung der 
Sache, noch eine. härtere Strafe gegen den Schuldigen — wobei 
aber jene bereits erlittene Strafe zu beruͤckſichtigen iſt. 

X, Strafbeftimmungen. 

$. 93. Wer feine Hülfe in Fällen verfagt, wo die zuſtaͤndige Ci⸗ 
vilbehoͤrde zur Aufrechthaltung der verfaffungsmäßigen- und geſetzlichen Ord⸗ 
nung den Dienſt der Buͤrgergarde in Anſpruch nimmt, wird mit einer Geld⸗ 
buße von einem bis zu drei Thalern, mit oͤffentlichem Verweiſe vor der 
Fronte, oder nach Befinden: mit Ausſtoßung beſtraft, vorbehaltlich der Ab: 
gabe der. Sache an das ordentliche ‚Gericht in ſchweren Fallen, wohin nas 
mentlich die Verfagung der Hülfe von. Seiten eines Vorgeſetzten gehört. 
789% Geht aberidie Verweigerung der verlangten Hülfe 
von einer größern Abtheilung gemeinfhaftlih aus; fo werden die Uns 
gehorfamen an die ordentlichen Gerichte zur Beftrafung ‚abgegeben, und 
tritt. einftweilen, neben Abnahme ber Waffen, deren Suspenſion vom 
Dienſte ein. 

$. 95. Geſetzwidrige Berfarkmlungen der. Buͤrgergarde (ſ. 
$..65;) werden, ‚wenn ſonſt fein ſtrafbarer Zweck zum Grunde liegt, mit 
einer Geldbuße von einem ‚bie zu drei Thalern beftraft, und zwar an jedem 

Zheilhaber. 

Dfficiere werden alsbald, neben Abnahme der Waffen, vom Dienfte 
fuspendirt, und demnächft mit angemeffener Arreftftrafe belegt. 
| Uebertretungen der. im $. 66. enthaltenen Vorſchriften ſollen von dem 
ordentlichen Gerichten, unter Anwendung der, für ähnliche Fälle beftehenden, 
ſtrafrechtlichen Beſtimmungen, jedoch ſtets mit einer ſchwereren, als blos po⸗ 
lizeilichen, Strafe geahndet werden. 

$. 96... Wenn groͤßere oder kleinere Abtheilungen der Buͤrgergarde ei⸗ 
genmächtig zu geſetzwidrigen Zwecken ausruͤcken, oder den Befehlen der 
Vorgeſetzten im Dienſte den Gehorſam verweigern, oder unter den Waffen eine 
Eigenmacht ſich erlauben; fo iſt ſogleich von dem Buͤrgergardegerichte, oder, 
wenn die Mehrheit der Mitglieder deſſelben, einſchließlich der Stellvertreter, ſelbſt 
dabei betheiligt waͤre, von dem Stadtrathe, oder von der Regierung der Pros 
vinz, die einftweilige Suspenfion der betreffenden Abtheilungen vom 
Dienfte, mit oder ohne Entwaffnung, auszuſprechen, im erſtern Falle die 
Aufbewahrungn der Waffen an ‚einem, von ber Regierung der Provinz zu 
beſtimmenden, Dxtte zu ‚bewirken, an das Minifterium des Innern Bericht 
zu erftatten, und die Sache fofort an das ordentliche Gericht abzugeben. 
Dieſes hat ohne den imindeften Verzug den Thatbeſtand der Vergehung zum 
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Zwecke der, gegen die einzelnen Theilnehmer zu richtenden, Unterſuchung int 
Allgemeinen feſtzuſtellen, und es muß hierauf alsbald entweder die angeord⸗ 
nete Suspenſion der betreffenden Buͤrgergarde aufgehoben, oder die gaͤnzliche 
Aufloͤſung derſelben verfügt. werden. Dieſes Letztere kann jedoch nur, 
wenn die Vergehung, zufolge der gerichtlichen Vorunterſuchung, von bedeu⸗ 
tendem Umfange war, geſchehen, und ſteht alsdann dem Landesherrn, auf 
den Anttag bes Miniſteriums des. Innern, mit beiſtimmendem Gutachten des 
Geſammtſtaatsminiſteriums, dergeſtalt zu, daß damit unmittelbar die Bildung ei: 
ner neuen: Bürgergarde oder Abtheilung, unter Beibehaltung der, in: der Un: 
terſuchung nicht begriffenen, Mitglieder und Ergänzung bet. regelmäßigen Anz 
zahl ducdy andere, nach dem. $. 19, zum Buͤrgergardedienſte geeignete, Ein⸗ 
— verbunden werden muß ’ 

: Bon dem Gerichte ‚wird - auf‘. bie ‚weiter. fortgefegte Unterfuchung,, nad) 
dem Grade. det. fich ergebenden boͤslichen Abſicht, auf Ausftoßung, verbun- 
den mit Arreſtſtrafe von laͤngerer Dauer, oder auf peinliche Strafe, erkannt. 

§. 97. Würde eine Abtheilung der Buͤrgergarde, zwar unbewaffnet, 
jedoch gefammter:Hand, fich einer groben Vergebung: gegenc bie gefeßliche 
Ordnung fchuldig machen ; fo kann die Regierung der Provinz die: Suspen- 
fon diefer Abtheilung verfügen. -. Davon’ muß: aber alsbald dem Minifterium 
des Innern, zur geeigneten weitem SBefimmtang, mach Maaßgabe des 8. 96. 
Bericht erſtattet werden, 8* 

. 98. Wer igu.. dem‘ vorgeſchriebenen regelmaͤßigen Dienſte J 
auch $. 65.) ohne genuͤgende Entſchuldigung gar nicht oder nicht zur 
gehörigen Zeit ſich einfindet, wird "mit Zurtechtweiſung oder einfa= 
chem Berweife,: im Falle mehrmaliger VBerfäumung > aber; daneben noch mit 
einer Geldbuße von zwölf gGr. bis zu zwei Thalern beſtraft, und muß den 
Dienft nachhohlen. 

Findet jene Verſpaͤtung oder Berfäumung bei: einem gehörig angefagten 
ober‘ mittelft Alarmzeichens befohlenen außerordentlihen Dienfte (f. 
6. 4. und $..63.) Statt; fo tritt, neben einer — bis m drei Tha⸗ 
lern, noch jedenfalls eine Arreſiſtrafe ins di, 

$. 99. Wer nicht vorfriftmäßig Gehtetkt. * nicht ge— 
hoͤrig bewaffnet zum Dienſte erſcheint (vergl. 9. 63 ‚und 64.), wird, 
vorbehaltlich der Dienſtnachhohlung, mit Zurechtweiſung/ und wenn dieſe Ahn⸗ 
dung fruchtlos geblieben iſt, weiter mit einer Geldbuße bis zu einem Thaler, 
oder Verweis in den vorgeſchriebenen Abſtufungen, beſtraft / 

. 400. Befchaͤdigung der. Waffen oder des Lederzeuges, und 
Bernachlaͤffigung bei deren Reinhaltung wird mit vier gGr. bis zu 
zwölf gGr., außer dem Erſatze eines etwaigen Schadens, beftraft. | 

Die Veräußerung der den. Buͤrgergardiſten anvertraueten Armaturftüde 
En als Veruntreuung den — Gerichten wu Beſtrafung uͤber⸗ 
wieſen. 

$. 101. Wer be‘ ihm’ anvertraueten Waffen; u — Aue: 
den, ald.dem Bürgergarbebienfte, gebraucht, verfällt in, eine Strafe von einem 
Zhaler, welche im MWiederhohlungsfalle: angemeffen zu ſchaͤrfen iſt. 

Denjenigen, welcher ohne Befehl im Dienfte ein geladenes Gewehr, 
ſcharfe Patronen oder Pulver und Blei mit ſich fuͤhrt, trifft die 
Strafe der Ausſtoßung. Ergiebt es fich jedoch auf. genüginde Weife, daß 
feine böslihe Abficht zum Grunde liegt; ſo kann diefe Strafe, nach dem Er: 
meffen des Bürgergardegerichtes, im erſten Falle bis auf drei Thaler oder 
drei. Zage Arreſt em!" Sm Misherhohlunasfalle tritt ' daagegen 
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gleich derſelbe dem ordentlichen Gerichte angezeigt, welches zu unterſuchen hat, 
ob: feine verbrecheriſche Abſicht dabei zum Grande ‚gelegen hat. Gleiches 
Verfahren findet Statt, ‚wenn ein in. wirktihem Dienſte der Buͤrgergarde 
ſich befindendes Mitglied derfelben außer der, nad diefem Geſetze zuläffigen, 
Bewaffnung noch mit anderen Waffen: verfehen, öffentlich erfcheint. 

$. 102. Unterbrehung der Stille unter dem Gewehr wirb 
mit Burechtweifung,, einfachen Berweile, ober mit Geldſtrafe bis zu einem 
Thaler geahndet. 

$. 103. Woͤrtliche, im Dienſie —— —— gegen 
Cameraden wird, vorbehaltlich der Klage vor den ordentlichen Gerichten, 
mit Zurechtweiſung oder einfachem Verweiſe beſtraft. Thaͤtliche Belei— 
digung ziehet augenblickliche Verhaftung und demnaͤchſt öffentliche Aus— 
ſtoßung des Schuldigen aus der Buͤrgergarde (8:83, 7.) nach fi. Außer⸗ 
dem wird der Schuldige den ordentlichen Strafgerichten uͤbetgeben. 

$. 104. Betrunkenheit im Dienſte wird, unter ——S —— 
der Umſtaͤnde, mit einer Geldbuße von zwoͤlf gGr. bis zu drei Thalern, oder 
mit Arreſt dis zu drei Tagen, und im Sale mehemaliger Wiederhohlung mit 
Ausſtoßung beſtraft. 

$. 105. Wer ohne Erlaubnißhi ſich von der Wade oder. irgend 
einer fonftigen gewöhnlihen Dienfte entfernt, foll außer der Dienft: 
nahhohlung, nad) Verhältnig der zum Grunde liegenden Abficht, mit Geld⸗ 
oder Arreſtſtrafe, nach Befinden auch mie. — ea vor ber 
Fronte, oder mit Ausſtoßung beſtraft werden 

$. 106. Die Schil dwache, welche uͤber die ihe * Grenze 
ihres Poftens fih entfernt, welhe Taback raucht, mit’ etwas. Anderem, 
als der Beobachtung ihres Poftens, ſich befchäftigt, das Gewehr aus der 
Hand läßt, fich fegt oder einfchläft, wird mit Zurechtwelſung — oder 
einer Geldbuße bis zu drei Thalern, beflrafta.n 

$. 107. Wer. vor der; Ablöfung feinen Poſten verlaͤßt, ‚ober: die 
ihm zur Vewachung anvertraueten Chegen fände der: ablöfenden Schildwache 
nicht überliefert, wird zu 24flündigem. bis zu dreitaͤgigem Arreſte ver— 
urtheilt, auch nad) Maaßgabe der Wichtigkeit: des ihm anvertraueten Poftens 
und ber feine gefegwibwigen Handlungen. begleitenden Umſtaͤnde, mit oͤffentli— 
chem Verweiſe vor ‘der, Fronte, oder. mit N beikafe;: und _— 
dem ordentlichen Gerichte übergebem . ©; 

$. 108. Jeder Wachtcommandant oder Pofken, welcher einen Ver⸗ 
haftetenvaus Nahläffigkert entfpringen läßt, wird, nach Verhaͤltniß 
feines Verſchuldens, mit: einer Geldbuße bis zu drei Thalern, oder mit verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßigem Arreſte beſtraft. Hat er ihn aber vorfagkichientfpringen laf⸗ 
fen, oder ſogar der geſetzlichen Auslicferung ober. Verfolgung deſſelben ſich 
widerſetzt; fo ſoll er, ſobald hinreichende Anzeigen vorhanden ſind, ohne Ver— 
zug verhaftet und dem zuſtaͤndigen Gerichte uͤbergeben werden. Wird er 
wegen eines ſolchen Vergehens, oder wegen nachgefolgter Beguͤnſtigung 
eines Verbrechers, von der Strafgerichtsbehoͤrde verurtheiltz ſo hat das 
Buͤrgergardegericht die Strafe der. Ausflogungi.gegem ihn: zu erkennen. 

§. 109. Vorgeſetzte, welche ihre Untergebenen unziemlich be: 
handeln, dieſelben beleid igen, oder auf ſonſtige Weiſe ihte Dienſtbefug— 
niß uͤberſchreiten, erhalten Zurechtweiſung, Verweis, oder nach Befinden 
eine andere angemeſſene Strafe nach Maaßgabe des $; 83: 
8110. Wer fih, er ſey Buͤrgergardiſt, Unterofficiee oder; Officier, 
gegen feinen Vorgefegten im Diemfte verantwortet, ſelbſt wenn 
jener: feine Dienſtbefugniß überfchritten hätte, : wird in seine Geldbuße. don 
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zwoͤlf gGr, bis zu brei Thalern, oder nach. Befinden din Arreſtſtrafe von zwoͤlf 
Stunden bis zu drei Tagen, verurtheilt. 

1 Woͤrtliche Beleidigungen oder⸗ Widerfsoticteit 
von) Mitgliedern ber Bürgergarde gegen Borgefegte im Dienſte, oder 
‚gegen im — befindliche — ——————— oder Pa trouillen wird 
mit Atreſtſtrafe bis zu drei Tagen, oder nach Befinden mit Ausſtoßung be— 
ſtraft, Im Falle thaͤtlicher Widerfetzlichkeit wird der Schuldige mit. Ausfto: 
ßung vor der Fronte beſtraft, und dem ordentlichen Gerichte zur Verurthei⸗ 
* in eine ſchwerere, als blos polizeiliche, Strafe uͤbergeben. 

$ 11% Me im Dienſte Unfolgſamkeit oder Aufruhr erregt, 
ſoll am. Gerichten - zur Beſtrafung nach der Strenge ber :beftehenden Geſetze 
fofort überliefert, in jedem Falle aber nach der — des $. 83 7, 
ans der Buͤtgergarde außgeftoßen:; werden. ii mist 

$. 113. Wenn ein Mitglied der Bürgergatde wegen ſolcher Verge— 
Hungen, die entweder nach geſetzlichen Beſtimmungen oder nach allgemeinen 
Begriffen für: entehrend zu halten: find, vor Gericht’ geſtellt und von der 
Anſchuldigung nicht völlig losgeſprochen worden: iſt, oder wenn) ein Mitglied 
devfelben duch Sittentofigkeit ſich in der oͤffentlichen Meimung: herab: 
gefegt hat, oder ſonſt der Sicherheit» des Dienstes durth ſein Benehmen: zum | 
Nachtheile gereicht ;- fo hat ber Hauptmann ‚der betreffenden: Compagnie davon 
dem: Büryergardegesichte Anzeige ‘ miachen ‚welches dutch ihn die Com⸗ 
pagnie verſammeln · laͤßt/ und)’ werm die“ abfolute Mehrheit der Mitglieder 
der ganzen Compagnie aus genuͤgend aufheben Gelinden far die Aus⸗ 
———— ſtimmt, dieſe ausſpricht und vollzieht 

In dem“ erſtgedachten Faller kann auch durch öl folder Ausfpru, 
ber Compagnie, det Angeſchuldigte fhon während ben gevichtlichen Unterfuchumg 
bis zu erfolgtem Urtheile dom Dienſte ſuspendirt werden; 1 ©. :- 
9 144.0 Andere, nicht beſondersmamhaft gemachte, 
Dienftvergehen können nad) den Strafbeſtimmungen fuͤr⸗gleichattige Falle, 
und nach eigenem Ermeſſen der zur: Ahadung Berechtigten⸗ mit * $.83, 
bezeichneten. Strafen "geahndet werden. .ı mn U ulm 2 

8.115. Eine Geldbuße darf auf: BegeimbetesAnfuchen des Be⸗ 
ſtraften, oder im Falle der Unbeitreiblichkeit, in eine Arreſtſtrafe/ nach dem 
Verhaͤltniſſe, daß ein Thaler einer Arreſtſtrafe von wier und zwanzig Stunden 
gleich gelte, verwandelt: werden > Niemals aber, findet die — 
einer Arreftfträfe in Geldbuße State 

8.116. - Die m... re wergedene sehe. immer eine 
Fehäufere 1 nach fi. 
| 2% Verfahren der Ben — —— 


S. 4117. Die Bürgergardegerigte verfammeln fih, wenn 
Feine dringende Veranlaſſung vorhanden ift, der Pegel nach monatlich ein 
mal, und, werden ‚acht Tage vor der. ‚Sigung von dem ‚Befehlshaber berufen, 
worauf der , Gerichtsnorftand alsbald einen Berihterfiatter und einen 
Protocoltführer aus den Mitgliedern erwählt. 

6. 1418. Der Berichterftatter vernimmt,: mit Zuziehung des Proto: 
eolfführers, die fammtlichen Betheiligten, fammelt bie Bemweil e, und ftellt 
die ſchriftliche Anklage auf, melde vier und zwanzig. Stunden vor 
der Sitzung dem Beſchuldigten durch einem en behändigt. wer—⸗ 
den muß. 
$. 119. Die Bortanume & 
ligten und'-Ber 
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beforgt. ern drsu ng Bier od 

"Die Abhoͤrung auderernVetheiligten und Zeugen weiche nicht MRitglie- 
der, ber Buͤrgergatrde ‚find, geſchiehet durch das ordentliche Gericht,„iitweldhes 
dieſerhalb vom Buͤrgergardegericht zu requitriten iſt. M site’ mi m 

6. 120, Jeden Richter, weicher ohne erhebliche; und ſo zeitig, ag smöge 
lid, vor. der Sitzung befcheinigte: Verhinderung zuruückb leibt, verfaͤllt in 
eine Strafe vom einem Thaler, welche alsbald auszuſprechen iſt. 2220 [er 

$. 121. In der Sigung hält: der Berich dert atter Botragz; 
dann vernimmt. der Vorſitzende oder ein von demſelben heauftragter Rich⸗ 
ter ſaͤmmtliche Betheiligte und die Zeugen, und zuletzt hoͤrt das Sehe bie 
ſchließliche Vertheidigung des Beichuldigtem..s.i ni m 

Das Berfahren ift mündlid, und De Alert, —* 
Bete darf nicht verſagt werden. ad 

9.122. Eidesteiftumgen.haben bei den Bürgmgnrdegseichten. nicht 
Statt, weder von. Seiten. der Betheiligten, :nocdy vom: Seiten ‚der. Zeugen 
(vergl. $.126.).. Wahrheitwidrige.,Feugniffe vordtem Buͤegergarde⸗ 
gerichte „find , nicht nur von den gewöhnlichen: Gerichten zu beſtrafen, fondern 
es kann auch nad), den Umſtaͤnden die Ausſtoßung Re ubbigen,. in Ge⸗ 

möäßheit de8.$. 113 deshalb Statt finden... 1-1 

9. 123 Der Amz eige seiner: Üorgefenten. m Dienfe aebůber 
—— des Gegenbeweiſes, voller Glaube, wenn dieſen Vorgeſetzte waͤh⸗ 

rend des Vorfalls nicht in einer mit — — — 
ſtehenden ungeſetzlichen Handlung. begriffen war ©) 

.424 Das Erbenntnißawird in der, Yet ue daß zerſt über 
I Schuld, und. dann uͤber die auszuſprechende Strafe: abge fhi mung. wir; 
und babei abfolute Stimmenmehrheit bei, Stimmengseichheis- abe 
die Stimme des Vorſitzenden enthridet, ‚Dem Berichterſtatter Forum = 
bei nur eine. berathende Stimmt: zu; ETAR:WALERBET 
»  EinRehtamittetigegen die: —— * ——— dur 
welche die im $. 83. unter 6. und 7. vorkommenden , Stenfen ausgeſprochen 
werden, findet, in der Art Statt, daß der Merurtheilte alsbald nach Verkuͤn⸗ 
digung des. Erkenntulſſes erklaͤten muß, daß: er deſſen Reviſion verlange. 
Derſelbe hat alsdann binnen, drei Tagen, unter, Borlegungi des verurtheilenden 
Erkenntniſſes, nebſt einer, die dagegen geſchehene Anzeige ber: Beſchwerde dar⸗ 
legenden, Beſcheinigung jene ſelbſt entweder in einer beſonderen Eingabe oder 
vetmittelſt einer protocollariſchen Vernehmlaſſung bei: dem ‚betreffenden Unter⸗ 
gerichte zu rechtfertigen, von welchem, nach alsbald bewirkter ‚Einziehung der 
Acten des Buͤrgergardegerichtes, ſolche nebſt den porerwaͤhnten tenſtuͤcken an 
den Criminalſenat des Ober echtes Anhuſenden ſit nd, bern "da as weitere Er⸗ 
kenntniß in letzter Inſtanz —5* 

. 125. Das, die Anklage, —— unbe Vertheidigung enthäl: 
tenbe, dem Beſchuldigten vorzufefende- Protokohl, unter welches das -Ur: 
theil, mit Eurzer Angabe ber Gruͤnde, gefegt wird fe von Tänitntlichen- Rich: 
tern und dem Protocollführer zu unterzeichnen. © En 

6.126, > Ale, nicht zu der durch gegenwaͤrtiges Geſet — Com⸗ 
petenz des. Buͤrgergardegerichtes gehörigen, oder dieſe uͤberſteigenden Sachen, 
werden ſogleich von dem Bürgergardegerichte an‘ die ordentlichen Gerichte ab: 
gegeben, und / überhaupt fell in dergleichen Sachen. einem etwaigen Berfah: 
ren des Buͤrgergardegerichtes keinerlei Einfluß auf ihre Behandlung bei den 
ordentlichen Gerichten oder anderen Behörden, geſtattet werden. 

Iſt die eidliche Abhoͤrung der Zeugen vor ‚deren. Bernehmung verlangt 
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und“ vomBuͤrgergardegericht⸗ mechtoendiaercchtee⸗ ſo — da Hobhnuch⸗ 
Oortiht darum erſucht Werden. 0 0) md. 

92427.) Exfceintiber Befyuigei nicht; fo. Bere An: Ungepsrfa am 
ade Eingeftändniß angenommen, Es ſteht ihm aber das Necht zu, unter 
gehoͤtiger Nachweiſung hinreichender Entſchuldigungsgrunden fuͤr fein Nichter⸗ 
ſcheinen, das Gefucheum⸗ Wi ederadu funhme der Sich eribinten drei 
Tagen nach erfolgter Mittheilung des Erkenutalſſes anzuzeigen und bei der 
naͤchſtfolgenden Verſammlung des Gerichtes worzubrimgen, worauf ein endli: 


er Ausf en, 
. 6.1 12 —— borfthenden Richter gebuͤhrt die — bung der 
Polihei — dan Georichts ſitz umg, wish ‚Sc Sitzung 
ein Unteroffizier conmmandirt wirdn⸗ Ruheſtoͤret kann er ſofort verhaften laſſen. 
Auch kann das Buͤrgergardegericht gegen ſolche, welche ſich waͤhrend dor Si⸗ 
tzung ungeziemend —— die — — Magßregeln 
egreifin. ad sr 
190 129 Ve Sale Kampeanie —* ‚ein Strafbuc, gehalten, / in 
elches die Strafurtheile des Bürgergardegerichtes,, ; ‚mit, kurzer Angabe des 
Vergehens/ eingetragen und ‚von dem vorſitzenden Richter und dm Protocoll⸗ 
führer unterzeichnet werden. Dieſes Strafbu ſtehet ben. im $. 10; erwaͤhn⸗ 
ee Hehörben, ‚Stets zur, Ejnſicht offen. - 
84 130: - Zum Drdnen- und Kufbewahren alfer- "auf Strafſachen 
br gzüiglichen Schriftee: und Acten iſt die noͤthlge Einrichtung von! dem 
— zu treffen, Derſelbe „fann zu dem Ende unter den Mit⸗ 
— des zn a einen: Rep ofitar beitelfen. — 
ollziehung ber. Straferkennentffei 
——— ie ——— ng eines jeden Straferkenntniffes 
A wenn nicht ein Rechtsmittel dagegen "eingelegt ift, fpäteftens am: vierten 
Air je nach ‚der Verkündigung oder Behaͤndigung Statt finden. Ausſtoßung 
huf Techn des deshalb yttig zu benachtichtigenden oberſten Vorge⸗ 
Pie: in Vollzug gefegt. Surehtwelfungen, und‘ Verweiſe, welche 
von dem‘ Bürgergatdegerichtt "erkannt firtb, "werden von dern Hnuptmanke, und 
gegen diefen, ſelbſt oder einen höhern Dfficier, von deſſen nd ſtein ‚Vorgefegten 
volzögen. Zur Verbuͤßung der Urreftftrafe werden Buͤr getgãrdiſten und Unter: 
offtetere durch einen Unterofficier, Offitiere aber durch den Adjutant angewieſen, ſich 
im Arreſtlocal einzufinden. Wich dieſe Weifung nicht am naͤnlichen Tage noch, 
befolgt, fo werden Unterofficiere und Buͤrgergardiſten — ein Detachement der 
Buͤrgergarde abgefuͤhrt, Offiziere aber nochmal vom Befehlshaber der Buͤrgergarde 
ſchriftlich angewieſen/ ſich zur Strafverbuͤßung einzufinden, und falls auch die: 
fes nicht befolgt wird, erkennt das Würgergardegericht auf Entſetzung vom 
Dfficiersgrade, und wird ohne Aufſchub die: Arreſtſtrafe zum Vollzuge gebracht. 
Geldbußen endlich werden, auf Anweiſung des "Serichtsvorftandes, durch 
den betreffenden Feldwebel erhoben, und nöthidenfalls mittelſt Requiſ tion 
durch die ordentliche Gerichtsbehoͤrde beigetrieben. 
.432. Die erkannten Geldſtrafen werden nach ber. Beftinmung 
der Berwaltungscommiffion zu allgenneinen Bataillonss und Compagnie: 
DBedürfniffen verwendet, und zu. dem Ende von dem an race 
Der DVerwaltungscommiffion vereinnahmt. 
$. 133. Der: öffentliche Verweis wird mittelft Vorleſung des Urteils 
vor der Fronte des Bataillons oder der Compagnie ertheitt; 
$. 134. Die einfache Ausſtoßung geſchiehet durch ſchriftliche Ordre, 
Die öffentliche permta” ——e— 
oder ber 7 


666 Churheſſen. 


uͤbergebenen Waffen an ben Feldwebel feiner Compagnie abliefern. Blos 
nach der einfachen Ausſtoßung kann ſpaͤterhin die Wiederaufnahme mittelſt 
eines Beſchluſſes des Buͤrgergardegerichts, und. wenn jene in Gemaͤßheit des 
$. 113. zufolge Ausſpruchs der Compagnie geſchehen iſt, nur: mit Zuftim- 
mung ‚der abfoluten. Mehrheit der betreffenden Compagnie: erfolgen. Niemals 
aber darf die. Wiederaufnahme vor Ablauf eines: Jahres, vom Tage der 
— an a gerechnet, Statt finden. 


Zweiter Sheil: 
Bon ben Bürgergarben ber. Landgemeitiben. 


. 135. Die in dem erſten Abſchnitte des erſten Theiles hinſi chtlich der 
Buͤrgergarden der Städte ertheilten allgemeinen Vorſchriften finden 
auch auf die Buͤrgergarden der Landgemeinden et ſoweit es die 
Verhaͤltniſſe und der Inhalt der folgenden 66. zulaſſen. 

F. 136. Zum Waffendienſte in den Buͤrgergarden bee Landgemeinden 
find im Allgemeinen alle waffenfaͤhige ſelb ſt ſt an dige, mit Grundei— 
genthum angefeffene Landbewohner, welche das Staats- und Orts-— 
buͤrgerrecht haben, vom zuruͤckgelegten zwei und zwanzigſten bis zum vollen⸗ 
deten funfzigſten Lebensjahre. verpflichtet. 

Folglich find in die Bürgergarde nicht aufzunehmen Tagelöhrier 
welche nicht Drtsbürgen, und nicht mit Grundeigenthum ängefeffen find, fo 
wie‘ Lehtlinge "Dienftboten, Gefellen, Leute ohne feſten Wehnſis und Die: 
jenigen;, welche von milden Unterftügungen feben.: "7 37. 

$. 137. Ausgeſchlofſen vom Waffendienſte find auch, in den Land: 
gemeinden die in dem $. 29. bezeichneten Perfonen, woruͤber die Eutjchei: 
dumg dem Anführer und bem Drtsvorftande, vorbehaltlich, bet ʒ Defäpioerhefüß: 
tung (f. $.142.), zuftehet. 

$. 138, Ausgenommen von ber Berpflichtung zum Waffendienſie 
wegen Unvertraͤglichkeit deſſelben mit ihrem Berufe ſind, außer den Schul⸗ 
theiſen (Greben), die im $. 20. genannten Perfonen, fofern diefelben in den 
Landgemeinden vorkommen. 

$. 139. Die $$. 21. und 22., megen. "der. Entſchuldigungs⸗ 
gründe, gelten ebenwohl von den Bürgergarden ber Landgemeinden , foweit 
deren Inhalt auf: fegtere anwendbar iſtz wobei jedoch in Anſehung der 
Nr. 5. des $. 22,, an die Stelle der Verwaltungscommifjion, auf dem Lande 
der Anführer, und dei Ortsvorſtand treten. 


$. 140.; Den zum Dienfte in der Birgergarde, verpflichteten Banbe: 
wohnern fol. es mit Borwiffen des betreffenden Anführers- geftattet ;.feyn, 
waffenfaͤhige Soͤhne, Pfleg-, Schwiegerſoͤhne oder andere, in 
- einem ſolchen näheren verwandtfhaftlichen oder haͤuslichen Ver— 

haͤltniſſe ſtehende Perfonen, welche zwar noch nicht felbftftändig, jedoch 
22 Zahr alt find, für fich eintreten zu laffen, 

8. 141. Ueber alle waffenfähigen, nach ben vorficehenden 65. zum 
Dienfte in der Bürgergarde verbundenen, Gemeindeangehörigen hat der Orts: 
vorfiand ein Verzeichnig aufzunehmen, und dieſes an den betreffenden Ver⸗ 
waltungsbeamten einzuſenden. 

Der Verwaltungsbeamte hat alsdann, nad) vorgaͤngiger Anhoͤrung des 
Ortsvorſtandes, amd. nach Befinden noch anderer mit den perſoͤnlichen Ver— 
bältniffen bekannter zuverläffiger Perfonen, diejenigen Einwohner zu be 
zeichnen, welche ben Dienft in der Bürgergarde zu übernehmen 
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. 442. Die Berjeihniffe werden bei dem Verwaltungsbeamten 
aͤhtlich ergaͤnzt und berichtigt, und ſodann ueberſichten der Mann⸗ 
haft: an die Regierung. der Provinz eingereicht. 

Bei: der Regierung der: Provinz find etwaige Beſchwerden wegen 
lebergehung oder angeblich unrichtiger Einſchreibung in die Liſten 
ec. Buͤrgergarde, nad) fruchtloſer Gegenvorftellung "bei DOM, ee | 
amten, anzubringen und zu entfcheiden. 

$. 143. Die eingeſchriebene Mannſchaft en seven Dor⸗ 
es nebſt den dazu gehoͤrigen abgelegenen Muͤhlen, Hof⸗ und anderen Wohn: 
ätten, bidet eine für fich beftehende-Bürgergarde.: 

514. Wo bie Beamten und Arbeiter an einem Bergwerke oder 

einer ähnlichen Anftalt eine hinreichende Anzahl ausmachen, um 
* eine Wache wvon mindeſtens zehn Mann zu bilden; da kann aus 
nen eine ſolche unter Anfuͤhrung der eigenen Vorgeſetzten errichtet werben. | 
85. 445. Jede Buͤrgergarde eines Ortes hat, ſofern die bienftpflichtige, 
die Compagnieen eingeſtellte Mannſchaft uͤber funfzig Koͤpfe zählt ‚»einen 
auptmann, einem Feldwebel, und jeirauf zehn Mann einen Unterofficier, 
wie für jede weitere funfzig Mann noch einen Lieutenant: als Zugführer. 
Iſt dagegen diefelbe nicht über fünfzig Mann ſtark; fo hat ſie nur 
ven Lieutenant. nebfti einem Feldwebel und die’ nöthigen Unteroffickere.. 
!$r 146. Die Wuff che. über die Buͤrgergarden der Landgemeinden 
jet das Minifterium des Innern, welches dieſelbe durch die Regierungen 
Provinzen, oder die * diefriben zu — ee —— 
laſſen hat. 
$. 147. Bei ber aſten Eineichtung * ———— in * Landge 
inden geſchiehet die Wahl ſaͤmmtlicher Officiere und Unterofficiere unter der 
ung der Drtsvorftände durch relative Stimmenmehrheit, und, erfolgt: dev. 
teun: Betätigung durd) die Regierung dee Provinz. '.. > 
$..148.. Die Anftellung der Officiere geſchiehet für Bte- Folge auf 
Weiſe, daß, mach Anordnung des Ortsvorſtandes, von der zur Bütgergarde 
Gemeinde gehörigen” gefammten Munnfchnfe" für die erledigte: Stelle zwei 
ſonen erwählt werden, aus welchen die. Mogierung dee Provinz, vorbes 
ic) der bei dem Miniſterium — Innern —“ whaugung⸗ 
Anführer ernennt. ." 
Jene Wahl gefchichet nach en: Vorſchriftemder g6. rn aid: 45. 
8.149. Die. Feldwebel und Unteroffteiere werden "durch dfe 'gefammte 
ınfchaft - unter. Zeitung des Ortsbefehlshabers unmittelbar. Day relative 
nmenmehrheit gewaͤhlt und von dieſem beſtaͤtigt. 
8* 150. Die Dauer einer jeden Anſtellung wird auf zwei Jahre ſeſt⸗ 
t, mach deren Ablauf entweder eine Beſtaͤtigung auf unbeſtimmte Zeit, 
Vorausſetzung fortwaͤhrender Ruͤſtigkeit und Tuͤchtigkeit zum Dienſte, 
ie, oder eine neue Wahl angeordnet wird. Auch wird die Wahl nur 
€ erneuert, als, neben obiger" Vorausſeung⸗ ur Abaang ‚eines Borges 
ı eine Stelle erledigt ift. — — 
$. 151. Die Verpflichtung aller, * dm. — in den Land⸗ 
nden gehörigen Leute wirdedurch Din: zů deftölkenden Commiſſar an Ort 
Stelle durch Handgeloͤbniß an Eides Statt’nac F. 50, bewirkt. 
$. 152. Die für die Buͤrgergarden der Landgemeinden beſtimmten 
fen follen in zweckdienlich eingerichteten. Piken def ehen, welche auf 
ı der Gemeinden angefchafft werden: “ Nut bie Anführer tragen Säbel 
er beftimmten Auszeichnung daran. 
Die Bewaffnung mit Musketen kann nur dann von den Gemeinden 
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bewirkt werden, wenn nach Verlauf eines Jahres, von Verkündigung. iefeh 
Geſetzes an, dieſelbe durch ‘einen, -von- zwei Dritteln der Gemeindeglieder zu 
faffenden, Beſchluß ausgefprochen ‚wird; der Ortsvorſtand fie für zweckmaͤßig 
erachtet und. die Regierung ber. Provinz. ihre, Genehmigung ertheilt, u 
jedody nicht ohne erhebliche. Gruͤnde verfagt werden darf. 

8.153. Jeder Anführer. hat. nach Möglichkeit dahin. zu: wirken,” daß 
ſeine Mannſchaft zum Dienſte in anſtaͤndiger Kleidung mit der weißen. 
Armbinde nad Vorfchrift des. $. 52. verſehen erfcheine.-. 

+. Die Anfhaffung der muſtermaͤßigen ARUBRLHIDANG: (L. $. 52.) 
bleibt jedem Bürgergardiften überlaffen. 

‚» Die Anführer tragen ale Dien ſtzeiche n die weiße Binde mit 
zwei, ſchmalen xothen Streifen in: der Mitte: . 3 

. $& 15% Die in den $$. 61. bis: 80. — Dienſivorſchriſ 
ten ſind auch auf die Buͤrgergarden der Landgemeinden, ſoweit ſie zu deren 
Verhaͤltniſſen paſſen, anwendbar. Hinſi chtlich der Waffenuͤbungen aber 
tritt ‚die Abänderung ein, baß. diefelben. in jeder Gemeinde. nicht mehr, als 
einmal des Monats an Sonntagen vorgenommen werden. . ' 

$.. 155.. Nur. auf Requifition einer Juſtiz- oder Dolizeibehörde kann 
die Buͤrgergarde eines Ortes, oder eine beſtimmte Abtheilung derſelben, zur 
noͤthigen bewaffneten -Hülfeleiftumg' in anderen. benachbarten Ge: 
meinden, befonders, dann, wenn e$ zur. Aretũhamg — Befehle 
unvermeidlich wird, verwendet werden. 

9.186. Die im -.$...26,; und: in den $$. 93. bie 116, gegebenen 
Strafgefet ebe gelten in gleicher Weile auch fuͤr die Buͤtgergarden auf dem 

ande 
Eben ſo ſſt die Stalbeſuntz eines Worgeegten diefelbe, wie beiden 
Bürgergarden in den Städten. 

$. 157. Statt der Bürgergarbegerichte. treten für die Buͤrgergarden der 
Landgemeinden uͤberall die gewoͤhnlichen Str afbehoͤrden ein, welche dann 
in geeigneten Fällen, ſtatt der in dieſem Geſetze angegebenen Strafen, nach 
Befinden auch angemeſſene Polizeiſtrafen zu verhaͤngen haben. 

Sn dem unverhofften Falle, wo die einſtweilige Entwaffnung der Buͤr⸗ 
gergarde einer Landgemeinde nach 8. 96. oder 97. ‚eintreten müßte, ſollen 
deren Waffen der naͤchſten Stadt, oder nach Befinden der Provinzhauptſtadt, 
zur Aufbewahrung, ſo lange bieſe erfotderlich iſt, übergeben werden. 

$: 158, Bon allen erheblichen Borfälten. im: Dienfte der Bür- 
gergarden der Landgemeinden :müffen die. Anführer dem: Bertwaltungsbeamten 
— thun welcher darüber am, bie RUM der. Provinz zu berich⸗ 
ten bat, el 
| $, 159. Ale frühere. TEEN * die Buͤrgerbewaffnung 

in den Staͤdten und den Landgemeinden werden durch gegenwaͤrtiges Geſetz, 
welches mit dem 1. Juli dieſes Jahres in Kraft tritt, aufgehoben. 

Urkundlich Umferer eigenhändigen Unterfchrift und des — — Staats⸗ 
ſi * — zu Wilhelmshoͤhe am 23. Juni 1832. 

F— SON ARE Wilhelm, 
Chucprinz und Mitregent, 
(St. ©.) 


In Abweſenhot des geiegeminiſe 
fuͤr · denſelben .” © 
veeg roret. 0. Vt. Haſſenpflug. 
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